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Friedrich, von Gottes Gnaden Goßferzog von Baden, 
Herzog von Bähringen. | 


Wir beauftragen hiermit Unferen Finanzminifter Dr. Eltftätter, Unſeren getreuen Ständen, 
zumächft ber zweiten Kammer, den anliegenden Gefegentwurf, die Steuererhebung in den Monaten December 
1891 und Jarıar und gerener 1892 — zur en und Huftimmung vorzulegen. 


Zum Regierungstommiffär für Bi Borfage ernennen Bir ben Minifterialdirector Seubert. 


Gegeben Schloß Baden, ben 12. November. 1891. 


@irftätter. 


SE buh® 


Berhandlungen der 2. Kammer 1891/92. Ate8 Beilageheft. 1 


Sejehentwnf, 


Die Etenererhebung in den Monaten December 1891, Zannar und Februar 
1892 betreffend. 


Friedrich, von Gotted Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mit Auftimmung Unferer getreuen Stände haben Wir befchloffen und verorbnen wie folgt: 


- Artilel 1. 

Die direlten und indirelten Steuern, welche in den Monaten December 1891, Januar und Februar 
1892 zum Einzug fommen, find, foweit nicht durch den nachfolgenden Artikel und durch neue Gejege Ab- 
änderungen verfügt werden, nach dem jeitherigen Umlagefuß und nad den beftehenden Gejegen und Tarifen 
zu erheben. 


Urtilel 2. 
Der Abgabejag beträgt: 
a. für die Grund-, Häuſer- und Gewerbefteuer fünfzehn Pfennig von je hundert Mark Stenerfapital; 


b. für die Rapitalrentenfteuer zehn Pfennig von je hundert Mark Steuerfapital; 
e. für die Einfommenftener zwei Mark von je hundert Markt Steueranſchlag. 


Artikel 3. 

Wenn und infoweit in dem Finanzgeſetz für die Jahre 1892 und 1893 bie im Artikel 2 beftimmten Ab- 
gabefäge für die dort genannten Steuergattungen für das Jahr 1892 nicht beibehalten werben follten, hat eine 
Ansgleihung durd den Müderjag oder die Nacherhebung der zu viel oder zu wenig erhobenen Steuerbeträge 
einzutreten. 

Artikel 4. 

Das Finanzminifterium ift mit dem Bollzug beauftragt. 


Gegeben ꝛc. 


— — Begründung. 


Um eine Störung im Fortgang des Staatshaushaltes zu vermeiden, iſt über den Steuereinzug für bie 
neue Budgetperiode, weldher mit dem 1. Dezember beginnt, alsbald bie erforderliche Beftimmung zu treffen. 
Zu diefer Mafregel wird durch Vorlage des gegenwärtigen, im Allgemeinen nad) der beftehenden Uebung abge- 
faßten Gefegentwurfes die Mitwirkung der Landftände in Anfpruch genommen — Xrtifel 1. 


Die dermalige Lage des Staatshaushaltes, insbejondere die Höhe der im Betriebsfond angefammelten 
Ueberſchüſſe aus den ordentlichen Etats ber legten Jahre, ermöglicht e8 indeffen der Grofherzoglichen Regierung, 
für die kommende Budgetperiode eine Ermäßigung der Steuereinnahmen der Staatskaffe in Vorſchlag zu 
bringen. Diefe Ermäßigung joll nad Auffaffung der Großherzoglichen Regierung nur bei den direkten Abgaben 
eintreten und fofort mit Beginn des neuen Steuerjahres wirkffam werden. Diefer letztere Umftand erheifcht, 
da mit der Bertbeilung der Steuerzettel in der erften Hälfte des Monats Dezember zu beginnen ift, eine 
fofortige Beihlußfaffuhg über den Umfang und die Höhe der Steuerermäßigung — Artikel 2. 

Doch ift felbftverftändlih, daß dieſe jegt, erfolgende Entjcheidung injofern nur eine vorläufige fein fann, 
als die Möglichkeit gegeben ift, nach Abjchluß der Budgetberathungen bei Feftftellung des Finanzgeſetzes die 
einftweilen genehmigten Steuerfäge anderweitig zu beftimmen; wegen ber in biefem Fall nothwendigen Aus- 
gleihung der zu viel oder zu wenig erhobenen Beträge ift im Gefegentwurf ausreichend Vorkehr getroffen 
— Artikel 3. 


Was nun insbejondere die Höhe der im Artitel 2 vorgefchlagenen Abgabefäge anbelangt, jo würde das 
Einnahmebubget der Steuerverwaltung für bie Jahre 1892/93 im Fall der Beibehaltung der bisherigen, 
zulegt im Finanzgeſetz für 1890/91 genehmigten Säke ſich umter dem Abſchnitt „Direkte Steuern" folgender- 
maßen geftalten: 


1. Grund: und Häuferfieuer. 


Nah der Zufammenftellung ber Katafter für 1891 beträgt das 


Grumdftenerlapitll =» = » . . 1486793060 AM 
Hänferfteuerlapitl - -» » » 885465180 „ 


zufammen ., . 2372258240 M 


hieraus die Steuer zu 181 3 von 10.M—= . . z nn + 4388678 M 
dazu (nach den NEE) Grund⸗ und Bäuferftenernactrag .. 22 822 „ 
— — — — 


im Ganzen.. 4 411 500 





Uebertrag 4 411 500 
1* 


Uebertrag 4411500 M. 
2. Gewerbſtener. 
Nah der Zufammenftellung der Kataſter für 1891 beträgt das Gewerbiteuer- 
tapital 534 471 200 A; 


hieraus die Steuer zu 18 J vn 100 —988 772 M 
dazu (nad) den Rechnungsergebniffen): 
a) Gewerbitenemahtrg . .» - .» duurur se "ISEDIL. . 
b) Gewerbfteuer von Wanderlagern und — 1608 „ 
c) Gemwerbfteuertaren . . er ENTE 
d) Gemwinnantheil von der, veichu But, N HR, — , 


im —— 000000 116448 „ 


3. Kapitalrentenfteuer. 
Nach bieheriger Uebung ift das — von 1890,ceinſchtießlich bes Nach⸗ 
trags, mit . . ; een MEERE 
als Budgetſatz —— 
4. Einlommenſteuer. 


Nach der Zuſammenſtellung der Kataſter für 1891 beträgt der Steueranſchlag 
221 078625 M; 


hieraus die Steuer u 2 M 50 Jon I WM= . ..: .. 0... 552666 M . 
dazu (nad) den Rechnungsergebniffen) Steuernacdhträge » » 2 2 22. DB „ 
und Einkommenfteuer nach Artikel 15 des Geſetzes.. 1835907 „ 


im Sanzeu » 2.2 ne. 6235406 „ 


5. Sonftige Steuern, 


Beförfterungsftener - > 2 22er. . 132656 M 

UIEIEle OUEE eo 559 , 
im Ganzen — — 133215 „ 

Der Abjchnitt „Direkte Steuern“ würde el abſchließen mit einer poransfichtlicen 
Einnahme von . » » . 0... 133849 4% 


In der Annahme, bafı zur x Ermäßigung = Steuern in Aa * heiben, Lehre 1892 und 1893 cin 
Betrag von etwa 2 000000 bis 2500 000 A. verfügbar fein wird, geht der Vorſchlag der Großherzoglichen 
Regierung dahin, den Steuerfuß der direkten Abgaben feſtzuſetzen bei der 

Grund-, Häufer- und Gewerbftener ſtatt bisherigen t@/slauf 15 9, Ermäßigung 18,9 0/6; 
Kapitalrentenfteuer ftatt bisheriger 11 auf 10 5, Ermäßigung 9,1 0/0; 
Eintommenfteuer ftatt bisheriger 2 HM. 50 3 auf 2 M, Ermäßigung 20 0/0. 

Bei Zugrumdlegung diefer Mgabeſütze gelangt man zu —— Darſtellung des ir ber birelten 
Steuern: 


1. Grund: und —R 
zu 15 3 von 100 M, von 2372 258 2410 . -» > 2 nr» 3558387 .M 
Nachtrag, etwa 1/2 Ya ber Hauptfunme - > > 2 2 m nn 171792 „ 


zufammen » 2» 2 2 2 33576179 M 
— — — — 
Uebertrag 3576179 M 
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Uebertrag 3576179 M. 





2. Gewerbfteuer 
zu 15 3 von 100 A, von 534 471 200 0.. 6601 707 M 
Nachtrag, etwa Is der Hauptfumme » » 2 2 2 2 2 nenn. 10213 „ 
im Uebrigen RE BE =: a ee ea 48683 „ 
zuſammen. 950 603 „ 
3. Kepitakventenauer 
zu 10 3 von 100 A, Wıı von 1358892 M M.. 1235356 „ 


4. Einlommenfteuer 


zu 2 A vou 100 A, von 2210765 M. - . .» - „000. 4421372 % 
Nachtrag und Steuer nad) Artikel 15, etwa I/s ber Hauptfumme 000... 5526% „ 


zufammen - >» 2 2 20 4974268 „ 





b. Sonftige Steuern 


EDRERBEER : u: 4: 8. 38: 280 N ee ee een 133 215 „ 
im Ganzen . . 10869621 AM 
Die Bergleihung mit dem nad) dem bisherigen Stewerfuß veranjcjlagten Betrag von 13303479 „ 


ergibt eine Ermäßigung um . . . .. 24433 858 M 
Dieſelbe wird indeſſen in Wirllichteit um ein — hiner — Betrag zurüdbleiben, da auch bie 
Stenerabgänge, die im feitheriger Weife in das Ausgabebudget eingeftelit find, zufolge der Herabjegung des 
Steuerfußes einen gemiffen Rüdgang erfahren werben. 
Der auf Grund der vorgefchlagenen Abgabejäge berechnete Betrag von 10869 621 AM. ift im Budget 
ber Steuerverwaltung ald Einnahme vorgefchen. 





Beilage zum Protofoll der 3. Sigung der zweiten Kammer vom 20. November 1891. 


Snitiativ-Antrag. 


Die Sammer möge beichließen: 


Großh. Regierung wolle das Beamtengejeg nebſt Gehaltsorbnung und Gehaltstarif vom 24. Yuli 1888, 
fammt den zum Vollzuge berfelben erlaffenen Beitimmungen einer Revifion, insbefondere in den folgenden 
Punkten, unterziehen und dem gegenwärtigen Landtage einen entſprechenden Gefegentwurf vorlegen. 


I. Zum Beamtengefek. 


a. Aenderung des & 3 dahin, daß jämmtliche Stellen der Abtheilungen A bis einichließlich F bes Gehalts: 
tarifs durch Iandesherrliche Entſchließung übertragen werben. 

b. Abänderung des $ 93 dahin, daß durch Geſetz diejenigen Kategorien von Unterbeamten bezeichnet 
werden, gegen welche als Ordnungsitrafe Arreft verhängt werden darf. 

Dabei wäre davon auszugehen, daß die Verhängung von Arreftftrafen nicht über deu Kreis ber- 
jenigen Unterbeamten hinaus ausgedehnt werden darf, weldye einer der militärischen ähnlichen Unter: 
ordnung und Disciplin unterworfen find. Auch foll die BVerhängung von Arreftfteafen nur den 
Minifterien, ſowie den Kollegialmittelftchien zuftehen. 


U. Zur Gehaltsorbnung. 

a. Aenderung des $ 6 Abjak 3 in dem Sinne, daß, jomweit im Gehaltstarif für Beamte ber gleichen 
Benennung verjchiedene Gehaltsklaſſen vorgejehen find, für die Einreihung der Beamten in dieſe Klaffen 
nicht die Art der Vorbildung, fondern die dienſthiche Brauchbarkeit und das Dienftalter maß- 
gebend find. 

b. Strid) von Abſatz 5 des $ 9 befagend: 

„Im Falle einer Verjegung wird für die Verwilligung der Zulage in der neuen Amtsftelle bie 
Zeit, welche der Beamte feit der letzten Gehalts- oder Zulageverwilligung auf der feitherigen Amtsftelle 
zugebradjt hat, fall er den für diefe Stelle maßgebenden feſten oder höchften Gehalt bezog, zur 
Hälfte und falls dies nicht der Fall war, mit der ganzen Dauer eingerechnet." 

Im Bufammenhang hiermit Strich der gleichen Beftimmung in $ 20. 

c. Aenderung des $ 20 in dem Sinne, daß der Gehalt derjenigen Beamten, welche beim Inkrafttreten 
der Gehaltsordnung noch nicht im Bezug des tarifmäßigen Anfangsgehaltes waren, auf den letzteren, 
unter Aufrechterhaltung des Anſpruchs auf die tarifmäßige Anfangszulage, erhöht wird. 

Die Frift für diefe Zulage wird jo berechnet, wie wenn die feit der erften Anftellung bezw. feit der 
legten ordentlichen Zulagebewilligung verfloffene Zeit unter der Herrichaft der Gehaltsorbnung zugebradht 
worben wäre; die inzwifchen erfolgte Aufrundung des Gehalts auf den tarifmäßigen Anfangsgehalt 
bleibt außer Betracht bei Berechnung ber Zulagefrift. 


IIL, Zum Gehaltstarif. 

Aenderung in der Richtung: 

a. Daß die Bezüge der mittleren und unteren Beamten-Abtheilungen E bis mit K des Gehaltstarifs — 
mindeſtens im gleichen Umfange eine Aufbefferung erfahren, wie fie den Beamten der Abtheilungen 
A bis mit D durch den Gehaltstarif vom 24. Yuli 1888 zu Theil geworden ift. 

b. Daß die Zulagefriften für alle Beamtenkategorien in gleicher Weije bejtimmt werden. 

c. Daß die Zulagebeträge jo bemefjen werden, daß der Höchſtgehalt bei allen Beamtenklaffen innerhalb 
des gleichen Zeitraums erreicht werden kann. 

d. Bejeitigung der Alterszulagen und dementiprechende Erhöhung des Höchitbetrages der Gehalte. 

e, Entiprechend dem Antrag unter Buchſtabe a zur Gehaltsordnung Stridy der Bemerkungen im Gehalts- 
tarif Abtheilungen & zu DO.-3.6 und H zu DO.-3. 1, 3, 4, 8 und 9, nad) welchen nur jolche Beamte 
in diefe Kategorie gelangen Fünnen, welche eine Prüfung abgelegt haben. 

Wir haben in Vorftchendem nur die mwejentlichjten allgemeinen Mängel des Beamtengeſetzes nebjt 
Gehaltsorbnung und Gehaltstarif zufammengeftellt und behalten uns ausdrüdlicd vor, den Antrag auf gerechte 
Erledigung weiterer Beichwerdepunftte auszudehnen und bei Berathung der betr. Budgetpofitionen jpezielle 
Anliegen einzelner Beamtenkategorien zum Vortrag zu bringen. 


Karlsruhe, 17. November 1891. 


Mujer. Heimburger. 
Vogelbach. Schumann. 
J. B. Eder. Venedey. 


Beilage zum Protokoll der 3. Sitzumg ber zweiten Summer vom 20. November 1891. 


Antrag. 


— — — — 


Die Kammer möge beſchließen: 


Großh. Regierung wolle einen Geſetzentwurf vorlegen, welcher die Einführung des direlten Wahlrechts 
für die Landtagswahlen bejtimmt. 


Karlsruhe, 17. November 1891. 


Mufer. Schumann. 
J. B. Eder. Heimburger. 
Vogelbach. Benedeh. 


Beilage zum Protokoll der 3. Sigung der zweiten Stammer vom 20. November 1391 


J 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Wir beauftragen hiermit den mit der Leitung Unſeres Miniſteriums des Innern betrauten Staats— 
rath Eijenlohr, Unjeren getveuen Ständen, zunächit der zweiten Klammer, den Entwurf eines Geſetzes, 
„die Dotation der Kreisverbände betreffend“, zur verfafiungsmähigen Berathung und Zuitimmung vorzulegen. 

Zum Regierungskommiſſär für diefe Vorlage ernennen Wir den Minijterialratd Baader. 


Gegeben zu Schloß Baden, den 1. November 1891. 


Friedrich. 


Eiſenlohr. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit Höchſten Befehl: 
Dr. Walp. 


Berbandlungen der 2. Kammer 1891/92, Ates Beilagcheit. 2 
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Gefehesentwurf, 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog don Baden, 
Herzog von Bähringen. 


Mit Zuftimmmg Unferer getreuen Stände haben Wir befchloffen und verorbnen was folgt: 


Artikel 1. 


Den Kreisverbänden des Landes wird zur Erfüllung ihrer Aufgaben, insbefondere zur Beftreitung des 
Aufwandes für die Landarmenpflege und die Kreisſtraßen je für ein Kalenderjahr aus des Großherzoglichen 
Staatötafje der Betrag von 919000 M. 

Neunhundertneunzgehntaujend Marl 
zur Verfügung geftellt. 

Diefer Staatszuſchuß vertheilt ſich auf die einzelnen Kreiſe wie folgt: 


Konftn -» .» 2 2 2 2 202 0..140980 M. 
Villingen -. © 2 2 2 22020. 43270 „ 
Walbahut -. - >» 2» 2 83660 „ 
Freiburg 14u0 760 
BES: 0 5 u on 87260 
Offenburg -. -» » 2 22 2... 1009930 „ 
Baden. 683610 
Karlsruhe.. 2 2 0. 92550 „ 
Manuneim . .». - - 2 2... 58810 „ 
Heidelberg -» » 2» 2» 2 200. 59300 „ 
Mosbah . . .» 2... .  T1470 „ 


Die Zahlung erfolgt in Bierteljahresraten zum Voraus, 


Artikel 2. 


Der Urtitel II des Gejeges von 1. März 1884, die often der Landarmenpflege betreffend (Gefepes- 
und Berordnungsblatt 1884 Nr. VII), wird aufgehoben. 


Artilel 3. 


Das gegenwärtige Gefeg tritt mit dem 1. Januar 1892 in Wirkfamteit. 
Unjere Minifterien des Innern und ber Finanzen find mit dem Vollzuge beauftragt. 


Gegeben zu Karlsruhe, den 


Begründung. 


I. Die Kreisverbände erhalten zur Zeit aus Mitteln des Staates: 
a) zur Beitreitung der Koften der Landarmenpflege auf Grund des Artikel IT bes Gefeges vom 
1. März 1884, beziehungsweije bed Geſetzes vom 15. Februar 1888, die Koften der Land— 
armenpflege betreffend, für die Bubgetperioden 1888/89 und 1890/91 jährlih. . 613000 M. 
(Titel IX $ 13 des ordentlichen Etats.) 

b) zur Unterhaltung der Kreisſtraßen für die Yudgetperiode 1890/91 Laut Speyial- 

budget des Minifteriums des Innern Titel XIX. B. außerordentliher Etat & 1 
ählid ... Eee a IR. 

e) Staatsbeitrag zur Beftreitung * — Rreisbebürfniffe, begiehungätweife 

zur Erleichterung der Gemeinden für die Bubgetperiode 1890/91 laut Nachtrag 

zum Spezialbubget bes Grofherzoglichen Minifteriums des Innern Titel IX 
$ 1a des auferorbentlichen Etats jährlih.. . . . . .. 160000 „ 
Die Poſition unter lit. b, welche für drei Jahre nad) Eintritt ber Wirlſamteit des Straßengeſetzes 
gemäß $ 42 dieſes Geſetzes in dem ordentlichen Budget Aufnahme gefunden und ſeither in Hinſicht auf die 
ben Streifen durch die Einführung des neuen Straßengejehes nicht in gehofftem Maße gewordene Entlaftung 
ftet3 wieder im auferorbentlichen Budget ihre Stelle fand, gab ben Kreisausſchüſſen des Landes Veran— 
lafjung unterm 10. Dezember 1889 in Petitionen an das Minifterium des Innern und die Landſtände 
deren angemejjene Erhöhung und Aufnahme in das ordentliche Budget zu beantragen. Diefem Gefuche 
wurde theilweife dadurch entiprochen, daß nachträglicdy der unter lit. c bezeichnete Betrag von jährlich 
160 000 A. als Beitrag zum Streisaufwand in das außerordentliche Budget für 1890/91 eingeftellt wurde. 
Bei der fortwährenden Ausdehnung der Aufgaben und der dafür erforderlichen Aufwendungen der Kreije hat 
jich die Großherzogliche Regierung entjchlofjen, den ausgejprochenen Wünfchen der Kreisausſchüſſe weiter 
entgegenzulommen und den reifen auf Grund eines Gefeges eine jtändige, nur durch Geſetz widerrufliche 
Dotation zuzuweiſen. Sie glaubt hieran um fo eher fejthalten zu follen, als mit diefer Mafregel eine 
dauernde Erleichterung der Gemeinden ald Träger der SKreisfteuerpflicht geichaffen und eine größere 
Stetigfeit im Kreis- und Staatshaushalt gefichert wird; fie jteht mit diefer Dotirung eines Selbitverwaltungs- 
törperd, der zum Theil wenigitens mittelbar auch Staatdzwede erfüllt, nicht allein, da in Preußen fchon 
durch ein Gejeg vom 30. April 1873 (Gejegesjfammlung der Königlich Preußiſchen Staaten von 1873 
Seite 13), beziehungsweife vom 8. Juli 1875 die Provinzial» und Kreisverbände mit erheblichen jährlichen 
Stantsbeiträgen außgeftattet worden jind und auch im Slönigreich Bayern den Sreisgemeinden wenigitens 

für beftimmte Sreißzwede budgetmähige Staatszufchüffe geleitet werben. 
Die Dotation joll aber nicht nur auf die bisher den Kreifen gewährten Zuſchüſſe von 100 000 M unb 
160 000 A. bejchräntt bleiben, vielmehr lag nahe, bei diefer Sachlage in Erwägung zu ziehen, ob nicht 
auch der ben Streifen ala Landarmenverbänden auf Grund des Artikels IT des Gejeges vom 1. März 1884 
zu gewährende Erjat der Koſten der Landarmenpflege, welcher jet wieder nach der gejeglichen Vorjchrift für 
die Bubdgetperioden 1892/93 und 1894/95 in einer Baufchfumme feftzufegen wäre, in ſeſtem Betrage ber 
Dotation ein für allemal beizujchlagen jei. Die Großherzogliche Regierung gelangte bei Prüfung dieſer 
2° 
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Trage zu einer Bejahung derjelben. Abgejehen von der Vereinfachung des Staatsvoranjchlags und dem im 
Allgemeinen wünjchenswertben Wegfall auf einer ſchwierigen md mißlichen Nechnungsprüfung beruhender 
periodifcher Bewilligungen, welche fich bei diefer Ordnung der Sadje ergibt, ift die Annahme begründet, daß 
der Landarmenaufwand, wie aus der Daritellung für die Jahre 1887 bis mit 1890 der Anlage I gejchlniien 
werden darf, erheblichen Schwankungen nicht mehr unterliegt, daß vielmehr ein gewijjer Beharrungszuftand 
eingetreten ift, der ed nunmehr im Gegenjag zu früheren Perioden geitattet, feſte Summen als bleibende in 
Rechnung zu ziehen. Wenn dabei, wie in Anlage I nachgewiefen ift, für die einzelnen Kreiſe der höchſte 
Aufwand aus den letzten vier Jahren auf Hundert aufgerumdet der Berechnung und Vertheilung zu Grunde 
gelegt wird, jo wird, abgejehen von der in der Sejammtdotation Liegenden Ausgleichung, die Gefahr als aus: 
geichlojjen zu erachten fein, daß die Kreisfteuerpflichtigen in irgend erheblicher Weife zu den Kojten der 
Landarmenpflege beitragen. Dabei darf wohl darauf hingewiefen werden, daß die Möglichfeit gröherer 
Erſparniſſe durch eine gefteigerte Sorgiamteit in Ueberwachung des Unterjtügungsweiens, zumal mit Eintritt 
ber vollen Wirkungen der fozialen Verſicherungsgeſetzgebung, bei feitverbleibender Dotation viel näher 
gerückt ift. 

Hiernach ift der Gejammtdotation, foweit fie auf den Yandarmenaufwand bajirt ift, der Betrag 
von 659 000 „A. gegen 618000 .#. der laufenden Budgetperiode und 480000 AH. der Perioden 1884/85 
und 1886/87 zu Grunde gelegt, und die Sefammtdotation auf 919000 „AH. jährlid) berechnet. J 

II. Die Vertheilung dieſes den Kreiſen zugewieſenen Geſammt-Staatsbeitrags, wie ſie in Artitel 1 
des Eutwurfd gejeglich geregelt wird, iſt in Anlage II entziffert. 

In Spalte 3 jind die Beträge genannt, wie jie nad) Maßgabe des Strafengeieges- vom 14. Juni 1894 
in & 42 zuerſt auf drei Jahre und jpäter nach Aufnahme der Gejammtjumme in den auferordentlichen Etat 
bisher unbeanftandet vertheilt und zur Auszahlung gelanzt find. Es liegt unſeres Erachtens kein zwingender 
Grumd vor, nachdem der Gefammtbeitrag wejentlich erhöht worden ift, hier einen anderen Berechnungsmodus 
anzuwenden, da insbejondere bezüglich derjenigen Kreisverbände, welche jeither ihr Kreisjtrahenneg erweitert 
haben, ein Ausgleich gefunden ift in der Vertheilung der in Spalte 4 bezeichneten in das Budget 1890/91 
erjtmals aufgenommenen Summe von 160000 M, welche auf diefelbe Weiſe erfolgen joll, wie jie für Die 
Budgetjahre 1890/91 erfolgt ijt. Es darf bierwegen wohl darauf hingewiefen werben, daß Eimvendungen 
gegen dieſen Vertheilungsmodus nicht vorliegen, und daß insbejondere nach dem Protokoll über die Badener 
Delegirten-Berfammlung der Kreisausichüjie von 1891 ausdrüdlich betomt wurde, daß die Kreife mit der 
ihnen für allgemeine Streiszwede aus der Staatskaſſe gewährten Unterjtügung jehr wohl zufrieden fein 
tönnten, daß auch bei der Vertheilung der im Budget vorgejehenen Summe Seitens der Groß— 
hberzoglichen Regierung nad richtigen Grundſätzen verfahren worden jei und daß 
nunmehr nur erübrige, dieſe Dotirung durch Aufnahme in das ordentliche Budget zu einer dauernden zu 
geitalten. r 

Ueber die Berechnung der bisher auf die Kreiſe in Nücdficht auf den Landarmenaufwand ausge 
jchlagenen Summen ift oben jchon das Nöthige gejagt worden. In Spalte 6 der Anlage II it jodann im 
Wege der Addition der drei Theilbeträge diejenige Summe gefunden, welche in Artikel J des Entwurfs den 
einzelnen Kreifen zugewiejen it. 

Die Großherzogliche Regierung verkennt nicht, daß auch andere Vertgeilungsgrumdjäge mit mehr oder 
weniger Berechtigung angewendet werden könnten, kann ſich aber auch der Erkenntniß nicht verjchliegen, daß 
fein wie immer gearteter Vertheilungsmodus — wenn einmal von einer periodischen im Gejegeswege auszu— 
führenden Neuberechnung abgejehen werden joll — den wechielnden Verhältniiien der Kreisaufgaben und der 
finanziellen Leiftungsfähigfeit der Kreife jich reehneriich durchaus anpaßt, und daß es daher zwedmähig 
erfcheint und am wenigiten Schwierigkeiten bietet, da8 Gegebene und bereits Eingelebte feitzuhalten. 

II. Die Artitel II und III des Entwurfs bedürfen feiner weiteren Erlänterung. 


Beilage IL. 1! 


Sandarmenanfwand. 











Hiernad 












m Baufc- Yandarmenaufwand. Hödhfter — 
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3 jahrlid Durch· wand jlünftig ſich 
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Konſtanz 106 000 | 110906 | 114138 | 109102 | 114328 | 112119 | 114328 | 115 000 
Billingen 24 000 26 561 28 461 28 693 26 174 27 472 28 603 29 000 
Waldshut . 70000 | 68790 | 64954 59 947 62059 | #410 | 687001 60 6000 
Freiburg 93 000 37 716 | a1 368 92 812 89 142 90 260 a2 812 93 000 
Lörrach 87000 | 65 199 65149 | 67110 6960| 67514 69 608 TO 000 
Offenburg . 73 000 78 085 76 762 78 062 79305 18 054 79 205 so 000 
Baden 29000 | 32958 36216 | 37491 35588 | 135566 37491 38 000 
Karlsruhe 52000 | 52582 54 759 | 56521 55 038 54 725 56 521 57 000 
Mannheim 27 000 31514 28402 | 30802 20 656 30 094 31 514 32 000 
Heibelberg 30000 | 27185 | 30221 29 167 | 26373 | 28237 30221 31 000 
Mosbach 48 475 44 172 43 780 41661 44 022 44 661 45 000 




















633 ABT 632 837 632226 658 000 


Zumma 
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Staatsbeitrag au die Kreisverbände. 


m 
! 
no 
= 


4 5 6 


Antheil an 
Antheil an 160000 „A. | Baujchjumme 























} = — 43 
& 100 000 M Staatsbeitrag 5 für Sejammt- 
a reis Staatszuſchuß für Kreis— Landarmen— 
EI e zur Unterhal- aufgaben aufwand — | 
= tung der verfchiedener |; nad Dotation 
0 Kreisſtraßen Art I. Sp. 10 
N — nn EL rn M_ — — — M. m m - M 
l Konitan .» 2» 2 22. 9270 16 710 115 000 140 980 
2 Bılinıen . . 2.2... 5350 8920 29 000 43 270 
3 Waldshut . . . 2... 6210 8 450 69 000 83 660 
4 Rn 15 110 22 650 93 000 130 760 
5 SER 2. 8 730 8530 70 000 87260 
I 6 | Offenbu 2 222005 10 840 10.090 80.000 100930 | 
= Baden . . . . u 7320 7290 38 000 52610 | 
I 8 | Sarlauıhe . 2 22. . 12410 23 140 57.000 92550 | 
| 9 | Mannheim. . .... 4 700 19510 32 000 56210 | 
| 1 Heidelberg -. . . . . . 10 940 17 360 31.000 59 300 


45 000 





9120 71470 





17 350 





| 11 Mosbadı 






659 000 





| Summa 100 000 160 000 
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Beilage zum Protokoll der 3. Sigung der zweiten Kammer vom 20. November. 1891, 


Antrag. 


Die Kammer möge beſchließen: 

Großherzogliche Regierung‘ wolle. einen Gefegentwurf vorlegen, 
durch weldhen das Geſetz vom 22. Juni 1890, die theilweije Abänderung 
der Gemeindeordnung betreffend, in den nadhjtehenden Punkten einer 
Aenderung unterzogen wird: 

1. Die Bejtimmung des $ 9b, Abſatz 3, Ziffer 2, nach welcher da3 Wahlrecht der Gemeindebürger 
ruht, welche zur Entrichtung einer ordentlichen direkten Staatsſteuer im Großherzogthum nicht ver- 
pflichtet jind, 

iſt zu ftreichen. 

2. Die Beitimmung des $ 11, bejagend: der Bürgermeifter und die Gemeinderäthe werden vom Bürger— 
ausſchuß gewählt, ift zu erjegen durch die Beſtimmung: 

„der Bürgermeifter und die Gemeinderäthe werden von den GSemeindebürgern und wahl- 
berechtigten Einwohnern gewählt.“ 

3. 8 17, Sag 1 hat zu lauten: 

„das Amt des Bürgermeijterd dauert jech 3 Jahre.“ 

Im Zufammenhang hiermit ift in $ 18a, Ziffer 5, ſtatt neun Jahre, ſechs Jahre zu. jegen. 
Artikel IV., Buchjtaben a. und b. des Geſetzes vom 22, Juni 1890 find behufs Wicderherjtellung 
der früheren Faſſung zu ſtreichen. 

4. $ 35 der Gemeindeordnung ift in feiner früheren Faſſung wiederherzuitellen, wobei jedoch die 
Worte „Bürgerjchaft” und „Bürger“ durch das Wort „Wahlberechtigte" ımd das Wort „Bürger- 
recht" durd) das Wort „Yebensjahr“ zu erjegen ſind. 8 35 foll hiernach lauten: 

„Für die Wahl des Bürgerausjchuffes werden die Wahlberechtigten nach Maßgabe der in 
den Gemeindelatafter gehörigen Steuertapitalien in drei Klaſſen getheilt. Es bejteht: 

die erſte Klaſſe aus den Höchitbejtenerten und umfjaht ein Sechätel; 

die zweite Klaſſe aus den Mittelbejteuerten und umfaßt zwei Sechstel; 

die dritte Klaſſe aus den Niederjtbeftenerten und umfaßt die‘ übrigen drei Sechstel der 

Wahlberechtigten. 

Wenn bei dem Uebergang von der einen zur andern Klaſſe mehrere in gleichem Maaße 
bejteuerte Wahlberechtigte zufammentreffen, jo werden die nad) dem Lebensjahr Melteren vor 
den Jüngeren in die höhere Klaſſe eingereiht. Läßt fich die Zahl der Wahlberechtigten nicht 
durch ſechs theilen, jo werden die Llebrigbleibenden in die dritte Klaſſe geitellt.“ 


Karlöruhe, den 17. November 1891. 


Mujer. Schumann. 
K. Vogelbad. Heimburger. 
3.8. Eder. VBenedey. 
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Beilage zum Protofoll der 5. Sigung der zweiten Kammer am 25. November 1891. 


Interpellation. 


Die Unterzeichneten ſtellen an die Großherzogliche Regierung die ergebene Anfrage: 
Was gedenkt die Großherzogliche Regierung zu thun hinſichtlich der im Reichsgeſetz vom 
1. Juni d. J. die Abänderung der Gewerbeordnung betreffend, den Staatsverwaltungen über— 
wiefenen beziehungsweife überlafjenen Maafnahmen in Bezug auf die Sonntagsruhe? Wird 
insbejondere beabfichtigt, den im Eiſenbahndienſte bejchäftigten Beamten und Arbeitern eine aus— 
reichendere Sonntagsruhe zu gewähren, als dies bisher der Fall war ? 


Karlarube, den 24, November 1891, 


v. Buol, Gerber. 
Marbe. Fiſcher. 

Hug. J. Schuler. 
vLöffler. Lauck. 

v. Bodman. Birkenmayer. 
Wacker. Schüler. 
Weber. Streicher. 


Lohr. 
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Beilage zum Prototoll der’5. Sitzung ber zweiten Kammer am 25. November 1891. 


Antrag. 





Die Unterzeihneten ftellen den Antrag, hohe Zweite Kammer wolle 
beſchließen, Grofherzoglide Staatsregierung zu erjudhen, den Land— 
ſtänden einen Gejegentwurf vorzulegen, wonad.die auf Grund des 
Gefetzes vom 7. Mar1858 (Negierungsblatt Nr. 21von 1858) gebildeten 
Steueranfhläge bezw. Steuerfapitalien des Nebgeländes mit Wirkung 
vom 1. Januar 1898 an auf 50,Proyentermähigt werden. 


Begründung. 





Nach allgemeiner Erfahrung ift die Nentabilität ded Weinbaues unferes Landes feit einer Reihe von 
Ahren weſentlich gefunfen und deckt der Ertrag der Reben vielfach nicht die Betriebskoſten. Die auf Grund 
vi Gejeges vom 7. Mai 1858. (Regierungsblatt Nr. 21 von. 1858) gebildeten Steueranfchläge für die Ein- 
isitung des Rebgeländes zur Grundſteuer entiprechen daher den dermaligen Ertragsverhältnifien des Reb— 
baues nicht mehr und begründen eine im Verhältniß zur Bejteuerung des übrigen Landwirthichaftlichen 
Geländes und der Waldungen ungebührlich hohe fteuerlihe Belaftung. 

Zur Hebung dieſes Mißſtandes eröffnen fich zwei Wege: entweder könnte eine neue Einſchätzung 
des Rebgeländes zur Grundſteuer nach nen zu ſchaffenden gejeglichen Normen — dem Durchſchnitts⸗ 
ertrag der letzten 20 ober 25 Jahre entfprechend — vorgenommen oder eine generelle Ermäßigung 
der Steneranjhläge beziehungsweife Steuerlapitalien fämmtlichen Nebgeländes angeordnet werden. 

Die Befchreitung des erſteren Weges ift mühſam, koftipielig und zeitraubend, während ber legtere un- 
gleich, geringere Schwierigkeiten bietet und rafcher zum Ziele führt. 

Die Unterzeichneten glauben daher, den Iegteren Weg zur Annahme empfehlen zu follen und find der 
Anficht, daß angefichts der tief gefunkenen Rente aus dem Rebgelände, ja der vielfach herrſchenden Ertrag- 
loſigleit desfelben, eine Herabjegung der Gteuerlapitalien auf 50 Prozent ihres feitherigen Betrages nicht 
inbillig wäre. 


Karlsruhe, den 24. November 1891. 


Fiſcher. Grüninger. 
Gerber. Birkenmayher. 
Lohr. Lauck. 

Weber. Schuler. 
Wacker. Schättgen. 
v. Bodman. Marbe. 
Löffler. Streider 
Hug. Reichert. 
Schüler. Hennig. 
Nopp. v. Buol. 


Verhandlungen ber 2. Kammer 1891/92. Ates Beilageheft. 3 


Beilage zum Protololl der 5.. Sigung der zweiten, Sammer. vom, 25, Noveniber 1891. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog bon Baden, 
Herzog von gähringen. 


Wir beauftragen den mit der Leitung des Großherzoglichen Miniſteriums des Innern betrauten Staats 
rath Eijenlohr Unſern getreuen Ständen, zunächſt der zweiten Kammer, den anliegenden Entwurf eines Ge— 
jeßes, die, Vereinigung der Geweinde Neidel sbach mit der Gemeinde Eubigheim betreffeud, zur verfaffungs: 
mäßigen Beratung und Zuftigumung, vorzulegen. 


Zum gr für dieje Borlage ernennen Wir den Miniſterialrath Baader. 
Gegehben zu Karlsruhe, ‚den, 21, November 1891. 


Eifenlohr. Friedrich. 


Auf, Seiner, 1: Aa Hoheit, Höchſten Befehl: 
Dr. Walp, 
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Gutwurf eines Gefebes, 


die Vereinigung der Geitteinde R eidelsbe ch mit der Gemeinde 
Eubigheim betreffend. 


NN* 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 
Mit Zuſtimmung Unferer geireuen ‚Stände haben Wir befchloffen —— J folgt: 


81. | 
Die Gemeinde Neidelsbad wird am aufgeläft und als Nebenort mit 
eigener Gemarkung der Gemeinde Eubigheim zugetheilt. 


82. 

Bis zur nächften regelmäßigen Erneuerungswahl des Gemeinderaths von Eubigheim tritt zu diefem ber 
zur Zeit der Auflöfung der Gemeinde im Amte befindliche Bürgermeifter von Neidelsbach als weiteres Mit- 
glied Hinzu. 

892. 

In gemeinde und armenvechtlicher Beziehung kommt dem feitherigen Aufenthalt in Neidelsbad bie 

ſelbe Wirkung zu, wie jenem in.Eubigheim. 


Sg 4. 
Das Minifterhrm des Innern ift mit dem Vollzug des Geſetzes beauftragt. 


Gegeben zu 





.. Begründung. 


Die Gemeinde Neidelsbach, deren Gemarkung eine fläche von 296 ha 31 a 77 m umfaßt, von denen 
42 ha 26 a 14 m Eigenthum der Gemeinde find, 251 ha 45 a 57 m ber Fürftlichen Standesherrſchaft 
Hohenlohe-Bartenftein gehören, enthält nad) der letzten Voltszählung nur 4 bewohnte Gebäude, T Haushaltungen 
und im Ganzen 45 Einwohner. Moch imzulängfichen erſcheinen Die Verhältnifſe diefer ; Meinften Gemeinde des 
Landes, wern man die Bürgerzahl derjelben in Vergleichung zieht. 

Diefe beträgt mit Zuſchlag zweier Einwohner‘, welche feiner, Zeit nad) $ 15 Schlußſatz der Gemeinde: 
ordnung durch Wahl in den Gemeinderath zum Bürgerrecht gelangt find, 5, von ihnen find 2 überdies orts- 
abwefend. Bei der im Frühjahr 1890 vorgenommenen Bürgermeifterwahl haben denn auch in der That nur 
drei Bürger, von benen zwei als Urkundsperſonen mitzuwirken hatten, zur Wahl berufen werden Fönnen; ber 
Gewählte ging mit zwei Stimmen aus der Wahlurne hervor. Schon 1884 war, weil es nicht für wünſchens— 
werth erachtet werben konnte, durd; Wahl von Auswärtigen die Zahl der Bürger zu vermehren und anderjeits 
ein Wahllörper eigentlich nidyt vorhanden war, mit Zuftimmung des Minifteriums die Anordnung getroffen 
worden, daß der Bürgermeifter unter Zuzug der ftinmfähigen Bürger die Obliegenheiten des Gemeinberaths 
in Zukunft wahrzunehmen habe. 

Diefe von der Sadjlage aufgezwungene, außerhalb der Gemeindeordnung ftchende Organifation befteht 
noch jest. Nimmt man hinzu, daß die Gemeinde weder eigene Kirche noch Schule hat — fie gehört zum 
Kirchen- und Schulverband Eubigheim — daß der Rathichreiber von Eubigheim auch Rathichreiber von Neidelsbach 
ift, daf die Hebamme, der Waldhüter, der Ortsbaufhäger, der Fleiſchbeſchauer, ein Steinſetzer, der Leichen- 
ſchauer, Todtengräber und Wafenmeifter in Eubigheim wohnen, die Gemarkung zu 8/7 der Fürftlich Hohen 
Iohe’schen Standesherrichaft gehört (zwei der drei Bürger find Pächter, einer Schäfer bei einem Gutspädhter), 
fo iſt zweifellos nachgewiejen, daß es der Gemeinde jowohl an der materiellen Grundlage für ein Icbensfähiges 
Gemeinwejen als auch an der Möglichkeit gebricht, ihre Lebensfähigkeit in gemeindeordunngsgemäßen Organen 
zu bethätigen. — 

Beſtrebungen, dieſen Zuſtand des Scheinlebens zu beſeitigen, gehen denn auch ſchon bis anf das Jahr 1857 
zurück, ſie führten aber bis jetzt zu keinem Ziele, weil einerſeits die wiederholten Anträge der Standesherrſchaft 
auf Umwandlung der Gemeinde in eine Colonie keine Annahme finden konnten, anderſeits Anſtand genommen 
wurde, ohne Zuſtimmung der Gemeinde Eubigheim die von der Staatsbehörde als wünſchenswerth bezeichnete 
Vereinigung von Neidelsbady mit diefer Nachbargemeinde im Gefegeswege herbeizuführen. 

Der gegenwärtige Zuftand ift jedod) ganz unhaltbar und um fo unleidlicher geworden, als die Aufgaben 
der Gemeinden in der natürlichen Entwidelung des öffentlichen Lebens viel weitere und reichere geworden find 
und die Anforderungen an das Gemeindeleben auf allen Gebieten feiner Thätigkeit noch im aufjteigender Linie 
fi) bewegen. Wandel zu fchaffen ift ein Gebot der Nothwendigkeit geworden. 

Zwei Wege ftanden hiezu offen, wenn man von einer vollftändigen Verſchmelzung der Gemarkung mit 
einer andern unter Aufhebung des gefonderten Vermögens abjehen wollte: der der Umwandlung der Gemeinde 
in eine Colonie, d. h. der der Herabdrüdung derjelben auf eine niedrigere Stufe des Gemeindelebens, und der 
der Angliederung an ein lebensfähigeres größeres Gemeindeleben, d. i. an eine Nachbargemeinde und zwar an 
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die nächſtliegende, mie ſchon früher beabfichtigt, die Gemeinde Eubigheim, unter Aufrechthaltung der eigenen 
Gemarkung und Beibehaltung des eigenen Vermögens. Die Großherzogliche Regierung hält nur ben legten 
Weg für gangbar. Schon bei den früheren Verhandlungen wurde hervorgehoben, daß, abgejchen davon, „daß 
die im Lande vorhandenen Beifpiele folcher Eolonien durch ihre Zuftände zur Nachahmung keineswegs ermuntern“, 
in der Berwandlung des vorhandenen Bürgerredhts in Einfaffenredht, in der Schwierigkeit der Verfügung über 
das vorhandene Gemeindeeigenthum und der Unterbringung aller in Neidelsbady heimathsberechtigter Perfonen 
in auswärtigen Gemeinden ſchwer zu überwindende Hinderniffe liegen. Dieje Gründe beftchen zum größeren 
Theile noch und es muß principiell ausjchlaggebend bleiben, daß nicht eine noch unfertigere Organifation an 
die Stelle der beftehenden gejett wird, wenn‘ eine ein erhöhteres Leben fichernde zur Verfügung ftcht. Die 
Großherzogliche Regierung hat defhalb, nachdem die Frage der Umwandlung zur Colonie wieder angeregt war, 
den zweiten Weg gewählt. Indem fie die Vereinigung mit einer benachbarten Gemeinde zu einer zufammen- 
weiekten Gemeinde vorichlägt, wahrt fie der aufzulöfenden Gemeinde die eigene Gemarkung und das cigene Ber: 
mögen, erhält den Eingefeflenen ihr Bürgerrecht, gewährt den Nidjtbürgern Gemeindewahlredyt, joweit die gefek- 
lien Borausjegungen hiezu vorhanden find, und jchafft die Gemeindeorgane, ohne welche eine lebensvolle 
Thätigfeit nicht möglich ift. Die Anjchlußgemeinde aber kann nur Eubigheim fein, welches nur 1,7 Kilometer 
entfernt jetzt jchon im mejentlichen Bezichungen mit Neidelsbach in Verbindung ftcht. Die 651 Einwohner 
zählende Gemeinde Eubigheim hat nun zwar in einer Berfammlung des Bürgerausichuffes vom 20. Auguft 
l. %., in welder von 31 Mitgliedern 23 erjchienen waren, mit 16 gegen 7 Stimmen den Anfchluß abgelehnt, 
auch der Gemeinderath von Neidelsbady und die Fürftliche Domänenkanzlei jprechen ſich gegen eine Vereinigung 
mit Eubigheim aus. ‚Die Gründe, warum nad) dem Wunſche der Standesherrichaft nicht auf eine Umwandlung 
zu einer Colonie eingegangen werden fan, find oben dargelegt; in der Berfammlung des Bürgerausihuffes von 
Eubigheim wird lediglich die Befürchtung ausgeſprochen, die Gemeinde könnte, wenn aud) erjt in jpäter Zukunft 
dur Die Zutheilung von Neidelsbadh einmal finanziell belaftet werden. Dies wird vorausfichtlicd nicht zus 
treffen. In der Anlage findet fich eine amnähernde Berechnung der derzeitigen finanziellen Folgen der Ver— 
einigung unter der Vorausſetzung, daß die Einrichtungen, welche den Aufwand in den 88 30 und 32 ber 
Aubritenorbnung der Gemeinderechnungsanweijung veranlaflen, als gemeinfchaftliche werden behandelt werben 
und das Beitragsverhältnig nad) der Regel des $ 171 Gemeindeordnung geordnet wird. Hiernach würde id) 
eine Umlagen-Erjparniß ergeben 
für Eubigheim von 0,4 4, 
für Neidelsbadh von 4,3 3 

von 100 Mark Steuerfapital. 

Unter dieſen Berhältniffen liegt fein ftichhaltiger Grund vor, eine Ordnung der Verhältniffe zu unter: 
laſſen, welche jo unzweifelhaft durch das öffentliche Intereſſe geboten ift. 


Zu den einzelnen Paragraphen des Entwurfs ift, da in Zukunft die Vorfchriften der 88 161 ff. Ge— 
meindeordnung maßgebend fein werden, nur Weniges zu bemerken: 

Der $ 2 enthält eine Uebergangsbeftimmung, welche der neuen Nebengemeinde eine im Verhältniß ihrer 
Bevölkerungszahl ausreichende Vertretung im efammtgemeinderath und Bürgerausfhuß fichert. Die endgiltige 
Feſtſetzung wird vor den nächſten Wahlen in Gemäßheit des F 163 Abſatz 3 Gemeindeordnung durch die zus 
fkändige Staatöbehörde zu erfolgen haben. 

Die Beftimmung in $ 3 ift zur Feftftehlung des Wahlrcchts der ftaatsbürgerlichen Einwohner der Neben: 
gemeinde und in Rückſicht auf die Frage des Unterſtützungswohnſitzes geboten. 
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Darftellung 


der bkonomiſchen VBerhältniffe der Genteinden Enbigheiim und Neidelsbach. 

















Eubigheim Neibelsbadh 
1. 4) Zahl vr me - - -» + 2 2 2 nen 651 46 
b) Zahl der Bürger, anweſendeee. — 88 1 
me» » 2 een 19 2 
2. Umfang der Gemarkungeenen.. nn. 957,14 ha 296,32 ha 
3. Umlagepflichtige Steuerfapitalien für 1890: 
Grund⸗ und Häuferftenerfapitälien > 2 2 2 nn nen 961830 M 270360 M. 
Sewerbeftenerkapitalin - > 2 2 2 0 nr en 101 400 „ — 
EinkommenſteueranſchläRge. — 53575 „ 5850 „ 
Kapitalrentenftenerkapitalien >» 2 2 2 nenn 214620 „ 12 760 „ 
Summe im umlagepflichtigen Betrag » » =» = 2 2 2000. 128774 „ 291 738 „ 
4. Umlage von 100 A. Grund und Häuferftenerfapital: 
1888 (daneben Pfarrhausbaunmlage) » » 22 nn nn 603 (383) 22 3 
1889 „ ; ee ——— 193 
1890 " ä a —— 569 (35) 215 
5. Das Schulhaus ift Eigentum beider Gemeinden. 
6. Gemeinſchaftliche Schulden find nicht vorhanden. 
7. Das Vermögen beträgt 1889: 
an Gebäuden. ee De 36 530 M. 1710 M 
„Grunbſtückenn. 35319 „ 18125 „ 
2 RENTE u 5100 „ 680 „ 
„ Kaffenvorrath. . . Dh 1125 „ 32 u 
„ Rüdftänden, Abth. I— m 234 10 „ 
nn EORERBRE 0-5 Sr ee 245 D 643 n 
im Ganzen 18 653 M 21 200 M 
8. Die Schulden betragen: 
a) Pfarrhausbaufhud - - - - a — — 6275 M. 
b) andere Pafivfapitalien und fonftige Refte. ER 18478 „ 35 M 
24753 „ 85 „ 
Reinvermögen 53 800 M 21165 HM 
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9. Es betragen im Abth. IT (Solf) die Einnahmen (darunter Umlagen): die Ausgaben: 


1887 14251 M. (8815 AM) 12028 M. 

m Enbiejeim ) 1898 12445 „ (7340 „) 1175 „ 
8 1889 12900 „ (1593 „) 12933 „ 
durchſchnittlich 13197 „ (7916 „) 12245 „ 

1887 1617 M (136 M) 1614 M 

1888 1869 „ (662 „) 1601 „ 
in Metbelsbed | Kong 1110 „ (561 „) 1478 „ 
durchſchnittlich 1532 „ (653 „) 1564 „ 


10. Die beiden Gemeinden bilden ein Kirchipiel und einen Schulverband. Die bezüglichen Koften werden nad 
der Einwohnerzahl getheilt. 


.... 


.—_ 
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Neideläbach folche Gebühren er- 
hebt. 
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Beridt 


der Betitionsfommiffion der zweiten Kammer. 


Die Nachweifung über die dem Großh. Staats- 
miniftertum während des Landtages 1889/90 von ber 
zweiten Sammer der Ständeverfammlung überwiejenen 
Betitionen und deren Erledigung betreffend. 


Erftattet von dem Abgeordneten H. Strübe. 


Ihre Petitionstommilfion hat dad von dem Archivariat der zweiten Ständefammer aufgejtellte Ver- 
zeichnig mit den von den drei Ministerien eingelommenen Nachweifungen verglichen und aus biefer Ver- 
gleichung folgendes Ergebnik erhoben: 

Es wurden der Grofherzoglichen Staatsregierung im Ganzen 41 Petitionen überwiejen, und zwar 14 
mit Empfehlung, 26 zur Kenntnißnahme und 1 theil® empfehlend, theild zur Kenntnißnahme. 

I. Bon den 14 mit Empfehlung überwiejenen Petitionen fanden 


a) 8 den Wünjhen der Petenten bezw. den Beichlüjjen ber Kammer ganz 
oder theilweiſe entiprehende Erledigung. 


Es jind dies: 

Nr. 3. Die Bitte des Komités der Gejammtgeiftlichkeit des Großherzogthums evangelifcher Konfeſſion, 
bie Aufbeilerung der Gehalte der evangelifchen Pfarrwittwen und Waijen betreffend. 

Verbeſchieden durch die Erflärung, dab der evangelifchen Landeskirche behufs Aufbringung der für 
Verfolgung ihrer Zwede erforderlichen Mittel die Bejteuerung ihrer Angehörigen für allgemeine kirchliche 
Zwede ermöglicht werden fol. Es iſt beabfichtigt, der Stänbeverfammlung einen Gejegentwurf, die Be— 
ftenerung für allgemeine kirchliche Zwede vorzulegen. 

Nr. 16. Die Bitte der Gemeinden des Amtögerichtäbezirts Nedarbiichofsheim, die Errichtung einer 
Bezirksaffiftenzthierarztitelle für den genannten Bezirk betreffend. 

Dem Thierarzt Maier in Nedarbijchofsheim wird für die Bejorgung aller thierärztlichen Geſchäfte, 
insbefondere Farrenichau, die Stellvertretung des Bezierfsthierarztes bei defjen Verhinderung für den ganzen 
Amtsbezirk übertragen. 

Nr. 19. Die Bitte der Hauptlehrer Franz Xaver Schuhmacher Wittwe von Offenburg und Conſorten, 
die Erhöhung ihrer Wittwengehalte betreffend, 
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Eine Erhöhung der Wittwengehalte ift geieglich nicht zuläffig, wohl aber eine ausgiebige Zumendung 
von Unterftügungen. Diefelbe wird dadurch erreicht, dah außer den im Staatsvoranjchlag vorgefehenen 
Mitteln jährlich bi8 zu 6000 M aus den angejammelten Grunditodsgeldern des Schullehrer-Wittwen- und 
Waiſen⸗ Unterſtützungsfonds zu Unteritügungen verwendet werden. Bisher erhielt eine Wittwe regelmäkig 
60 A. umd für jedes Kind 30 AM Um die Unterftügungen auf gleicher Höhe zu erhalten (etwa 20000 ‚A, 
muß eine entiprechende Erhöhung des Staatöbeitrags vorgefehen werben. 


Nr. 23. Die Bitte des Oberbadijchen Weinbauvereins u, v. A, die Beſteuerung des als Haustrunt 
verwendeten Branntweins betreffend. 

Die Petition fand ihre Erledigung durch den Antrag Badens beim Bundesrath und das Neichägefek 
vom 8. Juni 1891. 


Nr. 24. Die Bitte des Vorjtandes des Allgemeinen Badiſchen Voltsfchullehrervereins, die Abänderung 
einiger Bejtimmungen des Elementarunterrichtögejeßes betreffend. 

Dem Landtage joll ein Geſetzentwurf zur Nenderung des Geſetzes über den Elementarunterricht vor- 
gelegt werden. 


Nr. 28. Die Bitte des Stadtraths Lahr, Erbawıng der Straßenbahn Neichenbach-Lahr-Rheingrenze 
und Ettenheim:Rheinau betreffend. 

Durch Staatsminifterialentichliehung vom 30, September 1890 wurde das Finanzminifterium er- 
mächtigt, der Stadtgemeinde Lahr die Konzejjion zum Bau und Betrieb einer jchmalipurigen Lotalbahn von 
Reihenbad über Lahr bis an den Rhein zu ertheilen. 


Nr. 33. Die Bitte des Stadtraths Yahr, die Wiedererrichtung der Wajier- und Straßenbauinſpektion 
Lahr betr. 
Im Staatsvoranſchlag 1892/93 it die Errichtung einer Wafjer- und Stragenbauinipektion in Lahr, 
umjajjend die Amtsbezirfe Lahr und Ettenheim, vorgejehen. 
Nr. 38, 1) Bitte der Weinbauvereine in Meersburg und Hagnau, jowie vieler Weinbauern aus 
17 Gemeinden im Amte Ueberlingen, Hebung der mihlichen Lage des Weinbaus der 
Seegegend; 
2) die Bitte des Oberbadiſchen Weinbauvereind in Müllheim, Beiteuerung des Kunſtweins 
und Steuererleichterung für den Nebbau ; 
3) die Bitte vieler Weinbauern, Mitglieder des Mittelbadiichen Bauernvereins, um Abhilfe 
in ihrer bedrängten Lage betr. 


Der Bitte um Neueinſchätzung des Nebgeländes zur Grundfteuer auf Grund von Erhebungen über den 
derzeitigen Reinertrag defjelben konnte feine Folge gegeben werden, da nad) dem Syjtem der Grundfteuer 
auf den wirklichen, jährlich wechjelnden Meinertrag des Geländes grumdjäglich keine Rüdjicht genommen 
wird, vielmehr nur die Ertragsfähigkeit für die Steuerveranlagung mahgebend if. Much würde es der 
Forderung der Gerechtigkeit widersprechen, wenn die Grundſtücke einer einzelnen Nulturart auf einer anderen 
Grundlage zur Steuer eingejchägt würden, ald derjenigen, welche für das landwirthſchaftlich benügte Gelände 
überhaupt vorgefchrieben ift. Aus denfelben grundfäglichen Erwägungen konnte auch der Vorjchlag, den 
Nachlaß der Grundſteuer für Nebgelände bei Mifernten gejelich einzuführen, nicht berüdjichtigt werden. 
Der Anregung, den Kunſtwein mit einer Fabrikationsiteuer zu belegen, hat die Regierung entiprochen und 
einen Geſetzentwurf in diefem Betreff ausarbeiten lafjen. Die empfohlene Ermäkigung der Eifenbahnfracht- 
läge für Kumftdünger it unthmlich, da für Beförderung von Dungmitteln auf badijchen Bahnen bereits 
Ausnahmetarife beftehen, die zum Theil noch unter die niedrigiten in Deutſchland bemilligten bezüglichen 
Sätze herabgehen und weil an den Grenzen der Selbjtlojten jtehend, eine weitere Ermäßigung nicht mehr 
geitatten. Zur Fortiegung der Verfuche zur Bekämpfung der Nebtrantheiten u. ſ. w. find die Mittel in dem 
Entwurf des Budgets ded Miniiteriums des Innern für 1892/93 vorgejehen. 
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b) Bon den empfehlend überwiejenen Petitionen haben folgende feine Will— 
fahrung gefunden. 


Nr. 2. Bitte des Gemeinderaths der Stadt Eberbach, die Verlegung des Steuerfommiffärdienites 
betreffend. 


Eine eingehende Prüfung durch die Stenerdireltion hatte das Ergebniß, daß die Vereinigung des 
Steuerfommifjärdienjtes Eberbach mit jenem in Mosbach zu keinerlei Mißſtänden geführt, vielmehr fich als 
ganz zwedmähig erwiejen hat. 

Nr. 8. Die Bitte des FFreifinnigen Vereins in Offenburg um VBeranlaffung eines Gefegentwurfs, Die 
Entſchädigung unſchuldig Verurtheilter und widerrechtlich Verhafteter betreffend. i 


Die in diefer Nichtung von Seiten der Regierung unternommenen Schritte haben ergeben, dab eine 
Regelung von Reichswegen in naher Zeit nicht in Ausjicht genommen wird, 

Nr. 9. Bitte der Gemeinden Kirchheim und Rohrbach bei Heidelberg, die Errichtung einer Güterjtation 
in Kirchheim betr. 

Der Gemeinde Kirchheim wurde eröffnet, dag man gemeigt jei, dem Gejuche näher zu treten, jofern 
diejelbe fich bereit erkläre im Verein mit den jonjtigen Interejienten ein Drittel der Herſtellungskoſten, welche 
auf 46500 A. veranschlagt find, aufzubringen. Die Intereijenten jind bis jegt darauf nicht eingegangen 
weshalb von einer weiteren Behandlung der Sache Umgang genommen wurde. 


Nr. 12, Die Bitte des Badbejigers Mar Huber in Antogaft um Unterjftügung aus Mitteln des Bad— 
fonds betreffend. Die Bitte wurde in dem Sinne empfehlend überwiejen, daß eine Unterjtügung nicht auf 
Kosten des Badfonds, jondern aus allgemeinen Staatsmitteln bewilligt werden möge. 

Die Großherzogliche Oberdirettion des Wajjer- und Straßenbaus wird zur Aeußerung veranlaft, ob 
und welche Veränderungen am Yauf der Maijach im öffentlichen Interefie geboten find, welcher Aufwand 
zu den etwaigen Herjtellungen erforderlich) wäre für Diejenigen, welche lediglich zum Schuß ded Bades 
Antogaft, zur Sicherung der Kreisſtraße, und endlich zu der jonjt im öffentlichen Interejje gebotenen Ver— 
hütung von Hochwafjerjchäden geboten find. Die Oberdirektion berichtet unterm 12. Mai 1890 über die Hochwaſſer— 
ichäden, die am jchwerjten den Petenten betroffen umd ferner die Kreisſtraße Oppenau-Antogaft bejchädigt 
haben. Eine ausgedehnte koſtſpielige Norreftion des Wildbachs ift nicht angezeigt. Dagegen umfaßt das 
von der Oberdireltion aufgeitellte Projekt über die Verbejferungen a. die Negulirung des Wildbachs oberhalb 
des Bades Antogaft auf eine Länge von 120 m, veranjchlagt zu 8000 M; b. die Geradelegung des Durch- 
laſſes oberhalb der Trinkhalle, Verebnen der Kanalſohle und Injtanditellen der Ufermauern, 5000 AG; 
c. Wiederheritellung und Verbeſſerung der Bachkorrektion längs der Kreisſtraße unterhalb des Bades auf 
145 m 14000 M. Die beiden erjten Aufgaben werden Sache des Badbeſitzers, die dritte die des Kreiſes 
jein. Für die beiden erjten Arbeiten wird, da fie theilweife im öffentlichen Interejje liegen, ein Staats— 
zuſchuß von 5000 KH. in Ausjicht geitellt, fofern die Arbeiten nad) dem Projelt der techniichen Staats- 
behörde und--unter deren Aufficht ausgeführt werden. Die dritte Arbeit ift Sache des Kreiſes. Mit Ein- 
gabe vom 29, Juli 1890 verzichtet der Badbefiger auf die Ausführung der projektirten Arbeiten, da ihm Die 
Aufwendung der Summe von 8000 AH. aus eigenen Mitteln nicht möglich je. Zum weiteren Bericht auf: 
gefordert, äußert ich die Oberdirektion unterm 30. Oltober 1890 dahin, daß hiernach, da der Badbeſitzer einen 
bejonderen’Werth auf die Verbefjerung des Bachlaufes und des unter dem Badgebäude bejtehenden Durch— 
laſſes überhaupt nicht zu Legen fcheine, und da eine Vereinfachung der vorgeichlagenen Mafregeln nicht 
empfohlen werden könne, es dem Badbefiser zu überlajien fei, die ihm zum Schuge feines Anwejend gut 
dünfenden Mahnahmen jelbit zu treffen. Der Kreisausſchuß habe einen Beitrag abgelehnt. Der Ober- 
direftion wird von Seiten der Regierung zur weiteren Eröffnung erwidert, daß man unter den obwaltenden 
Berhältnijjen damit einverjtanden jei, wenn die Sache beruhen bfeibe. 
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Nr. 22. Die Bitte der Landwirthe des Amtsbezirks Pfullendorf u. A., Freigabe der Beſteuerung des 
zum Haustrunk gebrauten Bieres betreffend. 

Der Petition ift feine Folge zu geben, da ein Bedürfniß für die erbetene Vergünftigung nicht anerkannt 
werden kann. 

Nr. 39. Die Bitte der Gemeinderäthe Weberlingen, Stockach u. W., den Bau einer Schmaljpurbahn 
von Weberlingen nad; Stockach betreffend. 

Das Finanzminifterium hat am 7. April 1891 dem Gemeinderath in Ueberlingen eröffnet, daß nad) 
dem Ergebniß der in diefer Angelegenheit geführten eingehenden Unterjuchung die Frage der Bauwürdigkeit 
einer Lokalbahn von Ueberlingen nad) Stodac verneint werden müfle, da die wichtigite Vorausſetzung für 
ein folches Unternehmen, die finanzielle Yebensfähigkeit, nicht vorhanden iſt. 

I. Theils empfehlend teils zur Kenntnißnahme wurde der Negierung überwiejen: 

Nr. 11. Die Bitte der Städte Wertheim und Freudenberg, ſowie der Handelsgenoſſenſchaft Wertheim, 
die Weiterführung der Kettenfchleppfchiffiahrt auf dem Main, eventuell die Einführung einer Dampfichiff- 
fahrt betreffend. 

Die Verhandlungen mit der Königlic Bayerischen Negierung in diefer Sache find noch nicht ab- 
geſchloſſen; eine definitive Entichliegung dieſer Negierung über die Weiterführung der Kettenſchleppſchifffahrt 
iſt noch nicht getroffen. 

III. Bon den 27 der Großherzoglichen Staatäregierung zur Kenntnißnahme über: 
wiejenen Betitionen fanden 

a) folgende 12 den Wünjchen der Bittiteller, beziehungsweiie den Beichlüfjen der 

Kammer entjprechende Erledigung, und zwar: 

Nr. 1. Die Bitte des Taglöhnerd Friedrich Wink IL. in Handſchuchsheim, Unterftügung betreffend, 

Die Generaldireftion der Großherzoglichen Staatseifenbahnen wurde beauftragt, dem Bittiteller eine 
aus Billigkeitsgründen zu gemwährende und jederzeit widerrufliche jährliche Unterjtügung von 350 „AM. vom 
1. Januar 1890 ab zunächſt auf die Dauer von drei Jahren auszahlen zu laſſen. 

Nr. 4. Die Bitte des penfionirten Eijenbahnafiistenten, Militäranwärter Kettner in Karlsruhe um 
Erhöhung feines Penfion betreffend. 

Die Generaldireltion der Großherzoglichen Staatseijenbahnen wurde unterm 5. März 1890 vom 
Finanzminiſterium beauftragt, dem Bittjteller zu eröffnen, dah eine Erhöhung jeines Nuhegehaltes nicht 
thunlich ſei, daß ihm dagegen im Falle nachgewiejener Bedürjtigkeit, wie bisher jo auch fernerhin, auf An- 
juchen einmalige Unterjtügungen zugewendet würden. Kettner iſt am 20. September 1890 gejtorben. 

Nr. 5. Die Bitte des Heidelberger Schlofvereind, die Umbauung des Heidelberger Schlojies 
betreffend. 

Das Grofherzogliche Bezirksamt Heidelberg wird angewiejen, durch jtrenge Anwendung der dortigen 
ort3polizeilichen Vorichrift vom 10. März 1890, der allgemeinen Vorfchriften über die Handhabung der 
Baupolizei, des 8 57 des Forjtgefeges und der hier in Betracht kommenden Beitimmungen des Gejeges 
vom 26. Juni 1890, die Nenderung des Gejeges vom 20. Februar 1868 über Anlage der Ortsſtraßen 
betreffend, auf die Verhinderung von Bauten in der Umgebung des Schlojies, welche das Landichaftliche 
Bid und den künftlerifchen Gefammteindrud des Schloſſes zu ſchädigen vermöchten, thunlichit Bedacht zu 
nehmen. 

Nr. 6. Die Bitte der Gemeinderäthe Eberbad), Oberdielbach u. W., die Verlegung der Straße von 
Eberbach nad, Unterbielbach betreffend. 

Das von den techniichen Behörden in vorjtehendem Betreff ausgenrbeitete Projeft wurde von den 
betheiligten Gemeinden zur Ausführung angenommen; die zum Straßenbau erforderlichen Mittel find ge- 
jihert und iſt ein emtiprechender Staatsbeitrag im Voranjchlag für 1892/98 (auferordentlihen Budget) 
aufgenomment. 
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Nr. 10. Bitte der Gemeinde Hügelbeim, Zienten und Zunzingen, um Grrichtung einer Berfonen- 
haltejtelle in Hügelheim betreffend. 

Diefem Geſuche wurde dur Errichtung einer Perjonenhaltejtelle in Hügelheim entiprochen. 

Nr. 14. Die Bitte der DOdemvaldgemeinden Lampenhain und Altenbah, um Bewilligung eines 
Staatszuſchuſſes zum Bau einer jahrbaren Strafe zwifchen den beiden genannten Orten betreffend. 

Den beiden genannten Gemeinden wurde zum Bau fraglicher Straße ein Staatsbeitrag von 9300 AM. 
bewilligt. Der betreffende Bau iſt noch nicht vollendet. 

Nr. 18. Die Bitte der Gemeinde Stollhofen, Amts Naitatt, um Eintheilung zum Amtsbezirt Bühl 
betreffend. 

Die Gemeinde Stollhofen wurde durch landesherrliche Verordnung vom 15. Oktober 1890 dem Amts- 
und Amtsgerichtsbezirt Bühl, hinfichtlich des Steuerdienjtes, der Amts-, Wajler- und Strafenbautafie dem 
Hauptjteneramt Baden, hinjichtlich de8 Domänendienftes der Domänenverwaltung Bühl zugetheilt. 

Wr. 26. Die Bitte der badiihen Bezirkögeometer, deren Stellung in der Gehaltsordnung betreffend. 

Nah Erlaß des Großherzoglichen Staatsminiſteriums vom 2. Oftober 1890, joll das Gefuch der Be- 
zirtögeometer, die Mehrzahl derjelben in die Gehaltsklaſſe F. 4 einzuitellen, bei Bearbeitung des Budgets 
1892/93 geprüft werden. Auf Antrag der Oberdirektion des Wajjer- und Straßenbaue® wurden im vor- 
liegenden Budget zwei Bezirfsgeometer 1. Gehaltstlajje und drei Vermeilungsreviforen weiter vorgefehen : 
dagegen jollen 3 Revifionsgeometer in Wegfall kommen. 


Nr. 27. Die Bitte der Bahnmeijter der badiichen Staatseijenbahnen, Dienjteintommen betreffend. 

Dem Geſuche wurde in der Weije entiprochen, daß die Gebühren der Bahnmeijter für Begehung ihrer 
Streden mit Wirkung vom 1. Juni 1890 erhöht wurden und zwar die Mittagdgebühr von 1.M auf 2 M, 
die Nachtgebühr von 1 .M. 50 ,J auf 2 ..M. 

Nr. 34. Die Pitte von Synagogenräthen der Gemeinden Karlsruhe, Mannheim u. A. die Beitenerung 
der Iſraeliten für die Bedürfniſſe ihres Kultus betreffend. 

Auf Veranlafjung des Hultusminijteriums wurden vom Oberrath der Iſraeliten Erhebungen über die 
Wünſche und Bedürfnifje aller ifraclitischen Gemeinden gemacht, deren Ergebniß dahin zufammenzufafien iſt, 
daß die ganz überwiegende Mehrzahl der Gemeinden fich gegen eine eingreifende Aenderung des bisherigen, 
ichon jeit uralten Zeiten bejtehenden und in den religiöjen Gejegen und Objervanzen begründeten Steuer: 
ſyſtems ausgejprochen haben. Beftimmend für dieje Stellungnahme war hauptfächlich der Hinweis, daß das 
jegige Syftem entgegen dem jtaatlichen Steuerjyitem eine ausgiebige Berüdjichtigung des Schuldenjtandes, 
der Leiitungsfähigkeit und des Familienſtandes des Pflichtigen ermögliche. Der Großherzogliche Oberrath 
der Ifraeliten hat im Hinblid auf dieſes Ergebniß beichlojien, die Großherzogliche Regierung zu bitten, von 
einer Ausdehnung des Gejepes jvom 26. Juli 1888, die Belteuerung für örtliche, kirchliche Bebürfnifie 
betreffend, auf die ifraelitifschen Gemeinden für jet Abjtand nehmen zu wollen. In dem Entwurf eines 
Gejeges, die Beitenerung für allgemeine kirchliche Bedürfnijie, it eine Bejtimmung (Artikel 27) vorgefehen, 
welche ermöglicht, auch einzelne Beſtimmungen des Gefeges vom 26, Juli 1888 auf Gemeinden und Theil- 
verbände von dafelbit nicht einbezogenen Neligionsgemeinschaften mit den Rechten öffentlicher Korporationen 
durch Landesherrliche Verordnung für anwendbar zu erflären. Eine Anwendbarfeitserklärung der 88 17, 18 
und 19 des Gefeges vom 26. Juli 1888 auf die ifraelitiiche Neligionsgenofjenfchaft würde daher, jofern 
der Entwurf über die Beſteuerung für allgemeine kirchliche Bedürfnijie zum Gefege erhoben wird, einem 
Hinderniß nicht begegnen. 

Nr. 40. Bitte der Gewerbevereine des PBialzgauverbandes, die Errichtung von Gewerbetammern betr. 

Ein bezüglicher Geſetzentwurf wird vorbereitet. 

Nr. 41. Die Bitte der Kreis- und Staatsjtragenwarte der Bezirte Buchen, Mosbach u. A., Aufbefle- 
rung ihrer Bezüge, Alteröverforgung u. ſ. w. betreffend. 

Die Petition hat bei Aufftellung des Budgets für 1892/93 Berüdjichtigung gefunden. 
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b) Nicht willfahrt wurde folgenden Il ber Großherzoglichen Staatsregierung 
zur Kenntnißnahme überwieſenen Petitionen. 


Nr. T. Die Bitte des Gemeinderaths Walldürn, Herſtellung der Verbindungsbahn zwiſchen Amorbach 
und ‚Walldürn betreffend. 

Das Geſuch wurde ‚unter, Bezugnahme auf die Ausführungen des Kommilfionsberichtes der zweiten 
Kammer der, Landftände, wonach die, Ausführung fraglichen Projekts zur Zeit nicht als angezeigt erachtet 
wird, zu den Akten. des Finanzminiſteriums genommen. 

Nr. 15. Die Bitte der Gemeinden Achdorf, Ajelfingen u. A, die Fortfegung der Straße Wutachmühle— 
Achdorf nad. der im Ban begriffenen Bahn Weizen-Immendingen betreffend. | 

Der Petition kann, feine Folge gegeben werden. 

Nr. 20. Die Bitte des Stadtrath3 und der Handelskammer Freiburg, jowie der Gemeinderäthe 
‚Löffingen ‚u. A, die Fortjepung der, Höllentyalbahn von Neuſtadt über Löffingen betreffend... 

Dad Finanzminifterium hat die Petition zu den Akten genommen, da. das, Verlehrsbedürfniß biß jetzt 
nicht. als drjnglich bezeichnet werden kann, und die Betriebsergebniſſe der Staatseiſenbahuen die Fortſehung 
der Höllenthalbahn zur Zeit nicht als thunlich erſcheinen laſſen. J 

Nr. 21. Die Bitte des Mühlmann ‚von Heidelberg und Gen., der Handelskammer Heidelberg u. A., 
die „Abänderung des $: 85, der Städteordimuug, betreffend. 

‚ Der, Petition wurde ‚nicht jtattgegeben. 


Nr. 25. Die Bitte des Ausſchuſſes der badijchen Bernie etatmähige Anstellung betreffend. 

Nach Beſchluß des Großherzoglihen Staatsminijteriums, daß dem Geſuch der Vermefjungsgeometer 
um etatmäßige Anjtellung zur Zeit feine Folge gegeben werben könne, wurde die Angelegenheit im Minijte- 
rum des Innern für erledigt erklärt. 


Nr. 29. Die Bitte vieler Gemeinden aus den Amtsbezirten Bonndorf, Neuftadt und Waldshut, die 
Fortſetzung der Höllenthalbahn zur Verbindung mit der Wutachthalbahn umd die Erbauung der Strede 
Stühlingen-Beringen betreffend. 

Dieſes Geſuch wurde zu den Alten des Finanzminiſteriums genommen, da die Herjtellung einer jolchen 
Bahn auf Staatskoften nicht empfohlen werben kann. i 


Nr. 30. Die Bitte der Gemeinderäthe von Dürrheim, Hochemmingen u. A., die Erbauung einer Neben- 
bahn vou Marbady nad) Dürrheim betreffend. 

Das yinanzminifterium hat dad Gejuc zu den Alten genommen, da die Herjtellung einer Nebenbahn 
von Marbad) nach Dürrheim auf Rechnung des Staates z. Zt. nicht beabfichtigt wird. 


Nr. 32. Die Bitte der Bewohner von Kandern und des Feuerbachthales, die Erftellung einer Eijen- 
bahn von Kandern nad) Efringen betreffend. 

Außer diefer kam noch eine Petition von Bewohnern von Kandern und des Standerthales um Erbauung 
einer Bahn von Kandern nad) Haltingen beim Finanzminifterium ein. Beide Projekte wurden von ber 
Generaldireltion der Grofherzoglichen Staatseifenbahnen einer Prüfung unterzogen. Ein Bewerber zur 
Uebernahme des Baus und Betriebs der Bahn nad) der einen oder andern Nichtung ift aber bis jetzt nicht 
aufgetretei. 

Nr. 35. Die Bitte der Stadtgemeinde NRaftatt, die Erbauung einer Eifenbahn von Raftatt nad) 
Selz betreffend. 

Das Gefuch wurde zu den Alten genommen, weil die Herftellung einer Bahn von Raftatt nad) Selz 
vom Standpunkt der Intereffen der badijchen Staatsbahnverwaltung nicht empfohlen werden kann. 

Nr. 36. Die Bitte der Drtögemeinden Bruggen, Waldhaufen und Meiftelbrunn, Auflöfung der 
Gejammtgemeinde Bruggen und Erhebung ber einzelnen Ortögemeinden zu felbftändigen Gemeinden betreffend. 

Pan ift nicht in der Lage, der Petition zu entjprechen. 

Verhandlungen der 2. Kammer 1891/92. 4tes Beilageheit. 5 
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Nr. 37. Die Bitte des früheren Eifenbahnarbeiterd Johann Schäfer in Mannheim um Entfchädigung 
betreffend. 

Dem Gejuc konnte nicht in dem erbetenen Umfange ftattgegeben werden, weil das Fuhleiden des 
Petenten, wodurch deſſen Arbeitsunfähigkeit hervorgerufen wurde, nad) dem ſ. Zt. erftatteten gerichtäärztlichen 
Gutachten nicht in urjprünglichem Zuſammenhang mit dem im Jahr 1881 erlittenen Unfall fteht, und deß- 
halb auch das Unfallverficherungsgejeg bei Schäfer nicht in Anwendung kommen lann. Dagegen wurde ihm 
in Anbetracht feiner hilfäbebürftigen Lage eine einmalige Unterftügung von 100 AK bewilligt. 

ce. Folgende 3 Petitionen befinden fi z. Zt. noch im Laufe: 

Nr. 11. Die Bitte der Städte Wertheim und Freudenberg jowie der Handeldgenojjenichaft Wertheim, 
die Weiterführung der Kettenſchleppſchifffahrt auf dem Main, event. 2, die Einführung einer Dampfſchifffahrt 
betreffend, 

Nr. 13, Die Bitte der Fiichereivereine Neuenburg, Steinenftabt u. A., um Abänderung bed $ 56 
des Fiſchereigeſetzes vom Jahre 1886 betreffend. 

Nr. 17. Bitte der Gemeinde Wyhl, Amt? Emmendingen, die Zugsrichtung der Kaiſerſtuhlbahn 
betreffend. 

Die Petition Nr. 31 ging an das Minifteriun des Innern und wurde von diefem an das Minijterium 
der Finanzen gegeben. Von letzterem Liegt jedoch über die Erledigung des Geſüchs fein Nachweis vor. 
Es ijt die Nr. 31, die Bitte der Gemeinden — Wiezenhofen u. A., * — einer Jartthal⸗ 
dampfſtraßenbahn — 


Beilage zum Protofoll der 6. Sitzung der zweiten Kammer vom 27. November 1891. 


Antrag. 


Die Uinterzeichneten ftellen den Antrag, 

bie hohe Kammer wolle bejchlieken, die Großherzogliche Regierung um eine Geſetzesvorlage 

zu bitten, wonach: 

1. die Beſtimmung des $ 9 des Geſetzes vom 29, März 1852, bie Feuerverſicherungs- 
anftalt für Gebäude betreffend, zufolge welcher der fünfte Theil der Brandverficherungs- 
jumme aller bei der Staatsanftalt verjicherten Gebäude bei Privatgejellichaften verfichert 
werben darf, aufgehoben unb 

2. der 8 35 dieſes Gefeges dahin abgeändert werbe, daß die zu leiſtende Entjchäbigung 
in der ganzen im Feuerverficherungsbuche eingetragenen Summe zu beftehen habe. 


Karlsruhe, den 26. November 1891. - 


v. Buol. Grüninger. 
Laud. | Hug. 
Hennig. Marbe, 
Schättgen. Gerber. 
Streider. Weber. 
Löffler. Lohr. 

v. Bodman. Schüler. 
Birlenmaper. Sduler. 
Bader. Nopp. 


Reichert. Fiſcher. 


Beilage zum Protofoll der 8. Sikumg der zweiten Kammer vom 2. Dezeinber 1891. 


Ynitiativ- Antrag. 


Die Unterzeichneten bechren fich, einer hohen zweiten Rammer den anliegenden Geickentwurf, „Die Ein- 
führung des directen Wahlrechts bei den Wahlen zur zweiten Kammer der Badiichen Landftände beireffend*, 
zur Berathung und Zuftimmung vorzulegen. 


Karlsruhe, den 30. November 1891. 


Birkenmayer. v. Bodman. 
v. Buol. Marbe. 
Lauck. Lohr. 

J. Schuler. Nopp. 
Schüler. Th. Wacker. 
Fiſcher. Eöl. Löffler. 
Weber. Hug. 


Gerber. 
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Gefehentwurf.' 


Die Einführung des direeten Wahlrechts bei den Wählen zur zweiten Kammer 
der Babifchen Landſtande betreffend. 


Sriedrid, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mit Zuſtinmung Unſerer getvenen Stände haben Wir beſchloſſen und verordnen, wie folgt: 


Artilel I. 


Die nachgenannten Beſtimmungen ber Badiſchen — — vom 22. Auguſt 1818 werden in 
folgender Weiſe abgeändert: 


1. In $ 33 ift die Ziffer „63" und find die Worte: „mach ber dieſer Verfaffungs-Urkunde angehängten 
Bertheilungstifte" zu ftreichen. 
Die Worte „Städte und Aemter“ find zu erjeken durch das Wort „Wahlbezirke“, 
Der $ 33 erhält den Zufak: 

„Die Eintheilung des Großherzogtfums im Wahlbezirte und die Anzahl der zu mwählenden 

Abgeordneten wird durch ein bejonderes Geſetz geregelt”. 
2, Der $ 34 hat zu lauten: 

„Diefe Abgeordneten werden durch unmittelbare Wahl der Wahlberechtigten trwählt Wahl« 
berechtigt find alle Staatsbürger, welche das 25. Lebensjahr zurüdgelegt und in dem Wahlbezirke 
ihren Wohnfig haben und denen das Wahlrecht nad) Maßgabe des 8 37a diefer Verfaffung nicht 
entzogen iſt“. 

3. Der 8 35 hat folgende Faſſung zu erhalten: 

„Wer ein wirkliches Mitglied der erften Kammer oder bei der Wahl der Grundherren ftimm« 

fähig oder wählbar ift, fan als Abgeordneter der Wahlbezirke weder wählen, noch gewählt werden". 
4. Der & 36 ift zu jtreichen. 
Im erften Abſatz von $ 37 find die Schlufworte: „und eine Wählbarkeit zum Wahlmann beſitzt“ 
zu ftreichen und find an Stelle derjelben beizufügen die Worte: „und wahlberechtigt ift". 


or 


6. Nah $ 37 find einzujchalten: 

„8 3Ta. Nicht wahlberechtigt und demgemäß nicht wählbar find: 

1. Entmündigte und Mundtodte; 

2. Berfonen, über deren Vermögen der Konkurs gerichtlich eröffnet worden ift, und zwar 
während ber Dauer des Konkursverfahrens; 

3. Berjonen, welche — den Fall eines vorübergehenden Unglüds ausgenommen — eine 
Armenunterftügung aus öffentlichen oder Gemeindemitteln beziehen oder im lekten, 
der Wahl vorhergegangenen Fahre bezogen haben; 

4. Berjonen, welchen das Wahlrecht oder: die Wählbarfeit in Folge eines ftrafgeridht- 
lichen Urtheils entzogen ift“. 

„$ 3Tb. Für Perjonen des Soldatenftandes, des Heeres und der Marine ruht bie Berechtigung 

zum Wählen jo lange, als diejelben fih im activen Dienfte befinden". 

„S 3Te. Die Wahlberechtigten üben das Wahlrecht im der Gemeinde ans, im welcher "fie 
wohnen. Jeder Wahlberechtigte kann mar in einer Gemeinde, und wo bdiefelbe im mehrere Wahl: 
diftricte getheilt ift, nur in einem bderjelben wählen". 

T. Der $ 39 ift zu ftreichen. 
8. u 8 79, Abſatz 1, 2 und 3 find die Worte: „Städte und Aemter“ zu erfegen durch das Wort 
„Wahlbezirte". 


Artitel IL 
Die Wahlordnung wird durch ein bejonderes Geſetz feitgeickt. 


Artitel III. 


Die Beitimmungen unter Ziffer III ($ 34 bis mit $ TU) der Wahlordnung vom 23. Dezember. 1818 
(nad) der Faſſung des Geſetzes vom 25. Auguft 1876, Gejeßes- und Verordnungsblatt Seite 297 ff.), ſowie 
das Geſetz vom 16. April 1870, „die Wahlbezirke für die Wahlen zur zweiten Kammer betreffend", nebft der 
jenem Geſetze beigefügten Anlage, find aufgehoben. 


Artikel IV. 


Diejes Gefeg tritt am 1. Juli 1893 in Kraft und gleichzeitig jenes über die Eintheilung des Grof- 
herzogthums in Wahlbezirfe und über die Anzahl der zu wählenden Abgeordneten. 

Sofort nad) diefem Zeitpunkte find die Wahlen zur Gefammternenerung der zweiten Kammer anzuordnen. 

Sollte jedoch vor diefer Zeit der Landtag aufgelöft werden, jo beginnt die Wirkfamkeit diefer Gefege am 
Tage nad der Bekanntmachung der Auflöjung. 


Gegeben :c. 
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Begründung. 


— — — 


Das indirecte Wahlſyſtem ſteht nicht mehr im Einklang mit der politiſchen Anſchauung des weitaus größten 
Theils der Wählerſchaft. Das Volk fühlt fich durd die in den Wahlmännerwahlen liegenden Bevormundung 
beichwert. Dies kam fowohl durch; die Preffe als auch durd) öffentliche Verſammlungen und ferner auch durch 
an diejes hohe Haus gerichtete Petitionen zum Ausdrud. 

Auch die Dlajorität der zweiten Kammer hat in der Sigung vom 27. April 1882 den Antrag der Abgg- 
kern und Genofjen, 

„es wolle von Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge mit ehrfurchtsvoller Adrefje eine Ge: 
jegesvorlage über Einführung der directen Wahl für die Abgeorbneten der zweiten Kammer, eventuell 
Bereinfahnng des gegenwärtigen Wahlverfahrens erbeten werden“, 

angenommen. Die Antragfteller halten für geboten, mit diefer Frage neuerdings, und zwar in Form eines 
Initiativantrags ($ 65a der Verfaffungsurfunde), vor die hohe Kammer zu treten. (Brgl. $ 44 der Ge— 
häftsordnnung). 

Gleichzeitig foll eine andere Eintheilung der Wahlbezirke und bezw. eine neue Feſtſetzung der Anzahl ber 
zu wählendben Abgeordneten durchgeführt, hiezu aber ein beſonderes Geſetz erlafien werden. Die Formulirung 
desjelben muß einem bejonderen Berfahren vorbehalten bleiben. Für den vorliegenden Gefekentwurf genügt 
es, den Grundſatz aud für jenes Geſetz zum Ausdrud zu bringen. 

Ym Einzelnen wird bemerkt: 


Zu Art. 1. Derjelbe bejeitigt diejenigen Beftimmungen der Berfaffung, welche nad Aufhebung des Wahl- 
männerfpftems nicht mehr beftehen fünnen, und ſpricht zugleich den Grundjag aus, daß durch ein befonderes 
Gejeg eine nene Wahlbezirkseintheilung geichaffen und die Anzahl der zu mwählenden Mbgeordnneten neu feſtgeſetzt 
werden joll. 

Zu 1. Hiernach erklärt fi) die Abänderung von $ 33. Daß die Wahlbezirkeintheilung und die Feſt— 
ietung der Zahl der Abgeordneten nicht im die Verfaffung jelbit aufgenommen, jondern einem bejonderen Gejege 
anheimgegeben wird, ijt auch dadurd begründet, daf eine jpätere Abänderung eintreten kann, ohne die Ber: 
faffung jelbit einer Aenderung zu unterzichen. 

Zu 2. GErklärt fi) aus der allgemeinen Begründung. Es war hier außerdem nothwendig, das Recht 
der Stimmfähigfeit bei der bisherigen Wahlmännerwahl den Wählern auch für die Abgeorbnetenwahl zu fichern. 
Es mußte daher zugleich die Beſtimmung des $ 36 hierher gejegt und auch auf die neue Beitimmung des 
$ 37a Bezug genommen werden. 

Su 3 und 4. Bedarf feiner weiteren Begründung. 


Zu 5. Die Wahlbercchtigung joll auch Vorausſetzung der Wählbarfeit jein. Das Weitere bedarf feiner 
Begründung. 
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Zu 6. $ 37a. Da eine neue Wahlorduung zu erlaffen, die bisherige alfo aufzuheben ift, jo war es 
geboten, die Beſtimmung des $ 35 der bisherigen Wahlordnung in diejes Geſetz herüberzunehmen, da dieſe 
Beitimmmng in Geltung bleiben joll und kein Grund vorliegt, ihr nicht auch in der Verfaflung jelbft einen 
Pat einzuräumen, Die Aenderungen find nur redactioneller Art. 

8 37b. Ebenio. 

$ 370. Ausdruck des in $ 37 der bisherigen Wahlorduumg enthaltenen Gedankens im jetzt möthiger 
Faſſung. Dieſe Beſtimmung ift beizubehalten, was weiterer Begründung nicht bedarf. 

Zu 7. it als gegenſtandslos zu jtreichen. 

Zu 8. verglichen mit Ziff. 1. Die hier vorgeſchlagene Ausdrudsweije verdient den Vorzug vor der bis- 
herigen, insbefondere and mit Rückſicht ‚auf; dagıney zu jerſaſſende Geſetz über die Einteilung des Landes in 
Wahlbezirke. 

Zu Art. 2. Iſt ſelbſtverſtändlich, da die bisherige Wahlordnung nicht mehr beſtehen kaun. 

Zu Art. 3 und 4 iſt eine weitere Begründung nicht erforderlich. 
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Beilage zum Protokoll der 9. Sitzung der zweiten Kammer vom 4. December 1891. 


Antrag. 


Die Kammer wolle an Großh. Regierung das Erſuchen ſtellen: 
Großh. Regierung wolle in dem Bundesrath ihren Einfluß dahin geltend machen, daß dem Ent— 
wurf der künftigen Militärftrafprozekordnung das Prinzip der Mündlichkeit und Deffentlichkeit zu 
Grunde gelegt werde. 


Begründung. 


Es ift nicht erfindlich, warum der im modernen Staate für die bürgerliche Strafprozeßordnung geltende 
Grundjag der Mündlichkeit und DOeffentlichkeit nicht auch der Militärftrafprogefordnung jollte zu Grunde geleg 
werden. Vielmehr erfordert es die Gerechtigkeit, das auch dem unter den Waffen jtehenden Bürger die in der 
DOeffentlichkeit umd Miünbdlichkeit des Verfahrens liegende Garantie eines wirklichen Rechtsſchutzes zu Theil 
werde. Die Durchführung diejer prozeſſualiſchen Grundſätze hat fih im Bundesſtaat Bayern vollauf bewährt 
und der militäriichen Disziplin feinen Eintrag gethan, während das Fehlen diefer Nechtsgarantien in den andern 
Bundesstaaten offensichtliche Mifitände zu Tage gefördert hat. 


Karlsruhe, den 2. Dezember 1891. 


Heimburger. Schumann. 
Muſer. Eder. 
Bogelbadh-Däublin. Benedey. 


Verhandlungen der 2. Kanımer 1891/02, A4tes Beilageheft. m 
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Beilage zum Protokoll der 10. öffentlichen Sigung der zweiten Kammer vom 5. Dezember 1891. 


Beridt 


Abgeordneten Wildens 


als Referenten über den 


Gefeg-Enttwurf, die Vereinigung der Gemeinde Neideldbach mit der 
Gemeinde Eubigheim betreffend. 


Der vorliegende Gejeg-Entwurf bezwedt die Vereinigung der Gemeinde Neidelsbach, Amtsbezirks 
Tauberbifchofsheim, mit der im gleichen Amtöbezirte gelegenen, von Neidelsbach 1,7 km entfernten Gemeinde 
Eubigheim. 

Neideldbach gehörte früher zum Gebiete der Reichsritter von Roſenberg. Bon diejen kam es an die 
Grafen, jpäter Fürſten von Löwenftein-Wertheim-Rojenberg. Mit der Mediatifirung der legteren in Folge 
des Preßburger Friedens und der Auflöjung des alten deutjchen Neiches fiel es mit dem übrigen Be- 
figungen. dieſes Fürftenhaujes auf dem linten Main-Ufer 1806 an Baden. 

Der Nahrumgszweig der Angehörigen der Gemeinde Neidelsbach lag von jeher vorzugsweije in der 
Landwirthſchaft. Die Gemarkung bejtand noch in den vierziger Jahren aus vierzehn Hofgütern, von welchen 
die Fürſtlich Hohenlohe-Bartenftein’sche Standesherrichaft Ende der vierziger Jahre zwei im Vollitredungs- 
wege an ſich brachte. Die genannte Standesherrichaft fuhr in dem fünfziger Jahren mit der Erwerbung 
folcher Hofgüter fort und befand ſich in Folge davon bereits zu Beginn des Jahres 1856 im Beſitze des 
größeren Theil der Gemarkung Neidelsbach, indem fie von beiläufig 700 Morgen 402 angelauft hatte. 
Dieſe 402 Morgen repräjentirten den Beitand von 10 Hofgütern. Je eim weiteres Hofgut war inzwifchen 
in den Befik des Domänen-Fistus, bezw. eines in Heidelberg wohnenden Privaten übergegangen, jo daß 
e3 Schon damals in fraglicher Gemeinde nur noch zwei Bürger gab, welche liegenjchaftlichen Befig hatten. 

In Anbetracht diefer Verhältniffe ſprach die Regierung des Unterrheintreijes bereits unterm 14. Oftober 
1856 ihre Anficht dahin aus, daß es als geboten ericheine, die Gemeinde Neidelsbach aufzuheben, weil die 
Elemente zu deren Fortbeſtand nicht mehr vorhanden jeien. Dieſe Elemente jeien in erjter Reihe in jenen 
Bürgern zu juchen, welche jich im Bejige von Liegenſchaften befänden. Die Zahl folcher Bürger belaufe 
fi) aber bloß noch auf zwei. 

Das Großherzogliche Minifterium des Innern gab indeh der von der Negierung des Unterrheinkreiſes 
ausgegangenen Anregung in Betreff der Auflöjung der Gemeinde Neidelsbach feine Folge, indem es mit Erlaß 
vom 1, Dezember 1857 die von der Streißregierung in Ausjicht genommene VBerwandlumg in eine Kolonie 
für unzwedmäßig, die Zutheilung genannter Gemeinde aber ald Nebenort an die im diefer Beziehung allein 
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in Betracht kommende Gemeinde Eubigheim im Hinblid darauf, daß legtere gegen den Anſchluß von 
Neideldbach ſich verwahrt hatte, für bedenklich erklärte. 

Anfangs der ſechsziger Jahre wurden die Verhandlungen wegen Auflöfung des Neideldbacher Gemeinde- 
verbandes wieder aufgenommen; fie blieben jedoch ergebnißlos. 

Dergleichen hatte eine im Jahre 1884 erfolgte abermalige Anregung des Gegenjtandes Seitens des 
Bezirlsamts Tauberbifchofsheim kein poſitives Refultat. 

Im Jahre 1890 griff das Amt anläflich einer Ortöbereifung die Angelegenheit neuerdings auf, indem 
es darauf hinwies, daß die Gemeinde Neidelsbach mur noch ein Scheinleben frifte. Nahezu der ganze 
Grundbeſitz auf der Gemarkung gehöre der Fürſtlich Hohenlohe-Bartenjtein’ichen Standesherrichaft. Diejelbe 
babe von den für 1890 zu erhebenden Gemeindeumlagen mit 604 A. nicht weniger, al& 580 A. bezahlt. 
Außer den zwei herrjchaftlichen Gutspächtern, die gemäß $ 15, letzt. Abi. der Gemeindeordnung Gemeinde 
bürger jeien, befinde fich nur noch ein Ortöbürger, welcher bei einem der Gutspächter Schäfer ei, im 
Neidelsbach. Außerdem wohnten dajelbft, abgefehen von 17 Dienftboten, noch eine Bürgerswittwe und eine 
ledige Frauensperſon, jowie der nicht bürgerliche PVolizeidiener. Bei der legten Bürgermeifterwahl hätten 
daher in der Semeinde nur drei Berfonen abjtimmen können, von welchen zwei Mitglieder der Wahlkommiſſion 
geweien jeien; ald Sieger jei der jeitherige VBürgermeifter mit zwei Stimmen aus der Wahlurne hervor- 
gegangen. Am zwecmäßigiten ſei e8, Neidelsbach zu einem Nebenort der Gemeinde Eubigheim zu machen. 
Schon jetzt bildeten die beiden Gemeinden einen gemeinfamen Kirchen: und Schulverband. Der Rathichreiber 
von Eubigheim fei gleichzeitig Nathichreiber für Neidelsbach. Die Hebamme, der Leichenjchauer, der Fleiſch— 
beichaner, der Todtengräber, der Wafenmeiiter, der Waldhüter, der Ortsbaufchäger und ein Steinjeger für 
Neidelsbacd wohnten in Eubigheim. Dadurch, daß ein gemeinfames Ortsbürgerrecht geſchaffen und der 
Armenaufwand gemeinschaftlich würde, werde für feine der beiden Gemeinden eine Verfchlechterung ihrer 
derzeitigen Verhältniſſe eintreten. Andererſeits ſtehe für diefelben eine Verminderung des Verwaltungsauf- 
wandes in jicherer Ausficht. Allerdings walteten in beiden Gemeinden gegen die Vereinigung Bedenken 
ob. Es jei aber, da Neidelebah und Eubigheim das feitherige Gemeindegut und Gemartungsverhältnik 
behalten umd die Semeindevermögens-Angelegenheiten jelbitändig weiter beforgen jollten, nicht erjichtlich, wie 
eine Schädigung ihrer Intereffen durch die geplante Mafregel jich ergeben fünne. 

Das Großherzogliche Minifterium des Innern gab Angefichts diefer Sachlage fein Einverftändnig mit der 
Wiederaufnahme der Vereinigungs-Verhandlungen zu erkennen, und es find folche dann durch das Bezirks— 
amt Qauberbiichofsheim gepflogen worden. Dabei ergab ſich, da die Gemeinde Eubigheim dem Anſchluſſe 
Neidelsbachs auch jegt noch widerftrebt. Im einer am 20. Auguſt d. 3. abgehaltenen Sigung des 
Bürgerausjchuffes von Eubigheim fprachen fich 7 Mitglieder für und 16 gegen die Vereinigung der beiden 
Gemeinden aus, Nach dem Sigungsprotofnlle bejteht bei den Mitgliedern der Eubigheimer Gemeinde- 
vertretung, welche gegen den Anſchluß von Neidelsbach find, die Befürchtung, es könnte die Gemeinde 
Eubigheim, wenn auch erjt in jpäter Zufunft, durch die Zutheilung von Neidelsbach finanziell belaftet 
werden. Ein Bürgerausſchuß-Mitglied machte jogar geltend, daß im Falle eines Krieges feindliche Truppen 
in Neideldbacd eine Brandichagung vornehmen könnten, wodurd unter Umjtänden Eubigheim genöthigt werben 
würde, den Neidelbacher Beichädigten Entjhädigung zu leiften. Auc die Fürftlich Hohenlohe-Barten- 
ſtein'ſche Standesherrfchaft, welche früher für Auflöfung der Gemeinde Neidelsbach war, hat bei erwähnter 
Verhandlung auf dem Nathhaufe zu Eubigheim ihr Votum im ablehnendem Sinne abgegeben. Endlich 
haben ſich auch die Bürger von Neidelsbach gegen die geplante Bereinigung mit Eubigheim erklärt. 

Wenn die Großherzogliche Regierung trog des Widerſpruchs der Betheiligten an fraglicher Maßnahme 
feſthält, io geht fie dabei von der zutreffenden Erwägung aus, daß es der Gemeinde Neidelsbach jowohl an der 
materiellen Grundlage für ein lebensfähiges Gemeinweſen, ald auch an der Möglichkeit gebricht, ihre Lebens» 
fähigkeit in gemeindeordnungsmäßigen Organen zu bethätigen. Eine Gemeinde, in welcher nur noch brei 
ortsanweſende Bürger fich befinden und in der jchon jeit 1884 der Vürgermeifter unter Zuzug ber ftimm- 
fähigen Bürger die Obliegenheiten des Gemeinderaths wahrnimmt, weil diejes Kollegium in legaler Weife 
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nicht mehr gebildet werden kann, hat jpeziell in heutiger Zeit, in welcher auf allen Gebieten ſtets höhere 
Anforderungen an die kommunalen Verbände herantreten, keine Erijtenzberechtigung mehr, und es fann dem 
Sroßherzoglichen Landestommiflär für die Kreiſe Mannheim, Heidelberg und Mosbad nur beigepflichter 
werden, wenn er in jeiner Begutachtung der einfchlägigen Verhältnifje betont, es widerjtreite dem Staats 
interejje, ein jolches Zwerggebilde das Scheinleben einer jelbitändigen Gemeinde weiter führen zu lafien, 
wobei es noch dahin kommen könne, daß die Bürgerjchaft einzig durch den Bürgermeijter repräjentirt 
würde. Hier muß Wandel geichaffen werden, was nach Lage des Falles nur in der Weiſe geichehen kann, 
dak die Gemeinde Neidelsbach aufgelöft wird. 

Wird aber die Gemeinde Neidelsbach aufgelöft, jo ericheint es offenbar als allein zwedmähig, jie ala 
Nebenort mit der nahe gelegenen Gemeinde Eubigheim zu vereinigen. Die legtere erhält dadurch den 
Charakter einer zufammengejegten Gemeinde, auf welche die S$ 161 fa. der Gemeindeordnung Anwendung 
finden. 

Es wird Damit in der jchonendjten Weije vorgegangen, indem der Gemeinde Neidelsbach ihre eigene 
Gemarkung und ihr jelbitändiges Beſteuerungsrecht, jowie ihr eigenes Vermögem und die Nugung desjelben 
gewahrt bleiben. Mit diefer Ordnung der Verhältnifie können fich jowohl die wenigen Einwohner von Neidelsbach, 
als auch die Fürftlich Hohenlohe-Bartenitein’sche Standesherrichaft um jo mehr zufriedengeben, als mit der 
Vereinigung der beiden Gemeinden für Neideläbach vorausjichtlich eine Umlagen-Erjparnig von 4,3 Prozent 
von 100 M Steuertapital verbunden fein wird. Aber auch Eubigheim wird nach der der Begründung des 
Geſetzentwurfs beigegebenen Berechnung eine Umlagen-Erſparniß von 0,4 Prozent erreichen, wenn die Ver- 
einigung der beiden Gemeinden zu Stande kommt. 

Indem ich in allen übrigen Punkten, namentlich auch wegen der Frage, aus welchen Gründen es jid 
nicht empfiehlt, aus Neidelsbach eine Kolonie zu bilden, auf die Negierungs-Begründung verweije, erlaube 
ich mir nur noch zu bemerken, dah ich im Einverftändnii mit der Großherzoglichen Regierung als Ein- 
führungs-Termin für das Geſetz den 1. Januar 1892 vorjchlagen möchte. 

Mein Antrag gebt hiernach dahin, 

Hohe zweite Kammer wolle vorliegendem Gejeg-Entwurje mit der 
Maßgabe zuftimmen, daß $ 1, wie folgt, gefaßt wird: 
Die Gemeinde Neideldbah wird am 1. Januar 1892 anfgeldit 
und als Nebenort mit eigener Gemarkung der Gemeinde Eubigheim 
zugetheilt. 


Beilage zum Protokoll der 11. Sigung der zweiten Kammer vom 9. Dezember 1891 


Beridt 


der 


Kommiffion der zweiten Kammer 


über 


den Entwurf eines Geſetzes, „die Dotation der Kreisverbände betreffend”. 


Erjtattet von dem Abgeordneten Mlein-Wertheim. 


Der vorliegende Gejegentwurf it von den Mitgliedern der Kommiſſion freudig begrüßt worden und 
wird ebenjo von allen an der Kreisverwaltung Betheiligten willtommen geheißen werden, da er bie fefte 
Ordnung der Verhältniſſe zwifchen dem Kreisverbänden des Landes umd der Großherzoglichen Staatskaſſe 
durd) ein Geſetz bringt, während jeither deren Regelung von Yandtag zu Landtag durch Petitionen eritrebt 
und fejtgejtellt werden mußte. 

Es joll nach Artitel I desjelben den Kreisverbänden des Landes zur Beftreitung der Koſten für den 
Sandarmenaufwand, zur Unterhaltung der Kreisſtraßen, jowie für Kreisaufgaben verichtedener Art je für ein 
Kalenderjahr aus der Großherzoglichen Staatskafje der Betrag von 919000 M zur Verfügung geftellt und 
in der dajelbit angegebenen Weije auf die einzelnen Kreiſe ‚vertheilt umd in Vierteljahrsraten ausbezahlt 
werden. 

Diejer wichtige Schritt der Geſetzgebung gibt und Veranlafjung, einen Rüdblid auf die Gefchichte der 
Entwidelung der Thätigkeit der Kreisverbände zu werfen und die Gründe darzulegen, welche denjelben vor: 
bereitet und ſchließlich herbeigeführt haben. 

Es iſt bei den Verhandlungen der Streisverbände oft betont worden, daß die durd) die Bejtimmungen 
des Geſetzes vom 5. Oktober 1863 geichaffenen Kreisverbände ohne jede Ausitattung ins Yeben gerufen 
worden jeien umd daß zur Förderung und Erfüllung der Aufgaben, welche fie ſich geitellt, ihr erſtes Lebens 
wichen in Steuerauflagen habe bejtehen müjjen. 

Doch follte ihnen bald eine ausgiebige Belajtung zu Theil werden durch Zuweiſung von Ausgaben 
tur das Landſtraßenweſen nach dem Geſetz vom 14. Januar 1868, die Eintheilung, Anlage und Unter- 
haltung der öffentlichen Wege betreffend, und von jolchen für das Landarmenwefen durd) das Geſetz vom 
14. Mat 1872, die Einführung des Geſetzes des Norddeutjchen Bundes vom 6. Juni 1870 über den Unter- 
hagungswohnjig betreffend. 
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Das eritere Geſetz beftimmte im 8 5, daß die Pflicht zur Unterhaltung der Landſtraßen den Gemeinden, 
durch deren Gemarkung fie ziehen, jowie dem Kreisverband, zu je einem Viertel obliegt und daß die Koften 
für den Neubau oder für die Hauptausbeſſerung von Landftrahen zu einem Sechötel von den Gemeinden, 
fowie zu einem Sechstel von den Sreißverbänden diefer Gemeinden getragen werden jollen. 

Einen Schuß gegen zu hohe Belaftung brachte $ 14a 3, wonad für den Fall, dak der hienach auf 
bie Gemeinden des Kreijes fallende Beitrag in einem Jahre für die laufende Ruthe mehr ala 10 Kreuzer 
beträgt, die Staatskaſſe den Mehrbetrag übernimmt, ferner $ 14a 4, wonad) für den Fall, dab die Kreis— 
umlage für die Unterhaltung der Landſtraßen in einem Jahre mehr als 1’, Kreuzer von 100 Gulden 
Steuerkapital beträgt, der Mehrbetrag auf die Staatslaffe fällt. 

Durch) diefe Beitimmungen fühlte man fid) um jo mehr bejchwert, weil die Kojten für Neubau umd 
Unterhaltung von Landſtraßen feither von der Staatskaſſe fajt allein getragen worden waren. 

Man erlannte, wie in dem Kommiſſionsbericht über den Gejegentwurf, die „Aufbringung des Kreis- 
aufwands“ betreffend (Beilage zum Protokoll der 18. Sigung der zweiten Kammer vom Jahre 1880) ge 
jagt wird, den Grundjag als richtig an, daß als Erjag für die früheren Leiftungen, wie Frohnden u. f. w., 
jede Gemeinde mindeſtens jo viel zu den Unterhaltungstoften einer Landſtraße innerhalb ihrer Gemarkung 
beitragen folle, als fie für einen am der gleichen Stelle für ihren eigenen Verkehr nöthigen Vizinal- ober 
Semeindeweg doch hätte aufiwenden müfjen; aber man fühlte ſich befchwert, daß jekt ein weiteres Biertel 
von dem Kreis bejtritten werden mußte und zwar um jo mehr, als diefe Beträge nunmehr auf die Direlten 
Steuern allein gelegt und von den Gemeinden und Streisverwaltungen für den Staat zu erheben waren. 
E3 wurde deshalb die Abfchaffung der Ktreisbeiträge als eine Forderung der Billigfeit erflärt, welcher 
früher oder jpäter entjprochen werden müßte. 

Im Landtag 1881/82 wiederholten fich dieje Klagen. Es wurde zur Bejeitigung der mwachjenden 
M ipftimmung auf die Abhilfe durch Gewährung eines Potationsfonds hingewiejen und betont, daß, nachdem 
einmal bie erjte Klaſſe der Landitrahen, die Eifenbahnen,, von dem Staat gebaut umd betrieben würben, es 
zur Auögleichung der die Eijenbahnen entbehrenden Lanbestheile durchaus billig ericheine, den Kreiſen dieſe 
Laft abzunehmen. 

Schließlich einigte fich die zweite Kammer in dem einjtimmigen Beichluffe: Seine Königliche Hoheit den 
Großherzog in einer ehrfurchtävollen Adreſſe zu bitten, womöglich jchon dem nächiten Landtage eine Gefeges: 
vorlage zu machen, wonad): 

dad Strahengejeg vom 14. Januar 1868 einer Aenderung in der Nichtung umterzogen 
wird, daß die 3. Zt. den Streifen obliegenden Beiträge für den Neubau, die Unterhaltung umd 
Korreltion der Landitraken auf die Großherzogliche Staatskaſſe übernommen werden. 


Dieſem Beſchluß der zweiten Kammer trat die erfte Kammer in ihrer Sikung vom 4. Mai 1882 eben: 
falls einjtimmig bei und es erfolgte hierauf im Landtag 1883/84 die Vorlage des Entwurfs eines Strahen- 
geſetzes, deſſen erjter Eindrud, wie der Kommiffionsbericht der zweiten Kammer jagt, der der Enttäufchung 
war. — Anſtatt der erwarteten Entlaftung der Kreiſe von den Koſten der Landitraßen im vollen Umfang 
des jeitherigen Beizugs wurden die Kreife nur von der Beitragspflicht für denjenigen Theil der Landitraken 
entbunden, welche auch fünftighin als Landſtraßen behandelt werden follten (Verzeichniß A d. Gefegentwurfs). 
während für den anderen Theil der jeitherigen Landſtraßen, welche im Verzeichniß B ala Kreisſtraßen auf 
geführt find, die Unterhaltung, der Neubau ımd die Hauptauöbefierung auf Koſten der Kreiſe erfolgen jolte. 

Für die Gemeinden war keine GErleichterumg, jondern eher eine Mehrbelajtung eingetreten, fie hatten 
zu den Koſten der Landftragen 's, zu demjenigen für die Kreisſtraßen ein Drittel beizutragen und an Stelle 
der ſchützenden Belaftungsgrenze waren im $ 21 Bejtimmungen über Nachlaß am Beitrag wegen geringer 
Leiftungsfähigkeit getreten, 

Die Kommiſſion der zweiten Kammer erachtete die in dem Geſetzentwurf vorgejehene Entlajtung der 
Kreisverbände für eine ungenügende und glaubte, daß zur Beſtreitung des Stoftenaufwandes der den Kreiſen 
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als Kreisſtraßen übermwiejenen früheren Landſtraßen der Betrag von 320 000 M als jährliche Dotation aus 
Stoatdmitteln den Kreijen gewährt werden jollte. 

Nah jchwierigen Verhandlumgen wurde die Annahme des Geſetzes durch die Kammer dur Einfügung 
des $ 4la erreicht, wonad dem Kreiſen zur Unterhaltung der Kreisſtraßen jährliche Staatszuſchüſſe im 
Sefammtbetrage von 100000 A. in dem erjten 3 Jahren nach Inkrafttreten des Geſetzes überwieſen werben 
follten. 

Die. Kreisausſchüſſe waren nun wachjam und bejtrebt, dieſe Dotation ald eine dauernde, zu erhalten 
und e3 gelang ihnen, jolches durch ihre ftets wiederholten Petitionen zu erreichen, wenn gleich der weitere 
Wunſch, die Position ftatt in das außerordentliche in das ordentlihe Staats-Budget einzuftellen, nicht. in 
Erfüllung ging. 

Die Berechtigung dieſes Strebens geht deutlich daraus hervor, dak die Belaftung der Kreiſe durch bie 
Kreisftraken immer noch eine jehr erhebliche war und daß dieje Belajtung nad) Abzug des von ben Gemeinden 
beftrittenen Dritteld jich nicht wie erwartet im Lauf der Jahre gemindert, jondern von 181698 AM. im 
Jahre 1885 auf 234590 M geitiegen war. 

Und trogdem entwidelte jich in dem Kreiſen daneben eine erhöhte Thätigkeit für Beſſerung und 
Korrettion der Gemeindewege, wozu in richtiger Ertenntni der hier zu erreichenden wirthichaftlichen Vor: 
theile von den reifen weitere Laften übernommen wurden. 

Die Erwägung diefer Verhältnifje führte auf der Verjammlung der Delegirten der Kreisausſchüſſe zu 
Karlsruhe im Jahre 1888 zu dem einftimmigen Beſchluß: 


daß Angefiht3 der günftigen Finanzlage des Landes das längit gefühlte Bebürfnik 
Berriedigung finde, daß ben Streifen zur Bejtreitung der ihnen nad) dem Strafengejeg von 1884 
immerhin noch verbleibenden Belaftung und zur Förderung. des Straßenweſens und anderer. 
Kreiszwede eine dauernde Dotation durd; Ueberweiſung einer entiprechenden. Kapitalſumme 
bewilligt werden wolle, 

In Folge deſſen wurde beim Landtag 1889/90 eine Petition von den Kreisausfchüfien eingereicht, 

den Staatäbeitrag für die Kreisſtraßen von 100000 „A auf 300000 A. zu erhöhen. und 
diefen Betrag in das ordentliche. Budget einzuitellen. 

Die Petition fand bei den Kammern günftige Aufnahme und führte dazu, daß für die Budgetperiode 
1890/91 zur Unterhaltung der Kreisſtraßen jährlich 100 000 .M, zur Bejtreitimg allgemeiner Kreisbedürfnifie - 
bezw. zur Erleichterung der Gemeinden durch Nachtrag jährlich 160 000 M genehmigt wurden. 

Wir waren veranlaft, auf diefe nachhaltigen Bejtrebungen der Kreiſe zur Erlangung einer Dotation 
aus der Staatöfajje etwas näher einzugehen, weil damit erllärt wird, weßhalb der Gejegentwurf von Ihrer 
Kommiffion freudig begrüßt wurde, der die den Streifen zu der Entlaftung, welche jie jeit 20 Jahren eritreben, 
io nothwendigen Stantäbeiträgen von 100000 AM. für die Kreisſtraßen und 160000 M für allgemeine 
ſtreiszwecke den Kreißverbänden auf gejeglicher Grundlage fichern will. 

Die Art der Vertheilung der 100000 A. unter die einzelnen Kreiſe, welche nad) der Länge der durd) 
das Straßengeſetz von 1884 denjelben überwiejenen Kreisſtraßen erfolgt, jand feinerlei Beanftandung. 

Dagegen gab der Bertheilungsmodus der 160000 .M Anlak zur Prüfung. Es follte die Vertheilung 
diefer Summe, wie der Bericht der Budgetlommiljion der zweiten Kammer zum Landtag 1889/90 über die 
Petition der Kreisausſchüſſe und den Nachtrag zum Spezial-Budget des Minifteriums des Innern befagt, 
für die Jaufende Budgetperiode der Großherzoglichen Regierung überlafien werden, für fpäterhin aber einer 
Rereinbarung mit ben Ständen vorbehalten bleiben. 

Die Großherzogliche Negierung glaubte nun bei Prüfung der Frage, weldyer Maßſtab für die Ver- 
ıheilung der Dotation der angemeſſenſte jei, vie ficherite Grundlage in der Belaſtung der Kreife nach dem 
Durchſchnitt der legten 3 Jahre zu finden, welche in den Summen de& durch Umlagen aufzubringenden 
treisaufwandes dargeftellt it, Danach ergaben ſich die Beträge, wie jie in Spalte 4 der Anlage IT zum 
Sejegentwurf auf 10 abgerundet dargeftelli jind. Bon dem zur Erklärung hierüber aufgeforderten Streifen 
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itimmten 8 bedingumgslos zu. Der Kreis Mosbach that dies ebenfalls für fih, glaubte aber die Kreiſe 
Villingen und Waldshut benachtheiligt und jtellte die Mitberücdjichtigung des Umlagefußes zur Erwägung. 
Der Kreis Villingen ſchloß fich diefem Wunjche an, während der Kreisverband Baden die Vertheilung der 
Dotation nach der Eimvohnerzahl, dem Kreisſteuerkapital und dem ungededten Aufwand, beziehungsweife 
aus dem Mittel diejer 3 Faktoren beantragte. Der legtere Wunſch wurde auch von dem Vertreter dieſes 
Kreifes im der Kommiſſion zum Ausdrud gebracht, aber nicht zu einem Antrag erhoben, da die übrigen 
Mitglieder der Kommiſſion darüber einig waren, daß jede andere Art der Bertheilung weit größere Ungleich- 
heiten haben würde, während die von der Sroßherzoglichen Negierung vorgeſchlagene, auf die Höhe des 
Umlagefußes volltommen ausgiebige Rüdficht nehme und die natürlichite, einfachite, die verjchiedeniten Ver— 
hältnifje am gerechteiten würdigende jei. 

Im Gegenjag zu den beiden bisher beiprochenen Summen für die Kreisſtraßen mit 100 000 AM. und 
für allgemeine Streiszwede mit 160000 AM, erregte die Baufchjumme für den Landarmenaufwand, welche 
in der Dotation in einer fejten Summe, die für die einzelnen Kreiſe nad) dem höchiten Betrag aus den 
legten 4 Jahren auf Taujend aufgerundet bemefjen worden, lebhaften Meinungsaustaujch in der Kommiſſion. 

‚= Bugegeben wurde die dadurd gegenüber den jeit dem Jahre 1884 jeweils für zwei Budgetperioden, 

; den reifen zur Verfügung gejtellten Bauſchſummen erreichte Vereinfachung des Voranſchlags für den 

N Staat und die Kreiöverbände, jowie die Befeitigung der mit periodijchen Bewilligungen verbundenen jchwie: 

rigen und mihlichen Rechnungsprüfungen, doch konnte man jich der in der Begründung der Großherzog: 

fihen Regierung zum Gefegentwurf, unter Hinweis auf die im der Anlage I gegebene Darjtellung des 

Landarmenaufwands für die Jahre 1887 bis mit 1890 gezogenen Folgerung, dab der Yandarmenaufwand 

erheblichen Schwankungen nicht mehr unterliege, vielmehr ein gewiſſer Beharrumgszuftand eingetreten jei, 

\ mich anfchliegen, da dieſe Darftellung; wer "wuch nicht im Ganzen, doch bei 5 Kreiſen im Jahre 1890 
\ eine nicht umerhebliche Steigerung gegen das Vorjahr ausweiſt. 

Daf eine ſolche Steigerung des Yandarmenaufwandes im Ganzen jeit 1884 immer noch ftattgefunden, 
ift aus einer von dem Revidenten W. Hall in Mannheim gefertigten Meberjicht über den Landarmenaufwand 
im Großherzogthum Baden erfichtlich, wonacd) die Kreisverbände in den 7 Jahren von 1884 bis mit 1890 
genöthigt waren, über den Betrag der bewilligten Baufchjummen hinaus zur Beftreitung des Landarmen- 
aufwands nad) Abzug der bei einzelnen Kreifen gemachten Eriparnifien von 47 048 „M die bedeutende Summe 
von 312512 .#., oder durchichnittlich für das Jahr 44644 ‚NM. aus eigenen Mitteln zuzufchiehen. 

Die Frage, ob und in wie weit die joizalpolitische Geſetzgebung einen Einfluß auf die Höhe des Land- 
armenaufwandes haben werde, fand verichiedene Beurtheilung; doch war die überwiegende Mehrheit der 
Kommiljton der Anficht, daß jolches in nennenswerthem Maße kaum der Fall fein werde. Wie das Kranken— 
tafiengefeg und die Gelege über die Unfallverficherung keine wejentliche Erleichterung gebracht, fo werde es 
auch mit dem Alterd- und Invaliditätsgefeg fein, da man es bei den Yandarmen namentlich in den von der 
Schweiz, Eljah-Lothringen und Bayern begrenzten reifen, vorzugsweile mit der vagirenden Bevölkerung 
und einer Klaſſe von Perfonen zu thun habe, die eben vielfach der Wohlthaten diefer Geſetze nicht theilhaftig 
werden könnten. 

Die Klärung diejer Frage, die bei Berathung über die jozialpolitiiche Geſetzgebung in einem für die 
Minderung der Koften für die Landarmen günstigen Sinne vielfach in Betracht gezogen worden ift, wird 
hier für uns aus den Streiärechnungen, in welchen diefe Ausgaben gejondert ericheinen, im Lauf der Jahre 
zu gewinnen fein. 

Für jegt glaubte die Mehrheit der Kommiſſion, wie gejagt, einen irgend erheblichen Einfluß diefer 
Geſetzgebung auf die Höhe der Yandarmenlaft nicht annehmen zu können und wenn mun troßdem der Geſetz— 
entwurf, welcher den Streifen auch für die Beftreitung der Koiten für die Landarmen feite Summen über: 
weist, wodurch Diejelben bei dem vorausfichtlich noch wachienden Aufwand weiter belajtet werden können, 
von der Kommijfion willfommen geheißen wurde, jo jpricht dies deutlich für die Vortbeile, welche jie von 
demfelben erhofit. 
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Den Kreisverbänden werden dadurch die ſeither auf unſicherem Boden ſtehenden Staatszuſchüſſe, deren 
Weiterbewilligung bei einer minder günſtigen Finanzlage des Landes leicht in Frage kommen könnte, ge— 
ſetzlich geſichert, ſie ſind dadurch in der Lage, bei Aufſtellung ihrer Voranſchläge mit feſten Summen zu 
rechnen, es wird ihnen damit ein Anſporn zu noch vermehrter Sparſamkeit gegeben und zu einer ſcharfen 
Ueberwachung der Unterſtützten, ſowie darüber, ob jeweils die Vorausſetzungen für die Unterſtützung noch in 
gleichem Maße vorliegen. 

Doch war die Kommiſſion bemüht, Mittel und Wege zu finden, um die Befürchtungen zu zerſtreuen, 
welche ſich an eine feſte, für den Landarmenaufwand beſtimmte Summe allſeitig knüpften. 

Der Vorſchlag, in das Geſetz einen Artikel einzufügen, der nach Ablauf einer beſtimmten Zeit eine 
Neuregelung der Staatszujchüjje für die Kojten der Landarmenpflege vorjieht, würde für ein Gejeg, das bie 
Berhältnifje dauernd regeln will, als nicht weiter in Erwägung zu ziehen betrachtet; ein anderer, daß, wenn 
im einzelnen Kreis der Aufwand über einen gewijien Prozentſatz wächſt, die Staatsfafje den Mehrbetrag zu 
tragen hat, hätte wohl zur Folge gehabt, daß dann auch Erſparniſſe über ein gewiſſes Maß hinaus wieber 
in die Staatskaſſe hätten zurüdfließen ſollen und wäre ebenfowenig mit der Abjicht des Geſetzes, das feite 
Beitimmungen bringen will, vereinbarlich gewejen. 

Schließlich wurden die Bedenten gehoben durch eine Erklärung der Großherzoglichen — — 
dieſelbe in folgender Form abgab: 

„Von der Anſicht ausgehend, daß die Kreiſe für den Landarmenaufwand in dem hiefür 
bejtimmten Theil der Dotation Erfag finden ſollen, wird die Großherzogliche Regierung auf den_ 
Nachweis, daß durch beſondere Vortommmiſſe ein ſKtreis bei ordnungsmäßiger Verwaltung einen 

cxcheblichen. durch frühere Erſparniſſe an der für den Landarmenaufwand bejtimmten Dotation 
nicht ausgeglichenen Mehraufwand für die Landarmenpflege zu tragen hatte, nicht ablehnen, die 
zur Leiſtung einer entjprechenden Beihilfe erforderlichen Beträge in den Staatsvoranſchlag auf- 
zunehmen." 

Zur weiteren Sicherung in diefer Richtung und in der Erwägung, dab den Kreißverbänden auf ihre 
Petition zum vorigen Landtag ftatt der erbetenen 200000 „AM. nur die Summe von 160000 M für Kreis: 
aufgaben verjchiedener Art bewilligt worden, ferner im Hinblid auf die ſtets wachfenden Aufgaben, ‚die am 
die Kreisverwaltung herantreten, wovon nur der vermehrten Fürforge für die Landwirthſchaft und der Be- 
theiligung an der Hagelverficherung, der Armenkinderpflege, jowie der Thätigkeit auf dem Gebiete des Baues 
und der Unterhaltung von Gemeindewegen Erwähnung gethan fei, beſchloß die Kommiffion, die Erhöhung 
de3 im Artitel I des Gejegentwurfs auf 919000 A. feitgejegten Staatöbeitragd an die Kreißverbände auf 
960 000 M zu beantragen mit dem Anfügen, daß der Betrag diefer Erhöhung von 41000 A, nad) dem- 
jelben Maßſtabe, welcher der Vertheilung der 160000 A. in Spalte 4 der Anlage II des nn 
zu Grunde gelegt ift, an bie einzelnen Kreisverbände vertheilt werden ſolle. 

Artilel I des Geſetzes würde demnach lauten wie folgt: 


Artikel L 


Den Streißverbänden des Landes wird zur Erfüllung ihrer Aufgaben, insbeſondere zur Bejtreitung 
des Nufwandes für die Landarmenpflege und die Kreisſtraßen je für ein Kalenderjahr aus der Großher- 
zoglihen Staatskaſſe der Betrag von 960000 „AH. — neunhundertjechäzigtaufend Mart — zur Verfügung 
gejtellt. 

Dieſer Staatszuſchuß vertheilt fich auf die einzelnen Kreiſe wie folgt: 


Konftan ! 2 20 Henn nn. 145960 M 
TODRIRBEN 3: 2: 0: San ana 660 
Waldshut . » > 2 2a mn nenn. 85880 „ 
EITÜUNER 0 0 0: are ae a A 
BEINE: 44.402 0a aa a RR f 


Verhandlungen ber 2. Kammer. 1890/91. 4tes Beilagehefi. 7 


Offenburg - - >» 2 2 2 2 22202000. .108510 M 
Baden. EEE , 
Karlsruheeee... 88480 , 
Mannheimiiiiinnnn ee ME , 
Heldelberg68760 
Mol een. 75910 „ 


Die Zahlung erfolgt in Vierteljahren zum Voraus. 


Die Anlage II der Begründung zum Gejegentwurf geitaltet jich nun folgendermahen: 


Staatsbeitrag an die Kreisverbände. 


































































































3 Antheil an Antheil an | 
a 100000 A. AULONO si —— Geſammtbetrag | 
8 Staais zuſchuß Staatöbeitrag | für Landarmen— ** 
* F 442 . e 
zur Unterhaltung für Kreisauf⸗ aufwand nach Dotation 
= der Kreisſtraßen gaben verjchiede-| 1. Sp. 10 
1m) 
— ner Art 
M. M M 
1 Konitanz 20 990 115 000 145 260 
2] Billingen 11210 29 000 45 560 
3 Waldshut . 10 620 69 000 85 830 
4 Freiburg 28 450 93 000 136 560 
ud Lörrad) . 10 720 70 000 89 450 
8] Offenburg . 12 670 80 000 108 510 
7 | Baben . 9160 38 000 54 480 
„8. Karlörude . 29 070 57 000 98 480 
9 Mannheim . 24 510 32 000 61 210 
10 Heibelberg . 21810 31 000 63 750 
11 Mosbach 21790 45 000 75 910 





Summa 100 000 201 000 659 000 960 000 
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Die Kommifjion gibt fich der Hoffnung hin, daß die Großherzogliche Regierung ihrer Unficht beitreten 
werde und richtet an die zweite Kammer die Bitte: 


den Gefegentwurf mit der von der Kommiffion beantragten 
Faſſung des Artiltel I desjelben annehmen zu wollen. 


7% 


Beilage zum Brotofoli der 12. Sigung der zweiten Kammer vom 12. Dezember 1891. 


Entwurf eines Gefehes, 


die Plandredhte für Inhaberpapiere betreffend. 
(Nah den Beſchlüſſen der Erjten Kammer.) 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mit Zuftimmung Imferer getrenen Stände haben Wir bejchloffen und verordnen wie folgt: 


81. 
Unverändert wie fegierungsvorlage. 


2. 

Für Schuldverfdeibungen auf den Inhaber, welche von Gemeinden oder andern Verbänden, von Korpo— 

rationen, Metiengejelliäften, Kommanditgejellfchaften auf Actien oder eingetragene Genofienichaften auf Grund 
erworbener Forderung? ausgegeben werden, Fönnen Fauſtpfandrechte bejtellt werben. 


$ 3 bis mit & 8. 
Unverändert wi Regierungsvorlage. 


89. 
Unveränbert. 


Hierzu ala Aſatz 2: 

Im Uebrigen bleiben für eine Fauftpfandbeftellung an förperlihen Sahen, welde jedoch nur aushilfd: 
weife zur vorüberghenden Dedung für ein aufgegebenes Fauſtpfandrecht an Forderungen eintreten fol, die 
Vorſchriften des birgerlichen Rechts in Geltung. 


$ 10. 
Der Pfandhilter ift verpflichtet: 


a. dafür zu forgen, daß das vorgeichriebene Verhältniß des Gejammtbetragd der verpfändeten 
Forderungen zu dem Gejammtbetrage der im Umlauf befindliden Inhaberpapiere aufrecht 
erhalten werde. 

b, 0, d und o. Unverändert an Stelle der im ber Negierungsvorlage mit lit. a, b, c und d be- 
zeichneten Abſätze. 


58. 
8 11. 


Der Pfandhalter hat auf Verlangen des Ausftellers das Fauſtpfandrecht an einer Forderung aufzugeben, 
iofern eine andere den Genehmigungsbedingungen entſprechende Forderung von gleicher Höhe zum Fauftpfand 
beftellt oder ein gleicher Betrag von Werthpapieren der betreffenden Gattung ihm zum Gewahrjam übergeben wird, 


& 12. 

Unveränbert. 

8 13. 

Yuhaberhypothefen und Fauſtpfandrechte für Inhaberpapiere, weldhe bis dahin mit Stantögenehmigung 
beftellt worden find, oder welden die fehlende Staatögenefmigung gemäß $ 8 des Geſetzes vom 5. Juni 1860 
nachgeſehen wurde, können nit mit der Begründung angefodhten werden, dab die Beitellung von Inhaber: 
hypoigeken geſetzlich unzuläffig oder der von der Megierung aufgeftellte Fauſtpfanbbemahrer jur Vertretung 
der Inhaber nicht befähigt geweien jei, _ 

I Js itss & 440 N: 
$ 14. 
Unveränbert. 


Gegeben ꝛc. 


Die Erfte Kammer nimmt vorstehenden Geſetzesentwurf an. ; 
Karlsruhe, den 12. Dezember 1891. ———— a F 
Im Namen 
der unterthänigſt treu gehorſamſten Erſten Kammier der Ständederiämmläng. ' °.09 
Der Praſident. 
Serger. 
Air 
: Die Secretäre. 
A. Frhr dv. Rüde, 
Graf v. Hennin. 
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Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mir beauftragen hiermit den Präfidenten Unſeres Minifteriums der Justiz, des Kultus und Unter 
richts, Unſeren Geheimen Rath Dr. Nott, Unferen getreuen Ständen, und zwar zumächit ber 
11. Kammer, den anliegenden Entwurf eines Geſetzes, betreffend Menderungen des Geſetzes über den Ele- 


mentarunterricht, zur Berathung und Zuftimmung vorzulegen. 
Zum Regierungstommiffär für dieſen Gefeges-Entwurf ernennen Wir den Direktor des Oberſchulraths, 


Geheimen Oberregierungsrath Joos. 


Gegeben zu Freiburg, ben 26. Dezember 1891. 


Friedrich. 


Note 
Auf Seiner Königlichen Hoheit Höchften Befehl: 
Dr. Balp. 


Geſetz 


Aenderuug des Geſetzes über den Elementarunterricht betreffend. 


sriedrid, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 


Herzog von Zähringen. 


Mit Zujtimmung Unjerer getreuen Stände haben Wir befchlofien und verordnen, wie folgt: 


Das Gejep, den Elementarumterrict beireffend, in der Faſſung, welche von dem Mintjterium der 
Witz, des Kultus und Unterrichts — zujolge Ermächtigung durch Artitel IV des Gejeges vom 25. Juli 
188 (betreffend die Abänderung einiger Bejtimmungen desß Geſetzes über den Glementarunterricht) wit 
%lanntmachung vom 15. Dftober 1888 im Geſetzes- und Verordnungsblatt für das Großherzogthum Baden, 
Jahrgang 1888 Nr. XLIII, vertündet worden it, erfährt die aus nachſtehenden Artitelm erſichtlichen Ab- 
inderungen : 


Artikel I. 
1. Der legte Abjag von $ 1 erhält folgende Faſſung: 

„Die vorstehenden Bejtimmungen finden auch Anwendung auf Einwohner des Großherzog⸗ 
thums, welche nicht badijche Staatsangehörige jind, joweit nicht durch Staatöverträge andere 
Beitimmungen getroffen jind.“ 

2.8 2 wird aufgehoben und durch folgende Bejtimmungen erjegt: 


$ 2. 

Das jcjulpflichtige Alter dauert vom jechjten bid zum vierzehnten Jahre. Es beginnt und es enbigt 
an Dftern, gleichzeitig mit dem Anfang bezw. Schluß des Schuljahres, für Knaben, wenn fie bis zum 
nähitfolgenden 30. Juni (einschließlich), fürgMädchen, wenn jie bis zum mächitfolgenden 31. Dezember 
einſchließlich), ihr jechites bezw. vierzehntes Lebensjahr zurüdlegen. 

Für Finder, welche ſchwächlich oder in ihrer Entwidelung zurüdgeblieben jind, fan hinſichtlich des 
Änfangstermins ihrer Schulpflicht Nachſicht erteilt werden. 


3. Hinter $ 2 ijt einzufügen: 


83. 
Stinder, die wegen körperlicher oder geiftiger Gebrecyen nicht mit Erfolg am Unterricht der Vollsſchule 
teilnehmen fönnen, find zum Beſuche derjelben nicht anzuhalten. Die Fürjorge für deren Unterricht wird 
dutch beſondere Geſetze geordnet. —F 
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Kinder, welche in körperlicher, geiftiger oder fittlicher Beziehung derart vereigenschaftet find, daß beren 
Zufammenfein mit anderen Kindern der legteren Gejundheit oder Sittlicheit gefährdet, können vom Bejuce 
der Volksſchule zeitweife oder dauernd entbunden oder ausgejchlofien werben. 


4. Hinter dem bisherigen $ 5 iſt einzujchalten: 


8.7. 

1. Die Vorfchriften im $ 6, Abjag 1, 2, 3, finden auf abgejonderte Gemarkungen (Kolonien) jinn- 
gemäße Anwendung. ‚Dabei gilt die Gejammtheit der Eigentgümer der zur Gemarkung gehörenden Liegen 
ichaften als Träger der nach diefem Geſetze den Gemeinden obliegenden Verpflichtungen und der denjelben 
gegenüber der Staatskaſſe zuftehenden Anſprüche. 

2. Der für Schulzwede zu machende Aufwand ijt von den Eigenthümern der Liegenichaften unter fi 
nach Verhältnig ihrer in der Gemarkung veranlagten Grund- und Häuferjteuerlapitalien zu tragen, joweit 
uicht etwa “durgh die, Vorſchriſten des Geſetzes über die Verfaſſung und Verwaltung der Gemeinden der Bei: 
‘zug auch roch andeter Steuerkapitalien für jtatthaft erklärt werden ſollte. — I 

3. Die Befugniffe, welche in $ 10 dieſes Gejeges den Gemeinden übertragen Kind, werben für Schulen 
in abgejonderten Gemarkungen, jofern nicht nad) dem Geſetze über die Verfaſſung und Verwaltung der 
Gemeinden ein beſonderer Verwaltungsrath zu beſtellen iſt, durch die Geſammtheit der ſteuerpflichtigen Ein— 
wohner unter Vorſitz der mit der Verwaltung der Ortspolizei betrauten Perjönlichkeit ausgeübt, 

4. Auf Antrag der Eigenthümer der abgefonderten Gemarkung, beziehungsweife jojerne ein bejonderer 
Verwaltungsrat beftellt ift, auf Antrag diefes, kann durch den Bezirklsrath bejtimmt werden, daß die ſchul— 
pflichtigen Sinder einer abgefonderten Gemarkung die Volksſchule eines Nachbarorte zu bejuchen haben. 
Dabei hat der Bezirkärath ald Verwaltungsbehörde zugleich die Vergütung fejtzufegen, welche für Die. Be- 
nutzung der Nachbarfchule von den Eigenthümern der Gemarkung 'zu entrichten ift. 

Dieje Vergütung bildet — nad) Abzug etwaiger Dedungsmittel — den bei Berechnung eines etwaigen 
Staatöbeitrags ($ 73 diefes Geſetzes) in Betracht zu ziehenden Schulaufwand. 

Gegen die Entſchließung des en ei ER an den VBerwaltungsgerichtöhof ſtatt. 


5. Die bisherigen $$ 3, 4, 5, 6, 13, 14, 15, 16 und 21 erhalten der Reihenfolge nach die Ziffern 4, 
5,:6,.8,:9, 10, 11, 12,18, : 


Artikel I. 
1. Die $$ 22, 23, 24 werben durch folgenbe Beftimmungen erjeßt: 


$ 14. 
In jeder Volksſchule find jo viele Lehrer anzujtellen, daß auf einen dauernd nicht mehr als hundert 
Schulkinder fommen, 
Aus fehr erheblichen Gründen kann durch die Oberjhulbehörde einem Lehrer auf unbejtimmte Zeit auch 
‚eine, größere, jedoch nie eine hundert und dreißig überſteigende Zahl von Schülern überlaſſen werden. 


$ 1. 
Die zur Befriedigung eines dauernden Bedürfnifjes errichteten Lehrerftellen werden theils mit Haupt- 
lehrern, theils mit Unterlehrern bejegt. 
Mit Unterlehrern find an Volksſchulen mit 2 bis 5 Lehrerftellen eine, bei 6 bis 10 Lehrerjtellen zwei, 
bei 11 bis 15 drei Stellen u. ſ. f. zu beſetzen. 
Beträgt jedoch die Zahl der Schulkinder dauernd mehr ald 180 oder ald 280, jo find zwei — 
weiſe drei Hauptlehrer anzuſtellen. 


b7 


8 16. 


Werden an einer Voltjchule, beziehungsweife an den Vollksſchulen einer Gemeinde, Lehrerjtellen in 
größerer, als der gejeglich vorgefchriebenen Zahl errichtet, darf die Zahl der Unterlehrer ein Drittel der 
Gejammtzahl dauernd nicht überjteigen. Läht ſich die Gejammtzahl nicht durch drei ohne Reſt theilen, iſt die 
dauernde Verwendung eines weiteren Unterlehrers gejtattet. 


$ 17. 


Für Vollsſchulen mit mehreren Hauptlehrern wird durch die Oberjchulbehörde in jtet3 widerruflicher 
Weiſe und mit vorzugsweiſer Rüdjichtnahme auf die berufliche Tüchtigkeit der einzelnen Hauptlehrer beftimmt, 
welcher derjelben die Stelle des „erften Lehrers” einzunehmen hat. 

Wo beziehungsweife jolange der erjte Lehrer nicht in der im vorgehenden Abſatz bezeichneten Weife 
bejtimmt ift, fowie bei Verhinderung des ala ſolcher Ernannten, werden die Befugniſſe und Obliegenheiten 
des erſten Lehrers von dem dienftälteften Hauptlehrer (von der erſten Anjtellung als folcher an gerechnet) 
ber betreffenden Schule, bei gleichem Dienftalter mehrerer von dem an Lebensalter vorgehenden wahrgenommen. 


$ 18. 

Lehrerinnen können an Vollsſchulen mit mindeſtens drei Lehrerftellen verwendet werben. 

Ihre Verwendung bejchräntt jich der Negel nad) auf Klaſſen der vier erjten Schuljahre, in denen nur 
Mädchen oder auch Knaben und Mädchen zufammen zu unterrichten find. 

Die dem erjten Lehrer zulommenden Befugnijje können durch eine Lehrerin nicht ausgeübt werden. 

Die Gejammtzahl der an Volksſchulen des Grofherzogthums verwendeten Lehrerinnen foll nie höher 
fein ala zehm Prozent der Gejammtzahl der jeweild im Großherzogthum errichteten ftändigen Lehrerſtellen 
(Haupt: und Unterlehrerjtellen zufammengerechnet). 


2. Der bisherige $ 24a erhält die Ziffer 19. 


Artikel ILL. 


1. Dem biöherigen $ 25, welcher die Ziffer 20 erhält, ift im Schlujfe anzufügen: 
Für Kinder, welche durch ihre Eltern oder deren Stellvertreter zur Theilnahme bejtimmt 
werden, kann ferner ertheilt werden 
an Knaben: Handfertigkeitäunterricht, 
an Mädchen: Unterweifung in der Haushaltungskunde. 
Noc weitere Gegenftände können in den Unterrichtöplan für Volksjchulen oder Vollsſchul— 
abtheilungen aufgenommen werden, welche als erweiterte eingerichtet find. ($ 92 ff. dieſes Geſetzes. 
2. Aus dem zweiten Abjat des bisherigen $ 27, welcher die Ziffer 22 erhält, ift die Anführung 
„($ 42 Abf. 1 u. 2)“ zu ftreichen. 


3. Der bisherige $ 27a — künftig $ 23 — erhält folgende geänderte Faffung: 


8 23. 

Für Schulen, welche Schüler verjchiedener Belenntniffe zu unterrichten haben, aber nicht mit Lehrern 
aus jedem der betreffenden Belermtnijje bejegt jind, kann die Oberjchulbehörde anordnen, daß die Unter: 
ftügung für den Religiondunterricht ($ 22 Abſ. 2) des eines eigenen Lehrers entbehrenden Belenntnifjes — 
fofern die Zahl der diefem Belenntnifje angehörenden Schullinder dauernd mindejtend fünfzehn beträgt — 
durch einen benachbarten Lehrer geleiftet werde. 

In gleicher Weife, oder durch Auferlegung beſonders zu vergütender Unterrichtäftunden ($ 37 Abi. 1) 
an einen belenntnigangehörigen Lehrer der betreffenden Schule, kann Aushilfe im Religionsunterricht für 
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Vollsſchulen angeordnet werden, an welchen zwar Lehrer des betreffenden Bekenntniſſes angejtellt find, 
jedoc) in geringerer Zahl, als nach $ 14 und $ 19 Abi. 2 Ziffer 1 anzuftellen wären, wenn Die betreffende 
Schule von Kindern noch anderer Belenntnifje nicht bejucht würde. 

Die durch Verordnung zu regelnde Vergütung für dieſe Aushilfe (Ab. 1 und 2) hat die Gemeinde 
vorbehaltlich der Ueberwälzung auf die Staatälafje ($ 56 Ziffer 4, 88 73 ff.) zu leiſten. 

Auch wo eine Anordnung nad Abjag 1 dieſes Paragraphen nicht getroffen ift, muß für den vorge- 
ichriebenen WReligionsunterricht de3 eines eigenen Lehrers entbehrenden Bekenntniſſes jedenfall das vor- 
handene Schullofal und Heizung dargeboten werden, joweit Dadurch der übrige Unterricht nicht beeinträchtigt wird. 


4. In $ 28 - künftig $ 24 — ift im eriten Abja die Zahl „drei“ durch die Zahl „vier“, im zweiten 
Abſatz die Zahl „vier“ durch die Zahl „Fünf“ und im dritten Abjat dad Wort „Gemeinderath" durch das 
Wort „Kreisfchulrath" zu erjegen. 

5. Die biöherigen 8$ 26 und 29 erhalten die Ziffern 21 bezw. 25. 


Artikel IV. 

1. Im legten Abjag von $ 30 — künftig $ 26 — find die Worte „mit dreijährigem Lehrkurs“ 
zu ftreichen. 

2. In 8 31 — künftig $ 27 — erhält der Schluß von Abſatz 1 folgende geänderte Faſſung: 

„als Hilfslehrer, zur Unterftügung oder Vertretung eines Lehrerd auf dejjen Schulitelle.“ 

8. Im erjten Abjag von $ 32 — künftig $ 28 — tritt an die Stelle des Ausdruds „Befähigung zu 
Hauptlehrerftellen" die Bezeichnung „Befähigung zur etatmähigen Anftellung“. 

4. Hinter dem biöherigen $ 32 — künftig $ 28 — ift einzufchalten: 


$ 29. 
Die Beftimmungen ber erjten drei Abfäge von $ 26, jowie jene der 88 27 und 28 gelten auch hin- 
fihtlid) der Verwendung von Lehrerinnen als Schulgehilfinnen und der Anftellung von jolchen in Haupt- 
lehrerftellen. 


Artikel V. 
Die biöherigen 
$$ 83 bis 41 — von ber Anjtellung, Verjegung, Zuruhejegung und Entlajjung der Haupt: 
lehrer und von der Beigebung von Hilfslehrern; 
88 42 bis 44 — von den Dienftpflichten der Schullehrer und von der Dienjtpoligei über 
biejelben ; 
$S 45 bis 451 — vom Lehrerinnen an Volksſchulen; 
88 46 bis 60 — von dem Einfommen der Lehrer an den Vollsſchulen; 
z8 85 bis 87 — Ruhe- und Nothdurftögehalte der Hauptlehrer ; 
85 88 biß 101 — Verforgung der Wittwen und Waiſen der Lehrer — 
werben aufgehoben und durch folgende Bejtimmungen erjegt: 


Zweiter Abſchnitt. 
Anwendung der Beamtengefete auf die Lehrer an Volksſchulen. 


$ 30. 

Hinfichtlich der Anftellung, der Pflichten, des Dienfteintommens der Lehrer (Lehrerinnen) an Vollks— 
Ichulen, der Verjegung derjelben in ARuhejtand, der Gewährung von Unterjtüßungsgehalten, der Verſorgung 
ihrer Hinterbliebenen, ferner bezüglich der Dienftpolizei über Lehrer (Lehrerimmen) an Volksſchulen finden 
die Beftimmungen der Abfchnitte I. bis VII, jowie des $ 134 (Abjchnitt VIIL) des Beamtengejeges vom 


24. Juli 1888 — deſſen $ 133 aufgehoben wird — ferner die Gehalt3ordnung vom gleichen Tage und 
Abſchnitt III. (Artikel 14 und ff.) des Etatgejeged in der vom 1. Januar 1890 an giltigen Faſſung ents 
iprechende Amvendung, ſoweit nicht in den folgenden $$ 32—51 fowie in Titel VI. und VIIT. diefes Ge- 
jeges befondere Beitimmungen getroffen find. 


$ 31. 
Endgiltig angejtellte Hauptlehrer und Hauptlehrerinnen erhalten die Eigenfchaft etatmähiger Beamten. 
Jedoch können nur die im Gehaltsetat ($ 57 Abſ. 2) genehmigten Stellen in dieſer Weife übertragen 
werben. 
Im Uebrigen find, jofern nicht die Stelle dauernd im Vertragsverhältnig zu verjehen ift, die Vor— 
ichriften für nicht etatmäßige Beamte anwendbar. 


$ 32. 


Bor ber etatmäßigen Bejegung einer Hauptlehrerftelle find die in Betracht kommenden Lehrer (Lehrer⸗ 
innen) der Ortsfchulbehörde namhaft zu machen, um dieſer Gelegenheit zu geben, ihre etwaigen Bedenken 
ober befonderen Wünfche zu äußern. 

War die Stelle zur Bewerbung ausgejchrieben, was im Falle eines besfallfigen Antrags der Orts⸗ 
ihulbehörde ftet3 zu geichehen hat, wird der Ortsſchulbehörde zu dem im vorhergehenden Abſatze angege- 
benen Zwede ein nad) dem Dienitalter geordnetes Verzeichniß der ald Bewerber aufgetretenen Lehrer 
(Lehrerinnen) mitgetheilt. 


$ 33. 

Eine Einvernahme der Ortsjchulbehörde gemäß $ 32 eriter Abſatz, hat auch ftattzufinben, wenn beab- 
fichtigt ift, eine Hauptlehrerftelle etatmähig einem Hauptlehrer zu übertragen, deſſen Verſetzung im Interefje 
des Dienjtes geboten oder gegen welchen im Wege de3 dienitpolizeilichen Verfahrens die Strafverjegung 
(Beamtengejeg $ 92 Ziffer 2, $ 94) ausgeſprochen ift. 

Außer dem Falle der Strafverjegung kann die Verjegung eines Hauptlehrers ohne defjen Zuftimmung 
(Beamtengejeg $ 5) ferner nur jtattfinden, nachdem auch die Ortsſchulbehörde der Stelle, von welcher der 
Lehrer entfernt werden joll, darüber vernommen worden ift. 


5 34. 
Lehrer, gegen welche wegen unzüchtiger Handlungen mit Schullindern, oder nad) erlittener gerichtlicher 
Verurtheilung wegen eines die öffentliche Achtung entziehenden Vergehens Dienitentlaffung (Beamtengeſetz 
$ 92, 3 und $ 95) ausgefprochen worden, dürfen im Schuldienfte wicht wieder verwendet werben. 


8 35. 

Lehrerinnen, welche ausſchließlich für Unterricht in weiblichen Handarbeiten oder in Haushaltungs⸗ 
funde bejtimmt ſind, werben durch die Örtliche Schulbehörbe vorbehaltlich der Genehmigung des Kreisſchul⸗ 
raths im vertragamäßigen Dienftverhältnig beftellt. Die Art des von diefen Lehrerinnen zu erbringenden 
Berähigungsnachweifes wird durch Verordnung bejtimmt. 

Die nad) Mafigabe des vorhergehenden Abjages angeftellten Lehrerinnen find auf Verlangen bes 
Kreisſchulraths vom Dienfte zu entfernen, wenn deren Leiftungen den zu ftellenden Anforderungen nicht 
entjprechen, oder wenn derem fittliches Verhalten Grund zur Beanjtandung bietet. 


$ 36. 


Mit Zuftimmung der Gemeinde kann die Oberfchulbehörbe auch einer ausſchließlich für dem Unterricht 
in weiblihen Handarbeiten oder in Haushaltungstunde bejtimmten Lehrerin Beamteneigenjchaft verleihen, 
8 
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wenn diejelbe zur Ertheilung dieſes Unterrichts in vollem Umfange auf Grund einer beftandenen Prüfung, 
über welche das Nähere durch Verordnung bejtimmt wird, durch die Oberfchulbehörde für befähigt erklärt 
ift und ihre ganze Zeit und Kraft dem Dienfte ald Lehrerin zu widmen hat. 

In etatmähiger Eigenjchaft kann eine unverehelichte folche Lehrerin mit Zuftimmung der Gemeinde 
auf einer Kauptlehrerjtelle angeitellt werden, welche über die gejetlich gebotene Zahl ($ 16) Hinaus errichtet 
tft, und für welche von der Gemeinde die den Beitimmungen der Gehaltsordnung entiprechenden Dienftbezüge 
buuernd zur Verfügung gejtellt find. 


$ 37. 

Jeder Lehrer (Lehrerin) au einer Volksſchule ift verpflichtet, wöchentlich bis zu 32 Lehrftunden zu 
übernehmen. Ueberdies hat er auf Verlangen der Gemeinde oder Anordnung der Oberjchulbehörde noch bis 
zu vier weiteren Stunden wöchentlich Unterricht an der Schule des Anſtellungsortes, oder auch eines Nachbar: 
orteö gegen befondere Vergütung nad) Mafigabe des $ 46 diejes Geſetzes zu ertheilen. 

Ferner hat jeder Volksſchullehrer die Verpflichtung, den Unterricht anderer Lehrer an Volksſchulen 
desjelben oder eines benachbarten Ortes in Fällen von Erkrankung oder fonitiger Dienjtbehinderung, Beur- 
laubung oder Dienjterledigung, bis in anderer Weile gejorgt ift, mach Kräften mitzuderfehen. Der Stell- 
vertreter erhält — jofern die Aushilfe im Anjtellungsort länger als zwei Monate dauert, vom Ablauf diejer 
Zeit an, bei einer in Nachbarorten zu leiftenden Aushilfe dagegen für die ganze Zeit derſelben — eine durd) 
Verordnung zu bejtimmende Vergütung, welche jedenfalls für das Jahr nicht mehr als 800 M betragen joll. 


$ 38. 

Vollsſchullehrer, die einen durch die zuftändige Firchliche Behörde ihnen angetragenen, für die Kirchen— 
Religions)» Gemeinde, welcher der Lehrer jelbit angehört, auszuübenden Orgamijten-  beziehungsweije Bor: 
fängerdienft — überhaupt oder unter den angebotenen Bedingungen — anzımehmen jich weigern, können 
auf Antrag der kirchlichen Oberbehörde des betreffenden Religionstheiles dur die Oberſchulbehörde zur 
Uebernahme und Beforgung des Dienfte8 angehalten werden. Dabei find durch die Oberjchulbehörbe nad 
Anhören der Kirchenbehörde und des Lehrers der Betrag der Vergütung, fowie nöthigenfalld Die weiteren 
Bedingungen fejtzufegen, von deren Leiftung beziehungsweife Einhaltung die Verpflichtung des Lehrers zur 
Uebernahme des Dienftes abhäng.S fein foll. 

Andere niebere kirchliche Dienſte dürfen die Lehrer nicht übernehmen. 


. $ 39. 

Hauptlehrer an Volksschulen erhalten : 

a. Einen jährlichen Gehalt, welcher — ohne Rückſicht auf den Ort ihrer Anjtellung — von elfhundert 
Mart (Anfangsgehalt) bis zu eintaufend achthundert Mark (Höchjtgehalt) anfteigt. Die Erhöhung des Ge— 
haltes vom Anfangs» bis zum Höchftbetrag tritt ein durch) Zulagen von je hundert Mark, welche nad) Maß— 
gabe der Beitimmungen der Gehaltsordnung gewährt werden, und zwar: 

Die erfte (Anfangszulage) nad) Ablauf von drei Jahren feit dem Zeitpunkt der erjten etatmäßigen 
Unftellung ; 

Die weiteren (ordentlichen) Zulagen nad) je vier weiteren Dienftjahren. 

b. Freie Wohnung nach $ 42 dieſes Gefeges. 

Hauptlehrerinnen an Volksſchulen erhalten Gehalt wie Hauptichrer, jedoch nur bis zu einem Höchſt— 
betrage des Gehaltes von eintaufend vierhundert Markt für das Jahr. 

Hauptlegrer und Hauptlehrerinnen, welche fich vier Jahre im Bezuge des in dem vorhergehenden 
Abſätzen beftimmten Höchftgehaltes befunden haben, erhalten ald Nebengehalt eine Wlterszulage von 
100 Darf. 
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$ 40. 

Der Betrag des nad) $ 39 bewilligten Gehaltes bildet mit Hinzurechnung des für die erjte Orisklaſſe 
ieftgefepten Betrages des Mohnungsgeldes der fünften Dienitllafie des in der Anlage zum Beamtengefek 
enthaltenen Wohnungsgeldtarifd den Eintommensanfchlag, welcher (bei Hauptlehrem) für die Bemefjung des 
Ruhe, Unterftügungs: und Verforgungsgehaltes, jowie des Wittwenlafjenbeitrages, beziehungsweife (bei 
Hauptlehrerinnen) für die Bemefjung des Ruhe» oder Unterjtügungsgehaltes zu Grunde zu legen iſt. 


$ 41. 


An Volksſchulen mit mindeftens drei Hauptlehrern erhält der erfte derjelben ($ 17 diejed Gefeges) 
hr die Dauer dieſer jeiner Stellung eine Dienftzulage von jährlich hundert Mark, wenn an ber betreffenden 
Eule die Gefammtzahl der Lehrerftellen (Haupte und Unterlehrer zufammengerechnet) nicht über vier, und 
son jährlich zweihundert Mark, wenn diejelbe mehr als vier beträgt. 


8 42, 

Die Wohnung für einen Hauptlehrer jol in der Regel mindeftens vier Wohnräume — davon zwei 
son je 20 bis 25 Quadratmeter Grumdflähe und heizbar, die übrigen von je 15 bis 18 Quadratmeter 
Grundfläche — ferner eine Küche und die fonft noch erforderlichen Haushaltungsräume umfaflen. 

Im Uebrigen werden — unbefchadet der baupolizeilichen VBorjchriften — die näheren Anordnungen 
über den Umfang und die fonftige Beichaffenheit der Dienftwohnung für Hauptlehrer durch die Dberjchul- 
khörde unter Berüdjichtigung der örtlichen Verhältniffe getroffen. 


8.48. 

Solange einem Hauptlehrer der Genuß freier Wohnung ($ 39, b) micht gewährt werden kann, erhält 
er eine Miethzinsentfchädigung, welche — wenn eine Vereinbarung über die Höhe derjelben nicht zu Stande 
Immt — durch den Bezirksrath unter Berüdfichtigung der ortsüblichen Miethpreife fejtgeftellt wird, jedoch 
nt weniger betragen foll, al® das im Wohnungsgeldtarif des Beamtengefeges für die betreffende Ortsklaſſe 
betimmte Wohnungsgeld der V. Dienſiklaſſe. 

Hauptlehrerinnen haben nur Miethzinsentichädigung, und diefe nicht — als im Betrage des im 
vorhergehenden Abſatz bezeichneten Wohnungsgeldes zu beanſpruchen. 


8 44. 

Lehrer und Lehrerinnen in nicht etatmäßiger Stellung ($ 27 dieſes Gejeges) erhalten eine Vergütung 
von jährlich achthundert Mar. 

Diefe Vergütung erhöht fich auf neunhundert Mark für dad Jahr für Lehrer und Lehrerinnen, welche 
die Dienftprüfung oder eine die letztere vertretende Prüfung beitanden haben, und zwar vom Anjang des 
auf die Ablegung der Prüfung folgenden Monats an. 

Für Shulverwalter kann aus befonderen Gründen, namentlic) bei ſchon vorgerücdtem Dienftalter, 
Ne Vergütung bis zum Betrage des Anfangsgehaltes eines Hauptlehrers (1100 A.) durch die Oberjchul- 
fthörde erhöht werden. 


$ 4. 

Neben der in $ 44 beftimmten Vergütung haben anzufprechen: 

a Unterlehrer (Unterlehrerinmen): einen mit ‚dem erforderlichen Schreinwert eingerichteten heiz« 
aren Wohnraum von mindeftend 18 Quadratmeter Grundfläche. Das Nähere über die Einrichtung des 
Vohnraumes wird durch Verordnung beftimmt. 

Mit Zuftimmung der Oberfchulbehörde kann vorübergehend oder jtändig ftatt des Wohnraumes eine 
Niethzindentjchädigung gegeben werden, welche mindeſtens brei Fünftel des in $ 43 Abſatz 1 bezeichneten 
Vohnungsgeldes betragen fol, 


b. Hilfslehrer (Hilfslehrerinnen): Miethzinsentfchädigung im Betrage von drei Fünftel des vor- 
bezeichneten Wohnungsgeldes. 

e. Schulverwalter (Schulverwalteriunen): Benügung der Hauptlehrers: Wohnung, wenn der ab- 
gegangene Hauptlehrer im Genuß einer freien Wohnung war und über dieſelbe nicht anderweit — zu 
Gunsten eines anderen Hauptlehrers oder gemäß $ 26, vierter Abſatz (letzter Sag) des Beamtengejeges — 
verfügt ift; andernfalld Miethzinsentjchädigung im Betrage des in $ 43 Abjag 1 bezeichneten Wohnungsgeldes. 


$ 46. 

Außer den mit dem Hauptdienfte nach 88 39, 41, 43, 44, 45 verbundenen Bezügen haben Lehrer 
(Lehrerinnen) an Volksſchulen zu empfangen: 

a. für jede gemäß $ 37 über die gejegliche Höchftzahl hinaus ertheilte wöchentliche Unterrichtsftunde 
(Turn= und Arbeitäunterricht ausgenommen) fünfzig Mark jährlich; 

b. für jede in gleicher Weife zu ertheilende Stunde Turnunterricht jährlih fünfund;wanzig Marl, 
welche Vergütung jich bei Schulen, an welchen der Turnunterricht nicht auf das ganze Jahr fich erftredt, 
auf fünfzehn Mark für jede Wochenftunde ermäßigt. 


& 47. 

Die Belohnung der im vertragsmäßigen Dienjtverhältnig verwendeten Lehrerinnen für Unterricht in 
weiblichen Handarbeiten oder in Haushaltungskunde (3 35) wird nad) Anhörung des Gemeinderath3 durch 
die Staatöverwaltungsbehörde feitgefegt. Diejelbe fol für das Jahr und für jede wöchentlich zu ertheilende 
Unterrichtöftunde nicht weniger betragen, als 

fünfundzwanzig Marl, wenn der Unterricht während des ganzen Jahres ertheilt, 

fünfzehn Mark, wenn derjelbe während der Sommermonate ausgejegt wird. 

In der Stellung nicht etatmäßiger Beamten ($ 36) find ſolchen Lehrerinnen mindejtens die für bie 
Unterlehrerinnen fejtgejegten Bezüge ($ 44 Abſ. 1 und 8 45, a) zu gewähren; die in etatmäßiger Eigenjchaft 
angeftellten ($ 36 Abj. 2) erhalten das für Hauptlehrerinnen bejtimmte Eintommen ($ 39 Ubi. 2 und 
8 43 Abi. 2). 

8 48. 

Denn im alle des $ 33 erjter Abſatz die Ortsjchulbehörde der Schule, an welche ein von jeiner 
Stelle zu entfernender Hauptlehrer verjegt werden jollte, Widerfpruch erhoben hat, oder wenn — ohne daß 
ſchon eine Anfrage nad) $ 33 Abf. 1 ftattgefunden — die Entfernung eines Hauptlehrer8 von feiner Stelle 
für durchaus umverjchieblich zu erachten ift, kann der zu entfernende Lehrer in einftweiligen Ruhe 
ftand verjeßt werden. 

Die im einstweiligen Ruheſtand befindlichen Lehrer werden in die Gejammtzahl der nach dem Staats: 
voranjchlag anjtellbaren Hauptlehrer (88 14—16) eingerechnet. Diejelben find einjtweilen — bis zur etwaigen 
etatmäßigen Wiederanjtellung bezw. bis zur Zuruhefegung nad) $ 28 des Beamtengejeges — gemäß $ 27 
dieſes Gefeges im Schuldienfte weiterhin zu verwenden und verpflichtet, jeder Weifung der Oberjchulbehörde 
zur Uebernahme eines ſolchen Dienstes Folge zu leisten ($ 50, 3 des Beamtengeſetzes). 

Im Falle einer nachfolgenden Wiederanftellung als Hauptlehrer fommt die im einftweiligen Ruheſtand 
zugebrachte Zeit für den bei fpäterer endgiltiger Zuruhefegung zu gewährenden Nuhegehalt, ald Dienftzeit 
in Anrechnung, fofern und foweit während des einftweiligen Ruheſtandes eine Dienftverfehung nach & 27 
ftattgefunden hat. 


8 49. 


Im einftweiligen Nuheitand befindliche Hauptlehrer, welchen eine Stelle als Unterlehrer, Hilfslehrer 
oder Schulverwalter übertragen ift, haben neben den in diefer Stellung gemäß 88 44 und 45 ihnen zu 
fommenden Bezügen den nad $ 36 des Beamtengejeges zu bemejienden Wartegehalt infoweit jortzubeziehen, 
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als erforderlich ift zur Ergänzung der mit der nicht etatmähigen Dienftjtelle verbundenen Vergütung auf 
den Betrag des im Zeitpimfte der Verſetzung in einftweiligen Ruheſtand bezogenen Gehaltes. 


$ 50. 

Die Ruhe- und Unterftügungsgehalte, welche auf Grumd diejes Geſetzes für Lehrer (Lehrerinnen, ein: 
ſchließlich der Lehrerinnen für Unterricht in weiblichen Sandarbeiten oder in Haushaltungstunde) an Volts- 
ihulen bewilligt werden, jind aus der Staatskaſſe zu beitreiten. 

Ebenjo werden aus der Staatskafje (Beamtemwittwenlaffe) die Verjorgungsgehalte für Hinterbliebene 
von Volksſchulhauptlehrern beftritten, wogegen diejer Kaſſe die Wittwenkafjenbeiträge (Beamtengejeg $$ 70 ff.) 
der Volksſchulhauptlehrer, jowie aus der Staatskaſſe die nach $ 34 des Beamtengefeges zu bemejjenden 
Zuſchüſſe zufließen. 

8 51. 

In der Abtheilung des Staat3voranihlags für Volksſchulen ift je ein angemefjener Betrag aufzu« 
nehmen: 

a. Als Unterftügungsfond für Lehrer (Lehrerinnen) an Volksſchulen; 


b. zur Gewährung von Gnadengaben. 
Auf beide Fonds finden die Vorfchriften in Urtitel 29 und 30 des Etatgeſetzes Anwendung. 


Artikel VE. 
Die bisherigen 
88 61 bis 79 — von der Dedung der Gehalte und anderen Bezügen der Lehrer, ferner 
88 80 bis 84 — von den Schulhäufern und amderen örtlichen Schulbedürfnifjen — 
werden aufgehoben; an deren Stelle treten folgende Bejtimmungen: 


Fünfter Titel, 
Bon der Beftreitung des Aufwandes für die VBolksfhufen. 


Erſter Abſchnitt. 
Bon der Deckung der Gehalte und anderen Bezüge der Lehrer und Lehrerinnen. 


$ 52, 

Zur Beftreitung der Gehalte und anderen Bezüge der Lehrer an Vollsſchulen hat — vorbehaltlic, 
der Beitimmungen in 88 94 und 99 — jede Schulgemeinde ($ 6 dieſes Gejeges) in die Staatskaſſe als 
Pauſchbetrag einzuzahlen: 

1. Einen Jahreöbeitrag für jede an der Volksſchule (dem Volksſchulen) der Gemeinde nad) $$ 14 und 
15 dieſes Gefeges errichtete ftändige Lehrerftelle und zwar: 

a. für Hauptlehrerftellen in Gemeinden 


von nicht über 500 Emwohnemn . . . . TU M 

„ 501 bi8 1000 Einwohnen . . . . 840 „ 

„ 1001 bi8 2500 Einwohnen . ». . » 90 „ 

„ mehr ala 2500 Einwohnern . . . . 1080 „ 
b. für jede Unterlehrerftelle in Gemeinden 
von nicht über 2500 Einwohnen . . . » 660 a 


„ mehr ala 2500 Einwohnen . . . . 700 „ 
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Für Lehrerſtellen, welche über die geſetzlich vorgeſchriebene Zahl (35 14 und 15) hinaus errichtet find, 

ift von der Gemeinde — ohne Rückſicht auf deren Einwohnerzahl — jährlich zu zahlen: 
für jede folche Hauptlehrerftele . . . . 1450 M 
für Unterlehrerftelen -. . » 2 2 880 „ 

Die vorbezeicyneten Jahresbeiträge (Ziffer 1 Abi. 1 und 2) find umverkürzt auch für die Zeit zu ent- 
richten, während deren Lehreritellen an der betreffenden Schule erledigt find. 

2. Einen weiteren Jahresbeitrag, welcher für jeweild eine Periode von zehn Jahren derart jeitgejegt 
wird, daß nach dem Durchjchnitt der Zahl der Kinder, die in jebem der drei legten, einer zehnjährigen 
Periode vorangegangenen Schuljahre die Volksſchule (die Voltsjchulen) der betreffenden Gemeinde beſucht 
haben, für jedes Schulfind ein Betrag von 2 AM. 80 4 in Anjag kommt. 

Eine neue Feitjegung hat im Laufe einer zehnjährigen Periode, mit Wirkung für die daran noch nicht 
umlaufene Reitzeit, bei jeder Vermehrung der Zahl der ftändigen Lehrerftellen ($ 14) einzutreten. 


8 53. 


Mit den in $ 52 bezeichneten Gemeindebeiträgen und — foweit dieſe nicht ausreichen — aus allge 
meinen Staatsmitteln find zu bejtreiten und auf Grund der Genehmigung im Staatövoranfchlag aus ber 
Staatskaſſe zu zahlen: 

1. die Gehalte der Hauptlehrer und Hauptlehrerinnen — $ 39 und 41; 

2. die Vergütungen für die in nicht etatmähiger Stellung verwendeten Lehrer und Lehrerinnen — $ 44; 

3, die Miethzinsentichädigungen für Hilfslehrer (Hilfslehrerinnen), — $ 45, b; 

4. die Vergütung für Mitverjehung erledigter Lehrerjtellen oder in Fällen der Dienftbehinderung ober 

Beurlaubung eines Lehrerd — 8 37 Abi. 2; 
. Die Sterbegehalte an Hinterbliebene von Lehrern — 88 55 bis 58 des Beamtengeſetzes; 
6. die Vergütungen für Umzugstoften bei VBerfegungen, welche zu gewähren find 

a. nicht etatmäßigen Lehrern (Lehrerinnen), deren Verfegung nicht lebiglih auf ihren Antrag 

und nicht in Folge eigenen Verſchuldens; 

b. Hauptlehrern, deren Verſetzung gegen ihren Willen und nicht zugleich in Folge eigenen Ver— 

ſchuldens verfügt worden it; 
7. Tagesgebühren und Reifeloftenentihädigungen, welche in Folge von Anordnumgen ftaatlicher Schul- 
behörben Lehrern zu bewilligen find. 


or 


$ 54. 

Die nad) $ 39, b und $ 42 jebem Hauptlehrer zu gemwährende freie Wohnung ift von ber Schul: 
gemeinde ($ 6) zu jtellen; auch hat diefelbe die öffentlichen Laften und Abgaben zu tragen, welche von 
jolhen Wohnungen zu entrichten find. 

Bon dem im Genuß der Wohnung befindlichen Lehrer find die gefeglich dem Miether obliegenden 
Heineren Ausbefjerungen zu bejtreiten. 


8 56. 


Wohnungen für Hanptlehrer, die ald den gejeglichen Anforderungen entfprechend von der Oberſchul— 
behörbe anerkannt und angennmmen find, dürfen nur mit deren Zuftimmung von der Gemeinde zu ander- 
weiter Verwendung zurücdgezogen werben. 

Zur Neubefhaffung noch fehlender Wohnungen joll bei Voltsfchulen mit mehreren Hauptlehrern, jojern 
mindeftens für einen (den erften) derjelben Wohnung vorhanden, die Gemeinde gegen ihren Willen mır 
angehalten werden, wenn ein dringendes Bedürfniß vorliegt. 

Die Enticheidung hierüber trifft auf Antrag der Oberjchulbehörde der Bezirksrath. 
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Ueber die Zuweifung der in einer Gemeinde in Mehrzahl vorhandenen Wohnungen an die einzelnen 
Hauptlehrer befchlieit die örtliche Schulbehörbe, deren Entjcheidung jedoch die Oberfchulbehörde auf Anrufen 
eined Betheiligten oder von amtswegen ändern kann. 


8 56. 


Bon der Gemeinde find unmittelbar an die Forderungsberechtigten zu entrichten — wobei . hinficht- 
lid der Zahlung ftändiger Bezüge $ 86 des Beamtengefeges in Anwendung kommt: 

1. die Gehalte beziehungsweile Belohnungen der Lehrerinnen, die ausjchlichlich für Unterricht in weib- 
lihen Handarbeiten oder in Haushaltungkunde bejtimmt find — $$ 35, 36, 47; 

2. die Miethzinsentfchädigungen für Hauptlehrer (Hauptlehrerinnen) und Schulverwalter (Schulverwalter- 
innen), welche nicht im Genuß freier Wohnung fich befinden — $$ 43, 45, c; 

3. die Miethzindentfchädigungen für die nicht mit Wohnung ausgejtatteten Unterlehrer (Unterlehrer- 
innen) — $ 45a Abi. 2; 

4. die nad) $ 23 und $ 46 zu leiftenden befonderen Vergütungen, joweit jolche nicht aus der Staats» 
kafje zu entrichten find — $ 53, 4; 

5. alle Vergütungen, welche durch befondere, der Gemeinde freigeftellte unterrichtliche Beranftaltungen 
— 3. B. Handfertigfeitäunterricht für Knaben, Unterweifung in der Haushaltungsfunde für Mädchen, 
Mufitunterriht — veranlaft find. 


$ 57. 

Für die Feſtſetzung der nad) $ 52, 1 zu leitenden Beiträge ijt die bei ber jeweils jüngjten Volls— 
üblung ermittelte Einwohnerzahl der politiichen Gemeinde maßgebend, in deren Bezirk die Schule ge— 
legen üt. 

Als errichtet im Sinne und mit der Wirkung des $ 52 gelten Hauptlehrerftellen, wenn bezw. 
fo lange fie in dem auf die Volksſchulen bezüglichen Gehaltsetat des Staatsvoranfchlags aufgeführt find, 
und zwar neuzugehende mit Wirkung vom Tage der Verkündung des betreffenden Finanzgefepes an. 

Neue Unterlchreritellen gelten für errichtet vom Tage der erjtmaligen Bejegung (des Dienft- 
antritt3) an; die letztere kann erfolgen, fobald die Oberjchulbehörde und die Gemeinde über die Errichtung 
der Stelle einverjtanden find, oder die Errichtung durch vollzugsreifes Erfenntniß der Staatöverwaltungs- 
behörde ausgeſprochen ijt. 


8 58. 

Zur Dedung der nad) $ 52, 1 an die Staatskaſſe zu leiftenden Einzahlungen find von ber Gemeinde 
zumächjt zu verwenden: Der Ertrag der Schulpfründe, namentlich aud) der zu ihrer Dotation gehörigen 
Liegenfchaften und Almendnugungen, ſowie der Ertrag ber für Unterhaltung der Lehrer beftimmten Orts- 
fonds (namentlich der Ablöjungskapitalien für frühere Leiftungen zu Lehrergehalten) einjchließlich ber 
Leiftungen, zu welchen Andere, auch die politiiche Gemeinde, der Schule kraft einer rechtägiltigen Dotation 
oder überhaupt privatrechtlich verpflichtet find. 


8 59. 

Hat ein Ortöfond nebjt Unterhaltung der Lehrer zugleich, noch andere Stiftungdzwede, jo verbleibt es 
bei der nad) $ 15 des Volkäjchulgefeges vom 28. Auguft 1835 vollzogenen Bertheilung der Erträgnifie 
des Fonds, bis etwa die Vermehrung bderjelben eine verhältnigmäßige Erhöhung des Beitrages zum Lehrer- 
gehalt geftattet, oder ihre Verminderung eine Herabminderung desjelben nöthig macht. 

Indeſſen kann der bisherige Beitrag, aud) ohne daß der Ertrag des Fonds fich vermehrte, alsdann 
erhöht werden, wenn diejenigen, welche Hinfichtlic, der anderen Zwede der Stiftung berechtigt find, oder ihre 
Bertreter dazu eimwilligen, ober wenn e3 ohnehin jchon nad) den Stiftungsvorfchriften zuläffig ift. 
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$ 60. 

Hat ein Ortöfond, der urfprünglich nicht ausdrüdlich zugleich für Unterhaltung der Lehrer gejtifter ift 
(8$ 58, 59), dennoch bis zum 28. Auguſt 1835 Lehrergehalte oder Beiträge hiezu (jedoch nicht blos vor- 
übergehende Unterftügungen) aus jeinen Ueberjhüffen bezahlt, jo kommen dabei die Bejtimmungen der 
88 58 und 59 ebenfalld zur Anwendung; jedoch können hier die hinfichtlic der übrigen Stiftungszwecke 
Berechtigten, oder ihre gejeglichen Vertreter eine Minderung oder Aufhebung jener Beiträge verlangen, jo» 
bald fie nachweifen, daß die volltommene Erfüllung der nächſten Stiftungszwede gar feine over feine jo 
großen Ueberjchüjje mehr übrig Lafje, aljo die Aufhebung oder Verminderung jener Beiträge zu Lehrer» 
gehalten nöthig mache. 


8 61. 2 

Die Vorſchriften des $ 59 find auch auf Diftriktsftiftungen anwendbar, aus welchen Lehrergehalte oder 
Beiträge hiezu bezahlt werben. 

Derjenige Theil des hiernach für Lehrergehalte zu verwendenden Ertrags einer Diftriktsjtiitung, welcher 
nicht nad) $ 18 des Volksſchulgeſetzes vom 28. August 1835 einer beitimmten Schule zum Voraus zu— 
gewieſen ift, ift aber, joweit nicht ausdrüdliche Stiftungsvorjchriften entgegenjtehen, unter die berechtigten 
Drte neu zu vertheilen, wenn ſich die Bedürfniffe ihrer Volksſchulen erheblich ändern. 

Als Bedürfnig einer Volksfchule im Sinne des vorhergehenden Abjages gilt derjenige Betrag, welcher 
an der Summe der nad) $ 52, 1, a und b an die Staatsfajje zu leijtenden Einzahlungen, mit Beijchlagung 
eined nad) $ 43 Abſ. 1 fejtzuftellenden Werthanfchlags für die den Hauptlehrern zufommende freie Wohnung 
nad) Aufrechnung der in den $$ 58, 59 und 60 gedachten Einkünfte noch ungedeckt iſt. 


$ 62. 


Die in den 88 58 bis 61 bezeichneten Einkünfte werden für die Gemeindelajje vereinnahmt, wogegen 
aus diefer Kaſſe alle damit verbundenen Laſten zu beftreiten find. 

Das Vermögen der Schulpfründen, zu welchem insbejondere die Ablöfungsfapitalien für abgelöfte 
Leiftungen zu Lehrergehalten gehören, muß als Stiftungsvermögen im Grundſtock ungejchmälert erhalten 
bleiben. 

Die Einhaltung diefer Vorfchrift iſt durch die hinfichtlich der Aufjicht über die Verwaltung des ört— 
lihen Schulvermögens zuftändigen Behörden zu überwachen. 


N 63. 


Ohne Zuſtimmung der Oberfchulbehörde dürfen landwirthichaftliche Grundſtücke, welche der Schule 
ftiftungsgemäß gewidmet find, nicht veräußert, und Liegenjchaften der Gemeinde, deren Benützung zur Zeit 
der Einführung diejes Gejeges einen Theil des fejten Gehalte eines Lehrers ausmacht, von der Gemeinde 
nicht zu anderweiter Verwendung zurüdgezogen werden. 

Das Gleiche gilt von Gebäuden, welche im nämlichen Zeitpuntt behufs der Bewirthichaftung folcher 
Grundftüde einem Lehrer zur Benügung zujtehen. 


8 64. 

Auf Verlangen des Hauptlehrerd müjjen diefem für die Dauer feiner Anftellung in der Gemeinde die 
in $ 63 bezeichneten Liegenjchaften in Pacht gegeben werden, und zwar für einen drei Prozent der Grund- 
fteueranfchläge der landwirthichaftlichen Grundftüde nicht überjteigenden Pachtzins. Für die in diefem Falle 
dem Lehrer mit zu überlafjenden, zur Bewirthichaftung der Grundjtüde bejtinmten Gebäude — ſofern ſolche 
vorhanden find — darf ein bejonderer Pachtzins nicht gefordert werden. 

Haudgärten von nicht mehr al3 fünf Ar Flächeninhalt gelten al3 Zugehörde der Dienftwohnung, deren 
Genuß der Inhaber der legteren ohne befonderes Entgelt anzufprechen hat. 
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Die Gemeinde kann verlangen, daß der ihr zulommende Pachtzind (Abſatz 1) von der Staatskaſſe für 
Rechnung des Lehrer an die Gemeindekaſſe bezahlt beziehfungsweife an den von leßterer zu leiftenden Ein- 
jeblungen ($ 52) in Abrechnung gebracht werde. 


$ 65. 

In Ermangelung anderer Vereinbarung unter den Betheiligten beginnt das Pachtverhältnig für einen 
in die Pachtberechtigung neu eintretenden Hauptlehrer mit dem nächjtfolgenden 24. Dktober und endigt mit 
dem auf das Erlöfchen ver Berechtigung folgenden 23. Oktober. Im Falle des Ablebens des Hauptlehrers 
dauert das Pachtverhältnii für Rechnung der Erben noch bis zum nächjjtfolgenden 23. Dftober. 

Der pachtberechtigte Lehrer darf die Schulgüter weder ganz noch) theilweife in Afterpacht geben, muß 
vielmehr diejelben, wenn er die Selbjtbewirthichaftung nicht fortfegen will, der Gemeinde abtreten. Yeboch 
lann die, in Ermangelung anderer Vereinborung, nur auf ben 23. Dftober eines Jahres nad) voraus» 
gegangener mindeitens halbjähriger Kündigung gejchehen. 

Die Gemeinde kann die Auflöfung des Pachtverhältniffes nur aus Gründen fordern, welche nach dem 
bürgerlichen Rechte den Bejtandgeber zur Aufhebung eines Beftandes vor Beendigung der vertragsmäßigen 
Dauer desjelben berechtigen. 

Der Hauptlehrer, welcher aus dem Pachtverhältniß durch eigene Kündigung oder durch Aufhebung de3- 
vlben feiten® der Gemeinde ausgejchieden ift, kann eine Wiedereinfegung nicht verlangen. 


8 66. 


Bei Volksſchulen mit mehreren Hauptlchrern fteht die Ausübung der in $ 64 bezeichneten Berechtigung 
Yeujenigen zu, welcher am längften in der Gemeinde als Hauptlehrer angeftellt ift. 

Wil dieſer von der Berechtigung nicht Gebrauch machen, oder fcheidet er gemäß $ 65 letzter Abſatz 
a5 dem Bachtverhältnig aus, tritt am deſſen Stelle der im Dienftalter als Hauptlehrer in derſelben 
Örmeinde nächitfolgende. 


8 67. 

Benn in einer Gemeinde mit mehreren Hauptlehrern Schulgüter ($ 63) in folchem Gefammtumfange 
vorhanden find, dab daraus zwei oder mehr Looje von mindejtens je 20 Ar Flächeninhalt zwedmäßig ſich 
bilden laſſen, kann die Ortsjchulbehörde die Theilung in Looſe beſchließen. Der Beichluß der Ortsſchul⸗ 
sehörde bedarf der Genehmigung der Oberjchulbehörde nad) vorheriger Begutachtung durch den Bezirksrath. 

Hmfichtlic der einzelnen Looſe finden ſodann die $$ 64, 65 und 66 entjprechende Anwendung. 


8 68. 
Zur Aufbringung des nad) der Zahl der Schulfinder ſich richtendben Gemeindebeitrages ($ 52, 2) ift 
dd „Schulgeld“ für jedes Sind, welches die Vollsſchule befucht, ein Voraußbeitrag von 3 M 20 4 
lührlih von dem zur Ernährung des Kindes Verpflichteten an die Gemeinde zu entrichten. 
Bejuchen mehrere Kinder einer Familie gleichzeitig die nämliche Volksſchule, jo ift nur für das erfte 
dr volle Betrag, für das zweite, dritte und vierte dagegen nur die Hälfte und für die übrigen Kinder kein 
Shulgeld zu zahlen. 


8 69. 

Unvermögende find von der Zahlung des Schulgeldes für diejenige Volksſchule, zu deren Befuch eine 
seiehliche Verpflichtung bejteht ($ 1, Abſatz 1, Satz 1 des Geſetzes), durd) die Gemeindebehörde — bei 
Voltsjchulen, die mehreren Gemeinden gemeinschaftlich find, durd) die Schulkommiſſion, beziehungsweife, falls 
eine ſolche nicht bejtellt ift, durch die in $ 83 Abjag 3 bezeichnete Gemeindebehörde — je nad dem Grade 
der Unvermöglichkeit ganz oder zu beftimmten Theilen zu befreien. 

9* 
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Die nachgelaffenen, jowie bie nicht beibringlichen Echulgeldbeträge bleiben der Schulgemeinde ($ 6) 
zur Laſt. 

Gegen bie Verweigerung des Geſuchs um Schulgeldbefreiung jteht dem Betroffenen die Beſchwerde im 
Verwaltungswege zu. 

Die Befreiung von der Schulgeldzahlung gilt nicht ala Armenunterjtügung. 


8.0. . 


Wo ſich Fonds befinden, welche nad) ihrem Zwede oder gemäß der Bejtimmungen ber $$ 58 bis 61 
zur Zahlung des Schulgeldes verfügbar find, können diefelben zur Beftreitung des nad) $ 52, 2 der Ge 
meinde obliegenden Beitrages verwendet werben, wogegen für die zum Fond Berechtigten dad an die Ge 
meinde zu entrichtende Schulgeld verhältnigmäßig zu mindern bezw. ganz zu erlafjen ift. 


$ 71. 


Durch einen mit zwei Drittheilen der Stimmen gefaßten, von der Staatsbehörde genehmigten Gemeinde: 
befhluß kann auf die Erhebung des nach $ 68 der Gemeinde zufommenden Schulgeldes verzichtet werben. 

Iſt diefer Verzicht nicht für die Dauer eincd zum Voraus beftimmten Zeitraumes erfolgt, kann die 
Wiedereinführung der Schulgelderhebung durch einfachen Gemeindebejchluß jederzeit angeordnet werben. 

Auf die Verpflichtung der Gemeinde zur Leiftung des in $ 52, 2 dieſes Geſetzes bezeichneten Beitrages 
ift ein etwaiger Verzicht der Gemeinde auf Schulgelderhebung ohne Einflup. 


g 72. 

Soweit die nad) den 88 52 und 56 ber Gemeinde für die Volksſchule obliegenden Ausgaben durch 
die Einnahmen, von welchen die $$ 58 bis 62 und SS 68 bis 71 handeln, nicht gedeckt werben, ift ber ber 
züglide Aufwand nad) Maßgabe der Beftimmungen der Gemeindeordnung über den Gemeindeaufwand und 
die Mittel zu deſſen Dedung aufzubringen, jedoch unter folgenden Beſchränkungen ($$ 73 bis 82). 


8.7. 
Zur Aufbringung desjenigen Schulaufwandes, welcher umfaßt: 
a. Den nad) $ 52, la und b an bie Staatälaffe einzuzjahlenden Jahresbeitrag, abzüglich desjenigen 
Betriges, welcher durch Einkünfte der in 88 58 bis 62 bezeichneten Art gededt ift; 
b. die etwaige Vergütung für bejonders angeordnete Aushilfe in der Ertheilung von Religionsunterricht 
($ 23, $ 46 Abf. 1a, $ 56, 4); 
c. die Vergütung für die Ertheilung bes Fortbildungsunterrichts (Gefeg vom 18. Februar 1874, den 
Hortbildungsunterricht betreffend, $ 11); 
find Gemeinden, welche zur Dedung ihrer Ausgaben — einfchlichlih der vorjtchend unter a, b und c 
bezeichneten — ein Umlagebebürfnii im Sinne des $ 77 zu beftreiten haben, nicht verpflichtet, eine Umlage 
von mehr ald 14 Pfennig auf 100 Mark Steuerfapital zu erheben. Unter dem in dieſem und in ben 
folgenden Paragraphen erwähnten Steuerkapital ift das, foweit erforderlich, gefeglich reduzierte Steuertapital, 
bezw. ($ 85 der Gemeindeordnung) das Dreifache der Einkommenſteueranſchläge zu verfiehen. 


8 74. 

Bei Feitftellung des Ertrages der in $ 73 unter a bezeichneten Einkünfte (Dedungsmittel) find 
aufzurechnen: 

a. Kompetenzen von Früchten, Wein, Holz oder anteren Naturalien mit dem Durchjchnitt der Geld» 

vergütung, welche während der legen zehn Jahre ($ 77) geleiftet wurden. 

Soweit ſolche Kompetenzen nicht in Geld vergütet, jondern in Natur verabreicht wurden, wird der 
Geldwerth des jo Entrichteten auf Grund der zur Verfallzeit in anderen Fällen zur Vergütung gelangten 
Marltdurchſchnittspreiſe oder erforderlichenfals durch Schägung ermittelt. 


69 
b. Der Ertrag von landwirthfchaftlichen Grundftüden ($ 63 Abſ. 1 und 2) zu drei vom Hundert des 
Anfchlages, mit welchem bdiefelben zur Grundſtener veranlagt find. 


ce. Der Ertrag von Schulpfründelapitalien — ohne Rüdjicht auf bad wirflihe Erträgnig — mit vier 
vom Hundert der Kapitaljumme. 


8%. 


Iſt das Umlagebebürfnig einer Gemeinde für ihre übrigen Ausgaben außer bem in $ 73 bezeichneten 
Schulaufwand fo groß, daß nach dem Gemeindelatafter eine Umlage von mehr ald 20 JS von 100 M 
Steuerfapital erhoben werden müßte, fo ift die Gemeinde bei einem fonftigen Umlagebedürfniß von 

21 bis einichließlich 23 4 höchitend 13 4 


24 „ J 26 „ ei 12 „ 
27 „ pr 29 „ “ 1. 
30 „ R 32 „ 4 10 „ 
3 „ " 3 „ " Im 
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40 „ 5 43 „ J 74 
4 „ £ 47 „ w 6‘„ 
48 „ s 49 „ " —X 
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Umlage zur Dedung des bezeichneten Schulaufwandes zu — verpffühtet 

Betragen die fonjtigen Umlagen mehr ald 60 -f von 100 M Steuerlapital, fo ift die Gemeinde von 
jebem Beitrag frei. 

Bruchtheile von Pfennigen find bei der Maffifizierung nicht zu berückſichtigen. 


5 76. 


Die Vorſchriften der 88 73 und 75 finden auf die Städte mit mehr ald 6000 Einwohnern, fowie auf 
ſolche Städte, welche fich der Städteordnung unterftellt haben, leine Anwendung. 

Bei Gemeinden, welche nad) ihren gewerblichen und fonftigen Verhältniffen ald dazu vermögenb er- 
lannt werden, fann die Umlage, biö zu deren Betrag die Gemeinde beizuziehen ijt, um 1—3 4 von 100 M 
Steuerlapital höher beftimmt werden, als fie nach bem vorhergehenden Paragraphen zu berechnen ge 
wejen wäre, 

Im umgelehrten alle, bei Gemeinden, die auf bejonderd niederer Stufe der Leiftungsfähigkeit jtehen, 
darf eine Ermäßigung des Umlagebetrages um 1—3 4 von 100 A Steuerlapital verfügt werben. Diefe 
Ermäßigung kann auch in Fällen bes $ 73 bewilligt werden. 


8 77. 


Als das fonftige Umlagebebürfnig einer Gemeinde im Sinne der vorhergehenden Paragraphen gilt 
der Durchfchnitt der von ihr während der legten zehn Jahre erhobenen Umlagen im Sollbetrage unter Zu— 
grumdelegung des jüngften Gemeindefteuerkatafters. 

Da, wo etwa noch befondere Schulhausbanumlagen erhoben werden, fommen auch diefe in gleicher 
Weiſe in Anrechnung. 

Bon der Geſammtſumme diefer Umlagen find abzurechnen: 

1. Die während der nämlichen zehn Jahre von der Gemeinde beftrittenen Ausgaben für — 

ber in & 73 bezeichneten Art; 
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2. die während der nämlichen zehn Jahre gemäß $ 52 Ziffer 2 von der Gemeinde an die Staatätafje 
gezahlten Beiträge, ſofern beziehungsweije foweit während dieſer Zeit die Schulgelderhebung infolge 
Verzichtö der Gemeinde ($ 71) unterblieben ift; 

3. Der Werth aller Bürgernußungen, diefe wieder unter Abrechnung der etwa auf denjelben ruhenben 
Auflagen. 

Der Werth diefer Nutzungen kommt mit der Summe in Anjchlag, welche bei der neueften Berechnung 

der Einkaufsgelder zum Bürgernugen als Durchſchnittswerth ermittelt wurde, Als neuejte Einfaufsgelder- 
berechnung ift die anzujehen, welche in der oben bezeichneten zehnjährigen Periode zulegt in Geltung war. 


8 78. 

Soweit nad; den Bejtimmungen der $$ 73—77 die Gemeinde für den in $ 73 bezeichneten Schulauf- 
wand nicht aufzulommen hat, fällt derjelbe auf die Staatskaſſe. 

Auf Antrag der Gemeinde wird der von ihr und der von der Staatöfajje an jenem Aufwand zu 
tragende Antheil durch die zuftändige Staat3behörde für jeweils eine Periode von zehn Jahren feſtgeſtellt. 

Die zehnjährigen Perioden find für alle Gemeinden des Landes die gleichen, und zwar zufammen- 
fallend mit der Periode, für welche nad) $ 52, 2 dieſes Geſetzes der dort bezeichnete Jahresbeitrag der 
Gemeinde an die Staatälafje feſtgeſetzt wird. 


8%. 

Nach Ablauf der zehnjährigen Periode kann jowohl die Gemeinde, wie der Vertreter der Staatskaſſe 
eine Aenderung beantragen. 

Dem neuen Erkenntniß wird ber Durchſchnitt der Gemeindeumlagen während der vorangegangenen 
zehnjährigen Periode und das jüngſte Gemeimdejteuerkatafter zu Grunde gelegt. 

Als jüngftes Gemeindefteuerkatajter ift dasjenige zu betrachten, nad) welchem die Gemeindeumlagen 
für das Jahr, in dem Antrag auf Zuerkennung beziehungsweije Aenderung eines Staatsbeitrages geftellt 
wird, zur Erhebung gelangen. 

Das neue Erkenntnig wirft von dem Tage des gejtellten Antrags an. Derjelbe kann in ber 
zweiten Hälfte der neuen Periode nicht mehr gejtellt werben. 


$ 80. 

Wird im Verlauf einer zehnjährigen Periode die Zahl der Haupt: oder Unterlehrer geändert ($$ 14, 15), 
die Schule mit einer anderen verbunden, oder in zwei getrennte Schulen aufgelöft, oder überhaupt eine neue 
Schule errichtet, hat fid) der Stand der nach 88 58—62 der Gemeindekaſſe zuflichenden Einkünfte geändert, 
oder ift eine Aushilfe in der Ertheilung des Neligionsunterrichts angeordnet worden, jo fann auch vor 
Ablauf von zehn Jahren jowohl die Gemeinde wie der Vertreter der Staatslaſſe alabald eine neue Feſt— 
jegung der von der einen und von der anderen zu leiftenden Antheilfumme beantragen. 

Bei dem Erkenntniß wird aber das nach den Ergebnifjen der vorhergehenden zehnjährigen Periode 
feſtgeſtellte Umlagebedürfniß der Gemeinde zu Grunde gelegt. 


$ 81. 

Der Vollzug der nad) $S 78 bis 80 getroffenen Feſtſetzungen gejchieht in der Weile, daß die auf bie 
Staatökafje fallende Summe an den Jahresbeiträgen, welche die Gemeinde nad) $ 52 dieſes Geſetzes zur 
Staatökafje zu entrichten hat, in Aufrechnung kommt. 

Sollte die auf die Staatstaffe fallende Summe größer fein, als die Summe der von der Gemeinde 
nad) $ 52 zu leiftenden Jahresbeiträge, wäre der Ueberjchu von der Staatslafje an die Gemeindetafje in 
baar auszubezahlen. 
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g 82. 

Wenn der gemäß $ 52, 1 von einer Gemeinde zu zahlende Beitrag eine Erhöhung dadurch erfährt, 
daß auf Beichluß der Gemeinde an deren Schule (Schulen) Lehrer in größerer Zahl, als das Geſetz ($ 14) 
verlangt, oder Hauptlehrer angejtellt werden, wo nach der gejeglichen Vorſchrift nur Unterlehrer anzuftellen 
wären, jo kommt dieſe Erhöhung bei den nad 88 72 bis 79 zu treffenden SFeititellungen nicht in Ans 
rechnung. 

Wo in einer Gemeinde mehrere Schulen bejtehen, ohne daß die Staatöverwaltungsbehörbde dies gemäß 
5 6 Abſatz 4 dieſes Geſetzes verfügt hat, ift die nad) $ 78 der Staatskaſſe aufzuerlegende Aufwandſumme 
fo zu berechnen, wie wenn die verfchiedenen Schulen mit einander vereinigt wären, und der durch bie 
Trennung entjtehende Mehrbeirag der Koften fällt lediglich auf die Gemeinde, welche aber die Vereinigung 
ber Schulen verlangen kann. 

8 8. 

Wenn für mehrere Gemeinden, oder für Abtheilungen einer Gemeinde zufammen mit einer anderen 
ganzen Gemeinde oder Theilen derjelben, eine Volksſchule gemeinfam gehalten wird ($ 6 Abſatz 2 dieſes 
Geſetzes), Haben die betheiligten Gemeinden nad; Verhältniß ihrer zur Schule gehörigen Bevöllerung für 
die in $ 52 und $ 56 bezeichneten Leiftungen aufzulommen. 

In demfelben Verhältnig gelten im Dweifel die an der Schule betheiligten Gemeinden als mitbe- 
rechtigt an den Einkünften aus DPotationen und Fonds (SS 58—61). 

Zahlungspflichtig gegemüber der Staatskaſſe ($ 52) und gegemüber den Lehrern ($ 56), ſowie 
erhebungsberechtigt in Anſehung der Einkünfte aus Dotationen und Fonds ($$ 58—-60) ift die Gemeinde, 
in deren Bezirk die gemeinjchaftliche Schule gelegen, oder welche durch Vereinbarung unter den betheiligten 
Gemeinden oder aber auf Antrag einer derfelben durch die Staatöverwaltungsbehörde die Verwaltung und 
Verrechnung der Einnahmen und Ausgaben der gemeinfchaftlihen Schule übertragen ift. Die mitbetheiligten 
Gemeinden haben ihre Antheile an die Kaſſe der im vorhergehenden Abjat bezeichneten Gemeinde, welche 
über den geſammten Schulaufwand Rechnung führt, einzuliefern. 

Diefelben Beftimmungen lommen für politische Gemeinden in Anwendung, welche aus Ortögemeinden 
fih zufammenfegen, deren jede bejondere (Orts-) Ausgaben und Einnahmen hat, wenn für die Gejammt- 
Gemeinde, oder für mehrere Ortsgemeinden oder Theile von folchen eine gemeinfchaftliche Schule befteht. 


8 84. 
In den Fällen des $ 83 kommen binfichtlicy der auf die einzelnen Gemeinden (Ortögemeinden) fallen- 
ben Antheile die Beitimmungen der 88 73 bis 80 für jede Gemeinde (Ortsgemeinde) gejondert zur Anwendung. 
Die gegenüber der einzelnen Gemeinde (Ortögemeinde) feſtgeſtellten Staatsbeiträge werden indgefammt 
an dem von der rechnumgsführenden Gemeinde ($ 83 Abſatz 3) an die Staatölafje zu zahlenden Betrag in 
Aufrehnung gebradit. 


$ 85. 
Vereinbarungen unter den beteiligten Gemeinden über anberweite Vertheilung bed Aufwandes für eine 
gemeinfchaftlihe Schule ($ 83) haben gegenüber der Staatslaſſe keine rechtliche Wirkung. 


weiter Abſchnitt. 
Bon den Schulhänufern und anderen örtlichen Schulbedürfniffen. 
$ 86. 
Für Vollsſchulbauten gelten folgende Grundjäge: 
1. Iede Voltsfchule (VBoltsjchulabtheilung) foll in der Negel ein eigenes Gebäude haben, welches nicht 
gleichzeitig anderen Zweden, jofern diefe die Interefjen der Schule zu beeinträchtigen geeignet find, dienen fol. 
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2. Das Gebäude fol für jeden an der Schule ſtändig angejftellten Lehrer (55 14, 15) ein befonberes 
Schulzimmer enthalten. 

Die Schulzimmer follen eine Lichte Höhe von mindeſtens 3,5 Meter haben, und die Grundfläche foll 
mit Rüdjicht auf die im einzelnen Zimmer regelmäßig und gleichzeitig zu umterrichtende Zahl von Schul— 
kindern derart bemejjen fein, daß — den für Gänge und für Aufitellung von Dfen und Schulgeräthichaften 
erforderlichen Raum inbegriffen — auf jedes Schultind mindeitend ein Quadratmeter Bodenfläche kommt. 

Aus klimatiſchen Rüdjichten kann ausnahmsweiſe die Zimmerhöhe bis auf 3 Meter herabgefegt werben, 
ohne daß dafür eine entjprechend größere Bodenfläche zu fordern wäre. 

3. Bezüglich der Lage des Plage, Zuführung von Licht und Luft, Heizungsanlagen, Beichaffung von 
Trintwafjer, Einrihtung von Bedürfniganftalten, Anlegung von Abfallgruben ift den Anforderungen der 
Gejundheitöpflege zu entiprechen. 

4. Bei jeder Vollsſchule ſoll in thunlichiter Nähe des Schulgebäudes ein geeigneter Play zur Bor: 
nahme von Zurmübungen und zur Bewegung der Kinder im Freien während der Zwifchenjtunden vor- 
handen jein. 


$ 87. 


Nach Anleitung der in $ 86 enthaltenen Grundjäge werden eingehendere Vorjchriften über die Schul 
hausbaulichkeiten im Wege der Verordnung erlafien. 

Im Einzelfalle dürfen Schulhausneubauten und bauliche — nicht als bloße Unterhaltungsarbeiten fid 
darjtellende — Beränderungen an bereit3 beftehenden Schulgebäuden nicht zur Ausführung gebracht werden, 
ohne daß die DOberjcjulbehörde die Wahl des Bauplages, jowie den Bauplan gutgeheißen hat. Kann über 
die von der Oberjchulbehörde etwa beanftandeten Punkte eine Einigung nicht erzielt werden, erfolgt die Feſt— 
jtellung derfelben bezw. de3 Bauplanes durch den Bezirlsrath als VBerwaltungsbehörbe. 


$ 88. 


Bereitö bejtehende Schulgebäude können als folche weiter benüßt werben, auch wenn fie den Vorjchrif- 
ten deö $ 86 nicht in allen Beziehungen entjprechen. 

Ein neues Schulhaus ift — auch abgefehen von dem Falle der Errichtung einer neuen Vollsſchule 
ober einer weiteren Vollsſchulabtheilung — zu erbauen oder ſonſt anzujchaffen, wenn das vorhandene an 
Raum unzulänglid) oder wegen Gefährdung der Gefundheit der Kinder unbenugbar geworden und nicht dem 
Bebürfnifje entjprechend erweitert bezw. in einer ben Anforderungen der Gejundheitspflege genügenden Weile 
geändert werben fann. 

Die Entjcheidung darüber, ob und in welcher Weije ein vorhandenes Schulhaus baulich zu ändern, 
bezw. ob ein neues Schulhaus und in welchen Umfange zu erbauen fei, wird, wenn eine Einigung hierüber 
zwifchen der Gemeinde und der Oberjchulbehörde nicht zu erzielen ift, durch den Bezirlsrath ald Verwaltungs» 
behörbe getroffen. 


8 89. 

Die Pflicht zur Beichaffung und Unterhaltung der Schulgebäude liegt ber Gemeinde ($ 6 biefes Ge 
ſetzes) ob. 

Die Gemeinde ift berechtigt, Leiftungen, zu welchen Dritte für Schulbaulichleiten privatrechtlid) ver- 
pflichtet find, fowie die für ſolche Baulichkeiten verwendbaren Mittel von Stiftungen für fi in Anfprud 
zu nehmen und diefelben zur Veftreitung des Bau- bezw. Unterhaltungsaufwandes zu verwenden. 

Der in diefer Weije nicht gededte Aufwand ift von der Gemeinde nach denjelben Regeln wie andere 
Gemeindebebürfnifje aufzubringen. 

Hinfichtlich der Gebäude für Vollsſchulen, welche mehreren Gemeinden (Ortögemeinden) gemeinſchaftlich 
find, finden die Bejtimmungen der $$ 83 und 85 entiprechende Anwendung. 
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$ 90. 

Im Staatsvoranſchlag ift ein angemefjener Betrag vorzujehen zut Gewährung von Beihilfen aus der 
Staatälaffe für bedürftige Gemeinden, welche Schulhäujer neu zu erbauen oder an bereitö bejtehenben 
Schulgebäuden Bauveränderungen erheblicheren Umfanges, die nicht ald bloße Unterhaltungsarbeiten ich 
darstellen, auszuführen haben. 

Auf die Gewährung einer ſolchen Beihilfe bejteht kein Rechtsanfprud). 

Erübrigungen aus dem betreffenden Etatjag (Abj. 1) find auf die nächſte Budgerperiode übertragbar. 


8 91. 

Jede Volksſchule iſt nach Maßgabe der im Verordnungswege zu treffenden näheren Vorſchriften mit 
den zur Einrichtung der Schulzimmer erforderlichen Geräthichaften und ben der Aufgabe der Volksſchule 
entiprechenden Lehrmitteln auszujtatten, ſowie auch ſonſt mit Allem zu verjehen, was zu ihrer zweddienlichen 
Berügung erforderlich iſt. 

Die Schulräume find in einer den Bedürfniſſen des Unterrichts entſprechenden Weiſe mit Lüftungd- 
vorrichtungen zu verjehen, zu heizen, zu beleuchten, zu reinigen und in Stand zu halten. 

Hinfichtlich der Bejtreitung des Aufwandes für Die vorbezeichneten, der Gemeinde obliegenden Leijtungen 
Anden die Beftimmungen in $ 89 entjprechende Anwendung. 

Für unbemittelte Kinder hat die Gemeinde des Schulortes die erforderlichen Lehrbücher, ſowie ſonſtige 
bedürfniſſe, insbeſondere aud) das für dem Unterricht in dem einfachiten weiblichen Handarbeiten nöthige 
Kohmaterial, zu beſchaffen. 


Artikel VIE 
An die Stelle ber bisherigen 8$ 102 und 1028 treten folgende Beſtimmungen: 


Sehfer Titel. 


Bon den erweiterten Bolksfhulen und den Bolksihulen der Städte, welche der 
Städteordnung unterfiehen. 


Eriier Abſchnitt. 
Bon den erweiterten Volksſchulen. 


$ 9. 

Den Gemeinden jteht es frei, neben dem durch dieſes Geſetz gebotenen Vollsſchulen, ober ftatt ber 
ielben, erweiterte Vollsſchulen zu errichten, in welchen bei verlängerter Unterrichtözeit der Unterricht in dem 
nad 8 20 vorgefchriebenen Gegenjtänden weiter, ald im Lehrplan für einfache Vollsſchulen geboten ift, ver- 
folgt, oder noch auf andere zu einer volljtändigeren Elementarbildung gehörige Unterrichtögegenitände erftredt 
wird und an denen zu dieſem Behufe Lehrer in größerer, als der gejeglich vorgejchriebenen Mindejtzahl 
ingejtellt werden. ($$ 14, 15 Abjag 3, $ 52 Ziffer 1 Abjag 2.) 

Auch einzelne Klaſſen einer Vollsſchule können mit ermeitertem Unterrichtsplan eingerichtet werben, jet es 
für alle jchulpflichtigen Kinder, ſei es neben entſprechenden Klaſſen mit einiachem Unterrichtsplan. Ebenſo 
ünnen befondere Abıheilungen gebildet werben für einzelne Unterrichtsgegenitände (z. B. für Fremdſprachen, 
für Zeichnen). 

Das gegenwärtige Geſetz ijt, vorbehaltlich der im den nachfolgenden Paragraphen enthaltenen bejonberen 
%eitimmungen, auch auf erweiterte Volksſchulen anwendbar. 

Verhandlungen ber 2, Sammer. 1891/92. 4tes Beilagehefi. 10 
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$ 93, 


Wo neben einer erweiterten Volksſchule (Volksſchul-Abtheilung) auch eime einfache jich befindet, beiteht 
zum Beſuche der eriteren feine Verbindlichkeit. 

Der Unterrichtsplan der erweiterten Vollsſchule (Volksſchul-Abtheilung) — für welche eine bejondere 
Benennung (3. B. Bürgerfchule jür Knaben, Bürgerjchule für Mädchen) gewählt werden fann — kann jich über 
das Alter der gejeglichen Schulpflicht ($ 2 diejes Geſetzes) hinaus erjtreden. 

Für die Schüler (Schülerinnen) derjelben kann ein höheres, ala das in $ 68 diejes Gejeges beitimmte 
Schulgeld erhoben, die im zweiten Abſatz desjelben Paragraphen vorgefchriebene Ermäßigung außer Wirkjamteit 
gejegt und die Schulgelderhebung aud in dem Falle aufrecht erhalten werden, wenn auf diejelbe Hinfichtlid 
der die einfache Volksſchule befuchenden Kinder verzichtet wird ($ 71). 

Hinfichtlich der örtlichen Beaufſichtigung der erweiterten Schule (Schulabtheilung) können bejondere 
Beitimmungen getroffen werden. 


$ 4. 

An erweiterten Boltsjchulen (Volksſchul-Abtheilungen), insbejondere zur Leitung folcher Anitalten, künnen 
auf Grund der Genehmigung der Stellenzahl im Staatsvoranjchlag akademijch gebildete, fowie jolche Lehrer, die 
ihre Befähigung zu höherem Unterricht durch eine hiefür verordnungsgemäß beſtimmte Prüfung nachgewieſen 
haben, mit den für „Rektoren erweiterter Volksſchulen“, beziehungsweife für „Reallehrer an Mittelſchulen“, 
georbneten Bezügen und Berechtigungen angejtellt werden. 

Die Unftellung derartiger Lehrkräfte kann nur jtattfinden, wenn die Gemeinde dem durch die Gehalts: 
ordnung für Volföjchulrektoren beziehungsweije für Meallehrer an Mitteljchulen (Gehaltstarif Abtheilung D 
Drdnungszahl 3 bezw. Abtheilung G Drdnungszahl 2) feitgejeßten Höchitgebalt, jowie das gejepliche Wohnungs: 
geld dauernd zur Verfügung jtelt und die Beitimmungen in Artifel 15—17 des Etatgeſetzes vom 24. Juli 
1888 für ſich als bindend anerkennt. 

Die Gehalte der in diefer Weije angejtellten Lehrer, jowie die Sterbegehalte für dieſelben find unmittel 
bar aus der Gemeindefafje zu bezahlen, wogegen deren Stellen für die Feſtſetzung des von der Gemeinde an 
die Staatsfajje zu leitenden Beitrages ($ 52) nicht in Anrechnung kommen. Die Ruhe- und Unteritügungs: 
gehalte, ſowie die Hinterblichenenverjorgungsgehalte fallen auf die Staatskaſſe, bezw. die Beamtenwittwenkaſſe. 

Hat der gemäß Abſatz 1 angeftellte Lchrer zugleich für die gefammte Vollsſchule der Gemeinde die Be 
fugniffe und Obliegenheiten des eriten Hauptlehrers auszuüben, jo leitet die Staatsfajje für deſſen Gehalt — 
itatt der im Wegfall fommenden Dienitzulage für den erjten Hauptlehrer ($ 41) — an die Gemeinde einen Bei- 
trag von jährlich 100 AM. bezw. 200 M. 

Die Leitung einer erweiterten Vollsſchule (WBolksjchul-Abtheilung) — für fich oder in Verbindung mit der 
Wahrnehmung der Befugnifje und Obliegenheiten des eriten Hauptlehrers — fann im Einverjtändniß zwiſchen 
Gemeinde- und Oberjchulbehörde auch in nicht etatmäßigem Dienjtverhältnig oder nebenamtlih einem alademiſch 
gebildeten oder für höheren Unterricht geprüften Lehrer übertragen werden. 


$ 9. 


In Gemeinden, welche erweiterte Volksſchulen ($ 92) unterhalten und zu dem von ihnen zu bejtreitenden 
Aufwand für Boltsjchullehrergehalte eine Staatsbeihilfe gemäß SS 73—T9 diefes Gefeges nicht beziehen, ſteht 
der Gemeindebehörde das Necht des Vorjchlages zu bei der Bejehung mindejtens jo vieler Hauptlehrerſtellen, 
als die Zahl der in der Gemeinde errichteten Hauptlehreritellen — die an der einfachen Schule oder im den 
nicht erweiterten Klafjen verwendeten Dauptlehrer eingerechnet — größer it, wie die Zahl der Hauptlehrer, 
weiche in der betreffenden Gemeinde für den Bolksjchulunterricht nach S 14 jedenfalls anzujtellen wären. 

Die Anftellung von Lehrern mit den Rechten und Bezügen der- „Nektoren erweiterter Volksſchulen“ er— 
folgt durch landesherrliche Entſchließung; doch joll dabei auf die Wünſche der Gemeinde thunlichit Rüdjicht 
genommen werben, 
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8%. 


Zur näheren Feſtſtellung der Berhältniffe einer erweiterten Vollsſchule find Sayungen zwifchen ber Ge: 
neinde und der Oberſchulbehörde zu vereinbaren, für welche ſtändiſche Genehmigung, ſoweit Pr nach  bem 
Etatgefe erforderlich, vorzubehalten iſt. 

In diefer Weife wären insbefondere zu ordnen: 

a. Die Benennung der erweiterten Schule (Schulabtheilung) und deren Verhältniß zur einfachen Vollsſchule; 

b. die Grundzüge des Unterrichtsplanes der erweiterten Schule (Schulabtheilung) ; 

© das für den Beſuch der erweiterten Schule (Schulabtheilung) zu erhebende Schulgeld ($ 91 Ab. 3); 

d. die befondere örtliche Beaufjichtigung der erweiterten Schule (Schulabtheilung) ; 

e. die Zahl und Art der an der gejammten Volksjchule der Gemeinde (einfachen und eriweiterken) | anzu⸗ 
ſtellenden Lehrkräfte und die Vertheilung dieſer Lehrkräfte auf die Abtheilungen, in welche die Ge— 
ſammtſchule ſich gliedert; 

f. die etwaigen Zuſchüſſe (Dienſtzulagen), welche die Gemeinde den am ber. erweiterten Schule (Schul: 
abteilung) verwendeten Lehrern (Lehrerinnen) zu den nach der gejeglichen Feſtſetzung derſelben zu- 
fommenden Bezügen zu gewähren bereit ijt; die Vergütungen für die im vertragsmäßigen Dienftver- 
hältni oder im Nebenamt bejchäftigten Lehrkräfte ; 

g. die Einrichtung der Schulleitung ($ 94); 

h. ter Umfang, ſowie die Art und Weife der Ausübung des Vorjchlagsrechtes der Semeindebehörde bei 
Bejegung von Hauptlehreritellen ($ 95). 


8 9. 

Yenderung einzelner Bejtimmungen der Sapungen, z. B. Vermehrung oder Verminderung der Lehrkräfte, 
fur bei eingetretenen Aenderungen in den maßgebenden thatjächlichen Verhältniſſen ſowohl die Gemeinde als 
% Cherfchulbehörde fordern. 

Auch kann ſowohl die Gemeinde als die jtaatliche Unterrichtsverwaltung die Sagungen jederzeit kündigen. 
Fedoch bleibt in jedem Falle die Gemeinde noch während eines Zeitraumes bis zu höchſtens acht auf den Zeit- 
sunft der Kündigung folgenden Schuljahren an die in den gefündigten Satzungen übernommenen finanziellen 
Verpflichtungen der jtaatlichen Unterrichtsverivaltung gegenüber gebunden. 

Der legteren liegt ob, während des vorbezeichneten Zeitraumes das Volksſchulweſen der Gemeinde auf dın 
Stand einer den gejeglichen Mindejtforderungen entfprechenden (einfachen) Volksſchule überzuführen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon den Volksſchulen in Städten, welche der Städteordnung uuterftchen. 


$ 98. 


Hinfichtlich der Voltsfchulen in den der Städteordn ung unterftchenden Städten fommt bas 
xgenwärtige Geſetz nach Maßgabe der nachfolgenden befonderen Beitimmungen in Anwendung. 


8 9. 

Beiträge zur Staatskaſſe ($ 52) haben die Städte nicht zu entrichten. Dagegen haben diejelben für das 
ammte am ihren Schulen — einfachen umd erweiterten — verwendete Lehrperfonal unmittelbar aus der Ge— 
minde- (Schul) Kaffe auch diejenigen Zahlungen zu‘ leiften, welche für die Volfsjchuien anderer Gemeinden 
nach 8 53, Ziffer 1—6 dieſes Geſetzes der Staatskaſſe obliegen. 

Die Beſtreitung der Ruhe- und Unterjtüßungsgehalte liegt der Staatskaſſe ob. Jedoch hat die Stadt 
ufulommen für die Nuhegehalte der auf Antrag der Stadtverwaltung in einftweiligen Ruheſtand verſetzten 
dauptlehrer, foweit und fo lange ein folcher Ruhegehalt fortzuentrichten it (88 48, 49 diefes Geſetzes). 

10* 
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$ 100. 

Die in $ 98 bezeichneten Städte fünnen die Gehalte und fonjtigen Bezüge der Lehrer (Lehrerinnen) an 
ihren Vollsſchulen in anderer Weije, als das gegenwärtige Geſetz ($$ 39—4T) verfügt, ordnen. Indeſſen muß 
jedem Lehrer (Lehrerin) an Gehalt und fonjtigen Bezügen jederzeit mindeſtens dasjenige gewährt werden, 
was ber betreffende Lehrer (Lehrerin) als Lehrer om der Volksſchule einer anderen Gemeinde (dev gleichen 
Wohnungsgeld⸗Ortsklaſſe) unter der Vorausſetzung anzufprechen hätte, daß auch jeine biöherige Dienftzeit an 
einer folchen Volksſchule verbracht wäre. 

& 101. 


Der Einfommensanfchlag ift auch für die an einer Stadt-Volksſchule angeftellten Hauptlehrer Lediglich 
nach Maßgabe der Beitimmungen des 8 40 dieſes Geſetzes jeweils durch die Oberſchulbehörde feitzufegen. 

Der fo feftgejtellte Einfommensanfchlag ift maßgebend für die Beſtimmung des Nuhegehaltes, des Ver— 
forgungägehaltes, des Wittwenfafienbeitrags, fowie für den Mindeftbetrag des Gehaltes, welcher im Falle einer 
Berfegung (Beamtengejeg $ 5 Ab. 1) auf der neuen Dicnititelle zu bewilligen wäre. 


8 102. 

Eoweit der den Hauptlehrern von der Stabt — neben freier Wohnung oder Micthzinsentichädigung — 
ausgeſetzte Gehalt ($ 100) den gefeglichen Mindeibetrag ($ 39) überiteigt, hat derjelbe gegenüber der ftaatlichen 
Unterrichtevermwaltung die Eigenjchaft cines widerruflichen Nebengehaltes (Beamtengeſetz $ 25). 

Inwieweit ein Widerrufsrecht auch der Stadt zuſteht, richtet fich nach dem Inhalte des Anſtellungsver— 
trages bezw. des Ortsſtatuts. Jedenfalls kann der Stadt gegenüber ein Anfpruch auf Fortleiftung nicht mehr 
geltend gemacht werden, wenn ein Hauptlehrer durch die zuftändige Staatsbehörde von feiner Etelle durch Ber- 
jegung (Beamtengejeg $ 5 und $ 94), Entlaffung ober Zuruheſetzung entfernt wird. 


8 103. 
Eine nad) ber beſonderen ftäbtiichen Gehaltsordnung ($ 100) anfällig werdende Zulage barf nur infofern 
bezw. infoweit gewährt werden, als von der Oberjchulbehörde die Vorausfcgungen zum Vorrüden im Gehal 
(Gehaltsorbnung vom 24. Juli 1888, $ 2 Abf. 2) für gegeben anerkannt find, 


8 104. 

Die Befegung der Hauptichrerftellen (8 57 Abf. 2) und Neallehrerjtellen (8 94 Abſ. 1) an ben in $ 98 
bezeichneten Volksſchulen gefchieht durch den Stabtrath. 

Der Stadtrath hat die für Befegung einer erledigten ober neu errichteten Hauptlehreritelle bezw. Real» 
fehrerjtelle in Ausficht genommene Perjönlichfeit (bezw. Perfönlichkeiten) der Oberjchulbehörde namhaft zu 
machen. War cin Bewerbungsausfchreiben — welches die Oberjchulbehörde in jedem Beſetzungsfalle fordern 
fann — erlajjen, find gleichzeitig mit der Benennung alle eingegangenen Bewerbungsgefuche vorzulegen. 

Lehrer (Lehrerinnen), welche auf die erfolgte Namhaftmachung von der Oberjchulbehörde abgelehnt wurden, 
dürfen auf die zu bejegende Stelle (Stellen) nicht ernannt werben. 

Eine Ablehnung fol nur aus erheblichen Gründen, welche dem Stadtrath auf defien Verlangen zur Kenntniß 
zu bringen find, ausgejprochen werden. 

Der (Die) vom Stadtrat) Ernannte erhält eine von der Oberſchulbehörde auäzufertigende Beitallung. 


8 105. 

Kommt die Befegung einer erledigten oder neu errichteten Hauptlehreritelle nach Maßgabe des vorher 
gehenden Paragraphen innerhalb ſechs Monaten nach dem Tage ber eingetretenen Erledigung beziehungsweije der 
wirffam gewordenen Neu-Errichtung ($ 57) nicht zu Stande, wird die Oberſchulbehörde eine Friſt beitimmen, 
innerhalb welcher die Bejegung zum Abſchluß zu bringen iſt. 
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Iſt auch innerhalb diefer Friſt die Beſetzung der Stelle nicht zu erzielen, und wird micht — bei Bor- 
handenjein befonderer Gründe — von der Oberjchulbehörde eine weitere Friſt bewilligt, geht für den betreffenden 
Bejegungsfall das Ernennungsrecht frei von jeder Beſchränkung auf die Oberfchulbehörbe über, 


8 106. 


Für die technifche Leitung dis gefammten Volksſchulweſens einer Stadt ($ 98) wird durch die jtaatliche 
Unterrihtöverwaltung, jedoch unter thunlichſter Berüdjichtigung der Wünjche der Stadtverwaltung, ein Beamter 
(Rektor, Stadtſchulrath) beitellt, welcher kraft feined Amtes Mitglied der jtädtifchen Kommiſſion für die Schul- 
angelegenheiten ($ 19a der Städteordnung) it. 

Das Amt des Rektors fann ala ein für fich beftehendes eingerichtet, oder mit dem Dienjte eines akademiſch 
gebildeten oder für höheren Unterricht geprüften Lehrers der Vollsſchule der Stadt ($ 94 Abf. 1) verbunden, 
ober als Nebenamt einem im Hauptdienit anderweit verwendeten, ber jtaatlichen Unterrichtsverwaltung unter- 
jtehenden Beamten übertragen werben. 

Der von der Gemeinde zu beitreitende Gehalt des Rektors nebit Wohnungsgeld wird nad; Einvernahme 
der Gemeinde entweder nad Abtheilung D Drdnungszahl 3 oder nach Abtheilung FDOrbnungszahl 5 des 
Gehaltätarifs im Staatsvoranfchlag Feitneitellt. Ruhe- und Unteritügungsgehalte, jowie Hinterbliebenen-Ber- 
jorgungagehalte fallen auf die Staatskaſſe, bezw. Beamtenwittwenlaſſe. 

Die Vergütung für einen nebenamtlich beitellten Rektor (Stadtſchulrath) wird durch Vereinbarung zwiſchen 
Gemeinde⸗ u. Oberſchulbehörde, bei Nichtzuſtandelommen einer ſolchen durch das Unterrichtsminiſterium beſtimmt. 

Für einzelne Schulabtheilungen können eigene, der Oberleitung des Rektors unterſtehende Leiter (Vorſtände) 
durch die örtliche Schulbehörde beſtellt werden. 


$ 107. 

Die Befugniffe und Dienftobliegenheiten des nach $ 106 zu bejtellenden Beamten, jowie dejjen amtliche 
Benennung, werben durch eine zwiſchen Gemeinde und Oberfchulbehörde zu vereinbarende, bei Nichtzuitandefommen 
einer Wereinbarung durch das Unterrichtsminifterium zu erlafjende Dienftweifung feitgeitelt. 

In diefer Dienjtweijung können mit Genehmigung des Unterrichtöminiiteriums dem Rektor (Stadtjchulrath), 
falla deſſen Amt einem durch landesherrliche Entſchließung ernannten Beamten übertragen iſt, in Anjehung der 
Volksſchulen der Stadt einzelne Amtsbefugniſſe eingeräumt werden, welche binfichtlih der Schulen in anderen 
Gemeinden dem Sreisichulrath vorbehalten find. 


$ 108. 


Die nähere Feititellung der Verhältnifie des gefammten Volsſchulweſens einer Stadt ($ 98), ſoweit deren 
Ordnung durch diefes Geſetz der Gemeinde freigeftellt ift, gefchieht dDurh Ortsftatut, welches — neben ber 
nad) den Vorſchriften der Städteordnung erforderlichen jtaatlichen Genehmigung — der Zuftimmung der zujtän- 
digen Unterrichtsbehörde bedarf. 

Ortsſtatutariſche Feitfegungen, deren Wirkſamleit nach dem Etatgejeg von ftändifcher Zujtimmung abhängig 
üt, können erjt nach Ertheilung der letzteren in Vollzug gejegt werben. 

Insbejondere find in diejer Weife zu ordnen: 

a. Die Zuſammenſetzung und Bejtellung der frädtifchen Kommifjion für die Schulangelegenheiten, deren 

Geſchäftskreis und Geſchäftsordnung; 
b. die Gliederung des geſammten Volksſchulweſens der Stadt — in Abtheilungen für einfachen, für 
erweiterten Unterricht, für beitimmte Stadtbezirke, für Stnaben, für Mädchen u. ſ. w.; 

c die Grundzüge des Unterrichtöplanes für jede als erweiterte Volksſchule einzurichtende Abtheilung ($ 92); 

d. das für die Schüler (Schülerinnen) jeder Abtheilung zu entrichtende Schulgeld ($ 93 Abi. 3); 

e. Zahl und Art der für dem gefammten Volksſchulunterricht der Stadt anzuftellenden Lehrkräfte; 

f. die Gehalte und jonftigen Bezüge des geſammten Lehrerperjonals (88 100, 102). 
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8 109. 
Die Beitimmungen des 8 97 finden auch Anwendung auf ftatutarische Feſtſetzungen der in & 108 
bezeichneten Art. 
Artikel VIII. 
Die bisherigen 88 103 bis 109 erhalten, der Meihenfolge nach, die Ziffern 110 bis 116 und bie 
Ueberjchrift: 


Siebenter Titel. 
Bon den Sehr- und Erzießungsanftalten der Privaten und Korporationen. 


Artikel IX. 
Hinter dem biäherigen $ 109 — fünftig $ 116 — ift anzufügen: 


Adler Titel, 


Bon den Rechtsverhältniſſen der an anderen als Bolksfhulen angefteflten 
Bolksfhuffehrer. 


$ 117. 


Für Ertheilung eines nach Gegenitand und Lehrziel dem Unterrichtsplan einer einfachen Volksſchule 
($$ 20, 21 dieſes Geſetzes) entiprechenden Unterrichts an Mittelſchulen (einfchließlich der Mittelfchulen für die 
weibliche Jugend), Lehrerbildungsanitalten, Blinden und Taubitummenanftalten können Lehrer (Lehrerinnen), 
welche die Befähigung zur etatmähigen Auſtellung in Hauptlehreritellen an Volksschulen erlangt haben ($ 28 
dicſes Geſetzes), in der Eigenfchaft etatmäßiger Beamten angeitellt werden. 

Diejelben erhalten in Ddiefer Stellung Schalt wie Hauptlehrer (Hauptichrerinnen) an Volksſchulen und 
jtatt freier Wohnung das Wohnungsgeld der V. Dienſtklaſſe. 

Für Lehrerinnen an Mittelfchulen für die weibliche Jugend, welche Befähigung zur Ertheilung höheren 
Unterricht3 in einer Prüfung nachgewiejen haben, beträgt der Höcjitgehalt 1800 M. 

Die Beitreitung der Ruhe und Unterjtügungsgehalte, ſowie der Verjorgungsgehalte richtet ſich nach den 
für die etatmäßigen Lehrer an der betreffenden Anjtalt überhaupt geltenden Beitimmungen. 


S 118. 


Die Eigenſchaft etatmähiger Beamten mit den Rechten eines Volksſchulhauptlehrers fann folchen zur An- 
jtellung in Hauptlehrerjtellen an Volksſchulen befähigten Lehrern (Lehrerinnen) durch die Oberſchulbehörde ver: 
lichen beziehungsweije vorbehalten werden, welchen an Wettungsanjtalten für jittlich verwahrlofte oder für 
Ichwachjinnige Kinder, an Waijenhäufern oder an anderen in bedeutjomer Weife dem öffentlichen Wohle dienenden 
Lehr: oder Erziehungsanftalten von Gemeinden oder fonjtigen Körperichaften oder von Stiftungen eine Lehr: 
oder Erziehungstbätigfeit in unmwiberruflicher Weiſe übertragen it. 

Die Verleihung darf nur jtattfinden, jofern : 

a. Die Ermächtigung zur Beſetzung der Stelle mit einem etatmähigen Beamten im Stantävor- 
anjchlag ertbeilt üt; 

b. die Körperichaft oder Stirtung,, deren Unternehmen die Anjtalt ift, im rechtäverbindlicher Weiſe 
die Verpflichtung zur Zahlung von Gehalt (einfchlichlic Sterbegehalt) mindeitens in der durch 
8 39 dieſes Geſetzes für Hauptlehrer an Volksſchulen bejtimmten Höhe ſowie des Wohmungs- 
geldes der V. Dienjtllafie übernimmt. 


19 


5119. 

Die Beitimmungen der $$ 101, 102 und 103 dieſes Geſetzes finden entfprechende Anwendung binfichtlich 
ver much $ 118 angejtellten Lehrer (Lehrerinnen). 

Die Ruhe- und Unteritügungsgehalte derſelben jind auf die Staatsfafje zu übernehmen. Jedoch hat im 
jalle einer auf Antrag der Vertreter der Slörperjchaft bezicehungsweije Stiftung ausgeiprochenen Berjegung in 
änftweiligen Ruheſtand die Korporation beziehungsweije Stiftung für den Ruhegehalt aufzufommen, joweit und 
iolange folcher zu entrichten iit (S$ 48, 49). 

Bezüglich der Verforgungsgehalte find die Beitimmungen in Artikel 17 Abjäge 1 und 2 des Etat- 
wiehes maßgebeind. 

$ 120 

Unter den in $ 118 Abjag 2 bezeichneten Voraudjegungen kann ferner die Oberjchulbehörde unver: 
cbelihten Frauen, welche von Gemeinden oder jonjtigen Störperichaften oder von Stiftungen für Ausbildung 
son Lehrerinmen für Unterricht in weiblichen Syandarbeiten oder in Haushaltungstumde in ummiderruflicher 
Beife angeftellt find, die Eigenſchaft etatmähiger Beamten mit. den Rechten einer Volksſchul-Hauptlehrerin 
md einem Höchitgehalte vun 1800 M. neben dem Wohnungsgeld der V. Dienſtklaſſe verleihen. Die Ber 
iimmungen in Abſatz 1 ınıd 2 des vorhergehenden $ 119 jind auch für diejen Fall amwendbar. 


Heunter Titel. 
WHebergangs- und Bollzugsbeflimmungen. 


$ 121. 


Das gegenwärtige Gefeg tritt nach Maßgabe der in den nachfolgenden Paragraphen enthaltenen 
nöberen Beſtimmungen mit dem 1. Mai 1892 in Kraft. 


I. Sehandlung der am 1. Moi 1892 bereits im Schuldienſte verwendeten fchrer. 
a. Gehaltsverhältniſſe. 
$ 122. 

1. Die am 1. Mai 1892 gemäß $ 27 un Volksſchulen verwendeten Lehrer (Lehrerinnen) erhalten für 
die Zeit von dem angegebenen Tage an die in $ 44 ſowie in $ 45 beftimmten Bezüge. 

2. Die Belohnungen der im vertraggmäf;igen Dienfiverhältniffe verwendeten Arbeitälehrerinnen ($ 47 
Abſatz 1) find nach Verkündung dieſes Geſetzes nen feftzufegen und nach Mafgabe ber neuen Feſtſetzung 
Ipäteitend vom 1. Oftober 1892 an zu bezahlen. 


$ 123. 

In Anfehung der am gleichen Tage ald Inhaber einer nad) Maßgabe der bisherigen Geſetzesbeſtim- 
mungen errichteten Hauptlehrerftelle im Dienfte befindlichen Hauptlehrer (Hauptlehrerinnen) bildet die Grund- 
\age zur Beſtimmung des für die Zeit vom 1. Mai 1892 an zu gewährenden Gchaltes ($ 39, a) die Summe 
%s Einkommens, welches jedem Hauptlehrer (jeder KHauptlehrerin) bei Eintritt des angegebenen Tages 
üulom an: 

a fejtem Gehalt, nebjt etwaiger Erhöhung diejes Gehalte gemäß $ 9 des Geſetzes vom 7. März 

1884, betreffend die Ablöjung von Kompetenzen zu Boltsfchullehrergehalten ;} 
b. Schulgeldantheil in dem zuleßt durch Erfenntniß der Staatöverwaltungsbehörde feſtgeſetzten 
Betrage (früheres Elementar-Unterrichts-Geſeh $ 48,C und $ 54); 

e. Berfonalzulagen (früheres Elementar-Unterrichts-Geſetz $ 48,D und $ 59), einjchlieklic) des— 

jenigen Betrages, der nad) dem bisherigen Gejege auf 1. Mai 1892 bewilligt werden wird. 


87124. 

1. Iit die in $ 123 bezeichnete Einfommensjumme geringer, al3 der in $ 39 bejtimmte Anfangsgehalt, 
jo erhält der betreffende Hauptlchrer (Hauptlehrerin) vom 1. Mai 1892 an jedenfalld den Anfangsgebalt. 

2. Die nämliche Eintommensjumme bildet den vom 1. Mai 1892 an jedenfall zu gewährenden Ge- 
halt, wenn diejebe den in $ 39 bejtimmten Anfangsgehalt erreicht oder überfteigt, aber nicht größer ift, ala 
der Betrag des Gehalts, welchen der betreffende Hauptlehrer (Hauptlehrerin) auf 1. Mai 1892 anzujprechen 
hätte, wenn die bis dahin ſeit der erjten Anjtellung als Hauptlehrer (Hauptlehrerin) umlaufene Dienftzeit 
unter der Herrichaft des gegemwärtigen Gejeges verbracht wäre, 

3. Ueberjteigt die erwähnte Einfommensjumme den legtbezeichneten Betrag, wird diejelbe nur bis zu 
der diefem Betrage entjprechenden Höhe Gehalt und als folcher Beitandtgeil des Einkommensanſchlags 
($ 40). Den Ueberjchuß bat der betreffende Hauptlehrer als Nebengehalt — bei den nicht unter $ 98 
dieſes Gejeges fallenden Gemeinden aus der Staatskaſſe — weiter zu beziehen. Auf dieſen Nebengehalt 
werden bis zu dejjen Erjchöpfung die nach dem 1. Mai 1892 anfallenden (ordentlichen) Zulagen ſowie die 
Alterözulage ($ 39 letzter Abjag) — nicht auch eine etwaige Dienjtzulage nach $ 41 — aufgerechnet. 

4. Ueberjteigt die in $ 123 bezeichnete Eintommensjumme auch den Höcjitbetrag des Einkommens an 
Gehalt und Alterözulage, welches ein Hauptlehrer nach Maßgabe diejes Geſetzes ($ 39) erreichen kann, hat 
die Gemeinde den Ueberjchuß über diefen Höchſtbetrag - neben dem in $ 52 bejtimmten Paujchbetrag — 
an die Staatötajje jo lange einzuzahlen, ald der betreffende Hauptlehrer an der Voltsjchule bderjelben 
Gemeinde verbleibt. 

Diefe Verpflichtung der Gemeinde tritt jedoch nur ein, wenn und joweit 

a. der nad) $ 52 dieſes Geſetzes bemejjene Beitrag der Gemeinde an die Staatskaſſe nicht ausreicht 

zur Dedung der nad $ 53 Ziffer 1 und 2 von der Staatskaſſe für die Schule der betreffenden 
Gemeinde zu leijtenden Zahlungen, und 
b. die Ueberjchreitung des in $ 39 bejtimmten künftigen Höchjtbetrages bed Einfommens an Gehalt 
und Alterözulage folge einer von der Gemeinde freiwillig gewährten Gehaltserhöhung (bisheriges 
Elementarunterrichtögefeg $ 75) oder der Einführung eines den gejeglichen Mindeſtbetrag (bisheriges 
Elementarunterrichtögejeg $ 53) überjteigenden Schulgeldjages war. 


& 125. 
1. Hauptlehrern (Hauptlehrerinnen), welche als ſolche eine dreijährige Dienjtzeit bis zum 1. Mai 1892 
bereitö zurüdgelegt haben, kann auf diefen Tag im alle des $ 124, 1 auch nod die Anfangszulage, 
im falle des $ 124, 2 dieje Zulage in dem bis zur Ergänzung des Gehaltes auf 1200 M etwa erforder- 
lihen Betrage bewilligt werden. 
Fiel der Anfang der Dienftzeit ald Hauptlehrer (Hauptlehrerin) auf einen zwijchen 30, April 1889 
und 1. Mai 1892 liegenden Zeitpunkt, kann die Anfangszulage — im vollen beziehungsweije in dem zur 
Ergänzung des Gehalte auf 1200 M erforderlichen Betrrage — nad) Zurüdlegung einer dreijährigen 
Dienstzeit gewährt werden. 
2. Für die weiteren (ordentlichen) Zulagen laufen die Friſten 
a. bei Lehrern, welche die volle Anjangszulage (100 A) erhielten: vom Tage des Eintritt? im den 
Bezug derjelben; 

b. bei Lehrern, welchen nur ein Betrag von weniger ald 100 M — zur Ergänzung des 1100 M. 
bereit3 überjchreitenden Einlommens auf 1200 AM — zugefallen: vom Zeitpunkt des Eintritt in 
den Bezug des durch Theilzulage ergänzten Einfommensbetrages. 


$ 126. 
1. Hauptlehrer, welche al& jolche bis zum 1. Mai 1892 eine mindeftens jiebenjährige Dienftzeit 
zurücgelegt haben, fönnen auf diefen Tag oder den betreffenden jpäteren Zeitpunkt erjtmals ordentliche 
Zulagen erhalten, jobald die Frift von vier Jahren feit der legten Einlommenserhöhung umlaufen ift. 
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2. Als Einfommenserhöhung ift anzufehen jede Verbeſſerung, welche dem Betreffenden dur Erhöhung 
jeined feften Gehaltes (VBerfegung an eine andere Schule, Vorrücken an derfelben Schule, Neuregelung des 
ieften Gehaltes infolge Verſetzung der Schule in eine andere Klaſſe) oder durch Bewilligung einer Perſonal— 
zulage, eventuell beides gegen einander gerechnet, zugefallen iſt. 

Dabei gilt die Aufbeſſerung, welche zufolge der Vorjchriften in Artikel III Abjag 2 des Geſetzes vom 
3. Juli 1888 auf 1. Januar 1890 zur Ergänzung einer bereit3 vor diefem Zeitpunkt gewährten Perjonal- 
wage auf 100 A bewilligt wurde, nur gemeinfam mit dem vorher bewilligten Theil dev Perjonalzulage 
old Einfommenserhöhung, unterbricht ſonach den FFrijtenlauf nich‘. 

Ebenfo ift eine Perjonalzulage, welche nur in dem zur Aufbefjerung einer vorausgegangenen Gehalts: 
eböhung auf 100 A. erforderlichen Betrag bewilligt worden ijt, mit diefer Gehaltserhöhung zujammen ala 
eine vom Zeitpunkt der legteren datierende Eintommenserhöhung zu behanveln. 

3. Beträgt die legte Einfommenserhöhung (Ziffer 1) nicht volle 100 M, wird diejelbe auf 1. Mai 
1892 bis zu dieſem Betrage ergänzt, ohne daß im Uebrigen der (von der legten Einkommenserhöhung an 
ju rechnende) Friſtenlauf unterbrochen würde. 

4. Die Zulage (Ziffer 1—3) darf — auch im Falle des $ 125,2,b — nur gewährt werden, wenn 
deziehungsweiſe ſoweit durch diejelbe der Gehalt nicht über den in $ 124 Ziffer 2 bezeichneten Betrag 
erhöht wird. 

5. Für die weiteren ordentlichen Zulagen laufen die Friften vom 1. Mai 1892 beziehungsweife von 
dem jpäteren Zeitpunkte an, auf welchen die erjtimalige (ordentliche) Zulage (Ziffer 1—3) bewilligt wird. 


$ 127. 

Sofern ein Hauptlehrer bei fernerer Anwendung der Beſtimmungen in & 59 bes bisherigen Geſetzes 
em höheres Eintommen erhielte, ald der nach SS 123—126 berechnete Gehalt beträgt, wird demjelben der 
Uehtbetrag als Nebengehalt gewährt. 

Diejer Nebengehalt wird in die nächjtfolgende Zulage eingerechnet. 


$ 128. 
Die erjte auf Grund diejes Gejeges einem Hauptlehrer — auf den 1. Mai 1892 oder auf einen 
ipteren Zeitpuntt — zu gewährende Zulage beziehungsweife Aufbejjerung darf ſoweit erhöht werden, als 
erjorderlich ift, um den Gehalt auf die nächſt höhere durch 10 theilbare Summe aufzurunden. 


$ 129. 


Hauptlehrern, deren nach Maßgabe der 88 124 bis 128 bemejjener Gehalt auf den Tag der Zurück— 
legung einer fünfundzwanzigjährigen Dienftzeit ald Hauptlehrer 1400 AK. nicht erreicht, kann auf den an- 
gegebenen Tag — beziehungsweije auf 1. Mai 1892 — der Gehalt bis zu 1400 M erhöht werben. Eine 
Anderung im Laufe der Friſten für die ordentlichen Zulagen tritt in diefem Falle nicht ein, 


$ 130. 


Hauptlehrern, welchen bi8 zum 1. Mai 1892 eine Lokalzulage aus den „für Lehrer an abgelegenen 
Iren“ jeweild im Staatsvoranſchlag vorgejehenen Mitteln bewilligt war, haben dieſe neben dem gemäß 
SS 124 bis 129 ihnen zulommenden Gehalte ald Nebengehalt fortzubezichen, jo lange fie nicht an eine 
bollsſchule, deren Hauptlehrer Lokalzulagen nicht bezogen, verjegt werden. Diefer Nebengehalt kommt an 
dem auf 1. Mai 1892 oder jpäter anfallendın Gehaltszulagen in Aufrechnung, jobalp beziehungsweije ſoweit 
durd; folche Zulagen der Gehalt de& Lehrers über den Betrag von 1400 A. zuzüglich; des Betrages der 
Yolalzulage erhöht würde, 
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s 131. 
Hauptlehrer, welche bis zum 1. Mai 1892 jtatt freier Wohnung Miethentjchädigung bezogen (bie: 
heriges Geſetz $ 52 Abſatz 2), erhalten dieſe im jeitherigen Betrage weiter, jo lange nicht eine ändernde 
Vereinbarung oder Feſtſetzung nach S 43 des gegemwärtigen Gefeges erfolgt ift. 


$ 132. 


1. Auf zuruhegefegte Hauptlehrer, welchen am 1. Mai 1892 die Verwaltung einer erledigten Hauptlehrer- 
jtelle übertragen ift, fommt $ 49 des gegemmwärtigen Gefeßes mit der Mafgabe in Amvendung, daß anzujehen it 
a. als MWartegehalt: Der Ruhegehalt, welcher dem betreffenden Hauptlehrer auf den Tag jeines Aus: 
tritts aus dem Einkommen der früher befleideten Hauptlehreritelle nach den damaligen gejeglichen Be- 
jtimmungen zu bewilligen war; 
b. als Betrag, bis zu welchem das Einfommen aus der nicht etatmähigen Dienititelle zu ergänzen üft: 
Der Gehalt, welcher dem betreffenden Lehrer nach den Beitimmungen des $ 124 zu bewilligen ge- 
wejen wäre, wenn dieſe Beitimmungen auf den Zeitpunkt des Austritts aus der zuleßt innegehabten 
Hauptlehrerjtelle in Anwendung gelommen wären. Ein etwaiger Ueberſchuß der in $ 124, 3 bezeichneten 
Art bleibt außer Betracht. 


2. Im Falle der etatmäßigen Wiederanjtellung eines ſolchen Lehrers finden auf demfelben die Beitim- 
mungen des $ 124, jowie geeignetenfalles der $$ 125 bis 129 mit der Maßgabe Anwendung, daß ein etwaiger 
Ueberſchuß der in $ 124,3 bezeichneten Art außer Betracht bleibt, und daß anzujehen wäre: 

a. als Zeitpunkt, bis zu welchem die in der Eigenjchaft als Hauptlehrer zurückgelegte Dientzeit zu rechnen 

ift: Der Tag des Austritt3 aus der zulegt innegehabten Hauptlehreritelle ; 

b. als Zeitpunkt für den Beginn des zu bewilligenden Gehaltes und des Friſtenlaufes für die fpäteren 

Zulagen: Der Tag des Eintritts im die neu übertragene etatmäßige Stellung. 


8 133. 


Einem Lehrer, welcher vor dem 1. Mai 1892 auf die ihm übertragene Hauptlehrerjtelle mit Genehmigung 
der Oberjchulbehörde verzichtet hat (früheres Elementar-Unterrichts-Geſetz $ 85 letzter Abſatz), fann bei jpäterer 
etatmäfiger Wiederanftellung anjtatt des in $ 39 dieſes Gejeges bejtimmten Antangsgehaltes ein nach $ 132,2 
bemejjener Gehalt bewilligt werden. 


8 134. 


1. Hauptlehrer, welche bis zum 1. Mai 1892 von der ihnen übertragenen Schuljtelle landwirthichaft- 
lie Grundjtüde zum Genuß hatten (früheres Elementar-Unterrichts-Gejeg $ 51), oder Naturalien be 
zogen, fünnen verlangen, in dem Genufje der Güter beziehungsweife Bezuge der Naturalien auch für die Zeit 
nach dem angegebenen Tage, und jolange fie an derjelben Schule als Hauptlehrer angejtellt find, belaſſen zu werden. 


In Ddiefem Falle kommt der gemäß $ 49 des früheren Clementarunterrichtsgejeges feftgejegte Auf 
rechnungsanjchlag in Abzug jowohl an dem (aus der Staatskafje) einem folchen Lehrer zu zahlenden Gehalte 
($ 53 dieſes Gejeges), als an dem von der Schulgemeinde an die Staatstafje zu zahlenden Pauſchbetrage 
($ 52 dieſes Gefches). 

2. Den hiernach im Gütergenuß beziehungsweife Naturalienbezug weiter verbleibenden Hauptlchrern wird 
der nach den Beitimmungen der S$ 124—129 des gegenwärtigen Gejeges zu bemejiende Gchalt nur im dem 
Einne zugewiejen, da derjelbe der Berechnung des Einkommensanſchlags (S 40) zugrunde gelegt wird. Zur 
wirklichen Auszahlung gelangt für die Zeit der Fortfegung des Gütergenufjes beziehungsweije des Naturalien: 
bezuges (unter Anrechnung diefer Eintommenstheile mit dem in Abjag 1 bezeichneten Unſchlag) der Gehalt nur 
biö zu dem Betrage des in $ 123 bezeichneten Einkommens — unter Einbehaltung der Aufbeſſerungen 
beziehungsweije Zulagen, welche jonit auf 1. Mai 1892 oder jpäter dem betreffenden Lehrer zujallen würden. 
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3. Hauptfehrer,, welche nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes für Beibeh iltung des Bitergenuffes beziehungs— 
weile Naturalien-Bezugs jich entſchieden haben, können denſelben nach mindejtens halbjähriger Kündigung auf 
den mächjtiolgenden 23. April oder 23. Oftober der Gemeinde abtreten. Die Abtretung fann nur im Ganzen 
inbegriffen ſowohl die von dem betreffenden Lehrer bisher genugten Güter, ald die von ihm bezogenen Naturalien) 
aeichehen. 

Die vom Gütergenuß zurücgetretenen Lehrer find in erſter Neihe berechtigt, die pachtiveije Ueberlajjung 
der abgetretenen Liegenschaften zu verlangen (88 64 bis 67 diejes Geſetzes). 

4. Die Abrechnung zwiſchen dem von Gütergenuf oder Naturalienbezug abtretenden Lehrer einerjeits und 
xe Gemeinde andvrerjeits richtet ſich nach den Vorſchriften, durch welche die Wbrechnung über das Einfommen 
euer Schulftelle bei Dienftveränderungen bis 1. Mai 1892 geordnet war. 


8 135. 
Auf Verpachtungen von Schulgätern (bisheriges Elementar-Unterrichts-Geſetz $ 51) durch einen zur Zeit 
des Vertragsabjchlujjes gemäß 8 134 genußberechtigten Hauptlchrer finden beim Abtreten des betreffenden 
Schrerd vom Gütergenuß die Beſtimmungen der Landrechtjäge 1429, 1430, 14308 jinngemähe Anwendung. 


b. Ruhegehalte. 


8 136. 

Ein Lehrer, welcher bis zum 1. Mai 1892 einen Rechtsanfpruch auf lebenslänglichen Ruhegehalt für 
vn Fall der Zuruheſetzung bereit3 erdient hat, erhält bei feiner jpäteren Verjegung in Nuheitand ala 
Fuegehalt mindeitens denjenigen Betrag, welcher nach Maßgabe der bisherigen Vorfchriiten auf den Tag 
mer Zuruheſetzung ihm zuläme. 


c. Verhältniſſe der Hinterbliebenenverjorgung. 


8 137. 


Diejenigen Mitglieder der Schuflehrer-Wittwwen- und Waiſenkaſſe, welche zur Entrichtung von Wittwen— 
alienbeitrag mach den Vorichriften dieſes Geſetzes, beziehungsweiſe den Vorfchriften im fünften Abjchnitt 
des Beamtengejeges verpflichtet werden, fcheiden mit dem Beginn diefer Beitragspflicht aus dem Verband 
der bezeichneten Kaffe aus. Ihre und ihrer künftigen Hinterbliebenen Rechte und Pflichten werden aus- 
ihlieplich durch das gegemvärtige Geſetz, beyiehungsweiie die Vorjchriften im fünften Abfchnitt des Beamten: 
geſetzes geordnet. 

Jedoch joll derjenige Betrag, zu dejjen Leiſtung die Schullehrer-Wittwen- und Waiſenklaſſe verpflichtet 
geweien wäre, wenn der Lehrer vor 1, Mai 1892 gejtorben wäre, den Mindeftbetrag der Bezüge ber 
Ömterbliebenen bilden, injolange unter denjelben jolche ſich befinden, welche zu jenem Zeitpunkt bezugs- 
serehtigt gewejen wären. 


8 138. 


Die auf die Hinterbliebenen-Verjorgung bezüglichen Rechte umd Verpflichtungen der vor 1. Mai 
192 in Ruheſtand getretenen Lehrer richten ſich auch fernerhin nach denjenigen gejeglichen Vorjchriften, 
welhe zur Beit ihrer Verfegung in den Nühejtand in Kraft waren. 

Die Hinterbliebenen der vor dem 1. Januar 1890 in Ruheſtand verjegten Hauptlehrer erhalten ſonach 
die zulegt durch Verordnung feitgejegten Benefizien, während die Anjprüche der Hinterbliebenen joldyer 
“ehrer, welche nach dem 1. Januar 1890 aber vor 1. Mai 1892 in Ruheſtand getreten jind, nach den 
»ezüglihen Beitimmungen des Gejeges vom 25. Juli 1888 fich richten, 

11* 
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8 139. 


Die Hinterblieienen von Lehrern, weldje vor 1. Mat 1892 ohne Anfpruch auf Ruhegehalt in den 
Ruheſtand gejsgt worden find und auf Grumd der Vorschrift im den SS 95 und 97 des früheren Elementar 
Unterrichts-Geſetzes (in der Faſſung des Gejeges vom 25. Juli 1888) dem dort bezeichneten Beitrag bis 
zu ihrem im Nuheftand erfolgten Tod entrichtet haben, erhalten nac Maßgabe der bisherigen gejeglichen 
Beitimmungen ermäßigten VBerforgungsgehalt in der Höhe von 75% des Ruhegehalts, der denjelben nad) den 
Beitimmungen ber biöherigen Geſetzgebung hätte bewilligt werden können. 


S 140. 


Die Hinterbliebenen folcher Lehrer, welhe auf Grund der bis zum 1. Januar 1890 in Geltung 
gewejenen Beftimmungen nach ihrem Ausjcheiden aus dem öffentlichen Schuldienſt Mitglieder der Wittwen- 
und Waijenlaffe verblieben find, erhalten, unter der Vorausſetzung, daß fie die bisherigen Beiträge bis zu 
ihrem Tode fortentrichten, den Wittwengehalt, bezw. die Erziehungsbeiträge und Nahrungsgehalte, und zwar 
diejenigen der freiwillig ausgejchiedenen Lehrer in dem zulegt durch Verordnung fejtgejegten Betrag, jene 
der entlafjenen in demjenigen Betrag, welcher zur Zeit ihres Ausſcheidens aus dem Schuldienit 
feſtgeſetzt war. 


8 141. 


Die Beitragspflicht der Schulgehilfen zur Wittwen- und Waiſenlaſſe erlifcht mit dem 1. Mai 1892. 

Jedoch können Schulgehilfen, welche in diefem Zeitpunkt verheirathet find oder unverheirathete eheliche 
Kinder unter I8 Jahren befigen, den nach den biöherigen gejeplichen Bejtimmungen ihnen zugeftandenen 
Anſpruch auf Verjorgungsgehalt dadurch wahren, daß ſie fich zur Fortentrichtung des bisherigen Wittwen— 
tajienbeitrags verpflichten, 

Die Erklärung, von diefer Berechtigung Gebrauch machen zu wollen, iſt bei Vermeiden des Werlujtes 
binnen einer Frift von drei Monaten vom 1. Mai 1892 an abzugeben. 

Die Hinterbliebenen folder Ecjulgehilfen, welche auf Grund der vorjichenden Vorichriften den bis: 
herigen Wittwenkafienbeitrag bis zu ihrem in der Etellung als Edjulgebilfe erfolgten Tod entrichtet haben, 
erhalten von dem auf den Todestag folgenden Tag an einen ermähigten Verjorgungsgehalt in der Höhe 
von 75% desjenigen Betrags, der nad) den Bejtimmungn des bisherigen Gejeges einem Hauptlehrer auf 
einer Echulftelle der unterften Ditsllafje vor Zurüdlegung des 10. Dienftjahres als Nuhegehalt höchſtens 
bewilligt werden konnte. 


8 142. 


Die in den 88 139 biß 141 genannten Lehrer können auf die unter Beachtung der Torfchriften diefer 
Paragraphen von ihnen gewahrten Ansprüche auf Verforgungsgebalt jederzeit verzichten und werden hier 
durch von der Verpflichtung zur Zahlung der Wittwenkafjenbeiträge befreit. Bleiben die Beiträge ungeachtet 
wiederholter Mahnung für einen Beitraum von mindejtens 6 Monaten umberichtigt, jo kann dies als Ver— 
zicht angeſehen werben. 


8 148. 


Die Verpflichtung zur Zahling des Beitrags und damit auc die Berechtigung zur Wahrung der 
bisherigen Ansprüche erfijcht bei den in den $$ 139 und 141 bezeichneten Lchrern ferner dann, wenn der 
betreffende Lehrer keine verforgumgsberechtigten Angehörigen aus einer vor der Verſetzung in Ruheſtand 
beziehungöweije vor 1. Mai 1892 abgefchloffenen Ehe mehr befitt. 

Außerdem erliſcht diefe Verpflichtung bei den Schulgehilfen, wenn diejelben wegen Verlegung dienit- 
licher Verpflichtungen auf Grund der Beſtimmung in $ 27 (legter Abjag) dieſes Geſetzes dauernd oder 
zeitweilig außer Dienjt gefeßt werben. 


8 144. 


Der feſte Staatszuſchuß zur Beamtenwittwenkaſſe erhöht fich vom 1. Mai 1892 an um den Betrag 
von jährlich 150000 M. 


d. Berhältnijje dernah Mahgabe der Gejege vom 11. März 1868 und vom 
30. Januar 1879 angestellten Lehrer und Lehrerinnen. 


s 145. 


Auf Lehrer, welche nad Maßgabe des Geſetzes vom 11. März 1868 (in der Faſſung des Geſetzes 
vom 25. Juni 1874) — betreffend die Nechtsverbältniffe der am anderen als Wollsjchulen angeftellten 
volksſchullehrer — jowie auf Lehrerinnen, die nadı Maßgabe des Geſetzes vom 30. Januar 1879 — be: 
treffend die Nechtsverhältnijie der an Mitteljchulen für die weibliche Jugend angeftellten Lehrerinnen — 
an Anstalten der in $ 117 Abfag 1 bezeichneten Art bei Eintritt des 1. Mai 1892 angeftellt find, tommen 
von da an die Beitimmungen der $$ 30, 31, 117 Abjäbe 2 und 3, ferner 88 137 umd 138 des gegen» 
märtigen Gejeged in Anwendung. 

Jedoch betragen für diejenigen der im vorhergehenden Abjag bezeichneten Lehrer, welchen die Rechte 
bed 8 2 des Gefeped vom 11. Mai 1863 beziehungsweije Artifel I,a des Gefeßes vom 25. Juni 1874 
verliehen find, der Höchitgehalt 2800 M und die nach $ 39 zu gewährenden Zulagen jeweild 200 M. 


II. Aufhebung allgemeiner Schulfonds. 
8 146. 


Das am 1. Mai 1892 vorhandene Vermögen der nachbenannten, biöher zur Beſtreituug von Ruhe— 
md Verjorgungdgehalten, jowie zur Gewährung von Unterjtügungen an Lehrer und Hinterbliebene von 
olchen bejtimmten allgemeinen Schulfonds, nämlich 

1. des Schullehrer-Benfiond- und Hilfsfonds, 

2. des Schullehrer-Perjonalzulagefonds, 

3. des Schullehrer-Wittwen- und WaijensUnterjtügungsfonds, 

4. der Scullehrer-Rittwen- und Waiſenkaſſe, 
wird auf den bezeichneten Zeitpunkt der Staatskaſſe — das Vermögen der unter 4 bezeichneten Kaſſe unter 
Vereinigung mit dem Vermögensgrunditod der Beamtenwittwenlaffe und unter Vorbehalt der Rechte jedes 
Konfejjionstheild an dem von ihm jeiner Zeit eingeworfenen Grundftodsvermögen — einverleibt. 

Auf denjelben Zeitpunkt tritt die Staatskaſſe (Beamtenwittwenkaſſe) in die den genannten „Fonds“ 
suftehenden Rechte und die denjelben obliegenden Verpflichtungen ein. 


III. Zeit der periodifc; zu ermeuernden Feffehungen. 
8 147. 
Erjtmals iſt für die Zeit vom 1. Mai 1892 bis zum 1. Januar 1902 fejtzufegen : 

a. Der gemäß $ 52,2 dieſes Gefeges von jeder Echulgemeinde an die Staatälajje zu zahlend® 
Sahresbeitrag; der Feitjegung wird der Durchjchnitt der Zahl der Finder zu Grumde gelegt, 
welche zu Anfang jedes der Schuljahre 1889/20, 1890/91, 1891/92 die Volksſchule der be- 
treffenden Gemeinde befucht haben; 

b. der gemäß 8 78 diejes Geſetzes am Schulauſwand minder leiitungsfähiger Gemeinden von 
der Staatslaffe zu übernehmende Antheil. 


5 148. 


1. Bei Ermittelung des nach $ 78 diefes Geſetzes von der Staatskafie für die Zeit vom 1. Mai 1892 
bis 1, Januar 1902 zu übernehmenden Antheils am Schulauſwande ift der gemäh $$ 58 bis 62 gededte 
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Theil nad; Maßgabe der Feitfegungen in Anrechnung zu bringen, welche auf Grund des 8 49 des früheren 
Elementar-Unterrichts-Gefeg mit Wirkung bis zum 1. Mai 1892 getroffen waren. 

Diefe Vorjchrift gilt auch für fpätere Feitjtellungen in Anjehung der Güternugungen und Naturalien, 
in deren Genuß ein Hauptlehrer gemäß $ 134 dieſes Geſetzes nach dem 1. Mai 1892 verblieben ift. 

Als „ſonſtiges Umlagebedürfnig" ($ 77) kommt bei der für die Zeit vom 1. Mai 1892 bis 
1. Janıar 1902 ftattfindenden Feftitellung der Durchjchnitt der von der Gemeinde während ber legten fünf 
Sabre (1887, 1888, 1889, 1890, 1891) erhobenen Umlagen in Berechnung. 

2. Die nad) Mafgabe des Geſetzes vom 7. Juni 1884 fejtgejegten Staatsbeiträge zu Voltsfchullehrer- 
gehalten jind einjtweilen fortzuentrichten (beziehungsweiie zu Gunſten der betreffenden Gemeinden in Anred)- 
numg zu bringen), bis die Neufeftitellung nach Maßgabe des gegenwärtigen Gejeges erfolgt ift. Die neue 
Feftjegung wirkt vom 1. Mai 1892 an derart, daß das von diefem Tage an von der Staatskaſſe zu wenig 
oder zu viel Geleiftete nach» beziehungsweije rüczuvergüten ift. 

3. Die Gemeinden, welche bi zum 1. Mai 1892 Staatöbeiträge zu den Volksjchullehrergehalten 
bezogen haben, jind verpflichtet, ihre Anjprüche auf Kortbezug nach Mahgabe des gegenwärtigen Geſetzes 
bis zum 1. Ianuar 1894 zu erheben umd zu begründen. 

Wird ein Antrag innerhalb diefer Friſt nicht eingebracht, erfolgt die Zurüdziehung des feitherigen 
Staatsbeitrages mit Wirkung vom 1. Mai 1892 an. 

Nach Ablauf des Jahres 1896 kann ein Antrag nach $ 78 dieſes Geſetzes — die Fälle des $ 80 
ausgenommen — für die erfte zehnjährige Periode nicht mehr gejtellt werden. 


IV, Iufändigkeite- und Einführungs-Bekimmangen. 
s 149 
Aus dem Gejege vom 14. Juni 1884, betreffend die Berwaltungsrechtspflege, werden aufgehoben: 
a. 8 2 Ziffer 24, joweit diefe Beftimmung auf „Schulverbände" fich bezieht; 
b. $ 3 Biffer 3 und 4. 
An die Stelle der aufgehobenen treten folgende Bejtimmungen: 
I. Die Verwaltungsgerichte — in erſter Injtanz der Bezirksrath, in zweiter Inſtanz der Verwaltungs- 
gerichtshof — entjcheiden Streitigfeiten des öffentlichen Rechtes 
über Beiträge und perjönliche Yeiftungen Einzelner zu den Koſten der Bolksichulverbände, 
Il. Der Lerwaltungsgerichtsbor ertennt im erjter und letzter Instanz auf Klagen gegen Entjcheidungen 
der Verwaltungsbehörden : 
1. über den zwiichen den Betheiligten jtreitigen Umfang von (Volls- Schulverbänden; 
2. über die aus dem lementarunterrichtsgejet obzuleitende Verpflichtung von Gemeinden und abae 
ionderten Gemarkungen zu Leiftungen für Umterbaltung von Volksſchulen; 
3. über die Verpflichtung der Staatskaſſe zur Uebernahme eines Antheild am Schulaufwand einzelner 
minder leiftungsjäbiger Gemeinden. 


Ss 150. 

Die Verwaltumgsbehörden, welde die in dieſem Gejege erwähnten behördlichen Obliegenheiten und 
Befugniſſe wahrzunehmen haben, werden, joweit diefelben nicht durch Geſetz bezeichnet find, durd) Verordnung 
bejtimmt. 

Ferner bleibt es der Verordnung überlajjen, die jonftigen zur Ausführung dieſes Gejepes erforder 
lichen Beftimmungen zu treffen. 


Ss 151. 
I. Das Minifterium der Auftiz, des Kultus und Unterrichts wird ermächtigt, den Wortlaut der vom 
1. Mai 1892 ab geltenden, den Elementarunterricht betreffenden gejeglichen Beſtimmungen, wie derjelbe fi 
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ergibt aus ber Zufammenftellung des Inhaltes des Jegenwärtigen Gefeges mit ben unverändert gebliebenen 
Theilen des Geſetzes über den Elementarunterricht nach der im Eingange des gegenwärtigen Geſetzes 
bezeichneten Faſſung als (neues) „Sejeg über den Elementaruntirricht" — vom Tage der Erlafjung des 
gegenwärtigen Geſetzes — durch das Geſetzes- und Verordnungsblatt betannt zu machen. 
2, Mit dem 1. Mai 1892 treten jodann außer Kraft: 
a. das Geſetz vom 8. März 1868, den Elementarunterricht betreffend; 
b. die Geſetze, betreffend die Menderung von Beitimmungen des Elementarunterrichtägejeges, vom 
19. Februar 1874, 
18. September 1876, 
1. April 1880, 
25. Juli 1888; 
c. das Geſetz vom 7. Juni 1884, die Staatöbeiträge zu den Gehalten der Volksſchullehrer betreffend; 
d. das Gejeg vom 7. Februar 1884, betreffend die Nechtsverhältniffe der an Lehr- und Erziehungs» 
anftalten von Privaten und Storporationen verwendeten Vollsſchulkandidaten; 
e. das Gejeß vom 30. Januar 1879, betreffend die Hechtöverhältniffe der am Mittelichulen für die 
weibliche Jugend angeftellten Lehrerinnen. 


Gegeben u. j. w. 
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Begründung. 


I. 


Dus Beamtengejez vom 24, Juli 1888 beitimmt in $ 138: 

„Auf div Lehrer und Lehrerinnen an den Volksſchulen, auf die mit den Rechten der Volls— 
ſchullehrer und BVolksjchullehrerinnen an anderen Anjtalten angejtellten Lehrer und Lehrerinnen, 
jowie auf die am den Mitteljchulen für di weibliche Jugend angeitellten Lehrerinnen findet dieſes 
Geſetz feine Anwendung.“ 

Der Aufnahme dieſer Beſtimmung in den Entwurf des Beamtengeſetzes lag die Erwägung zu Grunde, 
daß es — „odwohl an ſich auch den Lehrern und Lehrerinnen an den Volksſchulen und den Lehrerinnen an ben 
Mitteljchulen für die weibliche Jugend die Eigenjchaft als Beamten zufommen würde” — doch „wegen ber 
Eigenart der Berufäitellung und im Hinblid auf die jritherige Entwidelung der bezüglichen Rechtsverhältniſſe“ 
angezeigt erjcheine, „die auf die rechtliche Stellung diefer Lehrer und Lehrerinnen bezüglichen Normen aus dem 
Beamtengejeg auch fernerhin auszujcheiden und der bejonderen Regelung vorzubehalten.” 

Gleichzeitig wurde aber der Anjchauung Ausdrud gegeben, die Neuordnung des Beamtenrechtes werde 
„wohl dazu Beranlafjung geben, die Gejeggebung über dic Rechtsverhältniſſe der Volksſchullehrer u. j. f. einer 
Durchſicht zu unterziehen und diejelbe, joweit e8 als thunlich und angezeigt erjcheint, der Beamtengejepgebung 
anzunähern.“ 

Die legtere Bemerkung läßt deutlich erfennen, wie jchon damals die Großherzogliche Regierung eine Neu 
ordnung der Rechtsverhältnijje der Volksſchullehrer als eine aus der Neuordnung des Beamtenrechtes hervor» 
gehende, nicht abzumeijende ‘Folge betrachtete. Andererfeits mußte fie fofort erfennen, daß ſowohl die Neuord- 
nung an jich, als die Ueberleitung des bisherigen Zujtandes in die meu zu ſchaffende Ordnung eine umfafjende 
gejeggeberifche Arbeit erfordere, eine Aufgabe, welche weder im und mit der Beamtengejeggebung jelbjt hätte 
behandelt werben können, noch im unmittelbaren zeitlichen Anſchluſſe an dieſes Gejeggebungswerf zu löſen war. 

Damit aber nicht in einem Zeitpunfte, welcher mit der Neuordnung des Beamtenrechtes den diefem unter» 
jtehenden Dienerkategorien eine Verbeſſerung ihrer Stellung brachte, die VBolfsjchullehrer vorerit völlig leer aus 
gehen jollten, machte die Großherzogliche Regierung noch dem nämlichen Landtage, welcher das Beamtengeſetz 
berathen und angenommen hatte, eine Vorlage, aus der jodann das Geſetz vom 25. Juli 1888, betreffend die 
Abänderung einiger Beitimmungen des Gejeges über den Elementarunterricht, hervorgegangen iſt. Die Ver: 
befferungen, welche diejes noch auf den Grundlagen der jeitherigen Einrichtungen weiter bauende Geſetz in den 
Verhältniſſen der Volksſchullehrer brachte, bejtand in einer Weiterentwidelung des Syitems der jogenannten 
PVerjonalzulagen — zur Erhöhung des Einkommens der Lehrer auf unteren Schuldienſtklaſſen — in Erhöhung 
der Ruhegehalte der von ſolchen Etellen in Ruheſtand tretenden Lehrer, endlich einer den Lehrern und Hinter: 
bliebenen günjtigen Aenderung der BVBorjchriften über die Waifen- und Wittmenverjorgung. 

Der Charakter als bloßes Uebergangsgejeg war dem Geſetze vom 25. Juli 1888 zwar nicht ausdrüdlic 
beigelegt; gleichwohl konnte jchon damals faum zweifelhaft jein, dab diejes Geſetz nicht vollfommen die Er: 
wartungen erfüllen werde, welche an die jchon in der Begründung zum Entwurf des Beamtengeſetzes enthaltene 
Andeutung der Möglichkeit oder Wahrjcheinlichkeit einer „Durchlicht“ der „Geſetzgebung über die Nechtsverhält- 
nijje der Vollsſchullehrer“ in der Richtung einer Annäherung derjelben an die Beamtengejeßgebung bei ber 
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Lehrerfchaft deg Landes fich knüpfen mochten. Und noch hatte jenes Geſetz den Zeitpunkt feiner beginnenden 
Wirlſamkeit — 1. Junuar 1890 — nicht erreicht, als jchon (im November beziehungsmeife Dezember 1889) 
den beiden Häufern des wieder verfammelten Landtages gleichlautende Vittjchriften des Vorſtaudes des Allges 
meinen Bubijhen Bolksjchullehrer- Vereins übergeben wurden, in welchen um eine auf folgende Punkte ich er» 
hredende Uenberung bed Elementarunterrichtögejeges gebeten wurde: 

"Das Drtöffafjeniyitem im feiner jegigen Form möge aufgehoben werben und an feine Stelle 
die Bezahlung nach dem Dienſtalter treten, wie dies bei ben anderen Beamten der Fall ift. 

Die Gehalte der Hauptlchrer möchten auf allen Stellen erhöht und fo bemeffen werben, daß 
fie. den Gehalten ber Beamten mit gleichwerthiger B lbung entiprechen. 

Die Zulagen mögten nicht mehr an bie Stelle, jonbern, wie bei den Beamten, an bie Perfon 
gebunden fein und in folchen riften gewährt werben, daß der Höchitgcehalt mit etwa 20 Dienft- 
jahren, von der eriten Auſtellung als Hauptlehrer an gerechnet, erreicht werden lann. 

Den Schulgehilfen möchten höhere Gehalte und nad) Ablegung der Dienftprüfung eine Zus 
lage bewilligt werben. 

Die Ruhegehalte der Lehrer und die Verjorgungsgehalte ihrer Hinterbliebenen möchten nad 
ben Bejtimmungen des Beamtengeſetzes geregelt werden." 

Während ber feit ber Feſtſtellung der B.amtengejeggebung inzwifchen umlaufenen Zeit Hatten bie Bes 
börben der LUinterrichtävermaltung die Frage, ob und in welcher Weife eine durchgreiienbe Umgejtaltung ber 
Geſetzgebung über die Rechtsverhäſtniſſe der Volksſchullehrer nach dem Borbilde der allgemeinen Beamtengefrg- 
gebung am fich möglich und — namentlich auch in Beziehung auf deren Tragweite in finanzieller Hinſicht — 
praftijch Durch ührbur fei, eingehender Prüfung und Erwägung zichen können. Deren Ergebnig war berart, 
daß die Großherzogliche Regierung ſchon den erwähnten Bittſchriften des „Allgemeinen Badiichen Volksſchul⸗ 
lehtervereins“ gegenüber entgegentommende Erklärungen abgeben konnte umd die Beichlüffe der beiden Kammern 
der Ständeverfanmlung,, welche jene Bitrfchriiten ihrem ganzen Juhalte nach der Großherzoglichen Regierumg 
mit Empfehlung üb rwiefen, in voller Webereinjtiimmung mit ben eigenen Anſchauungen ber Großherzoglichen 
Regierung gefaßt wurden. 

Der num vorliegende Entwurf eines Geſetzes für eine abermalige, diesmal aber weit umfaſſendere Aende- 
rung des Elementarunterrichtsgefepes jchlicht in der Hauptjache ſich eng an die Geſichtspunkte an, welche bei 
ben durch die oben erwähnten Petitionen veranlaßten Berathungen des Ichten Landtags zum Ausdruck gelangt 
find. Die erſte und hauprfächlichite Aufgabe für den Entwurf war cine an die Normen des allgemeinen Be— 
amtenrechtes möglichit enge fich anichliehende Neuordnung ber Berhältniffe der Volksſchullehrer, namentlich in 
Beziehung auf Dientteinfommen, VBerjegung in Ruheitand und Hinterbliebenenverforgung , zugleich eine nad 
allen diefen Richtungen hin fich äußernde Befferfiellung , welche vorzugsweiſe bem einer folchen am metiten bes 
bürftigen Lehrern auf Schulftellen der bisherigen unteren Klaſſen zugut kommen fol. Damit würden gleichzeitig 
die in ben mehr erwähnten Petitionen ausgejprochnen Wünfche der Lehrerfchaft des Landes innerhalb ber 
Grengen ihre Erfüllung finden, welche durch die Rückſicht auf die Interefjen der Allgemeinheit ber Etaatd« 
regierung gezogen find, 

In legterer Hinficht ift namentlich Hervorzuheben, daß eine höhere Belaſtung der Gemeinden zum Zwecke 
der Durchführung der in Ausficht genommenen Befjerjtellung vermieden, vielmehr der hierfür erforderliche Aufs 
wand augjchlierlich von der Staatskaſſe, jomit von der Geſammtheit der Steuerpflichtigen getragen werden foll. 

Schon dieſe erjte und hauptſächlichſte Au'igabe bes Reformwerkes erfordert Henderungen des bermalen 
geltenden Elementarunterrichtsgefeges in folhem Umfange, daß nur der Elcinere Theil diefes Geſetzes ben bis» 
berigen Wortlaut behalten fann. Die Großherzogliche Regterung glaubte indeſſen das Werf nicht auf beffen 
nächjten Zweck befchränfen, fondern die einmal unternommene „Durchficht“ auch ausdehnen zu jollen auf mehrere 
ber jet geltenden Bejtimmungen, die zwar mit der in Ausficht genommenen Neuordnung der äußeren "Stellung 
ber Vollsſchullehrer nicht in untrennbarem Zuſammenhange ſiehen, bezüglich deren aber bie feit Erlaffung bes 
Elementarunterrichtögejcges gemachten Eriahrungen thrils Aenderungen, theils Ergänzungen ala nothwendig oder 
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doch als fehr mwünfchenswerth erwieſen haben. So hat der ganze Geſetzesentwurf eine Ausdehnung erhalten, 
welcher der Grofherzoglichen Regierung die Erwägung nahe legte, ob es nicht zweckmäßiger wäre, ftatt des 
Entwurfes für eine fogenannte Gejeßesnovelle den Entwurf eines vollftändigen neuen „Geſetzes über den 
Elementarunterricht" den Ständen als Grumdlage ihrer Berathungen vorzulegen. 

In Anlehnung an das bei früheren Menderungen des Elementarunterrichtögejches von 1868 eingehaltene 
Verfahren glaubte indejjen die Großherzogliche Regierung die Form einer fogenannten Novelle auch für bie 
gegenwärtige Vorlage wählen zu follen. 

Um aber auf den Bortheil einer bejjeren Ueberſicht über die Fünftige Gejtaltung des Gefammtinhaltes der 
den Elementarunterricht betreffenden Gefegesbeitimmungen, welchen der Entwurf eines vollitändigen neuen Ge 
jeßes geboten hätte, nicht verzichten zu müſſen, it ein Entwurf der im Schlußparagraphen der Vorlage vor- 
gejehenen Zufammenitellung als Anlage I. hier beigegeben (das in lateiniſcher Echrift Gedrudte enthält 
neue beziehungsweife geänderte Beitimmungen). 


II. 

Feite (Minimal)-Säge für die Gehalte der Lehrer an Volksſchulen wurden erftmals eingeführt Durch das 
Geſetz vom 28. Auguft 1835 über die Nechtöverhältniffe der Volksjchullehrer und Die Dedung des Schulauf- 
wandes. Dieje Gehaltsfäge wurden abgeſtuft (140 fl., 175 fl, 250 fl., 350 fl) nach 4 Ortsklaſſen — Ge— 
meinden mit einer Einwohnerzahl 1. bis zu. 500, 2. von 501 bis zu 1500, 3. von 1501 bis zu 3000, 4. von 
mehr als 3000. Zufchläge zu dem nad) der Ortsklaſſe fich richtenden Gehalte (40 fl. beziehungsweife 60 fl. 
und 40 fl.) erhielten der erſte, beziehungsweiſe der erſte und zweite Lehrer an Echulen mir 3, beziehungsmeije 
mit 4 oder mehr Hauptlehrern. 

Ein Anwachſen des Gehalte auf derjelben Stelle konnte nah) dem Geſetze von 1835 überhaupt nicht, 
für einen an berjelben Schule verbleibenden Lehrer nur durch Einrüden in die Stelle de3 zweiten bezichungs 
weile erften Hauptlehrers ftattfinden. Abgeſehen von dem leßteren Fall founte jomit ein Hauptlehrer eine Ge 
baltserhöhung nur durch Uebergang auf eine Schuljtelle höherer Klaſſe, jomit regelmäßig blos im Wege der 
Verſetzung an eine andere Schule erlangen. Erft durch ein Geſetz vom 3. Mai 1858 wurden — um bie 
Nachtheile der häufigen Dienftwechjel zu vermindern — nach jeweils 5 Jahren anfallende Perfonalzulagen 
(von je 20 fl.) für Lehrer eingeführt, welche auf derſelben Schuljtelle verblieben waren. 

Neben dem nach der Ortsklaſſe fich richtenden fejten Gehalte erhielten die Volksſchulhauptlehrer freic 
Wohnung oder den (für die verſchiedenen Ortsllaffen im Geſetze ſelbſt beitimmten) Anſchlag derſelben als Micth: 
entfchädigung , ferner das Schulgeld beziehungsweije einen Antheil davon. Die Höhe des letzteren Einkommens 
theiles bejtimmte fich nach dem Betrage des für die betreffende Gemeinde feitgefegten Schulgeldfages (mach dem 
Geſetze vom 28. Auguſt 1835 wenigitens 30 Kr. und höchſtens 2 jl., in den 4 größten Städten, höchitens 
4 fl.) und nad) der Zahl der Schulkinder. Der Bemefjung des Ruhegehaltes war mur der feite Gchalt (und 
zwar mit Ausschluß des Zufchlages für die Stellen. der erſten und zweiten Hauptlchrer) zu Grunde zu Iegen. 

Die Bezüge der Hinterbliebenen verjtorbener Hauptlehrer (Wittwengehalt, Erziehungsbeiträge, Nahrungs 
gehalte) waren der Feitjegung im Verordnungswege derart vorbehalten, daß diefe, für alle Schuldienſte gleich 
und ohne Rücjicht auf die Dauer der Dienftzeit des Verſtorbenen, nach Maßgabe des jeweiligen Stande ber 
Mittel der Wittwen und Waifenkaffe zu gefchchen hatte. 

Die durch die Gefege vom 28. Auguſt 1835 und vom.3. Mai 1858 gejchaffenen Grundlagen für die 
Bemejjung des Dienfteinfommens und der Nuhegehalte der Hauptichrer an Vollsſchulen Haben ſich im der 
Hauptſache bis auf die Gegenwart erhalten. Spätere Gejege — vom 8. März 1868, 19. Februar 1374, 
25. Juli 1888 — haben auf jenen Grundlagen weiter gebaut, insbefondere neben Erhöhung der Gehaltsſätze für 
die einzelnen Ortöklaffen die Einrichtung der Abjtufung der Gehalte für die Hauptlchrer an Schulen mit 
mehreren Hauptlehrerſtellen, ſowie der Perjonalzulagen für Lehrer, die eine längere Dien'izcit auf derjelben 
Stelle zurüdgelegt, weiter entwidelt. 

Den gegenwärtigen Stand, wie derſelbe feit Inkrafttreten des Geſetzes vom 25, Juli 1888 (1. Januar 1890) 
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fih geitaltet Hat, zeigt für die nicht der Städteordnung unterjtehenden Gemeinden (die Gründe des Ausſchluſſes 
der Stäbteordnungs-Städte find unten näher dargelegt) die nachfolgende Ueberſicht: 
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Wenn das Einfommen ar feitem Gehalt und Schulgeld die Summe von 1400 M für das Jahr nicht 
erreicht, kann dafjelbe bis zu diefem Betrage erhöht werden durch Perfonafzulagen von je 100 AM, deren 
Anfall ſowohl (nach 3 bejiehungsiweife nad) je 5 Jahren) ala Fortdaner von dem Verbleiben des betreffenden 
Lehters an derſelben Schufe abhängig it. As durhfchnittliches Jahreseinfommen eines Hauptichrers 
am feftem Gchalt, Schulgeld und Perfonalzulage ergab eine nad dem Stande vom 1. November 1891 auf: 
geftellte Berechnung für die nicht ber Städteorbnung unteritehenben Gemeinden eine Summe von 1254 M 65 f. 


Die oben erwähnten, von den beiden Kammern der Ständeverfammlung der Großherzoglichen Regierung 
mit Empfehlung überwiejenen Lehrerpetitionen verlangen nun die Bejeitigung des vorjtehend in feinen Grund- 
zägen dargelegten Syſtems der Belohnung der Volsſchulhauptlehrer; an deſſen Stelle joll die „Bezahlung der 
Xehrer nach dem Dienjtalter“ treten, wobei die „Zulagen“ nicht mehr durch das Berbleiben des Lehrers an 
derſelben Schule bedingt wären. Die Grofherzogliche Regierung ijt zu der Ueberzeugung gelangt, dab die von 
den Vollsſchullehrern angejtrebte Umgejtaltung — welche das Gchaltswejen derjelben mit den Normen, welche 
durch die Gchaltsorbnung vom 24. Juli 1888 für die bereits unter das Beamlengeſetz fallenden Beamten- 
Iategorieen eingeführt hat, in Einklang bringen und an welche eine ebenfalls den Normen der allgemeinen Beamten« 
gejehgebung entiprechende Ordnung der Nuhegehalte der Volksſchullehrer, ſowie der Berforgung ihrer Hinter: 
bliebenen naturgemäß ſich anjchließen würde — durchführbar fei ohne Preisgebung anderer grundfäglicher Ein- 
nhtungen unferes Volksſchulweſens. Und nachdem in den PVerhältnifjen, aus denen die feitherige Einrichtung 
ich entwidelt hat bis zur Gegenwart tiefgcehende Aenderungen eingetreten find, würde die Anwendung ber 
Veamten⸗Gehalts ordnung auf die Vollsſchullehrer auch für die Verwaltung des Volsſchulweſens unverfennbare 
Vortheile gewähren. 
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Als durch bad Geſetz vom 28. Auguſt 1835 für bie Vollsſchullehrer nach der Einwohnerzahl der Schulorte 
fich richtende Gehalisllaſſen eingeführt wurden, ging man von ber Anſchauung aus, Maß mit ber Größe der 
Drte auch die Größe des zum jtandesgemäßen Leben erforderlichen Einfommens, wie nicht minder die Größe 
der Lehraufgabe im Zufammenhang fiehe. Weder der eine noch det andere dieſer Gefichtspunfte trifft allgemein 
oder auch nur für eine überwiegende Mehrzahl von Gemeinden jegt noch zu. Die geiteigerte Berfehrsentwidelung 
führt fortfchreitend zur Ausgleichung ſowohl der Lebensweiſe als der Preiſe ber Lebensbedürfniſſe in Stadt und 
Rand, und die Arbeit des einen Lehrers, der alle 8 Jahrgänge einer Schule der I. Ortsllafje mit 100 Kindern 
ju unterrichten hat, iſt entjchieben umfangreicher und jchwieriger als die Arbeit eines Lehrerd an einer größeren 
Schule, deſſen 100 Schüler nur einem oder nur ganz wenigen Jahrgängen angehören. Wenn hiernach eine 
Berfchiebenheit in der Größe des Schulorted eine Verſchiedenheit in der Höhe des Lehrergehaltes zu begründen 
hicht mehr gerignet it, fo wird anbererjeits der Verwaltung bie Aufgabe, jeden Lehrer anf einer feiner bejon» 
beren Befähigung und feinen fonjtigen Eigenſchaften möglichſt entjpruch.nden Stelle zu verwenden, im hohem 
Grabe erleichtert, wenn bie Rückſichtnahme auf das Höhere oder niederere Einfommen der Etelle in Wegfall 
kommen funn. 

Der größte Vortheil aber dürfte in ber auf feinem anderen Wege in gleichem Maße erreichbartn Ber 
minderung des Anreizes zum Etellenwechfel behufs der Verbejferung des Einfommens erzielt werben, unb ber 
Ball, dag cin Lehrer feine ganze Dienfigeit einer und derfelben Gemeinde, diefer gum Segen und ſich felbjt zum 
Vorteil widmet, würde künftig wohl nicht mıhr feltene Ausnahme fein. 


III. 


Eine Erhöhung des Dienfteinlommens ber Vollsſchullehrer im Ganzen bezw. bes durchſchnittlichen 
Dienfteinfommens für einen Lehrer und damit cine Steigerung der Eummen bed Aufwandes, welchen die 
Beitreitung der Lehrergehalte feither er’orderte, wäre am fidy nicht nothwendige Vorausſetzung für die Ucher 
leitung bes bish rigen Gchaltsfyftemes in eine Gchaltsorduung nad dem Borbilde der durch Geſetz nom 
24. Juli 1888 für die „Beamten“ eingeführten: e8 wäre jıbenfall® möglich, für die Volleſchullehrer einen 
Gehaltstarif — mit Mindejigehalt, Höchſigehalt, Zulareiriften und Betrag der cinzelnen Zulagen — zu finden, 
welcher mach feiner Durchführung (im Bebarrungszufiande) wenigiiend annähernd bie nämliche Gefammtjumme 
des Dienjtcinfommens aller Vollsſchullehrer des Landes und das nämliche Durdicnittscinfommen für einen 
Lehrer ergeben würde. Die Bıfürwortung feitens der Etände und die Zufage ber Berudjichtigung ſeitens ber 
Großberzoglichen Regierung it aber den oben erwähnten Lehrerpetitionen auch bezüglich desjenigen Geſuches 
zu Theil geworden, welches auf Erhöhung der Lehrergchalte gerichtet if. Die im Entwurfe ($$ 39, 41 und 44) 
für bie Gehalte ber Hauptlehrer — einſchließlich der Allers- und Dienjtzulagen — und die Vergütungen ber 
Scyulgehilfen vorgefchlagenen Sätze würden in den nicht der Etädteorbnung unterjtchenden Gemeinden erhöhen: 

a. das Durchſchnittseinkommen für einen Hauptlehrer von 1254 M 65 J (Stand vom 1. Nov.m 
ber 1891) auf 1492. 95) (Stand nad) Eintritt des künftigen Beharrungszuſtandes) fomit um 238 A 80 J 
ober 18,99 Prozent; 

b. das Einfommen für einen Unterlehrer (vom Tage der Einführung des neuen Geſetzes an) und 
zwar dor beitandıner Dienftprüjung von 727 A 18 4 — bieheriges Durchſchnittseinkommen — auf 800 M, 
jomi tum 72.4 82 ober rund 10 Prozent, nach beitandener Dienfiprüfung von 727 A 18 A auf 900 A, 
jomit um 172 M 82 + ober 23,7 Prozent. 

Das niederſte Einfommen eines Hauptlehrers (neben freier Wohnung) würde von bisherigen (78 HM 
+ 140 AM =) 920 AM. auf 1100 A, jomit um 180 A, ober nahezu 20 Prozent ſich verbeffern. Dad 
künftige Höchiteintommen, mit Alters und Dienftzulage (1800 -+ 100 + 200 =) 2100 AM betragend, wäte 
zwar noch nicht ganz fo hoch, als das Eintommen, welches der erite Lehrer einer Schule der V. Ortsklaſſe 
bisher möglichermweije erreichen konnte (2328 A, vergl. die obige Ueberficht); während aber das letzternähnte 
Einfommen nur für einen Hauptiehrer (von den Städien ber Etädieordnung abgefchen), erreichbar war 
fönnten künftig über 80 Hauptlehrer (die erften Lehrer an Schulen mit mehr ala 4 Lehrern) ein Einkommen 
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von 2100 AM und jeder Hauptlehrer, ohne Rüdficht auf den Ort feiner Anftellumg, mindeftens ein ſolches 
von (1800 + 100 =) 1900 M erlangen. Der biöferige Minbeftbetrag des gefeglichen Ruhegehaltes für 
einen Hauptlehrer — nach dem Gejege vom 25. Juli 1888 (vierzig Prozent von 1000 M =) 400 M 
— würde nad) den Sägen und Beftimmumgen des Entwurfeß in (30 Prozent von 1100 + 260 =) 408 M 
der — für jeden Hauptlehrer erreichbare Höchftgehalt in (75 Prozent von 1800 + 260) — 1545 AM. 
beftehen, während der bisherige Höcjftbetrag vom 1300 AM nur für Lehrer von Schulen der V. Ortsklaſſe 
ereihbar war. 

Un bie Stelle des bisherigen Wittwengeldes von jährlich (30 Prozent aus 1300 AM --) 390 M 
würde ein Wittwengeld treten, welches in den regelmäßigen Fällen auf mindeſtens (30 Prozent aus 1100 + 
30 A =) 408 AM bis zu einem Höchftbetrage von (30 Prozent aus 1800 + 260 A =) #18 M 
ſich berechnet. 


IV. 

Zur Dedung ber in bem Entwurf angenommenen Gehalte (einſchließlich Alters- und Dienitzulagen) 
und Bergütungen für Lehrer und Lehrerimmen an Vollsfchulen (Hauptlehrer und Schulgehilfen) wäre neben 
der nah dem Stande vom 1. November 1891 berechneten Geſammtſumme de3 damaligen Einkommens der- 
jelben an feftem Gehalt, Schulgeld, Perfonalzulagen und Lolalzulagen (3462448 AM) nad) Eintritt des 
logenannten Beharrungdzuftandes ein weiterer Betrag von 607 352 M. erforderlih. Dieje ganze Summe 
— und außerbem ber ganze künftige Mehraufwand für Auhegehalte und Verforgungsgehalte — wäre von 
br Staatskaſſe allein zu übernehmen, da nach den bereit3 auf dem legten Landtage Namens der Großher- 
jglihen Regierung abgegebenen Erflärungen von einer Mehrbelaftung der Gemeinden anläßlich der in 
Wöfiht genommenen Neuordnung ber Rechtsverhältniſſe der Voltäfchullchrer abgejehen werben fol. 

Andererſeits ſoll aber auc) feine Verminderung des Umfanges der Rechte und Pflichten der Gemeinden 
in Unfehung ber Vollksſchulen ftattfinden. Die Hinfichtlich der örtlichen Schulaufficht, der Verwaltung des 
Ehulvermögens, der Beſetzung der Hauptlehrerfiellen von den Gemeindebehörden bisher ausgeübten Be— 
fugniffe jollen benfelben völlig ungefchmälert verbleiben, dabei jedoch ebenjowenig die biöherigen finanziellen 
Seiftungen ber Gemeinden für die Voltsjchulen, insbefondere jene für Aufbringung der Lehrergehalte 
eine Einfchräntung erfahren. Die Dedung der Gehalte und anderen Bezüge der Volksſchullehrer wäre wie 
bißher zunächft eine Verpflichtung der Schulgemeinde; nur würbe die Staatskaſſe, welche feither nur einzelnen 
Lehrern unter beſtimmten Vorausjegungen Perfonalzulagen gewährte, und einzelne minder leiſtungsfähige 
Gemeinden in ber Aufbringung des Schulaufwandes durch Peihilfeleiftung (bisheriges E⸗«U-G. 8$ 67— 74) 
erleichterte, Lünftig in weiterem Umfange neben den Gemeinden derart eintreten, daß fie den durch die bis— 
herigen Leitungen jeder Gemeinde nicht gededten Theil des Aufwandes für Lehrergehalte, wie derjelbe nad) 
den Vorjchriften des zu erlafjenden Geſetzes ſich geftalten wird, ohne Rüdficht auf den Grad ber Leiftungs- 
fähigkeit ber einzelnen Gemeinde übernimmt, 

Wenn hiernach die in Anfehung der Aufbringung der Lehrergehalte den Bemeinden biöher obgelegenen 
Verpflichtungen ihrem Umfange nach nicht geändert werben Sollen, jo wird doch einerfeit® das neue Ein- 
treten bes Stanteß als Theifnehmer an der Aufbringung ber gejeglich gebotenen Lehrergehalte, anbererjeits 
det Umftand, daß an bie Stelle des bisher aus verſchiedenen Bezügen (fefter Gehalt, Schulgeld und event. 
Rerfonalzulage) fich zuſammenſetzenden Einkommens eines Hauptlehrers künftig ein einheitlicher, nad) Mah- 
gabe bed Dienftalters und nad) beftimmten Negeln anfteigender Gehalt treten fol, Hinfichtlih der Art 
und Weije ber Erfüllung jener BVerpflichtimgen eine Aenderung umvermeibfich machen. Die Beträge 
an feftem Schalt ımb an Schulgeld, melde die einzelnen Schulgemeinden nad) den zur Zeit maßgebenden 
deftftellungen (fogenannten Schulerkennntniſſen) für bie einzelnen an ben betreffenden Schulen errichteten 
Lehrerſtellen an been jeweilige Inhaber zu zahlen hatten, können nicht als Grundbeſtandtheile auch ber 
tinftigen Lehrergehafte derart behandelt werben, daß einfach daßjenige, was bei dem einzelnen Lehrer an 
dem gemä der Beſtimmungen bed neuen Geſetzes bemeffenen Gehaltsbetrage etwa fehlt, aus der Staats · 


9 


laſſe zuzulegen wäre — fei e8 durch ummittelbare Zahlung an den betreffenden Lehrer, jei ed durch Ver 
mittelung ber Gemeindekaſſe. 

Durch Uenderungen in dem bermaligen Lehrerperjonal wird vorausfichtlic bei einer Reihe von Volls— 
ſchulen ſchon bei Eintritt der Wirkſamkeit des neuen Gefeges der Fall fi ergeben, daß Lehrer von höher 
dotirten Stellen (4. B. von der Stelle des erſten Hauptlehrerd an einer Schule mit mehreren Hauptlchrern) 
abgehen und durch Lehrer erjegt werden, die einen das Einkommen des abgehenden Lehrers nicht erreichen— 
den (z B. nur den künftigen Anfangs-) Gehalt anzuiprechen haben. 

Der in dieſer Weife frei gewordene Theilbetrag dürfte felbftverjtändlich nicht der Gemeinde verbleiben, 
ſondern wäre fofort für die Gehalte der übrigen Lehrer zu verwenden, d. h. auf den etwa für dieſe aus der 
Staatälafje zu Leiftenden Zufchuß aufzurechnen. Dieſe Verrechnung würde ſich mit jeder weiteren Perfonal- 
veränderung, ſowie mit jeder einem Lehrer anfallenden Zulage wieder anders gejtalten. Aehnliche Abrech— 
nungen zwifchen Gemeinden und Staatskaſſe würden bei allen Volksſchulen fortlaufend nöthig werden, und 
bie Durchführung der neuen Gehaltsorbnung für die Voltsfchullehrer würde bei einem ſolchen Verfahren 
ein äußerſt verwideltes Rechnungsweſen von ſchwer zu bewältigendem Umfang erfordern. 

- Eine Vereinfachung könnte bis zu gewiffen Grabe — nad; dem Vorbilde des Rechnungsweſens der 
mit Staatszuſchüſſen unterſtützten Realmittelſchulen — auf dem Wege erzielt werden, daß die Geſammt— 
fumme der Leiſtungen einer Gemeinde für die Gehalte ihrer Lehrer (fefte Gehalte und Schulgeldaverfum) 
als Einheit behandelt wird, welcher ebenjo als Einheit die Geſammtſumme der jeweiligen Lehrergehalte 
(nad) dem neuen Geſetz berechnet) gegenüberjtünde, und daß der Betrag, um den jeweild die legtere Summe 
größer als die erjtere ift, aus der Staatskaſſe der Gemeindekafje zugejchoffen wird, ſodaß die Lehrer ihre 
Gehalte dem ganzen Betrag nach mur aus ber Gemeindelafje zu empfangen hätten. Wie die Erfahrungen 
bei den verhältwigmähig wenigen Realmittelſchulen zeigen, würbe aber auch diefe Art der Behandlung ſowohl 
bei den Gemeinden als bei den damit befahten jtaatlichen Behörden für eine Gefammtzahl von gegen 1600 
Volksſchulen Rechnungsaufftellungen und Abrechnungen in ausgedehnten Umfange nöthig machen. » 

Allen diefen Schwierigkeiten würde nach Anficht der Grofherzoglichen Regierung am einfachſten und 
gründlichjten begegnet, wenn die Auszahlung aller Zehrergehalte, foweit an deren Aufbringung die Staatd- 
fafje teilnimmt, für das ganze Großherzogtum einer und derfelben Kaffe (Centralkaſſe) übertragen wird. 
In dieſe Kaffe Hätten die Gemeinden die dem Umfang ihrer feitherigen Leiftungen für Lehrergehalte ent 
Iprechenden Summen einzuzahlen, und was an der Gefammtfumme der aus der Kaſſe im vollen Betrage 
und in ben gejeglich geordneten Terminen zu zahlenden Lehrergehalte jeweils fehlt, wäre aus Staats: 
mitteln zuzufchießen. Eine ſolche Einrichtung, wie der Entwurf diejelbe in Ausjicht nimmt — jedoch mit 
Beſchränkung auf die nicht der Städteordnung unterjtehenden Gemeinden — hätte für die Lehrer den Vor— 
theil einer einheitlichen, in geficherter Ordnung vor fich gehenden Zahlung ihrer Gehalte, für die Gemeinden 
den Vortheil einer Vereinfachung ihres Rechnungsweſens und thunlichſter Sicherung gegen Schwankungen 
in ber Höhe des für die Lehrergehalte von ihmen aufzubringenden Aufwandes; auch für das Wechnungs- 
weſen der Unterricht3verwaltung würden wejentliche Vereinfachungen erzielt werden. 


Dabei war urjprünglich an die Errichtung einer eigenen, der Unterrichtsverwaltung zu. unterjtelenden 
„Gentralgehaltstajje für Vollsſchullehrer“ gedacht Dem bezüglichen Vorſchlag gegenüber wurde jedoch 
darauf hingewieſen, daß eine Eentralgehaltstafje bereits bejtche und die Errichtung einer zweiten folchen 
Kafje (für Vollsſchullehrer) zu umerwünfchten Weiterungen, Mihverjtändnijien ꝛc. Anlaß geben würde. 
Außerdem werde es bei dem engen Zujammenhange, in dem die fraglichen Ausgaben mit der allgemeinen 
Staatöfajjenverwaltung jtehen, ſich nicht empfehlen, die bezüglichen Gejchäfte einer auferhalb des Verbandes 
und Abrechnungsverkehrs der Staatskaſſen jtehenden Kaſſe zu übertragen, zumal dieje doch nicht wohl Die 
monatlichen Gehaltözahlungen au etwa 3000 Lehrer durch die Poſt bewirken Lafjen könnte, die Inanſpruch— 
nahme der Bezirkälafjen und Stewererheber aber nur thunlich wäre, wenn es ſich um Zahlungen für Rech— 
nung der Generalſtaatslaſſe oder einer mit diefer verbundenen Kaſſe handelt. Es empfiehlt fich Deshalb, 
‚die gedachten Zahlungen, joweit fie in einer gemeinjamen Kafje und Rechnung zu vollziehen wären, einfach 
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ber beftehenden Gentralgehaltstafie zu übertragen; und da im Staatsvoranſchlag und im d Staaisrechnung 
die Gehalte ac. der Lehrer im vollen Betrage in Ausgabe, die Beiträge der Gemeinden in Einnahme er- 
iheinen, jei e8 für das zu erlaffende Geſetz einfach die „Staatskaſſe“, welche die bezüglichen Ausgaben und 
Einnahmen vollzieht; welche Kaſſen mit dem Bollzuge betraut werden, brauche im Gejege nicht erfichtlich 
gemacht zu fein. 

Wenn hiernach die Staatskaſſe im Entwurf als die Kaſſe bezeichnet iſt, aus welcher die Lehrer 
in den nicht der Städteordnung unterjtehenden Gemeinden ihre Gehalte 2c. zu empfangen haben, fo hat dies 
ielbftverjtändlich nicht den Einn, ald ob das bisherige Verhältniß, wonad die Aufbringung der Gehalte und 
anderen Bezüge der Lehrer an Vollsſchulen zunächſt den Schulgemeinden oblag, befeitigt werben folle: die 
Staatätaffe übernimmt, nur für die Gemeinden Hinfichtlich de von dieſen aufzubringenden (größeren) Theils 
des bezüglichen Gefammtaufwandes im Interefje der Vereinfachung der gefchäftlichen Behandlung die Ver- 
mittelung der Auszahlung an die forderungsberechtigten Lehrer. 


V. 


Bezüglich des Volksſchulweſens derjenigen Städte, auf welche das Geſetz vom 24. Juni 1874, betreffend 
beſondere Beſtimmungen über die Verfaſſung und Verwaltung der Stadtgemeinden — Städteordnung — 
in Anwendung kommt, enthält das gegenwärtig geltende Geſetz über den Elementarunterricht keinerlei Sonder— 
beftimmungen, die Städteordnung jelbjt aber nur die Vorjchrift ($ 19 b), dab eine befondere „Kommilfion 
für die Schulangelegenheiten" bejtellt werden müfje, jowie daß „bei den Berathungen über die Angelegen- 
beiten der Volksſchule die Ortspfarrer der verjdiebenen Stonfeffionen und die Volksſchullehrer in einer 
dur das Ortsſtatut näher zu bejtimmenden Weije vertreten fein“ ſollen. 

Gleichwohl haben in ben betreffenden Städten — diefelben zählen nach dem gegenwärtigen Stande 
ck über 10 000 Einwohner — die Schuleinrichtungen in mehrfacher Hinficht eigenthümlich und abweichend 
von dem Schulwejen ber anderen Gemeinden fich entwidelt. 

Wenn aud) diefe Entwidelung in den einzelnen Städten, je nad) den bejonderen örtlichen Verhält- 
nüjen und nad) den im Gemeinderegiment vorwaltenden Anjchauungen, einen verjchiedenen Gang genommen 
und zu verjchiedenartigen Geftaltungen geführt hat, jo iſt doch dem betreffenden Städten Das gemeinſam, 
daß feine derfelben in ihrem Vollsſchulweſen auf das Mindeſtmaß des gejeglich Gebotenen fich bejchräntt 
hat, fjowohl was Art und Umfang des der jchulpflichtigen Jugend gebotenen Unterrichts als die Ausftattung 
der Schulanſtalten in wirthichaftlicher Hinficht, insbejondere die Belohnung des Lehrerperjonals, anbelangt. 
die Gründe einer ſolchen weſentlich aus der eigenen Initiative der Stabtverwaltungen hervorgegangenen 
Geftaltung werben nicht allein in dem höher gejteigerten Unterrichtsbebürfnig einer ftäbtijchen Bevölkerung, 
ſondern insbeſondere auch in dem reicheren finanziellen Mitteln zu fuchen fein, welde ein größeres Gemein: 
weien für freiwillige Leiftungen zur Verfügung hat. 

Dazu kommen noch alle die Verhältniffe, durch deren Zufammenwirten in ben größeren Stäbten bie 
Organe der Gemeinde eine Zufammenfegung erhalten, welche diefelben zur Führung einer felbjtändigen, 
nad jeder Richtung hin ſachkundigen Terwaltung vorzugsweiſe befähigt. 

In allen der Stäbteordnung unterftchenden Städten find die Volksſchulen im Sinne de 8 102 des 
jegigen Elementarunterricjtögejeßes erweitert, fei es, daß bie Erweiterung (insbeſondere die Verlängerung 
der Unterricht3geit) gleichmäßig über den ganzen Umfang des Volksſchulweſens der Stadt ſich erjtredt, ober 
dab die Gefammtjchule im Abtheilungen mit einfachem und in ſolche mit einem gleichmäßig oder einem in 
Ahftufungen erweiterten Unterricht3plane gegliedert ift. Ueberall find Lehrkräfte in größerer Zahl als geſetz— 
lich vorgefchrieben (jetziges Elementarunterrichtögefeß $ 23) in Verwendung, und bie Lehrer und Lehrerinnen 
haben durchgehend höhere Bezüge, als nad) den bisherigen gejeglichen ‚Bejtimmungen gefordert werben 
!nnten. Dabei ijt auch die Erhöhung der gejeglichen Mindeftbezüge wieder in verjchiedener Weife durch— 
geführt: durch Auswertung höherer fefter Gehalte, Bewilligung höherer Echulgeldaverfen, als bei Zugrunde— 
legung des wirklichen Ertrages des Schulgeldes ſich ergeben Hätten, Gewährung von Zuſchüſſen in feft 
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beftimmten Beträgen zu dem nad Maßgabe der gefeglichen Beftimmung:n feftgejegten Mindeſteinlommen, 
durch Einführımg eined nad) dem Dienjtalter abgeftuften Gehaltstarifs, ähnlich wie derſelbe jegt ala Norm 
für alle Volksſchulen vorgejhlagen ift. 

Die nach dem Stande vom 1. November 1891 aufgeftellte Berechnung ergab für die Hauptlehrer an 
den Voltsjchulen der Städteordnunggjtädte ein Durhfhnittseintommen (an feitem Gehalt und Schulgeld» 
antheil beziehungsweife am ftellvertcetenden Bezügen; Perjonalzulagen kamen bei diefen Lehrern nit vor) 
von 1832 „M 58 A. Diefed Durchſchnittseinlommen —- gegen 1254 M 65 4 bei ben Hauptlehrern ber 
anderen Gemeinden — ift um etwa 415 M — A höher, ala ber Durchſchnitt der Gehalte, welche ben 
betreffenden Hauptlehrern zulämen, wenn fie ihre ganze biöherige Dienstzeit als Hauptlehrer unter der Herr» 
ichaft einer Gehaltsordnung verbracht Hätten, wie jegt der Entwurf fie für die Hauptlehrer der Volksſchulen 
aller Gemeinden in Vorſchlag bringt, und die Städte der Städteordnung haben ſchon nad dem Stande 
vom 1. November 1891 für ihre (385) Volksſchulhauptlehrer (ohne die Miethentſchädigungen und Neben 
vergütungen) im Ganzen eine Summe (705 545 A) bezahlt, welche um mehr wie 160000 AM höher ift, 
al3 die Summe, bie für die genannten Stäbte fi ergäbe, wenn fie ben Beſtimmungen bed $ 52 bes Ent- 
wurf3 unterftellt würden. 

Mit den freiwillig über die Grenze des gejeglich Gebotenen hinaus von den Städten der Städteorbnung 
übernommenen Leiftungen für ihr Volksſchulweſen fteht eine weitere Befonberheit im ABufammenhange: bie 
Belegung aller Hauptlehrerftellen an folchen Schulen auf Vorſchlag der ftädtifchen Behörde (des Stadtraths). 
Im legten Abſatz von $ 102 des jegigen Elementarunterrichtögejeges ift der Gemeindebehörde ein „Präjen- 
tationgrecht“ bei Anftellung der Lehrer eingeräumt „foweit eine Volksſchule als eine erweiterte zu betrachten iſt.“ 

Diefe Beitimmung wird von den Staatäbehörden ber Unterrichtäverwaltung dahin ausgelegt, daß 
das Präfentationsrecht nur auf diejenigen Stellen fich beziehe, welche zu dem Zwede, die Schule zu einer 
„erweiterten“ zu geftalten, über die gejeglich vorgefchriebene Mindeitzahl hinaus an einer Volksſchule 
errichtet find. Die jetzt der Städteordnung unterftellten Städte gingen mit der Einrichtung erweiterter Volt» 
fchulen zuerſt vor, und bei der Schwierigkeit, von ber Geſammtheit der an ben Volksſchulen (beziehungsweiſe 
Boltsichulabtheilungen) einer Stadt anzuftellenden Lehrer diejenigen individuell auszufcheiden, beren Stellen 
als der „Erweiterung“ angehörig zu betrachten wären, kam thatfächlich die Uebung auf, einftweilen für bie 
Befegung aller Hauptlehrerftellen den Vorſchlag der Etadtbehörde zuzulaſſen. Bei biejer Uebung ijt es 
biß zur Gegenwart geblieben — aud) nad) einer Verhandlung über ben Gegenjtanb in ber zweiten Kammer 
des Landtagd von 1883/84 aus Anlaß einer Bitte und Befchwerde des Stadtraths zu Heibelberg und der 
Gemeindebehörben der übrigen unter ber Stäbteorbnung ftehenden Stäbte. 


Bei der auf dem Gebiete des Elementarunterriht8 von den Städten im weitejten Umfange feither 
ausgeübten Selbitverwaltung hat deren Volksſchulweſen ſich reich entfaltet und einen Stand der Leiftungen 
erreicht, welcher da8 allgemeine Durchſchnittsmaß weit überbietet. Angeſichts derartiger Erfolge bürfıe 
keinerlei Anlaß bejtehen, der Bethätigung einer ſolchen Selbftverwaltung für die Zukunft irgendwie engere 
Grenzen zu ziehen ober den betreffenden Gemeinden Leitungen, welche fie bisher freiwillig übernommen, 
für die Zukunft in verpflichtender Weife aufzuerlegen. Dieſe Auffaffung der Großherzoglichen Regierung 
liegt den befonderen Beitimmungen zu Grunde, welche der Entwurf in den Abſchnitt „von den Vollsſchulen 
der Etädte, welche der Städteordnung unterftehen ($$ 98—109)" in Vorfchlag bringt. 

Uebrigend find nicht alle in dem Abjchnitt enthaltenen Beſtimmungen binfichtlich ihrer Anwendbarkeit 
auf Die genannten Städte bejchränkt: auch andere Gemeinden können ihren Vollsſchulen auf dem Wege bed 
Gemeindeſtatuts eine den örtlichen Bedürfnifjen entjprechende reichere Geſtaltung geben, für diefelben eine 
obere technijche Zeitung beftellen, zur Gewinnung beſonders tüchtiger Lehrkräfte, deren Gehalte durch Zu: 
lagen zu dem gefjeglich geordneten Betrage erhöhen. Die eigentlichen Bejonderheiten für jene Städte liegen 
nur in folgenden Punlten: 

8. Die Städte der Städteorbnung haben die Altiv-Gehalte der Lehrer an ihren Volksſchulen, wie 
hoch auch deren Betrag laufen möge, lediglich jelbit aufzubringen; eine Betheiligung der Staatslaſſe an 
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deren Dedung findet nicht ftatt. Damit fteht im Zufammenhang, daß dieſe Städte an ber Einrichtung einer 
für Gemeinden und Staat gemeinfchaftlihen Zentralgehaltstaffe nicht theilnehmen, vielmehr die Gehalte ıc. 
igrer Lehrer in vollem Betrage unmittelbar an diejelben auszuzahlen haben; ferner daß den genannten 
Städten freijteht, eine eigene Lehrer-Gehaltsordnung aufzuftellen, welche jeboch in keiner Weife unter bie im 
Gejege für die Lehrer ber anderen Gemeinden bejtimmten Säge herabgehen darf. 

b.’ Den Städteordnungs-Städten joll die bisher thatjachlich geübte Mitwirkung bei der Befegung 
fämmtliher Hauptlehrerjtellen ihrer Vollsſchulen durch ausdrüdliche Geiegesbeftimmung gefichert ‚werben, 
und zwar nicht mehr in Form de3 Vorjchlages (der PBräjentation), jondern der Ernennung. Die leßtere 
wäre nicht, wie bisher, von der Oberjchulbehörde auf Vorfchlag des Stabtrath3 auszusprechen, fondern durch 
den Stadtrat ſelbſt, wobei jedoch) diejer auf die Wahl folcher Lehrer beſchränkt wäre, die nicht zuvor von 
der Oberjchulbehörde jür die zu befegende Stelle abgelehnt worden find. Die Umgeftaltung des Präfen- 
ttiondrecht3 in ein Ernennungsrecht würde materiell ald eine Aenderung faum betrachtet werden können, 
da feither fchon nach dem Grundjag verfahren wurde, der Vorſchlag einer präfentationsberechtigten Gemeinde» 
behörde fei von Seiten der Staatöbehörde nur dann zu verwerfen, wenn der Vorgejchlagene für die zu 
beiegende Stelle überhaupt nicht tauglich, nicht auch, wenn nur etwa bie Staatsbehörde der Anficht wäre, 
daß einem anderen Bewerber wegen größerer Tüchtigkeit oder aus anderen Gründen, 3. B. wegen höheren 
Vienftalter3, der Vorzug gebühren würde. 

Der Vorjchlag des Stadtraths war fomit in jeiner Wirkung mit einer von der Staatöbehörbe nicht 
beanftandeten Ernennung gleichbedeutend. Hätte aber der Stadtrath, anjtatt einen Lehrer zur Emennung 
zu „präfentiren", felbft defien Ernennung auszujprechen, jo würde damit deutlicher, als bei dem feitherigen 
Verfahren der Fall war, zum Ausdrud gebracht, dag für die getroffene Wahl und deren Folgen in erjter 
nie der Stabtrath verantwortlich ift — fowohl gegenüber der Stabt felbjt, ald gegenüber ben nicht 
jr Berüdfichtigung gelangten Mitbewerbern. 

Den Gemeindebehörden in den Städten der Städteordnung eine Mitwirkung bei Befegung der Haupt» 
Isterftellen in jo ausgedehnter Weije einzuräumen, rechtfertigt ſich nach der Anſicht der Großherzoglichen 
Regierung vorzugsmije dadurch, daß einerſeits dieſen Gemeinden eine jtaatlihe Beihilfe zur Aufbringung 
der (Aktive) Gehalte ac. der Lehrer an ihren Voltsfcyulen in feiner Weife zu Theil wird, andererſeits aber 
die gefegliche Anerkennung einer von den Städten mit Nad;drud verfochtenen Berechtigung einen Träftigen 
Antrieb für diefelben enthalten dürfte, wie bisher, jo auch künftig über das Maß bed gejeglih Gebotenen 
hmaus Leijtungen für ihr Vollsſchulweſen freiwillig auf fih zu nehmen, 

c. Für die Städte der Städteorbnung foll die Bejtellung eines eigenen Beamten für die obere tech» 
niihe Leitung ihres gefammten Volksſchulweſens, welche den anderen Gemeinden, fojern diefelben erweiterte 
Vollsſchulen unterhalten, freigejtellt ift, zur geſetzlichen Obliegenheit erflärt werden. Näheres hierüber fiche 
in ben Erläuterungen zu $ 106 bed Entwurfs. 


VL 
Im Anſchluſſe an die unter I--V enthaltenen allgemeinen Darlegungen ift bezüglich auf einzelne Be- 
fimmungen des Entwurjd Folgendes zu bemerken: 


Zu Artikel L 


Aenderungen in den Vorfchriften des erjten Titeld „Allgemeine Beftimmungen“ follen auf das unbedingt 
Nothwendigſte beſchränkt bleiben; fie follen nur eintreten, foweit es gilt, Lücken der bisherigen Geſetzgebung 
auszufüllen (8 7) oder Mihftände zu befeitigen, welche dringend Abhilfe erheifchen. ($$ 1, 2 umd 3.) 

1. (Bu $ 1). Bon den Schulbehörben in den Grenzbezirfen wird es als ein ſchwerer Mißſtand em- 
pfunden, daß Kinder im Alter der Schulpflicht aus Bayern, der Schweiz und Defterreich, welche dauernd, 
gewöhnlich in der Stellung von Dienjtboten, im Gebiete des Großherzogthums ſich aufhalten, nicht in gleicher 
Weiſe wie landesangehörige Kinder zum Schulbeſuch angehalten werden können. Die Thatfache, daß ſolche 
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nichtbadifche Kinder und deren Dienftherren von einer den Angehörigen des eigenen Staates ſonſt obliegen, 
den Verpflichtung befreit find, ruft in den betreffenden Gemeinden vielfach eine tiefgehende Mißſtimmung gegen 
den gejeglich beitehenden Unterrichtszwang hervor. 

Diefem Mißſtand bezweckt der Entwurf dadurch abzuhelfen, daß er die in $ 1 Abf. 1 des bisherigen 
Geſetzes feſtgeſetzte Verpflichtung der Eltern oder deren Stellvertreter, „für den Elementarunterricht, der ihrer 
Obhut anvertrauten Kinder zu jorgen“, nicht mehr an die Zugehörigkeit zum badijchen Staatöverband, fondern 
an den eiwilrechtlichen Wohnſitz anknüpft, ſonach das bisher gejeglih anerkannte Perjonalitätsprincip mit 
dem Territorialitätprinzip vertaufcht. Diefe Aenderung muß vom Standpunft des Völferrehts wie auch 
— für dad Verhältniß zu den übrigen Neichdangehörigen — nad) den pofitiven Gejeßesvorjchriften bes 
deutjchen Staatsrechts als zuläfjig betrachtet werden. Während das den civilifirten Völkern gemeinfame 
Rechtsbewußtſein immer mehr dahin drängt, die in einem Lande anfäfjigen Fremden den Einheimijchen nad) 
jeder Richtung Hin — abgejehen von dem Wahlrecht und der Militärpflicht — gleich zu behandeln, folgt 
aus der Vorjchrift in $ 3 der deutjchen Neichsverfajfung vom 16, April 1871, daß die im Gebiet des Groß— 
herzogthums ſich aufgaltenden Angehörigen eines anderen Bundesſtaates, wie fie binfichtlich der ihmen zu 
gewährenden Rechte den Einheimijchen gleich zu behandeln find, jo auch denfelben Verpflichtungen wie biefe 
legteren unterworfen werden können. 

Das in dem Entwurf vorgejehene Territorialitätöprincip ijt bereits thatfächlich durchgeführt in den 
Unterrichtögejeggebungen der einzelnen Schweizercantone und der Kronländer der dfterreichiichen Monarchie 
diegjeitö der Leitha. 

Die Vorjchrift iſt nach Zwed und Wortlaut in der Anwendung nach zwei Nichtungen hin — pojitiv 
wie negativ — beſchränlt. Einerſeits ſoll fie auf nicht landesangehörige Kinder nur dann Anwendung 
finden, wenn deren Eltern oder jtändige Fürforger nicht etwa nur vorübergehend, jondern dauernd — in 
einer den Beſtimmungen des L.-R.-S. 102 entiprechenden Weile — im Gebiet des Großherzogthums 
ſich niedergelafjen haben oder aber wenn die Kinder jelbt zu einem badifchen Staatsangehörigen in ein 
jeiner Natur nad) auf eine gewiſſe Dauer berechnetes Verhältniß — z. B. in ein Dienſtoerhältniß — getreten 
jind, Andererſeits ift auch beim Vorliegen diefer VBorausfegungen die Anwendbarkeit der Vorſchrift aufge 
ichlojjen, jojern die Verpflichtung der betreffenden Kinder zum Beſuch der inländischen Schulen durch einen 
mit ihrem Heimathsſtaat abgejchlojjenen Staatsvertrag eine bejondere Regelung erfahren hat, Solche Staats— 
verträge jind mit allen deutjchen Staaten -— ausgenommen Bayern und Braunſchweig — abgejchlofien. 
Die Vorſchrift würde daher z. Zt. außer auf die Angehörigen diejer beiden Staaten nur auf Reichsausländer 
und von diefen vorausſichtlich nur auf Angehörige Dejterreichs und der Schweiz — Anwendung finden. 

2. (Zu $ 2). Hier ijt eine Aenderung der bisherigen Beitimmungen über Beginn und Ende der 
Schulpflicht vorgejehen. 

Nach der biöherigen Faſſung des Gejeges war der Beginn der Schulpflicht dinchgehends auf das 
vollendete jechste Lebensjahr feſtgeſetzt. Dieſe Beſtimmung bildete allerdings kein gejegliches Hindernig, daß 
im einzelnen Fall nicht auch Kinder in einem früheren Alter in die Volksſchule aufgenommen werden 
konnten; thatfächlich fommen jolche Aufnahmen auch häufig vor. Nur fonnte im Hinblid darauf, daß unter 
Umjtänden die Vermehrung der Schülerzahl eine Erhöhung des von den Gemeinden — und im Zujammen- 
hange damit auch des von Seiten des Staates — zu machenden Auſwandes hätte im Gefolge haben können 
($ 22 in Verbindung mit SS 66 ff. und $ 80 des bisherigen Geſetzes), eine ſolch' verfrühte Aufnahme von 
den Eltern und Fürſorgern jchulpflichtiger Kinder nicht gegen den Willen der örtlichen Schulauffichtsbehörde 
herbeigeführt werden ($ 11 der Schulordnung vom 23, April 1869). 

Das Ende der Schulpflicht war bisher auf das vollendete vierzehmte Lebensjahr jejtgefegt mit der 
Maßgabe jedoch, daß am dem regelmäßigen Entlafjungstermin (an Oſtern) Knaben, welche bis zum darauf 
folgenden 1. Juli die bezeichnete Wlterögrenze erreichten, unter beitimmten Vorausſetzungen entlafien werden 
tonnten, Mädchen aber, welche das vierzehnte Lebensjahr bis zum nächftfolgenden 1. November zurüd- 
legten, auf Verlangen ihrer Eltern oder Fürſorger entlajjen werden mußten. 


Bezüglich der Entlaffung der Knaben haben die biäherigen Beftimmungen zur erheblichen Unzuträglich- 
feiten nicht geführt, zumal da in der weitaus größten Zahl der zur Kenntniß der Oberichulbehörbe gelangten 
Fälle, in denen um vorzeitige Schulentlaffung für Knaben nachgejucht wurde, dieſe bereit3 vor Erreichung 
des jchulpflichtigen Alters in die Voltsjchule aufgenommen worden waren, ſonach an Oſtern des betreffenden 
Jahres bereits volle acht Jahre die Schule befucht hatten. Soweit es fich aber darum handelte, Knaben, 
weſche die Entlafjungsreife nicht bejahen, d. h. biß zum 1. Juli das vierzehnte Lebensjahr nicht ganz voll 
endet hatten, durch Entlafjung aus der Volksſchule die Möglichkeit einer bejonderen fachlichen Ausbildung 
u gewähren, wurde geeignetenfalld auf Grund der Vorjchrift in $ 1 Abſatz 2 des Geſetzes der Veſuch einer 
diesbezüglichen Anſtalt — landwirthſchaftlichen Winterſchule, Gewerbeſchule oder Handeloſchule — als 
genügender Erſatz für den Unterricht der Volksſchule erklärt. 

Dagegen haben die Vorſchriften über die Entlaſſung der Mädchen ſich als ungenügend erwieſen. Die 
alljährlich in großer Zahl an die Oberſchulbehörde gelangenden Geſuche um Schulbefreiimg für Mädchen, 
welche erjt nad; dem 1. November das vierzehnte Lebensjahr vollenden, Lajien keinen Zweifel darüber anf- 
fommen, dab die bezügliche gejegliche Vorſchrift mit den Bedürfnifien unjeres Volkslebens, wie auch mit der 
Rüdfichtnahme, welche die bejonderen Entwidelungsverhältnifje des weiblidyen Gejchlecht# verlangen, nicht 
völlig im Einklang jteht. In Fällen, wo die Entlajjung eines nad) dem 1. November geborenen Mädchens 
aus der Vollsſchule durch bejondere häusliche Verhältnifje, zur Verhütung oder Linderung eines jchweren 
Rothitandes in der Familie, oder aber durch die vorgejchrittene Entwidelung des Mädchens geboten 
erſchien, mußte. — jollte die Erfüllung der gejeglich vorgejchriebenen Schulpflicht von den Betheiligten nicht 
ald eine ungerechtfertigte Härte empfunden werden — durch zeitweije Entbindung vom Beſuch der Schule 
wenigitens einigermaßen Erleichterung geichaffen werden. 

Diefen Mißſtänden abzuhelfen, ift der Zweck der vorgeichlagenen —— der — Mädchen 
ohne Ausnahme an Dftern desjenigen Kalenderjahres, im welchem fie das 14. Lebensjahr. vollenden , -ent- 
lafien werben jollen, wogegen für Knaben der bisherige Zuftand aufrecht erhalten werden foll mit der Maß— 
sabe jedoch, daß die Entlafjung derjenigen Knaben, welche bis zum 30. Juni eines Jahres das 14. Yebens- 
jahr vollenden, an Oſtern diefes Jahres erfolgt, ohne daß für die erſt nad) dem 23. April 14 Jahre alı 
werdenden Schüler in jedem einzelnen Falle befondere Bewilligung zu erwirfen wäre. 


Die Aenderung in der Zeitbeftimmung (30. Juni jtatt biöher 1. Juli) iſt Lediglich) zu dem Dust 
erfolgt, um äußerlich eine Webereinftimmung mit der fir Mädchen vorgeichlagenen Zeitbeſtimmung — 
Dezember) herbeizuführen. 

Damit durch die Beſtimmungen über das Ende der Schulpflicht die Dauer der letzteren ſelbſt keine 
Abkürzung erfahre, mußte der Beginn derjelben entiprechend vorgerüdt werben. 


Diefe Beitimmung des Entwurfs dürfte einem Bedenken um jo weniger begeanen, ald in dem aus 
dem bisherigen Geſetz herübergenommenen Abſatz 2 Vorforge dafür getroffen it, daß Kindern, welche im 
Zeitpunkt des Beginnens ihrer Schulpflichtigkeit die erforderliche körperliche und geiftige Meife noch nicht 
befigen, entiprechende Nachficht gewährt werden kann. 

Der legte Abſatz des biäherigen 8 2 ift, da die bezügliche Vorſchrift thatjächlich fait nie zur Anwendung 
fam, in die neue Faflung nicht aufgenommen worden. 


3. (Zu $ 3). Die hier vorgefehenen Bejtimmungen enthalten Ausnahmen von der in $ 1 feſtgeſetzten 
allgemeinen Schulpflicht. Sie find zum Theil der Ausdrud einer im Gebiet der Schulverwaltung ichen 
bisher geübten Praxis, theils follen diefelben die Handhabe bieten, Mihftände, zu deren Bekämpfung das 
biäherige Geſetz die Mittel nicht geboten, zu befeitigen. 

Kinder, welche wegen körperlicher oder geiftiger Gebrechen nicht bildungsfähig oder wenigitens für die 
Art des Unterricht, wie er in der Voltsichule ertheilt wird, nicht empfänglich find, wie Blödfinnige, Blinde, 
Taubftumme, find jchon bisher zum Beſuch der Voltsfchule nicht angehalten worden. Die Ordnung der 
Fürſorge für den Unterricht folder Kinder foll einer ipäteren bejonderen Geſetzesvorlage vorbehalten fein. 
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Andererjeitd wurden Kinder mit Lörperlihen Leiden, wie z. B. epileptifche, wegen der für die Gefumb- 
heit ber übrigen Kinder zu befürchtenden Gefahren auf Anordnung der ftaatlichen Gefundheitspolizeibehörde 
ſchon an verfchiebenen Orten von der Theilnahme am Unterricht der Volksſchule ausgeſchloſſen. 

Dagegen erjchien es bis jeßt umd im Hinblid auf die Vorjchrift in $ 1 des Geſetzes nicht zuläffig, 
Kinder, die durch keinerlei Mängel körperlicher ober geiftiger Art an dem Unterrricht theilzunchmen ver» 
hindert waren, wegen Vergehen gegen bie Sittlichleit aus der Volksſchule auszufchließen. Die Rüdfict 
auf das fittliche Wohl der Gefammtheit der Stüler foll aber der Sorge für deren leibliche Gefundheit 
nicht nachftehen. Die Möglichkeit einer folchen Mafregel, von welcher ſelbſtverſtändlich nur in den äußerjten 
Notfällen Gebrauch zu machen wäre, muß daher als dringend wünfchenswerth bezeichnet werden. 

Die Vorfchrift in Abfag 2 foll auch die gefegliche Handhabe bieten, nöthigenfalld Mädchen wegen 
vorgefchrittener Lörperlicher Entwidelung vor Erreihung der in $ 2 bezeichneten Altersgrenze vom Schul- 
befuch zu befreien. 

Durch den Vorbehalt ber Entjcheibungabefugnik an bie Oberfchulbehörbe foll eine möglichft gleid- 
heitliche und ſachentſprechende Erlebigung der betreffenden Fälle gewährleiftet werben. 

4. (Bu 8 7) Im dem biöherigen Gejege waren Beitimmungen darüber, in welcher Weife für ben 
Unterricht der Kinder von Einwohnern einer abgefonderten Gemarkung zu forgen ſei, nicht enthalten. In 
biefer Hinfiht waren lediglich die Vorfchriften in 8 177 der Gemeindeordnung maßgebend, wo nur audge 
fprochen war, daß bie Eltern in Waldkolonieen und auf Hofgütern die Koften für dem Unterricht ihrer 
Kinder ſelbſt zu beftreiten hätten. Nur foweit diefer Verpflichtung nicht durch die Benüßung der Schulein: 
richtung einer benachbarten Gemeinde oder aber durch bie Ertheilung eines den geſetzlichen Borfchriften 
entjprechenden Privatunterrichtd an bie betreffenden Kinder genügt werben konnte, waren die Eimmohner 
einer abgefonderten Gemarkung zur Errichtung einer eigenen Volkeſchule verpflichtet. 


Der Entwurf geht, in unmittelbarer Anlehnung an einen bei tem Großherzoglichen Minifterium dei 
Innern bearbeiteten Gefcgentwurf über die gemeinberechtlichen Verhälmiffe der abgefonderten Gemarkungen, 
von der Yuffafjung aus, daß, wie im Ullgemeinen die dem Eigenthümer einer abgefonderten Gemarkung 
obliegenden Pflichten auf dem Gebiete des Bffentlichen Rechts ſich deden mit denjenigen, welche gejeglic 
ben Gemeinden auferlegt find, fo auc auf bem Gebiete ter Schulverwaltung der Eigenthümer der Ge 
marfung ald Träger ber nad) dem Geſetze ſonſt den Gemeinden obliegenden Verpflichtungen und ber ihnen 
zuftehenden Rechte zu betrachten fei. 

Diefe Auffaffung findet ihren gefeglichen Ausdruck in Abſatz 1, wo indbefondere die Vorſchriften in 
8 6 (biöher $ 5) Abjag 2 und 3 bed Geſetzes auf die abgefonderten Gemarkungen für anwenbbar erklärt 
werben. Hiernach foll, fofern in der abgefonderren Gemarkung eine befondere Volksſchule nicht beſteht 
und auch nicht errichtet werden fann ober will, die Frage ter Theilnahme an den Schuleinrichtungen einer 
Nachbargemeinde zunächſt ber freien Vereinbarung der Betheiligten überlafjen werben. Die Vorſchrift in 
Abfag 4 wird zur Anwendung gelangen können, wenn ber Aufwand, der durch die Bildung eines Schul— 
verbandes zwifchen einer Gemeinde und einer Kolonie erwächſt — in Folge der durch den Zuwachs ber 
Schullinder aus der Kolonie bedingten Vermehrung der Lehritellen — für die Gemeinde ein unverhältniß- 
mäßig hoher geworben und die Kolonie nicht freiwillig zur Leiſtung eines höheren als des nach & 83 dieſes 
Entwurfes auf fie entfallenden Antheils ſich bereit erklären follte, oder auc, wenn in folge der Errichtung 
einer neuen Vollsſchule, zu welter die Koloniften einen näheren Weg haben oder in Folge der Verbefjerung 
ober Anlegung neuer Mege zu einer benachbarten Echule die Kinder der Kolonie zwedmäßiger einer andern 
Schule zugetheilt würden, ber eine oder andere Theil aber, die Gemeinde oder die Kulonie, der Auflöfung 
des bejtehenden Verbandes fich widerſetzen ſollte. 

Abſatz 2 beftimmt im Anſchluß an den erwähnten Gejegentwurf, in welchem Verhältniß ber von ber 
Gefammtheit ber Eigenthümer — die ihrerfeit3 dritten gegenüber als Sammtjchuldner zu betrachten fein 
werben — zu tragende Aufwand unter die einzelnen Bahlungspflichtigen zu vertheilen jei, 
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Abſatz 3 beftimmt bie Perfonengemeinichaft, welche in abgefonberten Gemarkungen die in Gemeinden 
nah $ 10 dem „&emeinderath” zuftehenden Befugniffe auszuüben Hat. Selbitverftändlih find zu dem 
bezeichneten Kollegium nach $ 10 noch die entjprechenden kirchlichen Vertreter wie ber Lehrer beizuziehen. 


Zu Artilel IL 


1. Die 85 14, 15 und 16 enthalten lediglich Aenderungen ber Faſſung ber bisherigen 88 22, 23 und 
24, um den Ausdrud „anftellen“, mit welchem nad) der Ausdrucksweiſe des Beamtengejeged ber technijche 
Begriff der etatmäßigen Anitellung fich zu verbinden pflegt, hier zu vermeiden. 

2. Zu $ 17 — verbunden mit & 41: 

Welcher von mehreren an derjelben Voltsfchule angejtellten Hauptlehrern ber erjte fei, überhaupt bie 
Rangfolge der Hauptlchrer an derfelben Schule ergab ſich bisher regelmäßig aus der gefeplich vorgefchriebenen 
Abftufung der feften Gehalte für die einzelnen Hauptlehrersſtellen (E-U.-®. 8 48 A), Nur wo mehrere 
Hauptlehrer berfelben Vollsſchule den höchsten Gehaltsfag bezogen, war durch bie Oberjchulbehörbe befonbers 
zu bejtimmen, welchem unter denfelben die Eigenſchaft des erſten Lehrerd zulomme Da künftig eine Ab» 
ftufung der Hauptlehrerftellen einer Vollsſchule (beziehungsweife Gemeinde) nicht mehr beftehen joll, alſo 
fein Hauptlehrer ſchon durch die ihm übertragene Stelle als der erfte, zweite u. ſ. w. bezeichnet ijt, wird 
künftig bei allen Schulen mit mehreren Hauptlehrern jeweild bejondere Bejtimmung darüber zu treffen fein, 
von wem die dem erjten Lehrer zukommenden befonderen Befugniffe und Obliegenheiten auszuüben feien. 
Dabei kommt noch in Betracht, daß beabfichtigt ift, im Wege der Verordnung oder der Dienjtweifung ($ 150 
des Entwurfed) den Kreis jener befonderen Beiugniffe und Obliegenheiten wefentlich zu erweitern. Längjt 
ihon war ſeitens der Unterrichtsverwaliung das Bedürfnis erkannt, wenigjtens an größeren Schulen einem der 
Sauptichrer eine leitende Stellung zu geben, welche neben der Fürjorge fur einen geordneten und einheitlichen 
Gang des gefammten Unterricht® namentlich noch darin ji) äußern würde, daß der „Erſte“ Lehrer in eigener 
B:ranımortlichkeit einen Theil der gegenwärtig der Ortsſchulbehörde obliegenden Geſchäfte zu übernehmen hätte, 
namen lich Arb iten, bie vorugsmije ichuitechniichr Natur jind, und darum bisher ſchon vieliacdh von den 
Drtsjchulbchorden dem (erften) Lıhrer zur Beforgung für die Ortsfchuibehörde üb riafjen wurden. 

Bei der Auswahl de3 in eine jolche Stellung zu berufenden Lehrer wird felbjtverjtändlich das Dienft- 
after jedenjalld nicht in erjter Linie den Ausichlag geben dürfen, und jo wird vorausjichtlich nicht jelten 
ber Fall ſich ergeben, daß der „Erſte“ Hauptlehrer nicht — wie bisher immer der Fall war — zugleich) 
der Höchſtbeſoldete ift. 

Das Entgelt für die von bem „Erſten“ Hauptlehrer wahrzunehmenben bejonderen Obliegenheiten wird 
daher künftig nicht mehr als inbegriffen angejehen werden können in dem höheren Gehalte, den biöher ber 
erfte Lehrer (im der Regel ber bienftältefte der on der betreffenden Echule angeftellten Hauptlchrer) ala 
Inhaber der beftdotirten Hauptlehrerftelle bezog. Als Vergütung für die auß der Führung der Vorftand- 
ſchaft an einer größeren Volksſchule fich ergebenden Steigerung der Mühewaltung und Berantwortlichkeit 
hat deshalb der Entwurf — $ 41 — für bie „Erjien" Hauptlehrer an Vollksſchulen mit mindeftend drei 
Hauptlchrerftellen Nebengehalte — Dienftzulagen — von 100 beziehungsweife 200 M vorgeiehen. 

3. (Zu $ 18). Hinfichilich der Verwendbarkeit von Frauen an Vollsſchulen waren bisher mahgebend 
die Beitimmungen bed Gejeged vom 1. April 1880. Soweit dieje Vorfchriiten nicht an anderen Stellen 
des Entwurfd Aufnahme gefunden ($$ 29, 35, 36, 37, 39, 48, 44, 45, 47 u. W.), haben fie hier — mit 
den nothiwendig gewordenen Faflungsänderungen — ihren Ausbrud erhalten. Der Vorſchlag in Abſatz 4, 
fünftighin bis zu zehn Prozent jümmtlicher ftändig crrichteter Lehrerftellen mit Lehrerinnen bejegen zu dürfen, 
ıft dem in letzter Zeit unabweisbar hervorgetretsnen Bedürfnig nad) einer ftärleren Heranziehung weiblicher 
Lehrkräfte entjprungen. Bei dem zeitweije ungenügenden Zugang männlicher Lehrkräfte mußten — jollte nicht 
ein Theil der vorhandenen Lehrerftellen unbejcgt bleiben und der Unterrichtäbetrieb an einer Reihe von Volle: 
fhulen eine erhebliche Beeinträchtigung und Störung erfchren — Lehrerinnen in einer ſelbſt den gejeglich zu: 
läjjigen Höchften Prozentjag (6 Prozent aller Lehrſtellen, $ 45a bes bisherigen Geſetzes überfteigenden Zahl 
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beigezogen werben. Bereit im Jahre 1886 ift ber regelmäßige Prozentſatz (fünf Prozent) überjchritten worden; 
die Zahl der verwendeten Lehrerinnen blieb aber bis zu Djtern 1890 immer noch unter dem nur ausnahms- 
weile — „im all eines unabweisbaren Bebürfnifjes” — geitatteten Sag von ſechs Prozent. Auf den Iept- 
genannten Zeitpunkt aber mußte auch diefer Sat überjchritten werben. 

Auf 1. November 1891 waren von damald errichteten 3671 ftändigen Lehrerjtellen 234, jomit 6,1%. 
mit Lehrerinnen beſetzt. Davon entfiel mehr ald die Hälfte (118) auf die Vollsſchulen der Städte, welde 
der Städteordnung unterftehen, wo naturgemäß bei der Theilung der Schüler nad; Gejchlechtern eine 
bejonder8 ausgiebige Verwendung von weiblichen Lehrkräften zuläffig und zum Theil auch wünſchenswerth 
erſchien. Die Zahl der Lehrerinnen an diefen Voltsjchulen betrug nad) Prozenten der Gejammtzahl der an 
denſelben errichteten Lehrerjtellen: in Bruchjal 36°0, Freiburg 33%, Lahr 30°, Mann';eim 20%, Karla: 
ruhe 19%, Piorzheim 17% und Konjtanz 12%. Da die Vorausjegungen, unter benen Lehrerinnen an 
Vollksſchulen verwendet werden Dürfen, im Gefege ſelbſt ($ 18 Abj. 1, 2 und 3) geregelt find und die Schul- 
verwaltung, wie bisher, jo auch künftig darauf Bedacht nehmen wird, daß eine Verwendung von Lehrerinnen 
nur eintrete, wenn und foweit eine folche durch die Bebürfnifje der betreffenden Schule oder aber ben 
Mangel an männlichen Lehrkräften geboten fein follte, bürjten der Aufnahme der vorgeichlagenen Bejtimmung 
in bad Gefeh Bedenken nicht entgegenjtehen. 


Zu Artikel II. 


1. Es wirb vorgefchlagen ($ 20), ben bisherigen Unterrichtsgegeniländen ber Bolfsiitule Hanbfertigleits- 
unterricht für Knaben und Unterweifung in ber Haushaltungsfunde für Mädchen, jebod beide in der Weife Hinzu: 
zufügen, daß weder bie Gemeinden verpflichtet werden, einen folhen Uuterriht an ihren Vollaſchulen einzurichten, 
noch bie Schüler besiehungsweile Schülerinnen zur Theilnahme daran gegen ben Willen ihrer Eltern ober Für: 
forger angehalten werben lönnen. 

Der Handfertigfeitsunterridt für Knaben verfolgt nicht ben Zwed, in ähnlicher Weife, wie 
ber Hanbarbeitsunterricht für Mädchen, bie Schüler zu einer unmittelbar im praltiſchen Leben verwerthbaren 
Thätigkeit geſchickt zu mahen, etwa biefelben zu einer Art von Gewerbebetrieb anzuleiten; biefer Unterricht will 
vielmehr einer Forderung entgegenfommen, welde in neuerer Zeit vom päbagogifhen Stanbpunft in immer 
weiteren Kreiſen und mit wachſendem Nachdruck bahin erhoben wird, daß bei ber Erzichung ber Anaben neben 
der Schulung des Verſtandes und neben ber Pflege einer mehr abftraltsgeifligen Thätizleit auch die Ausbildung 
der Einne bes Anfhauungss und Darftellungsvermögens zu ihrem Rechte fomme, daß auc die Lörperlichen 
Kräfte bes Anaben gejhu/t werden, um bei ihm Schafſens reudigleit fowie die praltiſch-geiſtigen Fäyigkeiten zu 
weden unb bamit ihn zu ber werfthätigen Arbeit zu erziehen, weldyer bie überwiegende Mehrzahl der Berufsarten 
im Leben dient. 

Der hauſswirthſchafliche Unterricht für Mädchen, welder einem in breiten Vollsſchichten vor 
benbenen bringenden Vebürfniß in unmittelbarer Weife zu dienen bejtimmt il, wird zwar überwiege:t ber Forts 
bilbungsfchule als Aufgabe zufallen (Minifterialverorbnung vom 26. November 3891, ben Fortbildungsunterricht 
der Mädchen betreffend) ; indeſſen hat eine Neihe bereits angeftellter Verfuche gezeigt, daß — je nad) den örtlichen 
Verbältniffen — biefer Unterrichtszweig auch in der Volksſchule ſchon mit Nutzen nepflegt werben kann. 

2. (Zu 8 28). Die Beſugniß, für Eulen, welche Echüler verſchledener Belenntniſſe zu unterrichten haben, 
aber nicht mit Lehrern aus jedem ber betreffenden Bekenntniſſe befegt find, burd einen benachbarten Lehrer eine 
Unterflügung in Ertheilung des Neligionsunterricts an bie eines eigenen Lehrers entbehrenden Kinder eintreten zu 
laſſen, war ber Oberſchulbehörde bereits durch Artilel IV. des Gefeges von 18. Eeptember 1876 ($ 278 bes 
bisherigen Geſetzes) eingeräumt, 

Eine Vorſchrift darüber, wie groß bie Zahl der Edüler, welde eines befenntnigangebörigen Lehrers ent- 
bebren, fein müfle, damit von ber erwähnten Beſugniß Gebraud; gemacht werben könne, wurbe damals nicht für 
angezeigt erachtet. Die Oberſchulbehörde ihrerfeits hat, in Anlehnung an die Vorſchrift in 5 24 a (ESchlußſatz) des 
bisterigen Geſetzes von der ihr eingeräumten Befugniß fiels nur dann Gebrauch gemacht, wenn die Zahl ber 
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betreffenden Echüle dauernd, d. h. im deif brei letzten Schuljahren (das laufende nicht eingerechnet) mindeſtens 20 
betrogen Latte und, auch in dem barauf. folsenden (laufenden) Schuljahr nicht unter biefe Zahl. herabgegangen 
war, Der Entwurf fieht eine gefegliche Regelung biefer Frage vor und hat babel, im Anſchluß au bie in ber 
Progis hervorgetrelenen Bedürfuiffe und an eine ähnliche Beitimmung, welche in dem — inzwiſchen allerdings 
wieder zurüdgezogenen — preußifchen Entwurf eines Vollksſchulgeſetzes enthalten war ($ 14 Abjag 4), bie Er 
laſſung einer bezüglichen Anordnung ſchon bei dauernd fünfzehn Schülern bes betreffenden Belenntniffes vor: 
gefchlagen. 

Der Abfag 2 enthält Tebiglihd eine Anwendung ber Vorfchrift in $ 14 Abſotz 1 bes Entwurfs auf bie 
einem einzelnen Belenntnig angehörigen Schüler. Es ift bisher, namentlih von Seiten ber evangelifhen Obers 
iirhenbehörbe ,„ ftets als ein Mißſtand beflagt worden, da an Schulen mit mehr als einem Lehrer, an welchen 
die Zahl der Echüler des einen Belenntniffes die einem andern Belenntnig angehörigen bebeutend übermiegt 
(+ B. an einer Schule mit 200 Kindern, von benen 160. dem evangelifchen und 40 dem fatholifchen Belenntniß 
angehören — ober umgelehrt —), bie Zahl ber in einer Religionsfiunde zu vereinigenden Schüler eine fo große 
ki, daß ein erfolgreicher Unterricht nicht ertheilt werben könne. 

Das Vorhandenſein dieſes Mißſtandes muß anerlannt werben; es kommen in einer Neihe von Orten Ne 
igiensfaffen mit 90 und mehr Schülern vor. Wo die Gemeinbebehörben freiwillig eine für die Ertheilung 
meiterer Religionsftunden bem Lehrer zu leitende Vergütung übernommen haben, konnte dem beregten Mißſtand 
bon bisher abgeholfen werben. 

Um aber die Mußregel allgemein zur Durdführung bringen zu lönnen, bebarf es einer bezüglichen geſetz⸗ 
iden Feilftellung, zumal ba nur für biefen Fall Gemeinden, melde nad Lage ihrer ölonomiſchen Verhältniffe 
Infprud auf einen Staatsbeitrag erheben fönnten, die Möglichkeit geboten wäre, ben für Ausyilfeleiftung in Er» 
Kilung des Neligionsunterrichts aufgewenbeten Betrag auf die Staatsfaffe zu übermälzen. 

Mit ben in $ 23 enthaltenen Beftimmungen fieht in Zufammenhang ber Vorſchlag, aus dem zweiten Abſatz 
4 (Im übrigen unverändert bleibenden) bisherigen $ 27 die Anführung „($ 42 Abfag 1 und 2)“ zu entfernen. 
dus fragliche Citat follte ausdrüden, daß die vier Wochenſtunden, zu melden ein Lehrer (gegen befondere Vers: 
sun, ) über fein regelmäßiges Deputat hinaus angehalten werben kann, weber ganz noch theilweiſe für Religions 
unterricht in Anſpruch genommen werden bürfen. 

Um aber Anordnungen, wie ſolche in $ 23 vorgefehen find, durchführen zu können, muß die Oberſchulbehörde 
iefugt fein, einem Lehrer fogenannte Weberfiunden für Unterricht in Religion — feien diefe am Anftellungsorte 
ober on der Schule eines Nachbarories zu ertheilen — aufzuerlegen. 


8. (Zu $ 24), Nach ben bisherigen Vorſchriften (in $ 28 des Gefeges) waren zur Theilnahme an bem 
Unterricht in weiblichen Handarbeiten, wo dieſer während des ganzen Jahres ertheilt wurde, bie Mädchen nur ber 
drei legten Jahrgänge, bei Ausfegung des Unterrichts während des Sommerhalbjahres aber die Mädchen ber 
dier legten Jahrgänge verpflichtet. Der Entwurf dehnt dicfe Verpflichtung aus auf die vier, beziehungsweife 
fünf legten Jahrgänge, indem er babei ben in weiten Kreiſen hervorgetretenen und von ber Schulverwaltung 
als durchaus bercchligt anerlannten Beſtrebungen nach einer eingehenderen und gründlicheren Ausbildung unſerer 
welblichen Jugend in den für dos häusliche Leben unbedingt erforderlichen Kenntniffen und Bertigfeiten Rechnung 
Irägt. Die vorgeſchlagene Giefegesänderung würde für Meinere Gemeinden eine finanzielle Mebrbelaftung nicht zur 
dolge haben, weil bei Echulen mit nur einem Lehrer ein um ein Jahr früherer Veginn bes Arbeitsunterrichts 
zeder eine Vermehrung ber Zahl ber zu ertheilenden Unterrictsfiunden noch bie Bercitjtellung weiterer Lolale 
nötig machen würde. Größere und darum in der Regel auch leiftungsfäbigere Gemeinden werden bie ohnehin 
ziht ſehr erhebliche und burch bie daraus zu erwartenden Vortheile reichlich aufgewogene Mehrbelaſtung wohl 
uicht ſchwer empfinden. Uebrigens wird in einer großen Anzohl folder Gemeinden ſchon jegt mit der Ertheilung 
des Hanbarbeitsunterrichts im vierten Schuljahr begonnen. Die Nebertragung ber Dispenfationsbefugnii von bem 
Orneinderath auf den Kreiaſchulrath fol, abgefehen davon, daß dadurch eine Uebereinfimmung mit den fonjt 
wltenden Kompetenzbeflimmungen herbeizuführen bezweckt wird, eine einbeitlidere und genauere Durchführung ber 
seheplichen Vorſchriften gewährleiſten. 
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Zu Artikel MW. 

1) Der Vorfchlag, das Gebot einer dreijährigen Dauer des Lehrkurfes ber Lehrerjeminare aus dem Geſehe 
zu entfernen, berußt auf ber Erwäzung, es hand'e ſich hier um eine Orginifationsfrage, melde — ſoweit babei 
nicht zugleih etalrechtliche Gefichtspunkte in Betracht kommen — nicht fowohl dem Gebiete ber Befeggcbung als 
dem der Verwaltung angehört. 

2) In dem an die St le des bisherigen $ 31 tretenden & 27 wäre zum Ausbrud zu bringen, daß Hilfe: 
lehrer künftig auch zur Unterftügung beziehun ;sweife vorübergesenden Vertretung von Lehrern, die in ber Stellung 
nichtetat ähijer Beamten verwendet find, zu beftellen fein werben. 

3) Die (neuen) 88 28 und 29 enthalten nur eine theilweiſe geänberte Faſſung von Bejti nmungen, bie 
bisher ſchon in Geltung waren (als 88 31, 45, 45c). 


Zu Artikel V. 
(Allgemeiner Theil der Begründung J., II. IIL) 


In biefem Artikel werben zunächſt diejenigen Theile bes bisherigen Geſetzes über ben Elementarunterricht im 
einzelnen aufgezäblt, welche zufolge ber Witerftellung ber Volksſchullehrer unter dis allzeu eine Beamtenrecht gegens 
ſtandalos beziehungsmweife durch Beflimmungen ber Beamten.cfeg ebung von 1888, bie ebenfalls bes Näberen 
bezeichnet find (SS 30 und 81), erfcht würden Daran ſchliehen ſich Emzelbeſtimmungen an, welche — zum 
Teil aus dem bisherigen E.⸗U.G. berübergenommen — ben Zwed haben, das allgemeine Veamtenrecht in bens 
jenigen Beziehungen, welde eine Anp fung an bie befonderen Verlältnifje ber Vollsſchullehrer (namentlich ihre 
Etellung zu ben Gemeinden) erfordern, eutſprechend zu ergänzen und auszu,ejtalten. Don dieſen Einzelbeſtimmungen 
find folgende hervorzuheben: 


8 32. 


Dos bisherige E+U.:®, enthielt ($ 84) die Vorſchriſt, daß erledigte Hauptlehrerftellen öffentlich auszufchreiben 
feien; eine Ausnahme war nur zugelaflen für Fälle der in Intereſſe des Dienjtes gebotenen Verſetzung eins 
Hauptlehrers. Dos Beamtengefeg entLält eine ſolche Vorſchrift nicht, überläßt vielmehr bie Veranſtaltung ober 
Unterlaffung des Ausfchreibens ledizlih dem Er.neffen der für die Belegung zufländigen Behörde. Das Aus 
ſchreiben der erlebigten Hauptlebrerftellen war bisher geboten theils im Interefje ber Zeyrer, ba biefe zur Erhöhung 
ihres Dienſteinlommens wefentlih auf die Bewerbung um beſſer ausjejtattete Stellen angewiefen waren, theils mit 
Nüdficht auf die den Gemeinden für das Befegungsverfahren einzeräu nte Mitwirku1g. 

Der erite Geſichtspunkt würde künftig infojern in Wegfall kommen, als die Höhe bes Ein ommens nicht 
mehr von ber Stelle abyängig fein fol. Für die Ausübunz des Rechts ber Ge:neinde gegen einen ir zugebachten 
Haupttehrer Bedenken zeitend zu machen, it ein vor. us ſegungenes Aus ſchreiben nicht unbedingt erforderlich. 
Es wird daher vorgeihlagen, das Gebot bes Ausigreibins nur für ben 5.1 eines bezügligen Verlengens ber 
Drtsidulbe örde aufrecht zu erhalten. 

Hit cin Ausihreibin fiöttnefunden, follen der Ortsfhulbehörbe lünftig alle aufgetretenen Bewerber zur 
Geltendmachung etwaiger Bedenken oder etwaiger Wünj.be (wie fach: bisher ſchar geäuzert am werden pflegten, 
obwo.l das Geſetz einer bezüglichen Veſugniß nicht erwaännte) zu nennen fein, midt blo,; diejenigen, welche nach 
Anficht der Oberſchulbehörde „über cupt in Betracht klommen tönnen,” Dabei iſt unteriiellt, daß im Allgemeinen 
bie Zah! ber Vewerber um aus.eihr: bene Stelen id erheb ich vermndern werde, wenn für die Yehrer zur 
Erlanguıg einer Einkoumensverbeſſerung Stelleuwechſe niht meyr erforderlich fen wird. 


833. 
gibt Im Wefentlichen die Bejturmungen des 86 bes bis erizen Geſehes wieder Dabei iſt der Full der 
Strafverſetzung eines Hanptlehrers (Beamtengejeg $ 92 Ziffer 2, & 94) der Verſetzung im Intereſſe des Tienſtes 
oleichgeſtellt. Andererſeils wird dieſer Kell redilih nit 0/8 Werjegung gegen ten Willen des Lehrers betrachtet, 
weil bier der mangelnde Wille bes Lehrers durch die bezügliche dienjtpolizeiliche Entſcheidung erſeht wird. 
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Die Weglaffung der auf das Einkommen des Lehrers bezüglichen [Beitimmungen bes bisherigen Geſetzes 
hat ihren Grund im ber andermeiten Regelung ber Gehaltsverhältnifie ber Lehrer. 


8 34. 


Die Handhabung der Dienftpolizei gegen bie Lehrer an Vollsſchulen wird für ben Fall der Annahme bes 
vorliegenden Gefegentwurfs im Allgemeinen nach ben Vorſchriften im fiebenten Abſchnitt bes Beamtengeſetzes ſich 
rihten (vergleiche $ 30 des Entwurfs). Der vorliegende Paragraph enthält eine Verfhärfung biefer Vorſchriften, 
infofern darin beftimmt wird, daß Lehrer, gegen welche wegen befonbers ſchwerer, mit bem Vertrauen, das Ihr 
Beruf erfordert, unvereinbarer Vergehen die Dienftentlafjung ausgefprodhen ift, bamit zugleich die Fähigkeit zur 
Biederverwendung im Schulbienft verlieren follen. Diefe Beftimmung entfprict ber Vorfchrift in $ 38 bes bis 
berigen Gefeßes ; nur it in Anlehnung an $ 99 Nbfag 2 bes Beamtengefepes bie Strafe ber Dienftentlafjung für 
ſolche Fälle nicht unbedingt vorgefchrieben, ſondern in’s Ermeſſen ber Disciplinarbehörbe geftellt. Diefelbe wird 
aber, jofern es fid) um die Vornahme unzüchtiger Handlungen mit Sculfindern handelt, und ber Verluſt bes 
Amtes nicht bereits in Folge der gerichtlichen Verurtheilung eingetreten ift, unbebingt auszuſprechen fein. Dagegen 
wird es für ben Fall ber Verurteilung eines Lehrers wegen eines bie öffentliche Achtung ihm entziehenben 
Vergehens flets Sadje ber Würdigung buch die Disciplinarbehörbe fein, ob bas Vergehen ein fo ſchweres, daß 
es bie Dienftentlafjung und bamit bie dauernde Unfähigleit zur Bekleidung bes Lehramtes zur Folge haben müßte. 

Zu den Vergehen, welche bie öffentliche Achtung entziehen, werben jebenfalls zu zählen fein: alle Vergehen 
gegen das Eigenthum, als Diebftahl, Unterſchlagung, Hehlerel, Betrug, Untreue, ſodann alle Vergehen gegen bie 
Eittlichfeit. 


88 36, 86 und 47. 
Diefe Paragraphen wiederholen in ber Hauptſache den Inhalt des bisherigen 5 451. Neu iſt 
a. Die Ausdehnung ber von ben Lehrerinnen für melbliche Handarbeiten geltenden Beſtimmungen auf 


Lehrerinnen für hauswirthſchaftlichen Unterricht ; felbfiverftänblid würben biefelben auch für Lehrerinnen gelten 
die fheils für Hanbarbeitss theils für hauswirthſchaftlichen Unterricht verwendet werben. 


b. Der ausbrüdlice Vorbehalt für den Kreisſchulrath, erforderlichen Falles bie Entfernung einer von ber 
öxtlihen Schulbehörbe beftellten Arbeitslehrerin zu verlangen (ber bisher geübten Praxls entiprechend). 


c. Die Feitfegung eines nach dem Umfaug ber Unterridtsleiftung ſich richtenden Minbeitbeirages ber Ver 
gütung für bie von ben örtlichen Schulbehörden im vertragsmäßigen Dienftverhältuig beitellten Arheits⸗(bezlehungs · 
weile Haushaltungs-) Lehrerinnen. Die im Entwurf angenommenen Säthze werben im Allgemeinen eine — in 
manchen Fällen nicht unbeträchtlihe — Erhöhung ber feitherigen Vergütungen barjtellen ; biefelbe bürfte jedoch 
berin ihre Begründung finden, daß bie Eriheilung biefes Unterrichts, beijen hohe Debentung immer Harer unb 
allgemeiner auch in ber Bevölkerung erfaunt wird, durch methodiſch dafür vorgebilbete Lehrerinnen jest zur Regel 
geworben iſt. Wo ſolche Lehrerinnen noch fehlen, werben die zu zahlenden höheren Vergütungen als Antrieb für 
bie Bemeinbebehörben wirten, Arbeitslehrerinnen für ihre Schulen zu gewinnen, welche Entſprechendes zu lelften 
im Stande find. 


d. Die Ermächtigung zur Verleihung ber Elgenfchaft nicht etatmäßiger Beamten an Lehrerinnen für Hanb⸗ 
arbeits beziehungsmelfe hauswirthſchaftlichen Unterricht (bie etatmäßige Anftellung — in Hauptlehrerftellen — mar 
ſchon im bisherigen Gelege H 45i Abſatz 4 vorgefehen). 


887. 
Die zu bem bisherigen $ 42 vorgefchlagenen Zuſätze bezwecken, 
1. bie Vorfchriften, welche fpeziell von ber Verpflichtung ber Lehrer zur Ertheilung von Ueberſtunden banbeln, 
den am anderer Stelle bes Gntwurfes aufgenommenen Beflimmungen ($ 28 bes Entwurfs — 8 27a bes 
bißherigen Gefeges) entfprechend zu ergänzen, 
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2. gleichzeitig aber auch bie bisherigen Borfchriften über bie Verpflichtung ber Lehrer zur Aushilfeleiftung in 
Ertheilung bes Religionsunterrichts auf andere Unterrichtsgegenftänbe auszjubehnen und bie Befugniß ber Oberſchul⸗ 
behörbe zur Erlaffung bezüglicher Anorbnungen allgemein für alle Fälle, in denen "eine Heranziehung ber Lehrer 
zur Ertheilung von Unterricht über ihr Stundenbeputat hinaus geboten erſcheint, gefeglih anzuerkennen. 

Die Verwendung von Lehrern zur Umnterrichtsertheilung in einem Nachbarort wird ftets dann nothwendig 
werben, wenn ber Lehrer bes betreffenden Orts zur Ertheilung einzelner Unterrichtsfächer, mie 5. B. bes Turn 
unterrichts, nicht die nöthige Befähigung befigen follte. 

Ueber bie zu leiftenden Vergütungen fiehe unten zu 5 46. 

Die befondere Anführung ber Fortbildungsfchule (vergleihe 5 42 bes bisherigen Geſetzes) ſchien in Rüdficht 
auf bie Beitimmung in 5 1 bes Gefeges über ben Fortbildungsunterricht, wonach biefer nur als eine Erweiterung 
bes Elementarunterrichts zu betrachten ift, nicht erforderlich. 

In Abfag 2 mußte der Höchjtbetrag der für die Mitverfehung einer Lehrſtelle zu gewährenden Vergütung 
in Rüdfiht auf 5 44 des Entwurfs, welcher die Belohnung für unjtändige Lehrer, je nachdem biefelben bie 
Dienftprüfung beftanden oder nicht, verſchieden feitgefegt, gemauer beftimmt werben. Die Vergütung verfchieben 
feftzufegen, je nachdem der mitverfehende Lehrer die bezeichnete Vorausſetzung erfüllt ober nicht, ſchien aus Rüd: 
ſichten ber geichäftlihen Behandlung nicht angängig. Es wurde daher ber Betrag von 800 M als ber bie Regel 
bildende Sa ber Unterlehrersvergütung eingefiellt. Der Schlupfag bes bisherigen $ 42 war im Hinblid auf 
& 53 Ziffer 4 und $ 146 Ziffer 1 bes Entwurfs zu ftreichen. 


838. 


Bezüglich ber Uebernahme eines Nebengefchäftes burd bie Lehrer — und als foldhes iſt ſelbſtverſtändlich 
auch die Beforgung bes Organiſten⸗- bezw. Borfängerbienftes zu betrachten — gelten im Allgemeinen bie Vor: 
fhriften bes $ 12 bes Beamtengeſetzes. 

Der Entwurf will nur Vorſorge dafür treffen, dab nicht etwa durch bie grunblofe Weigerung eines Lehrers, 
ben ihm angebotenen Organiflen» bezw. Vorfängerbienft anzunehnen, wegen ber hieraus möglicherweife ſich ergebenden 
Beeinträchtigung ber Feier des öffentlichen Gemeinbegottesbienftes, Aergerniß erregt und ber Gemeindefriebe geftört 
werde. Die Beitimmung fchließt inhaltlich den Vorfchriften in $ 43 Abſatz 3 bes bisherigen Geſetzes und in ber 
zu beffen Vollzug ergangenen Verordnung des Großherzoglichen Miinifteriums des Innern vom 12. September 1868 
— Negierungsblatt 1868 Nr. 57 Seite 862 — fih an. Inſolange das bisherige Verhältniß fortbefteht, wonach 
bie ‚einzelnen Religionsgemeinfchaften in der weitaus größten Anzahl ber Orte des Landes auf die Mitwirkung ber 
Lehrer bei ber Feier bes öffentlichen Gemeindegottesdienftes angewiefen find, wird bie vorgefchlagene Beſtim⸗ 
mung nicht entbehrt werben fönnen. 

In ber Regel wird bie Oberſchulbehörde von ber ihr eingeräumten Befugniß einem Lehrer gegenüber nur 
dann Gebrauch machen, wenn ein anderer Lehrer, ber für ben fraglichen Dienft befähigt und zu beffen Uebernahme 
bereit wäre, an bem betreffenden Ort nicht vorhanden fein follte. 

Die Beftimmung, daß ber bezügliche Antrag, einen Lehrer zu Uebernahme bes fraglichen Dienftes im 
Dienftwege anzubalten, nicht, wie bies bisher ber Fall war, von ber örtlichen, fondern — von ber oberen Kirchen⸗ 
behörbe bes betreffenben Religionstheils auszugehen babe, fucht zu verhindern, daß übercilte ober thatfächlich nicht 
hinreichend begründete Anträge geitellt werben. Anbererfeits bietet bie Vorfchrift, daß bie Feitfegung der Bebingungen, 
unter denen ber fragliche Dienft übernommen werben muß, durch bie Oberſchulbehörde zu erfolgen habe, ben 
Lehrern einen binreihenden Schuß gegen etwaige übermäßige Anforberungen von Seiten einer kirchlichen Behörbe. 
Der legte Abfag entipricht ber Beftimmung in Z 43 legter Abſatz bes bisherigen Gefepes. 


Zu 88 39-46. 
1. Die Säge für den Anfangsgehalt und ben Höchfigehalt eines Hauptlehrers, fowie bie Säge und 
Friſten für die regelmäßigen Zulagen find im Entwurfe ($ 39, a) übereinftimmenb angenommen mit bem Inhalte 
ber Erklärungen, welche während des Landtages von 1889/90 anlählic der Verhandlungen über die Bitteingaben 
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bes Allgemeinen babifchen Volksſchullehrer-Vereins von Seiten ber Großherzoglichen Regierung abgegeben worben 
ſind. Doc geht ber Entwurf über bie Grenze ber bamals für die Vollsfhullehrer in Ausſicht genommenen 
Beferfiellung in doppelter Beziehung hinaus, nämlich 

a. durch Gewährung einer — für jeben Hauptlehreer und jede Hauptlehrerin erreichbaren — Alterszulage 
von 100 M zum Höcftgehalt von 1800 M beziehungswelfe 1400 M (8 39 letzter Abſatz); 

b. durch Gewährung einer Dienfizulage von 100 beziehungsweife 200.4 für den „Erſten“ Hauptlehrer an 
Schulen mit mindeſlens drei Hauptlehrerjtellen (vergleiche bie Erläuterungen zu Artikel IT, 2). 

2. Die bei bemfelben Anlaß von ber Hohen zweiten Kammer befürwortete entſprechende Berüdfichtigung 
ber in ber Lehrerpetition nicht erwähnten Haupt: und Unterlehrerinnen foll biefen baburch zu. Shell 
werben, daß bie in nicht etatmäßiger Stellung verwendeten Lehrerinnen biefelben — erhöhten — Vergütungen 
erhalten follen, wie bie in gleicher Weiſe verwenbeten männlichen Lehrer. Die in etatmäßiger Eigenfhaft — auf 
Hauptlehrerjtellen — angeftellten Lehrerinnen waren nad dem bisherigen Geſetze ($ 45) bauernb, ohne Rückſich 
auf bie Länge ihrer Dienftzeit, bejchränft auf ben nieberften Sag ber für einen Hauptlehrer an ber betreffenden 
Vollsfhule feitgefegten Gehalte — 840 .M in Gemeinden von 2501 bis 10000 Einwohnern , 900. AM 
in Gemeinden von mehr ala 10 000 Einwohnern. Dazu fam ein Antheil am Schulgeld mit durchſchnittlich 887 M- 
begiehungswelfe in Gemeinden von mehr als 10 000 Einwohnern von 408 AH. Durch Perfonalzulagen nad $ 58 
ds bisherigen Geſetzes Fonnte das Gefammteinfommen bis zu 1400 „A. anfleigen. 

Künftig würde das Einkommen einer Hauptlehrerin (neben freier Wohnung beziehungsweife Miethentſchädigung 
im Betrage bes MWohnungsgeldes) vom Anfangsgehalt (1100 .M) nad 11 in etatmäßiger Stellung zugebradhten 
Umftjahren auf den Höchftgehalt von 1400 M anftelger wozu nad) weiteren 4 Dienfljahren bie Alterszulage 
mit 100 „AM. Täme. 

3. Neben ben Bezügen an feitem Gehalt und Sculgelbantheil hatten bie Hauptlehrer an Vollaſchulen nach 
dem bisherigen Gefege ($ 48 B und 8 52) anzufpredhen „freie Wohnung ober ftatt berfelben Mieth— 
calſchädigung“. Für die Miethentichäblgung waren — nad ben Ortallaſſen abgejtuft — beflimmte Beträge 
vom 120 „A. (erfte Ortokaſſe) bis zu 420 „M (fünfte Ortsflaffe) beziehungsweile 540 AM (in ben nach dem 
Leamien-Wohnungsgelbtarif zur erften Ortsflaffe gehörigen Stäbten) derart feitgefegt, bab im Falle eines. bauernben 
und beträchtlichen Anfteigens ber ortsüblichen Dliethpreife über bem im Gefege beftimmten Betrag ber Miet 
entſchadigung letztere burch bie Stantsverwaltungsbehörbe entſprechend höher beitimmt werben konnte, Dei Volle 
qhulen mit mehreren Haupflehrern war die Gemeinde nur für eimen berjelben — ben erfin — Wohnung in 
Natur zu ftellen verpflichtet. Die übrigen Hauptlehrer hatten bloß Anfpruch auf bie gefegliche beziehungsweiſe von 
der Stantsverwaltungsbehörbe beftimmte Miethentſchädigung, waren indeſſen ihrerfeits verpflichtet , ftatt ber leteren 
eine von ber Gemeinde in Natur angebotene Wohnung anzunehmen, menn biefe ben gejeglichen Anforberungen 
biaheriges Geſetz S 81 Abfak 3) entſprach. 

Bon der vorfiehend bargelegten jeitherigen Ordnung weichen bie im Entwurf enthaltenen, auf bie Wohnung 
der Hauptlehrer begüglichen Beftimmungen in folgenden Punkten ab: 

a. Grunbfäglich follen alle Hauptlehrer — alſo bei Schulen mit mehreren Hauptlehrern nicht bloß ber 
erfte berfelben — Wohnung in Natue zu beanfpruchen haben. 

Wenn das Geſetz für jebe Voldsichule in bindender Weife bie Zahl ber am berfelben anzuftellenben — 
lehter vorſchreibt, ſo muß auch bafür geſorgt werden, daß dieſe Lehrer am Schulort entſprechendes Unterlommen 
haben, namentlich daß nicht — wie feither von Gemeinden vielfach verſucht wurde — ber Mangel einer für einen 
dauptlehrer geeigneten Wohnung als Hinbernig der Durchführung ber gefeglich gebotenen Errichtung einer neuen 
daupllehrerſtelle geltend gemacht werben kann. Eine irgendwie erhebliche Mehrbelaftung ber Gemeinden wirb übrigens 
die Ausdehnung ihrer Verpflichtung zur Stellung von Hauptlehrerwohnungen in Natur nicht zur Folge haben. 
Vie gemachten Erhebungen haben gezeigt, daß bisher ſchon bie Gemeinden in ausgebehntem Umfang auch foldyen 
Gauptlehrern Mohnungen eingeräumt Huben, welche nur Anſpruch auf Miethentihäbigung hatten; nad) bem 
Stande vom 1. November 1891 waren von mehr als 2800 Hauptlehrerftellen in Gemeinden, bie nicht ber Stäbtes 
adnung unterfiehen, nur 280 nicht mit Wohnungen nusgeftatte, und bie Beſchaffung noch fehlender Wohnungen 
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foll nur ba verlangt werben, wo biefelbe durch ein nicht in anderer Weiſe zu befriedigenbes Bebürfniß dringend 
geboten ift. 

Nach dem Vorbilde bes (wieber zurücgezogenen) preußifchen Gefegentwurfes, betreffend bie öffentliche Volfs- 
fchule, find auch in dem vorliegenden Entwurf ($ 42) Beflimmungen über bie Raumverhältniffe der für Haupt 
lehrer beftimmten Wohnungen — wie auch bes Wohnraumes (dev „Stube”) für Unterlebrer ($ 45) aufgenommen. 
Sole Beftimmungen werben namentlih ben mit ber Aufſtellung von Plänen für Edjulbaulichkeiten betrauten 
Technilern erwünfdt fein. 

c. Wenn alle Vollsſchulhauptlehrer Anfpruch auf „freie Wohnung” erhalten, kommt für biefelben ber fonft 
ben etätmäßlgen Beamten zuftehenbe Anfpruch auf Wohnungsgeld in Wegfall, dagegen tritt an bie Stelle bes 
Mohnmgsgenufjes, wo blefer nicht gewährt werben kann, Miethzinsentſchädigung in einem minbeflens bem Wohnungs 
gelb gleichlommenden Betrage (Beamtengefeg $ 17 Ziff. 5, 8 22, $ 26 Abf. 1 u. 2). Der hiernach durch das 
Beamlengeſetz feitgefepte Mindeſtbetrag ber Miethzinsentſchädigung wirb aber nur in feltenen Fällen bem wirklichen 
Werihe bes Wohnungsgenuffes entfprechen ; fomit war — wenn nicht, von ber Regel bes Beamtengefeges ab» 
welchend, für bie Miethentſchädigungen ber Vollsſchulhauptlehrer höhere fefle Säge aud für bie Zukunft geſehlich 
beſſimmt werben follen — eine Vorſchrift über bie Art und Weife ber Feſtſlellung des Betrags der Miethzinsentſchädi⸗ 
gung (anſchliehend an bie bisherige Orbnung) vorzufehen. Einſtwellen — bis zu einer eimaigen anberweiten Ver: 
einbarung oder Feftfegung — follen bie Miethzinsentſchädigungen im bisherigen Betrage auch für bie Zeit nad 
bein 1. Mai 1892 welter entrichtet werden. (KF 131 bes Entwurfes). Die Stellung ber Wohnungen für bie 
Volkaſchulhaupilehrer, fomte zutreffenbenfalles bie Zahlung ber Miethzinsentſchädigung fol, wie bisher, eine Wer: 
pflichtung ber Schulgemeinbe bleiben, welche biefe unmittelbar bem Lehrer gegenüber zu erfüllen hat (8 54—56) 
Damit werben die Schwierigkeiten vermieden, welche für das Verhältniß zwifchen Gemeinden und Staatslafle fid 
ergeben hätten, wenn — mie bei ber Bubgetaufftellung angenommen war — bie Gemeinden ben bisherigen geſeh⸗ 
lichen Anſchlag ihrer Leiftungen für das Mohnungsbebürfnig ber Hauptlehrer an bie Staatslaffe einzugahlen hätten, 
bie Staatalaſſe aber biefe Leiftungen fowohl ben Gemeinden als ben nicht im Genuß von Wohnungen befindlichen 
Lehrern gepenüber nur mit einem bem tarifmäßigen Wohnungsgelb der V. Tienfiflafje enlſprechenden Anſchlag 
in Anrechnung brächte. 

Daß eine Hauptlehrerin, wenn berfelben nicht Wohnung in Natur eingeräumt iſt, nur ben Betrag bes 
tarifmäßigen Wo'nımgsgelbes als Miethzingentſchädigung erhalten foll, beruht auf benfelben Erwägungen, welde 
ber Beſſimmung in & 45€, A, b bes bisherigen Gefeges zugrunde lagen. 

4. Die Beltimmungen in & 45 Abfak 3 fft vorzugswelſe für Lehrer berechnet, melde aus Gründen, bie in 
Ihrer Perſon oder in Verhältniffen ihrer Familie liegen, eine Werfegung felbit anftreben und behufs einftweiliger 
Verwendung in nicht etatmäßiger Stellung (als Schulverwalter) auf bie ihnen übertragene Hauptlehrerfielle ver- 
zichlen. Eine rafche Verfegung iſt vermöge ber Worfchriften in & 82 oft mur auf biefem Wege zu ermöglichen. 

5. In 8 46 find bie in & 42 Abſatß 2 und 3 bes bisherigen Geſetzes enthaltenen Feftfegungen mit ber 
Aenberung wieberhoft, daß Im Bufammerihang mit der Befeltigung ter Unterfcheibung der Schulſlellen nad) Orts 
lafjen bie Vergütung für eine wöchentlich zu ertbeilende fogenammte Weberftunbe künftighin ohne Rückſicht auf 
bie Einwohnerzahl bes Schulorted 50 M für das Jahr (bisheriger Vergütungsſatz bei Schulen in Gemeinden von 
2501 bis 16600 Einwohnern) betragen ſoll. 

Die Feſtſetzung einer Ermäßigung der regelmäßigen Vergütung für eine Wochenſtunde Turnunterricht on 
Schulen, bei melden biefer Unterricht nicht auf das ganze Jahre fich erfireckt, foll bie im biefer Hinficht bisher 
geübte Praxis gefeglich”gutheißen. 


Zu 8 48 und $ 49. 


Die hier, in Anlehnung an $ 32 bes Veamtengefeges, vorgefhlagene Einrichtung ber „einftweiligen Zuruhe⸗ 
fegung“ fol bazu bienen, bie Schwierigleiten zu befeitigen, welche beim Vorliegen der in & 33 Abfog 1 biefes 
Entwurfs bezeichneten befonberen Verhältnifie ber Verſetzung eines Hauptlehrers ſich entgegenftellen könnten. 
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Wenn auch einer ablehnenden Erflärung ber Ortsichulbehörbe gegenüber ber von bem Oberſchulrath für eine 
Hauptlehrerftelle in Ausfiht genommenen Perfönlichleit rechtlich nicht bie Bedeutung zulommt, daß bekhalb bie 
Belegung ber Stelle mit bem Vorgefchlagenen zu unterbleiben hätte, mirb doch Immerhin, zumal mern es fich um 
die Verfegung eines beanftanbeten Lehrers hanbelt, nah Thuntichfeit auf die bezügliche Erklärung Rückſicht zu 
nehmen fein. 

Die Hier vorgeichlagene Maßnahme der Zuruhefegung eines Hauptlehrers, verbunden mit befien andermeiter 
Verwendung — zunãchſt — in umfländbiger Stellung, ift in ähnlichen Fällen ſchon bisher zur Anwendung gebracht, 
und «8 find auf dieſem Wege mancherlel Mißverhäliniſſe befeltigt morben, welche im Intereſſe ſowohl ber beireffenben: 
Gemeinden, als ber betheiligten Lehrer Abhilfe dringend heifchten. 

Die Vorfhrift in Abſatz 2 fucht zu verhindern, ba aus ber Anwendung ber fraglidgen Maßregel eine er» 
höhte Belaftung der Staatslaffe erwachſe, während anderjelts damit auch eine mögliche baldige Wieberanftelung 
bes betreffenden Lehrers in ctatmäßiger Eigenſchaft offen gehalten werben foll. 

Die Vorſchrift in Abſatz 3 enthält Tebiglid) eine Anwendung ber Beſtimmung in & 39 Ziffer 1 bes 
Beamtengeſezez, mährend & 49 bes Entwurfs auf bie Beſtimmung in $ 51 Ziffer 3 bes Beamtengeſehes 
id ükt. 

Die Zubiliigung eines Wartegehalts in dem in & 51 B.G. vorgefehenen erhöhten Belrag wurde nicht für 
angegelgt erachtet, zumal ba bie Verwendung in nicht etatmäßiger Stellung ftets wur ein vorübergebenber Buftanb 
kein ſoll. 

Su & 51. 

Diefer Paragraph ſoll in Anlehnung an die im Schlußabſatz angeführten Beſtimmungen des Gtötgefeges die 
50, 79 umb 101 des bisherigen E.⸗U.G. erfegen, bie erfibegelchneten beiden Paragraphen, foweit ihr Inhalt 
af bie Bewilligung von Unterflügungen (bort „NRemurerationen” genannt) an Haupilehrer ſich bezieht. 

Im Hinblid auf die große Zahl und die auch Tünftig noch in mancherlel Beziehungen eigenthümlich geftakteten 
Kerhaͤlinifſe der Lehrer und Lehrerinnen an Vollsſchulen hält die Großherzogliche Regierung für zmedmäßlg, daß 
fir dieſelben, begiehungsmweife für deren Hinterbliebenen, befonbere Unterftügungsfonds (getrennt von dem in 
Artifel 28 des Etatgeſetzes erwähnten allgemeinen Unterftügungsfond, bezlehumgsweiſe dem Gnadengabenfond, von 
welchem Artilel 30 bafelbft handelt) im Staatsvoranfchlag vorgefehen iverben. 

Für Umterflügungen an nidtelatmäßige Lehrer unb deren Hinterbliebene würde ebenfalls eine Kefondere 
Anforderung jeweils in den Staatsvoranfchlag eingeflellt werben. 


Zu Artikel VI. 
(Allgemeiner Theil der Begründung, IV.) 


gu & 52. 

As Leiflungen zur Dedung des Aufwandes für bie fünftigen Gehalte ber etatmäßigen und bie Vergütungen 
für die michtetatmäßigen Lehrer (Lehrerinnen) an den Volksfdulen jeber Gemeinde, welde bie Schulgemeinden 
fortan durch VBermittelung der Stiaatslaffe zu beſireilen hätten, find bier aufgeführt: 

1. Der Durchſchnittobetrag bes feflen Gehalles für einen Hauptlehrer und ber Betrag bes Gehaltes für 
einen Unterlehrer, wie biefe Gehalte bisher gefeglih (E.-U.®. $ 48, A, 8 50, 1) feftgeflellt waren. 

Die Großherzogliche Regierung hat erwogen, ob nicht an ber Stelle von ‚Gemeinbebeiträgen, welde ben 
“ch Ortstlaſſen abgeftuften bisherigen Gchaltsfägen entſprechen, ein nad) dem Durchſchnitt ber bisher in ſämml⸗ 
Iden Gemeinden bezahlten Lehrergehalte zu berechnender, für alle Gemeinden gleich hober Beitrag für jebe 
daupilehrerſtelle zur Staatslafle zu erheben fe. Man glaubte jeboh von einem begüglichen Geſetzesvorſchlag 
ebiehen zu follen, weil berfelbe dem Orunbjage, ben Umfang der bisherigen Verpflichtungen der Gemelnden in 
Infehung bes von denſelben aufzubringenden Schulaufwands nicht zu verändern, nicht entſprochen hätte. Ueberdies 
Iomnte nicht verfannt werben, bag — wenn aud eine Ausgleihung bes für den Lebensunterhalt eines Lehrers 
riehungsmweife einer Lehresfomitie erforderlichen Einfommensbetropes mehr ober minder bereils eingetreten ift — 
deh nicht im gleichen Maße eine Tusgleihung ouch der finanziellen Leiſtungsfähiglelt der Heinen umd der größeren 
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Gemeinben ftatigefunben hat. Im allgemeinen war erfahrungsgemäß für Heine Gemeinden bie Laſt ber Auf: 
beingung ber geringeren Gehalte für nur einen ober für mur wenige Lehrer empfindlicher, als für größere Ges 
meinben die Nufbringung höherer Gehalte für ein zahlreicheres Lehrerperfonal, fonit würde bie Einführung eines 
für alle Gemeinden gleich hohen Beitrages zur Stantslaffe überwiegend als Mehrbelaftung minder leiftungsfähiger 
Bemeinden zu Gunften von lelftungsfähigeren fi äußern. 


Ein für alle Gemeinden glelcher, und zwar erhöhter Beitrag zur Staatsfaffe foll aber für (Haupt und 
Unter«) Zehrerftellen erhoben werben, melde eine Gemeinde freiwillig über bie gefeglich gebotene Zahl hinaus an 
ihrer Schule errichten läßt. Dies beruht auf dem ſchon in 8 75 bes bisherigen E.U.“G. ausgebrüdten Grund» 
fage, baf ber Aufwand für folche Lehrer Iebiglich burdy bie Gemeinde, ohne ftaatliche Beihilfe, aufzubringen fit. 
Der für Hauptlchrer diefer Art im Entwurf vorgejehene Beitrag von jährlid 1450 M kommt nahezu überein 
mit bein muthmaßlichen Durcdichnittsgehalt für einen Hauptlehrer, wie derjelbe aus ber fünftigen Lehrer-Gehalts- 
ordnung nad Eintritt bes Beharrungszuftandes ſich ergeben wird, Es wird daher anzunehmen fein, baß mit 
einem Jahresbeitrag ber Gemeinde von 1450 „A die Staatslaffe ben Gehalt eines Hauptlehrers ohne eigenen 
Zuſchuß dauernd werde beitreiten können. Freilich wäre auch bezüglich der über die geſetzlich gebotene Zahl hinaus 
angeftellten Lehrer die Beftreitung ber Ruhegehalte fowie ber Verforgungsgehalte für bie Hinterbliebenen Obliegenheit 
ber Staatslaffe (Beamtenwittwenlaſſe) allein, ohne Antheilnahme der Gemeinden an bem bezüglichen Aufwand. 


Von der in & 46 Abfag 2 bes bisherigen E.s11.s@. georbneten Eintheilung der Schulen in Ortsflaffen 
weicht bie in & 51, 1 vorgefchlagene Abftufung der Gehaltsbeiträge der Gemeinden infofern ab, als bie bisherige 
fünfte Ortsflaffe (Schulen in Gemeinden mit mehr als 10000 Einwohnern) in Wegfall kommen fol. Da 
lämmtliche Städte bes Landes, bie über 10000 Einwohner zählen, mit Ausnahme einer einzigen (Raftatt), ber 
Stäbteordnung unterfiehen und folgeweife bie Gehalte x. ihrer Lehrer ohne Beitragsleiftung an die Staatakaſſe 
unmittelbar an bie Forberungsberechtigten zu zahlen hätten ($ 99 bes Entwurfes), würde für eine fünfte Klaſſe 
mit einem Jahresbeitrag von 1200 M nur die Gemeinde Raftatt übrigbleiben. 

Ein Jahresbeitrag von 1200 AH. mit Bufchlag des durdfchnittlihen Betrages bes bisherigen Schulgeld» 
anthelles für einen Hauptlehrer (408 AM) würde aber ben muthmaßlichen zulünftigen Durchfchnittsgehalt für 
einen Hauptlehrer überfteigen, ſodaß burchichnittlich die betreffende Gemeinde an bie Staatskaſſe mehr bezahlen 
würbe, als legtere für die Gehalte ber Lehrer an der Schule jener Gemeinde wieber auszugeben hätte. Der 
Entwurf ſchlägt beshalb vor, einen höheren Beitrag zur Staatslafle als 1080 A. für einen Hauptlehrer von 
feiner Gemeinde zu verlangen. 


2. Eine Jahresfumme, welde bem Ertrag bes von der Gemeinde für ihre Nechnung zu erhebenden Schul 
gelbes — welcher bisher (E.-1U.:®. 8 54) als „Schulgeldaverſum“ unter bie Haupt» und Unterlehrer ber betreffen 
ben Schule zu vertheilen war — annähernd gleichfommen fol. Der zur Ermittelung biefer Summe in Rechnung 
zu ziehende Betrag ift auf 2. M 80, für jedes Schulkind im Entwurfe angenommen, während zur Gemeinbekaffe 
ein Schulgeld von 3 M 20 4 für ein (vollzahlendes) Schulfind zu erheben it — $& 66 bes Entwurfes. 
Durch bie Ermäßigung, melde nad Abſatz 2 besfelben Paragraphen einzutreten hat, wenn mehrere Kinder einer 
Familie gleichzeitig bie nämliche Vollksſchule befuchen, wird nad ben ' bisherigen Erfahrungen ber Gefammtertrag 
des Schulgeldes derart vermindert, ba ein Anfag von 2 AM. 80 JS für jedes Schulkind durchſchnittlich eine 
etwas höhere Summe ergeben wird, als bie rechnungsmäßige (Soll:) Einnahnie ber Gemeinde an Schulgelb aus 
macht. Der Unterfchieb wird inbefien bamit als ausgenlichen angefehen werben können, bafı 

a. für den Unterricht in einfachen Volksſchulen ein ben bisherigen Diinbefibetrag von 18 .M 20 | über 
fteigenbes Schulgeld künftig in feiner Gemeinde erhoben werben joll; 

b. bie Staatakaſſe ohne Erfag feitens der Gemeinde den Ausfall an Schulgeld für diejenigen Gemeinden 
tragen foll, welde zur Ergänzung bes Echulgeldaverfums auf dem gefeglich gewährleifieten Minbeftbetrag (bisheriges 
E.⸗U.G. 8 48, C) einen Zufhuß zu leiften hatten, enblich 

c das regelmäßige Anwachſen ber Bevöllerung und damit ber Zahl der Schulfinder während einer zehn 
jährigen Periode bis zu der nad) Ablauf berfelben eintretenden Neuregulirung ben Gemeinden zu Gute fommt. 
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gu 8 58. 


Außer ben Gehalten und Vergütungen für bie in bauernder Weife an einer Bolksfchule verwendeten Lehrer 
und Lehrerinnen (Hauptlehrer und Unterlehrer) find Hier der Staatslafje noch diejenigen Aufwendungen zugewieſen, 
welche bisher theils aus dem Einkommen erledigter Hauptlehrerfiellen, theils aus Staatsmitteln zu beftreiten waren 
— biöheriges E.⸗U.G. $ 41, 8 42 letzter Abjag, $ 50 Abfag 1 Ziffer 3, $ 79, $ 87 Abſatz 2 Ziffer 2 und 
3, $ 88. 


Su 8 57. 

As Zeitpunkt, von welchem an neuzugehende Hauptlehrerftellen als errichtet gelten follen, mit ber Wirkung, 
dab für die Gemeinde bie Verpflichtung zur Zahlung des in $ 52, 1 bejlimmten Jahresbeitrages beginnen würde, 
it in Abfag 2 biefes Paragraphen ber Tag vorgefehen, mit welchem ber bie neue Stelle enthaltende Gehaltsetat 
durch DVerfündung bes betreffenden Finanzgeſetzes vollzugsreif wird. Hiebei ift unterteilt, bag — ba fünftig 
SHauptlehrerfiellen nur alle zwei Jahre, durch Aufnahme in ben Gehaltsetat einer neuen Bubgetperiobe, errichtet 
werben Tönnen — bie neuzugehenben Stellen regelmäßig bereits durch nichtetatmäßige Lehrer befegt beziehungsweife 
reterſt als Unterlehrerjlellen errichtet fein werben, fobaß bie etatmäßige Befekung der meuerrichteten Stelle alsbald 
nd Verfündbung des Finanzgefeges erfolgen Fünnte. 


Zu 83 58—67. 


Diefe Paragraphen geben bie Vorjchriften ber 85 61—65 bes bisherigen Geſetzes wieder mit ben durch bie 
uerdnung ber Gehaltsverhältnifie der Lehrer bebingten Aenderungen. 

Nachdem bie Verpflichtung ber Gemeinden zur Zahlung ber Gehalte für bie Lehrer umgewanbelt ift in bie 
Verbindlichkeit zur Leiflung feiter Beiträge an die Staatskaſſe, ergibt fi von felbft, baß bie in $ 61 bes bis. 
jergen Geſetzes aufgeführten Einkünfte bes Sculbienftes, welche bisher zur thellweiſen Dedung ber von ben 
Gemeinden zu beftreitenben, Gehalte zu verwenden waren, nunmehr als „Dedungsmittel” für bie von ben Gemeinden 
in de Staatskaſſe zu entrichtenden Beiträge zu betrachten find. 

Auf diefer Erwägung beruht bie Fafjungsänberung im Eingang bes $ 61 und am Schluß bes 5 65 bes 
diüberigen Geſetzes ($ 58 und $ 61 des Entwurfs) fowie bie Aufnahme bes 8 62 in ben Entwurf, wonach bie 
derichneten Einkünfte in Zukunft für bie Gemeinbefafie zu vereinnahmen find. Diefe Beltimmung gilt grunds 
fiplih auch für bie — im Eigenthum ber Schulpfründe flehenben ober aber von ber Gemeinde dem Schulbienſt 
je Nugung überwiefenen — Liegenfchaften. Da aber immerhin überwiegende Gründe dafür fprechen, bie Lehrer 
un Landſchulen, fofern eine ſolche Schulftelle bisher mit Liegenfhaften ausgeftattet war, vom Genuß biefer Ichteren 
für die Zukunft micht gänzlich auszufchliegen, beftimmt der Entwurf (in $ 64), daß einem Hauptlehrer auf Wer 
langen bie betreffenden Liegenfchaften für die Dauer feiner Anftellung in ber Gemeinde pachtweiſe gegen einen 
Podtzing in Höhe bes bisherigen erfenntnigmäßigen Anſchlags (3% bes Grundſteueranſchlage) überlaffen 
werden müflen. 

Zu einzelnen Beftimmungen biefes Abfchnitts wäre noch zu bemerken: 


1. Die 88 62 und 63 bes bisherigen Geſetzes find in Rüdficht auf ihre innere Zufammengehörigfeit auch 
iuferlich vereinigt worden ($ 59 bes Entwurfs). 

2. Die den Gemeinden in $ 62 Abſatz 1 bes Entwurfs auferlegten Verpflichtungen bilben lediglich bas 
Cerrelat der ihnen hier zugewiefenen Berechtigungen. 

Unter dem Ausdrud „LZaflen” follen, ſoweit es ſich um Grundſtücke handelt, nicht nur bie auf bie legteren 
Itafirieten Eteuern und Umlagen, fonbdern überhaupt alle jene Ausgaben inbegriffen fein, für welche lanbrechtlich 
det Eigenthümer aufzulommen hat, z. B. aud bie Koften für Vermeſſung der Grundftüde, für ein etwaiges Auf 
sebotsverfahren u. a. m. Die ben Gemeinden hierdurch erwachfenden Auslagen werben im Allgemeinen durch bie 
duweiſung bes gefammten Ertrags der Tedungsmittel reichlich ausgeglichen werben. 

Abſatz 2 und 8 enthalten Tebiglich eine Anwendung der Vorfhrift in 5 9 bes Gefehen ber bie Rechta⸗ 
verhältniffe und die Verwallung ber Etiftungen vom 5. Mal 1870 auf bas Vermögen der Schulpfränden, 
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8. In 8 68 bes Entwurfes find lediglich bie Beſtimmungen bes $ 51 bes bisherigen Geſetzes wieberholt 
unter Beflätigung ber fchon bisher in ber Praxis feitgehaltenen Anſchauung, dab bas, was von ben Liegenfchaften 
felbft, audy für bie zu ihrer Bewirthſchaftung erforberlihen Gebäude gilt. 

4 Die Vorfhrift in 5 64 Abfap 2 entipricht ber bisherigen Uebung, MHeinere Hausgärten bem Lehrer 
ohne Aufrechnung eines Ertragsauſchlags an feinem feften Gehalt zum Genuß zu überlaffen. Auf bie Frage nad 
dem Eigenthurm an bem betreffenden Grundſtück ift bie Beftimmung ohne Einfluß. 

Abſatz 3, befien Vorſchrift dahin abzielt, bie Bezahlung bes Pachtzinfes buch ben Lehrer ficherzuftellen, if 
lebiglich die Folge ber für die Gemeinden unbebingt verpflichtenden Vorſchrift in Abfag 1 biefes Paragraphen. 

5. (Zu 8 65.) Anfang und Ende ber Pachtzeit find, vorbehaltlich bejonderer Verabrebungen unter ben 
Betheiftgten, auf den 24. Dftober feitgefegt, weil nach unferen klimatiſchen Berbältniffen der Pächter innerhalb 
des Zeitraums vom 24. Dftober des einen bis 24. Oltober bes andern Jahres im Allgemeinen „allen Ruten 
bes gepadhteten Grundſtückz“ wird genießen lönnen. (S.“R⸗S. 1774 in Verbindung mit L.⸗R.S. 1480 a). 

Die landrechtliche Kündigungsftiſt (NS. 14308 unb 1748) auf ein Halbjahr zu ermäßigen wird im 
vorfiegendben Fall zu Bebenfen keinen Anlaß bieten. 

Das Verbot an bie Lehrer, bie Schulgüter in Afterpacht zu geben, entfpricht ber Erwägung, ba bie Bor» 
frift in $ 64 als eine Ausnahme von ber allgemeiner Regel bes $ 62 nur dann Platz greifen foll, wenn 
ber Zehrer an ber eigenen Bewirtbichaftung ber Güter ein befonderes Intereffe hat. Die bisher zuläffige Weiter. 
verpachtung der Güter durch ben genußberechtigten Lehrer Hat fibrigens ſchon bisher zu manchfachen Ungelegen⸗ 
beiten geführt. 

Die Vorſchrift (in Abfag 3), ba bie Gemeinde im Allgemeinen zu einer Auflöfung bes Pachtverhältniies 
nicht befugt fein foll, entſpricht der Vorfchrift in $ 64 Abfag 1. 

Abſatz 4 will bie Gemeinden gegen Willkürlichleiten bes Lehrers ficherftellen, ihnen insbefonbere auch bie 
Möglichkeit einräumen , für die Verwertung ber Liegenſchaften auf eine längere Reihe von Jahren hinaus Borforze 
zu treffen. Etwaige Vorſchriften über die höchſtzuläſſige DVerpachtungsbauer werben im Weg ber Verordnung zu 
erlaſſen fein. 

6. (Zu 8 66.) Die Berechtigung zur pachtweiſen Uebernahme ber Liegenjchaften nit an das Dienftalter 
der Lehe t im Allgemeinen, jondern an bas „Dienftalter als Hauptlehrer in ber Gemeinde” zu Inüpfen, fchien 
nothwendig, „um ben fonft mögliermeife nicht zu vermeibenben häufigen Wechſel in ber Perſon bes Genußberechtigten 
gu verhüten. 

7. (Zu $ 67.) Dieſe Vorſchrift bezweckt, an Schulen mit mehreren Lehrern beim Vorhandenſein eines 
größeren Ofiterfomplerts eine entfprechende Zutheilung von Gütern an alle ober wenigftens au mehr als einen 
berfelben zu ermöglichen, einerfeits um bie mit bem Gütergenuß verbundenen Vortheile unter bie Lehrer an ber 
betreffenden Schule möglichſt gleiäheitlich zu vertheilen, ambererfeits um zu verhindern, daß ein Lehrer durch bie 
Bewirthſchaftung der Güter zu ſehr in Anfprud) genommen und baburh von ber gewiſſenhaften Erfüllung feiner 
dienſilichen Nufgaben abgezogen wmerbe. 

Sache der Verordnung wird es fein, zu beftimmen, ob, ſowell auf Grund ber Vorſchrift in 5 40 ber Deinifterial 
verorbnung vom 10. September 1868 eine Thellung ber Llegenſchaften bereits ftattgefunden, es bei biefer fein Be 
wenben zu behalten habe. 


Bu 88 68 bis TI. 


Die 85 68, 69 und 70 bes Entwurfes enthalten nur ſolche Henderungen ber auf bas Schulgeld begüg 
lichen Vorſchriften des bisherigen Geſetzes (55 53, 54, 55, 56), welde durch bie Ummanblung bes „Schulgeld 
averfum" in einen von ber Gemeinde an bie Staatakaſſe zu zahlenden Jahresbetrag ($ 52, 2 bes Entwurfes) 
bedingt find. Dagegen wird in 5 71 bes Entwurfes vorgeſchlagen, bie Befugniß, auf bie Erhebung von Schulgel! 
zu verzichten, auch ſolchen Gemeinden einzuräumen, welche ben durch einen ſolchen Verzicht für bie Gemeinde ent 
ftehenden Einnahmeauafall im Wege ber Gemeinbebefteuerung beden müßten. 
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Obwohl die Längft aufgetretene Forderung, dab für ben Vollsfchulunterricht ein Schulgeld überhaupt nicht 
erhoben werben folle, in neuerer Zeit mit befonderem Nachdruck vielfach wieder erhoben wird, und obwohl beiſpiels⸗ 
weile der preußiſche Entwurf eines Volksſchulgeſetzes ($ 88) die Erhebung eines Schulgeldes in den öffentlichen 
Loltsihulen als fortan umjlatthaft erflären wollte, muß die Großherzogliche Regierung doch an ber Anſchauung 
feithalten, welcher fie ſchon bei ben ftändifchen Verhandlungen über frühere das Volloſchulweſen betreffende Geſetzes⸗ 
vorlagen (Zanbtage von 1867/68, 1873/74, 1887/88) Ausbrud gegeben und mit welcher damals bie Mehrheit 
der Volksvertretung fich einverſtanden erklärt hat, an ber Anfhauung nämlich, daß ein Schulgeld in jo mäßigem 
Betrage, wie basfelbe feither in Baben erhoben wurde, unb welches überbies Unvermöglichen erlaffen wird, ohne 
dub darum biefe eine Einbuße an ihren bürgerlichen und politiichen Rechten erleiden müßten, als eine irgenbiwie 
empfindliche Belaftung nicht gelten Lönne, vielmehr eine im Intereſſe des Unterrichts wünjcensmwerthe, ben Erfolg 
besfelben nicht beeinträchtigenbe, fondern förbernde Einrichtung fei. Die Großherzogliche Negierung hat ſich daher 
night entfchließen können, bei dem vorliegenden Anlaffe eine völlige Abfchaffung der Schulgelberhebun; und damit 
eine Maßnahme in Vorſchlag zu bringen, welde bie Steuerpflichtigen mit ber Dedung eines Ausfalles — fei es 
im Haushalt ber Gemeinden, fei e8 im Staatshaushalt — von etwa „A. 850000 jährlich belaften würbe. 

Nachdem aber die Hohe Zweite Kammer bes Landtages von 1887/88 Petitionen der Stabtgemeinden Dann» 
kim und Offenburg, fowie eine Petition des Gemeinderats von Prinzbach, 

„Soweit bie Petitionen auf Abänderung bes $ 57 bes Schulgefeges gehen, daß auch in benjenigen @e- 

meinben, bie Umlagen erheben, dos Recht ber Uebernahme bes Echulgelbes auf bie Gemeinde gewährt werbe” 

kr Regierung zur Kenntuißnahme überwiefen, glaubt auch bie Großherzogliche Regierung nad neuer: 

(iher eingehender Erwägung bes Gegenftandes gegen eine bezügliche Erweiterung bes Selbfibeftimmungsrechtes ber 

Srmeinden nicht ablehnend fich verhalten zu follın, obwohl nicht zu verfennen ift, daß bamit vielleicht in manchen 

Smeinden ein Anlaß für fortgefegte Agitationen gefchaffen wird. Durch die Forderung einer Zweibrittelsmehrheit 

und den Vorbehalt ber Staatsgenchmigung bürfte indeſſen ein ausreichender Schug gegen mißbräuchliche Anmwenbung 
dr Befugniß zur Abfchaffung der Schulgelderhebung gegeben fein. 


Zu 583 72 bis 85. 


1. Die hier vorgefchlagenen Nenderungen an ben Inhalte ber 88 66 bis 70 und 72 bis 77 bes bisherigen 
Sejepes find im wefentlichen nur rebaktioneller Art; biefelben bezwecken, bie Vorſchriften über Erleichterung minder 
kiitungsfähiger Gemeinden durch Uebernahme eines Theils ihres Schulnufwanbes auf die Stantsfafje der im Ent» 
murfe angenommenen Einrichtung der Zahlung ber LZehrergehalle duch; Bermittelung der Stantslaffe anzupaflen. 
Diefer neuen Einrichtung entſprechend würde die ben minder leiftungsfählgen Gemeinden bisher In ber Form von 
Staatsbeiträgen gewährte Unterftügung künftig in einer Ermäßigung ber von den Gemeinden an bie Staatslaffe 
ju leitenden Einzahlungen befichen ($ 52 und $ 81 bes Entwurfs). 

2. Dur bie in $ 76 Abſatz 3 Ziffer 2 vorgefehene Beltimmung foll verhütet werben, daß ber Einnahme 
ausfall, welcher durch Verzicht auf Schulgeldirhebung für bie verzichtende Gemeinde entfteht, auf mittelbarem Wege 
durch Anrehnung der entiprechenden Umlagenerhöjung) auf die Staatskaffe überwälzt werbe. 

3. Ju ben $5 83—85 find die Vorfchriften über bie Behandlung des Sdhulaufwandes zuſammen— 
selegter Schulgemeinden ($ 71 bes bisherigen Gefeges) ebenfalls dem neuen Sy ftem ber Zahlung ber Gehalte ıc. 
der Volloſchullehrer angepaßt und zugleich — entſprechend ben bei Handhabung der bisherigen Vorfchrliten gemachten 
Erfahrungen — vervollfiänbigt. 


Zu 88 86 bis 91. 


Für die „von den Schulhäufern und anberen örtlichen Schulbebürfniffen” handelnden Worfchriften bes bis, 
berigen Geſetzes (38 80—84) wäre nad den bei ihrer Anwendung gemachten Erfahrunzen theils eine beutlichere 
Faffung, thells eine Vervollftändigung wünſchenswerth. Diefem Bebürfnig will die in den 88 86—9ı enthaltene 
Reuaufftellung entfprechen. Als wirkliche (materielle) Aenderungen bisheriger Vorfchriften find jedoch befonbers 
iu erwähnen : 


Verhandlungen der 2, Hammer, 1891/92. 4teö Beilagebeft. 15 


114 

1. Bei Umrechnung ber Maße für den Innenraum ber Schulgimmer aus dem früheren Landesmaß in das 
jet geltende Reichsmaß wurde das Maß für die lichte Höhe nach abwärts (von 12 Fuß auf 3,5 Meter), jenes 
für die Bobenfläche nach aufwärts (von 9 Quabdratfuß auf 1 Quadratmeter) abgerundet. Das Maß von 9 Quadrat: 
fuß Bobenflähe auf ein Schulfind hat fich bei Einrechnung des für Gänge, Ofen ꝛc. 2c. erforderlichen Raumes 
ala zu Inapp erwiefen; aud 1 Quadratmeter für ein Kind reicht nicht völlig aus, wenn bie Schulgimmer mit 
ber zwedmäßlgften Art von Sculbänfen — zweifigigen — ausgeftattet werben follen. 

2. Die Vorfhrift, daß in neu zu erbauenden Schulhäufern Lehrerwohnungen berzuftellen feien, foll aus dem 
Geſeh entfernt und ben Gemeinden freigejtellt werden, bie Wohnungen der (Haupts und Unters)Lehrer im Schulhaus 
oder in anderen Gebäuden anzuweiſen. Es hat fich gezeigt, daß — namentlich bei Neubauten für größere Schulen 
— die Anbringung von Lehrerwohnungen bie Aufftellung eines zwedmäßigen Bauplanes oft fehr erichwert und 
ben Bau unverhältnigmäßig vertheuert. Auch hat das Wohnen von Lehrern im Schulhaus oft Die — zumal bei 
größeren Schulen fehr mißlihe — Folge, daß bei Ausbruch anftedender Krankheiten in ber Fumilie eines Lehrers 
bie ganze Schule geſchloſſen werden muß. 

3. (Zu 8 90). Unterftügungen zu Schulbauten für bebürftige Gemeinden wurden bisher ſchon aus bem zu 
„Staatsbeihilfen an Gemeinden” im Staatavoranſchlag vorgefchenen Mitteln in einzelnen Fällen gewährt, &s ii 
mwünjchenswertb, baß für Beihilfen zu folchen Baulichleiten ein befonderer Fond ausgefegt werde, damit bie Unter 
richtsverwaltung über den Stand ber zu biefem Zwede verfügbaren Mittel jederzeit einen Ueberblid haben und 
bei ihren Entfchließungen über Anforderung von Bauberftellungen darauf Rüdficht nehmen faun. 


Zu Artikel VIL, 
88 92—97. 


Die Vorfhriften im erften Abſchnitt des jechsten Titels haben die SS 102 und 102 a bes bisherigen Or 
fees (Gefege vom 19. Februar 1874 Artikel I, vom 18. September 1876 Artikel I und vom 25. Juli 1858 
Artikel II) zur Unterlage. Dabei geht ber Entwurf von beim Grundgedanken aus, daß bezüglich ber Einrichtung 
* erweiterter Volksfchulen im Hinblick auf bie bereits jet beſtehende Verfchlebenheit ber örtlichen Bebürfmiffe und in 
Rückſicht auf das etwaige Hervortreten neuer Bebürfniffe in der Zulunft ein möglichit weiter Spielraum mit ent: 
iprechender Freiheit in der Geftaltung ber Verhältniſſe je mad) ber Lage bes einzelnen Falles zu gewähren kei. 
Er beſchränkt fi) deshalb darauf, die Grundzüge für die Errichtung ſolcher Anftalten und deren Befonderheiten 
gegenüber ben einfachen Voltsjchulen nur im Allgemeinen feitzuftellen, den Ausbau der einzelnen Anftalt je im 
befonberen Fall der Vereinbarung der Oberfchulbehörbe mit der betreffenden Gemeinde überlaffend. ($ 96 des 
Entwurfs). 

Im Einzelnen wäre zu bemerfen : 

1. Die 88 92 und 93 geben die Vorfchriften bes $ 102 bes bisherigen Geſehes — ben legten Abſah aus 
genommen — wieder mit einigen, durch eine logiſchere Anordnung bes Stoffes bedingten Faffungsänderungen 
(8 92 Abſatz 1) umb einigen Erweiterungen, die fi zum Theil als Schlußfolgerungen aus dem bermalen noch 
geltenden Gefeg und als gefegliche Beftätigung zum Theil ſchon bisher beftandener Einrichtungen barftellen ($ 92 
Abfag 2), theilweife aber aud durch anderweite Beftimmungen des Geſetzes ($ 93 Abſatz 3) ober durch ben ein- 
feitend erwähnten Gefichtspunft bebingt find ($ 93 Abſatz 2 und Abſatz 4). 

Durch den Abjag 4 in $ 93 insbefondere foll die Möglichkeit gewährt werben, fachlundige Männer zur 
Auffihtsführung über die Schule beizuziehen; dadurch wird der Schulbetrieb gefördert werden, vor Allem aber 
aud) das Intereſſe und das Vertrauen der Bevölferung für und zu ber Schule eine entiprechende Stärkung erfahren. 

2. 8 94 fieht die Verwendung von afabemiich gebildeten Lehrern und von Neallehrern an Vollsſchulen in 
weiterem Umfange vor, als bies nach ber Beitimmung in $ 102. bes bisherigen Gefees zuläffig war. Falls 
bie Gefchäftsaufgaben des Rellors im einzelnen Fall eine ſolche Ausdehnung annehmen follten, daß eine Theilung 
berjelben zwifchen zwei Beamten angezeigt erfcheinen follte, würde nach der vorgefchlagenen Faſſung bes Gefeher 
ber Anftellung eines zweiten Rektors — beim Vorliegen der fonftigen Vorausfegungen — nichts entgegenftehen. 
Die Oberleitung ber gefammten Schule hätte aber auch in biefem Fall in einer Hand zu bleiben. 
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Ins beſondere aber foll durch bie neue Faſſung die Mözlichkeit geboten werben, einzelne Abtheilungen einer 
erweiterten Volkaſchule für ſich ber Leitun; eines beſonderen eriten Lehrers zu unterftellen. 

Als Rektoren lönnen fowohl akadem ſch gebildete als auch folche Lehrer, welche ihre Befähigung zur Ertheilung 
höheren Unterrichts durch eine befondere Prüfung nachgewiefen haben, angeftellt werben. Die Anftellung alabemiſch 
gebildeter Lchrer wird aber nur nad Abtheilung D. D. 3. 3 bes Gehalistarifs erfolgen können. 

Die Borausfegungen, unter benen bie Errichtung folder Stellen auf Antrag ber Gemeinden im Staats- 
voramfchlag vorgefehen werben Jfönnen, find durch ben Hinweis auf bie Artikel 15—17 bes Etatgefeges unb bie 
befonberen Anführungen im Gefeg felbit geregelt. 

Beſonders hervorzuheben wäre hier nur, daß auf foldhe von ben Gemelnden freimillig errichtete Stellen bie 
Vorſchrift in Artikel 17 Abfag 2 desFEtatgejeges bezüglich der Bezahlung von 30 Io bes Einfommensanfhlags 
ber betreffenden Stelleninhaber bei deren Eintritt und Austritt aus der Stelle Anwendung zu finden „hätte. Für 
ben Fall, daß der für die erweiterte Vollsſchule angeftellte Leiter zugleich bie Befugniſſe und Obliegenheiten bes 
erfien Lehrers an der (einfachen) Vollsſchule auszuüben hätte, erſchiene es als billig, ber Gemeinde denjenigen 
Betrag, ben bie Staatslafje gemäß 5 41 hiefür zu entrichten hätte, an bie Gemeinbefaffe zur theilweiſen Dedung 
des von biefer für ben beireffenden Lehrer zu machenden Aufwands zu bezahlen. 

Die in Abfag 5 vorgefehene Einrichtung der Beftellung eines Schulleitere im Nebenamt befteht jchon an 
verjchiedenen Orten, ohne baf hieraus irgend welche Umguträglichkeiten fich ergeben hätten. Diefelbe bietet für bie 
Semeinben weſentlich ben Bortheil einer geringeren finanziellen Belaftung. 

3. In 8 95 foll bie bisher beftanbene Streitfrage, In welchem Umfange Gemeinben, welche erweiterte Volla⸗ 
jäulen unterhalten, bei Befegung ber Hauptiehrerftellen an benfelben ein Vorſchlagorecht (Präfentationsbefugniß) 
witehen fol, im Sinne der dem $ 102 leßter Abfag von ber Oberſchulbehörde ſiets gegebenen Auslegung ents 
\hieben werben. 

Diefes Vorſchlagsrecht foll denjenigen Gemeinden nicht zufiehen, welche zur Veitreitung bes Aufwandes für 
die einfache Volksſchule einen Staatsbeitrag beziehen. 

Die Beftimmung in Abfag 2 entfpricht ber Vorfchrift im legten Abfag des S 102 a bes bisherigen Geſetzes 
jowie den Zuftänbigfeitsbeftimmungen in 5 10 ber Lanbesherrlihen Verordnung vom 7. Februar 1890, bie Auf: 
nahme in ben flaatlihen Dienft betreffend. 

4. (Zu $ 97). Eine Kündigung der Sapungen von Seiten der Oberfchulbehörbe wirb insbeſondere bann 
einzutreten haben, wenn bie Gemeinde ben fagungsgemäß übernommenen Verpflichtungen nicht in vollem Umfang 
nachkommt oder zu Nenberungen der Zagungen, welche von ber Oberfchulbehörbe für nothwenbig erachtet werben, 
> ®. zur Vermehrung ber Lehrerftellen ober zur Umwandlung nicht etatmäßiger Lehrftellen in etatmäßige u. bergl., 
bie Zuftimmung verfagt. 

Nach erfolgter Kündigung muß ber ftaatlihen Schulverwaltung ein enlſprechender Zeitraum zur Verfügung 
ftehen, um bie durch Aufhebung ber Schule zu anderweiter Verwendung frei werbenden Lehrer in geeigneter Welſe 
unterbringen zu kõönnen. JIn ben meijten Fällen wirb dies in einer verhältniimäßig kurzen Zeit gefchehen können ; 
da aber immerhin bie Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß ber bezüglichen anderweiten Verwendung eines ſolchen 
Lehrers Schwierigkeiten ſich entgegenftellen könnten, ficht ber Entwurf eine Haftung ber Gemeinden bezüglich ber 
einmal übernommenen finanziellen Verpflichtungen für einen Zeitraum bis zu adjt Jahren vor; Innerhalb biefer 
Zeit wird bie Schule, Ibei allmählicher Haffenweifer Aufhebung berfelben — von ber unterflen Klaſſe angefangen 
— vollfländig zur Auflöfung gelangt fein. 


55 98 bis 109. 
(Allgemeiner Theil ber Begründung, V.) 

1. Die in $ 99 Abſatz 2 vorgefehene Belaftung ber Gemeinde mit ber Zahlung bes Rubegehalts (Warte 
gehaltes), melden ein auf Antrag ber Stabtverwaltung in einftweiligen Ruheſtand verfegter Hauptlehrer bis 
zur Wiebererlangung einer etatmäßigen Stelle zu beanfprucden hat, fteht in Zufammenhang mit dem Vorſchlag, 
die Befegung aller Hauptlehrerftellen in ben Stäbleorbnungsftäbten dem Stabtrath zu überlaffen ($ 104 Abſatz 1). 

15* 
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2. (Zu $ 108). Die Befugniß, bie Bewilligung einer Zulage, welche ein Beamter nach Ablauf ber gehalts+ 
orbnungsmäßigen Frift erhalten Tönnte, wegen erheblicher Ausftellungen gegen bas bienfilihe ober außer⸗ 
bienftliche Verhalten des betreffenden Beamten auszufegen ober nur unter Beſchränkungen zu ertheilen, ift ein 
beſonders wichtiger Ausfluß bes Disziplinarrechtes. Die Lehrer an den PVollsfchulen ber in $ 98 begeidhneten 
Etäbte follen in gnleicher Weife, wie bie Lehrer an anderen Volksſchulen, ber von ben zuftändigen Staatsbehörben 
aus zuũbenden Dienjipoligei ($ 30 bes Entwurfes, verbunden mit 55 90 ff. bes Beamtengefeges) unterworfen 
fein ; biefen Behörben wuß daher auch die Befugniß vorbehalten werben, über bie frage zu enticheiben, ob bie 
in & 2 bes Beamiengefeges bezeichneten Vorausfegungen für das Vorrüden im Gehalte jeweils erfüllt find. 


3. (Zw $ 106.) Im Unterfchieb zu ben Vorfchriften in $ 94, monad bie Beftellung von Rekloren an 
erweiterten Volfsfhulen in das Ermefjen ber Gemeinbebehörben geftellt ift, erklärt ber Entwurf die Beftellung 
folder Beamten für obligatoriſch, ſoweit es fih um bie technifche Leitung bes Vollsſchulweſens einer Stadt 
handelt, welche ber Etäbteorbnung unterfteht. Dabei ift von ber Erwägung ausgegangen, daß Echuleinrichtungen 
von bem Umfang und ber Verfchiebenartigfeit, wie fie ben Bebürfniffen ber Bevölkerung in ben größten Stäbten 
bes Landes entſprechen, nothwendig einer örtlichen technifchen Leitung und Deauffihtigung zu unterftellen feien. 
Anbererfeits bezweckt bie Vorfchrift, ber ſtaatlichen Echulverwaltung bie im Intereſſe einer einheitlichen Zeitung 
bes Vollsſchulweſens des gefammten Landes nothwenbige unmittelbare Einwirkung ouf das Schulwefen ber größeren 
Stäbte zu wahren, beziehungsmweife zu erleichtern. In Rüdficht hierauf ift in Abſatz 1 hervorgehoben, bak bie 
Beftellung bes betreffenden Beamten durch die ftaatliche Unterrichtsverwaltung zu erfolgen habe. 

Im Einzelnen ift bie Frage ber Zuſtändigkeit, je nach ber befondberen Art ber Einrichtung des Amtes des 
Rektors (Abfap 2 und 3), nah ben Vorfchriften in & 10 ber landesherrlihen VBerorbnung vom 7. Februor 
1890, dic Aufnahme in den ftaatlihen Dienft betreffend, beziehungsweife nah den Beftimmungen in $ 11 ber 
Lanbesherrlihen Qerorbnung vom 27. Dezember 1889 übır die Dienftpflichten der Beamten zu entfcheiben. 


Dem Reltor liegt an ben Schulen ber Stäbteorbnungsftädte in erfier Reihe die Leitung bes Schul 
wejens ob ; ber in Abfag 2 vorgefehene Fall, daß der Rektor zugleih auch Unterricht ertheilt, wird wohl mur in 
ben Heineren ber hier in Betradht kommenden Stäbte eintreten können. Für ſolche beſonders ift auch bie neben: 
amtliche Verſehung ber Reftoratsgefchäfte durch einen im Hauptdienft anberweit verwendeten Beamten ber Unter» 
richtsverwaltung vorgefehen (4. B. Kreisſchulrath, VBorftand ober Profeffor einer Mittelſchule). Der Aufwand 
an Gehalt und Wolnungsgeld für ben Nektor ift von ber Gemeinde zu tragen, während ber Staat für etwa zu 
bewilligende Ruhe» und Unterftügungsgehalte, w.: aud für die Hinterbliebenen-Verforgungsgehalte aufzulommen 
hätte. Bezüglich der Einreihung bes Rektors in ben Gehaltstarif vergleiche bie bezügliche Bemerfung zu $ 9. 
Dabei wäre jedoch zu bemerken, daß im Hinblid auf bie bebeutenbere Gefchäftsaufgabe eines Rektors an ber 
Vollsfchule einer Stäbteorbnungsfiabt die Einreihung des betreffenden Beamten, fofern derſelbe nicht unter D 3 
bes Tarifs eingereiht werben foll, nur unter F 5 (MReallehrer I. Gehaltsklafje), nicht audy unter G 2 (Neallehrer 
II. Gehaltsflaffe), vorgefehen iſt. 

Eine Verpflichtung, beim Amtsantritt bes Nektors, beziehungsweife bei deſſen Ausfcheiden aus bem Ant 


nad Maßgabe bes Artikel 17 bes Etatgeſetzes 30 °o von deſſen Einfommensanfchlag an die Beamtenwillwen ⸗ 
laſſe zu entrichten, foll der Stadtkaſſe nicht auferlegt werben. 


Es wurbe für billig erachtet, ben Stäbten gegenüber im Hinblid darauf, daß fie durch bie Beftellung eines 
Rektors nur eine ihnen geſetzlich auferlegte Verpflichtung erfüllen, von Anwendung der fraglichen Gefegesbeftimmung 
Umgang zu nehmen. 

Die Vergütung für cinen nebenamtlich beftellten Nektor foll, entſprechend den fonftigen Vorfchriften über bie 
Betheiligung von Gemeinde und jlaatlicher Schulverwaltung bei Beftellung eines ſolchen Beamten, durch Vereins 
barung bes Oberſchulraths mit ber Gemeinde, bei Nichtzuftandefommen einer ſolchen aber durch die höchſie ftaats 
liche Unterrichtsbehörbe beftimmt werben. 

Der Rektor foll in jedem Fall, aud) wenn er das Rektorot nur nebenamtlich verfieht, Mitglied der ftäbtis 
Ihen Rommiffion für Schulangelegendeiten fein. Es muß Werth darauf gelegt werben, daß biefe Befugniß bes 
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Neltoratsinhabers — dem thatfächlich in allen größeren Stäbten beftehenben Verhäliniß emifprechend — gefeglich 
feftgeftellt werbe. 

Zu Borftänben einzelner Schulabtheilungen können alabemiſch gebildete Lchrer, wie auch Neallehrer ober 
Vollaſchullehrer beftellt werben. Deren Nechtsverhältniffe richten fi dann lediglich nach Maßgabe ihrer Vor⸗ 
bilbung — vergleiche bie Begründung zu $ 94. 

Bezüglic) der Benamung des Neftors vergleiche $ 107. 

4. (Zu $ 107.) Da bie Befugniffe, welche ben nad 5 106 zu beftellendben Beamten einzuräumen find, 
in Rückſicht auf ben je nach ber Größe ber Stabt verfchiebenen Geſchäftaumfang nicht wohl einheitlich geregelt 
werben fönnen, war bie Feſtſetzung ber bezüglichen Beſſimmungen nicht der Verordnung, fondern ber Orbnung im 
Einzelfall vorzubehalten. Dabel foll zunächſt wieder ber Weg ber Vereinbarung mit ben fläbtifchen Behörben 
eingeſchlagen, und erſt wenn biefer nicht zum Ziele führt, follen bie erforderlichen Anorbnungen burch bie oberfte 
ftantliche Unterrichtsbehörbe erlaffen werben. 

Zunãchſt werben bem betreffenden Beamten eine Reihe von Befugniffen, welche jegt der örtlichen Auffichts: 
behörbe eingeräumt find, namentlich bezüglich ber Handbhabun; der Schulzuht und bes eigentlichen Schulbetriebs 
zu übertragen fein, wie z. B. bie Abhaltung ber Schlußprüfung, bie Ausftellung ber Entlaffungsfcheine an bie 
Schüler u. |. w. Daneben wird in ben großen Stäbten, wo bie Zahl der Lehrer Hinter dem Perfonalbeitand in 
Heinen Kreisſchulrathabezirklen nicht ſehr erheblich zurücbleibt, bem Rektor auch eine etwas felbflänbigere Stellung 
gegenüber dem vorgejegten Kreisſchulrath, wie auch gegenüber beu feiner Zeitung unterfiellten Lehrern einzuräumen 
fein. Dies zu ermöglichen, ift ber Zwed ber Vorſchrift in Abſatz 2. 

Da bie Ernennung der Kreiaſchulräthe ftets durch höchſte Entſchließung erfolgt, follen die in Abjag 2 
bezeichneten Befugniffe einem Rektor nur dann eingeräumt werben, wenn befjen Amt durch Lanbesherrliche Ent» 
fhllehung übertragen tft. 

Für Neftoren mit biefen erweiterten Amtsbefugnifien würbe die Benennung „Stabtfhulrat," vorzugsweiſe 
entfprechenb zu erachten fein. Uebrigens wird nichts entgegenflehen, daß einem ber nad) $ 108 beftellten Bes 
amten auch ohne biefe Vorausfegung jene Benennung beigelegt würbe. 


Zu Artikel IX. 


In Titel VIII des Entwurfes „Bon den Necisverhältniffen ber an anderen als Volfsfchulen angeftellten 
Vollaſchullehrer“ finden ihre Regelung bie Nechtsverhältniffe derjenigen Lehrer, welche 

1. an Staataſchulanſtalten — F 117, ober 

2. an Schulanftalten von Roporationen und Stiftungen — 88 118 unb 119 
angeftellt find, 

Der 5 120 enthält eine fpezielle Anwendung des in 8 119 ausgefprochenen Grunbfages auf eine befonbere 
Art von Lehrerinnen. 

Im einzelnen ift zu bemerken: 

1. (Zu & 117). Nachdem bie Gefege vom 11. März 1868 unb vom 25. Juni 1874, bie Nechtöverhält- 
nifje ber an anderen als an Vollaſchulen engefiellten Vollsſchullehrer betr., durch 5 148 Ziffer 2 bes Beamten: 
geſetzes aufer Kraft geſetzt worben find, ber Inhalt bes Entwurfs bis zu 5 109 aber nur auf Lehrer, wilde an 
Volloſchulen angeftellt find, ſich bezieht, war bie Aufnahme einer befonberen Beſtimmung über bie an Staats 
ſchulanſtalten verwendeten Vollsſchullehrer erforberlih. Dalei wurde auch die Ordnung ber Rechtaverhältniſſe ber 
an Mittelſchulen für die weibliche Jugend angeftellten Volksſchullehrer, welche bisher eine gefegliche Regelung nicht 
erfahren hotten, in bie Vorjchrift mit einbezogen. 

Die Beſtimmung in Abſatz 2 rechtferligt ſich dadurch, daß bie bort bezeichneten Lehrerinnen eine ber Neal 
lehrerprüfung minbefiens gleihwerthige Prüfung abgelegt haben. 

2. Tie 88 118 und 119 geben lediglich bie Vorfchriften des Gejeges vom 7. Februar 1884, bie Nechis 
verhältnifie ber an Lehr: und Erziehungsanftalten von Korporationen ober Etiftungen verwendeten Vollsfchulfandis 
baten betreffend, wieder, mit den durch bie übrioen Beflimmungen des Entwurfes bebingten Abänberungen, 
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3. & 120 entſpricht dem 5 451 bes bisherigen Geſetzes. Dabei find in Nücficht auf ben in ben Lehrplan 
fafultativ neu eingeführten Unterrichtsgegenftand ber Haushaltunysfunde (8 20 bes Entwurfs) und bie Aufnahme 
biefes Gegenſtandes auch in das Bereich ber Fortbilbungsfhule Frauen, welhe zur Ausbildung von Lehrerinnen 
in dieſem Fache Jangeſtellt find, den rauen, welche die Ausbildung von Lehrerinnen für den Hanbarbeitsunterricht 
übernommen haben, gleichgeftellt, Ein Grund, Korporalionen der in $ 120 gedachten Art hinſichtlich ber Leber: 
nahme bes Huhezehalts für bie betreffenden Lehrerinnen ungünftiger zu behandeln als die Rorporationen, welche 
einem ber in & 118 bezeichneten Zwecke bienen, lag nicht vor. 

Es wurden daher bezüglih ber Regelung biefer Frage die Beftimmungen in 5 119 Abfag 1 und 2 für 
anwenbbar erklärt. 

Die Beſſimmung bezüglich des Höchſtgehalts entſpricht der Vorfchrift in S 117 Abfag 2. Der Betrag 
von 1800 .M bürfte in Rückſicht darauf, daß von der Beſtimmung in $ 120 nur in ganz feltenen Fällen zu 
Bunften von Frauen Gebrauch gemacht werben wird, welche auf dem fraglichen Gebiet durch hervorragende Leiftungen 
bejonbere VBerbienfte ſich erworben, nicht zu hoch gegriffen fein, 


Zu Titel IX. 
„Hebergangs:» und Bollzugsbeftlimmungen.” 
ss 121—151. 


Der 1. Mai wurde als Ta, auf melden bie neue Orbnung in Wirffamfeit treten fol, um deßwillen ges 
mählt, weil auf biefen Tag einer Reihe von Hauptehrern noch Perfonalgulagen auf Grund bes 5 59 bes bis- 
herigen Gefeges zu bewilligen fein werden und, fowohl im Jutereſſe ber betheiligten Lehrer wie aus Nüdfichten 
ber geſchäftlichen Behanblung ſich empfiehlt, dab biefe Zulagen als bereits erworben für bie Feflfegung ber künftigen 
Behalte in Rechnung gezogen werben. 

Die Vorbereitungen für Fetftellung der fünftigen Gehalte auf 1. Mai 1892 find bereits getroffen. Sollten 
jeboh aus ben ſtändiſchen Berathungen erheblihere Aenderungen der im Entwurfe enthaltenen Vorſchläge hervor- 
achen und baburd bie Nothwendigkeit einer nocdhmaligen Bearbeitung bes in Betracht kommenden Zahlenmaterials 


fi) ergeben, würbe möglicherweife ber Zeitpunkt für die Einführung bes Gefeges auf ben 1. November 1892 
hinauszurüden fein. 


Zu 8 122. » 
Ein befonberer Termin (1. Dftober ftalt 1. Mai) wurde für ben Vollzug ber neuen eftfegungen über bie 
ben Urbeitslehrerinnen zulommenbe Vergütung beihalb vorgefehen, weil an einer großen Anzahl von Volkaſchulen 
Unterricht in weiblichen Handarbeiten während bes Sommerhalbjahres nicht ertheilt wird. 


Zu 88 123—129. 

Bei Aufftellung der Beitimmungen zur Weberleitun, der Volfsichullehrerbezüge aus ber bisherigen Geftaltung 
in bie künftlge, ſind; im Allgemeinen bie in 8 20 und 22 der Beamtengehaltsorbnung vom 24. Juli 1888 zum 
Ausbrud gelangten ,Grundfäße leitend gewefen. Für bie Ausführung im Einzelnen aber mußten Abweichungen 
von ben „Uebergangsbeitimmungen“ijener Gehaltsorbnung hauptſächlich aus zwei Geſichtspunllen ſich ergeben. 
Zunäcftifomnen in Betracht die weitgehenden Verfchiebenheiten, bie in Beziehung auf das bienftlihe Einkommen 
bisher beſtanden zwiſchen den Beamten, für wilde bie Gchaltsorbnung von 1888 erlaflen worden iſt, einerfeits 
und ben Volkoſchullehrern anderfeits. Während bei ben erfteren, wenigſtens bei ber großen Mehrzahl berfelben, 
Ihon” vor; Einführung der Beamtengefeßgebung von 1888 das Dienjteinfommen in einem einheitlichen „Sehalt“ 
beftand, welcher Jvon einem (feftgefegtenTober herkömmlichen) Anfıngsbeteage bi fortſchrellender Dauer ber Dienſtzeit 
durch mehr ober minber regelmäßig eintretende „Zulagen“ bis zu einem (ebenfalls feitzefegten oder . herkömmlichen) 
„Behaltsmarimum“ ſich erhöhte, fette ſich das Dienfteinlommen eines Vollaſchullehrers aus mehreren" Beftand* 
theilen zufammen, von benen jeder einzelne in Beziehung auf Höhe und auf Veränderungen feinen eigenen 
Regeln folgte. 
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Der feite Gehalt richtete ſich nach der Drtsflaffe ‚der Stelle und bei Schulen mit mehreren Haupt⸗ 
lehrerftellen nach der Rongfolge biefer Stellen ; Veränderungen (Erhöhung oder Verminderung) konnte nur eintreten 
durch Verfegung eines Lehrers auf eine Schulftelle anderer Ortsflafje oder durch Vorrücken auf eine in der Reihenfolge 
böher ober tiefer ftehende Stelle au derfelben Schule, ober durch VBerfegung der Schule in eine andere (höhere) 
Ortsllaffe. Für die Höhe bes Schulgelbbeyugs war mahgebenb ber Betrag des Einzelfchulgelbes (bisheriges 
Geſetz $ 58), bie Zahl ber Schulfinder und die Zahl der am Sculgeldbezug theilnehmenben (Haupt und Unter) 
Lehrer ; Veränderungen fonnten ſich ergeben durch Hinaufs ober Herabfegung des Einzelſchulgeldes, durch Zus ober 
Abnahme ber Zahl der Schulfinder, durch Zus ober Abgang von Lehrerftellen, Verwandlung von Unterlehrer⸗ in 
Hauptlehrerfiellen ober umgekehrt (bisheriges Geſez S 54). Nur für das Einlommen aus „Berfonal: 
zulagen“ (bisherigen Geſetz $ 59) war bie Dauer einer an berfelben Schule zuzubringenden Dienftzeit maß 
gebend, und bloß in Beziehung auf diefen — nur für einzelne Lehrer und unter beitimmten Vorausfegungen 
eintretenden — Einfommenstheil war eine Art „Sehaltsmarimum“, d. h. ein mit folden Perſonalzulagen 
erreichbarer Höchiibetrng bes Gefansmteinfommens (1400 AH) beitimmt. Ein Anfangsgehalt beziehungsweife 
Anfangseintommen beftand für Hauptlehrer an Volksſchulen nicht: dem einen konnte befchieben fein, auf Stellen 
unterſter Klaſſe, bei einem über ben geringitmöglichen Betrag ſich nicht ober wenig erhebenden Einfommen eine 
lange Dienftzelt zuzubringen; einem andern Fonnte durch Umftände verjchiedener Art, 5. B. durch Präfentation 
feitens einer Stabtbehörbe, ſchon bei der erflen Anftellung als Hauptlehrer ein das „Marimum” bes S 59 bes 
bisherigen Geſetzes überfleigenbes Einkommen zufallen. 

Auch „Zulagen” im Sinne der BeamtensGehaltsorbnung famen (von den „Perfonalzulagen” bes 5 59 des 
bisherigen Geſetzes abgejehen) bei ben Vollsſchulhauptlehrern nit vor: Die Einkommenserhöhungen, wo einem 
Lehrer ſolche zu Theil wurden, entjlanden aus Thatjachen, die — unabhängig von ber Dauer ber Dienftzeit — auf 
ben einen ober ben andern Einlommensbeſtandtheil, ober auf mehrere zugleich änbernd einwirken fonnten. In 
legterem Fall konnte die ändernde Thatfache bei jebem Einfommensbeftandtheil in ber Richtung einer Erhöhung, 
ober bei bem einen Beftanbtheil erhöhend, bei bem andern verminbernd ſich äußern. Beifpielsweife konnte bie 
Berfegung eines Lehrers am eine andere Schule bemfelben gleichzeitig einen höhern feiten Gehalt und höheren Schuls 
gelbbezug, ober höheren Gehalt neben geringerem Schulgelbbezug, ober zwar höhern Gehalt und höheres Schulgeld, 
aber Verluft einer bis dahin bezogenen Perfonalzulage einbringen. So muß im Eingelfalle durch Rechnung ermittelt 
werben, ob und in welchem Betrage eine Veränderung in ber Stellung eines Lehrers für biefen eine „Zulage“ 
beziehungsweife eine Verbefferung des Einkommens im Ganzen zur Folge hatle, und bie etwa ſich ergebende Der: 
befjerung fann einen ganz geringfügigen, aber auch einen verhältnigmäßig bedeutenden Betrag ausmachen. 

Das zweite Moment, welches für eine im Vergleich zum allgemeinen Beamtenrecht abweichende Geftaltung 
ber „Uebergangsbeftimmungen“ in Betracht kam, war der Umftand, daß nach übereinftimmenden Rundgebungen von 
Regierung und Vollsvertretung die Neuordnung ber Verhältniffe der Volksfchullehrer biefen — und zwar vorzugs- 
weife denjenigen berjelben, bie bei der bisherigen Orbnung jener Verhältniife im Dienfteintommen auf ben unterjlen 
Stufen zurüdgeblieben find — zugleich eine wirkliche und fofortige Werbefferung auch ihrer Aktivitätsbezüge 
bringen foll. 

Aus ben vorfiehenb bargelegten Gefichtspunkten ergaben ſich folgende in ben $$ 123 bis 129 bes Entwurfs 
zum Ausbrud gelangte Abweichungen von dem Inhalte ber Uebergangsbeftimmungen ber Beamten ⸗Gehaltsordnung: 


1. Kein Hauptiehrer foll vom 1. Mai 1892 an einen geringeren, als ben Anfangsgehalt beziehen. Jene, 
deren Einfommen bis dahln unter dem Anfangsgehalt ftand, follen minbeftens auf ben Anfangsgehalt gebracht 
werben, und zwar, ohne da im Eingelfalle zu prüfen wäre, ob Im Uebrigen bie Bebingungen zur Gewährung einer 
„Zulage“ ($ 2 Abfag 2 der Beamtengehaltsordnung) erfüllt find ($ 124, 1 des Entwurfes). 

2. Die Erhöhung des bisherigen Einlommens auf den Anfangsgehalt foll nicht als „Zulage“, mit ber 
Wirlung einer Aenderung bes Friftenlaufes für bie nächitanfallende Anfangs» beziehungsmweife ordentliche Zulage 
($ 125), gelten. 

3, Einfommenserhöhungen, die einem Hauptlehrer noch unter der Herrſchaft des bisherigen Geſetzes — im 
Zaufe ber dem 1. Mai 1892 vorausgegangenen vier Jahre — zu Theil geworden find, follen nur unter gewiſſen 
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Borausfegungen ımb Beſchränkungen als „Gehaltszulagen,” wel he den Friſtenlauf für Zulagen, die fonft auf ben 
1. Mai 1892 ober einen fpäteren Zeitpunkt zu bewilligen wären, hemmen, behandelt werden. ($ 126 bes Entmurfes.) 

4. Die von einem Hauptlehrer bis zum 1. Mai 1892 zurücgelegte Dienftzeit iſt — ſoweit biejelbe für bie 
Feſtſezung des auf biefen Tag ober einen fpäteren Zeitpunkt zu gewährenben Gehaltes in Betracht kommt, flets voll 
anzurechnen, ba ein eigentlicyes „Sehaltsmarimum“ für Volsſchulhauptlehrer vor dem 1. Mai 1892 weber fell 
gelegt, noch herlömmlich war. 

5. Hauptlehrer, welche ungeachtet einer langen Dienfizeit nicht einmal denjenigen Einkommensbetrag, auf 
welden auch ber Ertrag gering botirter Stellen buch Perfonalzulagen nad $ 59 des bisherigen Geſetzes unter 
den bort beitimmten Vorausfegungen aufgebeflert werden konnte (1400 A), erreicht haben, weil fie ihre Dienftzeit 
nicht an berjelben Schule zurüdgelegt haben, foll auf den 1. Mai 1892 beziehungsweife auf ben fpäteren Zeitpunkt 
ber Zurüclegung einer 25jährigen Dienftzeit der Gehalt auf den Betrag von 1400 M — erhöht werben — ohne 
daß durch dieſe Aufbefierung bas fonjtige Vorrüden im Gehalte beeinflußt würbe ($ 129). 

Erläuternd ift zu ben 88 125 und 126 noch zu bemerken, daß Lehrer, hinfichtlich berer ſowohl bie Voraus 
fegungen zur Anwendung des 8 125 als bes $ 126 vorliegen, nach denjenigen Beitimmungen zu behanbeln wären, 
welche nach ber Geitaltung des einzelnen Falles für den betreffenden Lehrer bie vortheilhafteren find. 


gu 8 130. 

„Lolalzulagen für Lehrer an abgelegenen Orten” finden ſich im bisherigen El.-U.:Gef. als Einfommenstheil 
eines Voldsichullchrers nirgends aufgeführt. Die Verleihung folder Zulagen erfolgte auf Grund jeweiliger Be: 
sollligung von Mitteln hiefür im Staatsvoranſchlag (Staatsvoranfchlag für 1890/91, Hauptabtheilung IT Titel IX 
8 58 ber Ausgabe). Diefe Lokalzulagen hatten bie Eigenfhaft von Funktionsgehalten, werben ſomit nach Anleitung 
bes $ 22 ber BeamtensGehaltsorbnung zu behandeln fein. Im Bezug von ſolchen Lolalzulagen find ausſchließlich 
Lehrer an Schulen unterer Ortsflaffen, welche auf ihren Stellen ein höheres Einkommen — neben ber Lolalzulage 
— als 1400 M (legteres mit Hilfe von PBerjonalzulagen nah $ 59 bes bisherigen Gejeges) nicht erreichen 
fonnten. 

Für die Zukunft werben berartige Lokalzulagen nicht mehr zu bewilligen fein. 


Su 88 134 und 185. 

Nach 8 6 bes Entwurfes wären vom 1. Mai 1892 ab mit den fogenannten Dotationselnkünften überhaupt 
auch bie in Naturalien beftehenden fogenannten Schulfompetengen fowie die Exträgniffe etwaiger Schulgüter für 
die Gemeinbelafien zu vereinnahmen. 

Da inbeffen vielfach ber wirkliche Werth ber Naturalien oder der Güternugung höher war, als ber Anfchlag, 
mit welchem biefe Einfommensthelle bem im Bezuge beziehungsweife Genufje befindlichen Lehrer angerechnet waren 
(bisberiges Geſetz $ 49), wäre der Fall denkbar, daß bie durch Abtretung bes Rompetenzbezuges beziehungswelſe 
Sütergenufies an die Gemeinde für einen Lehrer fich ergebende Einbuße einen höheren Betrag ausmacht, als bie 
Erhöhungen bes nad $ 128 bes Entwurfes berechneten Einfommens, welche dem betreffenden Lehrer auf ben 
1. Mai 1892 ober fpäter auf Grund bes ueuen Gefepes zu Theil werben können. Zur Vermeibung berartiger 
Benachtheiligungen foll daher ein folder Lehrer auf fein Verlangen im Naturalienbezug beziehungswelfe Gütergenuß 
belafjen werben. Er kann jeboch billigerweife nicht verlangen, vor Amtsgenojlen, bie eines ähnlichen Vorthells 
entbehren, in ber Weife bevorzugt zu werben, daß er zu dem ihm verbleibenden Bortheil eines unter bem wirt 
hen Werth veranfchlagten Naturalienbezugs beziehungsmweife Gütergenuffes auch noch biefelben Aufbeſſerungen wie 
bie nicht in gleicher Lage befindlichen Lehrer erhalte. 

Der Entwurf ſchlägt deshalb vor, daß bie in Anwendung bes neuen Geſetzes zu bewilligenden Aufbefjerungen 
und Zulagen, einem im bisherigen Gütergenuß beziehungsweife Naturalienbezug verbleibenden Lehrer zwar im Ein 
tommensanfhlag (für bie Berechnung bes fünftigen Ruhe: und bes Hinterbliebenenverforgungsgehaltes ſowie ber 
Friſten für bie fpäteren Zulagen) gutgefchrieben, aber als wettgefchlagen durch den Mehrwerth ber Naturalien und 
bes Gütergenuffes jo lange angejehen und behambelt werben follen, als nicht ber betreffende Lehrer freimillig ſich 
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zur Abtretung der Kompetenzen ıc. am bie Gemeinde entichließt. Zu berechnen, was vortheilhafter ift, bie Forts 
fegung bes Naturalienbezuges beziehungsmeife Gütergenuffes, ober ber volle Bezug bes nad) ber neuen Lehrers 
Gehaltsorbnung feitgeftellten Gehaltes, ſoll lediglich dem Lehrer felbit überlaffen werben. 

Selbftverftänblih mühte einem Hauptiehrer, welcher einen unter ber Herrſchaft des bisherigen Gefeges ers 
worbenen Gütergenuß fortfegt, auch bie im bisherigen Genußrecht enthalten geweſene Befugniß zur Verpachtung 
fernerhin verbleiben, fo. lange nicht etwa das Verhältniß im einen ben $$ 64—67 bes neuen Gefeges zu unters 
ftellenden Pacht umgewandelt wird. 


Zu 8 145. 

An Mittelfhulen und Lehrerbildungsanftalten des Großherzogthums find noch einige Lehrer in Verwendung, 
auf welche ber legte Abſatz von $ 20 ber lanbesherrlichen Verorbnung vom 7. Februar 1890, bie Aufnahme in 
ben flaatlihen Dienft betreffend (Gefeges- und Verorbnungsblatt 1890 Nr. IV.), Anwendung findet. Um auch 
biefen, ſowie um ben Lehrerinnen, welde auf Grund des — bisher neben bem Beamtengefeg in Wirkfamfeit 
gebliebenen — Gefeßes vom 80. Januar 1879 an Mittelfhulen für die weibliche Jugend bereits anzeftellt find, 
bie Eigenſchaflen und Anfprüde etatmäßiger Beamten zu verfhaffen, iſt eine befonbere Webergangsbejtimmung 
erforderlich. 

Für bie mit ben Rechten bes & 2 bes Geſetzes vom 11. März 1868 beziehungsweiſe Artilel I b bes 
Geſetzes vom 25. Juni 1874 ausgeftatteten Lehrer wurben ein Höcitgehalt von 2800 AM, und bie für Neallehrer 
beftinmten Zulagebeträge mit Rüdfiht darauf vorgefehen, daß bie Betreffenden auf etatmäßigen Stellen für 
Reallehrer verwendet find und daß einer berjelben einen Gehalt von M 2800 bereits erreicht hat. Der Höchſt⸗ 
beitrag des Nuhegehaltes für cinen ſolchen Lehrer würde fih dann auf (75°o von 2800 M -+ 260 M. —) 
2295 M — Statt bisheriger 2200 M — berechnen. 


Zu 8148 (Ziffer 1 Abſatz 8). 

Bei Fefiftellung bes Antheils am Schulaufwand, welcher für die Zeit vom 1. Mai 1892 bis 
1. Januar 1902 auf Grund ber 88 73—78 bes Entwurfcs auf die Staatskaſſe überwälzt werben kann, foll 
der Durchſchnitt der von ber anſpruchsaberechtigten Gemeinde erhobenen Umlagen nicht aus einer zehn jährigen 
Periode ($ 77 bes Entwurfes), ſondern nur aus ben fünf Jahren 1887—1891 in Berechnung gezogen werben. 
Der Grund bievon liegt in dem Umfiande, ba erjimals für das Jahr 1887 zur Dedung bes umzulegenden 
Gemeindeaufmandes auch bie Einkommenſteueranſchläge beigezogen worden find (Bejeg vom 2. Mai 
1886, betreffend die Abänderung ber. Gemeindeordnung bezüglich ber Aufbringung des Gemeindeaufwandes.) 


Bu 8 149. 

Durch die Unterftellung ber Volfsihullehrer unter das Beamtengeſetz vom 24. Juli 1888 würde hinfichtlich 
ber bisherigen Zuftändigfeit der Verwaltungsgerichte zur Entſcheidung von Streitigkeiten über Rechte und Ders 
pflichtungen aus dem Dienftverhältniffe als Bolksfchulleyrer bie Nenderung ſich ergeben, daß Streitigfeiten 

über Anfprüche der Vollsſchullehrer auf Einfommen auf Grund ber Gefege über ben Elementars 
unterricht, 

über bie in ben Fällen bes $ 134 zwifhen Lehrer und Gemeinde vorzunehmende Abrechnung 
(Abrehnungen zwiſchen Lchrern ober zwiſchen einem Lehrer und NRechtsnachfolgern eines verjtorbenen 
Lehrers würden künftig nicht vorfommen Tönen), 

über Anfprücde auf Sterbegehalt (bisher „Onabenquartal“), 

über bie Rechte ber Vollsfdyullehrer auf Ruhegehalte, 

über bie Rechte ber Hinterbliebenen von Bollsjchullehrern auf Wittwengehalte, Erziehungsbeiträge 
unb Rahrungsgehalte 

fünftig nad 5 88 bes Beamtengefeges zu erledigen wären. 

Don ben für bie verwaltungsgerichtliche Zuſtändigkeit übrig bleibenden Streitigfeiten würden nad bem Bor, 

ſchlage des Entwurfes burdh den Bezirtsrath (in erfier Inſtanz) nur Streitigleiten zwiſchen Einzelnen einerfeits 
Verhandlungen ber 2. Kammter 1891/92. Ates Beilageheft. 16 
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und Volfsfhulverbänden (Gemeinden, Gefammtheit der für eine abgejonderte Gemarkung Steuerpflichtigen) anberfeits, 
alle anderen Etreitigfeiten aber nah 5 3 bes Geſetzes vom 14. Juni 1884 über. bie Verwaltungsrechtspflege, 
b. i. nach vorausgegangener Erledigung im VBerwaltungswege durch ben Verwaltungsgerichts hof in erſter und letzter 
Inftanz, zu entfcheiden fein. 

Als Skreitigleiten der letzteren Art follen insbefondere folde über den Umfang eines Bollsihulverbanbes 
— biefelben waren bisher ber bezirfsräthlihen Zuſſäudigleit zugewieſen — lünftig pnelten, da. ber Umfang ‚eines 
Schulverbandes insbefondere von Einfluß fein wird auf bie Feilftellung ber Beiträge, welche die ben Berbanb 
bildende Gemeinde, beziehungsweife die zu bemfelben gehörenden Gemeinden und abgefonberten Gemarkungen, 
gemäß 5 52 (bes Entwurfes) zur Staatsfaffe zu entrichten hätten. 


VII. 


Die Anlage II nebft deren Unterbeilagen 10 („Gehaltsetat“) und 1b („Wohnungsgeldetat“) und 2 („Dars 
ſtellung der Gemeindebeträge“) entoält eine Neuaufitcllung derjenigen Ausgabe und. Einnahmepofitionen des ben 
Ständen bereits vorliegenden Voranfchlags ber Ausgaben und Einnahmen der. allgemeinen Etaatsverwaltung, 
III. Hauptabtheilung Titel IX der Auszabe („N. Vollsſchulen“ SS 60—69) und Titel III der Einnahıne 
(SS 1 und 2), deren Eummen im den dort beigegebenen „Erläuterungen“: als vorläufige bezeichnet find, 

Aus diefer neuen Aufftellung — gefertigt auf dir Grundlage des nunmehrigen Wortiautes ber einfchlägigen 
Beſtimmungen bes Geſetzentwurfes einſchließlich der Uchergangsbeitinmungen — ſowie aus ben weiteren Ergeb⸗ 
niffen ber ingwifchen zum Abſchluß gebrachten Berechnungen für eine Vergleihung bes bisherigen und bes fünftigen 
Aufwanbes für die Gchalte ꝛc. ber Lehrer an Volksſchulen, foweit un der — dieſes Aufwandes die 
Staatskaſſe betheiligt, iſt Folgendes zu entnehmen: 

1. In ben nicht der Stäbteorbnung unlerſtehenden Gemeinden find nad je Etande vom 1. Reormber 
1891 errichtet: 

Hauptlehrerftellen » » = . » 2827, 
Unterlcehrerftelen .. 2... . 785. . 

Unter den Hauptlehrerftellen ift infolge der Errichtung neuer Etellen ein Zugang von 81 Stellen inbegriffen, 
beren Befegung erft für die Zeit nah 1. Mei 1892 in Ausſicht genommen iſt. Ber Mitberüdfichtigung biefer- ; 
neu hinzugelommenen Etellen ergäbe fich für bie 2827 Hauptlehrerftelen als „bisheriger Aufwand“ — welcher - 
aud) ohne das neue Gefeg, bei Fortbauer bes bisherigen, zu beftreilen gewefen wäre — folgende Summen: 


Feſte Gehalte ». » . 0 20.0 8128970 A: 
Zuſchläge für abgelöfte Rompetengen ke Fe — 9317 „ 
Scduigelbantheile. . » - pe 596 664 „ 
Verfonalzulagen (bis 1. Mat 1898). 22.147886. „ 
Lokalzulagen ($ 180 bes Entwurfs) . - - : 8040 „ 


zufammen für 2327 Hauptlebrer . . 2890636 M. 
Für die 785 Unterlehrerftellen (darunter 78 mit Lehrerinnen befegt und 27 new errichtet) würbe ber „bißs 
berige Aufwand" an Behalten und Schulgeldantheilen ” 
belaufen uf » . 2... rar >UTLSLE AR 
Hiezu für Hauptlehreer - » 2 2 0 2000». 28906386 „ 


zufammen bisheriger Aufwand . . 3462448 M. 

Mird unterftellt, daß — von ben durch vie vorausfichtlihe Zunahme ber Bevölkerung und damit ber Zahl 
ber Schulkinder bedingten Aenderungen abgefehen — die nady dem Stande vom 1., November 1891 ermittelte 
Sefammtzahl von Haupt» und Unterlehrerjtellen oud in der Zukunft im Weſentlichen dieſelbe fein, ferner, daß 
auch in Zukunft ungefähr biefelbe Zahl von Hauptlehrern auf. jeder Stufe bes Dienftalters vorhanden fein werde, 
und wird fobann die Eumme berechnet, welche ben 2327 Haupts und ben 785 Unterlchtern an Gehalt (begiehungs ⸗ 
weiſe „Vergülungen“) auf 1. Mai 1892 zuläme, wenn die Hauptlehrer ihre ganze bisherige, Dienſtzeit unter der 
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errfhaft eines- ben Entwurfe entfprechenben Geſetzes verbradt hätten, fo wird bie gefundene Summe annähernd 
ben Gefammtbetrag bes Aufwandes barjtellen, den bie Gchalte ber Hauptlehrer und bie Vergütungen für bie 
Unterlehrer im Beharrungszuftande erfordern werben. 

Nach ben unter Zugrunbelegung ber Beftimmungen in 8 39 und $ 41 bes Entwurfes aufgeftellten Gehalls⸗ 
liſten beträgt 

8. das „Soll“ der Gehalte für bie 2327 Hauptlehrer (die nicht befegten Stellen mit dem Anfangsgehalt 


von 1100 M bereinet . » » . .» re ee ee ee 6648800 
biezu Dienftzulagen der „Erſlen“ Supie u a en re a a ee er 27800 „ 
ferner Alterszulagen . . » » A ran ET 
zufammen für Hauptlefreer . . 83401800 M 
b. das „Eoll* ber Vergütungen für 785 Unterlehrer, jeber 800 .M = 628 000 M 
Zulagen nad beftandener Dienftpräfung (je 100 .M). » » . . . 35000 „ 
663000 „ 
Künftiger Aufwand im Beharrungszuftande - » >» 2» 2 m m nn nenne 4064800 M 
Verglichen mit dem „bisherigen Aufwand“ von . . 2»... 2 00. 3462448 „ 
ergibt dies einen — von ber Staatskaſſe zu tragenden fünftigen Mehraufwand 0 We 602852 „ 
Diefer Summe werben noch etwa. - », .- — — 5000 „ 


beizufchlagen fein als Mehraufwand an (erhöhten) — für Hitfstehrer * an Mitvers 
jehungsfoften ($ 53,2 und 4, $ 44, $ 37 Abfag 2 bes Entwurfs). 

Wieviel von bem für den Beharrungszuftand berechneten geſammten — Mehrauf⸗ 
wand von : . ern oe Se 607 852 „ 
auf jedes ber beiben Jahre por Boranfchlags 1892/93 fallen wird, ergibt fh aus * n Jaha le 
ber Anlage II. 

2. Ueber den mutmaßlichen künftigen Mehraufwand an Ruhe schalten für Bolfsichullehrer und an 
Berforgungsgebalten für Hinterbliebene von folchen find ſchon anläßlich ber bereits mehrfah erwähnten Bitten abe 
bes AU emeinen bidifchen Vollaſchullehrervereins (Kandtag von 1889/90) Berehnungen aufgeftellt mworben, beren 
Elemente und Ergebniß in Mbtheilung II bes damals ber Betitionsfo.nmiffion ber Zweiten Kammer von bem 
Abgeordneten Kiefer erftatteten Berichtes niedergelegt find, Eine noch nalige einzehende Prüfung bee bamalizen 
Berehnungen hat zu irgendwie erheblich abweichenden Ergebniffen nicht geführt. 

Für den Beharrungszujtand wird ſonach ein künftiger Mehraufwand angenommen werben können 
an Nuhegehalten von . . » ar ee ee ee 168 476 M 
an Berforgungsgehalten für Hinterbliebene BR - rare ket a een ferne Re 168846 „ 


zufanmen . . . 336 822 M. 
Hiezu ber vorftehend unter Ziffer 1 berechnete Mehraufwand . » 2 2 2 nn 607 352 „ 


Die Sefammtfumme von . . » er 944174 M. 
ftellt bie höhere Belaftung der Staatskaſſe für Gehalle x x. bie etatmäßigen * nichtelatmãhigen Lehrer an Volls⸗ 
ſchulen, für Ruhegehalte der Vollsſchullehrer und für Verſorgungsgehalle von Hinterbliebenen von ſolchen bar, 
welche aus ber Durchführung der in dem Entwurfe vorgefchlagenen Aenderungen bes E⸗U.“O. in Beharrungs« 
zuftande vorausfichtlich entitchen würde. 
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Beſetz, 


den Elementarunterricht betreffend. 


Erſter Fitel. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


8. L. 

Eltern oder deren Stellvertreter find verpflichtet, für den Elementarunterricht der ihrer Obhut anver- 
trauten Kinder zu forgen, und zu biefem Zweck diefelben während des fchulpflichtigen Alters die Vollsſchule 
befuchen zu laffen. An die Stelle des Beſuchs der Vollksſchule kann der einer höheren Öffentlichen Bildungs- 
anftalt oder einer anderen ben gejeglihen Beſtimmungen entfprechenden Lehranftalt (8. 110—114 und 116) 
treten. 

Kinder, welche Privatunterricht genießen, werben durch bie Schulbehörben vom Beſuch der BVolksjchule 
entbunden, wenn nachgewiejen wird, daß fie mindeftens den in der Vollsſchule vorgeſchriebenen Unterricht -er- 
halten. Auch bleibt den Schulbehörben vorbehalten, von Zeit zu Zeit die Kinder zu prüfen und eine etwa 
nöthige Ergänzung des Unterrichts oder, fofern nicht in anderer Weife geholfen werben kann, die Aufnahme 
berjelben in die Volksſchule anzuordnen. 

Eltern oder deren Stellvertreter, welche die vorftehenden Vorſchriften nicht befolgen, unterliegen der Straf: 
beftimmung in $. 71 des Polizeiftrafgejegbucdhes vom 31. Oktober 1863. 

Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf Einwohner des Grossherzogthums, 
welche nicht badische Staatsangehörige sind, soweit nicht durch Staatsverträge andere Bestimmungen 
getroffen sind. 


8.2. 

Das fchulpflichtige Alter bauert vom fechäten bis zum viergehnten Jahr. Es beginut und es enbigt 
jeweils an Ostern gleichzeitig mit dem Anfang, bezw. dem Schluss des Schuljahres — für Knaben 
wenn sie bis zum nächstfolgenden 30. Juni (einschliesslich), für Mädchen, wenn sie bis zum nächst- 
folgenden 31. Dezember (einschliesslich) ihr 6. bezw. 14. Lebensjahr zurücklegen. 

Für Rinder, welche ſchwächlich oder in ihrer Entwidelung zurüdgeblieben find, kann Hinfichtlich des An- 
fangstermins ihrer Schulpflicht Nachſicht ertheilt werden. 


$. 3. 
Kinder, die wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen nicht mit Erfolg am Unterricht der 
Volksschule theilnehmen können, sind zum Besuche derselben nicht anzuhalten. Die Fürsorge für 
deren Unterricht wird durch besondere Gesetze geordnet. 
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Kinder, welche in körperlicher, geistiger oder sittlicher Beziehung derart vereigenschaftet sind, 
dass deren Zusammensein mit anderen Kindern der letzteren Gesundheit oder Sittlichkeit gefährdet, 
können vom Besuch der Volksschule zeitweise oder dauernd entbunden oder ausgeschlossen werden. 


$. 4. 

Wegen ungereätfertigter Schulverfäumniß eines Kindes ift gegen die Eltern berfelben oder deren Stelfver- 
treter eine für Ortsfchulzwede, zu verwendende Geldſtrafe von 10 bis. 50 Pfennig je für einen Tag auf Antrag 
des Borfigenden der Ortsjhulbehörbe durch den Bürgermeifter auszufpredhen. 

Die Berufung geht an das Bezirksamt. 

Sind die in bem vorhergehenden Abjag beftimmten Geldftrafen wiederholt fruchtlos erfannt worden, fo 
fommt 6. 71 des Bolizeiftrafgefegbuches vom 31. Oktober 1863- zur Anwendung 


s5. | | 

Die Eltern und deren Stellvertreter haben dafür zu forgen, daß bie Kinder, welche die. Volksſchule be- 
fuchen, bie erforderlichen Bücher und fonftigen Materialien befigen. Machen fie auf Mahnung. der. Ortsfchuls 
behörde nicht die nöthigen Anſchaffungen, fo wird auf Antrag berfelben das Erforderliche durch die Gemeinde 
auf Koften desjenigen angejchafft, welchem die Unterhaltung des Kindes obliegt. Der Erjag für die. Auslagen 
wird nad) den Regeln über die Beitreibung öffentlicher Verbindlichleiten eingezogen. 


$. 6. . 

Für den Elementarunterricht foll in jeber politiſchen Gemeinde wenigftens eine Vollsſchule beftchen. 

Die Oberfhulbehörde kann aus erheblichen Gründen geftatten, daß für mehrere Gemeinden oder für Ab- 
theilungen einer Gemeinde zufammen mit einer anderen ganzen Gemeinde oder Theilen berjelben eine Volls— 
Aule gemeinfam gehalten werde. 

Wenn für mehrere Gemeinden eine gemeinfame Schule bejteht, hat auf Antrag des einen oder. anderen 
Theils die Oberfchulbehörde über die Trennung zu befchließen vorbehaltlich der Entjcheidung der fonft zuftän- 
digen Behörde Über die vermögensrchtlichen Fragen, welche fich bei Auflöfung einer gemeinſchaftlichen Schule 
in mehrere getrennte ergeben. 

Die Staatsverwaltungäbehörde kann auf Antrag der Oberjchulbchörde verfügen, daß in einer Gemeinde 
mehrere Schulen errichtet werden, wenn dies ein dringendes Bedürfniß ift. 


8.7 

1. Die Vorschriften in $. 6 Abs. 1, 2, 3 finden auf abgesonderte Gemarkungen (Kolonieen) sinn- 
gemässe Anwendung. Dabei gilt die Gesammtheit der Eigenthümer der zur Gemarkung gehörenden 
Liegenschaften als Träger der nach diesem Gesetz den Gemeinden obliegenden Verpflichtungen und 
der denselben gegenüber der Staatskasse zustehenden Ansprüche. 

2. Der für Schulzwecke zu machende Aufwand ist von den Eigenthümern der Liegenschaften 
unter sich nach Verhältniss ihrer, in der Gemarkung veranlagten Grund- und Häusersteuerkapitalien 
zu tragen, soweit nicht etwa durch die Vorschriften des Gesetzes über die Verfassung und Verwal- 
tung der Gemeinden der Beizug auch noch anderer Steuerkapitalien für statthaft erklärt wer- 
den sollte. 

3. Die Befugnisse, welche in $. 10 dieses Gesetzes den Gemeinden übertragen sind, werden für 
Schulen in abgesonderten Gemarkungen, sofern nicht nach dem Gesetz über die Verfassung und Ver- 
waltung der Gemeinden ein besonderer Verwaltungsrath zu bestellen ist, durch die Gesammtheit der 
stenerpflichtigen Einwohner unter Vorsitz der mit der Verwaltung der Ortspolizei betrauten Persön- 
lichkeit ausgeübt. 

- 4. Auf Antrag der Eigenthümer der abgesonderten Gemarkung, bezw, sofern ein besonderer 
Verwaltungsrath bestellt ist, auf Antrag dieses, kann durch den Bezirksrath bestimmt werden, dass 


—_—— — — —— — — — —— — un — 
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die schnlpflichtigen Kinder einer abgesonderten Gemarkung die Volksschule eines Nachbarortes zu be- 
"suchen haben. Dabei hat der Bezirksrath als Verwaltungsbehörde zugleich die Vergütung festzu- 
'setzen, welche für die Benutzung der Nachbarschule von den Eigenthümern der Gemarkung zu ent- 
richten ist. 
„Diese ‚ Vergütung bildet — nach Abzug etwaiger Deckungsmittel — den bei Berechnung eines 
etwaigen Staatsbeitrags (8. 73 dieses Gesetzes) in Betracht zu ziehenden Schnlaufwand. 

Gegen die Entschliessung des Bezirksraths findet Klage an den Verwalkungmger ut statt. 


Der Unterricht in der Bottsigufe wird ——— Muupſichtigen — gemeinfehaftlich ertheilt, mit 
Ausnahme bes Meligionsunterrichtes, fofern die Kinder verjchiedenen religiöfen Bekenntniſſen angehören. 

Die nad) $ 6 Abfag 1 dem politischen Gemeinden obliegende Verpflichtung kann weder im Ganzen noch 
zum Theile —— eine ei zur — —— BE: — —— ge 
* — x 
# N 1 N 3 » f. 4 x. 9 ft ses ‚ f ” 4 ."r 

Die Errichtung, ebenfo bie Aufgebung einer Bolksſchule tann nur mit Genchmiguug der Staatsbehörden 
erfolgen. 


BZweiler Pitel; 
Bon den Squlbehörden. 


$. 10. 

Die ditliche Aufficht Über die Volksſchute, forie die Verwaltung des geſammten, auch des konfeſſionellen 
örtlichen Echulvermögens, deffen ganzes Erträgniß forthin der Volksſchule anheimfällt, werden durch den Ge— 
meinderath unter Zuzug eines Ortspfarrers von jedem in der Schulgemeinde vertretenen Vekenntniffe, ſowie des 
erften Lehrers von jeder in derjelben beftchenden Vollsſchule geführt. Auf dieſe Gemeindebehörde gehen alle 
Obfiegenheiten und Befugniffe fiber, welche nad) den in m befindlichen Sefegen und Verordnungen bisher 
dem Ortsſchulrath zufamen. 

Die Lehrer haben den Berathungen nicht ongumohnen, wenn es ſich um ihre perjönlichen Verhältniffe 
. 


IR ‚$ 1. N ne 

r Durch "Gemeindebefcjtuf, welcher * ———— bedarf, fann für Angelegenheiten der Volksſchule 
eine beſondere Kommiſſion (Schulkonmiſſion) — werden, deren Einrichtung. und Wirfungsfreis in gleicher 
Weije näher zu beſtimmen iſt. 

Der Kommijjion mu jedenfalls ein Mitglied des Gemeinderaihs ala Vorfigender angehören, und es 
jolfen in: derjelben die Ortspfarrer der in der Gemeinde vorfonumenden dferfiſſe. ſowie die Vollsſchullehrer 
Vertretung erhalten. 

Für Bollsſchulen, die mehreren Gemeinden gemeinfehaftfich find, muß zu Verlangen des Gemeinderaths 
auch nur einer der betheiligten Gemeinden cine ſolche Kommiſſion beftellt werden. Einrichtung und Wirkungs- 
treis derjelben wird, wenn, darüber die betheiligten Gemeinden ſich wicht einigen ‚oder wenn deren Beſchlüſſe die 
Staatögenchmigung nicht erhalten, durch den Bezirksrath beſtimmt. 


§. 12. 


Die $$. 23—26 und $. 28 der Gemeindeordnung finden auch auf diejenigen Mitglieder ber drifichen 
Schulaufſichtsbehörde ($$. 10 und 11) Anwendung, welche nicht zugleich Gemeinderäche find. 
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$. 13. 

Zur Beauſſichtigung einer größeren Anzahl von Schulen werden Rreisichulräthe ernannt. 

Dieſelben follen izugleich den dienjtlichen Verkehr der Ortsichulbehörde und der. Lehrer mit der Oberichul- 
behörde vermitteln und. ein. erjprießliches Bujanımenwirken zwiſchen der Schulbehörde und den Kreisverjamm- 
lungen für Kreisichulanftalten, Waifenhäujer und Nettungsanitalten (Geſetz über die Organijation ber: inneren 
Verwaltung vom 5. Oftober 1863 $. 41, 3) heritellen. 

Die Oberſchulbehörde ift berechtigt, auch andere fachkundige Männer mit der Prüfung von Volksſchulen 
aushilfsweiſe zu beauftragen. 


Dritter Site 
Von der inneren Ginrihtung der Volksſchulen. 
Eriter Abſchnitt. 
Dahl und Art der Lehrer. 
8.14. _ 


In jeder Vollsſchule find fo viele Lchrerftellen zu errichten, da auf einen dauernd nicht mehr als hundert 
Schulkinder kommen. 

Aus ſehr erheblichen Gründen fann durch) die Oberſchulbehörde einem Lehrer auf unbeſtimmte Zeit aud) 
eine größere, jedod) nie eine hundert und dreißig überfteigende Zahl von Schülern überlafjen werden. 


8 15. 
Die zur Befriedigung eines dauernden Bedürfnisses errichteten Lehrerstellen werden theils mit 
Hauptlehrern, theils mit Unterlehrern besetzt. 
Mit Unterlehrern sind 'an; Volksschulen ‚mit”2 bis 5: Leehrerstellen eine, bei 6 bis 10 Lehrer- 
stellen zwei, bei 11 bis 15 drei Stellen u. s. f. zu besetzen. 
Beträgt jedoch die Zahl der ne dauernd mehr als 180 oder als 280, fo find zwei bezw. drei 
Hauptlehrer anzuſtellen. 
8. 16. 


Werden an einer Volksschule, bezw. an den Volksschulen einer Gemeinde, Lehrer stellen in 
grösserer, als der gesetzlich vorgeschriebenen Zahl errichtet, darf die Zahl der Unterlehrer ein Drittel 
der Gesammtzahl dauernd nicht übersteigen. Läßt ſich die Gesammtzahl nicht durd) brei ohne Weit 
theilen, ift die dauernde Verwendung eines weiteren Unterlehrers geftattet. 


LÄT, 


Für Volksschulen mit mehreren Hauptlehrern wird durch die Oberschulbehörde in stets wider- 
ruflicher Weise und mit vorzugsweiser Rücksichtnahme auf die berufliche Tüchtigkeit der einzelnen 
Hauptlehrer bestimmt, welcher derselben die Stelle des „ersten Lehrers“ einzunehmen hat, 

Wo bezw. solange der erste Lehrer nicht in der im vorgehenden Absatz bezeichneten Weise 
vestimmt ist, sowie bei Verhinderung des als solcher Ernannten, werden die Befugnisse und Ob- 
liegenheiten des ersten Lehrers von dem dienstältesten Hauptlehrer (von der ersten Anstellung als 
solcher an gerechnet) der betreffenden Schule, bei gleichem Diehstälter mehrerer von dem an Lebens- 
alter vorgehenden wahrgenommen. 


8. 18. | 
Lehrerinnen können an Volksschulen mit mindestens. drei J— verwendet werden. 


Ihre Verwendung bejdjränft ſich der Megel nach auf Klaſſen der vier erjten Schuljahre, in denen blos 
Mädchen oder auch Anaben und Mädchen zufammen zu unterrichten find. 
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Die dem ersten Lehrer zukommenden Befugnisse können durch eine Lehrerin nicht ausgeübt 
werden. 

Die Gesammtzahl der an Volksschulen des Grossherzogthums verwendeten Lehrerinnen soll nie 
höher sein als zehn Prozent der Gesammtzahl der jeweils im Grossherzogthum errichteten ständigen 
Lehrerstellen (Haupt- und Unterlehrerstellen zusammengerechnet). 


8. 19. 


Bei Beſetzung der Lehrerftellen an Volksſchulen ſoll auf das religidfe Belenntniß der die Schule ber 

fuchenden Kinder thunlichſt NRüdjicht genommen werben. 

Insbeſondere wird beftimmt: 

1. an Schulen, die nur Kinder eines Belenntniffes zu unterrichten haben, follen nur Lehrer des betreffen- 
den Belenntniffes angejtellt werden. 

2. Gehören die Schulkinder verjchiedenen Belenntnifien an, und ift nach deren Gefammtzahl nur ein 
Lchrer erforderlich ($. 14 diejes Gejeges), jo wird dieſer bem Bekenntniß der Mehrheit der Schüler 
entnommen. . 

Ein weiterer Lehrer, und zwar aus dem Belenntniffe der Minderheit, ift in den Gemeinden, im 
benen bisher Fraft Geſetzes konfeſſionelle Schulen getrennt beftanden haben, auf einen binnen fünf 
Yahren nach Einführung diejes Gejeges erfolgenden Beſchluß der Gemeinde anzuftelfen, wenn die Zahl 
der Schulkinder des in der Minderheit befindlichen Bekenntniſſes nach dem Durchichnitt der legten drei 
Jahre wenigftens zwanzig betragen hat. 


Zweiter Abſchnitt. 
Zwech, Unterrichtsgegenhäude und Disziplinarmittel der Volkoſchule. 


$. 20. 
Der Unterricht in der Volksjchule foll die Kinder zu verftändigen, religtössfittlichen Menſchen und dereinſt 
tüchtigen Mitgliedern des Gemeinweſens heranbiiden. 
Er hat fich auf folgende Gegenſtände zu erftreden: 
Religion, 
Leſen und Schreiben, 
Deutihe Sprade, 
Rechnen, 
Geſang, 
Zeichnen, 
das Wiſſenswürdigſte aus der Geometrie, der Erdkunde, der Naturgeſchichte und Naturlehre und aus 
der Geſchichte. 
Dazu kommen: 
fur Knaben: Leibesübungen, 
für Mädchen: Unterricht in weiblichen Arbeiten. 
Für Kinder, welche durch ihre Eltern oder deren Stellvertreter zur Theilnahme bestimmt wer- 
den, kann ferner ertheilt werden: 
an Knaben: Handtertigkeitsunterricht, 
an Mädchen: Unterweisung in der Haushaltungskunde, 
Noch weitere Gegenstände können in den Unterrichtsplan für Volksschulen oder Volksschul- 
Abtheilungen aufgenommen werden, welche als erweiterte eingerichtet sind (s$. 92 fl. dieses 
Gesetzes). 
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g. 21. 


Der Unterrichtsplan, im welchem ber Lehrftoff für die einzelnen Stufen und Maffen der Vollsſchule und 
die auf jeden Unterrichtäzweig zu verwendende Zeit näher bezeichnet ift, wird durd Verordnung beftimmt. 


$. 22. 


Für ben Meligionsunterricht werden für jede getremmt unterrichtete Wbtheilung der Schüler in den Lehr- 
plan der Volksſchule wöchentlich 3 Stunden aufgenommen. 

Der Religioneunterriht wird durch die betreffenden Kirchen- und Religionsgemeinfchaften beforgt und 
überwacht. Sie werden bei Ertheilung desjelben durd; den gemäß $. 26 Abj. 3 als befähigt erklärten Schul- 
Ichrer unterftügt. Zu dieſem Zwed follen aus dem wöchentlichen Stundendeputat eines Lehrers, ſoweit erforder- 
lich, je jehs Stunden verwendet werden. Im Uebrigen gejchieht die VBertheilung der Neligionsftunden zwiſchen 
dem Geiftlichen und dem Lehrer im Einverftändniß der beiberfeitigen Behörden. 

Der gefammte Lehrplan für den Neligionsunterricht in dem einzelnen Stufen und Klaſſen der Volksſchule 
wird von der oberen geiſtlichen Behörde aufgeſtellt, welche die Ausführung deffelben durd ihre Beamten über 
wachen und Prüfungen über den Religionsunterricht vornehmen. laffen kann. 

Die Kirchen und Religionsgemeinſchaften haben bei ihren Verfügungen in Betreff des Religionsunter- 
richts in den Volksſchulen die beftchende Schulorduung zu achten. « Diefe Verfügungen verkünden auf Mitthei- 
lung ber geiftlichen Behörden die oberen Schulbehörden an die Lehrer zur Nachachtung. 

Die Verkündung kann nicht verfagt werden, werm die Verfügungen nichts mit dem allgemeinen Schulord- 
nungen Unvereinbares ‚enthalten. 

Die Geiftlichen find. als Religionslehrer in. ben Volloſchulen an die Schulordnung gebunden. 

Den ſtaatlichen ſowohl als den geiſtlichen Behörden bleibt vorbehalten, die Ertheilung des — 
richts durch den see: abzuftellen. 


$. 23. 

Für Schulen, welche Schüler verſchiedener Bekenutniſſe zu unterrichten haben, aber nit mit Lehrern 
aus jebem der betreffenden Belenntniffe bejegt find, fan die Oberjchulbehörde anordnen, daß die Unterftügung 
für den Religionsunterricht ($. 22 Abſ. 2) des eines eigenen. Lehrers entbehrenden Belenntniffes — sofern 
die Zahl der diesem Bekenntnisse angehörenden Schulkinder dauernd mindestens fünfzehn beträgt — 
durch einen benachbarten Lehrer geleiftet werde. . \ 

" In gleicher Weise, oder durch Auferlegung besonders zu vergütender Unterrichtsstunden @. 37 
Abs. 1) an einen bekenntnissangehörigen Lehrer der betreffenden Schule, kann Aushilfe im Religions- 
unterricht für Volksschulen angeordnet werden, an welchen zwar Lehrer‘ des betreffenden Bekennt- 
nisses angestellt sind, jedoch in geringerer Zahl, als nach $. 14 und.$. 19 Abs. 2 Ziffer 1 anzustellen 
wären, wenn die betreffende Schule von Kindern 'noch anderer‘ Bekenntnisse nicht besucht würde. 

Die: durch „Verordnung zu regelnde Vergütung für dieſe Aushilfe (Abs. 1 und 2) hat die Gemeinde 
vorbehaltlich der Ueberwälzung auf die Staatslaffe ($. 56 Ziffer 4 $$. 73 ff.) zw leiften. \ 

Auch wo eine Anordnung nach Abjag 1 diefes Paragraphen nicht getroffen ift, muß für den vorge 
jchriebenen Meligionsunterricht des eines eigenen Lehrers entbehrenden Belenntniffes jedenfalls das vorhandene 
Schullolal und Heigimg dargeboten werben, joweit: dadurch der Übrige Unterricht nicht beeinträchtigt wird. 


$. 24. 

Zur Teilnahme an dem Unterricht in. weiblichen Arbeiten find bie Mädchen der vier letzten gahrgänge 
verpflichtet. 

Mit Rüdfiht auf örtliche Verhältniſſe kann durch ben Gemeinderath befchloffen werben, daß biefer 
Unterricht. während des Sommerhalbjahres ausgefegt werde. In dieſem alle erſtredt fi, wenn. nicht die 
‚höhere Behörde, eine Ausnahme bewilligt, die regelmäßige Verpflichtung zum Beſuche desſelben auf die fünf 
legten Jahrgänge. 

Verhandlungen der 2. Kammer 1891/92. Ates Beilageheft.; 17 
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Auf Verlangen der Eitern oder Pfleger ertheilt der Kreisschulrath Nachſicht, wenn er bie ——— 
erlangt, daß bie Kinder in denſelben Fertigkeiten ſonſt genügend unterrichtet werden. 
Wenn in einer Gemeinde mehrere Volksſchulen beftehen, wird durch den Gemeinderath beftimmt, ob der 
Unterricht in weiblichen Arbeiten im jeder bderfelben bejonders, oder für alle Schülerinnen gemeinfam ertheilt 
werden joll. 


8. 25. 
Die in der Vollsſchule zuläffigen Strafen werben durch Verordnung der Oberfchulbehörde unter Ge- 
nehmigung des Minifteriums beftimmt. 


WDierter Fitel. 
Bon den Lehrern und Lehrerinnen an den Vollksſchulen. 
Erfter Abſchnitt. 
Yon der Vorbereitung der Volksſchullehrer. 


8. 26. 


Die Aufnahme unter die Volksichullandidaten, durch welche die Befähigung für den Dienft eines Schul- 
gehilfen erlangt wird, gefchieht durch die Oberſchulbehörde in der ——— — — einer vorher beſtandenen 
Prüfung. 

Bei diefer Prüfung find bie betreffenden Kirchen- und ae: durch Beauftragte vertreten, 
welche die Kandidaten Hinfichtlich ihrer Befähigung zur Ertheilung des Religionsunterrichts prüfen. 

Die Entſcheidung über die Befähigung zur Ertheilung des Meligionsunterrichts fteht dem betreffenden 
Kirchen und Meligionsgemeinfchaften zu und wird ben Kandidaten durch Vermittelung der Oberſchulbehörde 
eröffnet. 

Zur Erleichterung ber Ausbildung von Vollsſchullehrern werden (Schul-)Lehrerfeminare gehalten, im 
welchen ber Unterricht unentgeltlich ertheilt wird, und im welchen Einrichtungen für gemeinjame Verpflegung 
von BZöglingen getroffen find. 


8. 27 * 


Die Schulgehilfen können nach Anorbnung der Oberfchulbehörde verwendet werben: 
als Unterlehrer, auf einer ftändigen, aber nicht für einen Hauptlehrer beftimmten Schulſtelle, ober 
als Schulvermwalter, auf einer zeitweilig erlebdigten Hauptlehrerftelle, oder 
als Hilfslehrer zur Unterftügung oder Vertretung eines Lehrers auf deffen Schulſtelle. 

Alle diefe Dienfte find wiberruflid. 


8. 28. 

Um bie Befähigung zur etatmässigen Anstellung zu erlangen, müſſen die Voltsichulfandidaten eine zweite, 
vorzugsweije für den Nachweis der praftiichen Ausbildung bejtimmte Prüfung — bie „Dienftprüfung“ — 
beftehen. 

Das Nähere über biefelbe wird durch Verordnung bejtimmt. 


8. 29. 


Die Bestimmungen der ersten drei Absätze von $ 26, sowie jene der 8$. 27 und 28 gelten 
auch hinsichtlich der Verwendung von Lehrerinnen als Schulgehilfinnen und der Anstellung von 
solchen in Hauptlehrerstellen. 
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Zweiter Abihnitt. 
Anwendung der Beamtengesetze auf die Lehrer an Volksschulen. 


5. 30. 


Hinsichtlich der Anstellung, der Pflichten, des Diensteinkommens der Lehrer (Lehrerinnen) an 
Volksschulen, der Versetzung derselben in Ruhestand, der Gewährung von Unterstützungsgehalten, 
der Versorgung ihrer Hinterbliebenen, ferner bezüglich der Dienstpolizei über Lehrer (Lehrerinnen) 
an Volksschulen finden die Bestimmungen der Abschnitte I bis VII, sowie des $. 134 (Abschnitt VIIL) 
des Beamtengesetzes vom 24. Juli 1888 — dessen $. 133 aufgehoben wird — ferner die Gehalts- 
ordnung ‘vom gleichen Tage und Abschnitt III. (Artikel 14 und ff.) des Etatgesetzes in der vom 
1. Januar 1890 an giltigen Fassung entsprechende Anwendung, soweit nicht in den folgenden 
85. 32—51 sowie in Titel VI. und VIII. dieses Gesetzes besondere Bestimmungen getroffen sind. 


8. 31. 


Endgiltig angestellte Hauptlehrer und Hauptlehrerinnen erhalten die Eigenschaft etatmässiger 
Beamten. 

Jedoch können nur die im Gehaltsetat ($. 57 Abs. 2) genehmigten Stellen in dieser Weise 
übertragen werden. 

Im Uebrigen sind, sofern nicht die Stelle dauernd im Vertragsverhältniss zu versehen ist, die 
Vorschriften für nicht etatmässige Beamte anwendbar. 


ß. 32. 


Vor der etatmässigen Besetzung einer Hauptlehrerstelle sind die in Betracht kommenden Lehrer 
(Lehrerinnen) der Ortsschulbebörde namhaft zu machen, um dieser Gelegenheit zu geben, ihre etwaigen 
Bedenken oder b®sonderen Wünsche zu äussern. 

War die Stelle zur Bewerbung ausgeschrieben, was im Falle eines desfallsigen Antrags der 
Ortsschulbehörde stets zu geschehen hat, wird der Ortsschulbehörde zu dem im vorhergehenden 
Absatze angegebenen Zwecke ein nach dem Dienstalter geordnetes Verzeichniss der als Bewerber 
aufgetretenen Lehrer (Lehrerinnen) mitgetheilt. 


$. 33. 


Eine Einvernahme der Ortsschulbehörde gemäss $. 32, erster Absatz, hat auch stattzufinden, 
wenn beabsichtigt ist, eine Hauptlehrerstelle etatmässig einem Hauptlehrer zu übertragen, dessen 
Versetzung im Interesse des Dienstes geboten oder gegen welchen im Wege des dienstpolizeilichen 
Verfahrens die Strafversetzung (Beamtengesetz $. 92 Ziffer 2, $. 94) ausgesprochen ist. 

Ausser dem Falle der Strafversetzung kann die Versetzung eines Hauptlehrers olıne dessen 
Zustimmung (Beamtengesetz $. 5) ferner nur stattfinden, nachdem auch die Örtsschulbehörde der 
Stelle, von welcher der Lehrer entfernt werden soll, darüber vernommen worden ist. 


$. 34, 

Lehrer, gegen welche wegen unzüchtiger Handlungen mit Schulkindern, oder nach erlittener 
gerichtlicher Verurtheilung wegen eines die öffentliche Achtung entziehenden Vergehens Dienstent- 
lassung (Beamtengesetz $. 92, 3 und $. 95) ausgesprochen worden, dürfen im Schuldienste nicht 
wieder verwendet werden. 

$. 36. 

Lehrerinnen, welche ausschliesslich für Unterricht in weiblichen Handarbeiten oder in Haus- 
haltungskunde bestimmt sind, werden durch die örtliche Schulbehörde vorbehaltlich der Genehmigung 

17° 
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des Kreisschuhatls ım verbiagsmässigen Dienstverhältniss bestellt. Die Art des von diesen 
Lehrerinnen zu erbringenden Befähigungsnachweises wird durch Verordnung bestimmt. 

Die nach Massgabe des vorbergehenden Absatzes angestellten Lehrerinnen sind auf Verlangen 
des Kreisschulraths vom Dienste zu entfernen, wenn deren Leistungen den zu stellenden Anfor- 
derungen nicht entsprechen, oder wenn deren sittliches Verhalten Grund zur Beanstandung bietet. 


8. 36. 

Mit Zustimmung der Gemeinde kann die Oberschulbehörde auch einer ansschliesslich für den 
Unterricht in weiblichen Handarbeiten oder in Haushaltungskunde bestimmten Lehrerin Beamten 
eigenschaft verleihen, wenn dieselbe zur Ertheilung dieses Unterrichts in vollem Umfange auf Grund 
einer bestandenen Prüfung, über welche das Nähere durch Verordnung bestimmt wird, durch‘ die 
Oberschulbehörde für befähigt erklärt ist und ihre ganze Zeit und Kraft dem Dienste als Lehrerin 
zu widmen hat. 

In etatmässiger Eigenschaft kann eine unverehelichte solche Lehrerin mit Zustimmung der 
Gemeinde auf einer Hauptlehrerstelle angestellt werden, welche über die gesetzlich gebotene Zahl 
($. 16) hinaus errichtet ist, und für welche von der Gemeinde die den Bestimmungen der Gehalts- 
ordnung entsprechenden Dienstbezüge dauernd zur Verfügung gestellt sind. 


$. 37. 


Jeder Zehrer (Lehrerin) an einer Volksſchule ift verpflichtet, wöchentlich bis zu 32 — zu 
übernehmen. Ueberdies hat er auf Verlangen der Gemeinde oder Anordnung der Oberschulbehörde noch 
bi® zu vier weiteren Stunden wöchentlich Unterricht an der Schule des Anstellungsortes, oder auch eines 
Nachbarortes gegen besondere Vergütung nach Massgabe des $. 46 dieses Gesetzes zu ertheilen. 

Ferner bat jeder Volksſchullehrer die Verpflichtung, den Unterricht anderer Lehrer an Voltsihulen desjelben 
oder eines benachbarten Ortes in Fällen von Erkrankung oder fonftiger Dienftbehinderung, Beurlaubung oder 
Dienfterledigung, bis in anderer Weife geforgt ift, nad) Kräften mitzuverfchen Der Stelivertreter erhält, 
— ſofern die Aushilfe im Anſtellungsort länger als zwei Monate dauert, vom Ablauf dieſer Zeit an, bei einer 
in Nachbarorten zu leiſtenden Aushilfe dagegen für die ganze Zeit derſelben — eine durch Verordnung zu 
beftinnmende Vergütung, weiche jedenfalls für das Jahr nicht mehr als 800 Mark betragen soll. 


$. 38, 


Volksschullchrer, die einen durch die zuständige kirchliche Behörde ihnen angetragenen, für 
die Kirchen- (Religions-) Gemeinde, welcher der Lehrer selbst angehört, auszuübenden ; Organisten- 
bezw. Vorsängerdienst — überhaupt oder unter den angebotenen Bedingungen — anzunehmen. sich 
weigern, können auf Antrag der kirchlichen Oberbehörde des betreffenden Religionstheiles durch die 
Oberschulbehörde zur Uebernahme und Besorgung des Dienstes angehalten werden. Dabei. sind 
durch die Oberschulbehörde nach Anhören der Kirchenbehörde und des Lehrers der Betrag der Ver- 
gütung, sowie nöthigenfalls die weiteren Bedingungen festzusetzen, von deren Leistung bezw. Ein- 
haltung die Verpflichtung des Lehrers zur Uebernalhme des Dienstes abhängig sein soll. 

Andere niedere kirchliche Dienste dürfen die Lehrer nicht übernehmen. 


$. 39. 

Hauptlehrer an Volksschulen erhalten: 

a. Einen jährlichen Gehalt, welcher — olıne Rücksicht auf den Ort ihrer Anstellung — von 
elfhundert Mark (Anfangsgehalt) bis zu eintausend achthundert Mark (Höchstgehalt) ansteigt. Die 
Erhöhung des Gehaltes vom Anfangs- bis zum Höchstbetrag tritt ein durch Zulagen von je hundert 
Mark, welche naclı Massgabe der Bestimmungen der Gehaltsordnung gewährt werden, und zwar: 
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Die erste (ARIENEIENER) nach Ablauf von drei Jahren: seit dem Zeitpunkt der ersten etat- 
mässigen Anstellung: 

Die weiteren (ordentlichen) — nach je vier weiteren Dienetjahren. 

b. Freie Wohnung nach $. 42 dieses Gesetzes, 

Hauptlehrerinnen an Volksschulen erhalten Gehalt wie Hauptlehrer, jedoch nur bis zu einem 
Höchstbetrag des Gehaltes von eintausend vierhundert Mark für das Jahr. 

Hauptlehrer und Hanptlehrerinnen, welche sich vier Jahre im 'Bezuge des in den vorher- 
gehenden Absätzen bestimmten Höchstgehaltes befunden haben, erhalten als Nebengehalt eine Alters- 
zulage von hundert Mark. 


$. 40. 

Der Betrag des nach < 39 bewilligten Gehaltes bildet mit Hinzureehmung des für die erste 
Ortsklasse (festgesetzten Betrages: des Wohnungsgeldes der fünften. Dienstklasse des in der Anlage 
zum Beamtengesetz enthaltenen Wohnungsgeldtarifs den Einkommensanschlag, weleher (bei Haupt- 
lehrern) für die Bemessung‘ des. Ruhe-, Unterstützungs- und Versorgungsgehaltes, sowie des Wittwen- 
kassenbeitrages; beziehungsweise: (bei Hauptlehrerinnen) für die. Bemessung des Ruhe- oder Unter+ 
stützungsgehaltes zugrunde zu legen: ist, 

| g. 4. 

An Volksschulen mit mindestens drei Hauptlehrern erhält der erste derselben ($. 17 dieses 

Gesetzes) für die Dauer dieser seiner Stellung eine Dienstzulage von jährlich hundert Mark, wenn 


an: der ‚betreffenden Schale ‚die Gesammtzahl der Lehrerstellen (Haupt- und Unterlebrer zusammen- 
gerechnet) nicht über vier, und von jährlich zweihundert Mark, wenn dieselbe mehr als vier beträgt. 


$. 42. 

Die: Wohnung fir: einen Hauptlehrer soll in der Regel mindestens vier Wohnräume — davon 
zwei von je 20 bis 25 Quadratmeter Grundfläche und heizbar, die übrigen von je 15 bis 18 Quadrat- 
meter Grundfläche — ferner eine: Küche: und die sonst. noch erforderlichen Haushaltungsräume 
umfassen. 

Im Uebrigen werden — unbeschadet der baupolizeilichen Vorschriften — die näheren Anord- 
nungen über dem: Umfang: und die:sonstäge Beschaffenheit der Dienstwohnung für Hauptlehrer durch 
die Oberschulbehärde ‚unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse getroffen. 


5 48. 

Solange einem Hauptlehrer der Genuss freier Wohnung ($: 39, b.) nicht gewährt, werden kann, 
erhält er eine Miethzinsentschädigung, welehe — wenn eine Vereinbarung über die Höhe derselben 
nicht‘ zustande kommt’ durch den Bezirksrath unter Berücksichtigung der ortsüblichen Miethpreise 
festgesetzt wird, jedoch ‚nicht weniger betragen soll, als das im Wohnungsgeldtarif des Beamten- 
gesetzes für die betreffundd Ortsklasse bestimmte Wohnungsgeld der V. Dienstklasse. 

Hauptlehrerinnen haben nur Miethzinsentschädigang, und: diese nicht höher als im Betrag. des 
im vorhergehenden Absatz bezeichneten Wohnungsgeldes zu beanspruchen. 


8. 44. 
Lehrer und Lehrerinnen in nicht etatmässiger Stellung ($ 27 dieses Gesetzes) erhalten eine 
Vergütung von jährlich achthundert Mark. 
Diese Vergütung erhöht sich auf neunhundert Mark für das Jahr für Lehrer und Lehrerinnen, 
welche die Dienstprüfung oder eine die letztere vertretende Prüfung bestanden haben, und zwar 
vom Anfang des anf die Ablegung der Prüfung folgenden Monats an. 
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Für Schulverwalter‘ kann aus besonderen Gründen, namentlich bei schon vorgerücktem 
Dienstalter, die Vergütung bis zum Betrage des Anfangsgehaltes eines Hauptlebrers (1100 A) durch 
die Oberschulbehörde erhöht werden. 


$. 45. 

"Neben der in $. 44 bestimmten Vergütung haben anzusprechen: 

a. Unterlehrer (Unterlehrerinnen): einen mit dem erforderlichen RER DEREN eingerichteten 
heizbaren Wohnraum von mindestens 18 Quadratmeter Grundfläche. Das Nähere über die Ein- 
richtung des Wohnraumes wird durch Verordnung bestimmt. 

Mit Zustimmung der Oberschulbehörde kann vorübergehend oder ständig statt des Wohnraumes 
Miethzinsentschädigung gegeben werden, welche mindestens drei Fünftel des in $. 43 Absatz 1 be- 
zeichneten Wohnungsgeldes betragen soll. 

b. Hilfslehrer (Hilfslehrerinnen): Miethzinsentschädirung im Betrage von drei Fünftel des 
vorbezeichneten Wohnungsgeldes. 

c. Schulverwalter (Schulverwalterinnen): Benützung .der Hauptlehrers-Wohnung, wenn der 
abgegangene Hauptlehrer im Genuss einer freien Wohnung war und über dieselbe nicht anderweit 
— zugunsten eines anderen Hauptlehrers oder gemäss $. 26, vierter Absatz (letzter Satz) des Be- 
amtengesetzes — verfügt ist; andernfalls eine Dienstzulage als Mietbzinsentschädigung im Betrage 
des in $. 43 Absatz 1 bezeichneten Wohnungsgeldes. 


$. 46. 


Ausser den mit dem Hauptdienste nach $$. 39, 41, 43, 44, 45 verbundenen Bezügen haben 
Lehrer (Lehrerinnen) an Volksschulen zu empfangen: 

a. für jede gemäss $. 37 über die gesetzliche Höchstzahl hinaus ertheilte wöchentliche Unter- 
richtsstunde (Turn- und Arbeitsunterricht ausgenommen) fünfzig Mark jährlich; 

b. für jede in gleicher Weise zu ertheilende Stunde Turnunterricht jährlich fünfundzwanzig 
Mark, welche Vergütung sich bei Schulen, an welchen der Turnunterricht nicht auf das ganze Jahr 
sich erstreckt, auf fünfzehn Mark für jede Wochenstunde ermässigt. 


$. 47. 


Die Belohnung der im vertragsmässigen Dienstverhältniss verwendeten Lebrerinnen für Unter- 
richt in weiblichen Handarbeiten oder in Haushaltungskunde ($. 35) wird nach: Anhörung des Ge- 
meinderaths durch die Staatsverwaltungsbehörde festgesetzt. Dieselbe soll für das Jahr und für jede 
wöchentlich zu ertheilende Unterrichtsstunde nicht weniger betragen, als 

fünfundzwanzig Mark, wenn der Unterricht während des ganzen Jahres ertheilt, 

fünfzehn Mark, wenn derselbe während der Sommermonate ausgesetzt wird. 

In der Stellung nicht etatmässiger Beamten ($. 36) sind solchen Lehrerinnen mindestens die 
für die Unterlehrerinnen festgesetzten Bezüge ($. 44 Absatz 1 und £. 45, a). zu gewähren; die in 
etatmässiger Eigenschaft angestellten ($. 36 Absatz 2) erhalten das für RER bestimmte 
Einkommen ($. 39 Absatz 2 und $. 43 Absatz 2.) 


$. 48. 


Wenn im Falle des $. 33 erster Absatz die Ortsschulbehörde der Schule, an welche ein von 
seiner Stelle zu entfernender Hauptlehrer versetzt werden sollte, Widerspruch erhoben hat, oder 
wenn — ohne dass schon eine Anfrage nach $. 33 Absatz 1 stattgefunden — die Entfernung eines 
Hauptlehrers von seiner Stelle für durchaus unverschieblich zu erachten ist, kann der zu entfernende 
Lehrer in einstweiligen Ruhestand versetzt werden. 

Die im einstweiligen Ruhestand befindlichen Lehrer werden in die Gesammtzahl der nach dem 
Staatsvoranschlag anstellbaren Hauptlehrer «$$. 14-16) eingerechnet. Dieselben sind einstweilen - 
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bis zur etwaigen etatmässigen Wiederanstellung bezw. bis zur Zuruhesetzung nach. $. 28 des Be- 
amtengesetzes — gemäss 8. 27 dieses Gesetzes im Schuldienste weiterhin zu verwenden und ver- 
pflichtet, jeder Weisung der -Oberschulbehörde zur Uebernahme eines solchen Dienstes Folge zu leisten. 
($. 60, 3 des Beamtengesetzes.) 

Im Falle einer nachfolgenden Wiederanstellung als Hauptlehrer kommt die, im. einstweiligen 
Ruhestand zugebrachte Zeit für den. bei späterer endgiltiger Zuruhesetzung zu gewährenden Ruhe- 
gehalt als Dienstzeit im Anrechnung, sofern und soweit während. des einstweiligen Ruhestandes eine 
Dienstversehung nach $. 27 — hat. 


3 49. 

Im einstweiligen Ruhestand befindliche Hauptlehrer, welchen eine Stelle als — Hilfs- 
lehrer oder Schulverwalter übertragen ist, haben neben den in. dieser Stellung, gemäss ‚6$. 44 und, 45 
ihnen zukommenden  Bezügen den nach $. 36 des Beamtengesetzes zu bemessenden, Wartegehalt in- 
soweit fortzubeziehen, als erforderlich ist zur Ergänzung der mit der nicht etatmässigen Dienststelle 
verbundenen Vergütung auf den Betrag des im Zeitpunkte der Versetzung in einstweiligen. Ruhe- 
stand bezogenen Gehaltes. 

$. 50. 


Die Ruhe- und Unterstützungsgehalte, welche auf Grund dieses Gesetzes für Lehrer (Lehrerinnen, 
einschliesslich der Lehrerinnen für Unterricht in weiblichen Handarbeiten oder in Haushaltungs- 
kunde) an Volksschulen bewilligt werden, sind aus der Staatskasse zu bestreiten. 

Ebenso werden aus der Staatskasse (Beamtenwittwenkasse) die Versorgungsgehalte für Hinter- 
bliebene von Volksschulhauptlehrern bestritten, wogegen dieser Kasse die Wittwenkassenbeiträge 
(Beamtengesetz $$. 70 fi.) der Volksschulhauptlehrer, sowie aus der Staatskasse die nach $ 84 des 
Beamtengesetzes zu bemessenden Zuschüsse zufliessen. 


$. 51. 
In der Abtheilung des Staatsvoranschlags für Volksschulen ist je ein angemessener Betag auf- 
zunehmen: - 
a. Als Unterstützungsfond für Lehrer (Lehrerinnen) an Volksschulen: 
b. zur Gewährung von Gnadengaben. 
Auf beide Fonds finden die Vorschriften in Artikel 29 und 30 des Etatgesetzes Anwendung. 


Sünfter Siter. | 
Von. der Bestreitung des Aufwandes für die Volksschulen. 
Erster Abschnitt. 
Von der Deokung der Gehalte und anderen Bezüge der Lehrer und Lehrerinnen. 
F. 52. 


Zur Bestreitung der Gehalte und anderen Bezüge der Lehrer an Volksschulen hat — vor- 
behaltlich der Bestimmungen in $$. 94 und 99 — jede Schulgemeinde ($. 6 dieses Gesetzes) in die 
Staatskasse als Pauschbetrag einzuzahlen: 

1. Einen Jahresbeitrag für jede an der Volksschule (den Volksschulen) der Gemeinde nach 
$$. 14 und 15 dieses Gesetzes errichtete ständige Lehrerstelle, und zwar: 

a. für Hauptlehrerstellen in Gemeinden 


von nicht über 500 Einwohnern . . . . . 780 M. 
„ 501 bis 1000 Einwohnern . : . 2.2.7. 840 „ 
„ 1001 bis 2500 Einwohnern . . . 2... 960 „ 


„ mehr als 2500 Einwohnern . . ) .'. 1080. „ 
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b, für jede Unterlehrerstelle in Gemeinden 
von nicht über 2500 Einwohnern . : . 2... 660.M. 
„ mehr als 2500 Einwohnen. . .» » . . 700. MM 

Für Lehrerstellen, welche über die gesetzlich vorgeschriebene Zahl ($$. 14 und. 15). hinaus er- 

richtet sind, ist von der Gemeinde — ohne Rücksicht auf deren Einwohnerzahl — jährlich zu: zahlen: 
für jede solche Hauptlehrerstelle . . » 2 2 2:2». 1450 M; 
für Unterlehrerstellen . . . ern 2.7 MO 

Die vorbezeichneten Jahresbeiträge (Ziffer 1 — ı und 2) sind unverkürzt auch für die 
Zeit zu entrichten, während deren Lehrerstellen an der betreffenden Schule erledigt sind. 

2. Einen weiteren Jahresbeitrag, welcher für jeweils eine Periode von zehn Jahren derart fest- 
gesetzt wird, dass nach dem Durchschnitt der Zahl der Kinder, die in jedem der drei letzten, einer 
zehnjährigen Periode vorangegangenen Schuljahre die Volksschule (die Volksschulen) der betreffenden 
Gemeinde besucht haben, für jedes Schulkind ein Betrag von'2 AM 80 4 in Anrechnung kommt. 

Eine neue Festsetzung hat im Laufe einer zehnjährigen: Periode, mit Wirkung für die daran 
noch nicht umlaufene Restzeit, bei jeder Verinehrung der Zahl der ständigen Lehrerstellen S 14) 
einzutreten. 


$. 53. 


Mit den in $. 52 bezeichneten Gemeindebeiträgen und — söweit diese nicht ausreichen — aus 
allgemeinen Staatsmitteln sind zu bestreiten und auf Grund der Genehmigung im Staatsvoranschlag 
aus der Staatskasse zu zahlen: 

1. Die Gehalte der Hauptlehrer und Hauptlehrerinnen — $. 39 und $. 41; 

2. Die Vergütungen für die in nicht etatmässiger Stellung verwendeten Lehrer ünd Lehrerinnen 
— g. 44; 

3. Die Miethzinsentschädigungen für Hilfslehrer (Hilfslehrerinnen), die nicht im Genuss einer 
Wohnung sind — $. 45, b.; 

4. Die Vergütung für Mitversehung  erledigter Lehrerstellen oder in Fällen der Dienstbehin- 
derung oder Beurlaubung eines Lehrers — $. 37 Absatz 2; 

5. Die Sterbegehalte an’ Hinterbliebene von: Lehrern — $$. 55 bis 58: des Beamtengesetzes;. 

6. Die Vergütungen für Umzugskosten bei Versetzungen, welche zu gewähren sind 

a nicht etatmässigen Lehrern (Lehrerinnen), deren Versetzung nicht: lediglich anf ihren 
Antrag und nicht infolge eigenen Verschuldens, 

b. Hauptlehrern, deren Versetzung. gegen ibren Willen und nicht zugleich infolge eigenen 
Verschuldens verfügt worden ist; = 

7. Tagesgebtfhren und ge velche infolge‘ von Atortinungen staatlicher 
Schulbehörden Lehrern zu — sind. — 


Et 
2 ws v 


* 


$. 54. 


Die nach $. 39, b und $. 42 jedem Hauptlehrer zukommende freie Wohnung ist von der Schul- 
gemeinde ($. 6) zu stellen; auch hat dieselbe die öffentlichen Lasten und Abgaben zu tragen, welche 
von solchen Wohnungen zu entrichten sind. 

Von dem im Genuss der Wohnung befindlichen Lehrer sind. die gesetzlich "dem Miether oblie- 
genden kleinen Ausbesserungen zu bestreiten. 


l 


$. 55. 
Wohnungen für Hauptlehrer, die als den. gesetzlichen — entsprechend von der 
Oberschulbehörde anerkannt und angenommen sind, dürfen nur mit deren Zustimmung von der Ge- 
meinde zu anderweiter Verwendung zurückgezogen werden. 
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Zur Neubeschaffung noch fehlender Wohnungen soll bei Volksschulen mit mehreren Hauptlehrern, 
sofern mindestens für einen ‘den ersten) derselben Wohnung vorhanden, die Gemeinde gegen ihren 
Willen nur angehalten werden, wenn ein dringendes Bedürfniss vorliegt. 

Die Entscheidung hierüber trifft auf Antrag der Oberschulbehörde der Bezirksrath. 

Ueber die Zuweisung der in einer Gemeinde in Mehrzahl vorhandenen Wohnungen an die ein- 
zelnen Hauptlehrer beschliesst die örtliche Schulbehörde, deren Entscheidung jedoch die Oberschul- 
behörde auf Anrufen eines Betheiligten oder von Amtswegen ändern kann. 


$. 56. 


Von der Gemeinde sind unmittelbar an die Forderungsberechtigten zu entrichten — wobei 
hinsichtlich der Zahlung ständiger Bezüge $. 86 des Beamtengesetzes in Anwendung kommt: 

1. Die Gehalte bezw. Belohnungen der Lehrerinnen, die ausschliesslich für Unterricht in weib- 
lichen Handarbeiten bestimmt sind $$ 35, 36, 47; 

2. Die Miethzinsentschädigungen für Hauptlehrer (Hauptlehrerinnen) und Schulverwalter (Schul- 
verwalterinnen), welche nicht im Genuss freier Wohnung sich befinden — $. 43, $. 45 c.; 

3. Die Miethzinsentschädigungen für die nicht mit Wohnung ausgestatteten Unterlehrer (Unter- 
lehrerinnen) — $. 45 a, Absatz 2; 

4. Die nach $. 23 und $. 46 zu leistenden besonderen Vergütungen, soweit solche nicht aus 
der Staatskasse zu entrichten sind — $. 53, 4; 

5. Alle Vergütungen, welche durch besondere der Gemeinde freigestellte unterrichtliche Ver- 
anstaltungen — z. B. Handfertigkeitsunterricht für Knaben, Unterweisung in der Haushaltungskunde 
für Mädchen, Musikunterricht — veranlasst sind. 


$&. 57. 


Für die Festsetzung der nach $ 52, 1 zu leistenden Beiträge ist die bei der jeweils jüngsten 
Volkszählung‘ ermittelte Einwohnerzahl der politischen Gemeinde massgebend, in deren Bezirk die 
Schule gelegen ist. 

Als errichtet im Sinne und mit der Wirkung des $ 52 gelten Hauptlehrerstellen, wenn 
bezw. solange sie in dem auf die Volksschulen bezüglichen Gehaltsetat des Staatsvoranschlags auf- 
geführt sind, und zwar neuzugehende mit Wirkung vom Tage der Verkündung des betreffenden 
Finanzgesetzes an. 

Neue Unterlehrerstellen gelten für errichtet vom Tage der erstmaligen Besetzung (des 
Dienstantritts) an; die letztere kann erfolgen, sobald die Oberschulbehörde und die Gemeinde über 
die Errichtung der Stelle einverstanden sind, oder die Errichtung durch vollzugsreifes Erkenntniss 
der Staatsverwaltungsbehörde ausgesprochen ist. 


$. 58. 


Zur Deckung der nach $ 52, 1 an die Staatskasse zu leistenden Einzahlungen sind von der 
Gemeinde zunächst zu verwenden: Der Ertrag der Schulpfründe, namentlidy auch der zu ihrer Dotation 
gehörigen Liegenschaften und Almendnugungen, fowie der Ertrag der für Unterhaltung der Lehrer beftimmten 
Ortsfonds (namentlich der Ablösungskapitalien für frühere Leistungen zu Lehrergehalten) einſchließlich 
ber Leiftungen, zu welchen Andere, auch die politiiche Gemeinde, der Schule kraft einer rechtsgiltigen Dotation 
oder überhaupt privatrechtlich verpflichtet find. 


8. 59. 
Hat ein Ortsfond nebſt Unterhaltung der Lehrer zugleich noch andere Stiftungszwede, jo verbleibt es bei 


der nach $. 15 des Volfsihulgejekes vom 28. Auguft 1835 vollzogenen Vertheilung der Erträgniffe des Fonds, 
Verhandlungen der 2, Rammer 1891/92, a4tes Beilagebeft. 18 
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bis etwa die Vermehrung bderjelben eine verhältnigmäßige Erhöhung des Beitrages zum Lehrergehalt geftattet, 
oder ihre Verminderung eine Herabminderung desjelben nöthig macht. 

Indessen fann der bisherige Beitrag, auch ohme daß der Ertrag des Fonds ſich vermehrte, alsdann 
erhöht werden, wenn diejenigen, welche hinfichtlic der anderen Zwecke der Stiftung beredjtigt find, oder ihre 
Vertreter dazu eimwilligen, oder wenn es ohnehin ſchon nad) den Stiftungsvorjchriften zuläſſig ift. 


$. 60. 


Hat ein Ortsfond, der urjprünglich nicht ausdrüdlich zugleich für Unterhaltung der Lehrer geftiftet ift 
($$ 58, 59), dennod bis zum 28. Wuguft 1835 Lehrergehalte oder Beiträge hiezu (jedoch nicht blos vorüber- 
gehende Unterjtügungen) aus feinen Ueberſchüſſen bezahlt, jo kommen dabei die Beftimmungen der $$. 58 und 59 
ebenfalls zur Anwendung; jedoch Fünnen hier die Hinfichtlic) der übrigen Stiftungszwede Berechtigten, oder 
ihre gejetzlichen Vertreter eine Minderung oder Aufhebung jener Beiträge verlangen, fobald fie nachweijen, daß 
die vollfommene Erfüllung der nächſten Stiftungszwede gar feine oder feine jo großen Ueberſchüſſe mehr übrig 
laffe, aljo die Aufhebung oder Verminderung jener Beiträge zu Lehrergehalten nöthig mache. 


$. 61. 


Die Vorſchriften des $. 59 find aud auf Diftriktsftiftungen anwendbar, aus welchen Lehrergehafte oder 
Beiträge hiezu bezahlt werden. 

Derjenige Theil des hiernach für Lehrergehalte zu verwendenden Ertrags einer Diftriktsftiftung, welcher 
nicht nad) $. 18 des Bolksjchulgejeges vom 28. Auguft 1835 einer beftimmten Schule zum Voraus zugewieſen 
it, ift aber, ſoweit nicht ausdrückliche Stiftungsvorfchriften entgegenstehen, unter die berechtigten Orte neu zu 
vertheilen, werm fich die Bedürfniſſe ihrer Volksſchulen erheblich ändern. 

ALS Bedürfniß einer Volksichule im Sinne des vorhergehenden Abſatzes gilt derfenige Betrag, welcher 
an der Summe der nach $. 52, !, a und b an die Staatskasse zu leistenden Einzahlungen, mit Bei- 
schlagung eines nach $. 43 Absatz 1 festzustellenden Werthanschlags für die den Hauptlehrern zu- 
kommende freie Wohnung nach Aufrechnung der in den $$. 58, 59 und 60 gedachten Einkünfte 
noch ungedeckt ist. : 

$. 62. 

Die in den $$. 58 bis 61 bezeichneten Einkünfte werden für die Gemeindekasse vereinnahmt, 
wogegen aus dieser Kasse alle damit verbundenen öffentlichen Lasten zu bestreiten sind. 

Das Vermögen der Schulpfründen, zu welchem insbesondere die Ablösungskapitalien für abge- 
löste Leistungen zu Lehrergehalten gehören, muss als Stiftungsvermögen im Grundstock ungeschmälert 
erhalten bleiben. 

Die Einhaltung dieser Vorschrift ist durch die hinsichtlich der Aufsicht über die Verwaltung 
des örtlichen Schulvermögens zuständigen Behörden zu überwachen. 


8. 63. 


Ohne Zustimmung der Oberschulbehörde dürfen landwirthschaftliche Grundstücke, welche der 
Schule stiftungsgemäss gewidmet sind, nicht veräussert, und Liegenschaften der Gemeinde, deren 
Benützung zur Zeit der Einführung dieses Gesetzes einen Theil des festen Gehaltes eines Lehrers 
ausmacht, von der Gemeinde nicht zu anderweiter Verwendung zurückgezogen werden. 

Das Gleiche ‚gilt von Gebäuden, welche im nämlichen Zeitpunkt behufs der Bewirthschaftung 
solcher Grundstücke einem Lehrer zur Benützung zustehen. 


$. 64. 
Auf Verlangen des Hauptlehrers müssen diesem für die Dauer seiner Anstellung in der Ge- 
meinde die in $. 63 bezeichneten Liegenschaften in Pacht gegeben werden, und zwar für einen drei 
‚Prozent der Grundsteueranschläge der landwirthschaftlichen Grundstücke nicht übersteigenden Pacht- 
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zins, Für die in diesem Falle dem Lehrer mit zu überlassenden, zur Bewirthschaftung der Grund- 
stücke bestimmten Gebäude — sofern solche vorhanden sind — darf ein begonderer Pachtzins nicht 
gefordert werden. 

Hausgärten von nicht mehr als fünf Ar Flächeninhalt gelten als Zugehörde der Dienstwohnung, 
deren Genuss der Inhaber der letzteren ohne besonderes Entgelt anzusprechen hat. 

Die Gemeinde kann verlangen, dass der ihr zukommende Pachtzins (Absatz 1) von der Staats- 
kasse für Rechnung des Lehrers an die Gemeindekasse bezahlt bezw. an den von letzterer zu 
leistenden Einzahlungen ($. 52) in Abrechnung gebracht werde. 


$. 65. 


In Ermangelung anderer Vereinbarung unter den Betheiligten beginnt das Pachtverhältniss für 
einen in die Pachtberechtigung neu eintretenden Hauptlehrer mit dem nächstfolgenden 24. Oktober 
und endigt mit dem auf das Erlöschen der Berechtigung folgenden 23. Oktober. Im Falle des Ab- 
lebens des Hauptlehrers dauert das Pachtverhältniss für Rechnung der Erben noch bis zum nächıst- 
fulgenden 23. Oktober. 

Der pachtberechtigte Lehrer darf die Schnlgüter weder ganz noch theilweise in Afterpacht 
geben, muss vielmehr dieselben, wenn er die Selbstbewirthschaftung nicht fortsetzen will, der Ge- 
meinde abtreten. Jedoch kann dies, in Ermangelung anderer Vereinbarung, nur auf den 23. Oktober 
eines Jahres nach vorausgegangener mindestens halbjähriger Kündigung geschehen. 

Die Gemeinde kann die Auflösung des Pachtverhältnisses nur aus Gründen fordern, welche nach 
dem bürgerlichen Rechte den Bestandgeber zur Aufhebung eines Bestandes vor Beendigung der ver- 
tragsmässigen Dauer desselben berechtigen. 

Der Hauptlehrer, welcher aus dem Pachtverhältniss durch eigene Kündigung oder durch Auf- 
hebung desselben seitens der Gemeinde ausgeschieden ist, kann eine Wiedereinsetzung nicht ver- 
langen. 

8. 66. 


Bei Volksschulen mit mehreren Hauptlehrern steht die Ausübung der in $. 64 bezeichneten 
Berechtigung demjenigen zu, welcher am längsten in der Gemeinde als Hauptlehrer angestellt ist. 

Will dieser von der Berechtigung nicht Gebrauch machen, oder scheidet er gemäss $. 65 letzter 
Absatz aus dem Pachtverhältniss aus, tritt an dessen Stelle der im Dienstalter als Hauptlehrer in 
derselben Gemeinde nächstfolgende. 


S. 67. 

Wenn in einer Gemeinde mit mehreren Hauptlehrern Schulgüter (2. 63), in solchem Gesammt- 
umfange vorhanden sind, dass daraus zwei oder mehr Loose von mindestens je 20 Ar Flächeninhalt 
zweckmässig sich bilden lassen, kann die Ortsschulbehörde die Theilung in Loose beschliessen. Der 
Beschluss der Ortsschulbehörde bedarf der Genehmigung der Oberschnlbehörde nach vorheriger Be- 
gutachtung durch den Bezirksrath. 

Hinsichtlich der einzelnen Loose finden sodann die $$. 64, 65 und 66 entsprechende Anwendung. 


8. 68. 


Zur Aufbringung des nach der Zahl der Schulkinder sich richtenden Gemeindebeitrages ($. 52, 2) 
ist als „Schulgeld* für jedes Kind, weiches die Volksſchule befucht, ein Vorausbeitrag von 3 M 20.3 
jährlich von dem zur Ernährung des Kindes PVerpflichteten an die Gemeinde zu entrichten. 

Beſuchen mehrere Kinder einer Familie gleichzeitig die nämliche Volksſchule, jo iſt nur für das erite der 
volle Betrag, für das zweite, dritte umd vierte dagegen nur die Hälfte und für die übrigen Kinder fein Schul- 
geld zu zahlen. 

18* 
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8. 69. 

Unvermögende find von der Zahlung des Schulgeldes für diejenige Volksſchule, zu deren Beſuch eine 
gejegliche Verpflichtung befteht (F. 1 Abſatz 1 Sat 1 des Gefeges), durch die Gemeindebehörde — bei Volks— 
ſchulen, die mehreren Gemeinden gemeinichaftlich find, durch die Schulfommiffion, beziehungsweife, falls eine 
folche nicht beftelit ift, durch die in $. 83 Absatz 3 bezeichnete Gemeindebehörde — je nad) dem Grabe 
ber Unvermöglichkeit ganz oder zu beftimmten Theilen zu befreien. 

Die nachgelassenen, sowie die nicht beibringlichen Schulgeldbeträge bleiben der Schulgemeinde 
($. 6) zur Last. 

Gegen die Verweigerung des Gefuhs um Schulgeldbefreiung fteht dem Betroffenen die Beſchwerde im 
Verwaltungswege zu. 

Die Befreiung von der Schulgeldzahlung gilt nicht als Armenunterftügung. 


$. 70. 

Wo fih Fonds befinden, welche nad; ihrem Zwecke ober gemäß der Beftimmungen der 68. 58 bis 61 
zur Zahlung des Sculgeldes verfügbar find, fünnen diefelben zur Bestreitung des nach $. 52, 2 der Ge- 
meinde obliegenden Beitrages verwendet werden, wogegen für die zum Fond Berechtigten das an die 
Gemeinde zu entrichtende Schulgeld verhältnissmässig zu mindern bezw. ganz zu erlassen ist. 


$. 71. 

Durch einen mit zwei Dritttheilen der Stimmen gefahten, von der Staatsbehörbe genehmigten Gemeinde- 
beihluß fann auf die Erhebung des nach $. 68 der Gemeinde zukommenden Schulgeldes verzichtet 
werden. 

Ist dieser Verzicht nicht für die Dauer eines zum Voraus bestimmten Zeitraumes erfolgt, kann 
die Wiedereinführung der Schulgelderhebung durch einfachen Gemeindebeschluss jederzeit angeordnet 
werden. 

Auf die Verpflichtung der Gemeinde zur Leistung des in $. 52, 2 dieses Gesetzes bezeichneten 
Beitrages ist ein etwaiger Verzicht der Gemeinde auf Schulgelderhebung ohne Einfluss. 


8. 72. 

Soweit die nach den $$. 52 und 56 der Gemeinde für die Volksschule obliegenden Ausgaben 
durch die Einnahmen, von welchen die $$. 58 bis 62 und $$. 68 bis 71 handeln, nicht gedeckt 
werden, ist der bezügliche Aufwand nach Massgabe der Bestimmungen der Gemeindeordnung über 
den Gemeindeaufwand und die Mittel zu dessen Deckung aufzubringen, jedoch unter folgenden Be- 
schränkungen ($3. 73-82). 

$. 73. 
Zur Aufbringung desjenigen Schulaufwandes, welcher umfasst: 
a. den nach $ 52, la und b an die Staatskasse einzuzahlenden Jahresbeitrag, abzüglich des- 
jenigen Betrages, welcher durch Einkünfte der in $$. 58 bis 02 bezeichneten Art gedeckt ist; 
b. die etwaige Vergütung für besonders angeordnete Aushilfe in der Ertheilung von Reli- 
gionsunterricht ($. 23, $ 46 Absatz 1, a, $. 56, 4); 
c. die Vergütung für die Ertheilung des Fortbildungsunterrichts (Gesetz vom 18. Februar 
1874, den Fortbildungsunterricht betreffend, $. 11); 
sind Gemeinden, welche zur Deckung ihrer Ausgaben — einschliesslich der vorstehend unter a, b 
und c bezeichneten — ein Umlagebedürfniss im Sinne des $. 77 zu bestreiten haben, nicht ver- 
pflichtet, eine Umlage von mehr als 14 Pfennig auf 100 Mark Stenerkapital zu erheben. Unter dem in 
diefem und in ben folgenden Paragraphen erwähnten Steuerkapital ift das, ſoweit erforderlich, gefeglich redu— 
zierte Steuerkapital, bezw. ($. 85 der Gemeindeordnung) das Dreifache der Einkommensteueranschläge 
zu verstehen. 
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$. 74. 

Bei Feststellung des Ertrages der in $. 73 unter a bezeichneten Einkünfte (Deckungsmittel) 
sind aufzurechnen: | 

a. Kompetenzen von Früchten, Wein, Holz oder anderen Naturalien mit dem Durchschnitt der 
Geldvergütung, welche während der letzten zehn Jahre ($- 77) geleistet wurden. 

Soweit solche Kompetenzen nicht in Geld vergütet, sondern in Natur verabreicht wurden, wird 
der Geldwerth des so Entrichteten auf Grund der zur Verfallzeit in anderen Fällen zur Vergütung 
gelangten Markt-Durchschnittspreise oder erforderlichen Falles durch Schätzung ermittelt. 

b. Der Ertrag von landwirthschaftlichen Grundstücken ($. 63, Absatz 1 und 2) zu drei vom 
Hundert des Anschlages, mit welchem dieselben zur Grundsteuer veranlagt sind. 

c. Der Ertrag von Schulpfründekapitalien — ohne Rücksicht auf das wirkliche Erträgniss — 
mit vier vom Hundert der Kapitalsumme. 


$. 75. 

Fit das Umfagebedürfnig einer Gemeinde für ihre übrigen Ausgaben außer dem in $. 73 bezeichneten 
Scyulaufwand jo groß, daß nad dem Gemeindefatafter cine Umlage von mehr al$ 20 4 von 100. Steuer: 
fapital erhoben werden müßte, jo ift die Gemeinde bei einem jonftigen Umlagebedürfniß von, 

21 bis einjchlichlich 23 3 höchſtens 13 8 
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Umlage zur Dedung des bezeichneten Schulaufwandes zu erheben verpflichtet. 

Betragen die jonftigen Umfagen mehr als 60 4 von 100 M Steuerlapital, jo ift die Gemeinde von 
jedem Beitrag frei. 

Bruchtheile von Pfennigen ſind bei der Klaſſifizierung nicht zu berüdfichtigen. 


$. 76. 

Die Vorfchriften der SS. 73 und 75 finden auf die Städte mit mehr als 6000 Einwohnern, fowie auf 
ſolche Städte, welche fich der Städteordnung unterjtellt haben, keine Anwendung. 

Bei Gemeinden, welde nad) ihren gewerblichen und fonftigen Berhältniffen als dazu vermögend erkannt 
werden, fann die Umlage, bis zu deren Betrag die Gemeinde beizuzichen iſt, um 1—3 8 von 100 M. 
Stenerlapital höher beftimmt werden, als fie. nad) dem vorhergehenden Paragraphen zu berechnen geweſen wäre. 

Im umgekehrten Falle, bei Gemeinden, die auf befonders niederer Stufe der Leiftungsfähigfeit ftehen, 
darf eine Ermäßigung des Umlagebetrages um 1—3 4 von 100 M Steuerkapital verfügt werden. Diefe 
Ermäßigung Tann auch in Fällen des $. 73 bewilligt werden. 


F. 77. 
AS das ſonſtige Umlagebedürfniß einer Gemeinde im Sinne der vorhergehenden Paragraphen gilt ber 
Durchſchnitt der von ihr während der letzten zehn Jahre erhobenen umlagen im Sollbetrag unter Yugrund- 
legung des jüngften Gemeinbefteiterfatafters, 
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Da, wo etwa noch beiondere Schulhausbauumlagen erhoben werben, kommen auch dieje in gleicher Weife 

in, Anrechnung. 

Ron der RR AIR diefer Umfagen sind abzurechnen: 

1. die während der nämlichen zehn Jahre von der Gemeinde bestrittenen Ausgaben für Schul- 

aufwand der in $. 73 bezeichneten Art; 

‚2. die während. der nämlichen zehn Jahre gemäss $. 52 Ziffer 2 von der Gemeinde an die 
Staatskasse gezahlten Beiträge, sofern bezw, soweit während dieser Zeit die Schulgeld- 
erhebung infolge Verzichts der Gemeinde ($., 71) unterblieben ist; 

‚ 8. der. Werth aller Bürgernutzungen, diese wieder unter Abrechnung der etwa auf denselben 
ruhenden Auflagen. 

Der Werth dieſer Nutungen kommt mit der Summe in Anfchlag, welche bei der neueſten Berechnung der 

Einfaufsgelder zum VBürgernugen als Durchſchnittswerth ermittelt wurde. Als neueſte Einfaufsgelderberchnung 
udie anzujehen, weiche in der oben bezeichneten zehnjährigen Periode zulegt in Geltung war. 


8. 78. 

"Soweit nach’ den — der 88. 73—77 die Gemeinde für den in $. 73 bezeichneten 
Schulaufwand nicht aufzukommen hat, fällt derselbe auf die Staatskasse, 

Auf Antrag der Gemeinde wird der von ihr umd der von der Staaisfafic an jenem Aufwand zu 
tragende Antheil durd) die zuftändige Staatsbehörde für jeweils eine Periode von zchn Jahren feſtgeſtellt. 

Die zehnjährigen Perioden find. für alle Gemeinden des Landes die gleichen, und zwar zusammenfallend 
mit der Periode, für welche nach $. 52, 2 dieses Gesetzes der dort bezeichnete Jahresbeitrag der 
Gemeinde an die Staatskasse festgesetzt wird. f 


g. 79. 


Nah Ablauf der zehmjährigen Periode kann ſowohl die Gemeinde, wie der Vertreter der Staatstaffe cine 
Uenderung beantragen. 

Dem neuen Erfenntniß wird der Durchſchnitt der Gemeindenmlagen während der vorangegangenen zehn— 
jährigen Beriode und das jüngfte Gemeindeftenerkatafter zu Grunde gelegt. 

Als jüngftes Gemeindefteuerfatafter ift dasjenige zu betrachten, mad; welchem die Gemeindeumlagen für 
das Jahr, in dem Antrag auf Zuerkennung bezw. Menderung eines Staatsbeitrages geftellt wird, zur Erhebung 
gelangen. . 

Das neue Erkeuntniß wirft von dem Tage des gejtellten Antrags an. Derjelbe kann in der zweiten 
Hälfte der neuen Periode nicht mehr geftellt werden. 


6. 80. 

Wird im Verlauf einer zchnjährigen Periode die Zahl der Haupt: oder Unterlchrer geändert ($$. 14, 15), 
die Schule mit einer anderen verbunden, oder in zwei getrennte Schulen aufgelöst, oder überhaupt eine neue 
Schule errichtet, hat fich der Stand der nach $$. 58—62 der Gemeindekasse zufliessenden Einkünfte 
geändert, oder ift eine Aushilfe in der Ertheilung des NeligionsunterrichtS angeordnet worden, jo kann aud) 
vor Ablauf von zehn Fahren fowohl die Gemeinde wie der Vertreter der Staatsfaffe alsbald cine neue Feſt— 
fegung der von der einen und dom der anderen zu leiftenden Antheilsumme beantragen. 

Bei dein Erkenntniß wird aber das nad den Ergebniffen der vorhergehenden zehnjährigen Beriode feft- 
geftellte Umtagebebürfnif der Gemeinde zugrunde gelegt. 


g. 81. 


Der Vollzug der nach $$. 78.bis. 80 getroffenen Festsetzungen geschieht in der Weise, dass 
die auf die. Staatskasse fallende Summe an den Jahresbeiträgen, welche die Gemeinde nach $. 52 
dieses Gesetzes zur Staatskasse zu entrichten bat, in Aufrechnung kommt, 
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Sollte die auf die Staatskasse fallende Summe grösser sein, als die Summe der vonder Ge- 


meinde nach $ 52 zu leistenden Jahresbeitrüge, wäre der ging von — Btastekässe an die 
Gemeindekasse in baar auszubezahlen. 


z 82. 


Wenn der gemäss $ 52, 1 von einer Gemeinde zu zahlende. Beitrag, eine Erhöhung dadurch er- 
führt, dass auf Beschluss der Gemeinde an deren Schule (Schulen) Lehrer in grösserer Zahl, als das 
Gesetz ($ 14) verlangt, oder Hauptlehrer angestellt werden, wo nach der gesetzlichen Vorschrift nur 
Unterlehrer anzustellen wären, so kommt diese Erhöhung bei den nach $$ 72 bis 79 zu treffenden 
Feststellungen nicht in Anrechnung. 


Wo in einer Gemeinde mehrere Schulen beftehen, ohne daßß die Staatöverwaltungsbehörbe dies gemäh 
$ 6 Abi. 4 dieſes Geſetzes verfügt hat, ijt die nach $ 78 der Staatskasse aufzuerlegende Aufwandsumme 
jo zu berechnen, wie wenn die verfchtebenen Schulen mit einander bereinigt würen, und ber durch die Trennung 
entjtehende Mehrbetrag der Kojten fällt lediglich auf die Gemeinde, welche aber die Vereinigung der Schulen 
verlangen kann. 


ss. 


! 


Wenn für mehrere Gemeinden, oder für — einer. Gemeinde zusammen mät ‚einer ‚an- 

Inge ganzen Gemeinde oder Theilen derselben, eine Volksschule gemeinsam ‚gehalten. wird- ($:6 Abs, 

2 dieses Gesetzes), haben die betheiligten Gemeinden nach Verhältniss ‚ihrer zur ‚Schule gehörigen 
—— für die in $ 52 und $ 56 bezeichneten Leistungen aufzukommen. 


In demselben Verhältniss gelten im Zweifel die an der Schule betheiligten — — mit- 
berechtigt an den Einkünften aus Dotationen und Fonds. ($$ 58-61). 


Zahlungspflichtig gegenüber der Staatskasse ($ 52). und RER EN — 6 —————— 
erhebungsbereehtigt in Ansehung der. Einkünfte aus Dotationen und Fonds ($$: 58—60) ist die Ge- 
meinde, in deren Bezirk die gemeinschaftliche Schule gelegen oder welcher durch Vereinbarung unter 
den betheiligten Gemeinden oder aber auf Antrag einer derselben durch die ‚Staatsverwaltungsbehörde 
die Verwaltung und Verrechnung der Einnahmen und Ausgaben der gemeinschaftlichen Schule über- 
tragen ist. 


Die mitbetheiligten Gemeinden haben ihre Antheile an die Kasse der im vorhergehenden Absatz 
bezeichneten Gemeinde, welche über den gesammten Schulaufwand Rechnung führt, einzuliefern. | 


Dieselben Bestimmungen kommen für politische. Gemeinden. in Anwendung, ‚welche. aus Orts- 
gemeinden sich zusammensetzen, deren jede besondere (Orts-), Ausgaben und, Einnahmen. hat, wenn 
für die Gesammtgemeinde, oder für mehrere Ortsgemeinden oder Theile von solchen eine ‚gemein- 
schaftliche Schule besteht. 


3 84. DB 


In den Fällen des $ 83 kommen hinsichtlich der auf die ——* Gemeinden — 


fallenden Antheile die Bestimmungen der $$ 73 bis 80 für jede, Aemeinde AOrtegerpeinde, — 
zur Anwendung. * * BE 





TE — — — —— — ————— 
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Die gegenüber der einzelnen Gemeinde (Ortsgemeinde) festgestellten Staatsbeiträge werden 
insgesammt an dem von der rechnungsführenden Gemeinde ($ 53 Abs. 3) an die Staatskasse zu 
zahlenden Betrag in Aufrechnung gebracht. 


8 85. 


Vereinbarungen unter den betheiligten Gemeinden über anderweite Vertheilung des Aufwandes 
für eine gemeinschaftliche Schule ($ 83) halen gegenüber der Staatskasse keine rechtliche Wirkung. 


Zweiter Abſchnitt. 


Bau den Schulhäufern und anderen örtlichen Schulbedürfnifen. 


$ 86. 


Für Volksschulbauten gelten folgende Grundsätze: 


1. Jede Volksschule (Volksschulabtheilung) soll in der Regel ein eigenes Gebäude haben, 
welches nicht gleichzeitig anderen'Zwecken, sofern diese die Interessen der Schule zu beeinträchtigen 
geeignet sind, dienen soll. 


2. Das Gebäude soll für jeden an der Schule ständig. angestellten Lehrer (88 14, 15) ein 
besonderes Schulzimmer enthalten. 


Die Schulzimmer sollen eine lichte Höhe von mindestens 3,5 Meter haben, und die Grundfläche 
soll mit Rücksicht auf die im einzelnen Zimmer regelmässig und gleichzeitig zu unterrichtende 
Zahl von Schulkindern derart bemessen sein, dass — den für Gänge und für Aufstellung von Ofen 
und Schulgerüthschaften erforderlichen Raum inbegriffen — auf jedes Schulkind mindestens ein 
Quadratmeter Bodenfläche kommt, 


Aus klimatischen Rücksichten kann ausnahmsweise die Zimmerhöhe bis auf 3 Meter herab- 
gesetzt werden, ohne dass dafür eine entsprechend grössere Bodenfläche zu fordern wäre. 


3. Bezüglich der Lage des Platzes, Zuführung von Licht und Luft, Heizungsanlagen, Beschaf- 
fung von Trinkwasser, Einrichtung von Bedürfnissanstalten, Anlegung von Abfallgruben ist den 
Anforderungen der Gesundheitspflege zu entsprechen. 


4. Bei jeder Volksschule soll in thunlichster Nähe des Schulgebäudes ein geeigneter Platz zur 


Vornahme von Turnübungen und zur Bewegung der Kinder im Freien während der Zwischenstunden 
vorhanden sein. 


8 87. 


Nach Anleitung der in $ 86 enthaltenen Grundsätze werden eingehendere Vorschriften über 
die Schulhausbaulichkeiten im Wege der Verordnung erlassen. 


Im Eitizelfalle dürfen Schulhausneubauten und bauliche — nicht als blosse Unterhaltungs- 
arbeiten sich darstellende — Veränderungen an bereits bestehenden Schulgebäuden nicht zur Aus- 
führung gebracht werden, ohne dass die Oberschulbehörde die Wahl des Bauplatzes, sowie den 
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Bauplan gutgeheissen hat. Kann üher die von der Oberschulbehörde etwa beanstandeten Punkte 
eine Einigung nicht erzielt werden, erfolgt die Feststellung derselben bezw. des Bauplanes durch 
den Bezirksrath als Ver waltungsbehörde. 


$ 88. 


Bereits bestehende Schulgebäude können als solche weiterbenützt werden, auch wenn sie den 
Vorschriften des $ 86 nicht in allen Beziehungen entsprechen. 

Ein neues Schulhaus ist — auch abgesehen von dem Falle der Errichtung einer neuen Volks- 
schule oder einer weiteren Volksschulabtheilung — zu erbauen oder sonsi anzuschaflen, wenn das 
vorhandene an Raum unzulänglich oder wegen Gefährdung der Gesundheit der Kinder unbenutzbar 
geworden und nicht dem Bedürfnisse entsprechend erweitert bezw. in einer den Anforderungen der 
Gesundheitspflege genügenden Weise geändert werden kann. 

Die Entscheidung darüber, ob und in welcher Weise ein vorhandenes Schulhaus baulich zu 
ändern, bezw. ob ein neues Schulhaus und in weiehem Umfange zu erbauen sei, wird, wenn eine 
Einigung hierüber zwischen ‚der Gemeinde und der Oberschulbehörde nicht zu erzielen ist, durch 
den Bezirksrath als Verwaltungsbehörde getroffen. 


8.89. 

Die Pflicht zur Beſchaffung und Unterhaltung der Schulgebäude liegt der Gemeinde ($ 6 dieſes 
Geſetzes) ob. 

Die Gemeinde ist berechtigt, Leistungen, zu welchen*Dritte für Schulbaulichkeiten privatrecht- 
lich verpflichtet sind, sowie die für solche Baulichkeiten verwendbaren Mittel von Stiftungen für 
sich in Anspruch zu nehmen und dieselben zur Bestreitung des Bau- bezw. Unterhaltungsaufwandes 
zu verwenden. z 

Der in dieser Weise nicht gedeckte Aufwand ist von der Gemeinde nach denselben Regeln 
wie andere Gemeindebedürfnisse aufzubringen. 

Hinsichtlich der Gebäude für Volksschulen, welche mehreren Gemeinden (Ortsgemeinden) ge- 
meinschaftlich sind, finden die Bestimmungen der $$ #3 und 85 entsprechende Anwendung. 


890. 

Im Staatsvoranschlag ist ein angemessener Betrag vorzusehen zur Gewährung von Beihilfen 
aus der Staatskasse für bedürftige Gemeinden, welche Schulhäuser neu zu erbauen oder an bereits 
bestehenden Schulgebäuden Bauveränderungen erheblicheren Umfanges, die nicht als blosse Unter- 
haltungsarbeiten sich darstellen, auszuführen haben. 


Auf die Gewährung einer solchen Beihilfe besteht kein Rechtsanspruch. 


Erübrigungen aus dem betreffenden Etatsatz (Absatz 1) sind auf die nüchste Budgetperiode 
übertragbar. 


$ 9. 


Jede Volksschule ist nach Massgabe der im Verordnungswege zu treffenden näheren Vor- 
schriften mit den zur Einrichtung der Schulzimmer erforderlichen Geräthschaften und den der 
Aufgabe der Volksschule entsprechenden Lehrmitteln auszustatten, sowie auch sonst mit Allem zu 
versehen, was. zu ihrer zweckdienlichen Benützung erforderlich ist. 

Verhandlungen der 2, Hammer 1891/92, 4. Beilageheft. 19 
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Die Schulräume sind in einer den Bedürfnissen des Unterrichts entsprechenden Weise mit 
Lüftungsvorrichtungen zu versehen, zu heizen, zu beleuchten, zu reinigen und in Stand zu halten. 

Hinsichtlich der Bestreitung des Aufwandes für die vorbezeichneten, der Gemeinde obliegenden 
Leistungen finden die Bestimmungen in $ 89 entsprechende Anwendung. 

Für unbemittelte Kinder hat die Gemeinde des Schulortes die erforderlichen Lehrbücher, sowie 


sonstige Bedürfnisse, insbesondere auch das für den Unterricht in den einfachsten weiblichen Hand- 
arbeiten nöthige Rohmaterial, zu beschaffen. 


Sechster Titel, 


Von den erweiterten Volksschulen und den Volksschulen der Städte, 
welche der Städteordnung unterstehen. 


Erfter Abſchnitt. 


Yon den erweiterten Volkeſchelen. 


g 92. 


Den Gemeinden jteht es frei, neben den durch dieſes Geſetz gebotenen Vollsſchulen, oder jtatt derjelben, 
erweiterte Volksſchulen zu errichten, in welchen bei verlängerter Unterrichtszeit der Unterricht in 
den nach $ 20 vorgeschriebenen Gegenständen weiter, als im Lehrplan für einfache Volksschulen 
geboten ift, verfolgt, oder noch auf andere zu einer vollftändigeren Elementarbildung gehörige Unterrichtd- 
gegenſtände erjtredt wird und an denen zu diesem Behufe Lehrer in grösserer, als der gesetzlich vor- 
geschriebenen Mindest-Zahl angestellt werden ($$ 14, 15 Abs, 3, 52 Ziffer 1 Abs. 2). 


Auch einzelne Klafjen einer Volksjchule können mit erweitertem Unterrichtsplan eingerichtet werden, 
sei es für alle schulpflichtigen Kinder, sei es neben entsprechenden Klassen mit einfachem Unter- 
richtsplan. Ebenso können besondere Abtheilungen gebildet werden für einzelne Unterrichtsgegen- 
stände (z. B. für Fremdsprachen, für Zeichnen). 


Das gegenwärtige Gesetz ist, vorbehaltlich der in den nachfolgenden Paragraphen enthaltenen 
besonderen Bestimmungen, auch auf erweiterte Volksschulen anwendbar. 


8 9. 


Wo neben einer erweiterten Volksſchule (Volksschul-Abtheilung) auch eine einfache ſich befindet, befteht 
zum Beſuche der erfteren feine Werbindlichteit. 


Der Unterrichtsplan der erweiterten Volksschule (Volksschul-Abtheilung) — für welche eine 
besondere Benennung (z. B. Bürgerschule für Knaben, Bürgerschule für Mädchen) gewählt werden 
kann — kann sich über das Alter der gesetzlichen Schulpflicht ($ 2 dieses Gesetzes) hinaus erstrecken, 


Für die Schüler (Schülerinnen) derselben kann ein höheres, als das in $ 68 dieses Gesetzes be- 
stimmte Schulgeld erhoben, die im zweiten Absatz desselben Paragraphen vorgeschriebene Ermässigung 
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ausser Wirksamkeit gesetzt und die Schulgelderhebung auch in dem Falle aufrecht erhalten werden, 
wenn auf dieselbe hinsichtlich der die einfache Volksschule besuchenden Kinder verzichtet‘ 
wird ($ 71). 


Hinsichtlich der örtlichen Beaufsichtigung der erweiterten Schule (Schulabtheilung) können be- 
sondere Bestimmungen getroffen werden, 


8 9. 


An erweiterten Volksschulen (Volksschul-Abtheilungen), insbesondere zur Leitung solcher An- 
stalten, können auf Grund der Genehmigung der Stellenzahl im Staatsvoranschlag akademisch ge- 
bildete, sowie solche Lehrer, die ihre Befähigung zu höherem Unterricht durch eine hiefür verord- 
nungsgemäss bestimmte Prüfung nachgewiesen haben, mit den für „Rektoren erweiterter Volks- 
schulen“, bezw. für „Reallehrer an Mittelschulen“, geordneten Bezügen und Berechtigungen ange- 
stellt werden. 


Die Anjtellung derartiger Lehrkräfte kann nur jtattfinden, wenn die Gemeinde ben durch die Gehalts- 
ordnung für Volksschulrektoren bezw. für Reallehrer an Mittelschulen (Gehaltstarif Abtbeilung D 
Ordnungszahl 3 bezw. Abtheilung G Ordnungszahl 2) feſtgeſetzten Höchſtgehalt ſowie das gejegliche Woh— 
nungögeld dauernd zur Verfügung jtellt und die Beltimmungen in Wrtifel 15—17 des Etatgeſetzes vom 
24. Juli 1888 für fich ald bindend anerkennt. 


Die Gehalte der in dieser Weise angestellten Lehrer, sowie die Sterbegehalte für dieselben sind 
unmittelbar aus der Gemeindekasse zu bezahlen, wogegen deren Stellen für die Festsetzung des von 
der Gemeinde an die Staatskasse zu leistenden Beitrages ($ 52) nicht in Anrechnung kommen. Die 
Ruhe- und Unterstützungsgehalte, sowie die Hinterbliebenenversorgungsgehalte fallen auf die Staats- 
kasse, bezw. die Beamtenwittwenkasse. 


Hat der gemäss Absatz 1 angestellte Lehrer zugleich für die gesammte Volksschule der Ge- 
meinde die Befugnisse und Obliegenheiten des ersten Hauptlehrers auszuüben, so leistet die Staats- 
kasse für dessen Gehalt — statt der in Wegfall kommenden Dienstzulage für den ersten Hauptlehrer 
($ 41) — an die Gemeinde einen Beitrag von jährlich 100 .# bezw. 200 .#. 


Die Leitung einer erweiterten Volksschule (Volksschul-Abtheilung) — für sich oder in Verbin- 
dung mit der Wahrnehmung der Befugnisse und Obliegenheiten des ersten Hauptlehrers — kann im 
Einverständniss zwischen Gemeinde- und Obersckulbehörde auch in nicht etatmässigem Dienstver- 
hältniss oder nebenamtlich einem akademisch gebildeten oder für höheren Unterricht geprüften Lehrer 
übertragen werden. . 


8 95. 


In Gemeinden, welche erweiterte Volksschulen ($ 92) unterhalten und zu dem von ihnen zu be- 
streitenden Aufwand für Volksschullehrergehalte eine Staatsbeihilfe gemäss $$ 73—79 dieses Gesetzes 
nicht beziehen, steht der Gemeindebehörde das Recht des Vorschlages zu bei der Besetzung min- 
destens so vieler Hauptlehrerstellen, als die Zahl der in der Gemeinde errichteten Hauptlehrerstellen 
— die an der einfachen Schule oder in den nicht erweiterten Klassen verwendeten Hauptlehrer ein- 
gerechnet — grösser ist, wie die Zahl der Hauptlehrer, welche in der betreffenden Gemeinde für den 
Volksschulunterricht nach $ 14 jedenfalls anzustellen wären. 


19* 
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Die Anstellung von Lehrern mit den Rechten und Bezügen der „Rektoren erweiterter Volke- 
schulen“ erfolgt durch landesherrliche Entschliessung; doch soll dabei auf die Wünsche der Gemeinde 
thunlichst Rücksicht genommen werden. 


8 96, 


Zur näheren Feststellung der Verhältnisse einer erweiterten Volksschule sind Satzungen zwischen 
der Gemeinde und der Oberschulbehörde zu vereinbaren, für welche ständische Genehmigung, soweit 
solche nach dem Etatgesetz erforderlich, vorzubehalten ist. 


In dieser Weise wären insbesondere zu ordnen: 


a. Die Benennung der erweiterten Schule (Schulabtheilung) und deren Verhältniss zur ein- 
fachen Volksschule; 


b. die Grundzüge des Unterrichtsplanes der erweiterten Schule (Sehulabtheilung) ; 


ce. das für den Besuch der erweiterten Schule (Schulabtheilung) zu erhebende Schulgeld 
(8 93 Abs. 3); 


d. die besondere örtliche Beaufsichtigung der erweiterten Schule (Schulabtheilung); 


e. die Zahl und Art der an der gesammten Volksschule der Gemeinde (einfachen und er- 
weiterten) anzustellenden Lehrkräfte und die Vertheilung dieser Lehrkräfte auf die Ab- 
theilungen, in welche die Gesammtschule sich gliedert; 


f, die etwaigen Zuschüsse (Dienstzulagen), welche die Gemeinde den an der erweiterten 
Schule (Schulabtheilung) verwendeten Lehrern (Lehrerinnen) zu den nach der gesetz- 
lichen Festsetzung derselben zukommenden Bezügen zu gewähren bereit ist; die Ver- 
gütungen für die im vertragsmässigen Dienstverhältuiss oder im Nebenamt beschäftigteu 
Lehrkräfte; 


g. die Einrichtung der Schulleitung ($ 94); 


h. der Umfang, sowie die Art und Weise der Ausübung des Vorschlagsrechtes der Ge- 
meindebehörde bei Besetzung von Hauptlehrersiellen ($ 95). 


8 97. 


Aenderung einzelner Bestimmungen der Satzungen, z. B. Vermehrung oder Verminderung der 
Lehrkräfte, kann bei eingetretenen Aenderungen in den massgebenden thatsächlichen Verhältnissen 
sowohl die Gemeinde als die Oberschulbehörde fordern. 


Auch kann sowohl die Gemeinde als die staatliche Unterrichtsverwaltung die Satzungen jeder- 
zeit kündigen. Jedoch bleibt in jedem Falle die Gemeinde noch während eines Zeitraumes bis zu 
höchstens acht auf den Zeitpunkt der Kündigung folgenden Schuljahren an die in den gekündigien 
Satzungen übernommenen finanziellen Verpflichtungen der staatlichen Unterrichtsverwaltung gegenüber 
gebunden. 

Der letzteren liegt ob, während des vorbezeichneten Zeitraumes das Volksschulwesen der Ge- 
meinde auf den Stand einer den gesetzlichen Mindestforderungen entsprechenden (einfachen) Volks- 
schule überzuführen. 
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Zweiter Abſchnitt. 
. Von den Volksschulen in Städten, welche dor Städteordnung unterstehen. 


$ 98. 


Hinsichtlich der Volksschulen in den der Städteordnung unterstebenden Städten kommt 
das gegenwärtige Gesetz nach Massgabe der nachfolgenden besonderen Bestimmungen i in Anwendung. 


sm. 


Beiträge zur Staatskasse ($ 52) haben die Städte nicht zu entrichten. Dagezen haben dieselben 
für das gesammte an ihren Sorulen — einfachen und ei weiterten. — verwendete Lehrpersonal ummittelr 
bar aus der Gemeinde- (Schul-) Kasse auch diejenigen Zahlungen zu leisten, welche für die Volks- 
schulen anderer Gemeinden nach $ 53 Ziffer 1 bis 6 dieses Gesetzes der Staatskasse obliegen. 

Die Bestreitung der Ruhe- und Untersiitzungsgehalie liegt der Staatskasse, ob, ‚Jedoch hat die 
Stadt aufzukommen für die Ruhegehalte der auf Antrag der Stadtverwaltung in einstweiligen Ruhe- 
stand verseizten Hauptlehrer, soweit und solange ein solcher Ruhegehalt fortzuentrichten ist (3 4R, 
19 dieses Gesetzes). | j 

ketioH a TE EEE Bu 


$ 100. 


Die in $ 98 bezeichneten Städte können die,Gehsdte und sonstigen Bezüge der Lehrer (Lehrerinnen) 
an ihren Volksschulen in anderer Weise, ‚als das gegenwärtige Gesetz (5% 39— 47) verfügt, ordnen. 
Indessen muss jedem Loh.er (Lehrerin) an Gehalt und sonstigen Bezügen, jederzeit mindestens das- 
jenige gewährt, werden, was der betreffende Lehrer (Lehrerin) als Lehrer an der Volksschule einer 
anderen Gemeinde (der zleiehen Wohnungsgeld - Irtsklasse) unter der, Voraussetzung anzusprechen 
hätte, dass auch seine bisherige Dienstzeit an einer solchen Volksschule verbracht wäre. 


5.101, 

Der Einkommensanschlag ist auch für die an einer Stadt-Volksschule angestellten Hauptlchrer 
lediglich nach Massgabe der Bestimmungen des $. 40 dieses Gesetzes jeweils durch die Oberschul- 
behörde festzusetzen. | 

Der so festgestellte Einkommensanschlag ist massgebend für die Bestim "ng des Ruheg gehaltes, 
des Versor gungsge haltes, des Wittwenkassenheitrags, ‚sowie für den Mindestbetrag des, Gehaltes, welcher 
im Falle einer Versetzung (Beamtengesetz, $ 5 Abs. N) auf der neuen Dienststelle zu bewilligan wäre. 


. N oa ' 
nd —— $.102.. — SE 
Soweit der den Hanptlehrern von der Stadt — neben fiieier Wohnnntz öder Wethinsintsetk 
ausgesetzte Gehalt ($ 100) den gesetzlichen Mindestbetrai‘($ 39) hersteigt, hat derselhe gewen- 
über der staatlichen re die 'Eigehachafl eines widerruflichen Nebengehaltek (Be- 
amtengesetz $ 25). DIFTEaE De I Pre ru? TEE ET 
Inwieweit ein Widerrufsrecht auch der — richtet sich nach dem Inhalte des An- 
stellungsvertrages bezw: des Ortstatuts. Jedenfalls kann der Stadt gegenüber ein Anspruch auf Fort- 
leistung nicht mehr geltend gemacht: werden; wenn ein Hauptlehrer durch‘ die zuständige Staatsbehörde 
von seiner Stelle durch Versetzung (Beamtengesetz 6 5 u. 8 4), — oder Zuruhesetzung ent· 
fernt wird. — an se 3 
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& 108. 


Eine nach der besonderen städtischen Gehaltsordnung ($ 100) anfällig werdende Zulage darf nur 
insofern bezw. insoweit gewährt werden, als von der Oberschulbehörde die Voraussetzungen zum Vor- 
rücken im Gehalt (Gehaltsordnung vom 24. Juli 1888, $ 2 Abs. 2) für gegeben anerkannt sind. 


$ 104. 


Die Besetzung der Hauptlehrerstellen ($ 57 Abs. 2) und Reallehrerstellen ($ 94 Abs. 1) an den 
in $ 98 bezeichneten Volksschulen geschieht durch den Stadtrath. 


Der Stadtraih hat die für Besetzung einer erledigten oder neu errichteten Hauptlehrerstelle bezw. 
Reallehrerstelle in Aussicht genommene Persönlichkeit (bezw. Persönlichkeiten) der Oberschulbehörde 
namhaft zu machen. War ein Bewerbungsausschreiben -- welches die Oberschulbehörde in jedem 
Besetzungsfalle fordern kann — erlassen, sind gleichzeitig mit der Benennung alle eingegangenen 
Bewerbungsgesuche vorzulegen. 


Lehrer (Lehrerinnen), welche auf die erfolgte Namhaftmachung von der Oberschulbehörde abge- 
lehnt wurden, dürfen auf die zu besetzende Stelle (Stellen) nicht ernannt werden. 


Eine Ablehnung soll nur aus erheblichen Gründen, welche dem Stadtrath auf dessen Verlangen 
zur Kenntniss zu bringen sind, ausgesprochen werden. 


Der (Die) vom Stadtrath Ernannte erhält eine von der Oberschulbehörde auszufertigende Be- 
stallung. 


8 105, 


Kommt die Besetzung einer erledigten oder neu errichteten Hauptlehrerstelle nach Massgabe 
des vorhergehenden Paragraphen innerhalb sechs Monaten nach dem Tage der eingetretenen Erledigung 
bezw. der wirksam gewordenen Neu-Errichtung ($ 57) nicht zu Stande, wird die Oberschulbehörde eine 
Frist bestimmen, innerhalb welcher die Besetzung zum Abschluss zu bringen ist. 


Ist auch innerhalb dieser Frist die Besetzung der Stelle nicht zu erzielen, und wird nicht — 
bei Vorhandensein besonderer Gründe — von der Oberschulbehörde eine weitere Frist bewilligt, geht 
für den betreffenden Besetzungsfall das Ernennungsrecht frei von jeder Beschränkung auf die Ober- 
schulbehörde über. 


$ 106. 


Für die technische Leitung des gesammten Volksschulwesens einer Stadt ($ 98) wird durch die 
staatliche Unterrichtsverwaltung, jedoch unter thunlichster Berücksichtigung der Wünsche der Stadt- 
verwaltung, ein Beamter (Rektor, Stadtschulrath) bestellt, welcher Kraft seines Amtes Mitglied der 
städtischen Kommission für die Schulangelegenheiten ($ 19a der Städteordnung) ist. 


Das Amt des Rektors kann als ein für sich bestehendes eingerichtet, oder mit dem Dienste 
eines akademisch gebildeten oder für höheren Unterricht geprüften Lehrers der Volksschule der Stadt 
($ 94 Abs. 1) verbunden, oder als Nebenamt einem im Hauptdienst anderweit verwendeten, der staat- 
lichen Unterrichtsverwaltung unterstehenden Beamten übertragen werden. 

Der von der Gemeinde zu bestreitende Gehalt des Rektors nebst Wohnungsgeld wird nach Ein- 
vernahme der Gemeinde entweder nach Abtheilung D Ordnungszahl 3, oder nach Abtheilung F Ord- 
nungszahl 5 des Gehaltstarifs im Staatsvoranschlag festgestellt. Ruhe- und Unterstützungsgehalte, 
sowie Hinterbliebenen-Versorgungsgehalte fallen auf die Staatskasse, bezw. Beamtenwittwenkasse. 

Die Vergütung für einen nebenamtlich bestellten Rektor (Stadtschulrath) wird durch Verein- 
barung zwischen Gemeinde- und Oberschulbehörde, bei Nichtzustandekommen einer solchen dureh das 
Unterrichtsministerium bestimmt. 
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Für einzelne Schulabtheilungen können eigene, der Oberleitung des Rektors unterstehende Leiter 
(Vorstände) durch die örtliche Schulbehörde bestellt werden. 


$ 107. 


Die Befugnisse und Dienstobliegenheiten des nach $ 106 zu bestellenden Beamten, sowie dessen 
amtliche Benennung werden durch eine zwischen Gemeinde und Oberschulbehörde zu vereinbarende, 
bei Nichtzustandekommen einer Vereinbarung durch das Unterrichtsministerium zu erlassende Dienst- 
weisung festgestellt. 


In dieser Dienstweisung können mit Genehmigung des Unterrichtsministeriums dem Rektor 
(Stadtschulrath), falls dessen Amt einem durch landesherrliche Entschliessung ernannten Beamten 


übertragen ist, in Ansehung der Volksschulen der Stadt einzelne Amtsbefugnisse eingeräumt werden, 
welche hinsichtlich der Schulen in anderen Gemeinden dem Kreisschulrath vorbehalten sind. 


8 108. 


Die nähere Feststellung der Verhältnisse des gesammten Volksschulwesens einer Stadt ($ 98), 
soweit deren Ordnung durch dieses Gesetz der Gemeinde freigestellt ist, geschieht durch Ortsstatut, 
welches — neben der nach den Vorschriften der Städteordnung erforderlichen staatlichen Genehmi- 
gung — der Zustimmung der zuständigen Unterrichtsbehörde bedarf. 

Ortsstatutarische Festsetzungen, deren Wirksamkeit nach dem Etatgesetz von ständischer Zu- 
stimmung abhängig ist, können erst nach Ertheilung der letzteren in Vollzug gesetzt werden. 

Insbesondere sind in dieser Weise zu ordnen: 

a. Die Zusammensetzung und Bestellung der städtischen Kommission für die Schulangelegen- 
heiten, deren Geschäftskreis und Geschäftsordnung; 

b. die Gliederung des gesammten Volksschulwesens der Stadt — in Abtheilungen für ein- 
fachen, für erweiterten Unterricht, für bestimmte Stadtbezirke, für Knaben, für Mäd- 
chen u. 8. w.; 


ce. die Grundzüge des Unterrichtsplanes für jede als erweiterte Volksschule einzurichtende 
Abtheilung ($ 92); 


d. das für die Schüler (Schülerinnen) jeder Abtheilung zu entrichtende Schulgeld (8 93 Abs. 3); 


e. Zahl und Art der für den gesammten Volksschulunterricht der Stadt anzustellenden 
Lehrkräfte; 


die Gehalte und sonstigen Bezüge des gesammten Lehrpersonals (38 100, 102). 


* 


g 109, 


Die Bestimmungen des $ 97 finden auch Anwendung auf statutarische Festsetzungen der in 
$ 108 bezeichneten Art. 


Siebenter Titel. 
Bon den Lehr: und Erziehungsanftalten der Privaten und der Storporationen, 


8 110. 


Die Errichtung von Privatlehr- und Erziehungsanjtalten, in welche jchulpflichtige Kinder aufgenommen 
werben, ift unter folgenden Bedingungen geftattet: 
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1. 01 Die fittliche Wurdigleit des Unternehmers, des Vorſtehers und der ſämmtlichen Lehrer anf un- 
beanjtandet fein. 
Vorſteher und Lehrer haben ich über ihre Befähigung zum Lehr- und Erziehungsfache erforder- 
lichen Falls durch eine vor den Schulbehörden zu bejtehende Prüfung genügend auszuweijen. 
3. Der. Lehrplan muß jo: bejchaffen-jein, dah. er mindejtens die Zwede der Volksſchule ($ 20) 
ſicher jtellt' und Darf — dem guten Sitten Zuwiderlaufendes oder den Staat. Gefährdendes 
vr. enthalten. 
4. Die Einrichtungen müſſen der Art fein, N für die nn der Kinder feine Nachtheile zu 
0 beflinchten ſind. BE 
Unter dieſen Vorausſehzungen Können auch Frauen Privatlehr- und Erzichungsanftalten errichten, jedod) 
mr dann dieſelben als Vorfteherimmen leiten, wenn fie ansjchliefilich für Mädchen beſtimmt find, 


t 
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s ı1. 


Privatlehr- und Erziehungsanftalten dürfen nicht eher eröffnet werden, als bis über die in $ 110 Ziffer 
-4. angegebenen Punkte IM — die BEI Nachweiſe geliefert und von biefen ala ge 
— * anerkannt find. ' 
Leber Mechiel in dem "ge ud Lehrerperjonal, Menderungen im Lehrplan oder eine Veränderung 
des Lokals find vor der Ausführung den Schulbehörden anzuzeigen. 


"gu" he. 

Privatlehr- und Erziehungsanftalten jtehen unter Staatsaufficht. Die Schulbehörden haben in denjelben 
von. Feit zu Zeit Bifitntionen und. Prüfungen vorzunehmen; überdies ijt dieſen Behörden von den Haupt— 
prüfungen jeweils zeitig Nachricht zu geben, Damit fie denfelben anwohnen können. 

$ 113. 
s Zuwiderhandlungen gegen die Veftimmmmgen der SS 110-112 unterliegen den Strajbejtimmungen des 
Bolizeiftrafgelegbuches vom 31. Dftober 1863. 
$ 114. 

Pie Schlieſung emer Privatlehe- und Erziehungsmitalt kann durch die Staatsbehörden verfügt werden: 

. wenn dieſelbe erricytet wurde, ohne daß die gejeglichen Erfordernifje vorhanden waren, 
. wenn diefe Erforderniffe in der Folge himweggefallen find, 
3. wein die von ben Schulbehörden im Bezug anf 8 110 gemachten Auflagen wicht erfüllt werden, 


, wenn trotz wiederholter Beitrafung ($ 113) Beitimmungen der SS 110—112 abermals zuwider 
gehandelt wird. 


— Ce i — 


g 115. 
Die Errichtung ſolcher Privatlehr- und Erziehungsanftalten, im welche ausſchließlich Schüler unter oder 
über dem jehulpflichtigen Mlter aufgenommen werden, it der Staatsbehörde anzuzeigen. 


Derjelben bleibt das Recht der Einfichmahme vorbehalten, und fie kann die Schließung der Anitalt 
verfügen, wenn der Lehrplan derjelben etwas den guten Sitten Zınviderlaufendes oder den Staat Sefährdendes 
enthält oder ihre’ Einrichtungen Fr die Geſundheit der Schüler gefährlich ſind 


$ 116. 


Korperationen und Stiftungen tönnen Lehr⸗ und Erziehungsanitakten mir mit —————————— errichten. 
Auf ſolche Anstalten find die Vorſchriften der g3 110— 114 anmendbar. 
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Kirhlichen Korporationen und Stiftungen ift die Errichtung einer Lehr- und Erziehungsanftalt nur auf 
Grund eines bejonderen Geſetzes geitattet. 

Mitglieder eines religiöfen Ordens oder einer ordensähnlichen religiöfen Kongregation ift jede Lehr: 
wirtjamteit an Lehr- und Erziehungsanitalten im Großherzogthum unterjagt. | 

Die Staatöregierung ift ermächtigt, für einzelne Perſonen in widerruflicher Weije Nachjicht von diejem 
Verbote zu ertheilen. 


Achter Titel. 


Von den Rechtsverhältnissen der an anderen als Volksschulen angestellten 
Volksschullehrer. 


8 117. 


Für Ertheilung eines nach Gegenstand und Lehrziel dem Unterrichtsplan einer einfachen Volks- 
schule ($$ 20, 21 dieses Gesetzes) entsprechenden Unterrichts an Mittelschulen (einschliesslich der Mittel- 
schulen für die weibliche Jugend), Lehrerbildungsanstalten, Blinden- und Taubstummenanstalten können 
Lebrer (Lehrerinnen), welche die Befähigung zur etagtmässigen Anstellung in Hauptlehrerstellen an Volks- 
schulen erlangt haben ($ 28 dieses Gesetzes), in der Eigenschaft etatmässiger Beamten angestellt werden. 


Dieselben erhalten in dieser Stellung Gehalt wie Hauptlehrer (Hauptlehrerinnen) an Volksschulen 
und statt freier Wohnung das Wohnungsgeld der V. Dienstklasse. Für Lehrerinnen an Mittelschulen 
für die weibliche Jugend, welche Befähigung zur Ertheilang höheren Unterrichts in einer Prüfung nach- 
gewiesen haben, beträgt der Höchstgehalt 1800 .#. 


Die Bestreitung. der Ruhe- und Unterstützungsgehalte sowie der Versorgungsgehalte richtet sich 
nach den für die etatmässigen Lehrer an der betreffenden Anstalt überhaupt geltenden Bestimmungen. 


$ 118. 


Die Eigenschaft etatmässiger Beamten mit den Rechten eines Volksschulhauptlehrers kann solchen 
zur Anstellung in Hauptlehrerstellen an Volksschulen befähigten Lehrern (Lehrerinnen) durch die Ober- 
schulbehörde verliehen bezw. vorbehalten werden, welchen an Rettungsanstalten für sittlich verwahrloste 
oder für schwachsinnige Kinder, an Waisenhäusern oder an anderen in bedeutsamer Weise dem öffent- 
lichen Wohle dienenden Lehr- oder Erziehungsanstalten von Gemeinden oder sonstigen Körperschaften oder 
von Stiftungen eine Lehr- oder Erziehungsthätigkeit in unwiderruflicher Weise übertragen ist, 

Die Verleihung darf nur stattfinden, sofern: 

a. die Ermächt:gung zur Besetzung der Stelle mit einem etatmässigen Beamten im Staats- 
voranschlag ertheilt ist; 

b. die Körperschaft oder Stiftung, deren Unternehmen die Austalt ist, in rechtsverbindlicher 
Weise die Verpflichtung zur Zahlung von Gebalt (einschliesslich Sterbegehalt) mindestens 
in der durch $ 39 dieses Gesetzes für Hauptlehrer an Volksschulen bestimmten Höhe sowie 
des Wohnnngsgeldes der V. Dienstklasse übernimmt. 


8 119. 
Die Bestimmungen der $$ 101, 102 und 103 dieses Gesetzes finden entsprechende Anwendung 
hinsichtlich der nach $ 118 angestellten Lehrer (Lehrerinnen). 


Die Ruhe- und Unterstützungsgehalte derselben sind auf die Staatskasse zu übernehmen. Jedoch 
hat im Falle einer auf Antrag der Vertreter der Körperschaft bezw. Stiftung ausgesprochenen Ver- 
Verhandlungen ber 2. Kammer 1891,92. 4. Beilagebeft. 20 
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setzung in einstweiligen Ruhestand die Korporation bezw. Stiftung für den Rühegehalt aufzukommen, 
soweit und solange solcher zu entrichten ist ($$ 48, 49). 

Bezüglich der Versorgungsgehalte sind die Bestimmungen in Artikel 17 Absätze 1 und 2 des 
Etatgesetzes massgebend. 


$ 120. 


Unter den in $ 118 Absatz 2 bezeichneten Voraussetzungen kann ferner die Oborschulbehörde 
unverehelichten Frauen, welche von Gemeinden oder sonstigen Körperschaften oder von Stiftungen 
für Ausbildung von Lehrerinnen für Unterricht in weiblichen Handarbeiten oder in Haushaltungskunde 
in unwiderruflicher Weise angestellt sind, die Eigenschaft etatmässiger Beamten mit den Rechten 
einer Volksschul-Hauptlehrerin' und einem von -1800.:Mark- neben dem :Wehnungsgeld 
der V. Dienstklasse verleihen. Er „4 

Die Bestimmungen in Absatz 1 und 2 des vorhergehenden $ 119 sind auch für diesen Fall an- 
wendbar. 


Meunter Titel. 
Uebergangs- und Vollzugsbestimmungen. 


8 121. 


Das gegenwärtige Gesetz tritt nach Massgabe der in den nachfolgenden Paragraphen — 
näheren Bestimmungeu mit dem 1. Mai 1892 in Kraft. 


I. Behandlung der am I. Mai 1892 bereits im Schuldienst verwendeten Lehrer. 
a. Gehaltsverhältnisse. 


g 122. 


1. Die am 1. Mai 1892 gemäss $ 27 an Volksschulen verwendeten Lehrer (Lehrerinnen) erhalten 
für die Zeit von dem angegebenen Tage an die in $ 44 sowie in $ 45 bestimmten Bezüge. 

2. Die Belohnungen der im vertragsmässigen Dienstverhältnisse verwendeten Arbeitslehrerinnen 
($ 47 Abs, 1) sind nach Verkündung dieses Gesetzes neu festzusetzen und nach Massgabe der neuen 
Festsetzung spätestens vom 1. Oktober 1892 an zu bezahlen. 


8 123. 


In Ansehung der am gleichen Tage als Inhaber einer nach Massgabe der bisherigen Gesetzes- 
bestimmungen errichteten Hauptlehrerstelle im Dienste befindlichen Hauptlehrer (Hauptlehrerinnen) 
bildet die Grundlage zur Bestimmung des für die Zeit vom I. Mai 1892 an zu gewährenden Ge- 
haltes ($ 39,a) die Summe des Einkommens, welches jedem Hauptlehrer (jeder Hauptlehrerin) bei 
Eintritt des angegebenen Tages zukam an: 


a. festem Gehalt, nebst etwaiger Erhöhung dieses Gehaltes gemäss $ 9 des Gesetzes 
vom 7. März 1884, betreffend die Ablösung von Kompetenzen zu Volksschullehrergehalten; 

b. Schulgeldantheil in dem zuletzt durch Erkenntniss der Staatsverwaltungsbehörde 
festgesetzten Betrage (früheres Elementar-Unterrichts-Gesetz $ 48,C und $ 54); 

ec. Personalzulagen (früheres Elementar-Unterrichts-Gesetz $ 48,D und $ 59), ein- 
schliesslich desjenigen Betrages, der nach dem bisherigen Gesetze auf 1. Mai 1892 be- 
willigt werden wird, 


J 
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g 124. 


1. Ist die in $ 123 bezeichnete Einkommenssumme geringer, als der in $ 39 bestimmte An- 
fangsgehalt, so erhält der betreffende Hauptlehrer (Hauptlehrerin) vom 1. Mai 1892 an jedenfalls den 
Anfangsgehalt. 


2. Die nämliche Einkommenssumme bildet den vom 1. Mai 1892 an jedenfalls zu gewährenden 
Gehalt, wenn dieselbe den in $ 39 bestimmten Anfangsgehalt erreicht oder übersteigt, aber nicht 
grösser ist als der Betrag des Gehaltes, welchen der betreffende Hauptlehrer (Hauptlehrerin) auf 
1. Mai 1892 anzusprechen hätte, wenn die bis dahin seit der ersten Anstellung als Hauptlehrer 
(Hauptlekrerin) umlaufene Dienstzeit unter der Herrschaft des gegenwärtigen Gesetzes ver- 
bracht wäre. 


3. Uebersteigt die erwähnte Einkommenssumme den letztbezeichneten Betrag, wird dieselbe 
nur bis zu der diesem Betrag entsprechenden Höhe Gehalt und als solcher Bestandtheil des Ein- 
kommensanschlags ($ 40). Den Ueberschuss hat der betreffende Hauptlehrer als Nebengehalt — 
bei den nicht unter $ 98 dieses Gesetzes fallenden Gemeinden aus der Staatskasse — weiter zu 
beziehen. Auf diesen Nebengehalt werden bis zu dessen Erschöpfung die nach dem 1. Mai 1892 
anfallenden (ordentlichen) Zulagen sowie die Alterszulage ($ 49 letzter Absatz) — nicht auch eine 
etwaige Dienstzulage nach $:41 —  aufgerechnet. 


4. Vebersteigt die in $ 123 bezeichnete Einkommenssumme auch den Höchstbetrag. des Ein- 
kommens an Gehalt und Alterszulage, welches ein Hauptlehrer nach: Massgabe dieses Gesetzes ($ 39) 
erreichen kann, hat die Gemeinde den Ueberschuss über diesen Höchstbetrag — neben dem in $ 52 
bestimmten Pauschbetrag — an die Staatskasse. so lange einzuzahlen, als der betreffende Haupt- 
lehrer an der Volksschule derselben Gemeinde verbleibt. 

Diese Verpflichtung der Gemeinde tritt jedoch nur ein, wenn und so weit 

a. der näch $ 52 dieses Gesetzes bemessene Beitrag der Gemeinde an die Staaiskasse 
nicht ausreicht zur Deckung der nach $ 53 Ziffer 1 und 2 von der Staatskasse für 
die Schule der betreffenden Gemeinde zu leistenden Zahlungen, und 

b. die Ueberschreitung des in $ 39 bestimmten künftigen Höchstbetrages des Einkommens 
an Gehalt und Alterszulage Folge einer von der Gemeinde freiwillig gewährten 
Gehaltserhöhung (bisheriges Elementar-Unterrichts-Gesetz $ 75) oder der Einführung 
eines den gesetzlichen Mindestbetrag (bisheriges Elementar-Unterrichts-Gesetz $ 53) 
übersteigenden Schulgeldsatzes war. 


8 125. 

1. Hauptlehrern (Hauptlehrerinnen), welche als solche. eine dreijährige Dienstzeit bis zum 
1. Mai 1892 bereits zurückgelegt haben, kann auf diesen Tag im Falle des $ 124, 1 auch noch 
die Anfangszulage, im Falle des $ 124, 2 diese Zulage in dem bis zur Ergänzung des Gehaltes auf 
1200 „# etwa erforderlichen Betrage bewilligt werden. 

Fiel der Anfang der Dienstzeit als Hauptlehrer (Hauptlehrerin) auf einen zwischen 30. April 1889 
und 1. Mai 1892 liegenden Zeitpunkt, kann die Anfangszulage — im vollen bezw. in dem zur 
Ergänzung des Gehaltes auf 1200 .# erforderlichen Betrage — nach Zurücklegung einer drei- 
jährigen Dienstzeit gewährt werden. 

2. Für die weiteren (ordentlichen) Zulagen laufen die Fristen 


a. bei Lehrern, welche die volle Anfangszulage (100 ,#) erhielten: vom Tage des Eintritts 
in den Bezug derselben; _ 
20* 
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b. bei Lehrern, welchen nur ein Betrag von weniger als 100 .# — zur Ergänzung des 
1100 .# bereits überschreitenden Einkommens auf 1200 .# -- zugefallen: vom Zeit- 
punkte des Eintritts in den Bezug des durch Theilzulage ergänzten Einkommens- 
betrages. 


$ 126. 


1. Hauptlehrer, welche als solche bis zum 1. Mai 1892 eine mindestens siebenjährige 
Dienstzeit zurückgelegt haben, können auf diesen Tag oder den betreffenden späteren Zeitpunkt 
erstmals ordentliche Zulagen erhalten, sobald die Frist von vier Jahren seit der letzten Einkommens- 
erhöhung umlaufen ist. 


2. Als Einkommenserhöhung ist anzusehen jede Verbesserung, welche dem Betreffenden durch 
Erhöhung seines festen Gehaltes (Versetzung an eine andere Schule, Vorrücken an derselben Schule, 
Neuregelung des festen Gehaltes in Folge Versetzung der Schule in eine andere Klasse) oder durch 
Bewilligung einer Personalzulage, eventuell beides gegen einander gerechnet, zugefallen ist. 


Dabei gilt die Aufbesserung, welche zufolge der Vorschrift in Artikel III Abs. 2 des Gesetzes 
vom 25. Juli 1888 auf 1. Januar 1890 zur Ergänzung einer bereits vor diesem Zeitpunkt gewährten 
Personalzulage auf 100 .# bewilligt wurde, nur gemeinsam mit dem vorher bewilligten Theil der 
Personalzulage als Einkommenserhöhung, unterbricht sonach den Fristenlauf nicht. 


Ebenso ist eine Personalzulage, welche nur in dem zur Aufbesserung einer vorausgegangenen 
Gehaltserhöhung auf 100 „# erforderlichen Betrag bewilligt worden ist, mit dieser Gchaltserhöhung 
zusammen als eine vom Zeitpunkt der letzteren datierende Einkommenserhöhung zu behandeln. 


3. Beträgt die letzte Einkommenserhöhung (Ziffer 1) nicht volle 100 .„#, wird dieselbe auf 
1. Mai 1892 bis zu diesem Betrag ergänzt, ohne dass im übrigen der (von der letzten Einkommens- 
erhöhung an zu rechnende) Fristenlauf unterbrochen würde. 

4. Die Zulage (Ziffer 1—3) darf — auch im Falle des $ 125,2,b — nur gewährt werden, wenn 
bezw. soweit durch dieselbe der Gehalt nicht über den in $ 124 Ziffer 2 bezeichneten Betrag er- 
höht wird. 


5. Für die weiteren (ordentlichen) Zulagen laufen die Fristen vom 1. Mai 1892 bezw. von dem 
späteren Zeitpunkt an, auf welchen die erstmalige (ordentliche) Zulage (Ziffer 1—3) bewilligt wird. 


8 127. 


Sofern ein Hauptlehrer bei fernerer Anwendung der Bestimmungen in $ 59 des bisherigen Ge- 
setzes ein höheres Einkommen erhielte, als der nach $$ 123—126 berechnete Gehalt beträgt, wird 
demselben der Mehrbetrag als Nebengehalt gewährt. 


Dieser Nebengehalt wird in die nächstfolgende Zulage eingerechnet, 


g 128. 
Die erste auf Grund dieses Gesetzes einem Hauptlehrer — auf den 1. Mai oder auf einen spü- 
teren Zeitpunkt — zu gewährende Zulage bezw. Aufbesserung darf soweit erhöht werden, als er- 


forderlich ist, um den Gehalt auf die nächst höhere durch 10 theilbare Summe aufzurunden. 


$ 129. 

Hauptlehrern, deren nach Massgabe der 88 124 bis 128 bemessener Gehalt auf den Tag der 
Zurücklegung einer fünfundzwanzigjährigen Dienstzeit als Hauptlehrer 1400 .# nicht erreicht, kann 
auf den angegebenen Tag — bezw. auf 1. Mai 1892 — der Gehalt bis zu 1400 .# erhöht werden. 
Eine Aenderung im Laufe der Fristen für die ordentlichen Zulagen tritt in diesem Falle nicht ein. 
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$ 130. 


Hauptlehrern, welchen bis zum 1. Mai 1892 eine Lokalzulage aus den „für Lehrer an abge- 
legenen Orten“ jeweils im Staatsvoranschlag vorgesehenen Mitteln bewilligt war, haben diese neben 
dem gemäss $$ 124 bis 129 ihnen zukommenden Gehalte als Nebengehalt fortzubeziehen, solange sie 
nicht an eine Volksschule, deren Hauptlehrer Lokalzulagen nicht bezogen, versetzt werden. ' Dieser 
Nebengehalt kommt an den auf 1. Mai 1892 oder später anfallenden Gehaltszulagen in Aufrechnung, 
sobald bezw. soweit durch solche Zulagen der Gehalt‘des Lehrers über den —— von 1400 .# 
zuzüglich des Betrages der Lokalzulage erhöht würde. ’ ) 


& 131. 
Hauptlehrer, welche bis zum 1. Mai 1892 statt freier Wohnung Mietentschädigang bezogen (bis- 


herigges Gesetz $ 52 Abs. 2) erhalten diese im seitherigen Betrage weiter, solange nicht eine andernde 
Vereinbarung oder Festsetzung nach $ 43 des gegenwärtigen Gosetzes er folgt ist. 


8 182. 


1. Auf zuruhegesetzte Hauptlehrer, welchen am 1.' Mai 1892 die Verwaltung einer erledigten 
Hauptlehrerstelle übertragen ist, konmt $ 49 des BEN Gesetzes mit der u in Ans 
wendung, dass anzusehen ist 


a. als Wartegehalt: Der Ruhegehalt, welcher dem betreffenden Hauptlehrer auf den Tag 
seines Austritts aus dem Einkommen der früher bekleideten Hauptlehrerstelle nabh den 
damaligen gesetzlichen Bestimmungen zu bewilligen war; 


). als Betrag, bis zu welchem das Einkommen aus der nicht etatmässigen Dienststelle zu 
ergänzen ist: Der Gehalt, welcher dem betreffenden Lehrer nach den Bestimmungen 
des $ 124 zu bewilligen gewesen wäre, wenn diese Bestimmungen auf den Zeitpunkt 
des Austritts aus der zuletzt innegehabten Hauptlehrerstelle in Anwendung gekommen 
wären. Ein etwaiger Ueberschuss der in $ 124,3 bezeichneten Art bleibt ausser Betracht. 


2. Im Falle der etatmässigen Wiederanstellung eines — Lehrers finden auf denselben die 
Bestimmungen des $ 124, sowie geeignetenfalles der $$ 125 bis 124 mit der Massgabe Anwendung, 
dass ein etwaiger Ueberschuss der in $ 124,3 bezeichneten Art ausser "Betracht bleibt, ‚und dass an- 
zusehen wäre: ——— 

a. als Zeitpunkt, bis zu welchen: die in der Eigenschaft als Hauptlehrer zurückgelegte 


Dienstzeit zu rechnen ist: Der Tag des Austritts aus der zuletzt innegehabten Haupt- 
lehrerstelle; 


b. als Zeitpunkt für den Beginn des zu bewilligenden Gehaltes und des Fr istenlaufes für 
‚die späteren Zulagen; Der Tag des Eintritts in die nou übertragene etatmässige Stellung. 


g 133. R — 


Einem Lehrer, welcher vor, dem 1. Mai 1892 auf die ihm übertragene Hauptlehrerstelle mit 
(enehmigung der Oberschulbehörde verzichtet hat (früheres Elementar-Unterrichts-Gesetz $ 85 letzter 
Absatz), kann bei späterer etatmässiger Wiederanstellung anstatt des in $ 39 dieses Gesetzes be- 
stimmten Anfangsgehaltes ein nach $ 132,2 bemessener Gehalt bewilligt werden ml 


g 134. 


1. Hauptlehrer, welche bis zum 1. Mai 1892 von der'ihnen übertragenen Schulstelle Jandwirth- 
schaftliche Grundstücke zum Genuss hatten (früheres Elementar-Unterrichts-Gesetz $ 51), oder 
Naturalien bezogen, können verlangen, in dem Genusse der Güter ’bezw. Bezuge der Näturalien 
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auch für die Zeit nach dem angegebenen Tage, und solange sie an derselben Schule als Haupt- 
lehrer angestellt sind, belassen zu werden. 


In diesem Falle kommt der gemäss .$ 49 ds: früheren festgesetzte 
Aufrechnungsauschlag in Abzug sowohl an dem (aus der Stautskasse) einem solchen Lehrer zu zah- 
lenden Gehalte ($..53 dieses Gesetzes), als an dem von der Schulgemeinde an die Staatskasse zu 
zahlenden Pauschbetrage ($ 52 dieses Gesetzes). 


2. Den hiernach im Gütergenuss bezw. Naturalienbezug weiter verbleibenden Hauptlehrern wird 
der nach den Bestimmungen der $$ 124—129 des gegenwärtigen Gesetzes zu bemessende Gehalt nur 
in dem Sinne zugewiesen, dass derselbe der Berechnung des Einkommensanschlags ($ 40) zu Grunde 
gelegt wird. Zur wirklichen Auszahlung gelangt für die Zeit der Fortsetzung des Gütergenusses 
bezw. des Naturalienbezuges (unter Anrechnung ‚dieser Einkommenstheile mit dem in Absatz 1 be- 
zeichneten Anschlag) der Gehalt nur bis zu. dem Betrage des in $ 123 bezeichneten Einkommens — 
unter Einbehaltung der Aufbesserungen bezw. Zulagen, welche sonst auf 1. Mai 1892 oder später 
dem betreffenden Lehrer zufallen würden. 


3. Hauptlehrer, welche nach Inkrafttreten dieses Gesetzes für Beibehaltung des Gütergenusses 
bezw. Naturalienbezugs sich entschieden haben, können denselben ‚nach mindestens halbjähriger Kün- 
digung. auf den. nächstfolgenden 23. April oder 23. Oktober der Gemeinde abtreten. Die Abtretung 
kann nur im Ganzen (inbegriffen sowohl die von dem betreffenden Lehrer bisher genutzten Güter 
als die von ihm bezogenen Naturalien) geschehen. 

» Die vom Gütergenuss zurückgetretenen Lehrer sind in erster Reihe berechtigt, die pachtweise 
Ueberlassung der abgetretenen Liegenschaften zu verlangen ($$ 64 bis 67 dieses Gesetzes). 


4. Die Abrechnung zwischen dem vom Gütergenuss . oder ‚Naturalienbezug abtretenden Lehrer 
einerseits und der Gemeinde andererseits richtet sich nach den Vorschriften, durch welche die Ab- 
reehnung, über das Einkommen einer Schulstelle bei Dienstveränderungen bis 1. Mai 1892 geordnet war. 


z 135. 


Auf eisen von Schulgütern (bisheriges Elementar-Unterrichts-Gesetz $ 51) durch einen 
zur Zeit des Vertragsabschlusses gemäss $ 134 genussberechtigten Hauptlehrer finden beim Abtreten 
des betreffenden Lehrers vom Gütergenuss die Bestimmungen der Landrechtsätze 1429, 1430, 1430 a 
sinngemässe Anwendung. 


b. Ruhegehalte. 


$ 136, 


Ein Lehrer, welcher bis zum 1. Mai 1892 einen Rechtsanspruch auf lebenslänglichen Ruhe- 
gehalt für den Fall der Zuruhesetzung bereits erdient hat, erhält bei seiner spüteren Versetzung 
in Ruhestand als Ruhegehalt mindestens denjenigen Betrag, welcher nach Massgabe der bisherigen 
Vorschriften auf den Tag seiner Zuruhesetzung ihm zukäme. 


ec. Verhältnisse der Hinterbliebenenversorgung. 


5 137. 

Dissen Mitglieder der Schullehrer-Wittwen- und Waisenkasse, welche zur Entr ichtung. von 
Wittwenkassenbeitrag nach den Vorschriften dieses Gesetzes, bezw. den Vorschriften im fünften Ab- 
schnitt des Beamtengesetzes verpflichtet werden, scheiden mit dem Beginn dieser Beitragspflicht aus 
dem Verband der bezeichneten Kasse aus. Ihre und ihrer künftigen Hinterbliebenen Rechte und 
Pflichten werden ausschliesslich durch das, gegenwärtige Gesetz, bezw. die Vorschriften im fünften 
Abschnitt des Beamtengesetzes geordnet. 
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Jedoch soll derjenige Betrag, zu dessen Leistung die Schullehrer-Wittwen- und Waisenkasse 
verpflichtet gewesen wäre, wenn der Lehrer vor: 1. Mai 1892 gestorben wäre, den Mindestbetrag der 
Bezüge der Hinterbliebenen bilden, insolange unter denselben solehe sich ee welche 'zu — 
Zeitpunkt bezugsberechtigt — würen. t 


$ 138. 


Die auf die Hinterbliebenen-Versorgung bezüglichen Rechte und Verpflichtungen der vor 1. Mai 
1892 in Ruhestand getretenen Lehrer richten sich auch fernerhin nach denjenigen — — Vor- 
schriften, welche zur Zeit ihrer Versetzung in den Ruhestand in Kraft waren. 


Die Hinterbliebenen der vor dem 1. Januar 1890 in Ruhestand versetzten Hauptlchior erhalten 
sonach die zuletzt durch Verordnung festgesetzten Benefizien, während die Ansprüche der Hinter- 
bliebenen solcher Lehrer, welche nach dem 1. Januar 1890, aber vor 1. Mai 1892 in Ruhestand ge- 
treten sind, nach den bezüglichen Bestimmungen des Gesetzes vom, 25. Juli 1888 sich richten. 


ir J Er rer 


8139. 


Die Hinterbliebenen von Lehrern, welche vor 1. Mai 1892 ohne Anspruch auf Ruhegehalt in 
den Ruhestand gesetzt worden sind und auf Grund der Vorschrift in den $$ 95 und ‚97 des früheren 
Elementar-Unterrichts-Gesetzes (in der Fassung des Gesetzes vom 25. Juli 1888) den dort bezeichneten 
Beitrag bis zu ihrem im Ruhestand erfolgten Tod entrichtet haben, erhalten nach Massgabe der bis- 
herigen ‘gesetzlichen ' Bestimmungen ermässigten Versorgungsgehalt in der Höhe von 75°, des Ruhe- 
gehalts, der denselben nach den Bestimmungen der bisherigen Gesetzgebung hätte bewilligt werden können. 


8 140. 


Die Hinterbliebenen solcher Lehrer, welche auf Grund der bis zum 1. Januar 1890 in Geltung 
gewesenen Bestimmungen nach ihrem Ausscheiden aus dem öffentlichen Schuldienst Mitglieder der 
Wittwen- und Waisenkasse verblieben sind, erhalten, unter der Voraussetzung, dass sie die bisherigen 
Beiträge bis zu ihrem Tode fortentrichten, den Wittwengehalt, bezw. die Erziehungsbeiträge und 
Nahrungsgehalte, und zwar diejenigen der freiwillig ausgeschiedenen Lehrer in dem zuletzt durch 
Verordnung festgesetzten Betrag, jene der entlassenen in demjenigen Betrag, welcher zur Zeit 
ihres Ausscheidens aus dem Schuldienst festgesetzt war. 


$ 141. k — 
Die Beitragspflicht der Schulgehilfen zur Wittwen- und Waisenkasse erilscht mit dem 1. Mai 1892. 


Jedoch können Schulgehilfen; welche in diesem Zeitpunkt verheirathet sind oder unverheirathete 
eheliche Kinder unter 183 Jahren besitzen, den nach den bisherigen gesetzlichen Bestimmungen ihnen 
zugestandenen: Anspruch auf Versorgungsgehalt dadurch wahren, dass sie sich zur Fortentriehtung des 
bisherigen  Wittwenkassenbeitrags verpflichten. 

Die Erklärung, von dieser Berechtigung Gebrauch machen zu wollen, ist bei — des 
Verlustes binnen einer Frist von drei Monaten vom 1. Mai 1892 an abzugeben. . 


Die Hinterbliebenen solcher Schulgehilfen, welche auf Grund der vorstehenden Vorschriften den 
bisherigen Wittwenkassenbeitrag bis zu ihrem in der Stellung als Schulgehilfe erfolgten Tod entrichtet 
haben, erhalten von dem auf den Todestag folgenden Tag an einen, ermässigten Versorgungsgehalt 
in der Höhe von 75°/o desjenigen Betrags, der nach den Bestimmungen des bisherigen Gesetzes einem 
Hauptlehrer auf einer Schulstelle der untersten Ortsklasse vor Z urücklegung des 10. ‚Dienstjahres als 
Ruhegehalt höchstens bewilligt werden konnte. 


J tl, 
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g 142. 


Die: in den 88. 139 is 141 genannten Lehrer können auf die unter Beachtung der Vorschriften 
— Paragraphen von ihnen gewahrten Ansprüche auf Versorgungsgehalt jederzeit verzichten und 
werden hierdurch von der Verpflichtung zur Zahlung der Wittwenkassenbeiträge befreit. Bleiben die 
Beiträge, ungeachtet wiederholter Mahnung, für einen Zeitraum von mindestens 6 Monaten unberichtigt, 
so kann dies als Verzicht angesehen werden. 


2 


8 143. 

Die Verpflichtung zur Zahlung des Beitrags und damit auch die Berechtigung zur Wahrung der 
bisherigen Ansprüche erlischt bei den in den $$ 139 und 141 bezeichneten Lehrern ferner dann, wenn 
der betreffende Lehrer keine versorgungsberechtigten Angehörigen aus einer vor der Versetzung in 
Ruhestand bezw. vor 1. Mai 1892 abgeschlossenen Ehe mehr besitzt. 

* Ausserdem erlischt diese Verpflichtung bei den Schulgehilfen, wenn dieselben wogen Verletzung 
dienstlicher Verpflichtungen auf Grund der Bestimmung i in 8 27 (letzter Absatz) dieses Gesetzes dauernd 
oder zeitweilig ausser Dient gesetzt werden. 


) lt , te m ‘ N 144. N 1 
' Der' feste Staatszuschuss zur Beamtenwittwenkasse erhöht sich vom 1. Mai 1892 an um den 
Beträg von Jehrlich 1 neh 000 


J 


d. Verhältnisse der ieh Massgabe der Gesetze vom 11. März 1868 und 
vom 30. Januar 1879 angestellten Lehrer und Lehrerinnen. 


8 14. 
„Auf, ar welche nach Massgabe des Gesetzes vom 11. März 1868 (in der Fassung des Ge- 
setzes vom 25. ‚Juni, 1874) — betre ffend die Rechtsverhältnisse der an anderen als Volksschulen 


angestellten Volkape -hullehrer — sowie auf Lehrerinnen, die nach Massgabe des Gesetzes vom 30. Januar 
1879. — betreffend die Rechtsverhältrisse der an Mittelschulen für die weihliche Jugend angestellten 
Lehrerinnen — an ‚Anstalten der in $ 117 Abs. I bezeichneten Art bei Eintritt des ]. Mai 1892 
angestellt sind, kommen von da an die Bestimmungen der $$ 30, 31, 117 Absätze 2 und 3, ferner 
88 137 und 138 des gegenwärtigen Gesetzes in Anwendung. 

Jedoch bei.agen für diejenigen der im vorhergehenden Absatz bezeichneten Lehrer, welchen die 
Rechte des $ 2 des Gesetzes vom 11. Mai 1868 bezw. Art. I,a. des Gesetzes vom 25. Juni 1874 ver- 
‚liehen sind, der Höchstgehalt 2800 .# und die nach $ 39 zu gewährenden Zulagen jeweils 200 MN. 


U. Aufhebung allgemeiner Schulfonds. _ 
8 146... 
Das 'am 1. Mai 1892’ vorhandene Vermögen der nachbenannten, bisher zur Bestreitung von Ruhe- 
und Versorgungsgehalten, sowie zur Gewährung von Unterstützungen an Lehrer und Hinterbliebene 
von solchen bestimmten allgemeinen Schulfonds, nämlich 
1. des Schullehrer-Pensions- und Hilfsfonds, 
“2. des Schullehrer-Personalzulagefonds, 
3. des Schullehrer-Wittwen- und Waisen-Unterstützungsfonds, 
| 4. der Schullehrer-Wittwen- und Waisenkasse, 
wird auf den bezeichneten Zeitpunkt der Staatskasse — das Vermögen der unter 4 bezeichneten Kasse 
unter Ver einigung mit dem Vermögensgrundstock der Beamtenwittwenkasse und unter Vorbehalt der 
Rechte jedes Konfessionstheils an dem von ihm seiner Zeit eingeworfenen Grundstocksvermögen — 
einverleibt. 
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Auf denselben Zeitpunkt tritt die Staatskasse (Beamtenwittwenkasse) in die den genannten 
„Fonds“ zustehenden Rechte und die denselben obliegenden Verpflichtungen ein. 


1. Zeit der periodisch zu erneuernden Festsetzungen. 


8 147. 
Erstmals ist für die Zeit vom 1. Mai 1892 bis zum 1. Januar 1902 festzusetzen: 


a. Der gemäss $ 52,2 dieses Gesetzes von jeder Schulgemeinde an die Staatskasse zu zahlende 
Jahresbeitrag; der Festsetzung wird der Durchschnitt der Zahl der Kinder zu Grunde gelegt, 
welche zu Anfang jedes der Schuljahre 1889/90, 1890/91, 1891/92 die Volksschule der betref- 
fenden Gemeinde besucht haben; 

b. der gemäss $ 78 dieses Gesetzes am Schulaufwand minder leistungsfähiger Gemeinden von 
der Staatskasse zu übernehmende Antheil. 


g 148. 


1. Bei Ermittelung des nach $ 78 dieses Gesetzes von der Staatskasse für die Zeit vom 1. Mai 
1892 bis 1. Januar 1902 zu übernehmenden Antheils am Schulaufwande ist der gemäss $$ 58 bis 62 
gedeckte Theil nach Massgabe der Festsetzungen in Anrechnung zu bringen, welche auf Grund des 
849 des früheren Elementar-Unterrichts-Gesetzes mit Wirkung bis zum 1. Mai 1892 getroffen waren. 

Diese Vorschrift gilt auch für spätere Feststellungen in Ansehung der Güternutzungen und 
Naturalien, in deren Genuss ein Hauptlehrer gemäss $ 134 dieses Gesetzes nach dem 1. Mai 1892 
verblieben ist. 

Als „sonstiges Umlagebedürfniss* ($ 77) kommt bei der für die Zeit vom 1. Mai 1892 bis 
1. Januar 1902 stattfindenden Feststellung der Durchschnitt der von der Gemeinde während der 
letzten fünf Jahre (1887, 1888, 1889, 1890, 1891) erhobenen Umlagen in Berechnung. 

2. Die nach Massgabe des Gesetzes vom 7. Juni 1884 festgesetzten Staatsbeiträge zu Volks- 
schullehrergehalten sind einstweilen fortzuentrichten (bezw. zu Gunsten der betreffenden Gemeinden 
in Anrechnung zu bringen), bis die Neufeststellung nach Massgabe des gegenwärtigen Gesetzes er- 
folgt ist. Die neue Festsetzung wirkt vom 1. Mai 1892 an derart, dass das von diesem Tage an von 
der Staatskasse zu wenig oder zu viel Geleistete nach- bezw. rückzuvergüten ist. 

3. Die Gemeinden, welche bis zum 1. Mai 1892 Staatsbeiträge zu den Volksschullehrergehalten 
bezogen haben, sind verpflichtet, ihre Ansprüche auf Fortbezug nach Massgabe des gegenwärtigen 
Gesetzes bis zum 1. Januar 1894 zu erheben und zu begründen. 

Wird ein Antrag innerhalb dieser Frist nicht eingebracht, erfolgt die Zurückziehung des seit- 
herigen Staatsbeitrages mit Wirkung vom 1. Mai 1892 an. 

Nach Ablauf des Jahres 1896 kann ein Antrag nach $ 78 dieses Gesetzes — die Fälle des $ 80 
ausgenommen — für die erste zehnjährige Periode nicht mehr gestellt werden. 


IV. Zuständigkeits- und Einführungs-Bestimmungen. 


8 149. 
Aus dem Gesetze vom 14. Juni 1884, betreffend die Verwaltungsrechtspflege, werden aufgehoben: 
a. $ 2 Ziffer 24, soweit diese Bestimmung auf „Schulverbände“ sich bezieht; 
b. $ 3 Ziffer 3 und 4. 


An die Stelle der aufgehobenen treten folgende Bestimmungen: 
Berhandlungen der 2. Kammer 1891/92, A4tes Beilageheft. 21 
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I. Die Verwaltungsgerichte — in erster Instanz der Bezirksrath, in zweiter Instanz der Verwal- 
tungsgerichtshof — entscheiden Streitigkeiten des öffentlichen Rechtes 
über Beiträge und persönliche Leistungen Einzelner zu den Kosten der Volksschulverbände. 
II. Der Verwaltungsgerichtshof erkennt in erster und letzter Instarz auf Klagen gegen Ent- 
scheidungen der Verwaltungsbehörden : 
1. über den zwischen den Betheiligten streitigen Umfang von (Volks-) Schulverbänden; 
2. über die aus dem Elementarunterrichtsgesetz abzuleitende Verpflichtung von Gemeinden 
und abgesonderten Gemarkungen zu Leistungen für Unterhaltung von Volksschulen; 
3. über die Verpflichtung der Staatskasse zur Ucbernahme eines Antheils am Schulaufwand 
einzelner minder leistungsfähiger Gemeinden. 


$ 150. 

Die Verwaltungsbehörden, welche die in diesem Gesetze erwähnten behördlichen ÖObliegenheiten 
und Befugnisse wahrzunelimen haben, werden, soweit dieselben nicht durch Gesetz bezeichnet sind, 
durch Verordnung bestimmt. 

Ferner bleibt es der Verordnung überlassen, die sonstigen zur Ausführung dieses Gesetzes er- 
forderlichen Bestimmungen zu treffen. 


8 151. 

1. Das Ministerium der Justiz, des Kultus und Unterrichts wird ermächtigt, den Wortlaut der 
vom 1. Mai 1892 ab geltenden, den Elementarunterricht betreffenden gesetzlichen Bestimmungen, wie 
derselbe sich ergibt aus der Zusammenstellung des Inhaltes des gegenwärtigen Gesetzes mit den 
unverändert gebliebenen Theilen des Gesetzes über den Elementarunterricht nach der im Eingange 
des gegenwärtigen Gesetzes bezeichneten Fassung als (neues) „Gesetz über den Elementarunterricht* 
— vom Tage der Erlassung des gegenwärtigen Gesetzes — durch das Gesetzes- und Verordnungs- 
blatt bekannt zu machen. 

2. Mit dem 1. Mai 1892 treten sodann ausser Kraft: 

a. Das Gesetz vom 8. März 1868, den Flementarunterricht betreffend; 


b. die Gesetze, betreffend die Aenderung von Bestimmungen des Elementarunterrichtsge- 


setzes, vom 
19. Februar 1874, 
18. September 1876, 
1. April 1880, 
25. Juli 1888; 
c. das Gesetz vom 7. Juni 1884, die Staatsbeiträge zu den Gehalten der Volksschullehrer 
betreffend; 


d. das Gesetz vom 7. Februar 1884, betreffend die Rechtsverhältnisse der an Lehr- und 
Erziehungsanstalten von Privaten und Korporationen verwendeten Volksschulkandidaten; 


e. das Gesetz vom 30. Januar 1879, betreffend die Rechtsverhältnisse der an Mittelschulen 
für die weibliche Jugend angestellten Lehrerinnen. 


= 


Gegeben u. s. w. 
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Anlage IL. 


DHauptabtheilung II. 


Spesial-Budget 


des 


Miniſteriums der Juſtiz, des Kultus und Unterrichts 
für die Jahre 


1892 und 1893. 


Titel IX. Unterrichtsweſen. 
II. N. Volfejdulen. 
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II. Rinifterium der Zuftiz, des Kultus und Unterrichts. 
Ausgabe. 
2 — —— 
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N. Vollksſchulen. 
60 


bis Hunveränbert, zufammen » . ...4 5208501 270544 135 272 
65 
Göaf Gehalte.» > 2 2 2 0 nen 2054 846 | 3101 277 | 2578 062 








‚65bf fällt aus. _ | — 
65 el] Vergütungen der Unterlehrer . . . 442 000 663 000 552500 








656 
und | unerändert, zaufjammen . . .. 30.849 | 
bne 


46275 | 38562 





Uebertrag . | 520 850 [2 798 239 | 3 810.552 | 3 304 396 





9 10 11 
Segen jeither jährlich 


Erläuterungen. 


mehr ; weniger 
| 





— 1.385578 


2 578 062 Vergleiche die Unterbeilagen 1a (Gehalt3etat) und 1b —— eldetat). 
1. Nach den nad) dem Stande vom 1. November 1891 aufgeſtellten ehaltäberechnungen | 
—** 2171 Hauptlehrer auf Stellen in Gemeinden, welche nicht ber Stäbteorbnung | 
unterftehen: 
a. fefte Gehalte . > 2 2 2 ee een. 1990170 4 
die Erhöhungen gemäh 89 des —— vom 7. März 1884, 
die Ablöfıng von Kompetenzen betreffend, . . 2 2 2 2 0. 9817 „ 
b. Schulgelvantbeile . . - > 2 “2 mel een nn en 508600 „ 
©. Berfonalgulagen, —— der für die Zeit vom 1. Mai 1801 
is dahin 1892 neu zu bewilligenden Quoten (vergl. oben $ 61) 147586 „ 
> zufammen bisherige8 Einfommen 2715923 A 
Hiezu kommen als Gehaltserhöhungen bei dem Inlrafttreten des 
Geſetzes nach Maßgabe der Mebergangsbeftiimmungen desielben, und 
| _ war gras: 
| S 124 Ergänzung zum Anfangsgehalt . . . 2 2... 48680 .4 
| ; 125 ei = e; auzüglih der An- 
| — aan 6 
126 dentliche Zulagen. . 2.2.0. 51376 „ 
S 128 Aufbefferun beim Anfall von Zulagen . . . . * 
$ 129 Aufbeſſerung für die Hauptlehrer mit mehr als 
| 25 UIRRIHEEN u 9. 4 5, we eo ee DO TER „m 
| 155109 „ 
: 2. Am 1. November 1891 waren 164 Hauptlehrerftellen erledigt. Bon 
diefen fommen 8 auf ebenfoviele Hauptlehrer, deren bisherige Stellen 
bis zum Snfrafttreten des neuen Geſetzes einzugehen haben. Als Nufs 
| wand für 164 —8 = 156 erledigte Stellen zu 1100 ſind vo nfchen 171600 „ 
8. An Stelle der Lofalzulagen für Lehrer an abgelegenen Orten jr bie 
vos denn Beträge big auf weiteres als Nebengehalte zu zahlen (8 130 
des etz· Entwurfs). Bon biöherigen 8040 M h en in Be von Zus 
—— en bis zum Gehaltsbetrage von 1400 auf 1. Mail 
175 # heim, Nenac veftlich hierher (künftig wegfallnd) . . . . . . 7865 „ 
4. Dienftzulagen fir 192 erfte Hauptlehrer ($ 41 des Gefe-Entwurfd) . . 27800 „ 
aufammen 3078 887 M. 
r 1892 das Betreffniß hieraus für 8 Monate mit . . 2052258 A 
azu im Jahre 1892 neu anfallende Zulagebetreffnifie. . 2588 „ 
für 1892 2054846 KM 
für 1898 anfallende Zulagebetreffnife . . . » ER ———— 22 890 4 
für 1898 8101277 & 
552 500 für 785 Stellen zu 800 .& . Denen. 628000 „ 


zur Aufbefferung nad Ablegung der Dienftprüfung j PER ANDEREN: 
aufammen .668 000 


38 562 für 1892 das Betreffniß hieraus für 8 Monate mit 442.000 .4 





3169 124 | 385578 
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IE Minifterium der Zuftiz, des Kultus und Unterrichts. 
Ausgabe. 
2 





Voranichlag für 


1 Jahr 
durch— 
ſchnittlich. 


M AM M. M 


520 850 3 304.506 


Künftig 
weg 
fallend. 


Seitheriger 


Budgetſatz. 1892. 1803. 





Uebertrag » 708239 5810 5952 
IX.) 65fJ für Unterftügungen; 


1. au etatmäßige Beamte . . . == 


230 15 845 11.537 


>, An nicht etatmäßige Lehrer und 


deren Dinterbliebene , .» . » — 5475 215 


unberändert, zuſammen 406 140 1 425 723 132 390 ı 429.097 


Summie 926 990 13 2386657 4265 000 3 751 834 








ſtatt der angeforderten 926990 13 336 584 4 41 24 3888 9114 

4 Weniger 176 244 137 080 

| | Mehr — — 7865 
|| 

J 

* 

4 | 





167 






















les Gau rin or Unterrichtsweſen 
Ausgabe. 
“9 4 — 11 
egen jeither jährlich j i I | 
Fr —— — 
Erlänterungen. 
mehr. | weniger | | 
M |" M | N 
m 124 | 385578 | | note aul MTE ER TT7 | 
| 7 | 
| — | 
' 11531 — für 2769 Hauptlehrer, einſchließlich jener in den Städten der Stäbter ! 
| | ordnung zu 5.4 13845 KM, flir 1802 für 8 Monate 9280 ! | 
| A r ! N | | 
6844 | Ib 1095 Unterlehrer und Hilfslehrer zu 7 AM 50 4 8218 | 
| ür 1892 das Betreffniß für 8 Monate mit 5475 M | 
| j | i 
23 017 | | 
| | | 
B 210522 | 385678 
| 385 678 | Ä 
824 844 | | 
2 961924 | 
137 080 | N 
| } 
I 
| | 
age 52 | 
) 
| | 
54 — : ———————— | 
| 
| | 
| | 
| | | 
| 
J 
| | 
| | 
| | 
N I I 
| | 
| | 
| | | 
| | 
| | | | 
| | | 
| | 
| 
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III. Minifterium der Zuftiz, des Kultus und Unterrichts. 
Ginnahme. 
2 





Seitheriger 


Budgetſatz. 1888. 
chnittlich. 





II. Anterrichtsweſen. 
Ordentlicher Etat. 


1. Antheil der Gemeinden an dem Auf- 
wand für die Bezüge ber Bollsichul- 
Ichrer Be a den 


1 768 080 | 2 652 120 | 2210 100 








446 581 | 669 872 | 558 227 
5101 510) — 
170 170 


3. | unverändert 


2.1 Schulgeld . 
| | 4. " 
| 





Summe Tit. IIL 5160 [2219931 3327262 | 2 773 597 
ftatt der aufgenommenen 5 760 12448 724 |3 670452 | 3 059 588 


J 
u Ku ii 
| 


Weniger — 2287193 | 343 190 285 991 — 


| 
| | | | 
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Unterrichtsweſen. 
Ginnahme. 









Erläuterungen. 









Vergleiche Unterbeilage 2 (Darftellung der Gemeindbebeiträge). 



























2210 100 | — für 610 Hauptlehrerſtellen in Gemeinden von _. über 500 Einmw. zu 780.4= 475 800. 
„ 512 ” " 2) " 501 bi ee „= 430080 „ 
„ 822 " * F an „2350 „ „ 9%60,= 789120 „ 
„ 47 * mehral32500 „ „1080 ,, = 374760 „ 
„ 3% n ‚ gemäß $ 16 des Gefehentwurfẽ errichtet, „ 7 1450 ” = 5220 „ 
fiir 2327 RR 2 121 960.4 
für 626 Unterlehrerftellen in "Bemeinden von "nicht über 2500 
Einwohnern zu 60 Mk = . 413160 c 
121 a ag in Gemeinden von mehr als 2500 
Einwohnern zu 700 4 = 84170 „ 
„88 ——— — vn bed Gejebentmurfs errichtei 
zu & 32800 „ 
für 786 580160 „ 
| zuſammen für Gehalte 2652120 4 









| für 1892 fommt er das Betreffniß für 8 Monate zur Erhebung 
| mit 1768080 4 

b58 227 — ür 239 240 üler zu 2.64 80 4 = 669872 A 
| ür 1892 das Betreffniß hieraus für 8 Monate mit 446581 A 








2 768 327 490 
490 | 


2 767 837 | 
3 053 828 
285 991 
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Nnters Beilage 1a, 
(Aachtrag zum Spezial - Zudgei 


Minister s de SE des 
Rultn * 5 Un richts 
für bie — u 


Minifterium der Juſtiz, des Kultus und Anterrichts. 


Gehalts-Etat. 


1 


12 


III. Minifterium der Zuftiz ꝛc. 








1 












2 











Budget 
fi 
1842793. Antsftellen. 
Eee 
. Art. 
Titel. $ 
| | 
| | A. Beamte, deren Einkommen 
| unmittelbar aus der Staatslaſſe 
| zu beftreiten ift. 
IX. | Anterrichtswefen. 
| IL Mittet- und Bolksſchulen. 
| N. Volksſchulen. 
65a Vollsſchulhauptlehrer 
| Bokalzuf, 
| —* MH MM. 
| 67 zu 920= 61640 1200 
| 14 m — 
| 2, = 184 — 
| ii, 93= 2769 — 
_ 9 — 
ji. I 925 78 
— 926 90 
—J 9282 2784 — 
2; 929= 1858 W 
| —F 930= 1860 — 
1% — 3 — 
1, _ 92 — 
| i- ; 935 60 
| 6, 9362 5616 — 
5 — 937 — 
2, 939= 1878 — 
= 40 — 
— = 1886 — 
ir; _ 95 60 
I; * 946 90 
F — 4 — 
2, 49= 188 — 
103 Uebertrag 95242 1665 
| llebertrag 
I 


10 11 








4 5 6 7 8 9 
Effektwetat auf 
1. November 1891, 








Toranichlag für 1802. 


f 


s. PR 85] Erz 
35 Gehalt. 35 Summe] | Gehalt. | SE Summe 
o” 5% 0” SS 
I 2 || er 
| \ 
H | N 
2327 2 821 337 8040 2 829 377]2327 2 019 159 35 687 2 054.846 
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Gehalta⸗Etat. Ahthr A 








Unterrichtsweſen. 
Vollsſchulen. 
2 13 14 15 f 16 
Bora ag für 1802. ' 
D [ Eu 1 Grlänterungen. 
33 , Gehalt. | 33 ‚Summe. 
ö S = | 
S ao hl 
— ſ J 
M KM 
| | 
| f ! 
| | | 
| 
| 
| | | 
2327 3048 244 530333 101 2777| Der Effeltivetat gründet ſich auf den Stand vom 1. November 1801. i 


Auf 25 von den 125 nicht etatmäßig beſetzten Stellen befinden ſich Hahptlehrer, 
‚ welche unter Vorbehalt fofortiger; Wiederverwendung in Ruheſtand verfert find ($ 182 
des Sefeg- Entwurfs). | | 
| 31 Stellen find auf Grund der biäherigen geſetzlichen Beftimmungen anläßlich 
der Neuregelung der Schulverhältniffe in verfchiedenen Schulorten erfennthikmäßig 
neu errichtet worden. Die Befehung derfelben ſoll erſt nach dem Inkrafttreten des 
neuen Geſetzes erfolgen. 

Für einen Sauptiehrer in Offenburg (Wehalt 3200 X, Reallchrer) ift eine 
Rektorftelle vorgefchen (vergl, Gehaltsetat Abth, C. Seite 126/ 127 zum Spezialbubget 
des Miniſteriums der Yuftiz, des Kultus nnd Unterridts für 1502/1808) Eine 
Aenderung in der Zahl der — ſoll hierdurch nicht eintreten. 

192 erſte Hauptlehrer fo die in S41 des Gefepentunzf vorgefehenen Dienſt · 





zulagen als Nebengehalt beziehen mit zuſammen 7800 .#. 
für 1899 das Betreffnik für 8 Monate . 18538 N 
von den biäherigen Yolalzulagen (8040 4) find vererf aus | 
Nebengehalte weiter vorzufehen |. . 7865 „ | 
für 1892 das Betrefinib für 8 onate . 524 „ 
Gemäß $ 124 des Gefetzentwurſe find ala Redengehalte | 
Gem 1 für 1 11910 „ | 
| r 1808 iraes „ 
aufammen Nebengehalte: für 2 85687 4 | 
ü 53033 M. 






Megen der für 1892 und 11893 vorgefehenen Bäberen Gehalte vergl.) Abrigens 
| die — zu Tit. IX. i 65.8, des Spezialbudget3 (Anlage IL). 

Unter dem ————— s künftig wegfallend: Nebengehalte an Sielle bis: | 
heriger Lolalzulagen . - ee TE A| 


’ 
\ 


2327 3.048 24453088 8 101 977 





— — —— ——— — — 
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II. Minifterium der Juſtiz ꝛc. 











g 10 11 




















1 2 3 4 5 6 7 8 
Budget Effeltivetat aiıf 
1808793. Amtsjtellen. — Robember en n 
es 2 a, 1 Eu 
law: Art, S= 53 [#3 
— N 5° Gehalt. 22 Summe. 58 
| M M M. | 
(IX. 65a.) Uebertrag 
| Bofalzul. | 
Me MM 
103 Lebertrag 95242 1665 
1 zu — 951 — 
— — 953 — 
x: 955 * 1910 
Es — 958 — 
— — 969 — 
| 2, 9608 10 — 
— —— — Bl — 
| J— = % — 
| # > = 3866 — 
Ir _ 966 — 
— * Wa | 
—F 969— 1938 — 
= m — | 
| 2, 9732 146 — 
| I ; — 974 — 
| I = 95 — 
| ti; , - 0 — 
B; = 2948 — 
| Bi 983= 249 60 
| J — 984 — 
| — 9862 1072 — 
988 — 
— — vw — | 
| — — 95 — | 
gu = 997 — 
2 998⸗ 1996 — 
I: % 1000 — 
ge — 1000 — 
— 10062 2012 — 
— — 1007 — 
147 ebertrag 138227 17235 — 
Uebertrag 23272 821 337 8040 2 829 37712327 


{ 





Voranſchlag für 1892. 


2. | 
Gehalt. 23 Summe. 
Ss 


«44 4 


23272 821 337 80402 829 377 oe 019 159 35687 2 054 846 





2 019 159135687 2 054 846 


| | 
| 





12 





2327 





18 14 15 


Voranſchlag für 1893. 


5 


uch 
| | 
3 | Gehalt. | 53 — 





KM A 
‚3.048 244 53 0333 10197 














13.048 244 53 oss ʒ 101 97 


u 





Erläuterungen. 
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Gehalts-⸗Etat. Abth. A. 
Unterrichtsweſen. 
Vollsſchulen. 
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III. NMinifterium der Juſtiz zc. 











4 5 6 7 8 9 10 11 
Budget — — anf 1 1 Hlmelmütegnutenneiien 
| für 1. November 1891. Voranſchlag für 1892. 
| 1892/93 Amtsſtellen. N ——— — —— 
5 5. | — ı IE, a) | 
Titel Art. SE Gehalt. 83 | Sumke. == Gehalt. | 33 Summe. 
itel. $ ö” PIE 15”: Ss, 











(IX. 65a.) Uebertrag 
Lotalzul. 
M Me Me 
| 147 llebertrag = 138227 1735 
| 1 zu — 1010 — 
F — 1011 — 
Du 1012= 3036 — 
1... — 1013 — 
2, 1015 = 2030 — 
Ir: — 1016 — 
— — 1017 — 
| 1 — 1019 — 
118 „ 1020 = 120360 1965 
8, 1021 = 3063 — 
Eu 1022= 04 — 
Mn 1023= 4092 9% 
D„ 1024= 5120 75 
3„ 1025 = 3075 60 
2 „ 106= 2052 — 
4 „ 1027= 408 — 
1 ; — 1028 90 
Eu 1029= 2058 90 
3„ 1050= 300 — 
3, 1031= 309 150 
4 „ 1032 = 428 — 
ar‘ 103= 4392 — 
2, 1034= 2068 — 
2 „ 105 = 2070 90 
| 4, 106= 4144 90 
| Du 1037 = 5185 60 
| 3 „ 1038 = 3114 — 
3, 1099= 317 7 
| 1:5 — 1040 — 
336 Uebertrag 331560 4560 


Uebertrag 


| _ k ) | 


M MN Ai M M kN 


2327 2 821 337 8040 2829 3772327 201915935 0872 054 84 


— — — —— — — — — — — — 


2 327 2821 337 8040 2 829 377|2327 2 019 15935 687 2054 340 
J — 








12 18 14 15 





Voranſchlag nd 1893. 


— * 


| 
1) 
| 
* 
| 





Stellen- 


3 Gehalt. 


| Mı 


2327 3048 244 630833 101 27 


1; 
| 
| « 











N 
| 
| 
| 


23273 048 244 53 083 3 101 277 


| 
| 14 


Verhandlungen der 2. Kammer 1891/92, Ates Beilageheit. 
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Gehalts-Etat. Abth. A. 
Unterridhtswejen. 
Vollsſchulen. 
16 
Erläuterungen. 
| 
23 
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III. Minifterium Der Juſtiz ꝛc. 












Effellivetat auf EEE . 
1. November 1801. Voranſchlag für 1892. 
Amtsitellen. gu | — BE. 


ER FE 
Art. 51 Gehalt. | F 
4— —E 











Budget 
| für 
| 1892/93. 










Summe. 


gehalt. 








(IX. 65a.) llebertrag 









Rolalzul, 
Me. HM M 












































386 lebertrag 331560 4560 
1 zu — 1041 — 
83 1042= 3126 60 
— 1043= 2086 60 
Hi; 104= 3132 — 
10 „ 145= 10450 — 
ss, 1046 = 3138 60 
.”. 147= 3141 — 
‘, 1083= 492 — 
i-; _ 1049 — 
4, 1051= 4204 90 
2; 1052= 2104 75 
it, — 1003 — 
6 104= 6270 — 
6, 1055= 6330 7 
:. 106= 3168 — 
3 „ 107= 311 — 
—F 1059= 4236 90 
—F 160= 530 75 
8 10012 2122 — 
—F 102= 4248 — 
8, 1063= 3189 — 
— 1064= 2128 — | 
83, 165= 3195 — | 
— 1066= 3198 — | 
I: — 10607 — 
6 „ 10868= 6408 — | 
6 1069= 6414 60 | 
8, 100= 3210 — | 
3 101= 3213 — 
435 Uebertrag 436143 5205 — 








2327 2821 337 8040 2 829 sro 2019 159 866872 2054 8 





llebertrag 





12 18 14 15 16 
Voranſchlag für 1893. 












Erläuterungen, 





3 Gehalt. Summe. 
Me Me | M 
2327 3 048 244 53.033 310127 
| | 
I 

















| 
2327.3 048 24453 7 101277 
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Gehalts-Etat. Abth. A. 
Unterrichtsweſen. 
Vollsſſchulen. 














26* 
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III. Minifterium der Juſtiz 2c. 

















1 2 B 4 5 6 7 
Budget Gffeftivetat auf 
— Antsftellen. \ 1. November nn 
Art. 3% Gehalt. 33 Summe. 
ö S® 
Tr u 
(IX. 65a.) Uebertrag 
2okalzuf, | | | 
AM M M. | | 
435 llebertrag 436143 5205 | | 
| 2 zu 102=- Ad 7 | 
— 103= 2146 — 
4, 104= 26 — | 
> — 1075 — | 
6 10762 6456 — | 
ge 107= 32331 —} | 
5; 108= 3234 — | | 
3, 109= 337 — | | 
17, 1080= 18360 150 | 
2 10813 2162 — | 
| 3 10822 3246 75 | 
1; — 1083 — | 
4, 104= 436 — | 
5, 105= 545 — | 
3 10862 338 — | | 
2, 1097= 214 — | | 
— 108082 3264 — | \ 
is 1089= 4356 — | 
8, 100= 870 75 
6 1091= 6546 — 
| | 4, 102= 4368 — 
| | 5b, 1093= 5465 — 
| | 4. 1094= 416 — | 
| | u 1095= 3285 — N 
1; _ 1007 — 
—F 108= 540 — 
2, 109= 2198 — 
5b, 1100= 5500 — | 
| 4, 1101= 4404 — | | 
550 Uebertrag 561075 5580 BEE BEE 
Uebertrag |2327 2 821 337 8040 
\ | 


























2 


8 9 10 11 








Voranſchlag für 1892. 


— ” 

Zub 5s= l 

SE | Gehalt. | SS Summe. 
o” S© 


23272 821 337 8040 2829 377 23272 019 159 35687 2 054 8 

















— — — — 


2.019 159 35687 2054 846 


1 








12 18 
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Gehalts-Etat. Abth. A. 


Unterridtswejen. 


Vollsſchulen. 
14 15 16 


Voranſchlag für 1898, | 





Me. 








12327.3:048244 


’ 


{ 
le 


— — Pe 


KM | 


| Erlänterungen. 


ag | 
35 | Summe. 
Ra 
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III. Minifterium der Auftiz ꝛc. 











1 2 3 

Budget 

\ für 

‚1892/93. Amteftellen. 

J § Art. 

(IX. 658.) Uebertrag 

| Zetalyul, 

Ä KM MM. AM 

j 550 Webertrag 561075 5580 
7 m 11022 TI — 
1 " — 1103 — 

Es 14 3312 — 
10 „ 1105= 110560 — 

Ä 4, 16= 44 — 

| 3„ 110T= 3321 — 
2, 18= 216 — 
ge 119= 436 — 

2, 110= 20 — 

| :„ lie 333 — 
2, 12= 24 — 
2, 13= 2226 — 
3 11142 8342 — 
8, 1115= 8990 — 
5, 1116= 55890 — 
3 1117= 3351 — 
8, 1118= 3354 — 
2, 1120= 24640 240 
— 11= 44 — 

| 2, 1R= 2244 — 

| 1, — 133 — 

4 14= 496 — 

| 2, 112652 2350 — 

| 6, 11262 6756 — 

2, 1M= 4 — 
—— _ 18 — 

| 5, 19= 565 — 

1, — 1130 — 

665 Uebertrag 689351 5820 


Uebertrag 


4 5 6 7 


5 9 10 U 











Gffektivetat auf 
1. November 1891. 


E41 — 


83 Summe. 
Se 


a alu 


2327 2 821 337 8040 2 829 3772327, 


2 


| | 
! 
4 
4 
| 


— — 








— 


— — 


| 


| 
2327 2 821 337 8040 2829 3 


b) 
| 


J 






Soranfta für 1892, 


HM. 











Summe. 





© 
its Gehalt. | 
ö ES 


| 
019 159 356872 054 


HM 


ü— Da ————— —— — 














9— 019 Fon 2 054 
| 


| 
| 
| 
| 
| 
| 


12 13 
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Gehalis · Etat. Abth. A. 
Unterrichtsweſen. 
Bollbſchulen. 


14 15 16 





a 
zZ N 

SE | Gehalt. 
55] et | 





J 








FR — Erläuterungen. 
2,5 | Summe. 

5% 

« MH 





2327 8.048 244 58.0333 101 27 








2327 3 048 244 
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III. Minifterium der Auftiz ꝛe. 


4 b 6 7 8 9 10 11 

















1 2 8 
Budget 
| 
1892/93. Amtsftellen. 
1 | 
Titel. x art 
| 
| 
(IX. 65a.) Uebertrag 
Rofalzul. 
HM. HM. AM 
665 Uebertrag 689351 5820 
| 2 zu 1131= 292 — 
| Mr. 112= 794 — 
5 113= 5665 — 
I. — 1134 — 
2, 115= 20 — 
u; 116= 44 — 
2, 11312 MU — 
2, 118= 26 — 
I; _ 11399 — 
15 „ 1140= 17100 150 
2, 1141= 22 — 
4, 112= 468 — 
Ei 113= 6858 — 
— 114= 8008 — 
| in 115= 8015 — 
6 116= 686 — 
| 25 147= 809 — 
| 5; 118= 540 — 
| N: 119= 28 — 
3„ 1150= 3450 — 
8 1151= 3453 — 
| 1% — 192 — 
— 113= 2800 — 
| 6 1154= 6924 90 
6 1155= 690 76 
4, 1158= 46392 — 
2, 1159= 2318 — 
5,” 1160= 5800 — 
784 Uebertrag 825578 6135 
llebertrag 











Effektivetat auf Voranfchlag für 1892. 





n — 








Summe. 


HM Ai AM 


M. | M. | M. 
| | | 
2327 2019159 35687 2 054 846 


23272 821 337 8040 2829 37 
| | I 














u a - 
— — — — — — — — —————— — ——— 


23272821 337 8040 2 829 37712327 2 019 159 35687 2 054 


_ı2 13 14 15 


Boranichlag für 1898. 


— me 1 ——— 
2 


5 ES 
ei \ Gehalt. 33 ‚ Summe. 
17] h so 


Me. I Me | HM 
2327 j3 048 244 53.0333 101 27 
A 
| | 

















2327 ,3 048 244 53. 033,3 101 277 


| A 


Verhandlungen der 2. Kammer 1891/92, 4tes Beilageheit. 
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Gehalts-Etat. Abth. A. 








Unterrihtswejen. 
Vollsſchulen. 
16 
Erläuterungen. 
24 


186 


III. Minifterium der Juſtiz 2. 





























1 2 8 4 5 6 7 8 9 10 11° 
a en er Voranſchlag für 1892. 
1892/93. Antsitellen. — 71177727 
u J 55 es &; | ES 
u Art. 3 Gehalt. 23 | Summe] Gehalt. 25 | Sun, 
Titel.‘ $ 5* Ir o” 2— 
— — — —— — — — — | 
| | 14 M I a | | 
(IX. 65a.) Nebertrag era 3378040 2829 377 3272 019 159,35697/2 0548 
Sotalzul. I 
| Me Mh | | 
| 784 Uebertrag 825578 6135 | 
! Tau 1161i= 8127 — | 
3. 1162= 3486 75 | 
u; 1163= 6978 90 | | 
3, 11644= 3492 — | | 
5b, 1165= 585 — | | 
3 1166= 348 — 
3. 1167= 3501 90 
| 6, 1168= 5840 — 
t 2, 1169= 38 — | 
| 3, 1170= 3510 — | 
2, 11= 32 — | 
| 2, 12= 34 — | | 
| 3, 113= 3519 — | 
3. 15= 39 — 
3. 11762 358 — 
— 17= 34 — | | 
2, 11782 2356 — | 
3„ 1NM= 3587 — | 
15 „ 1180= 1770 — | 
Bi; 1181= 3543 — | | | 
:. 12= 346 — | | 
En 11832 432 — ' | 
| 2; 1184= 2368 — H 
| 2, 11882 30 — 
| 6, 1186= TI16 — 
| 3 „ 1187= 3561 — 
3„ 11882 3564 — | 
— 1189= 3567 — | 
888 Uebertrag 947745 6390 — — — 





llebertrag |2327 2 821 337 8040 2 019 159 3568712 054 




















12 „18 14 15 





Sorunitg fi —— 1898. 


I 0 | | 
2327 3048 244530333 101 377 




















| 





f 


2327 3.048 24458088 3 101977 
Ä | 


I} 
‚| 
) 


| J 
| | 


187 


Gehalts⸗Etat. Abth. A. 
Unterrichtsweſen. 


Vollsſchulen. 
16 





Erläuterungen. 


24* 


188 


III. Miniſt erium Der Zuftiz ꝛc. 


1 2 
Budget: 
ür 





8 





Amtsſtellen. 


Art. 


M 
8838 Uebertrag 
4 zu 1190 = 
1 * — 
—V 1192 = 
2 1193 = 
5 „ 1194 = 
— 
1. — 
—F 1197 = 
6. 1198 = 
6. 1199 = 
9, 1200 = 
5, 1201 = 
2, 1202 = 
B:; 1203 = 
€. 1204 = 
9. 1205 = 
2 1206 = 
Be 1207 = 
7 — 
6; 1209 = 
b, 1210 = 
F 1211 = 
Br 1212 
6: 1213 = 
58 1214 = 
—F 1215 = 
4, 1217 = 
3) „ 1218 = 
997 llebertrag 





llebertrag 


Dofalzul, 


AM M 


947745 6390 


4760 
1191 
2384 
2386 
3582 
1195 
1196 
3591 
7188 
7194 
10800 
6005 
2404 
3609 
1224 
10845 
2412 
4828 
1208 
1254 
6050 
4844 
3636 
1278 
6070 
3645 
4868 
3654 





1079046 6390 
llebertrag 








4 5 6 7 8 9 


— — Boranſchlag für 1892. 


N 


10 11 


— — 





1} — | Br: 
&.| 83 Eu El 
35 Gehalt. SE Summe|$E) Gehalt. | SE | Summe. 
a” Re 52* = 
MM M “a | ı | 
2327 2 821 387 8040 2 829 37723272 019 159 356872 054 840 
| | 


; 














2327 2 821 337 8040 2 829 377|2327 2019 159 356872 054 848 
I | | | 


J 
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Gehalts⸗Etat. Abth. A. 
Unterrichtsweſen. 


ſts 
12 18 14 15 16 ———— 


Voranſchlag für 1893. 





1 


Erläuterungen. 





El ) 
32 Gehalt. | 3 2 Sunme. 














aa & 
2327 8048 244 530838 101 2 
| 
Il | | 
| N | 
| | 
| | 
| 
| 
| 1 
I 
Il } 
| | 
| J 
| | 








2327 3 048 244 580333 101 27 


| 
| I | | 
| | er 
| | 





| 
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II. Minifterinm der Auftiz ıc. 











Budget Gffektivetat auf 
1892/98. Amtsftellen. * = em 
i Art. SE Gehalt. ISummd 
Titel. $ 5: Schalt Summe 
“|| « I" | Me 
(IX. 658.) Nebertrag [23272 821 3378040 2 829 377]2327)2 019 159 356872 054 846 
Bofalyul, 
| MH IR | h 
| 997 uebertrag 1079046 6390 
3 zu 1119= 3657 — 
| F 1220= 4880 — 
— — 1221 — 
> 1222= 4 — 
4 „ 1223= 4892 — 
2, 1224= 448 — | 
\ 1:5 _ 1225 — | 
| 5; i2262 6130 — | 
3 127= 3681 — | 
| U; — 128 — 
4, 1229= 4916 — 
— 1230= 9840 90 
3. 1231= 3698 — 
5, 1332= 6160 — 
| u 76 123= 466 — 
| 2, 1234= 2468 — 
) 8:5 1235 = 9880 — | 
:. 1236= 3708 — | | 
—— 1237= MU — | | 
i,; 1238= 492 — 
2, 1239= 48 — 
6, 12400= 740 — 
6; 141= 746 — 
| :, 12422 2484 — 
— 123= 4072 — 
| 45 124= 496 — 
| 2, 25= 40 — 
| 6„ 146= 7476 — 
| 1096 uUebertrag 1201171 6480 NH, 
| 


| | 
llebertrag [2327 2 821 337 8040 2 829 377)2327,2 019 159/35 687 2 054 846 


191 


Gehalts⸗Ciat. Abth. A. 
Unterrichtsweſen. 


Bollsſchulen. 
12 13 14 15 16 





Voranjchlag für 1893. 


Fr zur Erläuterungen. 
5, Schalt. Summe. 


| 
23278 048 244 53033 3 101 277 


—* 





| 4 








N u 


2327 3 048 244 53 033 3 101 277 


192 


IH. Minifterium der Juſtiz ze. 








1 2 8 
Budget 
1 PA 193. Amtsftellen. 
Ritt. $ Art. 
J— 
(IX. 66a.) Hebertrag 
| | Lotalzul 
| | Me Me M. 
| | 1096 lebertrag 1201171 6480 
5 zu 1UT= 05 — 
2; 1248= 249% — 
4 „ 12499= 49% — 
| i; 1250= 5000 — 
| 8 12612 37158 — 
F = 122 — 
6, 12535= 7518 — 
| | 3 „ 1254 = 3762 — 
| — — 1266 — 
| 4 1256= 5024 — 
| | 4. 12585= 5032 — 
u; 1259= 2618 — 
| 3, 160= 370 — 
| 2. 1261= 22 — 
| | 22 1262= 2324 — 
| | 8 1263= 10104 — 
| | :, 124= 3792 — 
| 2, 165= 2330 — 
Rn 126= 2332 — 
3„ 167= 3801 — 
4 „ 12685= 5072 — 
| I; — 1260 — 
2 120= 340 — 
| 4, 1271= 504 — 
| 4, 1272= 5088 — 
| 3, 1273= 3819 — 
| i,; _ 1274 — 
| 2; 1275= 2360 — 


'  Jusı 








Uebertrag 1308293 6480 
Uebertrag 


4 5 6 


Effeklide tat auf 
1. November 1891. 











1 


Bi 
12 829 37 


327.2 821 337 — 23272 019 159 35687 2 054 846 


Summe. 


8 9 „ie 11 
Voranichlag für 1892. 
ern 


| j Summe. 









| MN Me HK 


2327 2019159 35687 2054 














193 


Gehalts-Etat, Abth. A. 
Unterrichtswejen. 
Volksſchulen. 


12 13 14 15 16 











en * 1893. 





r — 
|) 


; Summe. 
'# | ' 


= 


Erläuterungen. 





IM HM Mo 
2327 3 048 244 53.033 3 101 277 


I | 4 
| 
| 


| 

















| | 
| 


2327 3 048 244 53 033 3 101 277 
\ 
' 





\ \ 
Berhandlungen der 2. Kammer 1891/92, A4tes Beilageheit, 25 
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III. Minifterium der Zuftiz ꝛe. 


1 2 3 4 5 6 7 8 3 10 Jı 












Boranfe lag für 1898. 













Gfeftivetat auf 
4. November 1891. 


— — —— 





Budget | 
für 
1892193. 













Amtsitellen. 
Art. 










Gehalt. SE Summe. 
| on | 












Titel.) $ 
i I 


llebertrag 















































2327 821 337 8040,2 829 377 Ba7p 019 a 2054 
Sotalyul. pr 
Me 4 A. | | 
1181 Webertrag 1308293 6480 
4 zu 1276= 514 — 
5b. 1277= 6385 — 
ag _ 1279 — 
8, 1280= 10240 — 
2, 12831= 2662 — 
8. 12822 38846 — 
5, 123= 6415 — 
4, 124= 5136 — 
3, 12852 38550 — 
3 1286= 3858 — 
2, 187= 34 — 
8. 12882 3864 — 
2, 129= 38 — 
3, 1290= 3870 — 
—— 1291= 3873 — 
J 12922 2684 — 
> — 1203 — 
1. _ 124 — 
u; 1295= 6475 60 
4, 12%6= 5184 — 
4, 128= 6192 — | 
2, 129= 23% — I 
; 1300= 11700 75 | 
8 1301= 6505 — | 
2; 130 2= 23604 — 
b, 138= 6515 — 
er 134= 5216 — 
8„ 1305 = 1040 — 
1284 Nebertrag 1441332 6615 — — — 
Uebertrag [2327 2821 337,8040 2 829 377 sein 019 15085687 








I 


Ill 














195 


Gehalts⸗Etat. Abth. A. 
Unterrichtsweſen. 
Volksſchulen. 






— Erläuterungen. 
Summe. 
aa 


| «| M 
2327,3048 244,53.033 3 101 277 


wu 











—— — — 


2327 3 048 244 53 083 3 101277 











25* 
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III. Minifterium der Zuftiz zc. 



































— 3 4 — 7 5 9 10 1 
Budget Gffektivetat auf Voranſchlag für 1892. 
| 1adö7os. Amtsſtellen. ie = November — 4 — ee BR 
Titel. $ Art. 3 Gehalt. 83 Summe 3 Gehalt. 83 "Summe. 
N 85 828 15] | CL 
| | Me MN MM 4 M M. 
ax. 65 a.) Nebertrag [2327 2 821 337 8040 2 829 377|2327 2 019 159 35697 2 054 846 
| | | j 
| Lotalzul. | 
| « MM | | 
1284 Nebertrag 1441332 6615 | | | 
5 zu 1306= 6530 — | 
1. 1007= 9149 — 
3, 1308= 394 — 
5, 13002 6565 — 
2 1310= 2620 — 
44 B311= 54 — 
2; 1312= 548 — 
2, 13132 8% — 
| 2, 1314= 2628 — 
| u 1315= 560 — 
| 2, 1316= 332 — 
3. 1317= 3051 — 
2, 1318= 23636 — 
Zr 1319= 526 — 
F 13202 5280 — 
33 1321= 3063 — 
—— 1322= 6610 — 
4, 133= 5292 — 
3, 1324= 3912 — 
| u; 135= 2350 — 
6, 13262 7956 — 
2, 13212 4 — 
J RE 138= 5312 — | | 
| 4, 1329= 5316 — | 
| | 5, 1330= 6650 — | 
| | V 1331= 3998 — | 
E; 1332 = 6660 — | | | 
J— 1, — 1333 — | 
| 1384 Uebertrag 1573242 6615 — KEN, EEE | ke m —— 


Uebertrag 2327 2 821 337 8040 2 829 377]23272 0197159 35.687 2 054 846 
| | | 
| | I 1 
| | 
| 


| | 
I I | | 
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Gehalts⸗Etat. Abth. A. 
































Unterrichtsweſen. 
Bollsſchulen. 
12 18 14 15 16 
Voranſchlag für 1893. 
2, | | ie. Erläuterungen. | 
= | Gehalt. 88 | Summe. 
58 | .. | Be! ' 
gr Me M ; | 
2327 Bow —“ 101.27 | 
|| | 
| 
N | | 
| 
I | | | 
| | f 
) | — 
| | | I 
| I 
| 
| 
| | 
| \ 
| | | | 
| j 
] | | t 
| | 
1 N N l 
| | 
| | | 
— — 
2327 3 048 244 6 088 3 101 27 
| R 1 
| | 
| | ) 
| 
| | 
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III. Minifterium der Juſtiz ꝛc. 


1 2 8 \ 4 5 6 7 8 9 10 11 











 Effeltivetat aiıf 
1. November 1891. Voranſchlag für 1892. 
Amtsftellen. — 
* m re | Pu 
— 33 Gehalt. 23) Summe, 328 Gehalt. 38 Summe. 
vi “| * 8% 
IM | | I a | ww 





ee t | 
Uebertrag |2327.2 821 3378040 2 829 37 BT 019 159 856872054 846 
. N 























Befalzuf, | 
M MM | \ 
| 1384 Uebertrag 1573242 6615 | | 
| 2, 1334= 68 — | | 
5, 1335= 665 — | 
| 2. 13362 2672 — | 
3„ 13377= 411 — | 
3, 1338= 4014 — | 
—F 1339= 1051 — | N 
4. 1340= 5360 75 | 
3, 1341= 4028 — 
2, 13422 2684 — 
— — 133 — 
2, 134= 2688 — | | 
90 — 1345 — | | 
1. — 1346 — 
2, 147= 44 — | 
2, 138= 3% — | 
—— 1350= 270 — | | 
2, 1351= 2708 — 
1 — 1352 — | 
3. 1353= 4059 — | | 
2, 1354= 2708 — | 
6; 135= 675 — | 
35 1356= 4068 — | N 
or — 1357 — | | | 
4, 1358= 5432 — | | | 
| 2, 1359= 218 — | | | 
Bi; 1360= 10880 — 
—J — 1361 — 
l.; _ 1362 — | | 
1461 Uebertrag 1676986 6690 —— ee En 


r 


054 B46 


| 
llebertrag [2327 2 821 337 8040 2 829 377 23272 019159 35687 
| t | | 


| N 
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Gehalts⸗Etat. Abth. A. 











Unterrichtsweſen. 
Vollsſchulen. 
12 18 14 15 16 — 
Voranſchlag für 1893. 
Fu | | a4 |. — Erläuterungen. 
35 | Gehalt. Z3.Summe 
o”| | So | | 
| 
AM M MM; 4 | 
2327 3 048 244 53.033 3 101 277 | 




















i 

) | 

| | 

| ! 

) 

| N 

| 

N 
| | 
—4 
| | L 
| 1 

| 

| 

i 5 
| 
N} 

f N 
1 i 
| | 

| } 

} F 

N) 


! 
— 


2327 3 048.244 53 083,3 101 277]: 
| | 
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III. Rinifterium der Juſtiz ze. 


1 2 8 4 5 6 7 8 9 10 11 





— 




















































| — enger 1801. Voranſchlag für 1892. 
1892/93. Amtsftellen. r —— — 
—— | 9 
Titel. Art. 3] Gehalt. — 2 — Gehalt. H Summe, 
IM | Me | KM | # M A 
(IX. 65a) Uebertrag [2327 2 821 337 8040.2829 3772327 2019159 36687 2.054 844 
| l | 
Lotalzul. | | | 
| A Me AM 
11461 Mebertrag 1676986 6690 
| 5 zu 138= 685 — | 
14 — 1364 — | | | 
3, 18662 4095 — 
u, 167= 14 — | | | 
| 8; 13682 76 — | | 
| 3„ 139= 47 — | | 
2, 130= 270 — | | | | 
| 3 32= 4116 — | 
| u; 133=- 419 — | | | 
5b, 1314= 680 — | | 
| F — 1376 — | 
| 2. 136= 27592 — | | 
| 6„ 137= 82 — | | | | 
u; 138= 176 — | | | 
| 2. BU | 1 
| | 4, 130= 550 — | A 
| 6; 13831= 48 — | I | | | 
| J 132= 4146 — | | | 
| — 18882 4149 — | | | 
2, 13884123 2768 — | | 
| 1 — 135 — 
2, 136= 22 — 
| 1. 13973 909 — 
5; 1389= 645 — 
2 130= 270 — 
— 131= 4173 — | | | 
2 1392= 3764 — | 4 | 
| 3. 1393= 479 — | II 
1543 Uchertrag 1700068 GOLD em 
Uebertrag [23272821 337 80402 820 377]23272 019 169 35.697 2 054 8 





| 

. | | | 
| 
| 





| 
! 
I 1 
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Gehalts-Etat. Abth. A. 
Unterridhtswejen. 
Vollsſchulen. 





Voranſchlag für 1893. 


Erläuterungen. 


+4 
A 3 Summe. 
7 
[= +} 























Verhandlungen der 2. Kammer 1891/92, 4tes Beilageheft. 26 


202 


III. Minifterium der Juſtiz ꝛc. 


1 2 8 4 5 6 7 8 9 10 11 


j Sfeftiveat auf 
1. 1891. 
Amtsftellen. — „ Robember 1E91. 
















Roranichlag für 1892. 


= z 3. & Ber 
Art Sl se - 336 iS oe 
Ar 23 Wehal. 2a Zune] gs Gichalt. 2 | Summe. 
— — — N An.) — — 
2 m O A * 








m un — — ni a — — — — 

















M | „M. HM 44 
Uebertrag [23272821 337 8040 2 820 377927 2 019 159135687 2.054 84 
Lotaſzul. 
He M Me. 
| 1790038 6690 | 
4 zu 1394 = 5576 — 
u 1395 = 2790 
— 1396 — 
—J 1397= 8362 — 
5, 1398= 6990 — 
— 139- 2708 — 
——— 1400 = 407400 150 
 . = 1401 — 
3, 1402= 4206 — 
1; = 1403 — 
u: 1404= 238308 — 
g,; 1405= 3810 — 
i; 1406= 564 — 
4, 1407= 568 — 
En = 1408 — 
5 1409= 9863 — 
., 1410= 30 — 
4, 14112 564 — 
N; 1412-=- 236 — 
6 14132 48 — | | | 
6, 14152 30 — | 
g ; 1416= 448 — 
I, — UT — 
—— 148- 5672 — | 
3 14202 4260 — | 
gi — 142 — | 
2, 14293 = 2846 
Ey 1424= 710 — 
Ä 1919 Nebertrag 2317174 640 |___ | 





II 
Uebertrag [2327 2821 33780402 829 377123272 019 159 356872054 846 


Bu 


2 12 13 14 15 





Voranſchlag für 1895. 


— — — — 









F s55 
2 Gehalt. =2 | Summe. 
” S| 


AK MN —2 
2327 3 048 24453 033 3 101 277 























2007 3048 Bub 0333 101977 


| 


| | 


16 


203 


Gehalts⸗Etat. Abth. A. 
Unterrichtsweſen. 
Vollsſchulen. 





Erlänterungen. 


26* 


204 


III. Minifterium der Zuftiz ꝛc. 


1 2 
Budget 
für 

1892/93. 
| 





Titel. $ 








(IX. 65a.) 








8 
Amtsſtellen. 

Art. 
Uebertrag 
Lotalzul. 
M M M 
1919 UWebertrag 2317174 6840 
3 zu 14252 25 — 
4, 146= 574 — 
3 „ 147= 48 — 
1; — 1429 — 
2 4 1430 = 2560 — 
2, 1431= 2362 — 
I’ — 1482 — 
I; _ 143 — 
5; 1431 = 2868 — 
ws 145= 405 — 
ur 1436 = 4308 — 
1 „ — 1438 — 
85 1439 = 4317 — 
4 „ 1440 = 5760 — 
L;; _ 1441 — 
1; _ 42 — 
5 1443 = 4329 — 
F _ 144 — 
2 5. 1445 = 230 — 
3„ 146= 4338 — 
2, 147= 234 — 
2, 1443= 36 — 
B-- 1449 = 4347 — 
2, 150= 200 — 
1.4 _ 151 — 
1/5 — 1462 — 
— — 1453 — 
F un 1454 — 
1976 Uebertrag 2399177 6840 





4 5 6 7 


 Gffeftivetat uf —— 


1. November 1891. 


= Schalt. &3 
nn so 


Etellen: 


Summe. 
N 


1 « AN 


8 9 10 11 





Voranjchlag für 1892. 
5 | ES 

==, Sehalt. 23 Summe, 
OD | 85 


| Me 


| AM 


HM 


2327 2821 337 8040 2 829 377|2327 2 019 159 35.687 2.054 848 


I || 











Ucbertag [2327 2821 397 8040 2829 37 


| 








wu 





= — ur 





23272 019 159 35687 2 054 846) 
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Gehalts-Gtat. Abth. A. 
Unterridtswejen. 
Bollsſchulen. 
12 18 14 15 | 16 
Voranſchlag für 1893. 
re Bj Erlänterungen. 
* — 83 + Summe. 
528 1) 
| “la 
23273 048 244 53.0333 101 277 
| | 
| | 
| | | 
| | 
| | | 
\ | F 
N | J 
| 
} i | 
| | | 
| | 
4 
| | _ 
| RR 
| | 
2327 3 048 244 53.033 3 101 27 


| 
| 
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III. Minifterium Der Auftiz ꝛe. 














Uebertrag 
Votalzul. 
—* M 
2399177 6840 
4365 — 
1456 — 
1459 — 
1460 — 
1461 — 
1462 — 
2926 — 
2928 — 
5868 — 
1460 — 
1470 — 
2942 — 
4416 — 
1478 — 
2948 — 
500 — 
1476 — 
296 — 
2958 — 
1481 — 
1492 — 
1483 — 
1484 — 
1485 — 
2972 — 
1487 — 
1489 — 
140 — 
1492 — 





2466915 6840 


1 ur 8 
Budget 
(a Amtsitellen. 
Sr 
ei, N Art, 
((IX. 65a.) 
M 
1976 Uebertrag 
| 3 zu 1455 = 
| f ; _ 
1: +; — 
1: ; — 
Li, — 
23 — 
2, 1463 = 
f 2, 1464 = 
| Eu 1467 = 
1, — 
F — 
2, 1471= 
3, 1492 = 
F — 
2, 1474 = 
| 4, 1475 = 
F — 
2, 1478 = 
2, 1479 = 
14 — 
1; — 
14 — 
1 2 — 
— 
| 2-5 1486 = 
| 1, — 
1. ” 
1... — 
1 — 
2022 Uebertrag 


Uebertrag 


4 





5 6 


Effeftivetat auf 
1. November 1891. 





T 
—* | M 


Summe. 


4 


3 9 10 11 


Vorauſchlag für. 1892. 


nn — 


J 
= } 


2 —A— 
— Gehalt. sg ‚ Summe, 


Stellen: | 


* 4 M 


23272 821 307 8040 2 829 377 23272 019 159,85 687.2 054 846 








2327 2821 3378040 2 829 377 


I 





1} 














23272 019 15013568712. 054 344 
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Gehalt Gtat; Abth. A: 
Unterridtswejen. 
Bolksichulen. 





Voranichlag für 1893. 


| Erläuterungen. 








| Fri M AM 
2327 3048 244 530833 1012 
I 

















2327| 3 048 244530338 101 277 
| 
| 
] 


| | | | 
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III. Minifterium der Juſtiz ze. 
























































1 3 | 3 | 4 5 6 8 9 vo u 
Budget en Voranſchlag für 1892. 
1892798. Amtſſtellen. — ————— F%gE MmuEEE ER me 
— es ; | u 
Art. | Gehalt. 33 Sum TE Gehalt. 33 | Summe 
ö” Ss 32 *8 
u En | Mi Me 
(IX. 65a.) Uebertrag [23272 821 337 80402829 37 2327/2019159 35687 2.054 844 
l voteluul. | | | | | 
J | | 
Me MM | | | | | 
2022 Webertrag 2466915 6840 I | | | 
1 au — 1494 — I 1 | | 
we _ 145 — | | | 
— 149= 2998 — | 4 | | 
\ — — 10 — 4 | 
X 1503= 3006 — | | h 
| %,; 156= 3012 — | I 1 
| 1, - 101 — | | | | | 
\ 1 ” — 1600 — 
1, — 1512 — | | 
— 16162 448 — | | | | 
— 1517= 804 — | | | 
2, 1518= 3036 — | | | | 
I; _ 1519 — | | 
—F — 156 — | | 
— — 159 — 
— 1531= 3062 — | | | 
— _ 1533 — | | | 
Ei ii, _ 1535 — | | 
8, 156= 408 — | 
I _ 151 — | | | 
u. — 152 — | | | 
1 — 14 — | 1 4 
5 _ 155 — | | 
I; - 1550 — | 
F _ 1551 — 
— 152= 314 — | | 
I 1 "” 1554 | | | \ | 
— — | | | 
' [2060 Uebertrag 2524810 6840 — —— — — 
Uebertrag [23272821 337 8040 2 829 377|2927 2.019 159 356872 054 





| 
I | 
| 


| | 
I IA 
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ı Beheltss&tat; ı: Ubth. A. 


Unterridtswejen. 
Vollsſchulen. 
ac Mm — —— ———— —— — —— — —ñ — ur 


Botanfchlag für 1893. 









Erläuterungen. 





) 
! 
! 


—n — nn — —— — — 


1 J 
| 
1’ 
H f 1 
| } | 
J 
J 
4 


| er 41 
I 1 
| | | 


| 

| 

Re | | 

2021 30482400 31012 | | 

| | | | 

| 
| 
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— — — 
——s — 





210 
III. Minifterium der Zuftiz ꝛe. 


9 10, ı 14 







Budget 
1862793. Amtsftellen. 
| Ur t. | 














M 


(IX. 65a.) Uebertrag [327.2 821 33780402 829 37723272 019 159135687 





Rotalzuf. 
M Fr 1 


2060 Uebertrag 2524810 6840 

1 zu — 1556 — 
1500= 640 — 
* 1661 — 
1565= 3130 — 
= 1569 — 
— 150 — | 
= 157 — 
— 1579 — 
— 1688 — 
155= 3170 — 
— 150 — 
— 1591 — 
16032 8186 — 
— 1b08 — 
— 159 — 
1600= 3200 — 
— 1601 — 
164= 4812 — 
1609 





N 
| | 














1605 — 
1607 — 
= 3218 — 
1610 — 
1615 — 
1616 — 
1619 — 


— — — 


a a aa a zz a 2 az nn zz 2 2 2 22 2 2 2 a zz 20 2 2 2 2a 22 2 


JJ HÖRT ERRIERRIERESTEHRENE, 








2098 Uebertrag 2585102 6840 


Ni | N 
0397 2 821 3397/8040 2 829 37 3272 019 159135687/2.064 6 


: 
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Gchalts-Etat. Abth. A. 


Unterrichtsweſen. 


Vollsſchulen. 


JB. Ik . 15 16 
Voranfchlag für 1893. 


— Be Erlänterungen. 

















23273 048244158 033 3 101 27° 
| | 
| | 
H 
j 
| | | 
| | | 
| | 
| 
| 
} | 
! | 
| 


— — 
As das a 3033 3 101277 


| 





1 
' 
# 
) 


— — — — 
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I. Minifterium Der Juſtiz ıc. 


Amtsſtellen. 


Art. 











(IX, 65a.) Uebertrag 
Bokalzul, 

Me M M 
2098 Uebertrag 2585102 6840 
| 1 zu — 1622 — 
| Wars — 1627 — 
| I, — 1631 — 
—F — 1635 — 
1. — 1636 — 

ı er — 1640 — 

2, 16412 8282 — 

1 — 1660 — 
1, _ 1651 — 
| | we = 1655 — 
| L ; — 1660 — 

—F — 1660 — 

I... _ 1662 — 

1 — 1666 — 

1, — 1671 — 

vs _ 167° — 

1, — 1679 — 

— 1683 — 

15 — 1687 — 

— 1689 — 

| in — 16091 — 

V 16022 3884 — 

1, — 16097 — 

ap _ 1706 — 

.- _ 12 — 

I. _ 1114 — 

| 3, 15= 5145 — 

| 1: _ 170 — 
2180 Uebertrag 2638632 6840 

Uebertrag 

| 


2397 


2327 


J 

















821 387 8040 2 829 377|23272.019 159 36687, 004 846] 


| 
I 
| 
| 





























Unterridtswefen. 


Bolksihulen. 


Boranſchlag für 1898. | 


14 


18: 
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= 
- 

Ze 

- = 
= 
Eu 
[77 
— 
= 
=} 
— 
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mM. 'Minifteri 
ı 2 | 
Budget 


für 
1892/93. 
— 


Titel.) 


(IX. 652) 





£ 


um ver Zuftig ıc. 

















Uebertrag |2327 2 821 337 804028293 7 
| | 
—R | 
« MM N | 
2180 Hebertrag 2638632 6840 

1 zu _ 17 — N 

2, 17322 364 — 
> _ 1734 — | 
1. _ 176 — | 

1, — 1748 — 
1’, — 17145 — | 
— 1750= 3500 — | | 
1, _ 17557 — | | 
> I 1760 — 
1 _ 179 — | 
5 _ 173 — N 
— = 178 — i | 
1... _ 1181 — | | | 
li; _ 172 — | | 
15 _ 176 — | 
1, _ 187 — 
F _ 111 — | 
I; — 1706 — 
— — 1800 — | 
I; _ 1811 — | 
. _ 189 — 
u _ 1831 — | 
14 — 1841 — | 
—F _ 1852 — | 
15 — 1858 — | 
— — 1870 — | 
1, a: 189 — | | 
L- _ 1893 — | 
2160 Uebertrag 2692323 6840 — — | 

Uebertrag 2821 83718040 282987 22 

I 4 








23 








2019 159/36 


10:' 


STR 





11! 





« Wehaltir Get; ‚Mech. A 
Boltsfchulen. — 


16 
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Voranſchlag für: 1893. 
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II. Minifterium der Juſtiz 20. 


mylnıhtätlert 
2 8 


| Budget 
für 
1892/93. 
Art. 





| (IX. 65a.) 


4 
2160 Uebertrag 

1 u — 
1; — 
14 — 
1; — 
1... — 
2 u 2023 = 
1. , _ 
1 — 
14 — 
u — 


2171 aufammen etat⸗ 
mäßig beſezt 
125 nicht etatmäßig 
beit . . . . 

31 umbefegt . 


2327 Zuſammen 


Antstellen. 





Uebertrag 





2715923 6840 


105414 1200 





2821337 8040 


Summe 





| « 
23272 821 337 











2327 2821 337 8040 2 829 3742 





| 





ws 
| 


Mi Me 


8040/2829 sTTfz: 


| 
| 
| 











3078 019 109/3568 
Bet 
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Gehalts⸗Etat. Abth. A. 
Unterrichtsweſen. 
Vollsſchulen. 





Erläuterungen. 





« | “| 
28273 048 244 033 8 101 277 


! 




















Berhandlungen ber 2, Kammer 1891/92, ates Beilageheft. «8 
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III. Minifterium der Zuftiz ꝛc. 


1 


2 
Budget 
| für 
| 1892/93. 
[Titet.| $ 
| 


40 


IX. 











Afffeltivetat auf 
1. November 1891. 

















Antsftellen. 
Art. 









Stellen: | 
zahl. 


B. Beamte, deren Dienfteinfommen 
aus einer Kaſſe fließt, zu welcher 
der Staat feite oder wandelbare | 
Zuſchüſſe leiſtet. | 
Unterrichtsweſen. | 
E. 2ehrerbildungsanftalten. | 

4. Sonftige Einrihtungen für 

die Kehrerbildung. 


Hauptlehrerin für Unterricht in | 
weiblichen Handarbeiten . . . 








M. Frauenarbeits- und Haushal⸗ 
tungsſchulen. 


Hauptlehrerin für Unterricht in der 
Haushaltungskunde. ... 1- 





Hauptlehrer an Rettungsanſtalten 
und Waiſenhäuſern. 412 


O. Beamte, zu deren Einkommen 
Staatszuſchüſſe nicht geleiftet 
werden, 
Unterrichtswefen. 

I. Mittel» und Volksſchulen. 
se erweiterter Volksſchulen 





Uebertrag — 

















M 








I AM 


| 
| 








18 


14 15 
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Gehalts-Etat. Abth. B.C. 


Unterrichtsweſen. 


Erläuterungen. 











— | — 











— 
— — — 





Der für die —— von Arbeitslehrerinnen von dem badiſchen Frauenverein 
angeſtellten Lehrerin find gemäß &. abl. des Re Ba in ber Faſſung 
vom 1. April 1880 die —* einer Hauptlehrerin verlie Die Gehaltsver iffe 
derjelben follen auf Grun 


Der babifche Frauenverein hat im Hinblid auf $. 20 Abſatz B des Geſetz⸗ 
entwurfö und % —— der ee vom 26. — 1691, 
den Fortbildungsunterricht für) Mädchen betreffend, zur Errichtung einer Anſtalt für 
—— von Lehrerinnen! der Haushaltungskunde ſich bereit erflärt. gar bie 

eitung der Anftalt ift eine Lehrerin in Ausficht genommen, welcher im $inblid auf 
ihre anderwärts bereit3 bethätigte hervorragende —— auf dem fraglichen 
ebiet die Eigenfchaft eines etatmäßigen Beamten verliehen werben foll. 


Die Hausväter an den Erziehungsanftalten zu Sinsheim und Flehingen, zu 
welden der tat SRTaparte Teiftet (vergl. Spezialbudget des Minifteriums des Innern, 
Tit. XI. 2. Seite 16/17 und 183/185) find mit den Mechten von Hauptlehrern nad 


Maßgabe des Geſehzes vom 7. Februar 1884, die Nechtäverhältniffe der an Lehr: und 


GErziehungsanftalten von Rorporationen oder Stiftungen verwendeten Vollsſchul⸗ 
kandidaten betreffend, angeftellt; Deren Nechtöverhältniffe regeln ſich fünftig.nach $. 118 
des Gefehentwurfs, ! 


Zu den auf Seite 126/127 des Gehaltsetats - ——— des Minis 
eriums der Juſtiz ꝛc. vorgeſehenen Mektorftellen ſoll unter den gleichen von ber 
emeinbebehörde übernommenen Verpflichtungen eine zweite Reftorjtelle an ber ers 


weiterten Volksfchule zu Karlsruhe errichtet werben. (Wgl. 8. 106 des Geſetzentwurfs.) 


Ha > i 
bes 8. 120 des neuen ————— geregelt werden. 
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II. WMinifterium der Zuftiz ıc. 


1 2 3 
| Budget 
| My Amtöftellen. 
—* 
Titel we 
| 


ı(IX.) Uebertrag 
| 





Neallehrer (Gehaltsflaffe IL) G 2, 
an erweiterten Vollsfhulen . . - 


Hanptiehrer an erweiterten Volls⸗ 
fchulen der Städte, welche der — 
ordnung umterfteher. 








Hauptlehrerinnen für ee in 
weiblichen Handarbeiten  . 








Sunmie ac 


Hauptlehrer an — 
und Waiſenhäuſern. 
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Gehalts⸗Etat. Abth. C. 


Unterridtsmejen. 


12 18 14 15 


| | Erläuternngen. 
d# Gehalt. 53 Summe 
ö 
| AI MI M. 
11 — |-| — 
| H 
j 
1 — — — Der mit der sang Ihe Mädchenbürgerfchule (Abtheilung ber ermeiterten 
ut Reallehrer. Die einde hat 
| —— 


Am 1. November 1891 find Hauptlehrerſtellen errichtet an ben erweiterten 
Vollsſchulen zu: Baden (mit en 17, Bruchſal 18, Freiburg 55, Heidel⸗ 
berg (mit Neuenheim und lierbach) 86, Karlsruhe 92, Konftanz 16, Lahr 17, 
Mannheim 92, Pforzheim (Anabenfchule und fog. Tr 47, zufammen 390, 

Der voransfichtlichen —— der Schullinderzahl entſprechend werden für 
1892/98 weiter vorgeſehen für: Heidelberg 3, Feiburg 9, Karlsruhe 13, Konſtanz 2, 
Lahr 1, Mannheim 20, Pforzheim 5, zufammen 53 neue Stellen. 

Eine Hauptlehrerftelle in Freiburg gebt ab (fiehe oben „Reallehrer*.) Einem 
Hauptlehrer (an der Töchterfchule au Pforzheim) find die Mechte des 8 2 bes Gefches 
vom 11, März 1868 bezw. vom 25, Juni 1874, die Mechtöverhältniffe der an andern 
als an Volksfchulen angeftellten Vollsſchullehrer betreffend, verliehen. 





Den ee grreg Heidelberg, Nedargemünd und Offenburg find 
M des di, I des Elementarunterrichts,, Ph . 
Keim eh CReL Ss 7 lebten Mofas vs Geamiwurke) — — 


Den Hausvätern an folgenden Anftalten find auf Grund des —* vom 
7. Februar 1884, bie Rechtöverhältniffe der an Lehr: und Erziehungsanftalten von 
Korporationen und Stiftungen verwendeten Bollsfchultandidaten nd die Rechte von 
Vollsfchulhauptlehrern vorbehalten bezw. verliehen worden, nämlich an: dem Waifen- 
und Rettungshaus zu Dinglingen, der Rettungsanftalt zu Durlach, der Knabenwaifen: 
anftelt zu Freiburg, dem Schwarzwälder Rettungshaus zu Homberg, der Nettungs- 
anftalt „Mariahof” zu Hüfingen, dem Reichswaiſenhaus zu Yahr, der v. * 

Waiſenanſtalt zu Lichtenthal, dem evang. Rettungshaus für verwahrlofte Mäd 

zu Mannheim, dem Rettungshaus „Niefernburg” zu Niefern, der Rettungsanftalt 
„Briebrihshöhe* zu Tüllingen, der Rettungsanftalt „Pilgerhaus“ zu Weinheim und 
dem Rettungshaus „Harbtftiftung” zu Welfchneureuth. (Vgl. $ 118 bes Geſetzentwurfs 








.r u... .. — — —— ee — 41 


— —i 


— ———— —— — — — — —— —, — — — 


— — — 


- — — — — ⸗2 ⸗ 


Digitized by Google 


— u Unter⸗Beilage 1b. 
(Fachtrag zum Spezial- Audgei 
bes 


Minifteriums der Juſtiz, bes 
Kultus und Unterridts 
für die Jahre 1892/98.) 


Berechnung des Ziudgeffakes 


für 


Wohnungsgeld, 


nebft Anforderung von Dienftwohnungen. 


— [m . (2m. 
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III. Minifterium der Juſtiz ze. 









Dienftklaffe 
des — — — 
Wohnungs⸗ | 


geldtarifs. — der Betrag. SICHER | 


A. Beamte, deren Dienfteinfommen | 
unmittelbar aus der Staatslaſſe zu be- N 


ftreiten ift. ' \ 
| 






IX. Unterrictsmefen. - _ £ rl wre 
| I. Mittel: und Volksſchnlen. 
| N. Vollsſchulen. | 
| 65a| Freie Wohnung bezw. Miethzins- | 
entſchädigung. 

Den im Gehaltsetat (Unter-Beilage 18) | 
aufgeführten 2327 Volksſchulhauptlehrern 
joll gemäß $ 39 des Gefegentwurfs freie | | 
Wohnung zuftchen. Soweit diefe nicht ge— Ru 
währt erden fanı, wäre gemäß 88 43, 54 * ” | Ya | 

Be 








und des. Gefetzentwurfs eine Methzins⸗ 
| | ewichdaigung mad örtlichen Berkärkufien, * 
| mindeſtens in der Höhe des Wohnungs— 
| geldes der V. Dienjtllaffe aus der Ge— 
meindefajje zu bezahlen. 
| Nach dem gegenwärtigen Stand find — 
in der Vorqusſetzung, daß mindeſtens jedennn J 
| erjten Hanptlehrer- eine freie Wohnung uf 19 - 2 
| ftellen ift ($55 des Gefegentwurfs) — Mieth- 
| zinsentfchäbigungen erforderlid; für Beamte V. 











B Beamte, deren Dienſteinkommen aus 
einer Kaſſe fließt, zu der der Staat feſte 
oder wandelbare Zuſchüſſe leijtet. 


IX. Anterrichtsweſen. 


E. Lehrerbildungsanſtalten. 
| 4. Sonftige Einrihtungen für die 














| 40 Lehrerbildung. 
| | Hauptlchrerin für — in weib— 
41] lichen Handarbeiten. .. iz V. 


M. Frauenarbeits- und Haushaltungs⸗ 
ſchulen. 





59 Hauptlehrerin für ieh in der — 
haltungskunde. . . . V. 





| Hauptlehrer an BERND) und 
Waifenhäufern . . .» V. 
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Wohnungsgeld. 









neuen Budgetperiode. 


_Maffen. . | Summe 
II. | Spalte 5—7. 
















Erläuterungen. 








get de | Betrag 





pruch A Staatökaffe fteht den Gemeinden wegen ber 
au. 
















| 
i 





ee i Der badi erein übernimmt bie Zahlung des [bei 
— — a U SER 

| 

| | i 

J — 1 Der babifche menverein bat dad Wohnungkgeld zu bezahlen oder 
N 2 | 






a —— au en — Sins * Die 
mungen 
sau | Bene Ka fi 118 deB Gelenentauris) f— ng 





Berbanblungen der 2, Rammer 1891/92, 4tes Beilageheft. 29 
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III Minifterium der Zuftiz ze. 








C. Beamte, zu deren Einfommen Staats: 
zuſchüſſe nicht geleiftet werden. 


Unterrichtswefen. 
Mittel. und Volksſchulen. 
Rektoren erweiterter Volksſchulen, D. 3 


Neallehrer, G. 2, an erweiterten Volks— 
ſchulen . Bent auge yor Ser 


Summe 


Hauptlehrer an 


Mettungsanftalten und 
Baijenhäufern I ar ler EN 


Freie Wohnung bezw. Miethzins- 
entijhädigung. 

Hauptlehrer an den (erweiterten) Volls— 
ichulen der Städte, welde ber Städteorb- 
nung unterjtchen. 

Den im Gehaltsetat (lnterbeilage 1b) 
aufgeführten 442 Hauptlehrern fteht freie 
Wohnung zu. Soweit foldhe nicht gewährt 
werden kann, ift die Miethzinsentichädigung 
nah) Maßgabe der örtlichen Verhältniffe, 
mindeftens aber in der Höhe des Woh- 
nungsgeldes zu bezahlen. Nach dem gegen: 
wärtigen Stande find vorzujehen 
für Beamte 


Hauptlehrerinnen für Unterricht in weib- 
lichen Dandarbeiten . une 


Summe 





Dienſtklaſſe / 
des * 


Wohnungs- 
geldtarifs 





II. 
V. 
V. 
V. 364 
V. 1 


Fa — — 


| ah DEE Betrag. 


Voranichlag für 1 Jahr der 














{/ 


























7 8 
nenen Budgetperiobe. 

Hlaffen. Summe 
IM. 1 Spalte 5—7. 
Beh! per | Betrag. | Betrag. 

M IM. 

X 

| | 
ıi-| -] ı|jw 

| | 
ii —- 1 | 260 
Ä — | — | 2 | 880 
! 
| 


7'180 | 12 | 1805 


























Das Wohnungsgeld ift von der Stabtgemeinde Karlsruhe — ohne Erfah 
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Wohnungsgeld. 


—_ 


Erlänterungen. 


aus ber Staatälaffe — zu bezahlen. 


Das Wohnungsgeld ift von der Stabtgemeinde Freiburg — ohne Erfah 


aus der Staatöfaffe — zu bezahlen. 


di —— 5 ae Rap 
urlach, urg, Hornberg, ngen, Lahr, 
Tüllingen, Weinheim und s 


aufzufommen. ($ 118 bed Gefegentwurfs.) 


Die in 


Fra 
ober bie Miethzinsentfchäbigungen — ohne 
bezahlen. 


Ebenfo, 


ge ftehenben Gemeinben 


gen die Mohnungen zu ftellen | 
fab aus ber Staatälaffe — zu 


ngsfonde) zu Dinglingen, 
thal, Mannheim, Niefern, | 
elfchneureutb haben — ohne ai 3 aus ber | 
Staatälafje — für das Wohnungsgeld 2: für die entfprechenden 


Site 


ohnungen 
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. - 
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“ 
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Digitized by Google 


Nnter» Beilage 2. 


Yarflellung 


der 


Gemeinde- Beiträge 


Aufwand für die Volksſchulen 


gemäß $ 52 des Entwurfs eines Gejehes über den Elementarunterricht. 











ce 4 5 6 7 8 

= J Beiträge für gem. 8 14 errichtete Stellen ee 
= aupilehrer ⸗ Stellen Unterlehrer-⸗Stellen 
* ze in Orten 4 in Orten 

| . | von von von | 

S | Amtsbezirt. bis zu 500 501-1000 || 1001-2500 2501 und mehr bis au 2500 | 2501 u. mehr 
3 Einwohnern Einwohnern 
Q| zu 780 M zu 840 | zu 960 M zu 1080 . zu 660 . | zu 700 








Zahl! AM Zahl M Zahl M Zah AM Zah Zahl M 





| | ! i 
Adern . . 1 7180| 9 | 1560! 20 | 19 200 | 4 4 320 | 13 8580 1 700 















































1 
2! Mdetsheim „| 10 | 7800| 7 5880 | 10 9600 | — — | 8| 5280 
'3| Baden . .| 1) 780) 1) 840) 7 6720) 11 | 11880) 3) 1980) 3| 2100 
' 4| Bonndorf .| 30 | 23400) 7 5880| 4 3840 — — | 6 59601 — _ 
5) Breifah. .| 5 | 3900| 11 90, 6 5760| 8 | 8640) 9 * 4| 2800 
6) Bretten. .| 4 | 3120) 7 5880| 25 24000) 5 | 540017 | 11220] 2| 1400 
7 Bruchſal. .| 1, 780) 5 4200 | 54 | 51840 13 | 14040 | 20 | 132001 5.1 3500 
8) Bugen . . [29 | 2280| 7, 5880 | 16 | 15380 | 5} 5400| 13 8580| 2| 1400 
9] Bühl... .| 9) 7020) 6 5040 22 | 211201 13 | 14040 | 15 | 9900| 5 | 3500 
10 | Donauejdin: | | I 4 

| gen . .|17 13260) 16 | 13440 | 8 7680| 4 4320| 14 | 9240) 2 | 1400 
11) Durlach. .| 5 | 3900| 6 5040 | 21 | 20160 19 120520) 9 59Mo| 6 | 4200 
12| Eberbach. .Jis | 1400| 7 | 5800 | — — | 7| 75601 4 2640| 2| 1400 
13) Emmendingen] 8 | 6240| 12 | 10080 | 40 | 38400 | 11 1188023 | 15100 4 | 2800 
14| Engen . .|24 | 18720) 15 112600] 6 50] — — |13| 8580] —| — 
15) Eppingen . 1 | 780, 10 | 8400,12 11520) 5°) 5400| 11 | 7260| 2 | 1400 
16) Ettenheim .| 2 | 1560| 8 8720| 14 | 13440 | 5 5400 | 11 | 7260 700 
17) Gtlingen .| 6 | 4680| 8 | 6720, 8| 7680| 9| 9720| 9 



















8580 


1 
5940! 3 | 2100 
18) Freiburg. . | 19 | 14820 | 21 | 17640 | 10 | 9601 — — 


19| Heidelberg . | 11 | 8580| 14 | 11760, 30 | 28800] 17 | 18360 16500) 6 | 4200 
20) Karlsruhe .| 1 1801 4 | 336039 | 37440| 8 | 8640 10560 | 3 | 2100 
21) Ronftang. .| 19 | 14820 10 | 840014 | 13440 | 3 | 3240 8580| 1 700 
22) Kehl. . „| 10 | 7800) 10 | 8400 17 | 16320) 7 | 7560 9240|) 2| 1400 
1233| &ahr. » .| #| 3120 11 9240 290 21810 — — lso 12640 — — 


8580| 3 | 2100 
1980) 12 | 8400 
46207 


| 
[3 


Mannheim .| ı| 780) — | — | 6| 5760) 34 | 36720 


26| Meftirh .|16 12480) 8| 6720, 5 48001 — — 


| 
2 Lörrach . . | 22 | 17160 | 10 | 8400 20 | 192001 9 | 9720 
} 








" 
— — 






































27| Mosbach. . | 19 14820 16 13 440 18 | 17280) 4 | 4320 11220, 1 700 

28, Mülheim .| 14 | 10920 | 14 11760) 7 ı 6720| 4 | 4320 6600| 1 700 

29, Neuftabt. „| 21 | 16380) 3 2520| 6 5760| 3 | 3240 1320| 1 700 

30) Oberlirh .| 4 | 3120| 12 10080| 10 9600| 4 | 4320 5280| 2| 1400 

| | mes Emeueren — 

| | Uebertrag . 32 * 960 * 231 000 484 464 640 212 pa 960 1358 236 280 | 74 | 51 800 
J 


41 140 
28 560 
24 300 
37 080 


36 280, 


51 020 
87 560 
59 240 
60 620 


49 340 
59 760 
31520 
84 580 
45 660 
34 760 
35 080 
36 840 
50 640 
88 200 
62 880 
49 180 
50 720 
52 740 
65 160 
53 640 
28 620 
61 780 
41 020 
29 920 
33 800 


1471640 


gemäß $ 16 


Hauptiehrer Unterlchrer | ($ 16) 








| Betrag | Betrag | Summe 
Col. 10-11. 


N 
I 

















1) 1450| 1) 850) 2300 


1. 1450 | 2 1700| 3150 
1) 1450 | 2 1700| 3150 
— — | 2] 1m | 1700 
— — 1 :50| 850 
1) 1450 — — | 145% 


— — — ee — 


ar ler a 





— 1| 850 | 880 
a we ie 
| | 
1) 140 — — |) 1450 
— — — — er 
2 29004 1 .850 | 3750 

1450 | 1) 850 | 2300 
f ! 
1 14501! 850 2300 
11 1405 — — 140 
11 1501-0 — | 1450 
| n | 
- —— — — 
11 1460 — — | 1450 
— 
-!' _Iıl 801 850 
I 
| 


— 20 300 | 16 | 13 600 33 900 
| | 
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Summe 
Eol. 


9 und 12. 


M 


41 140 
28 560 
24 300 
37 080 
38 580 
53 320 
87 560 
60 090 
62 920 


52 490 
62 910 
33 220 
85 430 
47 110 
34 760 
35 080 
37 690 
50 640 
89 650 
62 880 
52 930 
53 020 
52 740 
67 460 
55 090 
30 070 
61 780 
42 470 
29 920 
34 650 





1 505 540 





14 15 
Schulgeld 


| 
Hahl Betrag zu 


2.M 80 J 


ber 


Kinder. 


M. 


4149| 11617 | 20 
2794. 7823 | 20 
2048. 5734 40 
2845 766 — 
3524. 9867| 20 
4896 13 708 | 80 
9168 | 25670 | 40 
5202 14565 | 60 
5848 16374 | 40 


4238 11866 | 40 
6178| 17298 | 40 
2812 7873, 60 
1976 |, 22332, 80 
3989 | 11169 | 20 
3534| 9895 20 
3249| 9097 20 
3704 | 10371: 20 
4488 | 12566 40 
8366 23424 ; 80 
6044 | 16. 923 | 20 
4650 13020 — 
4760 13328 | — 
4916 | 13764 80 
6159 | 17245 | 20 
5419 | 15173 | 20 
2672. 7481| 60 
5719) 16013 | 20 
3621| 10138, 80 
2491 | 6974| 80 
3225 9030 | 


138 684 388 315 | 20 
I 








16 


231 


| 


Total» Summe | 


Eol. 13 und 15. 


48 447 
67 028 


113230 | 


14655 
79 294 


64 356 
80 208 
41 093 
107 762 
58 279 
44 655 
44 177 
48 061 
63 206 
113 074 
19 803 
65 950 


66 348 | 


66 504 
84 705 
TU 263 


37551 


71 193 
52 608 
36 894 
43 680 


1 893 855 | 


80 


80 
ı 20 


| 20 
Ni 


De 
' 80 








1 2 8 4 6 8 7 8 
jr 76 = zu; Baar Beiträge für, ‚gem. $ 14 errichtete htete Stellen Sera 
rt — — Stellen 2 en 5 
18 | Amtsbezirk | Bis zu 800 | 01-1000 | 1001-2500 2801 unb mehr, bis zu 2800 | A501 u. mehe 
2, Einwohnern I Einwohnern 
10 zu 780.4 | zu 840 4 zu 960 zu 1080 M | zu 660 M | zu 700 Me 
Zahl M „Seht M Zah AM Zahl M „Seh M Zahl M 
Uebertrag - 32 258 960 1275 231 000 | 484 464640 212 228 960 \ 358 236 280. 14 | 51 800 
31. Offenburg 6: 4680 16 13440 | 43 | 41280] 11 11880 | 22 | 14520, '4 | 2800 
32. Pforzheim 8, 6240 10 8400| 30. 28.800 7 | 7560: 20 | 13200 2! 1400 
33. Pfullendorf. | 4 3120| 8 6720 | ı sl —| — | 7 4620 — 
34 | Maftatt . 8 6240 16, 13440 44 | 42240] 16 ‚17280. |29 | 19140 6 | 4200 
35' Sädingen .| 17 | 18260, 9 1560 2| 1920| 4| 4320| 8 5280| .2| 1400 
136, St. Blaſien. | 13 | 10140 | 7 | 5880 8 7690| — — | 1) 660 — — 
37 Schönau. . 18 14040 8 6720 4.3840) 4 4320 6 3300| 1 70 
138) Schopfheim. | 14 | 10920, 9 7560| 8 7680| 7 7560 5 | 3300| 2 1400 
39 Schwehingen — | — — — 12423040 23 | 24840) 8 5280 8 | 5600 
40 | Sinsheim 9 7090 | 11 | 9240 33 31680) 4 4320 24 15840 I 'ı! 700 
41) Staufen. . [10 | 78001 8 6720 12 1501 — |) — 14 92m - | — 
42, Stodach. 17 | 1326011 | 9200| 8 01 — — Fu) will! _ 
48. Zauber: | | | | | i | | 
| Bifchofsheim | 28 | 21840 | 37 | 3108017 | 16320) 4 | 4320| 30 | 19800, 11) 700 
I 1 J A | ! | 
“| Triberg . 2 1560 | 9 | 756015 | 14400| 8 | 8640| 8 | 5280 3 | 2100 
45| Ueberlingen . | 25 19500 | 16 | 13440) 3 | 2880| 4 4320,10 | 6600| |2 | 1.400 
46 Villingen 18 14040 | 10 | 8400| 4 | 3840) 12 | 1290| 8. 5280 3 | 2100 
47 Waldkirch 8 6240 | 7560 12 11520 | 4 4320) 8 5.280 2. 1400 
48 Waldshut . | 47 | 36660 18 | 15120 4 3840| 3| 3240‘ 12 | 7920 1 700 
49 Weinheim 3| 2340| 3 2520 12 | 11520 10 | 10800) 8 5280| ‚3 | 2100 
50, Wertheim 19 14820 7| 5880| 8) 7680| 4 4320| 7 4620, |2| 1400 
51, Wiesloch 2, 1560) 4| 3360| 18 |. 17280) 10 | 10800| 9| 50 4! 2800 
52 Wolfadh . 1 560 11| 9201385 2400| —- | — 114! 9220| |. — 
—— —— 
Geſammt-· | | 
| Summe |510 1175 800 512 430 080 [822 189 120 1347 1374 760 626 413 160 181 84700 
n | l 
| | | N | | | || 
| ) | N; 
|. a 
| I | | | 
| El | br 
I I | | | 
| J J | = 
























































I 
Betrag | ; Betrag 
| | 
S 


u 13, au 










1471 640 | 14 20 300 16 13 600 


























24 360 
32 920 
38 420 
58 760 


39 540 
48 140 
46 620 
36 320 
67 480 
34 560 
38 720 
41 740 
44 040 


1450 


2 
1 1 
1} 1450 1 850 
21 2900 ° 3.2550 
21 2900. 1 


11 1450 — — 
11 1450 — — 


2567 620 | 36| 52200 38 32 300 


Verhandlungen der zweiten Kammer 








140M 850M 


850 | 


($ 16) 


' Summe 


Col. 10-11. 


M 
I 
\ 33 900 


88.600 | 6| 870 5 4250, 12950 
re: ee 
30 |-]| — 1, 80 B50 

102540 | 4) 5800 . 4 3400 9200 
33 140 1400.» 2 


1700 310 


1l 1450! 1° 850 | 2300 


68800 | ı| 1450: — ‚1450 
35280 -| — ı 1 8501| 850 
3724401 ıl 1460 — — 1 450 
| 
I 
9060|-—-| — 1700 | 1700 


850 | 2300 


2 300 
5 450 
3 750 


| 1450 
1 450 


84 500 








Il 
1 








Summe 


Col. 


9 und 12. 


M 





1 505 540 
101 550 
65 600 
19 150 
111 740 
36 890 
24 360 
32 920 
40 720 
58 T60 
10 250 


36 130 


38 890 


95 760 
41 840 
50 440 
52 070 
40 070 
67 480 
36 010 
40 170 
41 740 
44 040 





2 652 120 


I 
1892.98. 4. Beilagebeft. 





14 15 


Kinder. | 


M 


138 684 388 315 
8637 | 24183 
6.600 | 18.480 | 
1702) 4765 | 
9861 | 27610 
28T -RObo 
1671| 4678 
2223 6224 
3282. 9189" 
5737, 16.063 
6661 | 18650. 
3026| 8472| 
3499 | 9797 | 


8687 | 24323 | 
3 563 9976 
4871 12238 | 
4353 | 12188 | 
3432) 9609| 
5516 15444 
3387| 9483) 


3407| 9539| 


4.037 | 11 303 | 
ao! 11275 | 


239 240 1669 872 


Betrag zu 





| 2M 809 


J 


20 
60 
60 
Bu 
su) 
80 
40 
60 
60 


40 
60 
80 
60 


238 


Total: Summe 


Col. 13 und 15. 


M. 


1 843 855 
125 733 
84080 
23915 


139 350 


44 945 
29 038 | 
39 144 


49 909 
14 823 


88900 


44 602 
48.687 


120 083 | 


51 816 
62 678 
64 258 
49 679 


82 924 
45493 | 


49 709 
23 043 
55 315 


— 13 321 992 


— — — 


40 


234 


Verzeichniß der ein- 


1 2 3 4 5 6 7 = 9 10 11 12 13 














Zahl 
u Zahl der Saulkinder der Sehrerfelen 
. — darüber 

* Sqhulort — ———— 
7 1. Degbr.] 1898789] 1889,90 1ROO,91 1H9192 msi] & Eis 5. 
(Bpalte Fi ı ® Far _i ” 

ı13|% ä =|3 4 

Amtsbezirk Achern. 
1 lMbm.. ſ114806 4 4 47 47T 4 I —| 4.1080) 
2 | Fautenbdd . .: .:. 902 193 207 180 184 ı 1—-—11 840 
8 | Bamsbuft .» .: 2... 157 275 283 280 281 2 11-1 2 960 
4 | Großmeir . . . .» .. 643 122 112 117 107 1 1 —] 1! 840 
5 | Rappelroded . . » . „| 2206| 408 All 4W 107 3 1— —]3 %0 
BI MREME +: >: = + 931 191 182 172 1% l 11——1 11840 
7 1303| 266) 278 272 260 2 1——] 2 960 
8 I Oberfasbah . . . . . 800 155 153 154 156 l 11— —| 1 840 
9 Omib . ». » ».» . | MM 233 228 227 204 211-1 2 960 
10 | Ottenböfen . : » . . 1617] 374 8386 368 367 3 11— —] 3 960 
1 Anden - -» 2» 2.1 210 376 882 3 3 11——] 3860| 
12 | Sata . : ....| 1567 23 24 232 226 2 1l-—1 2 960) 
13 | Sasbadhred . -. » . .» 373 76, 77 77 66 1 — | ıl 780 
14 | Sasbahwalten . . .» I 1328 358 347 441 9392 3 11—-—1 38 960 
15 | Eee . . : :.. 894] 206) 200 107 188 2-1 2] 840 
16 | Wagstun fit . 2... 8991| 146 150 145 149 1, 11-11 11.840] 
17 | Baldulm . . . 959| 195) 197 109 210 2 —[——| 2) 840 
St Amtöbezirk Adern 4238 4260 4la2 4070 34 141—-i—] 
Amtsbezirt Adelsheim. 
18 | Abelsbeim . . . ».. .| 1470| 336 836 313 le 3 11-13 960 
19 | Bofohem . . » .»..| 40 72 3 6 65; 1: —-i-I 1 780 
20 | Großeiholzhbeim . .» . . 783] 140 144 145 150, l 11— —! 1! 840 
21löm -..:: le en ıı —--]ıl 780 
llebertrag SE 5 55 55 ae) Eee 
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zelnen WVolksfchulen. 


14 15 16 17 18 19 20 21 22 









Gemeindebeitrag 



























——— . Für Zten |Ofamm, 
E Beirerfehen 7 „presse I Gera 
Kalk Betrag 


finber 





319320 
4584 40 
455640 
3235/20 

984 40 
4480 80 
2226 — 
1914 40 
2245 60 

5275720 
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08. 












































2 8 4 5 8 7 - 8 10 1112 AR 
— der — 
| | Sarg. 
Schulort \f@mitt ber ETs 
[see — 189091 | non ee 55 
—* IE 
23 
Uebertrag 578 582 551 556 5611 dh 
erg — 486 107 104 108 111 107 li -m— N 780 
ohenſta 326 531 54 54 49 521 1 ——,—] 1 780 
Hüngheim . . al 70°: 78 8008 1 ei ıl 780 
— 275 56 61 2 SE 5 !! —I-'-1 1| 780 
Korb . . 582 132 130 129 126i 128 1 11——] 1) 840 
Zeibenftabt . 454 112 113 119 110 114 ii -—— 1} 780 
Merdingen . . - 1087| 231 21T 271° 224 22 2 1]——I 2 960 
— u 137 299 298 298 297 29 3 ——— 3| 960 
en — * 825 200 208 a3 A ee 
Rudien. . » . 358 70 71 69 64, 6 3 ° —m—] 1 780 
a 952 172 173 175 174 174 1 11— —] 1 840 
edad) . soll 187 184 1385| 188 1355| 1 2 1N——l 1) 840 
Eennjeld 1145| 2366 2356 249 26 250 2 2 1——] 2 960 
Sindolsheim 74| 149 146 135) 143 14] 1 1]-— 1) 840 
Unterleſſach 404 83 90 93 97) #1 —1--] ı) 780) 
Zimmern ; 419 96 103 99 99° 1 1 — ı 780 
St. Amtsbezirk Adelbheim 2813| 2818| 2796| 2790| 2794 27) 8 | 
— 
| 
Amtsbezirt Baden. | | | 
) | 
— a 7431| 134 129 119) 112 1200 1 16-;—] 1j 840 
erftein ug. er 489 77 68 66 67) GI] 1 780 
Gerolsau (Lichtenthal *) 36994 145 1389 1335 129 18381 1 I —] 111080 
Halberftung Sr 3746 60 6 55 60) 58 im —] 111080 
—— 1230| 239 2 242 247 2444 2 æ-2 960 
artung (Sinzheim). 3746 92 95 97), 100 97] 1 —I——] 111080 
— 36994 242 208 204 215 2099 2 1— —| 211080 
08 . 1967 245 258 2621 274 261 2 11—,—] 2, 960 
Sandmeier . . . . 1400| 313: 324 298 277 BB 3 0 ———] 3; 960 
Schiftung (Sinzheim) 3746 50 48 46 44 46 1 -1— —] 1.1080 
Sinzheim ; 3746| 385 386 370° 385 8380) 5 316080 
Vormberg _(Sinzheiin) 3746 40 45 42 45) 44 I ———] 1:108u 
Winden (Sinzheim) . 3746 95 89 88 88 sl 1 ———] 111080 
St Amtöbezirt Baden 2117 2093 2017, 2043) 2048] 20 60—— 
Amisbezirt Bonndorf. | 
uhdor . | 13 20 20 3) al ı —— 1) 780 
ichen 250 25 27 25 27 6 1 — 0 
Ajelfingen 6 BE 535 ea Be 1-1) 780 
Derau 137 64 67 68 67 67 0170 ——i—] 1 780 
Bettmaringen . 484 89 83 s4 79 BA it 1 780 
Birkendorf . Erden 542 88 86 90 s87 87 1 ——i—] 1; 840 
Uebertrag 312) 318 922 ng 35) 65 ——- 


Wo ber Schulort feine eigene politifche Gemeinde bilbet oder bie Schule im Bezirt einer andern politifhen Gemeinde 



























14 15 16 17 18 19 20 2 
Gemeindebeitrag 
I. Für Sehrerfelen Mi — 
ib T ... füber die gelegt. Jah * rag 
a Fre... |, 3° jar Betrag für 
Uuferlebese| fommen | icheer Mnterlehrer) fammen| Schul · wu 
Fi ua“ ine 44 
| 
157080) 8170.80 
Ren — 107 299601 1079 
er ” >2 14560| 925160 
a pn 0 224 — 1004. — 
J — 59 165201 4520 
1 Ru 128 5840| 1858,40 
J — 114 419201 109920 
1 222 621 60] 20160 
Er ® 20783160] 71160 
* 213 539640] 2276 40 
a. E 68 190401 97040 
I 174 48720) 198720 
1 EEE 35 378 1878 
1 = 250 00:1 32801— 
1 er 14l 39480] 189480 
— —— 94 26040 104040 
— = ze Ye ID 280 —1 1060)- 
7823 20| 3638320 
1 u 120° 336-1 1836, — 
_ = 67 I87 601 96760 
1 133 47240 215240 
* * 58 162401 1242.10 
1 = 244 83201 326320 
= — 97 27160 135160 
1 — 200 58520] 3445 20 
I — 234 739120] 331920 
— —— 298 834401 3714,40 
* — 46 128801 120880 
N { 380 1064 —| 3004 — 
= an 44, 123.20] 12020 
2 le 88 24640) 1326,40 
5734 40| 30084 10 
1} 
| 
——— 21 588041 88880 
a = 26 7280 85280 
—— = 32 89160] 869160 
lm — 57 187601 96760 
Mm u 82 22960] 100960 
Auflz & 4 87 21360| 108860 
Se2/—] 5622 








liegt, in der Name der lefteren un (—) beigefeht. (4 57 bes Geſ.Enlw.) 


22 


Bemertungen. 


287 


Bonndorf . s 
Breitenfelb . 
Brenden 
Brunnadern 
Dillendorf . . 
Dürrenbühl (Grafenbaufe) 
Ebnet . . 
Epfenbofen 
Eidah . . 
Ewattingen 
Füßen 
Grafenhaufen . 
Grimmelshofen 
Günbelwangen 
Hürrlingen . . 
Kaßlet (Mettenberg) . 
Krenkingen 
Lausheim 
Lembach 
Mauchen 
Mündingen 
Oberwangen 
Reifelfingen 
Riedern am Wald 
Schmwaningen . 
Staufen 
Stühlingen 
Ueblingen 

Weizen . . . 
Bellendingen . 
Bittlekofen 


Se. Antöbesirt Bonndorf 


Umtsbezirt Breiſach. 


Adtlarren . 
Bidenfohl . . 
Bilhoffingen . 
Brefad . . 
Burkheim . 
Gottenheim 
Günblingen 
Jechtingen — 
Uebertrag 


106 121 
56 58 
41 44 


2951 3000| 





119 117 
87 86 
101! 103 
508 492 
127 118 
193) 188 
144| 144 
160° 150 
1489 ® 


207 
128 
105 
67 
43 





117 


88 


102 
496 


116 
182 
146 
149 
1396 


3717 


1399) 

























114, 

88 
105) 
492) 
118 
182 
152 
148. 






-] 
oo 
— 


— mt —— — mh Jh — — —— — — — — — — — 
=] I 
oo oo 
o o 





14 15 16 17 18 19 20 21 





Gemceindebeitrag 








Il. Sir Shulged | Gejammt: 
Ber es Sail u2.280J4 \ ra 
x. gelegt. Jabll zu- fr Belag für 
Unterledr ; Unterteprer] fammen | Saul. Iu II 
'$ 3 — % A | finder AI A GG 
uR2i—| 5622 — 
—| — 50 140 — 920 — 


au 10920) 384201 
216 HOLSOP 4184860 
2 51:50 s4 160 


— — 26 1280 352,80 
— — — 26 70 — 850 — 
Bei = 3 148.40 928.40 
— — u 196 1930 


— —11760 297 50 
id 17920] 950 20 


- — 32 39 60 309 60 
l 124 47:20] 1847 20 
1 — 172 18160 1981 50 

| - 1:34 7920 1875 20 

— 23 34440 112440 


60 168 — 948 — 
53 14840 928,40 
14 123.20 903.20 
AR 101.40 886/40 


















= a 154 934 — 
— 41 114800 88480 
—— 91 254801 1034180 
— — D 128680 90880 
— 10 >80 —| 1060| — 
— — 79 221201 100120 


— Is 218 40 49840 
= > 159 60 939 60 
— — 51 142 80 922 80 

1 = 04 7120 3151,20 

}| — 129 44120 1861120 
— 105 291-1] 34— 
— 4 179.20 459 20 


13 120 40 900 44 
7916 —| 45046 — 





16 2480| 182480 
u 87 24360] 102360 
— — 103 288 40) 106840 


143 1380.40 
327 bu 
154 515 20 
147 —11160 
144 417.201 1917,20 


1 85%» 





Bemerkungen. 


Die Abnahme ber Schulerzahl unter 


500 ifl eine nur borbergehenbe. 








| 98 
i 99 
‚ 100 
' 101 
102 
103 
104 
105 
106 
; 107 
| 108 
109 





Uebertrag 
Ihringen a ae 
Kiechlinäbergen 
Königihaffhaufen . 
Leiſelheim 
Merdingen . 
Niederrimfingen 
Oberbergen . 

Oberrimfingen . 
Rothweil 
Sasbach 
Schelingen 
Waſenweiler 


St Amlsbezirt B Breiſach 


Amtsbezirt Bretten. 


Bahnbrüden 
Bauerbad) . 


2] Bretten . 


Bidig . - 
Diedelsheim 
Dürrenbüdig . 


| Blehingen 
7] Godsheim . 


Hölshaufen . 
Bondelsheim . 
Kürndbadh . 
Menzingen 
Münzesheim 
Neibsheim . 
Nußbaum . 
Oberader 
Rinklingen . 
Ruith 
Sidingen 
Epranthal . 
Stein . 
Wöifingen . 
Zaifenhaujen . 
©: Amtsbezirk Bretten 


2747 
720 
928 
420 

1333 
486 
695 
636 

1375 
971 
298 


652 


14:39 


376 " 


92, 
151 


664. 


126 
212 
51 
222 
236 
122 
296 
300 
359 
209 
214 
121 
117 
170 
119 
75 
61 
346 
302 
233 
4828 


1398 


131 


3540 


89 
159 
678 
125 
247 

50 
224 
243 
126 
298 
305 
346 
220 
207 
124 
119 
167 
117 

84 

62 
342 
312 
244 


4888 


1396: 


579 
130 
155 
75 
214 
86 


3548 


90 
156 
695 
130 
224 

55 
223 
261 
130 
297 
311 
326 
223 
217 
116 


125) 


141 
123 

81 

59 
346 
306 
252 


4887 


1399, 
561 
134 
166) 

783 
204 
85 
129 


160 


227 
180 
65 


123 


3506 





91 
160 
602 
128 
232 

59 

208 
250 
132 
298 
320 
362 
228 
227 
108 
121 
152 
109 

79 

66 
347 
321: 
246 


4936 





9 





30 


u — — ————— 


öt — —— I TO CS di — DT —⏑ —⏑—⏑— 


18 











et DD IS me me bt DD m dm pm 





to c |, ski nvonnennen-, 


“ 1 16 17 IR 








fammen an Unterfepre:| ſammen 
| + —2221 


— zu. [über die gefegt. Jahlſ zus 
su 

A 

| 





15200 2300 

2 700 57201-- 

1 660) 1500 i 

ı 6601 15000 — 
| 2780l- 

— — 1920— | — — — 

— — 780 — 

I 660] 1500 — 

1 660) 1500 _— 

— — 1920| - — 

80 
= — 780- 

1 660) 1500 - 

36280 23u0 

— — 780 - - 

1 660| 1500|-— — 

2 7001 6800| 11450 1 850] 2300 

1 660| 1500 (= 

1 660] 2580)— 

— — 780) — 5 

ZB 25801 — — — 

1: 660] 25801 — — — — 

1 660] 1500 = 

1 660| 2580— — — 

1 660] 2580- 1 

1 660] 3540 — — 

— — JJ — — 

1 6601 2580- > 

1 660] 1500)— — — — 

1 6601 15000—- — — — — 

2600 1500 — — 

1 660] 1500I- = — 
— — 780- — — — 
— — 780I- - 

1 660] 35401 — — 

1660 3540- = 

1 660] 25801— — — — 

51020 2300 
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Gemeindebeitrag 


| IT. Zür Ihulgeld | Gejammt- 


amd betrag 

für für 
Schul: BR u. II 
finder A 0 Fe \ 


223 
217 
116 
121 
153 
116 

81 

hl 
345 
314 
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49085 Bol 2 1408 SO 

15982 — 7302 — 
3654 4 1864 
14240] 1942 40 
21280 Yy2r0 
85:20] 2505 20 
24360] 1023 60 
38360] 188360 
434 — 1934 — 
4172 4 2592 — 
50H RO 2186 80 
17640 956 40 
35560] 1855 6U 


4267 201 18417 20 





252 — 1032 
142,40] 194240 
1926.40] 11026 40 
35550] 1855 60 
15520] 323520 
151,20] 3312 
51040] 319040 


702 80] 3282 Ru 
6120| 1861,20 
s3160| 3411,60 
7360| 345360 
v3 20 450320 
62410] 254440 
607.60] 318760 
2480] 182480 
33880] 183880 
128.40] 192840 
2480| 182480 
22680] 1006180 
17360 45360 
66 4506 — 
"7640| 441640 






327160 


13708 R0l 67028 80 
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Bemerkungen. 


einſchließlich des heſſiſchen Antheils. 


81 


— —— 


— — 
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163 
164 
165 
166 
167 
168 
169 
170 
171 
172 





Amtöbezirt Bruchſal. 


Büchenau 

of . . 

ren 
eideläheim 


7) Helmsheim 


Quttenheim 
Rarläborf . 
Kirrlach 
Kronau 


Langenbrüden 
Mingolsheim . 


Neudorf 
Neuenbürg 
Neuthard 


Obergrombach 


Oberhauſen 
Oberdwisheim 
Odenheim 
Oeftiingen . 


Philippsburg . 


Rheinhaufen 
Rheinsheim 
Stettfeld 


| Ubfladt . . . 
Untergrombad 


Unterdwisheim 


—— (Oberhaufen) 


Weiber . 
Wiefenthal . 
Zeuthern 


Se Amtöbejirt Bruchſai 


Amtsbezirk Buchen. 


Altheim 
Auerbad 
Bödigheim . 
Bregingen . 
Buden . . 
Dornberg 
Dumbad 
Eberftabt 
Einbad . 
Erjelb 


Uebertrag 


732 
2203 
1461 
2145 

822 
1222 
1248 
2413 
1712 
1377 
2061 
1333 

403 

808 

882 
2728 
1175 
2287 
2856 
2337 
1001 
1837 

852 
1133 
1954 
1934 
2728 
1298 
2802 
1519 


1184 
137 
767 
597 

2137 
145 
490 
496 
174 
480 


294 


244 
34 
113 
105 
369 
42 
102 
103 
42| 
105__101 
1259| 


162 





150 160 
426 414 409 
309 319 315 
4131| 415) 397 
176 175 16 
235 218 210 
246 270 260 
485| 518 501 
311 299 312 
55! 246 245 
312: 306 309 
2900 287 288 
8 77 74 
182 172 178 
173 1528 14 
496. 508 494 
266 356 
486 181 486 
574 565 562 
42 426 424 
200 196: 201 
408 398 389 
181 175 169 
219 214 211 
357| 369, 356 
447 445 429 
Be Te 71 
247 249 250 
5781| 590° 589 
295 266 276 


247 
35 
116: 
102 
383 
44 
102 
98 
43 
101 
271 


271 
34 
123 
104 
354 
43 
99 
96 
34 
99 


1257 


9263 — T 9084 


265 
33 
128 
101 
330 
43 
104 
100 
31 
99) 


7 1234) 


| 
} 
i 


221 


501 


17 


33 
243 
585 
279 


9 
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— 
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_ 
= 
=) 
er) 
> 


cc 
oO 


960 
780 


' 840 


840 
960 
780 
7820 
780 
780 
780' 


14 15 16 17 18 19 20 21 


 Gemeindebehtrag 
ı 1. für Sehrerf fehrerfiellen 5 u. Für rau Gejammt: 








a nI3amd 
über die gelebl. Zahl zus für — 
— |Unterteßern fammen| Säul. Betrag uch 


ru a | ale "a 


ra 157 43960] 193960 
I\- — — — 416 116480] 470480 


SE a Ir 314 87920] 375920 
— — 408! 114240] 4682140 
— — - 170 476 1876—— 


221 61880] 3198 80 
— — —— 232  70560| 428360 
ll 501 140280] 5902/80 





BE EN EN = 307 85Uu 60] 373960 
— — — I — 24869440] 327440 
REES 1ER? — 309 s6520] 3745 20 


io — — — 286 80080 338080 
I — 77 21560] 99560 
= le 177. 49560) 1995.60 
=> 156 436/80] 1936.80 
as 2 199 139720] 6417,20 


—— — 258 122140] 3302140 
eur Zu = 481 1355.20] 585520 


— 367° 1587,60] 7307160 
— —— 430 1204| 5704- 
— —-| — 199, 557208 2477,20 
—— 398 1114401 465440 

175 490—| 1990 
- — — 214. 59920] 251920 
R — 360: 1006 45481— 
— — — 4101 i232 - 1772— 


ZEN 331 92.40 1172140 
MEER 348 69440| 3274140 
a N 585: 1638 — a 

RES, (pie 279 781200 3361120 


— —AIITA 


J — — — 261 730 804 331080 
Fr 34 4520 87520 
= — — — 1232 34160] 184160 
— —— — 102 285601 178560 
—— — — — 355 994 4 4534 — 
— — — 43 12040 900 40 
— — — 101 28280] 1062/80 
—— — 98 274 401 1054 40 
— — — — 36 100 80 88080 
ee „a 27720] 1057.20 
= 350280] 1730280 


Demerküngen. 
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:11888,89| 188990 189091 189192100000 Mi 
: | z 101103 

















i Uebertrag 1259 1271) 1257 1234 1351| 13 —— 

"173 Geridtftetten . — 7333 133 134 136° 140 1361 1 1I— —] 1 840 
„174 Glashofen . . . . . .| 211 5 50 56 56 5 1 -41 780 
„1725| Gögingen . .....| 7 152 16 158 159 161) 1. 1)—|—] 1) 840 
"176| Gottersborf . . . . . 128 54 48 50 47 4 1 —l-!-] ı 780 
2 —— .. . . J1G0GIi 221 214 219 208 21 2 —2860 
‚178| Harbbeim . . . . . .| 21438 390 397) 399. 392 3861 3 11) 1] 3) 960 
"179| Seiberstad - .» . . .| 46 18 1 108 106 104 1 4-11 780 
1180| Settinnen . - > 2.2.1 M4 - 215 202 196 14 1971 2 —I— 12] 960 
‚ 181) Hettigenbeuern . . . . 325 80 80 Bl 83 sl 1 —I——I 1 780) 
182] Söpfingen . » . 2... E57 213 2 220 227 227) 2 1-1 2 960; 
\ıs3] Hollertah . . . .. | Ss 0 a 28 wa 1 i 780 
‚184 Hormbah . . . ...| 204 38 34 38 38 3 ——-] 1) 780) 
185] Langen . . . .»... 328 77 68 73 77 72a 1 ——| 1} 780) 
1861 Laudenbrg . . . . . 325 48 56 59 68 6 1 — —| 1} 780) 
187] Limbach ... . . 4811) 108 108 112 14 MM) 1 ———Iı) 780 
ıs8l Mörigenhardt . . . I 1 Be 5a 2 ll] ıl 780 
189 Mudun . 2.2.2... 252 258 252 251 2b 2 1-2 960. 
190] Oberneudorff . . . . . 130 27 30, 28 29 29 ° 1 4 —j—i— 1! 780) 
191] Oberfeidenthal . ...| wel 5 70 70 70 70 ——1 780 
j 192 Reinharbiadien . . . . 143 44 48 49 47 48 1 —'— 1! 780 
‚ 193 Reiſenbach . . . . . 433 99 99 98 9 % 1 7 —I— —] 1 780 
194 Rinſchhein SE 78 68 65 72 69 1) 780) 
1is51 Ripphergg... 496081 129 119 116 10 1 u 780 
196| Rumpfen . . 2... 85 14 13 14 14 ı3 1 -iI1l 780 
1971 Sheringen . 22... ee 67 67 69 69 hi 1 ——1 780 
1981 Schloffu . . . . . . 6 145 1868 134 134 1844 1 1 —T 1 840 
1991 Schweinberg 7355| 13: 182 124 125 127 ı 1—— 1 800 
200] Steindah . . . .» . . 405 92, 88 89 85 87 1 — 41 780) 
2011 Stürgenhardt . . . . . 1) 27 20° 15 018 18 1 —--I 1 780 
202] Unterneudof . . . . . 104 20 20 19 16 8 1 —--—] 1 780 
203] Unterjheidenthal . . . . 210 35! 34 35 32 3 1 —-——] 1 780 
204] Waldbauien . ...:.. | SE we 76 74 77 1 —Fi-fı 780 
205] Waldftetten . » sn Mr 157 160 175 168 1 1 840 
2061 Walldürn . . © 2...) Bı6al 593 611 578 576: 588 5 2] | 511080 
| St Amtsbezirt Buchen 5226 5276 5208 5166 5202| 57° 151— 1 

| Amtsbezirk Bühl. | ' 

2071 Attihmweier. . . ©. .| 1085| 207 222 209 205 al 2 1) | 2 960) 
208] Balzhoien . - -:...| SA 88 88 86 78 8 1 —--| 1) 780 
sol Bühl - 2 2.2.20... | 30051 547 524 a a2 Age A Hl —| 41080 
1210] Eifentgal . ........| 1274| 235 20 22 23 2] 2 1|--—|2| 960 
211] Steffen . . . 2... 77601 0 168 169 167 167 1671) 1 09 1——] 1 840 
Uebertrag 1248 1243, 1193 1175 1202| 10 1 


| | | | 





14 


660 


\ 700 
660 
660 
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1 Sir Sehrerfehen 


über die gefegl, Ja 


Unteriehrer| fammen 


25801 — 
7801 -- 


5720] 11450 


2580] — 


1500| — 


13160 


zu 
4 


Ju 


M. 





BGemeindebeitrag 


11. Für Iqulgeld |Gejammt- 


ur betrag 
für für 
Belra 
Schul⸗ ũ IulH 
ide #4 | Ag 


313 
396 
104 
147 
"| 
227 
29 
35 


61 
111 
24 
253 
29 


3 

"4 
us 
4] 
167 









350280] 1740280 
6080 188080 
151 20 93120 
4508 1950/80 
13440) 91440 
‚6401 2516140 

1108 80] 549880 
29120] 1071120 
150 247160 
226580] 1006180 
63560 3215160 

212 361120 
98 — 378 
201 60 431160 


17080 95080 


134.10 91440 
190 10 140 


>0401 830140 


59360] 3173/60 
3520| 1015/20 
1:94 40] 3564/40 
7 325480 





' Das Sinken der Schälergahl unter 
500 erſcheint als nur vorübergehend, 


1 2 5 4 * 6 7 8 9 10 11.12 18 











Uebertrag 1248| 1243 1193 1175 1202] 10 
1212| Herrenwies (eigene — | i 
gemeinde) . . 68 18| 21 2:2 2 2 1 1 780: 
3] Hildmannsfed . 185 37) . di 36 32 3661 1; 780 
| Hundsbad (eigene Rolonie | 
— J 80 67 76 75 71 1 — 1 780 
| Kappelwin 1641] 330 33 332 320° 3311 8 a 960 
216 Lauf re ———— 1897 405 8388 386 388 387 3 960 
Leiberftun > ©: | el 97 9 100 102 41 1) 780 
2181 Mo . . . 2.2... 5581: 148 197° T6 Bl. ı L 1 1 840 
219] Neufap . —— 1389 i 278 270 266 271 2 l 21 960 
220 Neufahed Oreufap) 2 sh DUB 86 4 3 7 al I — 1! 960 
221| Neumeier . . — 1356|. 296 276 275 276 275 2 |] 2| 960» 
Oberbruh . . a 59 62 60 60 611 I — 1! 780 
| 231 Ober: Bühlerthal mit Unter: | 
| Bühlertbal). . . . | Brı7l 812 792 784 782 7861 6 ‚6.1080 
Oberweier . . » . . . 203 44 40° _39 38 { 1 — I 780 
Dttersweiin . . 2... 2671 379: 382 386 368 378 63 : 131 1080 
261 Shwarzad . . . . .| 1248| 260 256 264 2 au 2 1 2| 960 
1227] Steindah - - . - . .| 1073 363 36 Be u ed '3| 960 
\ 228 — | AO 278 2666 249 Bi ih 2 1 —] 2] 960 
‚229] UL a 5 130: 129 146 148: WA 1 — 840 
230 Ungburft Pa ar ran Eu 584 202 130 207 201_ 199 l l 840 
231 Barnhat . . » 2... 88 a 15 16h 16 hub td 1 840) 
1232 Bimud . . . 2... 450 ) ah PA 1-7 BB 1 - 1 780 
1 233 en: en D4 135: 143 143 1836 1 ı 1 840 
i 234 Zn. 345 64. 71 22 66 61 1: 780 
Se Wntöbejirt Bühl 5994 5942 5855 5777 Sea 50 20 
— — — 4— j} 
Amtöbezirt | 
Donaueidingen. 
35] Aafen Kenn 750 157 162 164 152 159 1 
236 menbäßofen ee 6071 - Aa - 6 60, 70 6 L 
237] Aufen . . — 246 56. 59 59. 59 I u 
38 — VE ——— 3020 76 85 82 77 sl UL 
239] Behla . .» ....| Bo 60 58 58 5a he 
2401 Biefingen . ». . 2. . 393 41 sb 5 Fa ML 
241] Blumberg . . . .» . . 732) 93, 97 0 u 8 L 
42] Bräunlingen . . . . .| 1572] 313 324, 331, 322 325 3 
243] Dögginden . . . . . KT 146 145 130° 127 24 z 
244 — 220.1 8594 5451. 5301 522; 511 2 & 
245) El ie AA MG Tee BB 
246 —— a en 330 551 59 55 49 5 L 
247] Geifingen . . . » . .| 218 170 181 173: 176 wel 92 
Uebertrag 1823 1862 1822 17887 1820 10 
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14 15 10 12 18 19 20 al 
BGemeinvdebeitrag 
L. Fir Sehrerfehen 11. Fir Shulged | Gejammt- 
m — 472 | We Bemerkungen. 
zus füber die gefehl. Zahl zus für fü M 
‚Anterledrer] ſammen Tas Unterlehrer| ſammen | Ehul: REM Inu 
7 Re —42 
| i 
13160 1450 3365;60] 17975 60 
— — TEN] — 21 5880] 83880 
— 780|- — 36 10080] 88080 
— — 780 — — 20720 987 20 
Ben 30 -- — — £ 331 v2 RO] 4466 80 
L 66501 3540| . 387 1083601 462360 
Zi — 780I-- — — 100 280 1060 — 
I 660] 1500I-- 134 ,»201 1875'20 
1 5650| 25801 — : A 75880) 3338/80 
— — 9601 — — — 8 229 601 118960 
1 6601 2580 — — 2 770 3450 — 
— — 780 wu“ = 61 17080 350.80 
2 200 T880|-- 1 850 250 786 220080 33080) Zwei getrennte Schulen, als vereinigt | 
—— 780 EN! 3 9 109 20 289.20 berechrtet (vgl. & 16 bes Ei.tl-Bef.) i 
I Du u — —— 478 105840] 499840 
I 6601 2580 — 261 730801 331080 
I 560] 3310 = 351 99120] 453120 
I 660) 2580| -- 256 716180] 23296 80 
L 660] 1500| - 144  TOF20l 190320 
-Y 66 1500 — HL 557 201 2057 20 
I 660] 1500| -- = z lös 46080] 196480 - 
— — 780 832 239501 1009 60 | 
1 660) 15001— -- - 140 392 1892 - — 
— — 7801 — — — I] 19320] 97320 
2300 ° 16374 40] 79294 40 
1500| — — 154 44520] 194520 
0 -—- — — 3 17640] 1016.40 
— su 16520] 94520 
780—. — — 4 22680 10680 
- — 56 156801 93680 
7801—- — 4 17920) 959120 | 
8401 — — S238 4 1078—- 
354000 - — — 325  010—| 4450| — | 
I900—: — — 134 375201 17520 
11450 1 850 21 1158:80] 947880 
DSN— — 43 12040 090040 
Be 2 > 151'20 93120 


1920— — |- — 176 4928 





2412 80] 9 Die Schullinderzahl wirb fihon im 
nädften Schuljahr wieder über 180 


" 5096 —] 27936 — ee 


— — nn een Tr Be © 


Dur 
[) Jabıre 
1888809188990 189091 1891/92 tg 














Uebertrag 1822| 1862 1822 1789 18200 19 Su] | 
48] Gutmadingen. . . . . 30 9 4 BR 79 7 1 —I-j-]| 1 780 
49) Haufen vor Wal . . . \ 53 5 4 48 2 I ii. 1 780 
0 Heidenhofen . . . . . 162 23 22: 25 A 21 1 —--[| 1 780 
251] Hohemmingen . . . . 23 85 2 22 80 2) 0° 1 .-1—-[ 1 780 
252] Hondingen . » » . . . 40] 12 _ 75 78 13 2 1 —l--] 1 780 
3] Qubertöbofen . . . . » 219 ‚ 61 62 62 öl I — -] I 780! 
254 Hüfinden . . -» » . ..1.1730| 2303. 287 27 275 280 3 —l— 1 960: 
255] Sppingen . . 2.2... 349 38... 40 44 45 43 1 — 41 780i 
256) Mundelfingen . . . . - 687 2 Ui ıı8 U4 12 1 °1——L ii 840 
257] Neudingen . . 2... b 34 22 124 11 120 1 © 1-l- N 840 
258| Oberbaldinden . . . . 59 12 17 139 125 40) ° IL .1——] 1 840 
259] Defingen ..:...:b se 18 2 137 Mo Bi 1: IT 840 
260) Pfohren . 4 882) 132 33 133 BI 135 L — —| 1| 840 
261] Randen (Blumberg) . — 132 59 32 48 48 41 L —- =“ 1 840 
262| Rieböjhingen . . . . - 7881 165 157 43010283 KA 1: 1] I 840 
2683| Riebböhringen og 648 23 128 128 15 23 1 — 840 
264] Sumpfohren . . . . . 267 50 47. 45 39 43) U —'—| 1) 780 
265| Sunthaufen . . . . . 58 24 21 128 20 123 L 1-1 840 
356 Thanndim . . . . . 218 8 57 58 2 5 ı  J-I-Ha 840 
2671 Unadbingen . . . . . . 6390| 114 2 13 13 US 1 — — 1 840) 
268] Unterbaldingen . . . . 466 16 78 76 85 2 7° L —l--[E 780 
I 269) Unterbrand . 149 33 38 4 4b 41° ° 1 —l- —] 1 780] 
‘I 270) Waldhaufen (Brugaen) . 27 3L 30 34 3 al I —[-|-]: 1 780 
1271) Wolterdingen . . 784 135 152%. 150 12 15] l 11— —] 1 840 
| Se . Amtöbegirt Donaueldjingen 1321. 4349 4254 4154 4258| 45 WITT 
| 

UAmtöbezirt Durladı. | j 
Aue . 127 16 12 15 206 Wi 2 —I——f 2 960) 
Aurdbad . : 2 2.2. 2ı 126 20 13 19 1 — 41 780. 
Bar. 2... 1491 288 298 29 2933 2 1j-j—|2 960 
nabenſch. 8241| 1115 1119 1117 1175) 4. d 
Durlach erw. Midcenic, 69 70 69 so 1183| 9,31 2 911080) 
Größingen. . . 2738| 47% 503 517 404 0 4 1l- —| 411080) 
Grünmettersbah . . . . | 1063| 1 194 202 207 20 2 —I— | 2} 960 
Hohenwettersbach . . 476 121 114 U2 17 DH Lo —l-—Il 1 780: 
Höhlingen - » - -....I.22sel au 480 460 453 Mil 2 1-14 960 
| Kleinſteinbach . . . . 623 157 159 159 167 16 2 .1]-—f 1l 840 
281 Königsbah . » . . . | 2085| Aus 394 387 377 386 3 1)— —1 8] 960 
J 282] Sangenfteindbab . . . .| 1445| 295 311 300 2305 205 3-18 960 
| 2 almbad . . . ... 234 62, 864 53. Bl bh — A44 780 
ingen . 2» 2... a hd sr 1144 0 aa L  U-—l 1 80 
Sölingen -. : » .» . . |. 1791| 360 364 366 363 3 2 ——| 3 960 
Spielberg =. -.|,. 6 TET 120.299 27 2 1 „ul ıl 840 
Shupfeidh:. '5=.it.; . 877 ai 178 182) 185 181 T "1-i=] 1 840) 

Uebertrag 4736 4773 38 2112 


4805 4791 4788 











15 16 17 18 


18 0 


Gemeindebeitreg 


L ein Sehrerfiellen 
ge [rer biegehot. Zum zu. 
a Unterfehen] farnmen 


3 * z m 
a 


A M 


on 


2 850] 3150 
——— — 
415 


Il, Fir — 


rang 
für et 
Schul · Being 


finder Mg 


3096 — 

ST 243 6U 
3, 141 — 
26 7280 
75 210 — 
75 210 — 
61 17080 
280 784 — 
43 120.40 
127 45360 


124 35120 
140 392: — 
1:6 480,80 
135 378|- 
44 137 20 
141 94 8 
123 34440 
43 120140 
123 34440 
155 434 — 
118 330 40 


79 221.20 
+1 11-480 
31 86 30 


151 42280 
11866 40 





197 Salt 
119 333 20 
2} 820 40 


I183 331240 


504 141120 
Zul 562 BU 
114 19 20 
464 129920 
161 45080 
386 1080 SD 
305 Sn4 — 

63 176. 40 
113 31640 
364 101920 


125 450 — 
181 506.80 
1336440 
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Geſammi⸗ 


betrag 


27 u86) - 
1023160 
ee 
Urs 5280 
90) —— 
ya 
50 80 
4514 — 
200140 
1855160 
186120 
1892| - 
1880 80 
1878 
977.20 
159480 
184440 
90040 
184440 
— — 
33040 
— 20 
34 80 
86680 
192280 


64356140 





247160 
1113120 
3400/40 
1828240 
643120 
2482 80 
1099 20 
5799120 
1950 80 
4b 20 80 
3734| - 
956 40 
181640 
155920 
185U|- 
2006 80 
6257440 


Bemerkungen. 
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1 2 8 4 5 6 7 8 9 10 1112 18 






























geſeblich 

Schulori — — 

&ı $ 

0: 

| 2 
Uebertrag 4736 4805 4791) 4742 4773] 39 | | 
288| Untermutfhelbah . . . 386 86 84 86 86 8351 1 1) 780 
289] Weingarten . . . . .| 3823| 784 801 776 756 Th -| 61080) 
290] Wilferdingen . . . . .| 1155| 231 232° 246 260 22 2 2 960 
2911 Wölhbah . . . . — 996] 199 191 187 108 192] 2 2 840 
292] Wolfartsweier . . .» .| 46l 87 0 98 10 9 an I 780 

St. Amtsbezirk Durladı 6123 6231) 6186| 6141: 6178] 51) 
| | | 
Amtsbezirk Eberbad). 
2953| Allemühl —————— 343 32 29 29 25 an 1 1) 780 
294| Balsbah . . } 388 95 3 94 90 92 1 1780 
2951 Eberbach 41244941 842 881 861 8538 Sl 7 7:1080 
2965| Friebrihsborf. . -» . - 294 62 61 67 69 65 1 11: 780 
7 DH - : 2.2. 258 45 47 44 44 51 1780 
2981 find 107 23 21 19 17 19 1 1 780) 
299] Michelbach.. 410 3 9 78 75 81 1 11780 
300] Moosbrunn . . .» . . 224 52 49 47 45 47 1 1: 780) 
ol Mülten . . 2.2... 269 57 52 48 52 50 l 1 780 
302] Nedargerad . . -» » - 873 171 178 178 172 1761 ')2 2 840 
3031 Nedarwimmersbah . - - 397 84 81 83 85 83 1 1, 780 
304] Neunlirden . » .. . 993 252 247 236 237 2401 2 2 840 
3051 Oberdilbab . -» - - » 554 142 143 135 138 138 l 1! 840 
8061 Pleutrsbah -. . .» . .» 299 58 60 65 65 68 1 1. 780 
307) Rodenau . :. 294 59 57 60 68 6] 1 ı 780 
3081 Schönbrunn . ». » . . 453 64 68 63 62 64 1 1 780 
3091 Schollbrun . : » . 539 106 112 111 109 110 1 1 840 
3101 Schwanheim N 343 66 63 67 63 64l 1 1 780 
g11| Strümpfelbrunn . . - - 614| 169 109 100 123 110) 1 1 840) 
g12| Unterfihwazgahd . . . - 404 72 69 70 72 7 1 1: 780 
gı3l Wagenihwend . . . » - 414 80 91 92 96 933 1 1 780 
3141 Waldfagendah . - - - 491 99 99 93 81 9 1 1! 780 
3154 Weisbah . - » . 450] 103 112 106 10 109 U 1.780 
gısl Zwingenberg . - 278 48 50' 49 46 481 1 1 _780 
> 


— 38063 2863) 2795| 2802| 2812 


So 


St Amtsbezirk Eberbach 


Amtsbezirk Emmen: 


dingen. 
3171 Amolten -. » 22... 304 38 42 41 44 42 —J 1, 780 
gıal Bahlingen . . » ... .| 2085| 392) 416 396 408 4061 3 3 960) 
3191 Bleihheim . . 67711 150 152 152 143 149—1 1 1 840 
3201 Botzingen⸗ Oberfchafigaufen .1 2047] 418 407 402 401 403 3 3 960 
321] Bombah . ; 406 83) 9] 84 79 84 1 1! 780) 
399] Bottingen (Nimburg) . . | 922 — 5 4 39 2 1 11 840 
Nebertrag Tas 1753 1110 1114 — 


14 15 


16 


17 


19 20 


Gemeindebeitrag 














S4 235 


21 




















201 101520 


L für: Sehrerftellen U. $ir ‚Dänige — 

Lich zu [über die gefept. Sat ker für. 

unterfeßrer] | Faupe Tumtestepenn fommen| Eau. Settag 
| i aumen | Ichrer Sch 131 
4 4 2 4 2% finber | “ Il & Id 
iz, ,; * 7 | 

46060 1336440 6257440 
m — 7804 — 85 238— 10181 — 
2 7001 78801— _ 777 217560] 10055160 
1 660| 2580|— = 252 70560] 3285/60 
= —1I 1680- — — — 192 53760] 2217/60 
_ — 780—- — — 99 27720) 105720 
' 159760) 17298140] 8020840 
— TB — 37 7560| 855/60 
= 7801 — — 92 25760] 1037/60 
| 2! 7001 a960l- 2 850 66, 242480] 13084)80 
— —70 _ 65 182—-] 962— 
_ — 7801— — 5 1236— 906 
u sul 19 53.20 833,20 
— — 7B0—, -- — sı 22680] 1006/80 
| — 780 — — 47 131601 91160 
— — 7800—-| - — 50 140 — 920, — 
— — | 1680| 176 4921801 217280 
— 780) s3 23240 101240 
1, 660] 2340)- 240 67233—| 3012| - 
1, 660] 15001— 138386140] 188640 
— — 780 63 176.40 956,40 
— — 780—- — — 61 17080| 95080 
—_ — 7801— — #4 179201 959/20 
1: 660| 1500 _ — 110: S08—1 1808— 
— — 780-1 — 64 17920 95920 
1: 660 1500— — 110 308 —1 1608 — 
— — 73002 — — 70 196 — 976 - 
— er Pe v3 260,40) 1040/40 
— 7801— — 91 254,80] 1034/80 
— 78Uu]— _ 109 305,20] 1085/20 
— — 8007 — — — i8 13440) 91440 
7873,60] 4109360 

| | 
=) — 42 11760] 89760 
1 — 406 1136801 467680 
B — — — 149 41720] 191720 
1 — — 403 112840] 4668 40 





42 117 
3152 


0 957.60 
80] 14132 80 


251 





*, Die Schullinderzahl wirb im nädten 
Schuljahr wieder über 180 betragen, 


252 


1 2 3 4 BE eo 8 6 Aa \ ER |} 18 


jr 188900) a nm zn 1; Hl ! — 
Mn | 
2 Due 3. EI} 























Uebertrag 1123) 1153 1119 1114 1126 10 3-4 | 
323] Brettenthal (Freiamt) . . | 2028 83 87 99 90 921 1 — eg 1) 960 
324] Broggingen . . .. . 6 122 A114 108 106 109 1 7 ! 840, 
325| Denzlingen . . ...| 1581 284 296 294 283 29 2  1--IFRl 960 
326] Eichitetten . - » 23611 465 451 436 420 A +4 960 
327] Emmendingen . . » : -| 4263] 584 568 552 549 556 4 —— 8 
328| Endingen . . » ..| 2705 420 426 437 421 Mal 4 1-4 41080 
329] Forhheim . . » . . .| Ta 151 153 156 an —i 960 
330] Hedlingen . » » » . | 584 107 108 112 108 109 7 IF ıl 840 
3311 Seimbahd . . »:.. 577 97 0 98 97 100 Sl |] 1] 840) 
332] Herbofzeim . . . . .1 2269| 334 337 317 5308 3200 3 11-4 8| 960 
333 ze. ER 85 24 77 % 7 1 —j—-4 1] 780 
334| Senzingen . . 1.2569 897 376 369 360 368 3 1-4 3/1080 
335| Keppenbach (Freiamt) - 112028 73, 67 9 65 75 01 7 —l——1 1] 960 
336] Köndringen . . » . .| 1131] 190 186 171 155 1700| 1 111-1 1! 960 
337| Kollmarsreute . . . . 375 54 61 58 6 6| 1 -I——I 1 780 
338] Landed ER) +11 1181 31 25 28 29 27) 1° —-—] 1 960) 
339] Maled . . . FJ 19 39 36 36 37] 1 -I-i-1 1) 75 
' 340 Malterdingen . . . . .| 1421] 308 301 306 302 3031| 3 - 1-11 3| 960) 
ja Mundingen . . 0 776 159 158 150 147 15) I 1-11 8% 
2] Muhbah (reiamt) . . . | 202 124 134 139 128 1353 1 1-1 1] 960 
3 Niederhaufen . .» -.. -| 85 160 159 158 158 1566| 1 11-—|1 8% 
344 Nimbug . » 2» 2... 922 142 151 147 142 1446 1 °1—-—11 80 
345] Norbweil . 2.0. . 6661 126 129 124 109 120 1 1N——l1 840 
3461 Oberhaufen . » .» . .| BET 258 238 2233 222 ar 2 241——I 2 960 
3 Ottoihmanden . . . .| 1215| 214 208 210 213 210) 2 1-12) 960 
348] Reichenbad — +11 2028 83 87 9 38 88 1 — '—! 1 960 
1 349] Reutte. . . .. bzo 1er 126 122 127 1 9 1-11] 840 
| 350] Riegel . .» -» 2. ..]. 1884| 189. 196° 192 197 195 2% —— 112 960 
1351] Sau... ....0.[ mm] 182 (80 183 179 181) 1 11 —| 1) 960 
J 352] Theningen. . . . . .| 102] 228 24 24 28 28 2  1—--| 2] 960 
1 3538| Zutihfeldeen . . » . .| 390 95 91 83 86 Bu 1 —I-i—] 1 780 
1 354] Vörftetten . . . . . . 72 16 114 13 14 113 12 1—-—|1 8 
1355| Wagenftatt . . . . . 620] 128 129 12 119 12] ı 1]-i-1 1 8% 
1356| Waller a. d. E. . 283 40) 45 43 38 42] 1 —I-!-[ 1 780 
N 357] Weisweil . . . 46461 844 350° 338 338 32 3 1-3} 960 
356 Windenreutbe . . - . . 485 „0 88 909 2 1 —I-i-| 1) 780 
1 359] Wohl . . 19700 866 363 351 370 Sell 3 1] 83] 960 
| ©. AmtöbegirF Emmendingen 8121. 7992 7863 79761 71 Di— 1 | | 
4 
| Amtsbezirk Engen. | | 
i | ) 
1360| Aach. 848 172 169 168 1659| 1 440 
1361 Anſelfingen... 300 73 78 76 75) 1 —I-—-i-f1 780 
1 362] Auffinden . . 2: .. 48 90 88 88 sl 1 ——780 
N 368 Bargen . » 2 22.» 23 57 56, 45 5321 1° ——i—l 1 780) 
} Uebertron ' 392 391 377 38 4 u 











‚Gemeindebeitrag 


1 Fir Gehrerfleen | II. Für Shulgeld |&eiammt 
ET. [überdiemienegen | es 
— Betrag fär 
Unteriebrer| fanımen | ichrer Untexlabrer ſammen] Schul: Ivu.In 
Fir | Me u les 





315280] 1413280 
— — 92 257 60) 121760 


1! 660 2 104 30520] 1805.20 
1: 660 — — — 291 814800 3894.80 
1660 — 435 1218—-| 5718 — 
2 700 _ - - 556 155680] 7276180 
‘4! 700 L 128 119840] 621810 
1 660 u 15434 —| 2054 
a. E 100 30520] 114520 
re Bi u Fe 8 27440) 111440 
1 660 In { 320 3896 — 4436, — 
3°. — — 79 22120) 100120 
2 700 N — 358 103040] 4970140 
u; SE 5 2104 1170— 
1 660 nt 170 476°—| 2096 — 
—— I * HU 168 — 8 — 
ei. — = 27 7560| 1035/60 
— — — 37 10360 88360 
——— m 303 848140] 3728140 
' 660 = 151 12280] 1922180 








1! 660 Im 133 372401 199240 

1 660 _ — 156 436.80] 1936.80 

1 660 — — 146 40880] 190880 

1 660 _ — 120 336—] 1836. — 

1 660 Im 5 227 63560] 321560 

1 660 —— 210 588 - 3168— 

2. I- = 38 24640] 1206140 
1. 660 a 125  350—] 1850: — 

Bi 1850| 8501 195 546 — 3816|— 
1 660 a a 181 506/80] 2126/80 

1 660 —— — 248 69440] 327440 

——— — 6 240801 102080 
1 660 — 113 31640] 181640 

1 660 er — 122 341601 184160 

— —— - 12 117160) 897160 
1 660 I — | - 342 957160] 4497160 

 — - I -1 — 92 25760) 1037160 
1 660 en 361 101080 4550/80 

| 2232 0110776280 








fi 
’ 





1 I 1698 47320] 1873120 
ai A 75: 210—]| 9901 
— I — se 246140] 1026140 
= s2__145)6o] 925160 


107520) 4915/20 
| I 


402 
403 
404 


Uebertrag 
Beuren am Ried. F 
Bieſendorf 
Binningen . 
Bittelbrunn 
Blumenfeld . 
Büplingen . 
Dudtlingen 
Ebringen 
Ehingen . 
Emmingen ab 608 
Engen . . 
Haltingen . - 
en (Kirchen) . 
ilzingen 
Hintſchingen 
onſtetten 
mmendingen 
Kirchen 
Kommingen 
Leipferdingen 
Mauenheim 
Möhringen . 
Mübhlhaufen 
Neuhauien . 
Norbhalden 
Riedheim 
Schlatt am Randen 
Schlatt unter — 
Stetten . 
Thengen 
Uttenhofen i 
Watterdingen 
Weil 
Weiterdingen 
Welſchingen 
Wiechs 
Zimmerholz 
Zimmern 55 
Se Amisbezirk Engen 


Amtsbezirk Eppingen. 


Adelshofen 
Berwangen 
Eichelberg ae 
Uebertrag 


auf 


: u 1888/89| 1889,90) — 1891/92 Be * 


619 
950 
287 


38 
4064| 


99 
1983: 
67 
359 


4043 


3a er Saale F 


le 


392 
52 
26 
96 
71 
46 

102 
86, 
35 
38 

212 

275: 

115 
52 

200 
30 

122 

189 
86 
43 

135 
79 

226 

110 
59 
45 
90 
39 
57 
43 

167 
43 

176 
54 

127 

111 
60 
69 

= 


107 


187 
70) 


364| 





391 377 384 4 
55 49 52 —1 
25 27 26 1 
104 101 100 l 
75 70 12 1 
47 +41 +4 1 
94 90 95 1 
86 83 85 1 
30 27 30 l 
93 83 88 | 

213 195 206 1 

2371 54 266 2 
125 117 119 l 
44 46 47 1 
190 191 195 2 
31 31 30 I 
125 124 12: | 
183 170 180 1 
33 76 81 l 
43 44 43 1 
134 135 134 l 
77 72 7 1 

208 215 216 3 
105 105 106 l 
59 60 59 1 
44 45 44 ] 
30 89 89 1 
42 47 i l 
69 69 l 
43 44 1 
178 170 1 
41 40 l 
176 174 1 
57 61 1 
129 134 1 

110 112 l 
60 63 1 
69 68 1 
36, 42) 1 

4035 3941, 5 
— | I 

116 110 
178 184 
67 59 

361 53 


| 
l 


10 1112 








— — — — — — dm FT) denk Mk END) — — — — — — — — — 


—X 


18 





— — 


840 
840 
760 


14 15 16 17 18 19 





Gemeindebeitrag 





lich ſaber die gefepl- Zahl] zu. 
SANT rer für Betrag 
Unteriehrer| fammen | feprer Unterfehrer] fammen| Saul: 
F 17.4 %| 4 '= 2 A [finder 4 4 
3840 | 1075.20 
ae 780- - — St >2 145/60 
Be — 7800—| — — _ 26 7280 
—— Dal = — 100 280— 
— — SE u = e 72 20160 
— Tal | = ö 44 12320 
— — 840 — — — — 4 26h — 
— Ge m et | oe >35 238 — 
— — 7801 -| — - — 30 84 — 
1660| 13000 - — SS 246 40 
1 660] 15001 -- — — 206 37680 
TV 6650| 2580| 1 1450 — — | 1450 266 74480 
— 8401 - bel = 119 33320 
2 840] - — 47 18160 
— Ba 2 ts: 193 540,40 
— 780 x 30 84 —- 
1 660] 1440| — 124 34440 
26001 1500 — — — — 180 504 — 
— 840-| — — - SI 22680 
N ‚80-| — --, - tr 12040 
=0600 1500 — —! -- ' 134 37520 
= E N 76 21280 
1 660) 2580—| — >16 60480 
1 660] 1500)— - _ = 106 296.80 
— — PSENEZEn — 59 16520 
— 78008 — — — Zu 14 123128 
—— TR; ze we] "4 24920 
_ — 780— — — — 12 11760 
— — 7ul- — —| + 65 182 — 
—— 7801 — —| — 43 12040 
ms 1500- — — — — 171 17880 
—— J > 41 11480 
I Oel * 175 490 - 
Ze 7m — —. 57. 15960 
1 660] 1500 ——— — — 130364 — 
me 3150-1 —- -— — | — 111. 31080 
— — J —— 61 17080 
— — —J =: uf ss — 68 190 40 
— I — ze) 37 103.60 
1450 11169120 
J 
H680 15001—- — — Ill 31080 
H660 1500— — — — 183 51240 
— — 780— —— — 65 1682— 
3780 — 1005 0 


U. Für Iyulged | Gejammt- 
_mtANd 


4915i20 
425 60 
352 80 
1120/— 
981:60 
90320 
1106 — 
1018 — 
864 — 
174640 
2076 80 
177480 
117320 
97160 
246040 
864 — 
1784140 
2004| - 
1066 80 
00/40 
1875/20 
492/80 
318480 
179680 
945 20 
90320 
1024'20 
89760 
462 — 
900 40 
197880 
894 80 
1990 — 
939 60 
1864. — 
181080 
45080 
370.40 
883160 
58279120 
! 





1810 

2012 
962 

478520 


RO 
40 


— 
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) Die Entſcheidung Aber bie Aufhebung 
ber Unterlehrerſtelle iſt bis nad Feſt⸗ 
ſtellung ber Schullinderzahl im dom · 
menden Schuljahr verſchoben worden. 





Schuler a 


adre 
\ DEI 138489 1489 0 INIOHL 1801/92 et 
Epalte 

| 8-17) 


re 





Uebertrag 369 364 361 353. 359 

Elſeng... 12881 268 264 234 259 250 
Eppingen. 3546) 6700 662 647 6838 649 
Gemmingen 13891 274 263 254 269 262 
Atlingen . .  .. 1 Ma 2 276 279 287 280 
Landebaufen . - .» . . 82 172 172 170 169 170 
| Ma : . eh: BO BR 2 20 217 
| Ren. : 5 oo et 7 1 1 18 
| Robbadh . . . - . . YH 202 291 197 207 20 
Schluchten Bl 204 212 209 210 20 
Stebbach as ei 657 116 114 112 105 110 
Eifel -» » 2:2: 178 A 482 486 482 
Ziefendah . . . 734 159: 155 158 151 154 


Si Amtöbezirt Eppingen 4533 3555 3523| 3540 3534 








Amtsbezirf Ettenheim. 


BOB. = =» = = 0: ch AR I94 192 180 190 
Dörlindad . : » - .| 59 94 814 98 4 
Eitenheim . . ee 2921 406 122 118 415 

| Ettenheimmünfter — 437 71 79 R5 78 
Eitenheimweiler (Eitenheim) | 2921 71 70 69 70 
| Grafenhaufen . . . - 1405 350° 232 248 250 
| Kappel a. Rhein. . . .| 1216 236 2834 ae 234 
| Kippenheim . , © %] 208 444 4656 352 350 
Kippenheimmeiler . Tr: 605 117 123 116 118 

31 Mahlberg -. » . . . 986 217 21 2065 © 
Mündweer . : .:.. 837 155 152 10 149 
Orihmeierr . . : .: .. 544 102 101 106 108 
| Ringsheim . » >... | 1380 2311 216 218 215 
| 315 34 1817 316 
| Schmiehim . . . . . 961 185 185 179 183 
| Schweighaufen . SE 928 198 193 176 189 


Balburg . . . ä 379 
St Amtsbezirk Gttenheim 


3786 8 8 
3258 3280 3219 #219 


Amtsbezirf Ettlingen. 


A ar se a 613 119 111 115 115 

Burbad . . . 2... 480 87 R2 81 33 
Bufenbah . - 1022 206: 203 183 197 
Ettlingen Mädgenjcute) ) ) 6547 484 182 461 475 
Ettlingenweirr . ; 636 116 - 114 118 118 
Ge : . ——— 312 71 62 58 63 


Uebertrag I TGEE TORT 10541018 1049 
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13 


I SEEN 
© 
— 
© 


357 


14 15 16 17 18 19 20 





BE | 5. füberBienefeht.äahi] zu | par 


‚Onterfahrer ſammen I Unterlehrer| ſammen Säule: Betrag 
= 



















u % M 4 Y 4 tinber Ad 
3780 1u05 20) 4785 20 
26601 25801 — — — 254 2520] 3305120 
* 700] 6800|— — #49 181720 81720 
1 660] 2580- — — 262 734 601 331360 
2 6601 25301—-, — — — 280 784 -| 3364 — 
16601 15000 -- — — 170 476 —4 1976— 
— — 1920 — — 217 507 50] 2527.60 
1,6601 1500|— -- — — —181 306 801 2006 80 
1660 234000 -- — — 201 562 80] 2902 80 
210 38821 2268 — 
110 4308 — 1808 — 


182 1349601 584960 
154 431201 1931.20 
9895 20 44655 20 





140 532 2452, — | 
44 26320] 110320 | 

45 1162] 6183 - | 
78 21840] 99840 
70 196-| 1276- 

>50 00 3280— 

234 655201 3235120 

350 980°—-| 45201— 


211 390801 2930 80 
149 417201 191720 
103 28840] 178840 


118 33040] 1830140 


215 602-1 3182 — 
315 832I— | 4422 — 


183 12140] 2012.40 
159 529120] 2029120 
85 238—] 1018— 

09720] 4417720 





115; 322] 1162,- 
23 23240] 1012140 





197, 551/60] 2171/60 
475. 1330 4 7200 — 
116 324801 1824180 

63 17640) 956140 


2937'20] 14827 20 


Der Beitrng für bie Knabenſchule (Se: 
minaräbungsjähule) wirb in ber Sr- 
minartaſſe rereinnahmt, welch' fehtere 
au den Aufwand Mir bie Behrfräfte 
beftreitet. | 





Berbandlungen der zweiten Kammer 1392,98. 4. Beilageheft. 83 


1 2 8 4 5 6 7 8 98 10 11 12 18 





Durch · 
ſchnutt ber 














































Uebertrag 3090 3033 3044 2057 3008| 30) 


Schulort | ya 

| 1888789 1889,90 1890,91] 1891,92 10} 

(Spalte 

| 8-7 
| Uebertrag 1056 1083) 1054 1016 1049| 9 
1440| Fordbeim . . . » . .| 1545| 316 325 38 322 32 3 
Br Malſch.. 3670 725 719 712 710 713 5 
42 Mich -. - . » .24711 558 517 512 511 51831 4 
ı 443] Neuburgmeier . . . . . 475 17 114 113 109 112) 1 
| 444| Oberweier . . . ... 3323 6] 60 64 64 62 l 
| 445] Pfaffenroth —* 6194 100 113 116 126 1181 1 
4461 Reichenbach 843] 157 170 178 175 174 1 
447] Schielberg . . : » .» - 520 118 117 1212 109 115) 1 
448] Schluttenbah . . . . . 264 56 52 51 44 49 l 
449) Shöllbromn . . . . . 8344 127 1233| 122) 1235| 123 1 
450] Speflart . . . 2... 6 112 113 114 113 113 1 
451) Subad . ». . ... 374 69 66 70) 72) 69 1 
452 — — 712 190 187 164 168 173 1 
St Amtöbezirf Gitlingen 3767 3759: 3709 3604 3704] 31 
Amtsbezirk Freiburg. 

453] Altglashütte ERBEN 347 6 53) 52 534 1 
454| Breitnau . . 62 149 140) 136 141 1 
455 Buhendad : . . . . 457 79 80 69 76 l 
456| Buchheim . » . . . . 563 101 101 9 100) 1 
4571 Burg. 396 54 45 42 47 1 
458 Dietenbah . . . » . . 181 34 30 32 32 l 
459 Ent . . 2.2.0. 618 72 83 90 8 1 
460] Ebringen . . Br 939 149 144 136 A143) 1 
461] Eckbach (Breitnau) —— 620 32 30 28 304 1 
4621 Eſchbach . . 573 100 104 102 102] 1 
463] Halkenfteig . - . . . . 268 55 58 52) 5519 1 
464 Gundelfingen a 779 163 160 159 160) 1 
465] Sohdorf . . .» 2... 631 114 109 105 109 1 
466| Hofsgrund. 254 38 49 49 45 1 
467] HSorben . . . . . r 440 74 74 81 76 —1 
4681 Hugſtetten. 549 97 97 87 93 1 
469 Kappel . - 2 220. 37 68 63 63 64 1 
4701 Kirchzarten 842 110° 107 106 107 1 
4711 Lehen . .» 2 2 2. 505 122 133 121 125 1 
ı 472] Litteweilet . . ... 564 85 74 63 A 1 
4731 Mengen . ». 2 2... 703 136 134 129 133 1 
474 Merzbaufen .» . .. . 584 168° 10 168 168 1 
475] Munzingen —— 72 133 127 125 1281 1 
476| Neueröhaufen . . . » . 523 98 103 101 100 1 
477| Oberrid . . F 550 83 98 101 941 1 
478 erfinge —7— ——118 225 235 230 2301 2 
479 St. Georgen ') i 1959 337 339 320 332 2 
480 &. Märgen .". -. .|: 1029| 1038| 101 104 A111 105 1 




















14 15 16 17 18 19 20 21 
Gemeimdebeitrag 
1. für Sehrerfellen 1, Zuleh | Gefammt- 
über die geiept, ‚ganıl zu: t fr | H a 
lan og: fammten Schu Il Betrag u, I 
"3 % a 4 * finder | dal 4 'g 
850 293720 14327120 
8801—; — I — | - 321 898 801 377880 
6800— | — -_ 713 1996.40] 8796.40 
5160 — — | — >13. 1436/40] 659640 
780i— — * — 112 313601 1093160 
7801 — — — — hi 17360 958160 
1500—| — — — 118 33040] 1830/40 
1500 —| — — 174 487120 1987120 
840 — = 115, 3222—] 1162 
780 a 19 13720 91720 
500 — 123 34440] 184440 
1500| — — 113° 316.40] 181640 
7804 = Hu 193) 20 97320 
Bene Ze 173 48440] 1984.40 
m 10371 20] 4806120 
u PROF ee | 3 33 148400 928 40 
860 1500 — — — 141 394.80] 1894.80 
— 7301-1. — — 76 21280 492,80 
— 5 Kan Bee * 100 280 1120 — 
— 7680 —— 17 131,60 91160 
— 7801 — — — 32 8960 369 60 
—— s0— — 81 226 80] 1066.80 
660| 15001—| — — — 143 10040] 190040 
7 BAD — el 30 84 — 924 — 
_ BA | el I02 2856501 112560 
— 780 — — — 55 154 ÿ 934 — 
D —— — 160 148 — 1948 — 
— 8ill— — — — 109 305201 114520 
— sy. — 45 126 — 06 
— 780 = eh 21280 9492 80 
— 840l— —— 93 25040] 1100 40 
— 789 — —— 1 179,20 15920 
660] 15001 — — — 107 29950] 179960 
660) 150000 — — 125 3501| 1850 — 
— 80— — — 74 207 21 1047 20 
#60 150 — -- — — — 133 372401 187240 
660! 15001 — — 168 47040] 197040 
6601| 15001 — — — 12° 35840] 1858.40 
— 8401| — — — — 100 280 —| 1120— 
— 84008 — — — 4 26320] 1103,20 
— 19200 — — 230 644 —1 2564 — 
6601 3240 — — — 32 29 6 1169 60 
— —— — 103 291 — 1254 
31920 | — 3408 40] 40328170 
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') (2 getrennte Ehulabtheilungen, in &t. 
Georgen und Ufhauſen, mit je 1 
Daupt- und 1 Interlehrer.) 


1 2 


499 
500 
501 
502 
503 
504 
505 
506 
507 
508 
509 


i 510 


511 
512 
513 


ı 514 
ı 515 
| 516 


517 
518 
519 


| 520 
i 521 


lebertrag 
St. Peter . FE 
&t. Wilhelm 
Schallftadt . . . 
Schweighöfe hen wiaraen 
Sölden . . 


| Stegen . 


Thiengen 
Umticd . . » 
Unteribenthal . 
Wagenfteig 
BWaltershofen 
Wildthal . 
Wittenthal . 
Wittnau 
Wolfenweiler 
Zähringen . 


71 Zarten 


Zaflr . . . 
St. Amtöbezirk Freiburg 


Amtsbezirk Seidelberg. 


Altenbah . , 
Altmeubdorf . 

Bammenthal 

Brombach 

Dilsberg 

Doſſenheim , 

Eiterbach eitatzen memiath 
Eppelheim . 

Gaiberg . 
Gavangelloh . . 
Grenzhof (Bieblinoen) . 
Handſchuhsheim 
Heddesbach. 
Heiligkreuzſteinach 
Hilſenhain (RER) 
Kirhheim . 
Kleingemänd . 
Lampenhain 
Leimen . 
Lobenfeld 
Mauer . . 
Medesheim 
Möndzell — — 
Uebertrag 


1, Dezbr. 1888,89 










3090 

1296 204 
150 20 

49 81 

1029 86 
317 63 

375 68 

585 95 

615 134 

265 55 

451 60) 

685 124 

331 51 

188 18 

330 60 

806 159 

1142 202 
308 38 

221 33 

4636, 









568 119 
557 120 
1361 177 
373 59 
s01 187 
2199 442 
948 65 
2011 396 
6783 160 
535 113 
241! 8 
3028 510 
417 81 
948 171 
388 15 
3161 624 
451 77 
388 41 
1943 356 
409 89 
890 151 
1270 224 
HR 85, 


3033 


200 
13 
80 
92 
63 


64 


102 


4539 





88 


4268 4095 


3044 
203 
16 
78 
81 
58 
68 


36 


4532| 
1 





630 
s7 
{0 

367 
90 

150 

233 
S6 


4282 


4444 





13 
524 
85 
166 
19 
650 
93 
42 
372 
86 
148 
216 
36 


1303 


u Nabe 
1889,90 180/91 ı 1891,92 obs 
(Spalte 





* 
—⸗ 


a 
1 


* 
— 
N EEE 


10 1112 18 





Ja m — IND md — — — — — — — — — — — —— INT) — 





Gemeindebeitrag 


I. Fir ſehren fehrerflellen 
jüber die; gelegl. Zahl Zahl 


Doupi · 

„Ihrer 
zu 
MM 





zu · 
unterlehrer ſammen 


Ir 


—* 


I. Für IM ra Bejammt- 


PAS. eng 
für Mel für 
Su IM 
finbe: * A| 


24084094 1032840 
149 53720 347720 
15 12 — 222 
Tr 21560 995160 
= 24H 80] 1200/80 
Bi) 165% 20 11520 
HR E40 4170140 
Im 80—| 1120 
ih 324130] 1832481 
17 181501 91160 
55 154 = 434 — 
Im 294 —| 1794 - 
51 14280 422.80 
23 14.40 8414.40 
48 134.40 41440 
149 41720] 191720 
212 593160] 251360 
38 106140 8640 
10360 38460 
12566 40] 0::206 40 


114 1820] 181920 
KIM 294 —| 179 — 
172 48160] 2101160 
61 17080 950180 
177 19560] 1995160 
131 120680] 570680 
11 176.40] 1016.40 
I14 115920] 469020 
16H 464 R0l 1964 80 


—110 SUR — 1808: — 
11 3080 49080 
3201456 --] 6476 — 


Der 23240] 101240 
166 464,80] 1964 80 
16 4480 82480 
635 1778 4 8578 
85 238 1018— 
39 104 20 889120 
363101640] 4556/40 
87 243 6041 168360 
144 417 201 191720 
242 449601 322960 
sth 24080] 1680 80 
11998 —| 58678 — 


) Die 2, Gtelle gem, Art. 111. bes Ge 


ſehes vom 18. Sepibr. 1576 (66 24 


El. U.Geſ.) errichtet. 








D.3. 


522 
523 
524 
525 


526 
527 
528 
529 
530 
531 
532 





933 
534 

535 
536 
537 
538 
539 





















2 18 
—— de — ⸗ 

Schulort | — — 

| 1889/89) 1889,90 180091, 180102 he 

| (Bpalte H 3 
= JE FA 

Uebertrag 4363 4095 4282 4303 4285| 38 

Müdenlod . ar 704 153 138 1355 1937 136] 1 1: 840 
Nedargemünd . 1819| 317 312 318 329 319 3 3 960 
—— F 2854 502 199 179 483 487 4 41080 
a. Ochſenbach 289 37 38 41 411 | | 
b. Maisbad 14 17 19) 19 | 5 91 Ri; 
Petersthbal . . . 459 85 90 92 99 93 1 780) 
Reilsheim Sammenthal 1361 110 107 103 101 104 1 960 
Rohrbach 21324 327, 324 332 338 381 3 3 960 
Sandhauſen 27944 532 546 539 553 5461 4 41080 
St. Ilgen 681 132 144 146 138 142 ] 1 840 
Schönau . . 198 4593 375 368 350 364 3 3960) 
Shmabenheimerhoj(Aolanie 
gemeinde). 134 21 24 25 2 24 1 1) 780) 
Spehbah . . 864] 162 1601 159 159° 159 1 1) 840 
Waldhilsbah 309 81 77 65 65 6 1 1.780 
Baldwimmersbad se 143 142 1 138 1400| 1 1 840 
Wieblingen 2418 397 ° 41 49 423 47 3 3 960 
Wiefenbadh . . 781 138 135 134 132) 133 l ı 840 
Wilhelmsfeld . 95 178 17 175 178 16 1 1 840) 
Ziegelhaufen 2341| 3851 391 389° 371 3853 } 3 960, 


Se. Amtabezirf Heidelberg 


Amtöbezirt Karlöruhe. 


Beiertheim 
Blankenloch 
Büdig - 
Bulad . . 
Darlanben . 
Eggenftein . 
Friedrichſsthal 
Graben . 
Grünminfel 
Here 
ochfleiten . 
— 
Leopoldshafen. 
Liedolsheim 
Linkenheim 
Rintheim 


Stafforth . J 
Teutſchneureuth 
Welſchneureuth 
Se. Amtöbezirf Karlärube 


8430 8402 361 8384| 83661 7; 











1253 203 207 217 209 2 2 960 
1684 318 313 332 321 3 3 960 
290 61 62 55 51 1 1 780 
182: 24 228 233 235 2 2) 960 
2012 59 538 538 545—1 4 41080 
1904 384 377 387 382 3 3 960 
1140 212 204 204 2061 2 2 960 
2054 47 43 439 43 4 4 960 
902 50 153 157 153 1 1 840 
1273 24 248 2366 3521 2 2.960 
666 129 129 127 1283 1 1 840 
2636 480 478 476 4781 4 1080 
728 56 152 150 1523 u 1 840 
1845 372 356 8351| 359 3 3 960 
1635 3533393561 349) 3 3 960 
126 217 212 236 218 2 2 960 
1834 343 3236 332 333 3 3 960 
1430 3235| 312 312) 316) 3 3 960 
1355 248 247 243 255 248—1 2 2960 
692 112 109 99 1061 1 1 840 
1812 351 351 333 345 3 3.960) 
1176 2138 207 203 207 2 2 960 
52 | 





6095 6120 EA 
| | | 





Gemeindebeitrag 
" 11. Für Iyulged | Bejammt- 


su2 000 d 
T aus [über die gefept. Zahl zur | — 
anne = für Betrag für 
Unterlehrer] ſammen mu Unterlehrer| fammen | Schul · IuH 

[ ee findet 2 | 2 
zf 11998. -1 58678 — 
0—- — 136 380 8301 188080 
35401 — 19 84120] 4433,20 
020 — 487 136360] 638360 
— 58 162401 160240 
— 93 25040] 104040 
950l— — 104 291 20] 1251120 
By I] — — 431 926.80] 46680 
J 346 1528 801 724880 
1500)— - 142 397 601 1897160 
3540)— 364 1019 20 1559/20 
780 | — 24 47 20 84720 
1500)— — 154 t1520] 1945120 
780 Do — 69 19320 97320 
500 — 140 392 -1 1892 — 
3340 — 417 116760] 470760 
840] 1145 133 37240] 2662140 
1500)— — 176 92 R0 1992180 
35101, — 383 107240 4612/40 








23424 80]113074|80 














19230- -- — - 209 58520] 2505|20 
ee 321 898 80 4438180 
780) >59» 16520] 945.20 
5s01— en 233 658 —| 32338 — 
7201 — E ss 15260 —| 7246| — 
3540| — — — S2 106960] 460960 
1920)— — — 206 576801 2496 80 
4500010 — — 445 124040] 5740/40 
5001— | — — 153 128.40) 192840 
80 — - 252 70560] 328560 
1500| — - 2835840] 1858.40 
920— — — 478 133840] 635840 
f — — — — 152 42560] 1925 650 
35401—-! — — 359 1005201] 4545.20 
3540|- — 349 977201 451720 
2580) — — 218 61040 319040 
40l— 2 33393240] 4472,40 
28801—| — — 316 884801 376480 
25801 — — 248 694 40 327440 
= = 106 296/80] 1796180 
BER —— im) — 445 966 — 4506| — 
BBuNn— | — |-— ; 307 57960] 315960 
| 16923 20] 79803120 


Bemerkungen. 


’, Die zwei Schulen find bisher in Nüd. 
fit auf die wenig gunſtige finanzielle 
Vage ber Gemeinde Ochſenbach ⸗Mais · 
bach ala Abtheilungen ein und ber» 
felben Voltsfchule behanbelt worben, 





——e 


Amtöbezirt Konftanz. 


Alensbah . . 
Allmannsdorj . 
Ulen ... 
5) Bankholzen. 
5] Biethingen . 
Böhringen . 
Bohlingen . 
Büfingen 
Dettingen 
Dingelsborf 
Sreudenthal 
riedingen . 
aienhbofen . 
Bailingen 
5| Bottmadingen . 
Büttingen . . 
u. a.b. Yad 
emmenbofen . 
Horn 
Langenrain . 
Liggeringen 
Lißelftetten . 
Markelfingen 
Möggingen 


586] Moos 


599 
600 
601 


Tehningen . 
Rabolfzell 
Randegg 
Reichenau 
Rielafingen . 
2] Schienen 
Singen . 


Ueberlingen am Ried 


Bangen 
Weiler 
Wollmatingen. 
Worblingen 


S Anntöbejirt Fo Konftan; 


Amtöbezirt Kehl. 
Altfreiftett en) 


Auenheim 
Bodersweier 


Uebertrag 


2129 
1148 
1194 


206 223 
155 157 
131 136 
46 44 
68 64 
108 106 
158 166 
150 156 
116 119 
68 67 
26 26 
84 82 
2 40 
343 335 
193 188 
58 55 
40 42 
44 38 
8 91 
40 39 
86 43 
59 64 
76 70 
36 39 
46 52 
169 182 
359 369 
187 177 
213 219 
144 139 
85 83 
350 363 
79 78 
107 105 
93 87 
187 185 
135 ___ 138 138 
* — 7 
428 441 
220 222 
248 256 
896 909 


207 
154 
140 
45 
69 
109 
169 
156 
127) 
65 
25 
92 
15 


341) 





137 
— 177 





450 
235 
250 


935 


2058 
159 
143 
46 
62 
108 
178 
160 
127 
60 
28 
85 
51 
335 
178 





140 
4724 





443 
238 
253 


nEFÜ 


— — — — Tee — — — — — —— — — — 0 — —— Er 


46 


its In ⸗ 


10 11 12 





juuß juß tmn ben pub pen much DNS) md CO) Deub fu Der but Deu Dem je fur Deu Dun Quad DNS) (uic) Deu Man Dub ja: Sach — Da dub Dun mus Dund DIE) 








14 15 16 17 18 19 20 al 
Gemeindebeitrag 
an 11 Für Sanlgel Geſammi⸗ 
ee en betra 
lich mu · —— — Zahl zu | für Betrag für 
‚Unterlehrer| ſammen — IUnterlehrer] ſammen Schul· Iu. I 
3 * 2! ” 3] % A finder Ad Ad 





— — — 


| 660 Be 


— 1680 — — 211 340 60 
6601 162014 156 4136/80 
6601 1500- — 139 8920 
— 780 — 44 12320 
— 780 65 182- 
— 8401 — — — 107 —29960 
6601 1620 — 171 478 Bu 
660] 15001 — 157 439 6U 
660] 15001— 124 347 20 
— 780- 64 17920 
— 780 — 26 7280 
— 7801— — — Sb 24080 
F 780] - > 5 126, — 
660) 35401— — — 337 44360 
— 1920| — 186 5320 80 
— 780— _ „4 165 2U 
— 78- 42 117 HU 
— 7801— — 34 45,20 
— 7801— — 90 2532— 
— 780 — + 11480 
_ 780|- 43 260/40 
— 780- — 67 187.60 
— 7801-1 — — — 65 182 — 
— 7801- 36 100 80 
— ISO — — — nd 151 20 


660 1620— — — - 
700] 3940] 11450 1 850 
840) 1,1450 — 


180 04 
"83 1072140 
164 45920 
224. 62720 
149 11720 

43 260 40 
456 us 80 

Ta 21840 
110 ei 

90 252 — 
186, 52080 
138 386140 


660! 15001 — — 
— 78000 — — — 
660 33534 ze 















660 — — — 441) 123480 
660 — J — 231 64680 
66 -1—| — 253 70840 





25901— 


1 


Verhandlungen ber zweiten Sammer 189298. 4. Beilagebeit. 


13020 - | 6 


2250 


265 









459 20 
852.80 
1020 80 
906 — 
4483 60 
2440180 
14520 
547 60 


') Daß Einfen der Schullinderzahl unter 
180 im Schuljahr 1891/92 ift vorüber: 
gehenb. 


328840 


34 


266 


— 





Uebertrag 
Diersheim — 
Eckartsweier 
Grauelsbaum 
Helmlingen . 


| Deffelburft . 


Hohenhurit . 
Holzbaufen . 
Honau . . 
Kehl, Stadt 
Kehl, Dorf 
Rot. . . 
Legelshurft . 
Qeutesheim . 
Lichtenau 
RE ; 
Mempretshojen Ä 
Muckenſchopf 
Neufreiftett , 
Neumühl . 
Obelöhofen . 
Querbah . . 
Rheinbifhofegeim 


— 


JSundheim (Dorf a ). 


Willftätt 
Bierolähofen 
St Amtsbezirk Kehl 


Amtsbezirt Lahr. 


Allmannsmweter 
Dinglingen 
Dundenheim 


2] Friefenheim 


Heiligenzell 
Hugsweier 


Ichenheim 


| Kürzel . 


Kuhbach 


Ldangenhardt (Sul). 


Langenmwinkel . 
Meipenheim 

Mietersheim 
Nonnenmeier 8 
Uebertrag 


iss8s so 1839,90 1890,91) 1891,92) 


4824 


3694 


Zahl der Dakine 


| 


476 a 


— 
2788 


9395 
147 
107 
I 
167 
‚8 
3 
Il 
in 
301 
51 
—183 
261 
1:34 
202 
129 
91 
4 
56 
88 
16 
42 
27 
11] 
151 
97 
266 
73 


132 
354 
179 
t52 
ut 
184 
326 
217 
131 
41 
4 
28 
120 
2498| 


2835 


334 
146 
101 

57 


KALTE) 
>02 
178 
255 
133 
UT | 
1.27 


EISEN 


Durd · 
ſchaut ber 
3 
1889/90 b 
1891/78 
(Spalte 
5-7) 





10 11 12 


18 





s ai 
ı Ale 
J | ee 
] ln 4 
J— 
il, le 
l —— — 
—— 
J — Ion | om 
3 11 
I 1]-|- 
: 0 
3° W-- 
i al 
> ii 
i 1ei- 
| —— 
es: 
| —— 
J— 
| zn 
1 — 
y3 — 
I 1-— 
1 II—1— 
I ——— 
21— 
ii — 
4 161 11 
— — 
1-1 
IE: 
je 
1 
= 
1 
a yo 
1! 1-14 
If — 














„51 20 
vol 20 
sn] 2 
12104 
374: 
3152 
41280 
413 20 





14 15 16 17 18 19 20 21 
Gemeindebeitrag 
1. Fir I . 
ER für Kehrerkehen J Be rad — Gefammt: 
& Über bie gefebt. Suhl] u. 8 
— zu · au für Betra für 
"| ſammen Ye — fammen Schul: 8 Iuıo 
I 3% = 4 u iur zur ur zer 
2590 —] 12250 — 
- 145 4065 —| 1906,- 
— — 105 294 —] 1794 — 
— — 50 165.20 945/20 
— — 168 +704H 197040 
_ — 79 22120) 100120 
— — —109 112 — 393 — 
6 268801 104880 
I 5 BR 190401 07040 
2560) 114501 89 399 20] 5969 20 
— 470 1316 —] 6336 — 
aa Su 183 51240) 201240 
— — Inh 71680] 3296.80 
_ — 133 372140] 187240 
— 204 571120] 3151.20 
_ 128 35840] 1858 40 
— 91 254 80] 1094 80 
— > 148.40 2840 
— 57 15960 439 60 
— — 91 25180] 1094 R0 
- il 17080 450 8U 
— — 13 120.40 0040 
— 270 156- 636 
id 118 —] 1948 — 
15] 12280] 1922:8U 
u 25880] 1348 80 
ih 74480] 3324 80 
iz > 204.40 484.40 
13328 —] 66348 — 


1861,20 
453120 
218120 
3740.40 
111440 
2015.20 
145280 
31983120) 
1550, — 
1044 — 

886 40 
3350 — 
1822 — 
3597100 
3773060 


') Die Schulkinderzahl wird im nädjften 
Schuljahr vorausfihtlih Aber 80 
betragen. 


°, Die Schulfinderzahl wirb im nädften 


Schuljahr poransfihtlic wieder Aber 
180 betragen. 


34° 








O⸗Z. 


643 
644 
645 
646 
647 
648 
649 
650 
651 
652 
653 
654 


Uebertrag 
Oberihopfbeim . . . . 
Obermeier 
DOttenheim 
Prinzbad 
Reichenbach. 

Schuttern 
Schutterthal 
Schutterzell 
Seelbach 

Sulz... 
Wittelbah . 
Mittenmweier 


S&. Amisbezirt Lahr 


Amtsbezirk Lörrach. 


5 Binzen 
JBlanſingen. 
71 Brombach 


Degerfelden 
Efringen 
Egringen 
Eimeldingen 
Fiſchingen 
Grenzach 
Haagen . 
Haͤgelberg 


5] Haltingen 
7] Hauingen 


are ; 
ertingen 
Hölftenn . 
Holgen . 
Hüfingen . 
Yuttingen . 
Inzlingen 


5| Iftein 


Kandern 
Kirchen 


Kleinkems 


Lörrad . 
Märlt . 
Mappad 


2| Oetlingen 


Riedlingen . Ba kN 
Uebertrag 


er 10000) 189091 | 1891. 92)1000 wo 6 i 


1005 
388 
1684 
586 
490 
679 
431 
287 
1026 
1105 
336 
967 
669 
988 
377 
732 
434 
352 

“ 255 
1045 
440 
1481 
983 
239 
8121 
281 
372 
192 
289 


2694 
239 
142 
268 
119 
241 
173 
125 

98 
>20 
234 

54 

86 

1793 

| 


51 
1096 
59 
64 
As 
39 
4229 


2788 
245 
150 
264 
123 
245 
178 
129 

94 
321 
234 


53 
84 
4908 


167 
70 
306 
112 
76 
124 
84 


56 


168 


170 
77 
156 


127 


47 
1166 
60 
h2 
83 
34 
7329 





28:35 
247 








263 
123 
247 
169 
119 

4 
327 
232 

54 

83 


1954. 





50) 
1201| 
58) 
64 
83 


29 


rn 





10 1112 


gr er 


EEE: 








2812 2807| 26 —— 
239 2431 2 I-— 
154 155 1 1-— 
5 264 2 — 
120 221 ı 1 — 
361 2351| 2 — 
12 1699 ı 1—— 
113 120 ı 1—— 
95 94 1 )1-— 
326 3244 8 — 
27 23112 1—— 
su 589 i ——— 
282 si — 
—7sı0 4916| 4 
165 16 1 I 
80 74 1 —- 
310 30 3 — — 
07 09 1 ——— 

oo a u —-I 
1235 1235 I 1-- 

oo a 1 —— 

45 I 1 — = 
1565 1611 1 11-— 
166 1733| ı Bi 

65 73 1 — — 
169 161 1 1-- 
17 120 7 1 

9 s- 1 4— 

70 Fe — 
112) 115) 1 2 
100 97 ll — — 

9 69 1 ——— 

41 4) 1 + 
203 20 2 —I-— 

83 83 1° — — 
216 226 2 —— 
1700 73 1 1- 

19 48 1 -—— 

1204 1190| © 31 ı 

61 5g 1 — ij 

61 62 li le 

81 ee ı — 

29 30 1 — 

"BR 5 4311] 41 129101 


| | | 


I Br — dh 0) CD —— —⏑ ⏑— 
——— © 


— — END) am DD) — Dh — — — — — —— Dh Jh — — — — — (u) — — 
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14 





15 16 


Gemeindebeitrag 


— * — 


über bie geießl. Zahl 





17 


18 


zus 


19 


II. Fir Ihuiged |Gejammt- 


|Unterfeßrer fammen]| Edul- 
MA 


3% 





5 3 
für Betrag 

finder KM d 
7859650 
+45 68040 
155 SL 
264 739,20 
122 +41 150 
2 70280 
164 17320 
120 336 — 
4 25120 
32 90720 
251 Klin Su 
53 141340 
33 232 40 
13764 R0 
IH 454 R0 
74 07.20 
308 52 40 
109 305 20 
3 204 40 
123 330 — 
-] 226 80 
49 137 20 
161 450 80 
173 4841 40 
18 20440 
In] 450.80 
120 436 — 
86 24080 
77 21560 
115 4322 — 
97 27160 
9 19320 
tl 11480 
200 560 — 
83 23240 
226 632.80 

173 4844 
48 134 40 
1190 3332 — 
39 165 20 
I 173 60 
22 22960 
An 84 — 
12070 80 


21 





3773960 
3260|40 
1934 - 
3319!20 
1781/60 
3282180 
1973 20 
1836 — 
1763.20 
441720 
22H 80 

92840 
101240 
6650480 


2084 80 
987 20) 
3742 40 
1145 20 
084.40 
1850 — 
100680 
917.20 
207080 
2704140 
984 40 
1150180 
1836 — 
108080 
99560 
1822: — 
105160 
97320 
894 80 
2480 — 
1012'40 
3212/80 
1984.40 
91440 
17452 — 
94520 
353,60 
1009 60 
364 — 
3931080 


Bentetkingen. | 





') Die 2. Tehrerftelle gemäß Art. III bes 
Geſetzes vom 18. Eeptember 1876 
($ 24a El.U.G) errichtet. 


*, Fürforglih die Errihiung einer 10. 
SHauptlehrerftelle vorgefehen, ba zweckt 
Ertheilung erweiterien Unterrichts 
porausfichtli eine weitere Behrfraft 
erforderlich werben wirb. Die bezüg- 
lihen Verhandlungen mit bem Ge— 
meinberath find noch nicht abgeſchloſſen. 


] 2 8 4 5 6 7 8 9 m 112 18 








Durdie ı }ı 
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Schulort — * 
. Dezbr.] 188889, 1889,90) 1890,91) 1891/02 ad 
1890 | Bun 
5-1; 
| Uebertrag 4229 4329 14342! 4295 4 32 U 1 
1 694 Rümmingen . 2.0. 266 59 57 54 54 1° —l— —[ 11780 
1685] Edalbad . -. .» . . . 381 84 82 84 87 1 °—1-|—111780) 
| 686 Steinen. - » - 2.1 189 215: 216 218 214 2 A26860 
| 6871 Gteiten . -. -» - . . ..| 2260| 374 345 329 333 3 11-1—f 31:960) 
1 688] Tannen . . . . . 771 113 110 116 118 1 I— 1840) 
1 689] Zhumringen . . . . . 701 HR 94 92 102 —— — 
1 690] Züllingen . . . .13883 b2 60 60 60 I —j—i-] 1780 
N 6 Warmbach. . .| 260 AR 45 41 45 I —1-|—] 1780 
1692| Weil: 2.222 ee 232 2351 2 11-!-1] 211960. 
| 693 Welmlingen . . . ...| 344 71 70 70 64 I ——2780 

694] Wintersweiler . . . .| | 267 35 10 0 10 I +#-— ıl 788 
E Witllinen . . 2... 304 54 19 59 53 I —— —I 1} 780 

6 Wollbah so5l| 18 137: 128) 187 I 11—/=-] 1) 840 

697) Ren .. 2.2.0.1 0157 BR 290) 314 328 3 —l-1-] 3 960 
| Se Amtöbegirf Lörrach — 6179 0181 Te | 
| — —— — N | 
| | 
| Amtsbezirt Mannheim. 

\ 

| 698] Feudenheim . . - . .| Se 70 759 770 Te Th 6/1080) 
| 699] Ilveshein. .» .| 1571 283 288 285 277 2830 2 1-—t 2) 960I 
j 700] SKäferthal . . » 2.2.1 58 546 546 546 546 5461 4 2 41080) 
N Toll Sadenburg -. . » .» . .| 3284 606 Wu 586 601 59601 ah 41080 
1 702 Nedarau » . . . . .| 6209] 1061. 1104 1195 1075 1124| 8 3-1 811080 
| 703] Nedarhaufen . . . . .| 1341] 282 208 286 285 28 2 1-1 2]:960 
| 704] Sandhofen NDR SE 020 >31 547 580 BUS 578 4 141080 
1705| Schaarhff. . . 218 35 38 31 39 361 1 — 411 780) 
I 706| Sqrieshein286531 459 453 442 ae ha — 41080. 
I 707 Waldhof (Käfertba) . . | 58481 458 458 458 458 5 411 —] 41080! 
708 Wallfidt -. . . ... 1371 260 279 290 286) 2 11—|—1 2] 960) 
St. Amtöbezirt Mannheim 5262| 5371) 5469 5425 1 1571-1 | | 
| | | 

Amtsbezirt Meßtirch. 

709 Atem. . » 414809. 88 41 ib 411 1 I 1]. 780 
710 Bietingen . . -» 2... 274 54 46 42 45 41 1 —ri—i 1 780 
MeNlıE. ı — 423 56 80 72 72 74 1 —70 
| 712] Buchheim . . . 2... 587) 107 110 110 109% 109 1 11——]| 1840| 
I 713] Engelwi . . .» . . . 427 63 62 67 67 651 [1] 780) 

744 Böggingen »- : 2 200. 6781 122 125 1281300 127] A 840 

7151 Gulenſtein 4283| 104 138 88 ss 1044 1 — 41780 

716 a een 415 9 89 92 31 87 1 —41 780) 
ı 717 Haufen im Thal. . - - 289 91 99 101 87 $ I ö41 780] 
| 718] Heinftetten . en 531] 117100 95 95 I ———40 

10 zn Eu 


Mebertrag 871° 890 8401 s12 
| 


f 


19 


Gemeindebettrag 
il. dir Srulgeld | Sefammt- 


J fir Sehrerhellen 


| zu⸗ über Die g geiehl. Babı pie 
slebrei| jammen | Yınzır Nuntertegren fammen 


—— 
44940 a2300 

—— 70— 

— au 

= - 1920| u 


1 660) 3540 
1 5660| 1500 


u 840 

in; ae 780 - e 

——— Tu 

IT 660] 2580|-- 

= > TS0] - 

—— 780 er 

2. 80 

1! 660] 1500| - ER 

-—1— | 2880 -— ı- = 
BA 

1450 








1724: 20 5470520 








WIRD L 
für 
Edul. Betrag 
finder M iö 
12070 80 
55 151— 
81 3320 
26 10480 
udn I 
II4 51920 
m 2880 
su 158 — 
14 12140 
2410 372 — 
HN 1901-0 
4 112 — 
> 148.40 
134 47520 
+10 868— 
Tr 2170 
283 71240 
lb 152880 
305 1668 80 
1124 314720 
289 20920 
STR 161840 
36 100% 80 
449 123720 
158 1282 
25 288 
1517320 
41 114180 
44 12320 
‚4 20720 
109 520 
65 182 
L27 35560 
104 29120 
87 24360 
4 266 
96 26880 


— 
235760 


4310 SU 


7026320 
















934 
1015 20 
252 2 { Su 
1478 - 
IR 1920 
1108 80 
U48 - 
O0 40 
3252 


128 10 
1875 20 
3748 


19050 — 
3372 40 


31348 80 
1388720 
3389 20 


894 80 
903.20 


962 — 
1855 60 
1071120 
1023 60 





11657 60 


— — 


— — 


— 





D.3. 


719 
720 


721] Kru 


722 
723 
724 
725 
726 


Uebertrag 
Heuborf Be 
Kreenheinftetten 
mbad . 

Langenhart 
Leibertingen 
Menningen 
Metuh . . 
— 


7271 Raſt 


728 
729 
730 
731 
732 
133 
734 





Rohrdorf 
Sauldorf . 
Schwenningen 
Sentenhatt . . 
Stetten a. £. Dart . 
Wafler . . 
Worndori . 


ee — Meßtirch 


Amtsbezirt Mosbach. 
Aglafterhaujen . 
Alfeld . . . 
Asbah . 

Auerbah . 
Billigheim . 
Breitenbronn . 
Dallau . . 
Daubenzell 
Fahrenbach. 
Guttenbach 
Haßmersheim 
Heinsheim . 
Herbolzheim ; 
Sohhaufen . . » 
Hüffenharbt 
Kälbertshaufen 
Kapenthal . 
Krumbad . 

Lohrbach . . 
Mittelſchefflenz 
Mörtelftein 
Mosbah . 
Mudenthal 
Nedarbinau 
Nedarburken 


Uebertrag 


l. Ber 1838.89 188990 180001 189103 5 


374 
>02 
282 
181 
608 
391 
1944 
190 
391 
650 
569 
908 
282 
1042 
437 
435 


1040 
804 
638 
650 
829 
255 

1107 
279 
664 
3783 

1407 
734 
635 
443 

1065 
335 
360 
212 
187 
62: 
258 

345 
31 
411 
391 











871 890 840 312 
62 66 71 71 
117 108 105 96 
55 48 52 54 
45 48 47 4] 
113 119 113 107 
84 81 70 70 
365 372 345 350 
63 69 69 67 
69 65 66 60 
119 114 117 119 
109 121 130 122 
185 207 189 183 
54 60 60 60 
251 2342 249 248 
77 81 79 75 
89 69 74 177 
2728 2760 3676 2612 
203, 219 328 221 
176 161 159 145 
105 1083 110 102 
136 129 120 114 
148 151 145 140 
30 1 30 3 
210 208 222 213 
38 43 42 45 
140 133 122 128 
76 12 78 83 
306 315 300. 297 
147 146 133 131 
142 141 145 142 
85 81 77 76 
204 202 209 216 
85 89 89 90 
69 71 66 62 
48 33 61 60 
139 149 142 148 
122 121 122 121 
47 46 42 42 
5441| 517. 508 498 
67 70 76 74 
88| 85! 81 84 
76 75 68 68 
31 3411 3370 3986 


— — — — 


18 
Do 





* 
— 
FTI——— — — — — — — — — NG — — — —— — ZT Mad Al — — — NT, 














* 
85 





14 1 16 17 18 19 20 





Gemeindebeitrag 














N Il, Zür Ihulgeld n 
Ber Ste Marken | 300209 [Bsfanmt 
über bie geiehl. Zahl u 
Danpte euer Mi für Betrun für 
ihrer uUnterlehterſ fommen| Schul— u. II 

Fi u ,31 % AM finder 44 
2457601 11057 60 
— 34 19320 47320 
4) 104 288 40] 1128410 
8 51 14280 92280 
7804 tn 126 — 905 —- 
: 113 316.40] 1816 40 
801- 74 24 40 384 40 

1 1450 55 v4 984 
TS0]- - 68 19040 47040 
780] — 68 176 40 956540 
— 116 324 801 1824 Bu 
— 124 4720| 118720 
f 194 3240 400 204040 
8 Hu 168 — 948 — 
3804 246 988 83041 326880 
804 78 21840 1198140 
780 73 204 40 —84 40 
j: 7481 601 3755160 
N 232 02160] 320160 

1500I- 5 4:4 13:34 
500, 100 294—1 1794 — 
121 4880] 183880 
= 145 406 - 1906 — 

0 84 — 864 
19201 — 314 »9920] 251920 
— 43 —12040 00 40 
BINNEN = 127 455.60 1855 BU 
801 — 77 21560 49560 
880 304 851.20] 373120 
1436 8080] 1880 80 
- 142 397 60) 1897 60 
78 21840 9840 
19201 0 385.201 2505/20 
780— Ru 24920) 1629120 
E80 — — 36 184 80 64 80 
— „N 10240] 4240 
15001— - 144 10320] 1903,20 
1500— 121 338 801 183880 
780 44 12040] 90040 
020 — 506 1416 BU) 643680 
780 13 20440 984,40 
7801 843 23240 1012140 
=. oo 196—]| 976 — 
3640 PER 9410 80] 45810 80) 


Verhandlungen ber zweiten Kammer 189298. 4. Beilageheft, 





Bemerkungen. 





3 


274 


ı 2 3 4 5 6 7 8 s wıı 18% 


—F 3. 


3 Jahre 
10001 1891/92 tr 
(Spalte 

















Uebertrag 34311 3411, 3370 3326 3361] 3 | 
7601 NedarlE . » » :. .| 10481 203 288 293 301 29 3 3 960) 
761| Nedartagendah . - : | Te ea al 1, 780 
762] Nedarmühlbad . ß 230 48 44 10 39 41 l 1) 780 
763| Nedarzimmen . . . - 6 116 115 112 114 1131 1 1) 840 
764] Neudnau . -» » ...| 1223 22 232 222 224 2236| 2 2 960 
7651 Nüftendah -. » - - » -[ 24 51 5: 50 17 149 1 1, 780 
766| Oberſchefflen. > 9 12 194 188 ea 11 840 
767) Obrigheim . . ...4 130 215 214 215 207 212 2 2! 960 

I 768] Reihenbuh . . : . - 277 49 32 66 70 62 1 1 780 

| 769 Ritterdbah. - - » - » 542 109 120 120: 118° 119 1 1! 840 

1 770) Roben . . .o 2.2. - 355 83 84 79 71 78 1 1! 780 

1 771) Sattebah . . .» » . - 441 104 106 106 112 108 1 i| 780 

| 772] Stein am Roger... . | 110] 208 213 215 210 21] 2 2. 960 

I 7 Sub . > Hl 178 177 172 181 176 2 2) 840 

I 774] Zrieng . . BE 2a 113 115 114 112 180 A 1 780 

| 775 Untericefflenz - re 942] 164 164 171 181 79 1 1! 840 
776 MWaldmühlbah . : . . - 637 115 118 117 126 120 1 1840 
7771 Bimmerbof . . 197 56) 54 50 41 48 l 1 780 

| Se Amtsbezirk Mosbach 5771| 5776 5725| 5694: o719| 57 

| 

| Amtsbezirt Müllheim, | 

| I 

Ki Auggen 2-2... .| 1182| 211) 205 195) 200 2001| 2 2| 960 
779 Badenweiler... . - 580 94 91 86 76 84 1 1! 840, 

| 780| Bamtad - » >... 4 108 ma 1a 841 1 780 

I 781] Bellingen . » » . . 568 90 91 89 89 ss 1 1) 840 

| 782] Beigingen. . » : ..| 77 167 166 166 167 1 | 1! 840 

I 783] Buggingen . 2... - 8781 178 167 0153 146 1550 1 1! 840 

| 784] Dattingen . © 0... ..| 269 47 9 40 420 1 1| 780 

| 785] Geldbrg . . 0.0. 6181 145 141 134 127 1 1) 840 

1 786| euerbah . . » . . - 305 66 70 69 63 67 1 4 780 

| 787 Hügelheim . . 68 155 154 152 152 1 1 1840. 

| 788| Kaltenbach Matsbung) 828 39i 4 6 4l 381 1 1840 

1 789] Laufen . . - | 474 74 77 78 76 | 1 1, 780) 

Bei. 121,7 EEE 566 104 108 105 101 104 1 1) 840 

I 7a) Lipphurg 243 45 42) 0 38 i0| 1 1! 780 

| 792 Marz...» . 411 ” 102 9% 9 971 1 1, 780 

79 Mahn.» :-: 168571—1 77 78 6505 56 66—1 1! 780 

| 794| Mälpeim . . . .. .| se) 48 33 15 ie el 4 41080, 

| 7951 Neuenburg. » - - - - | Bsı] 219 211 211 2028 208 2 2| 960 

1 796| Niedereggenen . . » - 414 81 85 85 94 sel 1 1 780 
7971 Niederweiler . . - - 521 95 Bu) 87 9 89 1 11840) 
798] Obereggenen » . - - » 599 107 116 1261 134 125 1 1! 840 
799] Oderweiler . . -» .» » - 6385| 108 114 110 104 109 1 1 840 

| 800] Aneinweiler . : » - -| 339] 5660 62 6 61 1 780 


| Uebertrag 2805 701 2702) 2664| 2711] 28 
| I A | 





14 15 ii = 18 19 20 21 22 


Gemeindebeitrag 


— — — — 


L fir cehterlelen a. dir rail Sefammt: 





















— ber bie BF "a — — Bemerkungen 
—5 Umterfehrer| ſammen Sqhul . Betrag Iun 
3 % 3 % A | finder | x 131 2 ta 
— — 
9410/80] 45810 80 
8801 -— | 214 82320] 3703120 | 
- „te 25 70—| 850 — | 
780|-- | 1 11480] 89480 | 
I- 113, 31640) 1816,40 
25801 — Ken 226 632801 3212180 
780 — — 40 13720 91720 
15904 — 188 52640] 202640 | 
| 212 9360| 317360 
2 178360] 953,60 | 
119 333120] 1173/20 
| 78 218140] 99840 | 
— | 108302140] 1082/40 
214 59920] 2519/20 
1680] — 176 49280] 217280 
113 31640] 1756140 
172 48160] 1981160 | 
— 120 336 18:36, — | 
a8 13440] 914: 
= — 77793180 | 
= | | 
| 
| 


1920] — 200 >50 —| 2480 
i 84 235/20] 1075/20 
97 27160] 1051160 
sg 24020] 1089: 
165 162 1962) 
195 134 — 10:4 
13 120 40 900 
134 37520] 1875): 
67 187 60 967 60 
152 425601 192560 
38 106401 94640 
17 215 6N 995 60 
10 29120 179120 
40 112 — 892 — 
97 271601 105160 
46 184800 96480 
122 1181/60] 620160 
HH 58240] 3162140 
ER 24640] 102640 
89 24920] 108920 
125 350 —]| 1850 — 
109 205,20] 114529 
12 173.60 953.60 
7590 80 3733080 
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801 
802 


‚ 803 


804 


| 805 


2 


806 
807 
808 


810 


Uebertrag 
Shliengen . —— 
Schweighof . 

Seefelden 
Sitzenkirch 
Steinenſtadt 
Sulzburg 
Pögisheim . . 
—* Malsburg) 
Bienten . 

Zunzingen . 


Se Amtöbezirt BER 


Amtöbezirt Neuftadt. 


Altenweg RAN) 
Altglashütten . 
Bärenthal . 
Bubenbad . 
Dittishaufen 


I Eifenbadh 


Fallau 

Fiſchbach 
Friedenweiler 
Göjhweilr . . 
Grünwald (Rolonie) 
Hammereijenbad; . 
Dinterzarten . . 
Josthal (Bierthäter) 
Kappel . . . 

| Bangenorbnad) . . 


71 Lenztirch 


Böffingen 
Neuftadt . 
Oberbränd . 
Raithenbud; 
Röthenbach 
Aubenberg . 
Sag . 
Schollach 


— 


Seppen 
Urach J 
Waldau.. 


St Amtöbezirf Reuftadt 


ofen 


Zahl der Sthulkinder 


7 


1188889 188090) 100091 













2805| 2791 














Ben 


3 
1891/92 1a 


















2702 2664 2711| 28 
1102| 208 209 196 184 1196| 2 
sa 5 52 52 50 1 
651 117 107 108 104 1 
194 3535 36 35 1 
569] 101 89 79 83 1 
1125| 187 186) 185 177 1 
3 69 65 68 67 
8281 122 120 115 112 1 
21 40 0 9302 1 
204 36 38 33 34 1 
sra2 3617 3552 g' 
I I 
| | 

1047 280 88 80 1 

2050| 46 39 6 55 

134 31 33 32 
224 0 53 5 | 
377 79 2 67 1 

479 95 100 101 

421 57 59 59 

184 36 35 38 
298 ; 62 58 0 53 1 
480° 101 9 85 78 1 
77 26 283 16 12 1 
224 71 73 38 86 1 
77) 133 133) 139 130 1 
1047 61 63 59 59 1 
sl 64 80 7a 75 1| 
2644 44 45 41 40, 1 
1372] 306: 3061 276 253 2 
1125| 202 192% 199 199 2 
2591| 8387| 382 362) 358 3 
196 835 4l 46 42 1 
1800| 31 30 26 28 l 
54 116) 106 103 93 l 
234 27 26 2 
455 74 68 63 5989 1 
391 530658 66, 1J 
411 68 78 73 73 J 
331 3 43 39 42 1 
5650 88 90 79 882 1 
343| 107° 104 106 97 1 
2610 2572) 2491| 2441 33 

en 


i I 
ı 








nn 


u 











1! 960: 
1 780 
1 780. 
1 780 
1 780 
1 780 
780 
780' 
780 
780 
780' 
780 
840 
960 
780 
780 
960 
960 
1080 
780 
780 
840 
780 
| 780 





— — — — — — CR) EN) IND) dem — —— —— — — — — 


780 
1 780 
780 

840 
1 780 


14 15 16 17 18 18 20 








—— 


Semeindebeitras 


2a 


A zu⸗ an = geſebl eſebl Zahl Penn für 

Unteriehrer fammen lehrer Unlerlehter ſammen Schul⸗ 
au 2 i 

Malle es 


Beitrag 


] 
24740 TAU0 80 

— — 19204 146 4880 
a — 780 31 —14280 
1) 660] 15004 — 106 29680 
— — "80I-- — - 35 8 — 
= — 8340— * 3 232140 
U 660] 1620] 114501. — 1450 182 309 60 
= — 7801— Se 66 18480 
16601 1500 — - — _ 115 322 - 
ee TR0—! = 1 11480 
— — 780 35 us _ 
41020 1450 10138 80 





=H YI0 80 

z Ih 128 80 

- 2 "440 
— >] 142.80 

72 201 60 
Br * 274.40 

— > IN 16240 


— ——— nn — —— 


Mi 10080 

57 15060 

| — — 4 23520 

| — 17 47150 

— - 74 22120 

| — — 1:34 17920 
du 168 

= 2 75 310:— 

— 12 11760 

| 278 77840 

146 —4880 


367 1027460 
— 44 120,40 


— — —J — au TR 40 
en 100 280 — 
28 7840 


= 3 176.40 
; h2 173.60 
— 73 20440 


— — 


41 11480 
— 23 23240 
102 28560 





N974 80 











1. &ir fehlen [1 Ai Säulgeh Geſammi⸗ 


betrag 


für 
Iun 
MM d 


3734080 


2458 80 
2280 
1794680 
878 — 
107240 
479160 
—464 80 
1622 — 
89480 
878 


2266880 


1200 80 
90880 
86960 
warn 
IR 60 

1054.40 
442140 
880 80 
93960 

101520 
82760 

100120 

187520 

1128- 
190, — 
89760 

3358.40 

2468 80 

4467 60 
900,40 
85840 

1120, — 
858140 
956 40 
953,60 
98440 
894 80 

1072 40 

1065,60 


36894 80 


22 


Bemerkungen. 


859] Altenheim . . . . 2108 376 3701| 367 382 73 3 
860] Appenweirr . . - » | Io 2553 254 269 226 2461 2 

1 861] Berghaupten . . .» . - 9) 143 37 149 155 14711 1 
1 862] Bermersbah . . .» . .» 971 30 26 26 23 25 ı 
1863| Bibrad . . . Far" 1322 200 207 220 225 217 2 
1864 Bohblavah . . . 624 111 112 106 112 110 1 
a 865 Buhh 339 58 54 57 51 54 
18661 Dieräburg . . j 952 211 224 226 235 228 2| 
1 867] Durbad) i. ©. Durbach . |. 2302 72 76 17 76 76 ı 
1868| Durbach i. &( „ ).| 2302| 330 323 304 290 305 3 
1 869] Eberöweier. . . . . . 476 92 87 80 73 804 1 
18701 Elgersweier 906 148 167 175 172 17141 1 
18711 Feſſenbach 5771 101 102 1017 111 104 1 
I 872] Fußbach (Bermersbad) . : 971 63 59 59 55 57 —1 
138731 Gengenbad . . ..| 2681| 8369 373 354 367 364 3 
I 874| Goldicheuer (Maren) . .| 2192| 169 15 177 172 174 1 
875| Griesheim . . 740 130) 128 135) 136 133 1 
876] Haigerad) (Reichenbach). . | 1023 36. 39 43 38) 40) 1 
877] Hofmeierr . . 1194 227 220 228 225 224 2 
1 

1 

—1 


278 


1 2 3 4 5 6 7 8 10 u 2 13 





Schulort 








saol Etlach.. abe > 
841] Griesbachh.. - 84 66 165 163 157 161 1 
842 Seh... ehe he 
\ 843| Ibach : ——4 698 66 61 60 59 60 1 
ı 844 Rautenbadh . a — 1432 238 2428! 247) 246 245 2 
' 845] Lierbad) a 380 79 74 68 71 zu 1 
| 846| Löcerberg ach) 6 40 44 7 4 os ı 
8471 Mailah. . - —— 346 52 16 16 47 46) 1 
8481 Nußbach 68641 212 01 194 198 197) 2 
| 849 Oberlich - © - - - . | 2973| 605 621 HI 588 6071 4 
8501 Oedsbahd .-» . : . 9531| 209 215 225 227 22a 2 
851| Oppenau . » » »....| 1996| 328 326 321 317 321] 3 
852] Peterstfpl . . .» . . 1690| 802 305 309 315 309 3 
8553| Ramsbah . . . . . . 604 89 89 sg 91 sg 1 
8541 Ringelbah . . . .» - .» 226 36 40 42) 44 42 1 
855| Stadelhofen . ». . . - 687] 127 121 127° 123 123 1 
856 Tiergarten 0. seo 15 mn 100 ml mo 
857] Ulm. . rt 1351 275 272 266 252 263 2 
858 Zuſenhofen —*— 6164 135 139 135 131 1355| 1 
St Amtöbezirf Oberfirch 3253 3254, 3240 3199 3225] 30) 
en | 





| Amtöbezirt Offenburg. 





878] Kirnbach (Ugarmersbad) . 1626 78 82 78 84 81 
879] Kittersburg (Marken) . . | 2192 88 91 88 83 87 
Uebertrag 3285 3306 3310| 3291) 3296 


= 


14 15 177 17 18 19 20 21 


Gemeindebeitrag 



















I. Für Sehrerfihen 1. Fir Shulgel | @efammt- 
Aber bi 18a — ** betrag 
zus nn “ nefehl. Jadiſ zu- für — für 
‚Unterlehert| ſammen *8 —* fanmen Schul TE 
4) «ls HE Hl “A [nn os eg 
j 
— — TR0l— — 80 238-1 1018 — 
1 660] 1500 - 161 5 RU 1930 80 
— — 840 — 91 — 254200 110320 
ist . "40 909 168 1008 
1 660] 2580 245 686 —| 3266 — 
— — 780 71 19880 Y7SIS0 
—— 840 5 126— 466 — 
— — 780 ki 128 80] 908 80 
= — 1 1680|- 197 551601 228160 
2 700] 5720 1 85 7 16996604 826960 
1 660] 2:10 223 62150] 2961160 
1 660] 3540 321 sus 4438.80 
11 660) 33540 300 86520] 4405120 
— 840 s9 249201 108920 
— — 7804 Er 42 117 60 29760 
1 660] 1500— ar 34440] 1844 40 
— — 840 110 30R — I148!- 
1 660 3801 263 736401 331640 
1 660] 1500 135 378 1378 - 
| 33800 850 3031] 43680 
N 6601| 3540, 373 104440] 458440 
1! 6601 258Ul— - >46 6383801 3268 RU 
— — 840] 11460— 1150 147 41160) 2701 Hu 
— 84—⸗ — 3 i0i— 90 — 
— — 19839 -- — 217 507 601 2527.60 
——f Bid — 110 308 148 — 
——— 7801| - —S 54 15120 93120 
1 660] 2340 — — — BR HR 297840 
a 950 — — 76 212801 117280 
ee a — | — 305 854-1 3734 
—— 780 — gu 234 — 1004- 
Y 6601 1500 — — — 171 478801 197880 
— — 840 104 29120 113120 
id — Bay! — 57 15960 994 60 
ı 7001 3940| 354 101920] 495920 
1 660] 16201 — — 174 18720] 210720 
1 660] 1500) 133 3721401 1872 40 
— 98038 -—- — _ 40 112 —4 1072!-- 
ı 1 6601 2s5880—1 — — 224 62720] 3207/20 
— — 90 — — — | — 81 226/80] 1186/80 
— Ba —— — 87 243160] 120360 
| 31000 1450 TIOR BUT FIHTE RD 





Bemerkungen. 


379 


280 





907 
908 
909 
910 
911 
912 
913 
914 
915 
916 
917 
918 
919 
920 


Mearlen . 
Müllen . 
Neflelrid . . . 
Niederihopfheim . 
Nordrad . 

Nordrad;: Fabrit (Rordrad) 


Üebertrag 


I Oberentersbad) 


Oberharmershad) . 
Offenburg 

Ohlsbach 

DOrtenberg . 
Rammersweier 
Reichenbach 
Riersbach dbarmeribach 
Schutterwald 

Schwaibach 


Strohbach Bermerstai) 


Unterentersbad 
Unterharmersbach 
Urloffen . i 
Waltersmeier . 

Meier . 

Windſchlag 
Zell am rein 
Zell⸗Weierbach 

Zunsmweier . . 

* OHarmersbach) 


* Amtsbezirk Offenburg 


Amtsbezirt Pforzheim. 


Baufdlott . 
Bilfingen 
Brößingen . 
Bücenbronn 
Dietenhaufen 
Dietlingen . . . 
Dil-Weikenftein . 
Dürrn We 
Eifingen 
Ellmendingen . 
Erfingen 
Eutingen 
Gobrichen 
Hamberg 


Uebertrag 





1888 
8576 
954 
1417 
865 
1023 
1888 
2192 
466 
971 
400 
1626 
2276 
628 
513 
856 
1578 
1635 
1490 
1888 


901 
T2R 
5167 
1256 
133 
1893 
2224 
925 
1083 
1093 
1389 
1660 
1086 
479 








4 5 6 1: 8 
Zahl der Schulkinder 
urde " 
—F— 
-| 188589 188990 189091 1891792 | ker et 
8 
5-7) 

28h 3300 4410 3291 23246 
140 185 188 1119 140 
20 22 28 4 28 
150 150 1:45 I-+1 145 
268 271} 267 267 268 
172 168 174 176 172 
68 6 71 67 HR 
47 0 3 32 45 
178 179 169 174 174 
1045 10489 1129 1029 1085 
163 164 154 153 157 
240 232 215 +16 221 
120 128 145 1-46 134 
172 178 174 165 172 
105 100 u4 95 n 
367 412 44 454 4 
81 76 77 75 
46 38 6 37 
64 IS 15 6. 65 
192 200 186 179 188 
+70 471 453 437 454 
112 110° 107 108 108 
uy 84 4] 5 Ss 
172 165 170 167 167 
237 234 241 236 238 
306 +14 412 407 311 
261 273 267 AP: 370 
47 52 34 535 53 
*717 87109 R684 8557 8637 
197 190 188 181 186 
156 147 135 133 138 
898 415 104 82 100 
2337 MH 2 Mb 245 
14 17 22 22 20 
497 407 401 395 40] 
74 394 05 109 402 
150 151 155 158 154 
200 108 197 202 194 
211 22] 229 233 327 
281 276 254 245 261 
315 318 317 320 318 
215 213 214 211 212 
100) 98 7 y3 36 
3750 a790 771 A700 3759 


9 


.r 
— 


— —2— 


21 


—— — Zn an 








Gemweindebeitrag 
It. Für Ihulgeld | Gejammt: 


ps >= fammen 
a] 4 


— 
— — 


| — ——4 De 





w 


I. £ür Sehrerfiellen 

ME | „u. [Aber biegeieht. Babıl zu. 
man |Unterfehrer) Jammen | Schul: 
z| u is 
2* 


.) 





BER Er) 


IB Detrag 


finder NM d 


228 80 
140 5332 - 


28 7840 
145 106 
268 75040 
172 —18160 

8 19040 

35 us 


173 184 40 
19858 3038 
157 4349 60 


221 61880 
139 38020 
172 48160 


96 268 S0 
—344 46320 
ss; 210- 
37 11360 
65 182 — 
188 526 40 
453 1268 40 
108 302 40 
SR 246 40 
167 467 60 
233 652 40 
311 S70.80 





270 756 
53 148.40 















186 20 BU 
138 386 40 
9001 2520 — 
2435| 086 — 

20 56 — 
401 1122 80 
402, 112560 
154 4:31 20 


199 >57 20 
237 645 60 


261 730.80 


1052520 


Verhandlungen ber zweiten Kayımer 1892,98, 4. Beilngebeft. 


SR 40 
1906 — 
3330 40 
210150 
1150 44 

STR - 
2104 40 

25378:-— 
1939 60 
319880 
188920 
210160 
122880 
4508 | 20 

u90 — 

443160 

462 — 
2146.40 
—5768 40 
1142140 
1086.40 
1967160 
3232140 
375080 
3336 — 
1108140 


125733 60 


2020180 
1886 40 
11480 - 
3266 — 
836.— 
4662/80 
4665160 
1931120 
3477/20 
4215160 
3310180 
4430/40 
2513160 
1048,80 
4774520 








282 


D.:3. 


921 
922 
923 
924 
925 
926 
927 
928 
929 
930 
931 
932 
933 
934 
935 
936 
937 
938 


939 
940 
941 
942 
943 
944 
945 
946 
947 
948 
949 
950 
951 


952 
953 
954 
955 


Schulort 


Uebertrag 
Hohenwarth Er 
Hudenfelb . 

Iſpringen 
Mersbach 
Kieſelbronn 
Langenalb 
Lehningen . 
Muhlhauſen 
Neuhaufen . 
Niefern . 
Nöttingen . . . 
Obermutſchelbach 
Oeſchelbronn 
Schellbronn 
Steinegg 
Tiefenbronn 
Weiler 

Wim . 


St Amtöbezirk Biorzheim 


Amtsbezirk Pfullendorf. 


Aftholderberg (Großſchönach) 
Bethenbrunn —— 
Burgweiler 

Denkingen . 

Großſchönach 

Hattenweiler 

Heiligenberg 

Herdwangen 

Illmenſee 

fin . . 

Pfullendorf a 
Röhrenbadh (Winterfulgen). 
Zell a. Andelsbach R 


Se Amtöbezir? Pfullendorf 


Amtöbezir! Raftatt. 


Au im Murgihal 
Au am Rhein 
Bermersbach 
Bietigheim 
Uebertrag 


9 10 1112 









1. Dezbr.| 1888) MN 




















3750 

405 88 

1219 276 
1428 262 
81 206 

1 155 228 
541 118 

267 59 

4783 54 

132 140 

1979 408 
822 158 

322 50 

1233 245 
375 61 

310 65 

993 152 

588 149 

845 146 

6645 

5341 88 

894 49 

571 115 

472 164 

531 Th 

+34 44 

730 125 

834 144 

298 124 

502 143' 

2425 307 
894 89 

110 62 

1740 

| 

389 65 

1333 259] 
606 121 


498) 
913 


+08 


166 
62 
254 
61 


61, 


147 
145 
147 


Au 
+ 
112 
163 
649 
42 
127 
154 
t16 
149 
—5314 
83 
bi) 
1721 





7 
243 
118 
485 
917 


i 3ahl der Sulkader 


3771 
78 
267 
279 
184 
228 
116 
47 
448 
141 
397 
176 
60 
238 
62 
64 
160 
1:34 


158 


6612 


— 0 — — — — — 


72 
255) 
119 
505 


951 


Ian en 


3 Jadre 
1889,90) 189091) 1891,92 user 


(Spalte 
8-7) 


6561 


79 
266 
113 
516 


974 









zt 
l.___.. 


840 
840 
840 
780 
840 
780 
840 
340 
780, 
840 
960 
840 
780 


— — — — — — — — — — — — — 


1! 780 
2 960 
1; 840. 
4 960 












14 15 18 17 18 19 20 21 
Gemeindebeitrag 
I. für ſchtetſielen a — — 
über die gefeßl. Zahl 5 ar rag 
ee m | Betra für 
a Unterfeßrer| fammen | Ehul- | Sag Iuun 
3| 3 4 M finder # |3l & |3 


1052520 
N] 226 R0 
273 764140 
267 74760 
195 4b — 
226 632 80 
116 324.80 
50 140 
47 131 60 
142 97 60 
45 1134 — 
174 187 20 
62 173,60 
242 677,60 
60 168: 
41 174180 
154 428140 
136 380 80 
151 422 80 
IS4R0 — 





=.) 238 - 
41 114 80 
121 IHR RO 











13 120.40 


15-4 431.20 
493 1380/40 
83 232 40 
62 173 60 





74 207'20 
254 711/20 
116 32480 
>02 140560 

2648,80 


4774520 
100680 
3344/40 
332760 
2046 — 
321280 
1164 80 

920 — 
91160 
189760 
4674|- 
1987120 
95360 
325760 
948 — 
95080 
1928140 
188080 
192280 
SHORN — 















900,40 
1833/20 
1928 40 
1756.40 
1931120 
6730/40 
1072140 
95360 


987 20 


182480 


283 


284 


300 
1065 
60 
27 
156 
290 
4] 
120 
152 
130 
296 
165 
126 
135. 
165 
85 


9758 


(Byatte 
5-7) 


946 
139 
536 
174 
50 
355 
66 
336 
131 
362 
82 
220 
228 
311 
167 
393 
90 


1 2 3 4 5 6 
Zahl der Schulkinder 
er I 
Q . Degbr. ‚0000 1889,90 189091 189102 
Bu 
Uebertrag 943 97 91 
956] Bijchweier . u ae 644 135 136 142 
957] Durmersheim 26544 567 543 5 
9581 Elchesheim . 8611 178 176 172 
959 Förch iederbäh 1025 55 53 50 
960| Forbad) . ; 1577| 256 260 262) 
961] Freiolsheim 287 66 68 65 
962] Gaggenau . 1819| 327 341 326 
963] Gausbadı 6766| 137138 130 
964] Gernäbad . 2636 396 374 >47) 
965] Hilpertsau 490 84 82 82 
966] Hörben.. . 1119) 260 242 210 
967] Hügelsheim 1058| 233 228: 287 
968] Iffezheim 1719| 303 310, 310) 
969] Illingen 6581 169 175 165 
970] Kuppenheim 2014| 406 398 395 
971] Langenbrand . 579 98 92 90 
972] Lautenbad 431 9 90 84 
973] Michelbach 1052| 223 221 220 
974) Muggenfturin . 2044| 362! 337! 327) 
975| Niederbüht 1025| 138 130 141 
976] Oberndorf . 375 31 79 70 
9771 Obertsroth 599 122 120 117 
978] Oberweier . 703 1211 128 128) 
979 Detigheim . 1865| 385 384 372 
980] Dttenau . 1447| 315 295 290 
981] Ottersborf . 1012 205 215 217! 
982] Plittersdori 1391| 306 305 811 
983] Raftatt 11557| 1188 1193 1127 
984] Rauenthal . . 384 73 65 63 
9851 Raumünzad) Goꝛbahh 1577 25 25 26 
9861 Reichenthal . . 7694 151 141 147 
9871 Rothenfels . 1596| 295 288 287 
988] Scheuern 384 61 54 54 
989| Selbad) . 5681 128 128 121 
9901 Söllingen . 6244 163 155 152 
991) Staufenberg s5| 10 128 126 
992] Steinmauern . 1381] 313 298 312) 
993] Sulzbad j 864 181 176 175 
994] Waldprechtsweier 666 150 134 144 
9051 Weiſenbach 8781 141 142] 137 
9961 Wintersborf 8651 155 156 160 
9971 Würmersheim 419 95 ER 89) 
Sr Amtöbezirt Raftatt 10206 10008 9862 















— — —— — — 


* 


N — — — — 


— 
— 


DO — — A Eu OD TO CO 





18 





Be 
e2 
S 








14 


ic 


— —e, 


F er 
| 


A 


15 16 


Gemeindebeitrag 
1. Sir &e Sehrerfeilen 


über n gelegl. epl. Zahl 


m — 


fammen hr 
5 
a 12% 


3360 
1500 
>7201- 
1500| 
960 
2580 
780] -- 
3540I— 
1500 
39401 — 
780 
25801 — 
2580 
3540 — 
15001-- 
3540| — 
S40]- 
780 — 
1920] — 
3540| - 
1620]- 
7801 -— 
15001 — 
1500 
3540 
3580 
2580 
2880 


17 18 


19 











11820] 4 1450 


780 
50 
1500!._- 
2880| — 
7801 - 
15001 — 
1500| - 
1500| 
2580, — 
1500] — 
15001 — 
15001 — 
1500] 
780 





II. für — Gejammt: 


* au 2 Mc betrag 
u Tr | 
Unteriehrer — Schul⸗ Betrag I ig 
3 2 I finder rl —— 
2548 80] 1200880 
134 38920] 188920 
6 150080] 7220180 
174 487200 198720 
nu 1404 1100 
255 714 — 3294 
6 184 80 364 80 
436 440 8301 4480 80 
131 365 RO] 186680 
462 101350] 495360 
s2 224501 100960 
230 6141 — 31961 — 
238 638 401 321860 
1] STUROL 44H LO RO 
167 45760] 196760 
33 1100.40] 464040 
90 22 1092 — 
23 2332 40 1012 40 
220 516 — 2536 
135 138 4478 — 
135 378 —I 1998 — 
— 72 20160 98160 
115 322 4 18221— 
143] 43668041 186680 
376 10532801 4592 80 
288 806 4041 3386140 
217 607601 318760 
305 834 — 3734|- 
I 8504 320009 1128 415840 24178 40 
62 173 60 953160 
26 280] 1032180 
148 41440] 191440 
288 806 44041 368640 
49 137201 91720 
123 34440] 184440 
153 +28 40] 1928140 
12835840] 1858.40 
02 84560 425 60 
= 172 48160] 1981! 60 
= 134 37520 187520 
138 386 40 1886 40 
160 148 1948 
87 24360] 102360 


9200 





27610 8011:39350 80 





Bemerkungen, 
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1 2 3 4 5 6 7 8 „3 10 112 18 


Zahl der Schulkiuder 


I; [} 














| © | (uitı der — — 
a | 1888,89, 1889,90, 180091 1891102 1 
— 
— ] 


Amtsbezirt Sädingen. 











Altenſchwand.. 548 115 118 116 118 117 l 
Bergalingen . rer 304 55 56 49 18 51 1 
Bingen . eh 411 61 56 56 57 561 1 
Großberrifömand ee 254 64 59 33 49 53 1 
Hänner. . . er 522 8 83 84 79 sl 1 
Harpolingen . . » . . 325 51 15 44 48 4511 
Serrifihried . » . .. 69 52 150 146 1355 1489| 1 
Sogihit . . >... 408 85 80 77 72 760 1 
ottingen. 397 85 83 83 86 844 1 
BER u u N er 349 65 6] 50 63 61 l, 
Rarjau . i 7901 114 119 107 106 1100 U 
Klein-Herriichwand (Weir 
balden) . . ; 449 83 87 86 54 ss 1 
Klein⸗Laufenburg . . 483 82 83 77 79 ri) 1 
Murg . . 0. 4106711 170 164 169 155 162 1 
Piedergebisbad —— 21 42 42 43 42 42] 1 
Niederhof - . 2... 5966| 124 111 108 998 104 1 
Nollingen . . r 734 97 95 9 93) 9 1 
Obergebisbad) (öornber) 280 83 31 79 72 771 1 
Oberho j . 439 76 77 70 70 72 l 
7) Oberfädingen . . . . . 6461 104 99 89) 94, 94 | 
Oberihwörftadt . . . . 4353| 0 141 142 1500 134 142 I 
Deflingen . . » ...| n58 168 172 173 174 173] 1 
Rhina . . . ARE 324 54 51 54 53 52 1 
Ridenbad . . » .» . . 325 65 57 49 511 53 ı 
Rippolineen . . . . . 228 31 35| 36 38 34 1 
1 192 34 39 31 33 344 1 
Säckingeen. 146571 489 465 446 484 465—1 4 
51 Walbad -. . . ... 5101 106 97 95 84 92 1 
Billaringen . . . 2 1 neh un 
St. Amtöbezirt Sädingen 3029 2952 2868 2810) 2877| 32 
Amtsbezirt St. Blafien. 
Aha (Shluhie) . : - . 551 35 10 37 1 391 1 
Amrigſchwand . . 601 47 41 17) 17 45 1 
Attlisberg (Amrigihmand) . 601 46 4 37 33) 38 1 
Bernau-Außerthal (Bernau) | 1410| 104 103 102 104 1038| 1 
Bernaus-nnertfal („ )| 1410 97 97 105 116 106) 1 
Blofimab . a 33 60 60 56: 73) 631 1 
Fröhnd (Bolpadingen) . : 392 51! 46, 41 35 401 1 
Häufern . 4 496 97 24 94 92% 93 ) 
Hierbach (Bilfingen) ur 532 #6 36 45 42 41 1 
Hinter-Todtmoos (Zodtmoos)| 1383 69 68 65 61 64 1 


Uebertrag 629 * 632 
| i 





14 


15 


16 


17 


18 


19 20 


Gemeindebeitrag 
1 Für Sebrerfellen 


zu · 
ſammen 
A 


1500) — 
7804 


780 
780 
340 
78 


1500 


oc — geſehi Zahl Zahl 





780J- 


780 


780, — 


1>00 


780]- 


780 
1620 


780/- 


1500 
S40 


780 
7804 


840 
1440 
1620 

780 

780 

780 

780 
720 

840 


1500! - 





auit· 
ee Unteriehrer| fanmen 
— 
— 1 u hu 
I 1150 1 8500 2800 
3150 


MR, 504 
für 
Sul. Betrag 
finber Ad 
117 +27 60 
1 142,80 
ab 156 Su 
53 14840 
82 22460 
15 126 
143 40040 
Th 212 80 
“il 23520 
hl 17080 
110 308 — 
85 248 — 
79 221.30 
102 153 60 
42 117 60 
104 29120 
44 24320 
77 21560 


201 60 
263.20 
347.60 
Ira 484 40 

52 145 60 


52 14560 
34 9520 
34 9520 
115 1302! 
42 25760 
Ib 40880 


8055 60) 





30 10920 
45 126: — 
38 10640 
104 28840 
106 280 
4 176140 
40 112 — 
43 260.40 
4 114180 

; 179.20 


21 


It. Für Schulgeld | Gejammt- 


betrag 
jür 
IuH 


a \d 
















1327 60 


45080 
1308 — 


2074 
897 60 
1791 20 
110520 
NEBEN 
81660 
110320 


425 60 
92560 
87320 
"75120 
1422 
1097 60 
1I08RH 
4444560 


44920 


Bemerkungen. 


) Das Herabgehen ber Schulfinberzahl 


unter 100 iſt vorausfihilih nur 
vorübergehend, 


‘| Bei Errichtung der Stellen betrug bie 


Schultinderzahl Aber 500. Da bie 
fer Stand vorausſichtlich in Balde 
tieder eintreten wird, ſchien es an« 
gezeigt, von der Aufhebung einer 
Unterlehrerftelle vorerft no Umgang 
zu nehmen. 





| 








1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 



















Ä Schulort KEN Ta 
| 1, Degbr.| 1833789 120008 1890,91 1891/92 18a 30 Bi 
18% Gar 
| * 
| | 
| Uebertrag 662 629 629 644 632] 10) 
1037 rg BEER: 376 67 67 66 61 64 l| 1) 780 
1038 Be 387 81 75 69 62 6 1 1] 780 
1039] Immeneid . . 206 43 51 48 47 48 1 li 780 
040 Menzenihwand-Hinterdorf . 474 36 32 30 0 30 ı 1! 780 
1041] Menzenihwanb:Borberborf 474 37 4 40 35 a6 1 1} 780 
1042 a 407 49 48 5 55) 5 1 -] 1] 780 
1043] St. Blafien 1348 197 191 185 180° 185 1! 1] 960 
044] Schlageten . . u er se W@ 71 70 1 1] 780 
045] Schludfe . . 75 7ı 68 71 l 1! 840 
046| Strittberg Amrigſchwand) 35 34 sl 33 ı 1| 840 
047) Zodtmocs: Au . . i 63 53 50 — 3551 1 1! 960 
048 Todtmoos-Schwärzenbad : 10 g 7 ı 1) 960 
049] Todtmoos Weg - - . . De Ta 7 a1 Bu 1! 960 
1050| Urberg . . j 56 "7 ee 7.7") a | 1| 780 
1051| Vorder-Todtmoos. 56 52 49 5 1 1! 960 
1052] Wilfingen . 23 18 17| 19 1 1! 840 
053 BWittenihwand 71 62 59 64 1 1! 780 
1054| Wolpabingen . . . 74 68 72 71 ı 1 780 

Sr. Amtöbeirt St. Blafien 1754 1710 1670 1654 1671] 28 

Amtsbezirt Schönau, 
055] Abdelsberg . 38 37 37 37 780 
1056] Aiterfleg 42 52 51 48 780 
1057] Yitern . 62 67 68 65 780 
1058] Atzenbach 120 127 123 123 840 
1059 Böllen . . . . . 44 41 38 41 ' 780 
1060) Brandenberg . . . 52 47 49 49 780 





1061| Ehrsberg 
1062] Geihmwenb . 
1063| Hüg . 
1064] Happach (Hä —F 

10651 Herrenſchwa (Präg) . 
1066] Ittenſchwand (Bröhnb) . 
1067) Mambad . . 

1068 Muggenbrunn 
1069| Neuenweg . 
1070 Pfaffenderg. 
1071| Prag . . 
1072| Riedihen . . 
1073| Rohrberg (DR) . 
1074| Schlehtnau 
1075] Schönau . 
1076| Schönenber 
1077| Stup (Sröhnb) 


77 78 79 78 
29) 25 27: 27 
74, 12 63, 69 
33, 39 41 37 
21 21 19 20 
28; 26 27 27 
43) 43 46 44 
33 37 29 33 
114 106 11l! 110 
34 32 33 33 
38| 42 41 40 
45) 47 49 47 
20 19 16 18 
43 33 32 36 
225 226 213 22 
25 26 25 25 
40. 41 39| 40 
TER TB TEE 1268 


oo 
— 
’o 


1 
00 
> 


— 
oo 
= 








Dun put (NS) Dun fu Da fund) fen put fee juni Dub pam ⏑ bu — 
© 1 
— — 
> S 


Uebertrag 


18 
— — — — — — — — — — —— Ah Mm Aid Ah — —— — — — 





— — 
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14 15 16 17 18 19 20 21 2 











Gemeindebeitrag 


et ni Il. Für Ihulgeld | Gejammt- 
ur 52 SE betrag 


J Fir Schrerftellen 














355040 


Verhandlungen ber zweiten Kammer 189298. 4. Betlageheft. 


24970.40 


| 








Lid zus über die geſehl. Zahı zus für öilr Bemerkungen. 
‚Unterfehter] ſammen — Unterlehrer| Jommın Schul: Betrag I h II 
z|i m =| u ig] m f er 
al A 4 al A l2l.% M finder 4 9 4 ld 
f 1} 
1764 60] 1034460 
a — 4 179200 95020 
— — 98 14040 47040 
— — 48 13440 14 40 
— 30 84 864 
— — 36 10060 gs 
— — 31 142 84 92280 
1 660 187 s18- 3138 - | 
— — zu 196 — 976 
— 71 I93201 1083880 
— - 33 240 18240 | 
—— —A 1 
— — N 22 40 8240 
— Fi 154 114 - 
— 3 16320 14520 
— — 32 145 bu 1105.60 
— — kt 33.20 "03120 
— ih 174 20 45912404 
— — 71 US SU 97880 
| 4678 Sf 2903880 
l 
fr = 7 10350 SE bu 
— 18 131400 9440 
— — 65 182 62 
1660 128 341 10 184440 
— — — Hl 114 80 394 80 
— 780|- 0 1arT2ol 41720 
J + lau Ts 2180| 1058.40 | 
— 7 27 3601 85560 
San; | je 54 19320] 108320 | 
— — 37 10260 4460 
BE fie = 20 5 836 — 
— — — —— 27| 75601 85560 
— — — — 14 12320 403 20 
J— 88 9240 872 40 
1 660 er Ile 308] 18508 — 
Zr. ) 5 | 3 “240l 87240 
— 7 er - 0 112 sy2.— 
J — 47 13160] 91160 
—— Ne = 18 5040 39040 
—— en 36 10080 388080 
1) 660 258 —— — — 221 BIS SO 319880 
— — 780—| — |—| — 25 o— _ 850l— 
— BER = | 4 112- 892! — 


290 





baräbeı 
hinans 





. 2 3 4 5 5 7 ss 9 ovım 
der Ikinder 
Bevdl- |___ 3ahl der Saikinde 

ferung | | — 
Schulort auf | | (mitt * 
1. Dezbr. 1888 89 1889,90 1890 91| 1891,92 1e00hoN 5 
1890 | (epatı 3 
| en) s 
> 





1078 
1079 
1080 
1081 
1082 
108. 


1084 


1085] 3 


1086 
1087 
1088 
1089 
1090 
1091 
1092 
1093 
1094 
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— — 780 25 10) 850 
— — 340 3 250140] 110040 
— — 340 114. 310120] 115920 
1) 660] 1500 110 117120] 1917.20 
1! 660 15001 121 33880 1838.80 
— — 7801— so 109/20 8920 
U6601 15000 — 1:1 338 80 1848180 
— — 780 40 1124 892 
16601 1500— 1:1 rad 1872140 
I — 780 - | A 16520] 945120 
—— 780 ss 106140] 88610 | 
. —340 85 238] 1078 
* 780 = 87 243160 102360 
67740 | 172#21—] 85852 - 





t \OOQGIE 


300 


1 2 8 4 5 6 7 8 o 10 1112 13 





12 TE 




















Uebertrag 62281 6230 6200 6122 KT 62 23 l 
1276| Schillingftadt . . . . . Ti 165) 160) 179 172 1m 11 —| 1) 840 
harrl Shönib . .:.:.: ae Fee en 1 840 
1278] Schwabhaufen . . . . . 555 90) 79 84 86 Ss 1 — 1 840 
1279| Schmeigern . . — 9814 200 2 21 20 2 — 2 840 
1280 Tauberbifcofsheim chris he u he Ah da I] 41080 
1281| Uiffingen -. . 2.2... 661 118 115 114 122 117 | 1— — 1) 840) 
1282] Wiiigbeim . » . - - . a re ne 46 
1283| Unlerbalbach . » . . 774 ee 126 125 a 1 840 
1284| Unter ihüpf . .» .» . -» zo a ee 1866 nd -1 1 840) 
1285| Unter-Wittighaufen - . .| #34 91 a Ba 8 Ma 1) 840 
1286| Unterwititatt . . . . 189 27: 35 29 2 27 1! 780 
12871 Bildband . . . 1. 150 63 37 58 5 MH dh — N 780 
1288| Wenkheim . . - -...| 80 177 a8 1] 840) 
12891 Webadh -» © 2... -| 10 199 21 205 20 207 2 _ 2| 60) 
12901 Werbadhaufen . . . . 51 7 74 79 =] CD — 1 780 
12911 Windiihbuh . . - - . 144 gu 5 77 74 7a 1 1! 780 
1292| Winzenhofen . . - - . 282 47 gu nl 3 51 1 1 780) 
1293] Wöldingen . . . .. 31 1501 156 141 1:9 146 ] l 1 1 34) 
1291| Simmern . . ; 408 73 zu 60 h7 58 j l 780 
St Amtsbez. Tanberbiſchoſeh. ST RUHT SORT] 86, 31 2 | 
| | | | 
Amtöbezirt Triberg. | | | 
" 2 ? 204 454 N x 9: 48H | | 
‚1295 Gurtioangen | Bu in h — ‚ea es 2 gi 1 2 17; 4/1080] 
1296| Gremmelsbach . . . sss| 123 110 17 110% 395 12 0 3-—1 1 8% 
1297] Gütendah . -. - . . .F as 2m 2a 2 220 Sul 2 a 2 960 
1298| Hornberg . . | 2125| 452 105 385 383 Sol ya 1l-|-| 4] 960) 
1299| Katzenſteig (Suchwangen) .j 4204 90 84 89 97 I ——— 1080, 
1300| Langenſchiltach . . ? 601 122 124 121 19 1231 ir 3-18 840; 
‚1301 BERND: 2: me 864 128 127 115 109 117 1 1— ı s40 
1302| Niedermafir . ». » . 126 BR 83 71 66 74 I —[—1[ 1} 780) 
1303| Nußbah . .» . . . 1167 27 0 212 34 196 O0 2 —|—| 2) 960: 
1304| Reichenbach . —— 915 121 128 128 123 0126| 5360 
1305| Rensberg Sconach — 29286 73 76 74 64 7] 1 —I——1 1 960 
1306| Rohrbach . . —F 3271) 98 94 983 434 93 — 
13071 Rohrhardsberg 209 63 2 59 36 39 \ —[— —] 1! 780. 
1308| Schönwald. , - . . .| 1776| 273 270 270 20 270 2 1l- —]| 2] 960 
1309] Schonah . . 2286 327 323 320 322 Bl 3 —I——] 3] 960 
1310] Schwanenbad) (Reichenbach) 915 46 46 44 43 44 j — — 1} 840 
1311| Zennenbronn, Evang. . . 5 he ee 1 1--—Tı 80 
1312] Tennenbronu, Kath... . . so 179 1 1 178 TE ——— 2) 840 
ass Liber : .» 2 2-1 2580 401) 402) 388 365 3 61 1 31080 
11314] Weiffenbadh (Schönwald) . 1776 75 70' 65 61 65 J U960 
St Auulsbezirlk Triberg 3776 3657 3541 3513) 3563] 3a m 1) 














14 15 16 17 18 19 20 21 22 
Heratr oe —— u 
— beitren | 
I. Für Lehrerflellen ı. m — Geſammt⸗ | 
ie zue fiber bieneeht. anf 1 | far | ; Me Beinerlungen. 
Unlertehre fanımen ie unterteßrer ſammen Schul · Dettag u. II 
3 v A 3 % 3 7 M finder se Ta B 
| Se 
67740 | Sao 202 33652 
6601 1500 170 476 1976 — | 
= - 840 Ss 32 407 107240 
— * 840 24 23240] 107240 
BE 1680 217 07601 228760 
1 7001 3020 IT 8300 8501 1151 1246 7116 - 
1! 660) 1500 I 117 32760 1827 60 
1 660] 1500] - | 148 114 40 191440 
16601 1500 131 3466800 186680 
16601 1500 111° 394180] 1894 80 
{ii | 840 263211 1103 20 
har Tau 57 73160 85560 
ei 780 Si 156180 936 S0 
ıl Grol 1500 Is? Soglsnl 2009 50 
— — 1920 207 97950 2499 60 
| — Tau | 78 21840 99840 
— 780 78 21840] 99840 
hal _ 0 | >51 1280] 922 80 
1 660] 1500 Lin [O8 SO] 190880 
je | su 68 19040 97940 
940611 7m 21.323 BO]T3008. 000 
I 
| | 
f ’ 
2: 7001 5720] 14456 1: 341 14180] 360080 
1 G66ol 1500 115 322) 1824 
1) 660] 2580 ; 216 6DESDE 418480 
| 1 660] 4500 | 10111 80] 5504 80] 9 Das Herabgebun der Schullinderzahl 
— — —1980 MIT 279) 1932:- unter 400 iſt vorausſichtlich mur 
u 6601 1500 121! 338801 183880 vorübergehend. 
\ 1) 660) 1500| — I17! 32760] 1827160 
I- 780 7 20440—1 984 40 
— — 1920 zu 560] 2480| 
1 660] 1500 I26 3582801 185280 
— — ul ı 70 19880] 1158180 
a. Sol — —| 94 35040] 110040 
= 1. 7801 9 16520] 945120 
1 660] 25801 — 270 756 336 — 
> — | 28Rı 2 89880] 377880 
=] 340 14 12320] 96320 
19 660 1500 110 33320 18:33 20 
= - 168U0]- 178 193 400 2178401 % Das Serobgehen der Schullinderzahl 
7001 39401 — I S0 850 83 1072401 586240 unter 10 iſt vorausfichtlich nur 
| 960 EN 65 182 111 - vorſibergehend. 
| | | BERLT 997640] S1516,10 
| 
J | | 
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8 


302 


4 5 6 7 8 9 




















Schulort 


Aıntsbezirk Ucher: 
lingen. 
Ahanjen 


Altheim 
Andelähofen 


Ss] Barnbergen 


Bermatingen 
Beuren 
Billafingen 
Bonndorf 
Deggenhauien . 
Deifendorf . 


5 Sridingen . 


Grasbeuren 

Hagnau . 

Hepbach (Riedheim) 
Hödingen 

Hohenbodntan 

Immenftaad 

Sttendorf . . 
Kippenhaufen . 

Kluftern . . : 
Lellmangen @ittenhejen) } 
J Beuftetten . . : 
71 Leutkirch Meufrach 
Limpach (Homberg) . 
Lippertöreutbe £ 
Markdorf . . 
Meersburg (Mädchenfchule) ) 
2| Mimmenhauien J 
Neffelmangen . 

Nußdorf 
JOberhomberg Pomberg) 
Oberuhldingen. — 
7] Omingen 


| Riedheim 


Roggenbeuren . 
Salem . 
Eipplingen 
Stetten 
Taiſersdorf 
Ueberlingen 
— 
Urnau 
| Weilvori 


St Amtsbezirk Ieberlingen 


Bevöl« 
ferung 
auf 
l. * 

890 


1822 

IS61 
58 
349 
217 
726 
480 
hoch 
139 
154 
485 
834 
—10 
207 

1027 
315 
332 
444 








Zahl der Staluir | ur garen 
| | 
| —J der m. Hinans 
1559:39, 1889: 1SOO91. 10102 win] & De 
| | (Epatıe ® se 
"| 3% 
] 

su = 83 —78 N l 1 780 
11 125 144 100 118 l I! 780 
43 4 8 49 17 1 1 780, 
14 5 36 12 47 l 1! 780 
119 120 111 120 117 I 1 840 
144 134 144 139 1:8 I 1) 840) 
79 74 ft 63 71 1! 780 
u ST 8 N 4 ! 1! 780 
120 123 118 1.1 121 I 1 840 
„8 ih 6 1} 8 l I 780 
205 209 213 217 213 r 2 840 
40 3 87 ES SS | 1 780) 
129 12H 125 118 123 | 11 840 
Ah [pe 4 3! 53 l 1 840 
6l 64 2 14 1 1, 780) 
27 hu 3 13 32 I 780 
108 zu 181 192 191 | 1 840 
„u 51 40 40 43 l 1 780 
43 1 36 IT 40 1 1 780 
90 84 83 88 8 1 780 
10 36 | 27 31 | 11 840 
54 55 56 56 An I 1 780 
1:30 159 157 17 151 j ı 840 
57 16 55 57 Si 1 1: 840 
70 87 u a9 0 ] 1! 780 
Bu ar een © 2 0 
149 151 144 138 145 ] 1 960 
115 1012 106 45 Irıf | 1 840 
ib 44 19 +2 15 1 1: 780 
a“ ss 8% 3 8elı 1. 780) 
19 72 76 12 13 l 1: 840, 
Ur Va 9 168 Ze E57) 1) 780. 
116 121 121 113 118 I 1} 840 
75 64 10 57 sol 1 1. 840 
tus 10% 166 102 194 | 1 780 
83 90 R 92 94 1 780 
133 134 126 125 128 1 840 
67 67 12 3 17 1 1 780 
31 42 5 52 4 1 I, 780 
564 517 2 W 8 l 11080 
74 2 76 78 75 | 1 780 
60 52 53 Sl 2 | 1 780 
31 17 N5 70 77 l I 780 
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14 15 16 17 18 19 20 21 22 


Gemeindebeitrag 


| Hir Imulgeld | 
uramdg 


Vemerkungen. 
für Betrag 


























Dani 


Die 
Vase 





finder ver 





1886 40 

97880 
104320 
1833880 

8640 
2237640 
025 40 


1120 80 
ans 





2026 J. Der Beitrag für die Knabenſchule 
112280 (Seminarhbungsfhule) wird im ber | 
Im Seminarfafje bereinnahmt, welch leß« | 
906, — tere auch ben Auſwand für die Lehr 
ee — fräfte bejtreitet. | 
1044140 


1960 80 
—1833040 







— SO] 2300 320 1422401 944% | 
— ‘dı 

H 93560 | 
495.60 


» 
za a4 
7 





— — 


00 — 


304 


1 2 3 4 5 6 7 8 
au. |___ I Or Sala 
2 ferung 
a Schulori auf | van be —— 
| 1. — 188889, 1889 90 189091 1891/92 1a Mi 
| MEpalıe 
| | | sn 
Amtsbezirk! Billingen. 
1358| Brigad . . 73 
1359 Buchenberg . 147 
1360| Burgberg . 66 
1361 Daudingen 120) 
1362| Dürrheim 205 
1363 Erbmannsmeiler 5 
1364| Fiſchbach 105) 
1365| Grüningen . 68 
1366| Herzogenweiler .. 38) 
1367| Kappel . 75 
1368| Kirchdorf 35 
1369| Klengen. 87 
1370| Langenbach 55 
1371] Linach. 48 
1372] Marbad . 70) 
1373] Mönchweiler 169) 
1374| Neuhaufen . 94, 
1375| Niedereſchach 134 
1376| Obereihad) . 130 
1377] Oberfirnad) 69 
1378] Peterzell 113 
1379) Pfaffenmeiler 66 
1380] Rıetheim 46 
1381] St. Georgen 490 
1382] Schabenhaufen 61 
1383] Schönenbad 87 
1384| Ueberauden 48 
13854 Unterfirnad 142 
1386| Billingen 962 
1387| Vöhrenbad 250) 
1388| Weiler . 81 
1389| Weilersbach 88 


1390 
1391 
1392 
1393 
1394 
1395 
1396 
1397 


St Amtäbezirt Villingen 


Amtöbezirt Waldkirch. 


Bleibach 98 
Buchholz 81! 
Eljad . 176 
Föhrenthat ; 7 
Grießbach Atfimonsmal) 57 
Butad . . 60) 
Heumeiler 58 


Kabenmoos . 


Uebertrag 











78 
6749 





9 10 11 12 
Zahl 

der Schrerfiellen 

gefetzlich 

SE 

a1 8 

| = 








I» — fh ⏑ mm rm Muh dh je — — — — — — — — — — — — — — — — — hun, — —— — 
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840 
840 
960 
780 
960 
780 
780 


780 






































100 280 - 
83 21240 
17% 50120 
70 106 
57 150960 
or 187.60 
168 — 


1120 — 
1072,40 
2421 24 
uTb, 

1119 60 
967 50 
948 — 
1006/50 
316 


’ 
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14 15 16 17 18 19 20 21 22 
— — 
Gemeinvebeitrag 
1. Für Schrerlelen Il. Fir hulge | Gejammt- | 
Lich | zu. Jüperi bie g ae ‚gl. Zah zu: für 73 Bemerkungen. 
Untet fammen TR \unterteßr fammen| Schul— ang u. II 
3 4 M 2 ” ER % M finder — A |d 
1 
— — 8410I— — | A 207120] 1047120 
1 66 1500 = 112 397 60) 1897 60 
— — 7801 - | 709 196 976 
166 1500 12% 34160] 184160 
— — 1420 | 204 7120] 249120 
— — 780 — IR 1:34140 914 40 
— — 780— 106 296,50] 1076.80 
— — 780 75 20440] 984.40 
7801 - ee 38 —10646 SS6 40 
— 780 | I) 210 - 990 — 
= 780 | 38 19640 886 40 
— 840 — 99 27720 111720 
— 780 — 4 151120 93120 
1 780 | 4 151/20 95120 
—— 7801 73 20440] 984 40 
‚1 660) 1500f- I. | 174 187 20 1987120 
— 780 4 98 274401 1054 40 
16601 1500 5 135 178 1876 
1! 660) 1500 1 125 350 1850 
— — 7801 13 204.40 84 10 
1! 660] 1500 | I: 31640] 181640 
| - 780 13 176 10 956 10 
— — 780 17 13160 91160 
1, 700) 5020 si. 13855201 637520 
Bu — 780 I 17080] 03080 
— — S40|- | 4 25480 1004 80 
— — 780 47 131) iO vll 60 
1 660] 1500 150 448 1948 - 
2| 700] 10040] 2 14530 3 8 150 IR 27: 3840 18228 40 
ı 1] 660! 2580|- | - 205 74 322 
— — 780 80 224 1004 — 
— — 780 Su 24920 1029 20 
46620 12188 10] 64258 40 


) Das Derabgehen der Schulfinberzahl 
unter 130 ift vorausfihtlid mer 


vorübergehend. 
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1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 













Zahl der Schulkinder 


I 





Bevöl- 


















ferung 
auf — se — 
1. Dezb ee geich- 
dezbr. 1883,89, N 1890,91 1891; er n 






































721: 69 679 697 








— 
























































Kollnau 244 | 276 a 2 1-12 960 
Niederwinden . . 70 7 70 71 li — I, 780 
Oberbiederbad Giederbach 104 109 110 107 li — 1! 960 
Oberglotterthal . . 98 107 Wa 102 1 1 840 
Oberprechthal (Predthat) . 150° 154 146 1501| 12 1-41 960 
Oberſimonswald . . 1038| 110 105 106)  ıl — 1! 840 
Oberſpitzenbach (Giegetau) 49 39 39 421 11 —i-—4 1 840 
Oberwinden 172 179 175 1750 1.11] 1] 840 
„| Siegelau 108° 108 10% 108 1 — 1! 840 
Siensbah . 583) 58 581 56 1 - | 1 780 
Suggenthal ; 37: 30 28 a8 1) — 1 780 
Unter: Biederbad (Biederbadh) 141 146 144 14 J 1 960 
Unterglottertbal . . 123° 130136 124 1 I: 840 
Unter: Prehthal rechthal) 2633 260 248 br 2 2 960 
Unter-Simonswald (Altſi— 
monswald) — 274 267 2572 2; 960 
1413| Walblirh . 5241 529 553 4 1080 
1414| Wildgutad . 17 53 54 1 780 
1415| Dad. . 152| 157° 147 1 840 





3423 3455, 3434 


— — — — — — — —— — — 


St · Amtsbezirt Waldkirch 


Amtsbezirk Waldshut. 













































11416] Albbruck —— | 1. 780 
1417| Altenburg 1: 780 
1418) Baltersmweil 11 780 
1419| Bannhol; 1) 780 
1420] Bergöjdingen . 11: 780 
1421] Bierbronnen 1, 780 
1422| Birkingen 11 780 
1423] Birndorf . 1| 780 
1424 — Giemetawih 1 780 
14251 Bud 1! 840 
1426| Bühl. . . . 1, 780 
1427 Dangftetten ’ 1 840 
1428] Degernau . — 1 780 
1429 Dettighofe.... 1 780 
1430] Degeln BER ı| 780 
1431 1 er 1) 840 
1432] Eberfingen . . ——— 11 780) 
1433] Endermettingen 126 115 103 1 780 
1434| Engelihwand . 49 53 45 1) 780] 
1435| Erzingen . . . . 169 158 154 1] 840 
1436| Eidbah. . - - - 74 67 66, 1) 780 
1437| Geißlingen . - er 86) 54 91 1 780 
Uebertrag 





1593 1518. 1491 


— 


14 


15 16 


17 


18 


19 20 


21 
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— 





Gemeindebeitrag 
11. Für Schulgeld ſGeſammt⸗ 


I. für Sehrerfellen 


über die gejegl. Zahl] zu. 
Ya Unterfeßten faınmen 
a Ey | “A 
21450 3 Saul 4740 


4750 


mr. 
für Petrag 
Schul · 
linder * 5 


195160 


257, 71960 
71 19880 
Kr 290,60 
102 24560 
1501 en! 


106 380 
42 —11760 
174 —190 


108 3092 40 
36 13680 
an! 7840 

144 100 40 

ar 46120 

257 


719 60 


266 744180 
735 14981 


51 14280 
157 25 60 


00 


hi) 168 
] 254 Su 
75 210 
35 154 


38 106 40 
I8| 131 40 


62 174 60 
68 19040 
28 TS 40 
91 25180 
rd 15120 
sn DIR — 


37 10360 
45 134 40) 








betrag 
für 
Iwll 
Pr 


3531 60 
299 50 
17880 
125960 
112560 
20401 — 
1136.80 
957.60 
1990 
1112 40 
936 80 
s58 40 
202040 
18561 20 
329960 


332480 
10968 — 
922 80 
192560 


49679 601 


948 
103480 
990 — 
934 
S86.40 
314 40 
153,60 
70.f0 
58/40 
1094,80 
33120 
1078 — 
583.60 
91440 
878 
1847 20 
125.60 
1759,20 
117,20 
1948 — 
17320 
1023650 


23664 


Bemerkungen. 


39% 


10 1112 18 


1 2 3 4 5 6 7 ‚8 9 


























































Schulort | 
1. Depbr.] 1898,89] 1889,90) 1890/91 | 1891, 
1890 
| 
Uebertrag 1584| 1593| 1518 1491) 1530| 22) 31--.— 

1438| Görwihl — — 8361 167) 161 1445 126 1444 1 41840 
1439| Grießen. szol 170) 163 160) 155 41 1l- | 1 840 
1440| Gurtweit 456 68 ee 77 76 7a ——I-I 1) 780 
1441| Hauenftein . 15 56 539 62 683 KL ——— 1) 780 
1442] Hodjal 3711 A 66 70 KH 1 —L—i-I 1) 780 
11443 Hohenthengen . 597) 106) 104 97) 92) 97 1 —t——] 1 840 
1444| Horheim 536| 1021 1061 105 108 10] 2 11-1 1) 840) 
‚1445 Jeſtetten 1196] 206 196 183 179 186 1 I 1 960 
11446] Wodlelofen. 280 Ss 68 68 70 70 u — 1 780 
1447| Kadelburg 660| 96 106 ‚on 106 104 2 1l-—] 1) 840 
1418| Kußnach 1 3 22 23 22 a 1 —I—i-I 1] 780 
1449| Lienheim 462 82| 75| ı 6 da in 780. 
1450| Lotiftetten . 7733| 150 148 145 Aal 14 10 1—I—] 1 840) 
1451] Quttingen 364] 103 95 100) 96, 97 1 UL 1) 780 
1452| Niederwihl . . 50 64 7 75 76 74 — ıl 780 
1453| Nöggenihwihl . 397 3 | 5) S: 1 —— 1 780 
1454| Oberalpfen . 318 66 69 72 64 68119 — 1 780 
1455| Obereggingen . 289 63 73| 12 65) 0 u —- 1 780 
1456] Oberlaudringen 50: 76 76 75| 69 73 | — — 1 840 
‚1457| Obermeitingen 252 48 52) 51) 53 532] 1 —I—-I—] 1! 780 
1458| Obermihl an nn I 1| 780) 
1459] Ofteringen . 220 4 4 36 43) 42] 1 —I-—1 1) 780 
‚1460| Rechberg 267 5 51 55) 58 54 11° —— 1 780 
1461] Reckingen 137 18 22 23 21 23 1 —I-Ii—I ı| 780 
11462 Remetſchwiel 387 49 49 15 38 44 1 -/— 1/ 780 
1463] Rheinheim . ö 200 24| 26 28 27 271 1 

1464] Riedern am Sand 25 41 45 48 48 471 1 

1465| Rogel 191 8 1 

1466| Roßingen 386 ı 

1467| Rußwihl 571 J 

1468| Schaden . 418 1 

1469| Schmitzingen Walbtic) 5 1 

1470] Schwerzen : 364 ı 

1471| Segeten . 309 1] 

1472] Stetten . 190 lı 

1473| Strittmatt . 44 1 

1474| Thiengen . . 2135 3 

1475| Ziefenftein Rufwist) 5 ! i 39 1 

14761 Unteralpfen 625 97 96 95 92 944 1 

1477| Untereggingen . 54 104 101 104 106 103] 1 

1478] Unterlaudringen . 64l| 105 115 98 5 10 19 

1479) Waldkirch 504 63 61 64 59 6 ı 

1480) Waldshut 24 2808,1 324 336 339 360 345—1 3 

1481) Weilheim: Dietingen. 4866| 102 115 112, 98 108 | 

1482] Weisweil . . . eu 61 65 70 69 ; | 

1483] Wutöfhingen . . . 317 53 17 19 46 | 

St Amtäbezirt Waldshut 56 ur 551 Ha 





— — 





I | 


— — — — 


} 
| 
| 











y( ‚oogle 
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Gemein a € ® eitrag 


e: 18 £ehrerfiellen Il. era 


über = ie gefehl. Zu 1. Zahl | 
— für | 


rag Fe fammen | Schul: 
finder sr "ig 



















Belrag 





4284 — 
144 0320] 1903 20 
159 44520] 144520 


1I 650 
1! 660 


Ei 75 210 990 — 
las —. 61 170 80 45080 
ns 65 182 — 162 - 


97 27160] 111160 









1] 660 104) 29120) 179120 

11660 186 5208300 214080 

— 70 196 — 976 

u 660 101 291201 179120 
= 22 6160 S41160 
_ zu 196 — 9761 — 












144 10320] 1903120 
660 97 37160] 171160| 9 Das Herabgehen der Schulfinbergahl | 






under 409 if vorausſichtlich nur 


74 207 20 48720 
x j : vorübergehend. 


S2 22960 1009160 

— 68 19040 97040 

— 70 186— 976 

731 20440 104440 

2 — 2 14550 42560 
12 20160] 98160 

42, 117,60 347 60 

151/20 931 20 
23 6160| 84160 
44 12320] 90320 

27 7560| 855 60 

17 131601 91160 
sı 226801 100680 
9225760] 103760 
12 20160] 104160 

36 15680 136.80 

17 13160) 97160 

9° 16520] 945120 

58 162740) 942140 

42 11760 89760 

7— 21560 495|60 

313 87640] 4416/40 
36 100801 94080 

94 26320] 110320 

10% 28840] 1128140 
102) 28560] 112560 
61 17080) 101080 

. 345 us — 4906 — 
40 108 30240 1742 40 
68 190 40 97040 























































15444 80| 82924 50 








} 
11484 
11485 
11486 
11487 
11488 
11489 
[1400 
1491 
11492 
140: 
1494 
11495 
11496 

h 


N 
| 
11497 
11498 
11499 
11500 
11501 
In 502 
11503 
11504 
11505 
il: 506 
11507 


1508 
11509 


322 
11523 


Amtsbezirt Weinheim. 


Großſachſen 

Hebbesheim 

Hemsbah . 

Hohenſachſen 

Laudenbach . . 
Leuteröhaufen . 
Lutzelſachſen 

Rippenweierr . . 
Steinflingen (Öberflodenbad;) 
Straßenheim RATEN) 
Sulzbach . . 
Urjenbad) 

Weinheim 


Se. Amtöbeirt Weinheim 


Amtsbezirt Wertheim. 


Beſtenheid 
Bettingen 
Borthal . 
Dertingen 
Dietenhan t 
Dörlesberg . 
Ebenheid 
Eichel . . 
Freudenberg 
Bamburg : 
Grünenmwörth . 
Höhefeld .. 
— 
embach 
Külsheim 
Lindelbad 
Mondjeld 
Naffig . . 
Niklashaufen 
Rauenberg . 
Reicholzheim 
Sadjenhaujen . 
Sonderrieth 
Steinbad 
Steinfurt 
Urphar . 
Vodenroth . 


Uebertrag 


1190 
2287 
1766 
755 
1400 
1544 
110% 
495 
>18 
115 
708 
17: 
8243 


240 
371 
499 
868 
251 
362 
274 
315 
1784 
600 


253 


424 
759 
517 


‚1687 


33 
409 
918 


392 


466 
1223 


480 
397 
—5311 


170 


337 


259 


Dabl der Schulkinder 

















185) 181 
424) 441 
258 260 
133 131 
240 245 
24 296 
171), 168 
84 83 
117 116, 
21; 21 
108| 108 
34 37 
1248| 1284 
3.547 3366 
| 
| 
24 
85 33 
91 97 
138] 147 
50 50 
9798 
50 52 
67) 64) 
368| 350) 
114 121) 
72 70 
121 115 
104 108 
10 318 
45 55 
79 80 
186 183 
102 112 
99 96 
222 218 
88 80 
70 72 
86086 
31 33 
61 51 
42 38 
2851| 2561: 


| 
| 


[| 
! 
j 


181 
448 
272 
135 
244 
294 
1661 
96 
116 
20) 
107: 
36 
1294 
3.100 


81 
107 
102 
297| 

61 

78 
177 
103 

88 
204 

87 

78 

87 

31 

51 

43 

2798 


3340 


2794 


ja Se — 


PR BI. — 


| 1601/98 


(Epalte 
6-1} 








166 176 
145 444 
2587| 273 
3) 133 
253, 247 
285 29] 
1751 170 
92 90 
11] 114 
18 19 
115. 108 
39 37 
277 128 
41 41 
80 81 
95! 96 
141 143 
45) 48 
98 98 
4 47 
63 63 
347 348 
118} 119 
= 40 
7 76 
114 112 
102! 104 
303 306 
62 59 
79 79 
177 179 
105 106 
78 87 
205 209 
85 84 
76 75 
91 87 
34 32 
54 >23 
42 41 
2812 


| 
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ziIo 
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Unler lehrer | 


10 11 12 
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780 


3] 11—|10) 1080 


11 1— 
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14 15 16 17 18 19 20 21 22 
















Gemeindebeitrag 


I. Fir Sehrerhelen 11. Für Schulgeld 


au 2.80 4 






















Em über die geiegl. Zahl Mg 
Haubi · Shut. etrag 
finder 


211280 
743120 
3344140 
1872140 
327 150 
339480 
209; 
1032! 
1159120 
233120 
180240 
383150 
17948] - 


154193650 







17 192 86 
444 1249320 
273 7640 
1: 37210 
447 54160 

































114 310120 
19 53120 
108 30240 
37 103160 
1285 8598 — 


II8 60 












34560 





































2941 *80 
1006 380 
104880 
1900.10 

91440 
1114410 

911160 

356.40 
4514,40 
1833120 

892|- 

992 0 
1813160 
113120 
439650 

94520 
1001120 
2001.20 
1076 80 
1023 60 
3165 20 
1015 20 

990 
1083 50 

369 60 

925 60 

39480 

39313 60 


41 11480 
81 22080 




















179 35120 
196 29680 






auf 


-) 








1, Dezbr.] 1888 89 155000 189091 IND JO2 den Bi 


1.92 


9 


10 11 


18 





1527 
1528 
1529 
1530 

341 
1532 
1533 
1534 
1535 
1536 
1537 
1538 
1539 
1540 
1541 
1542 
1543 


1544 
1545 
1546 
1547 
1548 
1549 
1550 
‚1551 
‚1552 
1553 





1554 
1555 
1556 


1557 


Uebertrag 
Waldenhauſen. — 
5| Wertheim . 

I Weflenthal . 
Er Amtöbezirf Wertheim 


Amtsbezirt Wiesloch. 


Altwieslod . 
Baierthal . . 
Balzfeld (Borrenberg) 
Dielheim ; 
Horrenberg . 
Malih . . 
Malſchenberg 
Mühlhaufen 
Rauenberg . 
Rettigheim . 
RR. ; 
Rothenberg . 
Et. Leon . . 
Schatihaujen 
Thairnbach. 
Walldorf 
Wiesloch 


St“ Amtsbezirk Wiesloch 


Amtsbezirt Wolſach. 


Bollenbad . 
Eindah . . . 
(Fiiherbad): ‚Weiler ; 
Gutach-⸗Dorf (Gutah) . 
Gutach-Thurm (Gutad) 
Halbmeil Ginigthah 
Haslach . . 
Hauſach . . 
Hauſerbach Einbach 
Hinter-Lehengericht (Lehen 
gericht) : 
——— 
altbrunn . 
Kirnbach 
Kniebis er 
Uebertrag 


—— —— — — —— — — — — — 


3397 





aan l 
315 68 
535 >06 
205 49 
3474 
470 9% 
1296 254 
1028 105! 
15343 270 
1028 1:32 
1405 370 
605 113 
1442 27] 
1308 254 
654 144 
1687 284 
301 5 
1766 
666 
534 
3378 




















98 
82) 
185 
232 
75) 
111) 
304 
253 
58 


38 
110 

71 
151 

40 
1808: 











2861 2798 
74 Fi 
177 472 
46 40 

458 23387 
u ac 
27 257 
108 1017 
274 272 
124 132 
973 277 
115’ 118 
DE: 282 
254 254 
1,38 1:38 
sun 120 
67 ‚1 
310 313 
146 141 
1 90 
626 316 
585 Ati 

40 1944 
us 99 
Ts 74 
182) 170 
220 2112 
12 68 
112 106 
2099| 247 
256 251 
50 51 
43 63 
112' 110 
68 73 
154 146 
43 28 

1795 1769) 


271 


7b 
488 





94 


67 
109 
8 
135. 


27 


177% 


2812 


Sauptiehrer, 
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Gemeindebeitrag. 


L Fir Schrerfiellen 
[über die gelegt. Zudıl 
fammen ag Untertehrre| fammen 
AR EI A 





lich 


alle 


31440 
+ — 780 
21 700) 5720| 11450 
| 730 
h 387 2U 
| 
it 
il 
— 780 
I 660 2580 
— — 960 
1) 660] 2580 
1 660] 1620 
1) 660 —— 
1) 660| 1500I- | 
1! 660 2580 — = | 
1 660] 25801 
1 660] 1500 | 
— — | 2880| 
RR — 780) — 
1660| 1500 
— 840 
27001 6800 
2 700 6800 
| 11740 
| ——— 
| 
ET TRUH 
7 840 
‚1 660 15001— 
| ı 6606| 25801— | 
67 2 960 — 
—680 
2880) — 
1 660 25801 - 
+ 8401 — | 
| ssol-- = 
2 66 660] 1500 
" s10l — 
ı 660 1500| - | 
17 N 780 ara — 
20040 





zu⸗ 


4 


450 


1450 





für 
Schul» 
linder M | d 


{n. &ir — 


a2 AB 


7873060 


75 — 
479 134120 
41 114,80 


9530 RT) 





4 263.20 
2a iu 80 
107 250 
2, 747,60 
123 34440 
21 75880 
117: 327160 
2811 78680 
253 70840 


3 873 60 
144 40040 
12 260 gli 
10 173320 
576 1641286 
—D 
9 27440 
79 22120 
178 448 40 
216 604 Bu 
68 190.40 
106 29, 8U0 
au! 35120 
250 700 - 
50 168 


>57... 15060 


1100 308! 
10 
1451 406-- 
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Verhandlungen ber zweiten Hammer 1892/98. 4, Beilageheft, 




































21 


| Sejammt- 


39315 60 


KATI 
8511 20 
894 80 


49709 60 


1143120 
3296 80 
1259.60 
3327,60 
1964 40 
33880 
1827.60 
3366 80 
3288 40 
1889 20 
3767 60 

4973,20 
375360 
190040 
100 40 
533.20 
841250 


5304350 


1054 40 
1063 2 
1998 40 
A184 80 
1150 40 
19105 801 
373130 
28 

1008 


gu Hu 
1508 
103: 20 
1906 

286460 


— 25001 60 
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Bemerkungen. 


’) Bet Errichtung ber Stellen betrug bie 


Schulfinderzahl über 500. Da biefer 
Etanb vorausfihilich in Bälde wieder 
eintreten wird, ſchien es angezeigt, 
von ber Aufhebung der 2, Inter 
lehrerftelle vorerft noch Umgang zu 
nehmen. 


» Ter Errichtumg der Stellen lag eine 


Schuffinderzahl von mehr als 600 
zu Grunde. Da diejer Stand in Bälbe 
wieber eintreten wird, ſchien es ange» 
zeigt, bon ber Aufhebung der 5. Haupt · 
Ichrerjtelle vorerst mod Umgang zu 
nehnen, 


| 


\sOOQ 








O.Z. 


Uebertrag 

Langenbach (Kinzigthal) 
Muhlenbach 
Oberwolfach b. d. Kirche 
Oberwolfach b. d. Walke 
Rippoldsau. . 
St. Roman (Kingigtbal) 
Schapbah . { 
1565 Schentenzell 
Schiltach . 
Seebad) (Shapbab) . 
Steinad 
Borber: Lehengericht (Lehen 

geriht) . 
Welſchenſteinach 
Wolfach . - 

St. Antsbejirt Wolfach 


6 R 9 


10 1112 13 





:| 1888,89 


Zahl der Schulkinder 














471 


174 


271 
1104 


1889) 





156 
325 

53 
220 


30 
162 
241 


1048) 


180,91) 1891,92 100010 5is 


4031 
























Per bel _ 











F * 
es AR 

| 

1768| 1778| 
4 52) 1 Hl 
273| 279 2 9 
150) 155 ı 17 
175 172 1 9 
120° 116 1% 
rer 83 J {17 
1988| 188 2, 9 
163 159 1 9 
325 32— 3. 90 
323 315 2 9 
0) 52) 1) 64 
158 35 1) 84 
248 226 DEN) 


4012 


itized by Gooaid 


— * = 2 











| 1. fir SHulgel [Gefammt« 


2ER Bemerkungen. 


I Betrag 


für 
Schul · 
tinder Ad 


25001 60 
1108/40 
3361120 
204560 
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Amtsbezirtk 


Adern .- . 
Adelsheim . 
Baden . 
Bonndorf 
Breilad . 
Bretten . 
Brucjal 
Buchen 
Bühl ; 
Donauejhingen 
Durlach . . 
Eberbach 


Emmendingen. 


Engen 
Eppingen 
Ettenheim 
Ettlingen 
Freiburg 
Heidelberg . 
Karlsruhe 
Konſtanz 
Kehl 

Rahr . - 
Lörrad . 
Mannheim . 
Meßkirch 


Uebertrag 


4238 
2813 
2117 
2951 
3595 
4828 
9263 
5226 
5944 
452] 
6129 
2814 
8107 
4064 
533 
3291 
3767 
46.36 
8330] 
6095 
4568 
4834 
4795 
6082) 
5262 
2728 


121363 12492011238 251122906 123428 1144 


Zuſammen⸗ 





1889 90 





| 


4260) 
2818 
2093 
3000 
3540| 
4888| 
9284 
5976 
5942) 
4349 
6231 
2863 
8121 
4043| 
3535 
3258 
3799 
4539 
8402 
6120 
4617 
4764 
4908) 
6159 
5371 
2760 


Bahl vr Schulkinder 


1891 





4132 
2796 
2017 
2852 
3548. 
1887 
4167 
5204 
5855 
4254 
6186 
2795 
7992 
4035 
3523 
3280 
3709 
1532 
5361 
5987 
4650 
4786 
4954 
6179 
5169 
2676 


189192 


4070 
2790 
2043) 
2717 
3506 
4936 
9084 
5166 
5777 
4154 
6141 
2802 
7863 
3941 
3540 
3219 
3664 
4444 
S384 
6048 
4724 
4762 
4910) 
6184 
5425| 


2612) 





Du rch · 
ſchnitt ber 
3 Yabre 
1889 |90 du 
1891/98 

(Spalte 

5-7) 


4149 
2794 
2048 
2845 
4524 
4896 
4168 
5202 
53848 
4238 
6178 
2812 
7976 
3989 
3534 
3249 
3704 
4488 
8366 
6044 
4650 
4760 
4916 
6159 
„+19 
2672 


9 10 


11 12 1 





rc Jbaräßerl 
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über bie gelebt. Zahl Bemerkungen. 














— tür P 
aupt Betrag 
Unterieheer| ſammen — unterledrer fammen| Schul« ' 
aim 2| m !2| m — 
| Fa ar linder 























* 1161720 
7823120 
5734 40 


52757 20 
3638320 
30044 40 


41140 
28560 
24300 








































































7966 - 45046 — 
2300 9836720 4844720 
2300 13708,30 67028 80 
25670 40 
850 1456560 
2300 1637440 79294 40 
3150 11866400 64356140 
3150 17298 401 8020840 
1700 787360] 4109360 
850 22332 801 107762 80 
1450 11169 20 | 
9845.20 
| 909720 
1 850 10371120 
| | 12566) 10 
| 1450 2,3424 50 
| 16923120 20808120 
| 3750 13020] 65950 
| 2300 13328 —| 663481 — 
| 66504180 
| 2300 17245 200  84705/20 
| 1450 15173120 7026320 






3755160 
1682878140 


1450 748160 
31600 346158 40 


1 2 3 Bi 5 6 7 8 9 10 1112 13 


Zahl der Schulkinder 


Amtsbezirk | | 
































Uebertrag 1243631124920|123825|122906 1236281144 390113115 

27 | Mobah . . ... - 5771) 5776| 5725| 5694 5719| 57) 18— 
28 | Mülhem . . . . . . 3774| 3732| 36171 3552) 3621| 39 11 1 Fri, 3 
29 | Neuftadt en 2610 2572] 2a91l 2441 2asıl 3a Ale 23 
30 Obelcd . . . 2... 3253| 3254| 3240| 3199| 3225| 30 10|- 
31 | Offenburg . . 2... 8717| 8719) 8684| 8557) 8637| 761 26| 6 5 
32 | Plorzbeim . . » .» . . 6645 6656| 6612 6561 66000 55 2a — 
33 | Prulendorf . .... 1740) 1721) 1731| 1665 1702| 16 7] 
34 — — 10206) 10008) 9862, 9758, 9861| 84, 35|4, 4 
35 P Sädingen . . .... 3029| 2952! 2868 2840 2877] 32 10) 12 
36 | St. Blafin . . . . . 1754 1719| 1670" 1654 1671] 28 11—- 
37 lShonu ...... 2261| 2226 -2251| 2212 222391 4 6 
38 Schopfhein . - 3380| 33651 3250 3258 3282| 38 711) 
39 F Schwegingen . » . . - 5606 5662 5768 5798 5787| 47) 161 
40 F Sinsheim . ». » 2... 6815) 6847| 6701 646 666141 57 25 
41 Staufen. . . > 2... 3054| 3024 3058 3013 3026| 30° 14l-—| ı 
42 | Stodad.. . — 3573| 3510 3544) 3475 3499| 36 11] 14 N 
43 |Tauberbifhofsheim —— 8759 8772, 8733: 8631) 8687| 86) 31l— 
44 | Triberg . . . Va 3776| 3657) 3541| 3511) 3563| 34 11] 1 
45 | Ueberlingen ea 4475| 4403| 4396) 4849) 4871| 48 12] ı 
461Villingen. 4488| 4423| 4390 4273) 48531 44 112) dl | 
47 "Waldlirh . — —— 3471| 3428 3455 3434| 3432 33) 101 2 
48 ‚ Waldshut Ar aa 5648| 5678| 5513| 5413) 55161 72 13 
49 FWeinhim . . » . . . 3347| 3366| 3409| 3399 s887| 28 11] 1 
50 P Wertheim . . . 2... 3474| 3458) 3387| 3397 3407| 38 91 
51 Wish -. ». » ... 3984| 4036| 4044| 4043 4037| 34 139 
s2 Wolfach.. 4104| 404840314012 4027] 3814 

| Summa Bald 339796 237503) 239240[2291| 747]36/38 
| 
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Gemeindebeitrag 


1. dir Sehrerftellen 1. ir fir Sul | Gel 
u eeBiheräei u | Mr | Betrag 


“ 


4 3 4 — 9— —* finber | #4 'd 


346158 











1305120 40 
61780 1601320 
41020 1013880 
29920 6974 80 
33800 9030 — 
88600 24183 60 
65600 18480 — 
18300 4765 60 

102540 2761080 
33740 8055,60 
21360 4678180 
32920 6224 40 
38420 | ‚9189 60 
38760 | 16063160 
3*8800 
35280 | 8472/80 
37440 9797120 
4060 24323 60 
39540 9976 40 
48140 1223880 
46620 1218840 
36320 609 60 
67480 15444 80 
34560 9483 60 
38720 | 9539160 
41740 | 11303160 
44040 11275,60 

2567620 669872 — 








Befammt: 


In NM 
Mk | 


168287840 
77793120 
5260880 
36894 80 
43680 — 

125733 60 
tust — 
2391560 

139350 80 
4494560 
29038 80 
3914440 

4990960 
7482360 














44602 s0 
„18687120 
12008350 
51816'40 
62678 80 
64258 40 
49679160 
8: 992480 
45443/1650 
49709160 
53043|60 
5531560 
3321992 - 
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Bericht 


der 


Petitionskommiſſion der zweiten Kammer 
über 


die Bitte der Gemeinden Altbreiſach u. A. um Abänderung des Geſetzes vom 
23. Mai 1856, die Abtretung des Rheinvorlandes an den Großherzoglich 
Badiſchen Staat betreffend, 


Erjtattet vom Abgeordneten H. Strübe. 


Mit obiger Bitte wenden fich die Gemeindebehörden der Drte Altbreifach, Greffern, Au a. Rh., Neuen: 
burg, Stollhofen, Burkheim an diejes hohe Haus und begründen diefelbe mit Folgendem : 

Durch das betreffende Gefeg wurbe den Rheingemeinden längs der badifch-jranzöfifchen Grenze ein 
Stüd Land von 300 Fuß Breite von ihrem längs dem Rheinufer liegenden Eigenthum entriſſen, wodurd) 
diefe Gemeinden, befonderd die Stadt Breiſach, hart betroffen wurden und was ſchwer laſtend bleiben 
würde, wenn nicht eine Milderung des Geſetzes eintritt. Die Waldungen der Stadt Breiſach ziehen fich zu 
beiden Seiten des NRheinuferd in einem 4 Stunden langen, jchmalen Streifen dem Rhein entlang. Ihr 
Eigenthum ſtützt fich vorzugsweife auf ein Privilegium von Kaiſer Rudolf I. vom Jahr 1275, wonad) 
Breifady auf 2 Stunden rheinauf- und abwärts alle Nheinerträgnifje zugewiefen wurden, jo auch das Eigen- 
thum der Imjeln, Aluvionen auf beiden Seiten des Rheins, Jagd und Fiſcherei. Diefe Nechte und Frei— 
heiten findjder Stadt von allen folgenden römischen Kaifern und Erzherzogen von Oeſterreich jeweils be- 
jtätigt worden und blieb dieſer Beſitz unangetaftet bid zum Erjcheinen des genannten Geſetzes. In dem 
Lüneviller Frieden 1801 und Parifer Frieden 1844 (foll wohl 1814 heißen), jowie im Parifer Hauptver- 
trag;vom 20. November 1815 ift die Hoheitögrenze zwijchen Baden und Frankreich feitgefegt worden und 
ald Grenzlinie wurbe der Thalmeg des Rheins bezeichnet, welche daher wie der Thalweg wandelbar war; 
doch jollte das Eigenthum derfliferbewohner feinem Wandel durch etwaige Veränderung des Flußlaufes 
unterworfen jein. Zur Ergänzung diefer Normen erfolgte im Staatövertrag vom 29. November 1827 
zwifchen Baden umd Frankreich eine Vereinbarung, in der der Befigftand der Rheininjeln und Berlandungen 
nach) dem Stand zur Zeit des Lüneviller Friedens ald maßgebend angenommen wurde. Der Artitel 14 
beftimmt insbefondere: „Die zwifchen dem Thalweg und ber unveränderlichen Grenze des Eigenthums der 
Gemarkungen der Ufergemeinden befindlichen Land- und Waflerflächen, zu welcher Zeit fie auch entitanden 
fein mögen, ſollen als volles Eigenthum derjenigen Gemeinde gehören, deren Bann vom Thalwege des 
Rheins durcdjfchnitten wird. Die Verlandungen, welche ſich in Zukunft ſowohl an den Injeln ala an dem 





I8H 
Feſtlande bilden könnten, gehören der Gemeinde, welche Eigenthümerin des Barnes ift, bis am die Grenze 
des Banned.“ Der Grenzvertrag vom 5. November 1840 anerkennt die den Ufergemeinden gehörigen Be» 
figungen als umveränderlih. So haben die betreffenden Gemeinden ihr Eigenthum art den ine 
des Rheins kraft ihrer Rechtötitel erworben. 

Die Großherzogliche Staatsregierung hat damals für die großen Koſten der Nheinforrektion fich eimiger« 
maßen Entjchädigung zu verfchaffen gefucht, allein jie war nicht berechtigt, über wohlerworbene Rechte der 
Gemeinden zu verfügen. Die Denk chrift zu dem Geſetzentwurf 1856 hob den Nutzen der Rhrintorrefiion 
hervor, ohne Berüdjichtigung der bejonderen B rhältniffe der einzeinen Gemeinden. Die Denkichrift jpricht von 
den großen Opfern des Staates und den ben Gemeinden daraus erwachſenen Voriheilen. Ein Hauptgrund 
zur Uusführung der Rheinkorreltion war nach Anficht der Peienten, die Landesgrenze zwifchen Baden und 
Frankreich aus einer wandelbaren in eine fefte, dauernde zu gejtalten. Außerdem fuchte die technifche Behörde 
ein Land zu erhalten, über das fie nach Gutdünken verfügen und aus dem fie ihr Baumatırial unentgeltlich 
erhalten konnte, Lepteres hätten die Ufergemeinden germe abgegeben, wenn nur ihnen das Eigentum gelafjen 
worden wäre. Nun jind die Rheinkorreltionen längit beendet, bis auf Heinere Ausbefjerungen, ber Bedarf an 
Baumat:rial iſt jo gering, dab das Holz auf dem betreffenden Gelände großentheils verfauft wird. Der Flächen« 
gehalt des durch das Geſetz von 1856 dir Stadt Breiſach entrijjenen Gelandes beträgt 400 Morgen, und ba 
die Walbungen der Stadt Breiſach einen Hauptiheil ihrer Gemeindeeinkunfte bilden, iſt ihr durch Entziehung ber 
Fläche ein Schaden erwachſen, der die Kojten der Rheinrektifikation bis dahin mehr als hinläng ich aufgewogen 
haben dürfte. Was den den Ujergemeinden durch bie Slorreftion zufalienden Vortheil betrifft, jo iſt zu 
bemerfen, baß von einer Eicherung vor Ueberſchwemmung faum die Rede fein kann. In Folge der Einengung 
des Flußbeites mußten die Schupdamme erhöht werden, zu deren Koſten bie Stadt Breiſach einen Beitrag von 
87 784 A zu leiiten hatte, welcher Voriheil auch andere Aheingı meinden getroffen haben wird, die einmal 
veruriheiit find, am heine zu wohnen, zu dem fie nicht einmal ge'angen können, ohne durch fremdes Eigen» 
thum zu gehen. Im Jahr 1868 wurden untırhalb der Stadt durch Entfernung eines Eteinpflofters, das zum 
Schutze des Ufers angılıgt war, bei 50 Morgen des beiten Waldes weggeſchwemmt und jtatt deſſen ein breiter 
Rheinarm zurüdgelafjen. Nach wie vor läuft der Rhein durch das Eigentyum der Stadt; zur Ausführung 
der Rheinkorreltion find mehrere Turchftiche von 200 m Breite durch die beiten Inſeln gemacht worben, was 
der Etubt eine weitere fläche von 150 bis 200 Mo gen gefojiet hat, während auf den abgegrabenen Etellen 
nur Sand und Stiesflächen übrig blieben, bie erjt im ſerner Zeit wieder kulturfähig gemacht weıden fünnen. Die 
Stabt Breifach bejigt auf dem linken Rheinufer ungefahr 800 Morgen Wald; Frankreich hat von je biejen 
Beligitand geachtet, niemals Flußbeubriträge verlangt und für bezogenes Baumaterial immer prompte Ent» 
ſchädigung gelctitet. 

Mit diefen Begründungen haben feiner Zeit die Aheingemeinden von Neuenburg abwärts bis Nieder- 
haufen eine Petition der hohen zweiten Kammer mit der Bitte vorgelegt, bem obengenannten Gejege ihre 
Buftimmung zu verfagen; allein das vorgelegte Gejek wurde angenommen und ben Gemeinden ihr Eigen- 
thum als Staatögut entzogen. 

Nachdem ich jeit jener Zeit die Verhältniſſe durch die vorgetragenen Erfahrungen weſentlich geändert 
haben, erlauben fich die unterzeichneten Vertreter der Etabt Breiſach an hohe zweite Kammer die Bitte 


zu richten: 
„Hohe zweite Kammer wolle nad; gerechter Würdigung ber in vorftehender Bitte auf- 
geführten Begründung an hohe Staatsregierung das Erfuchen ftellen, das Gejek vom 23, Mai 1856 
über Abtretung ded Aheinvorlandes an den Staat dahin abändern, dab das abgetretene Vor- 
land ben Ufergemeinden in der Weiſe wieder als Eigenthum zurücgegeben werde, daß die Ahein- 
baubehörbe jederzeit berechtigt fein foll, ihren Bedarf an Baumaterial umentgeltlih von biefer 
Fläche zu bezichen." 
Die Gemeinden, welche fich der Bitte der Stadt Breifach angeichlofien haben, haben fich meift darauf 
befchräntt, ein Eremplar der gedrudten Bittſchrift des Gemeinderaths Breiſach mit Unterfchrift der Gemeinde» 
Verhandlungen ber_2. Sammer. 1891/92. 4tes Beilageheft. 4 
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vertreter der hohen Kammer einzureichen, obgleich die Begründung der Petition ſich ausſchließlich nur auf 
die jpeziellen Verhältniſſe von Breifach bezieht. Nur der Gemeinderat von Neuenburg hat wenigſtens bie 
Angabe über betreffenden Flächengehalt entjprechend geändert und die Unjprüche eines Eigenthumsrechts 
auf eine in lateinischer Sprache verfahte Verleihungsurkunde des Kaiſers Adolf vom Jahr 1292 zurüd- 
geführt. 

Es ſei und hier gejtattet, einen kurzen Blid auf die bisherigen Erfolge der Rheintorreftion, die von 
Beginn biß heute nach den von Tulla aufgeftellten Grundſätzen fortgefegt wurde, zu werfen. Wir folgen 
biebei dem intereffanten Werte der Großherzoglichen Wafjer- und Straßenbaubdireltion „Beiträge zur Hydro» 
graphie des Großherzogthums Baden 1885", und dem beigegebenen Atlad, der den Lauf des Rhein? und 
die Beichaffenheit feiner Ufer vor und nach der Korreftion zur Anjchauung bringt. 

Betrachten wir den Zujtand des Rheines vor ber Korrektion, als er noch ein Wildjtrom war, jo bietet 
ſich und im oberen Laufe von der Schweizergrenze bi8 zur Murg und Lauter ein Gewirr von Armen, Giehen, 
Inſeln, Kiesbänten dar; während ber untere Lauf von da bis in's Heffische hinein ein geichloffenes, aber in 
weiten, vielfach feharf gebogenen Richtungen die Niederung durchzichendes Bett zeigt. Durch die Korreltion üt 
ein regelmäßig gejchloffener Stromlauf von meijt gejtredter Richtung hergeftellt. Da, wo vordem der Rhein ein 
Chaos von vielen Rinnjalen, Inſeln, Kiesbänfen gebildet hatte, it durch feite, parallele Ufer ein jtändiges 
Strombett gejchaffen ; die weiten Windungen find abgegraben und ijt der Waſſerlauf vermittelit Durchſtiche 
gerade gelegt und durch Befeſtigung der Ufer im der neuen Nichtung feitgehalten worden. Won Baſel biß zur 
beififchen Grenze hatte der Thalweg des Rheins vor der Korreftion eine Länge von 353,6 km und heute eine 
ſolche von 272,79 km, was eine Abkürzung von 80,51 km bedeutet. Zu beiben Seiten des Stromes jind 
durch die Bauten große Flächen, die vordem feinen wirthfchaftlichen Werth hatten, für Waldkultur und Landbau 
gewonnen worden. Bis heute find auf badifcher Seite in Folge der Rheinflußbauten 7052 ha verlandet und 
der Kultur übergeben. Dazu werden bis zur Vollendung des Werkes, für welche erjt das Jahr 1921 am- 
genommen werden fan, noch weitere 3300 ha kommen. Der größte Theil ber Verlandung ift bereits für 
Forſt- und Landwirkhichaft in Nugung genommen worden und ftellt zur Zeit ſchon nach einem ganz niederen 
Anjchlag einen Werth von 9's Millionen Mark dar. Bon ungleich größerem Gewichte aber als der Land- 
gewinn find die Vortheile, wilche den Rheinbemohnern als Folge der Korreftion aus den bejjeren Entwäfjerungen 
und der Entfumpfung der Niederung erwachjen find. In Folge der allgemeinen Senkung des Wafjerjtandes 
find ausgedehnte Flächen der Mheinebene verhältnigmäßig jo gehoben worden, daß fie jet von ben gewöhnlichen 
Sommeranfchiwellungen nicht mehr erreicht werden umd durch Eindeichung auch gegen die Hochfluthen geſchützt 
werden können. Die vortheilhafte Wirkung der beſſeren Entwäfjerung dehnt fich übrigens weit über das Ueber— 
ſchwemmungsgebiet hinaus, zumal jegt auch für Regulirung der Binnenwafjer durch die Aheinkorreftion eine 
Möglichkeit geboten iſt. Die größere Sicherheit des Beſitzes und der Emten, die verbejjerten Verkehrswege, 
die Entwäfferung und Entjumpfung haben den Flächen des Ueberſchwemmungsgebietes einen ungeheuren Zus 
wachs an Werth verliehen. Man hat berechnet, daß der Mehrwerth dieſer Gelände jich auf 39125582 „A 
beläuft. 

" Nicht minder wichtig, ja noch wichtiger find die Vortheile, die fich als jernere Folge der Rheinkorrek— 
tion in der Befjerung ber Geſundheitsverhälmiſſe für die Rheinbewohner ergaben. Gedenlt man ber früheren 
Zuftände am Rhein, jo ift begreiflih, dab damals die Bewohner der Aheinniederungen in bedauerlichem 
Mape von Krankheiten heimgefucht waren und weder förperlich noch geiftig gedeihen konnten. Ueber den 
verjumpften Niederungen ftanden häufige Nebel, wenn die periodijchen Hochwailer zurüdtraten und weite 
Flächen, im Frühjahre mit Pflanzen bededt, num der Auguſt- und Septemberjonne ausgefegt waren, wenn 
bei niedrigem Waſſerſtande im Spätſommer und Herbit auch die fumpfigen Flächen theilweife zu trodnen 
begannen, dann verbreiteten fich verberbliche Ausdünftungen über die Niederung und die anliegenden Drte; 
Wochen und Monate lang jtand das Drudwafjer in den Stellern und drang bei Ueberjchwemmungen in bie 
Wohnungen ein; die Wintervorräthe gingen oft zu Grunde und wenn dann noch wegen drohenden Hoch— 
waſſers die Futtergewächſe vorzeitig eingeheimjt, oder wenn jie überſchwemmt wurden, unreif oder halb ver- 


fault waren, zeigten fich die übelften Folgen an der Mil, dem wichtigften Nahrungsmittel für die Land⸗ 
bevöfferung. Die Wohnungen waren alljährlich durchfeuchtet, am Holzwert traten Pilzbildungen auf, viele 
Häufer waren ohne Keller und wo ſolche vorhanden, jtanden fie zeitweife voll Waſſer, und die oft verdorbenen 
Kartoffeln, Rüben und dergleichen mußten dicht bei den Wohnräumen, Häufig in den Stuben und Stammern 
jelbft aufbewahrt werden. Al dieje Zuftände waren natürlich eine Onelle herrjchender Krankheiten, die um jo 
verberblicher waren, als dic Rheinbewohner bei jchlechter Emährung wenig Widerjtandsfraft gegen- biefelben 
beſaßen. Mit der Tieferbetiung des Stromes, der Vertreibung der ftehenden Waſſer, Befeitigung der Sümpfe, 
Verminderung des Druckwaſſers und der Ueberſchwemmungen, der Senkung des Grundwafjerjpiegels und damit 
auch der Verbefferung des Trinkwaſſers find jene ſchlimmen Urfachen verfchwunden oder doc jo abgejhwächt 
worden; dab die Aheinniederung den Ruf einer ungejunden Gegend längſt verloren hat. 

Die Geſammtkoſten des badiſchen Antheild an der Nhrinforreftion belaufen fich bis zum Jahr 1884 auf 
30 Millionen Marl. Bis zur Vollendung des Werfes werden noch weitere 111. Millionen erforderlich fein. 
An den bisherigen Koſten haben ſich die beiderjeitigen Aheingemeinden mit einer Beitragsleiftung von 6 629 859 M 
zu betheiligen gehabt. Mit der Rheinkorreftion, ſoweit fie heute ſchon vorgefchritten it, it eine für die Wohl- 
fahrt der Rheinbewohner, wie für den ganzen Staatshaushalt einflußreiche Aufgabe gelöſt. Wir haben hier 
ein Werf vor uns, das auf diejem Gebiete an Grohartigfeit, Ausdehnung und Erfolg vielleicht von feinem 
anderen der Welt bis jegt übertroffen wirb. 

Da der Rhein, jo lange er ein Wildjtrom war, längs der vormals franzöjiichen Grenze ein jehr aus- 
gedehntes, von Infeln, Kies- und Sandbänken unterbrochenes, veränderliches Vett hatte und es bei einem folchen 
Zuitande. äußerſt ſchwierig war, die Injeln und Ufergelände gegen die Gewalt des Waſſers zu ſchützen, jo 
waren die badijche- und franzöſiſche Flußbaubehörde ſeit 1838 damit beichäftigt, nach einem im Artikel 19- des 
Staatsvertrogs zwiſchen Frankreih und Baden vom 5. April 1840 feitgeitellten Plane die gefammte Waller- 
mafjc des Rheins von Hüningen bis Lauterburg duch fünftliche Werke allmählich in ein normals Bett. zu 
leiten. Die Verlandungen, welche bis zum Erjcheinen des Gefeges vom 23. Mai 1856 durch die Ausführung 
des großartigen Planes gewonnen wurden, jind den Eigenthümern ber mächjtgelegenen Ufer und Injeln, Ge 
meinden und Privaten, überlajfen worden. Es trat aber in ber Mitte der 50er Jahre an die Staatsverwaltung 
wie an die gejeßgebenden Faktoren die Frage heran, ob jenen alles Gelände, welches durch die Negulirung bes 
RHeinlaufs gewonnen wird, zu überlaſſen, oder ob ein Theil defielben dem Staate zuzufcheiden ſei, als eine 
immerhin tleine Vergütung jeines Aufwandes, welcher Zuweifung außerdem die Flußbaubehörde zur Sicherung 
ihrer Arbeit nothwendig bedurite. Sollte dem Staate ein Theil der Berlandungen zugejchieden werben, jo war 
ed angezeigt, nicht länger damit zu zögern. Was einmal in das Eigenthum der Gemeinden und Privaten über- 
gegangen, fonnte jenen ohne Entjchädigung nicht wieder entzogen werden. Je weiter aber das Privateigenthum 
in dem bisherigen Flußbett ſich ausbreitete, dejto mehr wurde die Baubehörde in der Vollendung ihres Werles 
gehindert. Und jo fam es in dem Landtage 1855/56 zu einer Geſetzesvorlage in Betreff des Eigenthums der 
durch künſtliche Rheinbauten entſtehenden Altwafjer und VBerlandungen des Rheins längs der franzöſiſchen Grenze. 


Als Begründung der Vorlage führt die Großherzogliche Regierungstommifjion in einem Vortrage aus, 
wie es feinem Zweifel ımterliegt, daß ber Staat das Eigenthum aller VBerlandungen am Rhein, welche im 
Folge künftlicher Bauten entjtanden find und fich ferner bilden, rechtlich in Anjpruch nehmen kann. Bisher 
jeien folche Eigenthumsanfprüche nicht gemacht worden, weil man feinen einfachen, praktijchen Weg fand, 
um die dem Staate gebührende Aluvionen von jenen zu fcheiden, welche nach landrechtlichen Bejtimmungen 
den Ufereigenthümern zuwachjen jollen und man die Vollendung der neuejten Rheinkarte abwarten wollte, 
um daraus einen Ueberblid über die jchon erzielten und noch in Ausficht ftehenden Verlandungen zu ge 
winnen. Obgleich gewiß ſei, daß die Bildung und beſonders die Sicherung der meiften Rheinverlandungen 
eine Folge der planmähigen Korrektion des Stromes, jomit künjtlich angelegter Bauten jeien, jo laſſe ſich 
doc andererfeit3 nicht verlennen, daß unter den Anſchwemmungen fich jolche befinden, welche ſich nach und 
nach und unmerklich bilden und darum den angrenzenden Eigenthümern rechtlich zumachen. Wo aber- die 
Rechtsanſprüche des Staates und der Angrenzer beginnen und enden, jei in den meilten Fällen gar. nicht 
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oder wenigſtens nicht mit Sicherheit zu beftimmen. Ueberdies fei in Betracht zu ziehen, daß zu Bildung 
bed neuen Strombettes kultivirtes Gelände ohne Entjchädigung verwendet wurde, welches jich in ungeftürtem 
Befig der Rheingemeinden befand, wodurch die Anfprüche der Legteren auf bie fich bildenden Berlandungen 
gefteigert wurden. Solle demnach zwiichen den Anſprüchen des Staates und ber angrenzenden Eigenthümer 
eine angemejjene Grenzlinie gezogen werben, fo fönne dies nur mitteljt eines entiprechenden Geſetzes geſchehen 
und es habe fich die Aegierung um fo mehr verpflichtet gefühlt, diefen Gegenstand durch eine Gefegeövor- 
lage der endlichen Erledigung zuzuführen, da das Fortbeſtehen der biöherigen Uebung für bie Staatsfafje 
erhebliche und mit jedem Jahre empfindlichere Nachtheile herbeiführe. 

Zweifellos könne diejer Zuitand nicht fortdauern, wenn man berüdjichtigt, daß die Staatstaffe jeit 1838 
bis 1853 einjchließlich eine Summe von 5163227 Gulden für den Rheinbau längs der franzdjifchen Grenze 
verwendet habe und bis zur Beendigung der Rktififation noch eine weitere jehr beträchtliche Summe werde aufs 
wenden müffen, während bie an den Rhein angrenzenden Gemeinden in Folge des Geſetzes vom 24. Mai 1816 
in berjelben Zeit an Voraußbeiträgen nur 511479 Gulden zu bezahlen hatten, welche Ausgabe burch ben 
Erlbs aus Faſchinenholz gebedt, ja überitiegen wurde, indem bie Rheinbaukaſſe feit 1838 804512 Gulden für 
diefes aus ben Rheininfeln bezogene Holz ausgegeben habe. Es könne der Natur der Sache gemäß die Regelung 
ber Zuſtände nur im Wege der Geſetzgebung erfolgen, zumal der Staat nach dem Entwurfe auf einen jehr 
beträchtlichen Theil ihm eigenthümlich zugehörigen Geländes verzichte. Zu dem regulirten Fluſſe gehöre nicht 
nur das normale Flußbett, fondern auch das Vorland, derjenige Gelänbejtreiien, welcher zwifchen dem Norma! 
ufer und ben künftigen Dämmen liegt, und dazu bejtimmt ift, bei hohem Wafferitund das Waſſer ohne Nach— 
th. il für das Hinter den Dämmen liegende & lände abzuführen. Dieſes Vorland müſſe im Allgemeinen eine 
Breite von 300 Fuß erhalten. Soll die Baubehörbe in ihren Bauausfuhrungen nicht gehindert fein unb ſollen 
bie immerhin bedeutenden Koiten, welche für die fün tige Unterhaltung dir Fußufer aus ber Staatskaſſe 
beftritten werden müſſen, beſchränkt werden, fo fei e8 nothwendig, daß die Baubehörbe mindeftens über das 
Borland unbeſchränkt verfügen könne. Dieſes Borland foll Eigenthum bed Staates werben nad) Artikel 1 
bes Gejegentwurfd, wogegen er auf fein Eigenthumsrecht auf die außerhalb des Vorlandes fich bildenden 
BVerlandungen verzichte. Daß damit von Seiten bed Staates weit mehr Gelände abgetreten wird, ald er 
abzutreten rechtlich verpflichtet wäre, und daß hierdurch, den Gemeinden Werthe überlaffen werben, melde 
ihre Gegenleiftung weit überfchreiten, zeigt fchon ein Blick auf die Rheinkarte. Die Billigkeit des Staatd- 
anſpruchs trete insbeſondere in ber Beftimmung des Artitel 3 hervor, wonach für das in das Borland fallende 
Gelände, fofern es bereits nutzbar ift, Entſchädigung geleiftet werben joll. 


In ihrer 22. öffentlichen Sigung vom 7. Februar 1856 hat die zweite Kammer den Gefegentwurf mit 
allen gegen 3 Stimmen nad; dem Antrag ber Kommiffion, der mur ummwefentlih vom Entwurf abweicht, 
angenommen. Der Kommiffionsbericht, erjtattet von dem Abgeordneten Preftinari, führt an, wie feit unvor- 
benklidher Zeit bie im Flußbette des Rheins längs ber franzöfiichen Grenze entftandenen Verlandungen 
aller Art ben Ufergemeinden zugefallen feien. Mit der Einführung des Landrecht3 habe diefe Uebung in 
ben Xrtileln 556 und 557 eine weitere Stüge erhalten, welche im Gegenfag zu den Artifeln 559, 562 und 
563 beftimmen, daß Anſchwemmungen und Berlandungen, die allmählich und unmerklich entjtehen, ben Ufer 
eigenthümern gehören. Diefe Hebung war auch volltommen in ben Verhältniffen begründet, folange ber 
Lauf des Rheins ber Natur überlaffen wurde. Anders geftalte fich aber die Sache, wenn nad) dem Plane, 
ben man feit 1838 ausführt, bie ganze Waffermafje in eine normale Bahn geleitet wird. Es wäre wohl 
gerechtfertigt gewejen, wenn jchon bei Beginn ber Storreltion audgefprochen worden wäre, dab ein Theil der 
fi bildenden Verlandungen dem Staate gehören folle. Dies ift aber nicht mur nicht gefchehen, ſondern ber 
Staatövertrag vom 5. Upril 1840 bejtimmt im Artilel 7 ausdrüdlih: „Das Eigenthum ber Anſchwemmnungen 
und das ber Infeln und Berlandungen, bie ſich im Bette des Rheines bilden, gehört in Gemäßheit ber alten 
Verträge und ber bejtehenden Uebung auch fernerhin, wenn kein entgegenjtehender Rechtötitel vorhanden 
ift, ben Eigenthümern der denjelben zumächit gelegenen früher entftandenen Infeln, Berlandungen und Ufer 
gelände des Strombetted." — Diefer Staatövertrag hat zwar zunächſt nur das Verhältniß des badijchen 
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Staated und der babifchen Grundeigenthümer zu dem franzöfifchen Staat und ben franzöfifchen Grund» 
eigenthämern, nicht aber auch das Verhältniß des badifchen Staated zu den babdifchen Grundeigenthümern 
regeln wollen; indeß enthält er doc immerhin die Erklärung der Grofherzoglichen Regierung, daß auf bie 
während der Regulirung des Rheins jich bildenden Berlandungen von Seiten des Staates als folchen kein 
Anfpruch gemacht werde. Da ber Staatövertrag zwifchen natürlichen und künftlichen Verlandungen nicht 
mterjcheibet, umd die durch die Korreftion bewirkten Verlandungen ſich nur allmählich zu bilden pflegen, 
glaubte die Kommiffion davon ausgehen zu follen, dak die biöherigen Verlandungen, mögen fie der Natur 
oder den künftlihen Anlagen der Baubehörbe zu verdanken fein, in das Eigenthum der Ufer- und Injel- 
befiger übergegangen feien. &3 ftünden aber noch viel und große Berlandungen bevor, und dieſe können 
ohne NRechtöverlegung dem Staate ganz oder theilweife zugefchieben werben. Denn was zur Zeit noch vom 
fließenden Waſſer bebedit ift, gehört dem Staate; ed werde daher kein Recht ber Ufer- und Inſelbeſitzer 
verlegt, wenn durch ein Gefeg ausgejprochen werde, daß dieſe Fläche, auch wenn fie verlandet fein wird, 
dem Staate verbleiben folle. Die Kommiffion war nun mit der Großherzoglichen Regierung der Anficht, 
daß nicht alle während der Rektifikation des Rheins von nun an fich bildenden Berlandungen bem Staate 
zuzutheilen feien. Dagegen würde offenbar die Begünftigumg ber Aheingemeinden auf often ber Geſammtheit 
alles billige Maaß überfchreiten, wenn der Staat felbit diejenigen zur Zeit mit Wajfer bededten und daher 
ihm zugehörigen Grundflächen, deren er bedarf, um die Reingemeinden mit großem Koftenaufwande gegen 
bie Gewalt des Stromes zu fchügen, diejen Gemeinden überlaffen follte, um fie alsdann benfelben wieber 
abzulanfen. Die Breite des dem Staute als Eigenthum zuzumeifenden Vorlandes fei nad) dem Gutachten 
ber Techniker zu 300 Fuß angenommen. Würde dieſe Fläche längs der franzöfifchen Grenze in ihrer ganzen 
Breite in Anjpruch genommen, jo würde ihr Maafgehalt 4581 Morgen betragen. Davon waren im Jahr 
1852 bei niederem Waſſerſtand auf badifcher Seite 1139 Morgen mit Waffer bedeckt. Diefed Vorland wird 
das regelmäßige Ueberfchwemmungsgebiet des Stromes bei hohem Wafjerftand bilden und kann infofern ala 
ein Theil des Strombettes felbit bezeichnet werden. Es wird feiner Zeit der Baubehörde den nöthigen 
Kies und Sand liefern und zur Lagerung der Materialien dienen; auch wird dasſelbe mit Faſchinenholz 
bepflangt werben. 

Den Angehörigen der Ufergemeinden wird das Borland nad) einer von Seiten ber Großherzoglichen 
Regierung abgegebenen Erklärung nicht verichloffen werden; es wird vielmehr als öffentliches Eigenthum 
für Jedermann zugänglih und nur die Beichädigung oder Entwendimg von Anpflanzungen und der ge— 
lagerten Materialien unterfagt fein. Die Kommiffion fegte als jelbftverftändlich voraus, daß in Benügung 
bes Flußbettes von Seiten der Ufergemeinden durch Fiichen, Sammeln von Sand und dergleichen an ber 
bisherigen Uebung durch das zu erlaffende Geſetz nichts geändert werde. 


Es hatten 31 Gemeinden in 3 Petitionen die Kammer gebeten, dem Gefege die Zuftimmung zu ver- 
fagen und ift über diefe Gefuche durch Annahme bed Gefeges zur Tagesordnung übergegangen worden. Die 
Petionen werden in ähnlicher Weiſe begründet, wie die heute vorliegende, die eine Aenderung de3 fraglichen 
Geſetzes anftreben. 

In ihrer 13. öffentlichen Sitzung vom 25. Februar 1856 hat auch bie erfte Kammer dem Gefegent- 
wurf zugeftinmt. In dem Kommiffionsbericht, erftattet vom Abgeordneten Hofrath Schmidt, wird zunächſt 
die rechtliche Seite der vorliegenden Frage beleuchtet und behauptet, daß gegen das in Bezug auf bie künftig 
erft entftehenden Berlundungen hier Angeorbnete ein gegründeter Einwand nicht erhoben werden könne. 
Dagegen fteht das jchon erworbene Eigenthum unter dem Schuß ded Artilel 14 der Verfaſſung. Hier 
handle e3 ſich aber um die Frage, in weſſen Eigentum bie in einem Strombett künſtlich herbeigeführten 
Berlandungen fallen. Der hier enticheidende Artitel 556 des Landrechts lautet: „Anlagen und Zuwüchſe, 
die nad) und nad) unmerklich an Grundftüden ſich bilden, welche an einen Fluß oder Strom angrenzen, 
heigen Anſchwemmungen.“ „Die Anſchwemmung kommt dem Ufereigenthümer zu gut, der Fluß ober Strom 
mag ſchiffbar und floßbar fein oder nicht —“. Demnach fpricht das Landredit daB Eigenthum ber An- 
ſchwemmungen dem Ufereigentyämer zu und zwar allerdings ohne zwijchen künſtlicher und natürlicher Vers 
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landung irgendwie zu unterfcheiben. Eine reine Berbalinterpretation wirb bemgemäß dahin führen, alle, 
auch bie künftlichen Berlandungen, dem Ufereigenthümer fchlechthin zuzuweiſen. Aber wie in vielen Fällen, 
jo erweift- ſich eine folche auch hier ald unzureichend. Dem Landrechte fehlte nämlich für derartige Unter- 
ſcheidung eine jede thatjächliche Veranlafjung aus dem Grunde, weil eö zur Zeit feiner Entjtehung künjtliche 
Berlandungen von hervorragender Bedeutung überhaupt gar nicht gab; dieſe bejtehen überhaupt erſt feit 
dem großartigen Unternehmen der Rheinkorrettion. Nun. aber würde die formale Unwendung jenes Land— 
rechtsſatzes nicht blos mit dem gefunden Rechtögefühl des Bürgers, ſondern auc mit dem eigenen Geifte 
bed Landrecht3 im Widerſpruch ftehen. Sein Sinn ift: wo das, was der Menſch Zufall nennt, Verände— 
rungen in dem Flußbett hervorruft, da gilt die für den Zufall im Allgemeinen maßgebende Regel; er gibt 
und nimmt, ohne daß ein Menjc dafür verantwortlich wäre, entjprechend der Regel im franzöſiſchen code 
eivil: la riviere öte et donne, Davon weſentlich verfchieden ift der andere Fall, wo der Eigenthümer des 
Fluſſes, und das ift für den Rhein der Staat, Landrechtsjag 538, durch eigenen Aufwand von Kraft und 
Gelb dem Fluſſe jelbft Boden abgewinnt, indem er ihm bloslegt. Kein Geſetzbuch kann wollen, daß 
dieſein Eigentyümer die Frucht feiner Mühe jofort entzogen werben jolle, und zwar zum Vortheil bed bis 
dahin ruhig zufchauenden Ufernachbars. Kein Gejegbuch kann wollen, daß Jemand fein Eigenthum an 
feinen Nachbarn verliere, wenn er auf jenem eine wejentliche, gerade auch dieſen Nachbarn zu gute kommende 
Verbefjerung vornimmt. — Diefen Fall aljo wollte das Landrecht in bem angeführten Sag nicht entjcheiden, 
weil e3 ihn nicht kannte; wäre er ihm befannt gewejen, es würde ihn ausdrüdlih ausgenommen haben ; 
demgemäß habe man ihn als ftillfchweigend ausgenommen zu betrachten. Daran ift auch durch Artilel 7 
des Staatsvertrags zwijchen Baden und frankreich; vom Jahre 1840 für die Angehörigen des babifchen 
Landes nicht? geändert worden. Denn ein Staatövertrag hat immer nur zu Gunften des Mitlontrahenten 
bindende Kraft, nicht aber auch gegenüber den Unterthanen des eigenen Landes, und ift daher auch nicht 
dazu angethan, für Eutſcheidung ber vorliegenden Frage die Grundlage zu bilden. Und fo fommt die Kom— 
miffion in Webereinftimmung mit dem Bortrag ber großherzoglichen Etaatöregierung zu dem Grumdjage, dab 
die von dem Staote künftlich herbeigeführten Mheinverlandungen dem beftehenden Nechte nad) dem Staate 
gehören. 

Ihre Kommilfion wollte nicht unterlafjen, in obiger Darlegung die rechtlichen Erwägungen zu fenn- 
zeichnen, von welchen bie gejeggebenden Faktoren bei Schaffung bes Geſetzes vom 23. Mai 1856 aus— 
gegangen find. 

Wir haben feine Veranlafjung, die rechtliche Grundlage des fraglichen Geſetzes ebenfalld zu umter- 
juchen, da uns hier nicht eine frage de lege ferenda, jondern eine ſolche de lege lata vorliegt; wir follen 
im Hinblid auf die eingelaufenen Petitionen die Trage erörtern, ob es im öffentlichen Interefje Liegt oder 
nach irgend einer Eeite als geboten erjcheint, das Geje vom 23. Mai 1856 im Einne der Petenten zu ändern. 

Nach dem bejtehenden Rechte werben die vom Staat künftlidy herbeigeführten Rheinverlandungen dem 
Staate als Eigenthum zugejchieben. Von diefem feinem Eigenthumsrecht macht jedoch der Staat nad) $ 1 
Abſatz 2 des angeführten Geſetzes nur einen äußerjt mäßigen Gebraud. Er forderte nicht als das Vor- 
land, d. h. eine Fläche von ungefähr 1620 Hektar. Nach Abzug derſelben machten die Angrenzer, abgejehen 
von noch bevorjiehenden Verlandungen, auf der rechten Seite des Normaluferd in Folge der Berlandungen 
einen Bodengewinn von ungefähr 5432 Heltaren, erhielten aljo in Wahrheit, abgejegen von allen anderen 
Bortheilen, ein Gefchent von ganz auferorbentlicher Bedeutung. Jenes Borland forderte nun der Staat 
nicht, um einen unmittelbaren Gewinn daraus zu ziehen; er nahm es in Anſpruch, weil es für die Bebürf- 
niffe der Rheinkorrektion und deren Injtandhaltung unbedingt erforderlid war und erforderlich iſt und weil 
er den Bedarf an Sand, Kies und Fafchinenholz, welche die vom Staat ſelbſt gejchaffenen Verlandungen 
liefern, nicht auch jernerhin, wie bisher, den Eigenthümern der anliegenden Ufergrundjtüde abzufaufen 
gendthigt fein wollte. 

Die Petenten find im Irrthum, wenn fie meinen, die Rheinkorrektion jei längſt beendet; denn als Zeit- 
punkt jür die Vollendung des Wertes kann erjt das Jahr 1921 angenommen werben. Ebenſo jind dieſelben 
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im Serthum, wenn fie, wie hier gejchieht, behaupten, daß der Bedarf an Baumaterial fo gering fei, daß da 
Holz auf dem betreffensen Gelände großentheild verkauft werde. Es kann vorkommen und kommt häufig 
vor, daß die Baubehörde an einzelnen Stellen des Rheins Material käuflich erwirbt und dagegen an anderen 
Stellen als Erjag Holz verkauft, weil dejien Transport von einem entfernten Diftrift an die Bebarfjtellen 
zu koſtſpielig wäre. 

Wie aus $ 3 des fraglichen Geſetzes erjichtlich, hat der Staat ben von ihm beanspruchten Boben 
feinesweg3 umjonjt verlangt. Zwar das lünftig erjt entjtehende Vorland nahm er, und mit Hecht, als fein 
unmittelbares Eigenthum ohne Weiteres in Anſpruch. Auch von dem zur Zeit der Verkündigung des Gefeges 
ſchon vorhandenen eignete er fich nach gejeglicher Ermächtigung das noch nicht mit Vegetation bebedte jofort 
an; aber das bejtund aus Sandbänten von geringfügiger Bedeutung. Dagegen ehrte der Staat den Befit 
der mit Vegetation feiner Zeit jchon verjehenen, aljo werthvolleren Verlandungen in jo weit, daß er ben 
Privaten volle Entihädigung gewährte, und mit den Gemeinden in der Art abrecjnete, daß der biejc:r 
zufließende Nugen in etwas in Nechnung gezogen wurde. 


Eine Henderung des Geſetzes nad) dem Wunjche der Petenten würde demgemäß eine höchſt verwideltr, 
unabjehbare Liquidation zur Folge haben müffen, während heute die Verhältnifje Har und ruhig vor uns 
liegen. Seit 35 Jahren hat fi) über die Ordnung der Dinge keine einzige Stimme, weber bei bei 
Regierung noch bei ber Kammer erhoben. Allmählich jedoch ſcheint man die früheren durch den Rheinſtrom 
verurjachten troftlofen Zuftände in ber Nheinebene vergejfen zu haben und man überreicht eine Petition, 
die nicht weniger und nicht mehr verlangt, als daß der Staat ein ftaatliches Areal von 1620 Hektaren an 
die Rhein-⸗Gemeinden als Eigenthum abtreten joll. Sie beſchweren ſich darüber, daß fie, um an den Rhein 
zu gelangen, durch fremdes Eigentum zu gehen gezwungen feien. Nun aber hat, wie wir bereit oben 
angeführt, die Großherzogliche Regierung feiner Zeit bei Berathung des Geſetzes die ausdrüdliche Erklärung 
abgegeben, dab das Borland als öffentliches Gut Jedermann zugänglich und der Durchgang Niemanden 
verwehrt fein jol. Es hat fich denn auch feit Verkündigung des Gejeges weder in dieſer noch irgend einer 
anderen Richtung eine einzige Beſchwerde über die Verjtaatlihung des Vorlandes erhoben. Artikel 84 bes 
Waflergejeges vom 25. Auguft 1876 bejtimmt: „Wenn durch Korrektionsarbeiten Anfhwemmungen an dem 
natürlichen Ufer eines fließenden Gewäſſers gebildet, oder das Bett, einzelne Theile oder Urme eines 
fließenden Gewäſſers verlandet oder troden gelegt wurden, jo geht da3 jo gewonnene Land in das Eigen- 
thum des Unternehmers der vorgenommenen Korrektion über. Die Grenze des natürlichen Ufers wird durd) 
die Linie gebildet, biß zu weicher fi in der Zeit der begonnenen Bauausführung ber normale mittlere 
Waſſerſtand des fließenden Gewäſſers erjtredte. Bei den im Staatöflußbauverband ftehenden Gewäffern 
gilt ftet3 der Staat als Unternehmer der Korrektion. Den Angrenzern jteht gegenüber dem Unternehmer 
einer folhen Korrektion ein Anſpruch darauf zu, daß ihnen das fünftlich gewonnene Land, ſoweit dasſelbe 
im alle einer natürlichen Anſchwemmung, Trodenlegung oder Verlandung in das Eigenthum der Ungrenzer 
übergegangen wäre, gegen Erjat des abzujchägenden Werthed zu Eigenthum überlajjen werde. Diejer 
Unfpruch geht verloren, wenn er nicht binnen Jahresfrift nad Vollendung der Korrektion gerichtlich geltend 
gemacht wird. Wenn dem bisherigen Angrenzer durd) die Abjchneidung feines Eigenthums von dem 
fließenden Gewäjjer nachweisbar ein Vachtheil zugefügt wird, jo fteht demſelben ein auf gerichtlihem Wege 
geltend zu machender Anſpruch auf Entihädigung zu. Diefer Anſpruch kann auch dann geltend gemacht 
werben, wenn ihm trog ber im vorigen Abjage erwähnten Erwerbung ein ſolcher Nachtheil verbleibt. 
Soweit vor Verkündigung dieſes Geſetzes durch befondere Gefege und Verein— 
barungen über die einfhlägigen Rechtsverhältniſſe etwas anderes beftimmt ift, 
bleiben die betrefjenden Beitimmungen in Kraft" — Bon den Beftimmungen bed ange» 
führten Artikels, und die theil8 zu Gunften des Unternehmers, theild der Ungrenzer lauten, wird nad) dem 
Schlußſatze des Artikels das Gefeg vom 23. Mai 1856 gar nicht berührt, 

So lange das Werk der Rheinforrektion nicht vollendet ift, kann die Baubehörde auf die umbedingte 
Verfügung über Borland nicht verzichten, werm auch die Petenten hier erflären, daß ber Baubehörbe frei— 
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ftehen folle, dad Vorland zur Lagerung der Materialien und Gewinnung des nöthigen Holzes zu benützen 
Es würde immerhin eine Ungleichheit und in deren folge Unzufriedenheit entftehen, wenn bie Baubehörbe 
im einzelnen Diftriften von der jo eingeräumten Erlaubnig Gebrauch machen und andere Diftritte dagegen 
ganz unbehelligt laffen würde. Dieje Behörde wird übrigens auch nad) vollendeter Korreltion des Vor« 
landes zur dauernden Unterhaltung bed Werkes bedürfen, und kann ſich namentlich gegen bie auf bem 
Borlande vorzunehmenden Kulturen nicht gleichgiltig verhalten. Wird dad Borland den Ungrenzern über 
lafien, jo könnte dieſes in einer Weije angebaut, z. B. mit Hochwaldkulturen bededt werben, bie bei einge» 
tretenem Hochwaſſer eine Stauung verurfahen und dem Abführen der Fluthen hinderlich werben könnte, 

Was nun insbefondere die Verhältnijje auf der Gemarkung Altbreiſach betrifft, fo ſtellen ſich biefelben 
nach den in nenejter Zeit Hierüber gemachten Exhebungen folgendermaßen: Es find dort gekauft worben, 
und zwar von Privaten 0,0754 ha um 149 M 53 4. Auf Grund des Gejeged von 1856 find dem 
Staate im Borland zugefallen: a) Waflerfläche, Kies- und Sanbbänte 99,5 ha; b) Waldfläche 33,75 ha, 
junger Anflug 13,15 ha, zufammen 40,9 ba unentgeltlic, laut Vertrag vom 23. Juni 1857 unter ausbrüd» 
licher Unertennung feitend der Gemeinde, dab ber jeit Beginn der Rheinkorreltion (1838) eingetretene und 
noch zu erwartende Zuwachs den Werth der abgetretenen, bereit3 mit Landgewächſen bededten Flächen 
erheblich überjteige. E3 waren gemäß Artikel 1 Abſaßz 3 des Gejehed von 1856 im Jahr 1857 binnen« 
wärts ber Vorlandfläche 127,89 Hektar Waldboden, 64,89 Hektar junger Anflug, zufammen 192,78 Hektar 
zugewachſen, aljo 145,88 Heltar mehr, ald die Gemeinde innerhalb der Vorlandfläche unentgeltlich abge- 
treten hat. Seit 1857 find aber biß in die meuere Leit innerhalb der Gemarkung Altbreifach weitere 
Veränderungen eingetreten, indem 75,9 Keltar Kies- und Eandbänte beziehungsweiſe Wafferflädhe in Wald 
umgewandelt wurden, was ungefähr einem Werth von 52000 M entipridt; und für die Folge ijt auf 
diefer Gemarkung noch ein weiterer Zuwachs an nußbarem Gelände von 30 Heltar zu erwarten. Die 
Ungabe bezüglich eines Einbruch® vor ca. 50 Morgen Wald in der Gemarkung Altbreiſach wird durch eine 
Vergleichung der Nheintarte von 1872 mit ber neueſten wejentlich eingejchränft. Es handelt jich hierbei 
höchitend um eine Fläche von 15 Morgen in fchmalen Etreifen, die immer dem heftigen Stromangriff aus» 
gejegt war. Wenn bort durch die Inſpeltion Dedungsmaterial weggenommen worden ift, fo ijt dies wohl 
in ber Noth zum Schutz der vorliegenden Korreftionsbauten gejchehen. Die Injpektionen haben bie 
Weifung, auch die rüdliegenden Ufer gegen Abbruch zu jchügen, wenn jchon es fich hier immer nur um 
einen vorübergehenden Schaden handelt, und das, was an ber einen Stelle abbricht, an der anderen fich 
wieder anlegt. 

Was die Gewinnung von Baumaterial für bie Rheinkorrektion betrifft, fo ergeben bie neuejten 
Erhebungen, daß vom Jahr 1876 bis einfchließlic 1890 der badiſch-elſäſſiſchen Rheinſtrecke entlang von ber 
badijchen Wafjerbauverwaltung 3 722 146 Stüd Fafchinen gewonnen und verwendet worden, burchichnittlich pro 
Jahr 248 143 Stüd; hievon im ärarifchen Vorland 2110760 Stüd, aljo durchfchnittlich pro Jahr 140 717 
Stüd; von den der Flußbaudienftbarleit unterftehenden Gemeinde» und Privatwaldungen 1611386 Stüd, 
im Jahr durchſchnittlich 107426 Stüd, Für dieſe wurden an Stodgeld aus Staatsmitteln 318 247 AM 59 4, 
ober jährlich im Durchfchnitt 21216 „M 50 4 bezahlt. 

Wir fügen noch an, daß in dem Gefege vom 11. Februar 1870 das Eigenthum ber Berlandungen 
bed Rheins längs der bayerifchen Grenze feftgefegt wurde, Das Gejeg ftimmt mit dem vom 23. Mai 1856 
überein mit der einzigen Ausnahme, daß im Artikel 1 für die Vorlandfläche eine Breite von 50 Fuß, ftatt 
einer ſolchen von 300 Fuß feftgefegt wurde. Die Begriindung der Gejegesvorlage zu diefem Artilel weiſt 
darauf hin, wie die Bejtimmung des Vorlandes in einer Breite von 300 Fuß längs der franzöjifchen Grenze 
nothwendig war, um einerjeit3 an den dort in großem Maafjtabe auszuführenden Bauten ungeftört arbeiten 
zu können, andererfeit3 aber um zur Gewinnung des nöthigen Fajchinenmaterials - und zum Schuß ber 
Rheindämme Weidenanpflanzungen auf dem Vorlande auszuführen und bleibend zu erhalten. 

Anders waren und find die Berhälinifje an dem Rhein längs der bayerijchen Grenze. Hier ift der Rhein 
nicht mehr ein Wildſtrom; das Waſſer fließt in einem gejchlojjenen Bette aber allerdings in großen Windungen 
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zu Thal. Es waren hier, wie ſchon gezeigt wurbe, nur Durchjtiche auszuführen, und nachdem dieſe ausgeführt 
handelte e3 fich nur noch um die volljtändige Dedung ihrer Ufer mit Steinbauten und um bie Ergänzung ber 
Normaluferlinie in jenen Abtheilungen de3 Fluſſes, in denen nach dem Storreftionsplane das alte Flußbett auf 
bie normale Breite einzuengen oder zu erweitern war. Der Bedarf an Baumaterial, für diefe Zwecke war und 
it darum verhältnigmäßig weit geringer, als an dem badiſch-elſäſſiſchen Rhein, wo ber in viele Arme getheilte 
Fluß allmählig durch zweckmäßige Bauten erft im das normale Bett eingeleitet und barin feitgehalten werben 
muß. Während e3 nun hier fehr jchwierig, ja faum möglich und mit großem Aufwand verbunden war, das 
Faſchinenbedürfniß zu deden, liefern die der Flußbaudienſtbarkeit unterworfenen Waldungen für die Bauten an dem 
babijch-bayrifchen Rhein genügendes Falchinenmaterial und ein Schuß der Dämme dur Weidenpflanzungen it 
bier nur ausnahmsweiſe erforderlich. Für die flukbaufichen Zwecke genügt deßhalb ein Gelänbejtreifen von 
fünfzig Fuß. 

Bei Berathung des Berichtes in der Kommiſſſon erklären ſich die Mitglieder mit den Ausführungen des 
Berichts im großen uud ganzen einverjtanden. Es wird von Einzelnen hervorgehoben, wie die Rheinkorrektion 
nament'ich durch die tiefere Lage des Grundwaſſers für die Vegetation, Bewäſſerung der Wiejen und Anlage 
von Bäumen ihre Nachtheile mit jich brachte, wobei man jedoch die günjtigen Wirkungen bes großen Werfes 
nicht verfennen will. Doch wird von verjchiedener Seite die Anficht ausgefprochen, daß die Breite bes 
Vorlandes mit 300 Fuß zu groß bemeſſen ſei und auch in etwas geringerer Ausdehnung genügen dürfte. 

Für den Antrag, es wolle über die vorliegende Bitte zur Tagesordnung übergegangen werden, 
ſtimmten 6 Mitglieder der Kommiffion. Der Majoritätsantrag, 9 Stimmen, geht dahin: 
es wolle dad vorliegende Gejud der Großhetzoglichen Regierung 
indem Sinne zur Kenntnißnahme und Erwägung überwiejen werben, ob 
niht das Gefeg vom 23. Mai 1856 im der Hinfiht abgeändert werden 
lönne, baß die in Artikel 2 desſelben auf 300 Fuß beftimmte Breite bes 
Borlanbes auf ein geringeres Maaß herabgejegt werde. 


Verhandlungen der 2. Sammer. 1891/92. Ates Beilageheft. 42 
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Beridt 


der 


Betitiong-Rommifjion der zweiten Kammer 
über 


die Petition des deutſchen Frauenvereins Reform“ zu Weimar um Errichtung 
eines Mädchenghymnaſiums oder Zulaſſung des weiblichen Gejchlechts zur Ab— 
legung des an den beftehenden Gymnaſien eingeführten Maturitätdegamens, 


Erjtattet von dem Abgeordneten Dr. Schluffer. 


Namens des deutfchen Frauenvereins „Reform“ wendet jich die Vorfigende, Frau I. Kettler in 
Weimar, mit obiger Bitte an das hohe Haus und führt zu deren Begründung aus: 

Unzweifelhaft jei der natürliche Beruf des Meibes die Ehe. Solange die große Mehrzahl der Mädchen 
zur Ehe gelange, die übrigen in der Regel ihre natürliche Heimftätte innerhalb der Familie, im elterlichen 
oder einem verwandtichaftlichen Haufe fänden, jei die bejte Erziehung des Weibes die Vorbereitung auf den 
Haushalt. Bei uns bilde num bei der Erziehung unjerer Mädchen die Vorbereitung auf den Haushalt die 
Regel, und e3 könne danach jcheinen, als jei für die große Mehrzahl die Eicherheit gegeben, ſich dereinjt 
zu verheirathen. Das ſei aber leider feineswegs der Fall. Und mit der bei den heutigen Wirthjchafts- 
verhältnifjen wachſenden Schwierigleit der Erhaltung des eigenen Hausſtands verringere jich ſtetig die 
Möglichkeit für Unverheirathete, bei Verwandten die „natürliche Heimftätte” zu finden. 

Das mache jich bei der jogenannten arbeitenden Klaſſe weniger empfindlich fühlbar, denn hier werde 
das weibliche Gejchlecht von vornherein mehr zur jelbftändigen Erwerbsthätigleit herangezogen. Auch nicht 
bei der Geld» und höheren Geburt3arijtofratie: hier jichere das Vermögen die Zukunft des Mädchens. 
Wohl aber bei den breiten Edjichten de3 jogenannten gebildeten Mitteljtands (Beamte, Tffiziere, Künſtler, 
Technifer, gebildete Streife des Handeld und der Induſtrie ꝛc.). Hier werde die Chefchliehung in immer 
weiteren Kreifen eine Erijtenzfrage. Und doch gelange gerade hier eine große Zahl von Mädchen nicht 
zur Ehe. 

Tie Zulunft diefer Mädchen lönne nur auf einem Wege gefichert werden: durch Ausbildung zur 
Erwerbsthätigleit. Die zur Zeit den Mädchen offen jtehenden Berufe reichten nicht aus. Es feien ihnen 
nod alle auf wijjenjchaftliche Etudien gegründete Berufe verſchloſſen. Wenigſtens ein Theil derjelben follte 
dem weiblichen Gejchleht zugänglich gemad)t werden. Die Vorbedingung dazu aber jei die Eröffnung der 
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Möglichkeit einer Schulbildung, welche für die bezeichneten Berufe vorbereite. Eine ſolche Schulbildung 
feien unfere jegigen Anftalten zu geben nicht im Stande. 

Eröffue man einen Theil des Reichs der Wiſſenſchaft der ;Frau, wie das in ber Kunſt ſeit Allers her 
der Fall fei, fo erreiche man eine Entlaftung der jchon jest zugänglichen Erwerbszweige von einer drückenden 
Konkurrenz und einer Menge ungeeigneter Mitarbeiterinnen, Ermöglichung einer Erwerbsfähigteit für viele, 
die eine folche Heute nicht erlangen können, weil fie fich zu feinem der wenigen jegt offenen Berufe fähig 
fühlen, Befeitigung der Nothwendigkeit für viele Mädchen, die Heirat als Eriftenzfrage zu betrachten, Er- 
feichterung der Ehefchliefung durch Mithilfe der Frau beim Erwerb, endlich größere Sicerjtellung der 
Töchter für dem Fall des Umverheirathetbleibens. 

Zur Anbahnung jolcher Ziele habe fi am 30. April 1888 der Deutjche Franenverein „Reform“ fon- 
ſtituirt derſelbe erſtrebe 

1. die Errichtung von Mädchengymnaſien mit gleichem Lehrplan, wie die Knabenſchulen, welche auf 
die niverjität vorbereiten; 

2. Berechtigung derjelben zur Ausstellung von Maturitätszeugnifjen; 

3. Zulafjung des weiblichen Gejchleht3 zum Studium auf Hochjchulen ; 

4, Erlangung der Erlaubniß für Frauen, die auf wiljenfchaftlichen Studien berubende Berufe, deren 
Ausübung einer behörblihen Genehmigung bedarf, auch wirtlich ausüben zu dürfen. 

Die zur Zeit in Deutjchland- herrjchenden fozialen und ethijchen Verhältniſſe einerjeits, wie Die 
phyſiſche Natur des weiblichen Geichlechts lichen es aber als thöricht erjcheinen, die Zulaſſung der Frau 
zur Ausübung aller wijfenfgajtlichen Berufe zu fordern. Der Verein erjtrebe nur dad zunädjt Erreichbare 
und dazu gehöre in erjter Linie die Zulafiung der Frau zur Ausübung des ärztlichen Beruf. Das jei 
auch aus einem anderen Grunde zur Nothwendigkeit geworden: weil erfahrungsgemäß viele Frauen ſich 
nicht entſchließen könnten, jich in-allen Krankheitsfällen einem männlichen Arzte anzuwertrauen. Die Folge jet 
mer zu oft langwieriges Siechthum. 

Hiernach geht die Bitte des Vereins dahin, 

der Landtag wolle die nöthigen Schritte thun, um auch in Deutſchland dem weiblichen 
Geſchlecht das IMmiverfitätsftudium zu ermöglichen und zu dieſem Zwede bei der Staatsregierung 
die Errichtung eines eigenen Mädchengymnafiums oder die Zulafjung der Mädchen zur Ablegung 
der Abitnrientenprüfung an einem der bejtehenden Gymnaſien beantragen. 

In Nom Habe das Kultusminiſterium zu Dftern 1891 ein Mädchengymnafium errichtet; im ber Schweiz 
jei.e8 den Mäbchen gejtattet, die Stnabengymmafien zu bejuchen; der Verein hoffe darum, daß auch die vor- 
liegende Bitte eine wohlvollende Aufnahme finden werde. 


Formel geht zwar die jetzt vorliegende Eingabe nur auf Ermöglichung der Abfegung des Abiturienten- 
eramend für das weibliche Geſchlecht. Da diefe Prüfung aber kaum einen Werth hat, wenn fie nicht dem 
Schlüfjel zum Univerjitätsftudium und zu gewiffen wilfenfchaftlichen, insbefondere dem ärztlichen ımd dem 
höheren Lehrberuf bildet, jo wird die Petition nur im Zufammenhang mit den auch auf die Zulafjung der 
Frauen zur Univerfität und zu diefen Berufen gerichteten Bestrebungen erörtert werben können. 

Dieſe Beſtrebungen haben jeit nahezu 20 Jahren die Großherzoglihe Negierung, in den letzten 
Jahren auch den badischen Landtag und ben Neichstag bejchäftigt, So hat im Jahr 1873 fchon die 
medizinische Fakultät Heidelberg an das Minifterium berichtet, daf zwei ruffifche Damen die Borlefungen 
der medizinischen Fakultät bejucht und nach Abſchuß ihrer Studien bei der Fakultät angefragt haben, ob 
ihnen die Zulafjung zum Doltoreramen gejtattet werde. Die Mehrheit der Mitglieder habe aus Billigkeits— 
gründen bie Frage bejaht; dabei. aber die Zuftimmung des Minifteriums vorausgeſetzt. Es wurde aber 
zugleich einftimmig die Erklärung abgegeben, daß künftighin feine ‚rauen mehr zu den mebizinifchen Vor- 
fejungen oder zum Doftoregamen zuzulafjen jeien. In feinem darauf erfolgten Bejcheide hat das Minifierium 
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des Innern erwidert, es trage-aus ‚prinzipiellen Gründen Bedenken, auch nur ausnahmsweiſe weibliche Per— 
fonen zum Doltoreramen zuzulaffen. Zugleich wurde der Falultätsbeſchluß, wonach fernerhin die mebi- 
ziniſchen Vorlefungen fir Damen nicht mehr zugänglich fein follten, genehmigt. 

Im Jahr 1881 berichtete die Direltion der Polytechniſchen Schule hier an das Minijterium, daß eine 
ruffifhe Dame darum nachgefucht habe, im nächiten Semeiter als ordentliche Stubirende in das Polytechnikum 
eintreten zu bürfen. Der große Rath, habe ſich in einer Sigung dahin fchlüffig gemacht: 1. man ſei im Prinzip 
nicht gegen die Aufnahme von weiblichen Stubirenben ; 2. daß biefelben jedoch nur ala Hofpitantinnen eingefchrieben 
werden follten; 8, daß die Aufnahme nur eine verfuchäweife fein und 4. daß die Angelegenheit dem Minifterium 
zur Entfcheibung unterbreitet werben fol. Das Minifterium hat hierauf entſchieden, daß man negen die ber 
antragte Regelung Bedenken erheben müſſe. Wenn e8 auch feinem Anftand unterliege, daß Frauen zu einzelnen 
Vorträgen ausnahmsweiſe zugelaffen werben, die für einen erweiterten Kreis von Zuhörern eingerichtet, an ber 
Hochſchule etwa einmal gehalten werben ſollten, jo ſcheine e8 boch nicht entiprechend, daß Frauen auf Grumb 
des Statut im ein feites Verhältniß zur Anftalt aufgenommen werben, fei es als Stubirende, fei es ala 
Hofpitantinnen. 

1881 wendete fich das Neichdamt des Innern mit der Anfrage an bie Großherzogliche Regierung, welche 
Stellung diefe zu der Frage der Zulaffıng von Frauen zum ärztlichen und pharmacentifchen Stubium einnehme. 
Das Minifterium der Juſtiz rc. hat hierauf an das Staatsminiſterium berichtet, indem es auf feine Entſchel⸗ 
dungen ber Univerfität Heidelberg und dem Polytechnitum gegenüber hinmwies. 

Das Kaiferlich Nuffifche Unterrichtaminifterium wünfchte 1884 ebenfalls zu erfahren, melche Vorfchriften 
bei uns bezüglich des am Frauen zu ertheilenden Unterrichts in der Medizin beſtehen. Es murbe durch bie 
Geſandtſchaft die Auskunft ertheilt, daß Frauen an unferen Hochfchulen zum mebizinifchen Unterricht nicht zu— 
aelaffen werben. 

Juli 1884 theilte Profeffor Holſten dem Direktorium der Iniverfität Heidelberg mit, dab eine in Bern 
wohnende Dame der Univerfität eine Stiftung von vorläufig 100000 ‚AH. machen wolle, mit ber Bebingung, 
daß bie Erträgniffe biefer Stiftung zu Stipendien für am ber Umiverjität Medizin, Chemie ober Pharmacie 
ftubirende frauen verwendet werben follten. Der arofie Senat fowohl, als die philofophifche und mediziniſche 
Fafultät insbefondere fprachen ihr Bebauern darüber aus, dak man im Hinblid auf bie z. Zt. unerfüllbaren 
Bedingungen auf bie dargebotene Stiftung verzichten müſſe. Die Großherzogliche Regierung hatte gegen dieſes 
Votum feinen Einwand zu erheben. Dasſelbe Angebot geichah Dftober 1884 an die Umiverfität Freiburg und 
hat diefe Anftalt diefelbe Stellung zur Froge eingenommen, wie die zu Heidelberg. 


Im Jahr 1888 berichtete bie Direktion der technischen Hochſchule bier, daß man der Frage der Zulaffung 
von Frauen zur Theilnahme am Unterricht wiederholt näher getreten fei. Man habe eine Regelung bisher 
dahin getroffen, daß ihnen bie allgemein bildenden Fächer, wie Gefchichte der Kunſt und Literatur, allgemeine 
Geſchichte, Nationalökonomie zugänglich gemacht werden follten, ohne daß die Hörerimmen mit der Anſtalt in ein 
näheres Verhältniß treten ; diefelben ſeien nicht als Hofpitantinmen anzufehen; ihre Zulafjung folle nur eine 
verfuchäweife fein und dürfe nur mit Zuftimmung ber betreffenden Dozenten erfolgen. Nun liege aber jet 
ein weitergehendes Geſuch vor. Eine junge Dame habe den Wunfch fchriftlich vorgetragen, nach dreijährigem 
Privatunterricht ihre Kenntniffe in Phyſik, Chemie und der höheren Mathematik durch Zulaffung zum Unterricht 
an der Hochichule in diefen Fächern zu ergänzen und baburch die Befähigung zum Neallehrereramen zu er 
fangen. Man war gewillt, diefem Geſuch ftattzugeben und auch ferner auf fchriftlich eingereichte und gehörig 
notivirte Eingaben, Damen, wenn nach forglicher Prüfung der Verhältniffe der Heine Rath feine Genehmigung 
ertheile und ber betreffende Dozent feine Zuftimmung ausfpreche, ausnahmsweiſe auch für andere Borlefungen 
und Uebungen von Hofpitantinnen zuzulaſſen; man hoffe zugleich, dabei Erfahrungen zu machen. Das 
Minifterium war mit diefen Entjcheidungen einveritanden. 

Eine Verbalnote der Königlich Preußifchen Gejandtichaft vom April 1889 an das Großherzogliche 
Staatsminiſterium, die Zulaffung der Frauen zum Univerſitätsſtudium betreffend, gab den verschiedenen Minifterien 
und den ihnen unterftehenden zujtändigen Behörden Anlaß, jich über die Frage eingehend auszufprecen. 
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Das Minijterium des Innern entſchied fich im Uebereinjtimmung mit dem Medizinalreferenten 
gegen die Zulafjung von Frauen zum Studium der Medizin an ben Landesuniverjitäten, beziehungsweife zu 
den eimjchlagenden Prüfungen. Es jei bei dem andauernden Zubrang zum ärztlichen Studium ein Bedürfniß 
nad) Vermehrung der Zahl der Merzte durch Frauen micht anzuerkennen. Man könne ferner den Frauen bie 
Borbedingungen des Examens nicht wohl leichter geitatten, ald den Männern; es fei aber zur Zeit nicht abzu— 
fehen, wie Eritere bem Maturitätseramen genügen wollten. Dem Weibe gebreche es an Eigemjchajten, die der 
Arzt zu erfolgreicher umd nachhaltiger Ausübung jeiner Thätigkeit unbedingt. nöthig habe: Ihatkraft, durch 
feine Gefühlsregungen beeinflußte Nüdjichtslofigkeit und Energie, auch einer gewifien Muskellraft. Für frauen: 
frankheiten allein Aerztinnen zu approbiren, gehe nicht an: mit vollem Recht werde an der Einheit des medi- 
zinifchen Studiums feitgehalten. Die ärztliche Unterfuchung durch einen Mann beleidige das Schamgefühl nicht; 
übrigens jtehe ja dem Frauen der Beruf der Hebammen frei, welche wohl die Frauenleiden unterjucen, 
erfennen, und erforderlichenfalls auf die Nothwendigfeit ärztlicher Behandlung hinweiſen könnten. Der Ober- 
ſchulralth gelangte zu folgenden Ergebniffen: die Erfegung der philologisch gebildeten Lehrer an höheren Mädchen- 
ſchulen durch Lehrerinnen liege nicht im Interefje der Anitalten, doch könne die Wirkjamfeit der Lehrerinnen 
immerhin noch erweitert werben. Auch das akademische Studium werde den künftigen Lehrerinnen diejenige 
Borbildung nicht geben können, welche fic befähigen könnte, an die Stelle der philologijch gebildeten Lehrer zu 
treten. Echon bie jetige befchränfte Vorbildung der Mädchen jtrenge deren leibliche Kräfte bis zum Ueber- 
maße an. Dem Gymnaſium eine ganz neue Klaſſe von Zöglingen zuzuführen, erjcheine zudem im heutiger Zeit 
bedenklich, wo die Gymnajial- und Realgymnajtalbildung von jo vielen Seiten angefochten werde. Das 
Kultusminijterium fpricht fich nun im Hinblid auf dieje Neuerungen im Staatsminifterum in folgender 
Richtung aus: Wenn man auch bei Beurteilung der thatjächlich vorliegenden VBerhältniffe den Wunſch, die 
höheren Studien in bejtimmten Fächern den Frauen zuzänglich zu machen, für begreiflich, ja für nicht unbe— 
rechtigt erachten wolle, jo erjcheine die Frage jet moch nicht zur Entjcheidung veif. Ein. Bedürfuiß jei bisher 
jpeziell in unjerem Lande mod nicht mit folcher Allgemeinheit, Beſtimmtheit und Dringlichkeit hervor» 
getreten, daß der Staat die mit beträchtlichem Kojtenaufwande verbundenen Anordnungen im Schulwejen durch— 
zuführen veranlagt fein fünnte, zumal die frage der Vorbildung zur Univerfität im Allgemeinen gerade jet 
Gegenjtand Iebhafter Erörterung bilde. 

Eine in ähnlicher Richtung ſich bewegende Petition des Allgemeinen Deutjchen Frauenvereins in Leipzig 
fag dem Landtage 1889/90 vor. Die Petitionstommiffion beantragte damals motivirte Tagesordnung. Die 
Frau eigne jich mit wenig Ausnahmen nicht für das afademijche Studium. Die Zulafjung von rauen würde 
die Kalamität der Ueberfüllung aller gelehrten Berufe nur noch jteigern. Hinſichtlich des medizinifchen und 
philologijhen Studiums inäbefondere ſchloß ſich die Kommiffion im Allgemeinen den oben dargelegten Uus— 
führungen des Minijteriums des Innern und Oberſchulraths an. Keinenfalls aber ſollle die badiſche Regierung 
vereinzelt vorgehen, vielmehr abwarten, bis von Zeiten des Reichs derartige Maßnahmen ergriffen würden. 
Der Bertreter der Großherzoglichen Negierung äußerte fich in ähnlicher Weiſe, wic oben bezüglich des Kultus» 
minijteriums dargelegt. Der Kommifjionsantrag wurde mit allen gegen 4 Stimmen angenommen, 

In jeiner Sigung vom 12. März v. I. hatte ſich and) der Neichdtag mit den beiden Petitionen, bes 
Leipziger und des Frauenvereins „Reform“ zu befaffen. Die Betitionsfommiffion beantragte Uebergang zur 
Tagesordnung, welcher Antrag auch, unter Ablehnung von Anträgen des Abgeordneten Bebel und Schrader auf 
Ueberweifung zur Berücichligumg und Dr. Harmening auf Ucberweifung zur Erwägung, zur YUnmahme. gelangte. 
Zur Begründung leßterer Anträge war namentlich angeführt worden, in Berlin ſei eine ganze Reihe weiblicher 
Aerzte mit Erfolg thätig, in Amerika etwa 3000. Es gebe Frauenberufe, die weitaus anjtrengender jeien, als jener 
des Arztes, jo namentlich der der Kranfenpflegerin. Der Beſuch von Vorlefungen durch Frauen fei unbedenklich): 
Der Ton der Studenten könne dadurch nur gewinnn. In England und Amerika, wo man gewiß; viel auf guten 
Ton halte, jiudirten Männer und Frauen bereits zufammen. Im legter Zeit feien die Schweiz und Norwegen 
in gleicher Richtung vorgegangen. In Amerika jtudirten etwa 18000 Frauen, ohne day ein Schaden für den 
Unterricht eingetreten fei, im Gegentheil, dev Wetteifer wirle für das männliche. Gejchlecht ſogar nützlich. Für 
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den Kommiffionsantrag wurde geltend gemarht, die Natur Habe den rauen das Haus und die Familie als 
Wirfungsfreis angewieſen, nicht die Welt mit ihren Leidenſchaften. Lafje man die Frauen einmal zum Stubium 
zu, jo müjfe man ihnen auch die Advokatur und das Nichteramt eröffnen und das würbe doch gewaltige Um— 
wälzungen hervorrufen. Wolle man aber letzteres nicht, jo iverde man ein Gelehrtenproletariat hevanziehen. 
Man möge doh auch Rußland jehen, wo gerade die jtudirten rauen umſtürzleriſche Tendenzen verträten. 
Auch würde die an fich jchon vorhandene Uebervölkerung der Univerfitäten “in bedenklichitee Weije vermehrt 
werden. — Seitens der Neichäregierung war in der Kommijjion die Erklärung abgegeben worden, man habe 
bisher feine Veranlaffung gehabt; zu der Frage Stellung zu nehmen. Art ſich jtünbe nach ber Gewerbeordnung 
der Zulafjung von Frauen zum ärztlichen Beruf nichts entgegen. Wohl aber jei bei ber heutigen Organifation 
der höheren Unterrichtsonftalter den Frauen unmöglich gemacht, die Zulafiungsbedingumgen zur Früfung zu 
erfüllen. Die Geſtaltung des Unterrichtswejens aber gehöre nicht zu den Aufgaben des Reichs und ſei ber 
unmittelbaren Ginwirfung desſelben entrüdt. Im. Plenum it eine Aeußerung vom Regierungstiſch aus nicht 
erfolgt. ER 

Unterm 5. Dftober 1891 richtete der Borjtand des Allgemeinen Deutjchen Lehrerinnenvereins an das Badische 
Kultusminijterium die Bitte, Einrichtungen zu treffen, durch die es den Lehrerinnen ermöglicht werden, fich eine 
volljtändige wiſſenſchaftliche Bildung anzueignen. Die heranwachjende weibliche Jugend bedürfe des Einflufjes 
tüchtiger Frauen, vor’ Allen in der Schule; mit Mecht verlangten jeinfühlige Mütter, daß gevade die heran« 
wachienden jungen Mädchen in der Schule nicht ausjchlichlich oder doch in allen für die innere Entwicklung 
bedentſamen Fächern von Männern unterrichtet würden. Diejem Mangel am weiblichen Einfluß jet ein großer 
Theil der Schäden zuqufchreiben, die ſich umlengbar in den festen Sahrzehnten in unferer Mädchenerzichung 
gezeigt hätten. Um diefem abzuhelfen, fei aber nöthiq, bie Heranbildung der Lehrerinnen nicht auf die jemina: 
riftijche Grundlage zu befchränfen, ſondern entweder ihnen das Univerjitätsitudbium freizugeben oder bejondere 
geeignete Staatliche Anitalten zu jchaffen. Der Gronherzogliche Oberjchulrath, zur Aeußerung hierüber aufge: 
torbert, verhielt fich much jett wieder ablehnend. Es jei gerade in letzter Zeit eine jo außerordentlich große 
Anzahl von Lehramtspraktitanten zugegangen, daß es höchit bedenklich wäre, ihnen noch eine Konkurrenz 
durch weibliche Lehrkräfte zu schaffen. Die behaupteten Echäden in der dermaligen weiblichen Erziehung 
feien nicht näher auseinandergejegt, weil chen nicht vorhanden. Die Erfahrung habe fortwährend gelehrt, 
daß die jeminarijtische Bildung die Lirperliche Kraft der Aipirantinnen immer noch zu jehr anjtrenge, und 
man habe neuerdings wieder Mahnahmen ergreifen müſſen, um bedenkliche und bleibende Schäden von der 
Geſundheit der Seminarijtinnen abzuwehren. Daß die geforderten Bildungsgelegenheiten noch weit höhere 
Anforderungen an die Kraft der Mädchen stellen mühten, liege auf der Hand. Wo Mädchengynmajien bisher 
bejtunden, hätten jie feine Leiſtungen aufzuweiſen, welche zur Begründung ähnlicher Anjtalten lockten. Der 
jrembjprachliche Unterricht an dem höheren Mädchenjchulen Liege jchon jegt in weiblichen Händen. Es bleibe 
noch Religion, Deutjch und Gejchichte. Erjterer Unterricht ſei in den unteren Klaſſen den Lchrerinnen zu- 
aänglich, jtche übrigens den Sirchen zu. Für Dentjch und Gefchichte müſſe dagegen ein weiterer Geſichts— 
frei3, eine wumfafiendere Lebenserfahrumg, ein engere3 Verhältnis zum öffentlichen Leben verlangt werben, 
als eine Frau, in welcherlei Anjtalt fie auc) ihre Bildung erlangt haben möge, erreichen fünne und dürfe. 
Das Kultusminiſterium verbejchied hienach dad Geſuch abweislich. 


Im Dftober d. 3. hat num die naturwiſſenſchaftlich-mathematiſche Fakultät der Univerſität Heidelberg 
beim Kultusminiſterium beantragt, es jolle der Beſuch der Vorlefungen und Uchungen innerhalb der Fakultät 
denjenigen Beſucherinnen gejtattet werden, welche die Fakultät mach Anhörung ihrer fachverftändigen ordents 
lichen Mitglieder für hinreichend vorbereitet erlläre. Die Zuſtimmung des vortragenden Lchrers ſei jedoch 
dabei im jedem einzelnen Kalle vorausgeſetzt, aut; die Erlaubniß als cine ſtets widerenfliche zu betrachten. 
Die Fakultät begrimdet den Antrag, wie folgt: Da notoriſch ein groher Theil der Mädchen der Möglichkeit 
der Eheſchließung beraubt jet, jo fer es ein Gebot der Gerechtigkeit, ihnen Grwerbsgelegenheiten nicht zu 
verſchließen, welche das Studium der Rakultätsfächer ‘zur Vorausſetzung hätten. Es hätten rauen in 
zahlreichen Fällen bewieſen, daß jie hervorragende Leiitungen in den Fächern der Falultät zu liefern ver« 
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mögen. Ein nachtheiliger Einfluß auf die Studenten fei nicht zu befürdten, wie die Erfahrungen‘ zweier 
Fakultätsmitglieder aus Heidelberg (früher) und Zürich darthäten, eher eine günjtige Wirkung. Die Gefahr 
des Eindringens zweijelhafter Elemente fei durch die Vorjchrift einer Prüfung jedes Einzelfalls illuſoriſch 
gemacht. 

Dad Kultusminifterium genehmigte dieſen Antrag unter'm 23. November, und ed bejucht zur Zeit auch 
eine Dame die Borlejungen des Lehrers der Mathematik, Geheimraty Dr. Königsberger. 

Auf der Univerfität Freiburg wurden fchon in den letzten Jahren einzelne Damen, meift Aus- 
länderinnen, von alademiſchen Lehrern thatſächlich zu Vorleſungen zugelaffen, ohne daß eine Ermächtigung 
eingeholt oder ertheilt wurde, und ohne dab die Hörerinnen in ein beftinmnted Verhältniß zu ber Uni» 
verfität traten. 


Diefe Vorgänge haben eine eingehendere Darjtellung um deswillen gefunden , weil aus ihnen die haupt- 
ſächlichſten, für und wider geltend gemachten Gründe jich ii Eade Ihrer Kommiſſion war es, die Lepteren 
einer neuen Prüfung zu unterzichen. 

Ihre Kommiſſion war jih zunächſt darin einig, dab die Zulajjung der Frauen zu dem bezeichneten 
wiljenjchaftlichen Berufen bezichungsweife zu der Vorbereitung biezu, feine Frage des Nechts, ſondern ledig: 
ih eine jolche der Zwedmäßigkeit je. Die Natur hat mm einmal die Geſchlechter verjchieden gejchalien, 
und jo wenig Jemand im Exnjte daran denken wird, den Frauen alle Pflichten der Männer anzulegen — 
man denke nur an die Wehrpflicht — ebinjowenig kann davon die Nede jein, da ihnen ein Recht auf völlige 
Gleichitellung mit den Nechten der Männer zuſtehe. Ks ijt vielmehr Lediglich Frage der Zweckmäßigkeit, der prat- 
tijchen Erwägung, wie der Wirlungskreis der Frauen im öffentlichen und Erwerbsleben begrenzt werden jull. 

Und umer Berücjichtigung der dermalen bejtchenden Verhälmiſſe ie die Kommijjion in ihrer großen 
Mehrheit dazu gelangt, gegenüber den Beſtrebungen des Vereins Reform“, wie fie in vorlisgeuber — 
ihren Ausdruck gefunden haben, eine durchaus wohlwollende Stellung einzunehmen. 

Das iſt unbeſtreitbar, daß, und zwar heute mehr denn früher, ein großer Theil der Frauen nicht zur Ehe 
gelangt. Co waren unter den im Jahre 1889 im Großherzogthum Baden verſtorbenen Perſonen weiblichen 
Geſchlechts über 20 Jahren: 4380 verheirathet, 3638 verwittwete und gejcjirdene und 2387 ledige. Unbeſtreitbar 
üt, daß dieſe Thatſache ſich um jo empfindlicher fühlbar macht, als die Zahl der unverheiratyeten und zugleich 
unverjorgten Frauen ſich nicht auf alle Bevölkerungsſchichten gleichmäßig vertheilt, ſondern überwirgend auf 
einen Stand, den ſogenannten gebildeten Mirtehjtand, entfällt. Unbejtreitbar ijt auch, daß mit der wachſenden 
Schwierigkeit, ſich eine wirthſchaftliche Exiſtenz zu jchaffen, die Gelegenheit für die unverheiratheten Frauen, inner— 
halb der „natürlichen Heimftätte* ihrer Famiie eine Verjorgung zu finden, mehr und mehr im Schwinden 
begriffen ij. So wird ein großer Theil bes weiblichen Geſchlechts gebieterijch darauf hingewieſen, fich eine 
Erwerbsge egenheit zu juchen. 

Demgegenüber füllt der Eimwand, die Tran gehört ihrer Natur, ihrer Bejtimmung nad) in's Haus, 
nicht in die Welt voll Leidenſchaſten. Eine Frau, die feinen eigenen Herd findet, kann ihn nicht pflegen, fo 
gerne fie e3 vielleicht möchte, eine Frau, die fich nicht verehelicht, kann nicht für Mann und Kinder forgen, jo 
trefflich fie es auch verjiände. Zudem macht doch ein wiljenjchajtliches Eneben die Frau nicht unfähig zum 
jpäteren Hausfrauenberuf, wenn ſich Gelegenheit zur Verehelichung bietet. Wir jehen Teider gerade in den ge— 
bildeten Ständen häufig genug die Mädchen nah der Shalentlajfung die ſchönſten Jahte in geradezu 
underantwortlicher Weije vergenden. Würde die Zeit nicht durch irgend ein Studium bejjer ausgefüllt, würde 

die Frau nicht dem Mann eine willtommensre ebenbürtigere Gattin jein, ‚wenn ſie dieſe Jahre mit wiſſenſchaft⸗ 
lichem Suidium, als mit eitelm Nichtsthun verbracht hat? 

Es iſt der Petition darin durchaus zuzuſtimmen, daß die heutigen Verhaliniſſe die Schaffung von ſelb⸗ 
jtändigen Erwerbsgelegenheilen für die Frauen zur Nothwendigkeit machen. Nun find freilich) gerade in unferin 
engern Vaterlande bervits eine ganze Neihe von Berufszweigen den Frauen zugänglich, in weitem Umfange 
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und jeit längerer Zeit wohl, als iu irgend einem deutſchen Bundesitaate. Wir erinnern im letzterer Beziehurig 
nur an den Eifenbahn-, dem Poſt-, den Telegraphendienſt und an das Schulweien: Der Entwurf zum neuen 
Schulgefeg erhöht den Prozentfag der weiblichen Lehrkräfte von 5 auf 10% aller Lehritellen. Es steht ferner 
gerade den Töchtern des gebildeten Mittelitandes, für welche die Petition in erjter Reihe eintritt, eine Reihe 
von Verufszweigen offen, bie eine recht ausfömmliche Exiſtenz bieten, aber gleichwohl noch verhältnißmäßig 
wenige oder gar feine Bewerberinnen aus jenen Streifen aufweifen: wir erinnern an die Oberinnen in Kranten- 
und Pflegehäufern, an die Berwalterinnen bei Staats» und Gemeindeanitalten, namentlic; auch au die Hebammen ; 
gerabe zu leßterem jo wichtigen Beruf bemühen jich jeit Jahren die maßgebenden Kreiſe, gebildetere Perſön— 
lichkeiten heranzuziehen, mit wenig Erfolg. 

Gleichwohl aber kann nicht geleugnet werden, daß der Kreis der den Frauen zugänglichen Erwerb3- 
zweige auch in Baden immer noch ein befchräntter ift. Eine Anzahl von Gelegenheiten zum Erwerb hat 
auch die mehr und mehr fich ausbreitende Mafchinenarbeit weggenommen. Bon einer freien Berufswahl der 
Frau unter Berüdjichtigung ihrer befonderen Neigungen und Talente, wie fie dem Manne offen jteht, ift 
zur Zeit nicht die Nedbe. Im Folge deſſen drängen ſich aber in einzelnen Berufszweigen die Bewerberinnen 
bis zum Uebermaß zujammen. Im Jahre 1889 ftellte der Oberſchulrath jeit, daß der inländijche Bedarf an 
Lehrerinnen für den öffentlichen und den Privatunterricht Durch unſere Lehrerinnenprüfungen zur Zeit mehr 
um dad Sechsfache überboten wurde, Im Folge defien jtrömen aber naturgemäh auch eine Neihe 
ungeeigneter Bewerberinnen zu, welche Mangeld anderer Erwerbägelegenheiten einen Beruf ergreifen, ohne 
dazu die Befähigung, oft auch die rechte Luft und Liebe mitzubringen. Den ungebilbeten Frauen wird zugleich 
innerhalb mancher, ihnen naturgemäß zufallender Erwerbözweige, inöbejondere der weiblichen Handarbeiten 
durch die unter erleichterten Bedingungen erfolgende Konkurrenz Gebildeter die Lebenshaltung fehr erfchwert, 
wenn auch gerade diefer Mißſtand aus naheliegenden Gründen jeltener in die Teffentlichkeit tritt. 


Ihre Kommiffion ift der Meinung, dab, im Hinblid auf die vorjtehenden Darlegungen, da® in der 
Petition zum Ausdruck gelangte Streben nad Erweiterung des Kreiſes der weiblichen Erwerbözweige an 
ſich als ein gerechtfertigted anzujehen it. Dem gegenüber darf auch nicht darauf hingewiefen werben, bafı 
ſchon jegt der Zudrang zu den Univerfitätsjtudien ein außerordentlich großer jei, daß eine Ueberfüllung 
ſchon jetzt beftehe gerade in den beiden in dem Frauenreformbeſtrebungen in erjter Linie in's Auge gefahten 
Berufen, dem ärztlichen und jenem des wijjenjchaftlich gebildeten Lehrers. Hält man die Zulaſſung der 
rauen zu diefen Berufen überhaupt für zwedmäßig und durdführbar, jo darf die ſer Einwand nicht Stich 
halten. Denn die Frau ijt nicht minder der Ernährung bedürftig, als der Mann, auch fie hat nicht jelten 
Angehörige zu erhalten und wenn durch Eröffnung diefer Berufe für die Frau, thatjächlich eine mit Mih- 
ftänden verknüpfte Ueberfüllung eintreten follte, dann wären an anderer Stelle die Hebel anzufegen, um 
den Zugang — aber gleihmähig für Männer und frauen — zu verringern z. B. durch Erjchwerung ber 
Borbedingungen, 

Dagegen kann Ihre Kommilfion die Bedürfnißfrage im einer anderen Richtung nicht bejahen. Sie 
fann die Ausführungen der Bewegung nicht billigen, daß weibliche Aerzte jchon deßwegen nöthig feien, weil 
das Schamgefühl den Frauen oft verbiete, bei Frauenleiden einen männlichen Arzt zuzuziehen, daß die 
Erfegung der männlichen Lehrkräfte an den höheren Mädchenjchulen durch Frauen darum geboten jei, weil 
die heranwachjenden Mädchen unter ausſchließlich weiblichem Einfluß jtehen mühten, um der rechten Herzend- 
und Gemüthsbildung theilhaftig zu werben. 

Was den erjteren Punkt betrifft, jo lehrt die Erfahrung, dab weitaus der größte Theil der Frauen 
nicht daran denkt, an der ärztlichen Behandlung von Frauenleiden durch einen Mann auch nur entfernt 
Anstoß zu nehmen; mit demfelben Nechte mußte fast jede ärztliche Behandlung, z. B. Unterfuhung auf 
ein Bruſt- oder Herzleiden durch einen Mann als ein Attentat auf die Schamhaftigkeit angejehen werben. 
Was aber die höheren Mädchenfchulen anlangt, jo liegt wenigjten® bei und der Unterricht bis in die höchiten 
Klafjen hinauf theilweife im weiblichen Händen. Ihn außjchließlich Frauen anzuvertrauen, bat ber Ober- 
ſchulrath wiederholt und zutreffend aus pädagogifchen Gründen für unthunlich erklärt, Zubem ift gewiß, 
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daß der Lehrer, welcher an der Spitze einer Familie fteht — und nur jolche werben naturgemäß in höheren 
Mädchenklajjen verwendet — mindeſtens einem gleich jegensreihen Einfluß auf Geijt und Gemüth aus— 
zuüben vermag als die meift außer dem Familienverband jtehende und oft nicht einmal einen eigenen Herb 
befigende Lehrerin. Die vom Vertreterimmen der Reformbewegung aufgeitellte Behauptung, der männliche 
Einfluß habe in unjeren Mädchenerziehungen unleugbare Schäden gezeitigt, zu beweifen oder aud) nur näher 
zu ſubſtantiiren, iſt bisher nicht einmal verjucht worden. 

Die Rüdfiht aufdbie nad Erwerb juhenden unverheiratheten Mädchen tft es, 
die Ihrer Kommisfion die zunähft von ber Reformbemwegung geftedten Ziele an 
fih als gerechtfertigt erfheinen läßt. Ihre Kommiſſion hat ſich aber weiter die Frage vor— 
gelegt, ob und auf welchem Wege nad) den einmal beftehenden Verhältniffen eine praktiſche Durchführbarkeit 
berjelben bejtehe. 

Dabei mußte zumächit der Einwand geprüft werben, es fei die Frau zum ärztlichen, zum höheren Rehr- 
oder ſonſtigen wiljenfchaftlichen Berufen weder körperlich noch geiftig ausreichend befähigt. Es wird geltend 
gemacht, diefe Berufe erforderten eine körperliche Kraft, Ausdauer und Zähigkeit, wie fie dem Meibe nicht 
gegeben je. Dem gegenüber glaubt Ihre Kommiffion betonen zu müffen, daß es nicht wenige fchon jet 
vom Weibe gelibte Berufsthätigkeiten gibt, welche jene Eigenfchaften in hohem Maaße erfordern und denen 
die Frau gleihwohl völlig gerecht wird. Sie weift dabei namentlich auf die Krankenpflege hin. Aber auch 
im eigenjten Wirlungskreis der Frau, in der Familie, beweiſt in vielen Berhäftniffen die Frau eine Ans: 
dauer ımb Kraft, die felbjt einen Mann zu beichämen geeignet iſt. Und zugegeben, daß : einzelne, daß 
vielleicht jogar zahlreiche Fyramen jich zu dem bezeichneten Bernfen körperlich nicht eignen, jo folgt daraus 
doch uoch nicht, daß man ben frauen im Allgemeinen den Zutritt dazu verjagen müſſe. Eine fo weit. 
gehende Fürſorge für das Wohl des Einzelnen übt der Staat ja auch den Männern gegenüber nicht: mag 
er es doch auch bei den frauen zumächit der Betheiligten die Prüfung überlajfen, ob fie dem ermwählten 
Lebensbernfe auch körperlich. gewachſen iſt. 

Bezüglich der geiftigen umd charakterlichen Befähigung der Frau kann zumächft die oft gehörte Behaup⸗ 
tung ber Inforirität des weiblichen Gehirns umerörtert bleiben. Im übrigen aber mußte die Kommijjion 
feſtſtellen, daß biöher die Frauen in allen Berufen, zu denen fie Zutritt haben, tüchtiged, nicht felten hervor⸗ 
ragendes leifteten. Das gilt indbejondere von den Lehrerinnen, wie mehrere Meitglieder der Kommiſſion 
aus praktischer Erfahrung zu bezeugen im der Lage find. Erſt jüngjt hat eine gewiß berufene Autorität, die 
mathematiſch⸗ naturwiſſenſchaftliche Fakultät der Univerfirät Heidelberg, beitätigt, daß zahlreiche Frauen in den 
Fächern dieſes Zweiges der Wiſſenſchaft, — einer Wifjenfchaft, die nad) der gemeinen Meinung gerade bem 
Geſichtökreis ber Frau bejonders. fern Liegt, — recht gute, ja hervorragende Leiftungen zu liefem vermocht 
babe; es fei nicht daran zu zweifeln, daß begabte frauen auch ala höhere Lehrerinnen, Schriftftellerinnen 
oder in anderen Thätigleiten, welche. Fakultätsitudien erfordern, für die Geſellſchaft erſprießliches zu Teiften 
fähig feien. — 

Dagegen iſt nicht zu leugnen, daß fich ‚bei der praltiſchen Durchführung vorjtehende Erwägungen 
wenigitens zur Zeit ernſte Schwierigleiten in den Weg ſtellen. 

Es befteht fein Zmeifel, und wird auch feitens der Reformbewegung gar nicht beabredet, daß, wenn 
man auch den weiblichen Berufskreis erweitert, man doch ber Ftau ımmöglich leichtere Vorbedingungen zur 
Erlangung ihres Zieles fchaffen kann, als folche für dad männliche Gefchlecht beftehen. Es mirkte alfo 
von der Aerztin, von der wifjenfchaftlich gebildeten Lehrerin die Ablegung des (humaniftifchen) Abiturienten⸗ 
eramend geforbert werden. Das erfennt auch die Petition und fie geht darum in erfter Linie auf Schaffung 
eines Mäbchengymmafiums. Allein zu einer derart einfchneidenden und mit erheblichem Koſtenaufwand ver 
Müpften Maßnahme hält Ihre Kommiffion wenigftend für unfer engered Vaterland die Seit noch nicht 
gelommen. Zunächſt muß erivogen werden, daß gerade jetzt die ganze frage ber Organijation, bed Leht⸗ 
planes, ber Berechtigungen unjerer Mittelfchulen mehr denn je erörtert wird, daß bie verjchiebeniten An- 
ſchauungen hierüber herrichen und noch nicht abzufehen ift, welche bie endgiltige Annahme finden wird, Es 
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würbe in hohem Make bedenklich fein, in einem folchen Zeitpimtt eine neue Organifation zu fchaffen, 
die nothgedrungen einen gewijien proviforischen Charakter haben mühte. Dazu fommt aber weiter, daß gerade 
in unjerem engeren Vaterlande das an ſich ja nicht zu verfennende Bedürfniß biöher noch nicht mit einer 
befonderen Dringlichkeit hervorgetretene if. Die Zahl der im Trage kommenden Mädchen war immer eine 
feine und auch die in Freiburg in den legten Jahren an den Vorlefungen theilnehmenden Damen waren 
meist Ausländerinnen. Endlich aber darf nad Anficht Ihrer Kommilfion mit einer derartig ganz neuen 
Schöpfung nur dann vorgegangen werden, wenn die Nachfolge anderer Bundesftanten gefichert ift, ımd dazu 
ift zur Beit wenig Ausficht. Es muß ein derartiges gemeinfames Vorgehen um fo mehr abgewartet werden, 
als ja der widtigfte der in Frage kommenden Berufe, der ärztliche, in den Vorbedingungen der Zulaſſung, 
reichörechtlicher Regelung unterliegt. 


Ebenjowenig aber konnte fich Ihre Kommiffion mit der Zulaffung von Mädchen zu den. beftehenden 
Gymnafien befreunden. An ſich ift es zweifellos möglich und pädagogifch wie fittlich durchaus unbedenklich, 
Mädchen und Knaben auch in den höheren Schuljahren zufammen zu unterrichten, fofern e Anzahl ber 
Mädchen nicht unverhältnigmäßig Hein ift und von unten mit diefer Neuerung begonnen wird. Das haben 
auch die Erfahrungen in anderen Ländern, insbefondere der Schweiz und Schweden, beftätigt.. Allein bie 
Zahl der neuen Schülerinnen wird aber nach den bisherigen Erfahrungen eine ganz verjchwindend Feine 
fein und bei dem oben erörterten dermaligen Stand der Gymnafialfrage geht ed kaum an, den Gymnaſien 
jegt noch eine neue Klafje von Zöglingen zuzuführen. 

Dagegen hat Ihre Kommiffion kein Bedenken dagegen zu erheben, wenn Mädchen die Ablegung des 
Abiturienteneramens an dem jeweils für die fogenannten „Wilden bejtimmten Gymmafium geftattet wird, 
umjo weniger, ald bie großen Anforderungen, welche dad Maturitätdegamen an die Prüflinge ftellt, und 
denen auf dem Weg der privaten Vorbereitung zu genügen doppelt jchwer ift, ein hinreichendes Korreltiv 
jein werben, um Alle auszufcheiden, denen es nicht mit dem Studium volllommen ernit iſt. Sache der 
Eraminatoren wäre es alädann, fejtzuftellen, ob die private Vorbereitung wirklich denjenigen: Grad von 
gründlicher allgemeiner, wie wiljenfchaftlicher Bildung gejchaffen hat, welcher von den Abiturienten gefordert wird. 


Was nun das Univerjitätsftudium anlangt, jo hat ſchon der jegt beftehende Zujtand an ben beiden 
Xandedumiverfitäten, wie die Erfahrungen des Auslands den Nachweis geliefert, daß es durchaus unbebent- 
lich ift, Frauen zum Beſuch der Vorlefungen zuzulafien. Dies gilt nach Anficht Ihrer Kommifjion aud) 
im Allgemeinen für die mebizinijchen Stollegien, vielleicht mit wenig Ausnahmen, bezüglich deren. bei hervor- 
tretendem Bedürfniß die Schaffung von Sonderkurjen für die Frauen fich umfchwer ermöglichen ließe. Ihre 
Kommiffton möchte darım vorjchlagen, daß Frauen auch fernerhin ausnahmsweiſe zu Vorlefungen zugelaſſen 
werden, jofern e3 die Falultät nach Prüfung des einzelnen Falles gejtattet. Imländerinnen, welche das 
badijche Maturitätseramen in der vorbezeichneten Weile beftanden haben, wird lediglich nach Erbringung 
der von ben übrigen Stubirenden angeforderten Nachweife bezüglich ihrer Unbejcholtenheit der Zutritt zu den 
Borlefungen gejtattet werden können, 

Mit Eröffnung der Univerfitäten für Frauen wird nicht allein Leiblicher Noth abgeholjen. Es gibt 
nicht wenige Mädchen, die an fich nicht auf Erwerb ihres Unterhalts angewiejen find, und denen das auf 
ber Mäbdchenfchule erworbene Wiſſen nicht genügt. Sie juchen eine Weiterbildung; die vorhandenen Gelegen- 
beiten, die Vortragscyllen ꝛc. reichen aber nicht aus, ihnen eine gejchloffene, zielbewußte Fortbildung, wie 
fie fie erftreben, zu geben. Ihrem lobendwerthen und lauteren Streben follte man die Stätten der vollen- 
detſten wijjenichaftlichen Bildung, die Univerfitäten nicht verſchließen. Das Gleiche gilt von Lehrerinnen, 
die fih an ihrer auf dem Seminar erworbenen Bildung nicht wollen gemügen lajjen, die eine Vertiefung 
ihres Wiſſens fuchen. Die vorbezeichneten ftrengen Vorausfegungen: Prüfung jebes einzelnen Falls durch 
bie Fakultät oder Abiturienteneramen würden vollauf ausreichen, einen zu großen Andrang zu vermeiden 
und alle die auszuſcheiden, welche nicht ernjtes wifjenjchaftliches Forſchen zu den Pforten der Hochſchule führt. 

Was die Zulafjung von Frauen zu den Stantderamen anlangt, jo iſt zumächit die Ärztliche Prüfung, 
wie mehrfach erwähnt, Gegenftand reichsrechtlicher Regelung, Nur ſoviel jei hier gejagt, daß von einer 
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etwaigen Sonberapprobation der Frauen für Frauenkrankheiten nicht wird die Rede fein können. Mit Recht 
hält Theorie und Praxis an der Einheit des medizinischen Willens feſt, und fein Stubirender wird einen 
brauchbaren Frauenarzt abgeben, ber nicht zugleich in der inneren Heillunde ficher und ein tüchtiger Chirurg 
iſt. Bezüglich der Lehrerinnen kann ruhig abgewartet werden, bis einmal ein Bedürfniß nach Erlaſſung 
neuer Prüfungdnormen hervortritt. 


Ihre Kommiffion gelangt hiernach zu folgenden Ergebniffen: 

1. Das in der vorliegenden Petition ‚hervortretende Streben der Frauen nach Erweiterung ihter 
Erwerbsmöglichkeit, insbeſondere durch Erſchließung einzelner auf wiſſenſchaftlicher Vorbildung beruhenden 
Berufe iſt gerechtfertigt und theilweiſe erfüllbar. 

2. Keinenfalls darf der Frau ein Beruf unter leichteren Bedingungen zugänglich gemacht werden, 
als dem Mann. Es muß darum für alle gelehrten Berufe das Maturitätsexamen gefordert werden. 

3. Zur Ablegung dieſer Prüfung können Inländerinnen dem Examen an einem ber beſtehenden Gym— 
nafien zugewiefen werden. Dagegen ift die Schaffung von Mädchengymnafien zur Zeit ebenfo unthunlich, 
wie die Zuweifung von Mädchen zum Unterricht an den bejtehenden Knabengymmafien. 

4. Der Beſuch von Vorlefungen auf der Umiverfität kann auch fernerhin ausnahmsweife und wibder- 
ruflic) ſolchen Frauen gejtattet werden, bezüglich deren die Fakultät e8 für zuläſſig erklärt. Es ift den— 
jenigen Inländerinnen zu geftatten, welche das Abiturienteneramen abgelegt haben und im Uebrigen ben 
für Studirenden geltenden Erforderniffen genügen. 

5. Die Großherzogliche Negierung wolle auch fernerhin die Entwidelung der Frauenfrage wohlwollend 
im Auge behalten. 

In dieſem Sinne beantragt Ihre Kommiffion, die Betition der Groß— 
hberzoglihen Regierung zur Kenntnißnahme zu überweijen. 
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Beilage zum Protokoll der 13. Sigung ber zweiten Kammer vom 18. Januar 1892. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Wir beauftragen hiermit Unferen Finanzminifter Dr. Ellftätter, Unjeren getreuen Ständen, zus 
nächft der zweiten Kammer, den anliegenden Gejegentwurf, die Abänderung des Weinfteucrgefeges b:treffend, zur 
Berathung und Zuftimmung vorzulegen. 


Zum Regierungstommiffär für diefe Vorlage ernennen Wir den Minifterialrath Göller. 


Gegeben Karlsruhe, ben 16. Januar 1892. 


Siriedrich, 


Elftätter, 


Auf Seiner Königliher Hoheit Höchſten Befehl: 
Dr. Wal tz. 


Entf eines‘ Geſches, 


die Abänderung des Weinftenergefees betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mit Zuftimmang Unferer getreuen Stände haben Wir beſchloſſen und verordnen, wie folgt: 


Einziger Artikel. 
Das Weinftenergejeg vorn 19. Mar 1882 (Geſttzes- und Detarimge: Blatt Sette 137) erfeibet mit 


Wirkung vom Tage der Verkündigung die nachſtehenden Aenderungen: 


4 Artikel 3 Abfag 1 Buchſtabe a erhält folgende Faſſung: 
a. Die Verbringung von Wehr (and) Wein mit Treftern oder Beeren, ausgenommen jebod die 


geftampften oder gequetfihten Trauben mit dem Treſtern, bie gegen Entrichtung des -tarif- 
mäßigen Eingangszolles eingegangen finb) in eim Gebände oder in einen unſchloffenen Raum; 


2. Artikel 28 Abſatz 1 Ziffer 3 iſt anfgchoben. 


Gegeben 
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Begrändung. 


In Folge eines Beſchluſſes der zweiten Kammer ift im dem Artikel 28 Abſatz 1 des Weinftenergefeges 
vom 19. Mai 1882 unter Ziffer 3 die Beftimmung aufgenommen worden, daf die Darftellung von Wein ans 
verzollten Franben alg ‚ ‚Ätsnerfreie Weineinlage anzuſehen iſt. Nach dem, pon dem Abgeorduneten Pflüger er: 
ftatteten Komimijjtonsbericht (vergleiche Verlage zum Protokoll der 50. öffentlichen Sikung der zweiten Kammer 
vom 4. April 1882 Seite 8) war für dieſe Einjchaltung die Erwägung maßgebend, daß der durd das Reichs: 
gejeg vom 21. Juni 1881, betreffend die Abänderung des Zolllarifs, (Neichsgejegblatt Seite 121) eingeführte 
Zoll auf Trauben im Betrag von 15 AH, für 100 Rg. in einer Höhe angelegt fei, daß er nad) Abzug ber 
Trefter ungefähr dem Zolle auf Wein (von 24 A. für 100 Kg.) gleichfomme und daß der Eigenthümer beim 
Bezug von ausländiſchen Trauben zur Weindarftellung nicht, Schlimmer behandelt werden jolle, als beim Bezug 
von ausländifchen Weinen. Durch die mit Defterreich» Ungarn und Italien abgeichloffenen Handelsverträge ift 
fowohl der Zoll auf Wein (künftig 2) und 10 4 für 100 Kg.) aljo auch — jedoch in beträchtlicherem Maße — 
ber Zoll auf friiche Weinbeeren, die in FFäffern oder Keffelmagen eingeftampft zur Weindarftellung eingehen 
(künftig 4A für 100 Kg.), herabgefegt worden. Da fomit der Grumd, aus dem die Einfügung der fraglichen 
Beitimmung in das Geſetz von 1882 bejchloffen wurde, im Wefentlichen weggefallen iſt, erſcheint es angezeigt, 
den Zuftand wieder herzuftellen, wie er vor dem Inkrafttreten des Weinftenergefeges war. Es wird befhalb 
der Strich des „Artikel 28 Abſatz 1 Ziffer, 3 dieſes Geſetzes vorgejchlagen., Nach Artitel 3 Abjag 1 d des 
Geſetzes wird, alsdaun, ſofern nicht ein gejeglicher Befreiungsgrund vorliegt, auch die Darftellung von Wein 
aus verzollten Trauben als eine fteuerpflichtige Weineinlage gelten. 

Bweifel könnten indefjen darüber entftehen, ob nicht folder Weindarftellung, die im Sinne des Weinftener- 
geieges als Weineinlage anzufehen ift, der Befreiungsgrund von Artikel 28 Abſatz 1 Ziffer 4 zufäme; wenigftens 
fünnte der Umstand, daß geftampfte Trauben nad; dem Sprachgebraud; des Weinftenergefeges als Wein mit 
Treftern und darum ihre Einlage als eine Weineinlage anzufehen ift, Anlaß geben, für die Weindarftellung als 
eine zweite (anderweitige) Weineinlage jenen Befreiungsgrund in Anſpruch zu nehmen. Um dies zu verhindern, 
foll die Einlage von verzoliter Traubenmaifche durch einen Zujag zu Artikel 3 Abſatz 1 a von der Behandlung 
als Weineinlage ausgejchloffen werden. 


Beilage zum Protokoll der 13. Sigung der zweiten Kammer vom 18. Januar 1892. 


Friedrid), von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
von Zähringen. 


* 
4 u KAHREE 4 


Wir beauftragen hiermit Uunferen ZRH, Dr. Ellſtätter, Unſeren getreuen Ständen, 


zunächſt der zweiten Kammer, den anliegenden Sejepeugpurf,,. die, häuderung ‚ds, Eintommenſtruer ·· des 


Gewerbſteuer- und des Kapitalrentenfteuergejeyes —5 * SR, und Buftimmung vorzulegen. 
Zum Regierungstommijjär für dieje Vorlage ernennen Bir den Minifterinfratg &öller. 


Gegeben Karlsruhe, den 15. Januar 1892. 


— rede 81709177 
+ 


wer Auf Seiner Königlichen Hoheit Höchften Befehl 
Dr. Walp. 


Entwurf eines Geſthes, 
bie Abänderung des Eintommenftener:, des Gewerbfteuer: und des Kapital: 
rentenſteuergeſetzes betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen, | 


Mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände haben Wir beichloffen und verordnnen, wie folgt: 


Artifet L 


In dem Artikel 5 Pit. B des Einfommenftenergejeges vom 20. Juni 1884 (Gejeges- und Berordnungs- 
blatt Seite 321) wird der zweite Abſatz geftrichen. 


Artikel I. 


Das Gewerbfteuergefeß im der Faſſung der Bekanntmachung vom 26. April 1886 (Gefeges- und Ber- 
orbnungsblatt Seite 169) erleidet bie nachſtehenden Wenderungen: 
1. Artikel 1 Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: 

Als gewerbliche Unternehmung gilt aud der Gefchäftsbetrieb der Erwerbs und Wirthichafts- 
genoffenjchaften. 

2. In dem Artitel 2 werden folgende Ziffern 4 und 5 hinzugefügt: 

4. Vorſchuß⸗- und Krebitvereine, deren Betriebsfapital (Artikel 7) die Höhe von 50 000 M 
nicht erreicht, ferner Vereine, die ausjchließlich dem gemeinjchaftlichen Verkauf landwirthichaftlicher 
Erzeugniffe der BVereinsmitglieder oder den gemeinjhaftlichen Einkauf von Wirthſchaftsbedürfniſſen 
bes landwirthichaftlichen Betriebes für die Vereinsmitglieder oder die gemeinjchaftliche Beſchaffung 
und Benugung landwirthichaftlicher Gebrauchögegenftände durch die Vereinsmitglieder bezweden. 

5. Die auf Gegenjeitigfeit gegründeten Verfiherungsgejellichaften. 

3. Als Artitel Ta wird folgende Beitimmung eingefügt: 

Die nicht nad Artikel 2 Ziffer 4 befreiten Vorſchuß- und Kreditvereine werden nur mit der 

Hälfte ihres Betriebslapitals zur Gewerbſteuer herangezogen. 
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Artikel IH. 


Das Rapitalrentenftenergejeg in der Faffung der Belanntmahung vom 6. März 1886 (Gefeges- und 
Verordnungsblatt Seite 37) erleidet die nachſtehenden Aenderungen: 
1. Dem Artikel 8 wird als dritter Abjag folgende Beftimmung beigefügt: 

Die Gemeinden find berechtigt, auch die Zinfen von Schulden, die nicht unterpfändlich ver- 

fichert find, von ihrem Einkommen an Zinfen und Menten abzuziehen. 
2. Artikel 10 erhält folgende Faffung: 

Auf Gemeinfhaftlichkeit des Erträgnifjes der Verlufte und Verwaltungstoften gegründete Spar» 
und LZeihlaffen, fowie auf folder. Gemeinſchaftlichleit beruhende Vermögensverwaltungen mehrerer zu 
diefem Zweck vereinigter Perſonen, endlich Erwerbs: und Wirthichaftsgenoffenichaften werden in der 
Weiſe herangezogen, daß nicht die Anftalt oder Vermögensverwaltung vom Ganzen, fondern jeder 
Theilnehmer von feinen Bezügen aus der Anftalt, Genofjenchaft oder Vermögensverwaltung bie 
Kapitalrentenfteuer zu entrichten hat. 

3. Artifel 11 erhält folgende Faſſung: 

Auf ‚Segenjeitigkeit gegründete Lebensverſicherungs · und fonftige, micht nach Artikel 5 Ziffer 4 
befreite Verficherungs- oder VBerforgungsanftalten: haben die Kapitalrentenfteuer vom. Ertrag jämmt- 
licher für die Anftaltszwede angelegten Kapitalien zu entrichten. Nach dem Ermeſſen der Steuer⸗ 
direktivbehörde kann jedoch diejen Anftalten für den Ertrag des Theil der bezeichneten Kapitalien 
Befreiung von der Rapitalrentenfteuer gewährt werden, der den Verficherungsjummen entfpricht, die 
auf außerhalb Badens wohnende BVerficherte entfallen. 


Artikel IV. 


Diefes Gefeg tritt am 1. Januar 1894 — infofern es ſich um bie Aufſtellung der Steuerfatafter für 
1894 handelt, am 1. Yanuar 1893 — in Kraft, 


Gegeben, 


Verhandlungen der 2. Kammer 1891/92. Ates Beilageheft. 


Begründung. 


Der Geſetzentwurf verfolgt den Awed, den Beſchwerden abzuhelfen, die Hinfichtlich ber Befteuerung ber 
Genoffenichaften und der auf Gegenfeitigfeit gegründeten Verſicherungsgeſellſchaften, ferner hinfichtlich der Veran- 
lagung der Gemeinden zur Rapitalrentenfteuer erhoben worden find. 


1. 


Die babifchen Sreditgenoffenichaften haben auf dem Landtag 1887/88 in üibereinftimmenden Eingaben 
Klage darüber geführt, daß fie in drüdender Weife fteuerlich belaftet feien, und um Aenderung ber fie betreffen- 
den BVorfchriften des Einkommenfteuer- und Gewerbfteuergefeges gebeten. Der Rechtszuſtand, gegen deſſen Fort- 
daner bie erwähnten Vorjtellungen ſich richten, ift folgender: 

Konfumvereine mit offenem Laden jowie eingetragene Genoſſenſchaften mit baufähnlichem Betrieb unterliegen 
ber Einkommensteuer und der Gewerbftener (Artikel 5 lit. B Abjak 2 des Einfommenftenergefeges vom 20. Juni 
1884 und Artikel 1 Abſatz 2 des Gewerbfteuergeieges in der Faſſung vom 26. April 1886). Der Kapital» 
rentenfteuer find die genannten Genoſſenſchaften als folche nicht unterworfen. Dagegen haben die Mitglieder 
von Vorfjchußvereinen und anderen Erwerbs. und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften für die Zinjen und Mentenbezüge, 
bie ihnen aus ihrer Betheiligung an dieſen Unternehmungen zufließen, die Kapitalrentenfteuer zu entrichten. 
(Artikel 10 des Kapitalrentenfteuergefeges in der Faſſung vom 6. März 1886). 

Jene Eingaben find von beiden Häufern des Landtags der Großherzoglichen Megierung empfehlend über- 
wiefen worden. Die erfte Kammer jchlug in erfter Linie vor, daß dieſe Erwerbs- und Wirthichaftsgenoffen- 
fchaften ganz von der Einkommen. und Gewerbfteuer frei bleiben follten und empfahl, wenn man ſich hierzu 
nicht entichließen könnte, das rein äußerliche Merkmal des „banfähnlichen Betriebs" zu befeitigen und die Be— 
ftenerung der Genoſſenſchaften in fachlich zutreffenderer Weije dadurch abzugrenzen, daß Befreiung von der Ge— 
werbjteuer einzutreten habe, wenn die Thätigkeit der Genoſſenſchaft ftatutenmäßig und thatfächlich auf den Kreis 
der Bereinsgenofjen beichränft bleibt. 

Die zweite Kammer ftellte unter Hinweis auf die ähnlichen Beftimmungen in 6 86 der Gemeindeordnung 
und der Städteordnung die Ermäßigung des Gewerbſteueranſchlags der Genoffenichaften auf etwa 500/0 ober 
Beitimmung einer Marimalgrenze ihrer Befteuerung zur Erwägung (vergl. die Rommiffionsberichte, Beilagen 
zum Situngsprotofoll der erften Kammer vom 20. April, der zweiten Kammer vom 30. Januar 1888). 

Bei eingehender Prüfung diefer Vorjchläge ift die Großherzogliche Megierung zu dem Ergebniß gelangt: 
daß ein Zurückgehen auf den Standpunkt, den fie bei Vorlage des Entwurfs des Einkommenſteuergeſetzes ein- 
genommen hat, ſachlich gerechtfertigt ift und baf demzufolge die Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften all- 
gemein von der Einlommenfteuer zu befreien find. Anders läßt fich die Frage beantworten, ob dieſe Ge— 
noffenfchaften zur Gewerbfteuer heranzuziehen find. 

Der Anregung der erften Kammer, bei ber Abgrenzung ber Gewerbftenerpflicht der Genoffenfchaften auf 
ben ausſchließlichen Verkehr mit Vereinsmitgliedern abzuheben, kann nicht wohl Folge gegeben werben, weil 
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das Meichsgefek vom 1. Mat 1889, bie Erwerbs und Wirthichaftsgenofienjchaften betreffend (Reichsgeſetzblatt 
Seite 55) den beiden widhtigften Gattungen ber Genoſſenſchaften — den Kredit - und Konſumvereinen — bie 
Ausdehnung des Gefchäftsbetriebs auf Nichtmitglieder, d. h. die Eingehung der weſentlichen, den Vereinszwed 
bildenden Gefchäfte mit Nichtmitgliebern unterjagt ($ 8 Abjak 2 und 4 a. a. D.) Der Vorſchlag der erjten 
Rammer würde aljo zur grumdjäslichen Freilaffung gerade derjenigen beiden Genofienichaftsformen führen, deren 
Beſteuerung man bisher für angemeffen erachtet hat. 

Diefes Ergebnif wäre umannehmbar, vor Allem defhalb, weil die thatjächliche Einhaltung ber ben Kredit⸗ 
und Konfumvdereinen gejegten Schraufen keineswegs im allen Fällen als gefichert erſcheint und die Kontrole, 
namentlich hinfichtlich der Kreditvereine, ſich als ſehr jchwierig erweiien würde; binfichtlic der Konjumvereine 
fehlt es überdies an einer. Strafbeftimmung gegen die die fragliche Vorſchrift verlegenden Vorſtandsmitglieder. 
Dazu fommt, daß es erheblichen Bedenken begegnet, jener Beichräntung des Betriebs auf die Mitglieder cine 
enticheidende Bedeutung für die Frage der Steuerpflicht beizumefien. Denn namentlich die ‚größeren ber in 
Rede ftchenden Vereine machen auch in der Beſchränkung ihres Verkehrs auf die Mitglieder — zumal dann, 
wenn zu diefen ein erheblicher Theil der Einwohnerſchaft eines Platzes gehört — der fonftigen Geſchäftswelt 
eine fühlbare Konkurrenz, und es läßt fich darum durch Nüdfichten der jteuerlichen Gerechtigkeit wie. bes Finanz: 
interefjes die Beſteuerung biefer Vereine wohl begründen, Als deren grundjäglich richtigite und auch. aus praf: 
tischen Erwägungen. geeignetjte Form ftellt ſich aber entſchieden die Gewerbfteuer bar. Gegeben ift die äußere 
Form der Veranftaltung zu geſchäftlicher Thätigfeit und die mwenigftens im volfswirthichaftlichen Sinn das 
Wefen der newerblidyen Unternehmung ansmachende Verbindung von Kapital und Arbeit zur- Erzielung wirth— 
fchaftlicher Bortheile. 

Auch das bereit? erwähnte neue Genoffenfchaftsgefep, das neben den Genoſſenſchaften mit. unbeichränkter 
Haftpflicht noch jolche mit unbeſchränkter Nahichußpflicht und mit befchränkter Haftpflicht zugelaſſen hat, bietet 
für eine verfchiedenartige ftewerliche Behandlung der Genoffenichaften keinen geeigneten Anhalt. Zwar läßt die 
Genoffenichaft mit befchränkter Haftpflicht eine gewiſſe Achnlichfeit mit der reinen KRapitalaffoziation, der Aktien: 
gefelifchaft, erfennen, jedoch ijt fie nach ihrer wirthichaftlichen Bedeutung — und bieje, nicht die juriftifche 
Geftalt des Vereins hat die Steuergefeßgebung vor Allem in’s Auge zu faſſen — den beiden anderen Genofjen- 
fchaftsformen als eime die Förderung und Sicherung ber Einzelwirthichaft der Genoffen bezwedende Ver— 
anftaltung lediglich gleichzuftellen. Es wäre aud) keineswegs rathjam, die natürliche Entwidlung des Genofjen- 
ſchaftsweſens auf der durch das Reichsgeſetz geichaffenen Grundlage durch ftenerliche Begünftigung der einen 
oder andern Genofjenichaftsform irgendwie zu beeinfluffen. Hieraus ergibt ſich der, Vorſchlag, grundjäglich alle 
Erwerbs: und Wirthichaftsgenoffenfchaften, umd nicht bloß die in Artifel 1 Abjat 2 des Gewerbfteuergejeges 
aufgeführten Arten, der Gewerbfteuer zu unterwerfen. Wenn das geltende Gejeg fi nur mit Konjum- und 
Krebitvereinen bejchäftigt, jo mag dies im der nah Zahl und Vermögen verhältnifmäßig geringen Bedeutung 
ber jonftigen Genofjenichaften feinen Grund haben; grundjäßlich ift diefe Beſchränkung nicht gerechtfertigt, denn 
aud die Probuktiv-, Rohſtoff⸗ Deagazin-, Werkgenoffenichaften jtellen fi) als Vereinigungen dar, die immerhin 
einen gewerblichen Charakter tragen und von denen die erfigenannte nicht dem Einzelgewerbebetrieb der Ger 
noffen bloße Hilfsdienfte Teiftet, jondern die Thätigkeit der Genoffen zu einer felbftändigen, in ſich abgejchloffenen 
Unternehmung vereinigt. Auch nicht eingetragene Genoſſenſchaften — nad; dem ftatiftifchen Jahrbuch Jahr: 
gang 1889 Seite 147. waren aufer fonftigen Genoffenjchaften von 24 Konfumvereinen 14, von 104 Vorſchuß- 
vereinen 9 nicht eingetragen — find nicht ansgejchloffen; fie emtbehren zwar der jmriftiichen Perſönlichkeit 
(vergl. $$ 13 und 17 des Meichsgejeges vom 1. Mai 1889), allein die Yeftftellung des. wirthicdhaftsgenofjen- 
ſchaftlichen Charakters ſolcher Vereinigungen fan, jobald fich die Vereinsthätigkeit öffentlich fund gibt, keine 
Schwierigkeiten bieten, und keinesfalls wäre es angemeffen, durch Stewerbefreiung der Eintragung ſolcher 
Vereine entgegenzuwirten. Sollten noch Genoffenichaften vorlommen, die im Wejentlidjen feine wirthichaft- 
lichen, jondern andere, 3. B. geiellige Zwecke verfolgen, jo würde es eben hier an einem Gejchäftsbetrieb im 
Sinne des Gejeges fehlen und diefer Mangel gegen die Beitenerung ſchützen. 

Indeſſen wird der Beizug der Genoſſenſchaften zur Sewerbftener doch in doppelter Hinſicht einzufchränten 


fein Zunächſt ift es nur eine nothwendige Folge der Befreiung des Landwirthichaftsbetriebs von der Gewerb- 
44° 
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ftener (Artilel 2 Biffer 3 des Gewerbftewergefeges), daß die rein landwirthſchaftlichen Komfumpereine, Abſatz⸗ 
und Werlgenoffenfchaften zu diefer Steuer gleichfalls nicht herangezogen werden. Denn wenn das bewegliche 
Betriebsinventar' bes einzelnen Landwirths gewerbfteuerfrei ift, jo Läßt fich micht einfehen, weßhalb z. B. am 
die Dampfdrefchmajchine, die eine Mehrheit von Landwirten genoſſenſchaftlich befigt und beuützt, eine. Steuer 
pflicht fich anſchließen ſoll. Borausgefegt ift dabei alferbings, daß die Genoſſenſchaft ihre Dreſchmaſchine im 
Wejentlichen nur ihren Mitgliedern und nicht aud) gegen Entgelt an Dritte zur Benützung überläßt, oder baf 
der Konſumberein nicht etwa neben der Beſchaffung landwirthichaftlicher Bedarfsgegenftände auch die Berforgung 
feiner Mitgfieder' mit Lebensbebürfniffen betreibt, da andernfalls der geſammte Geſchäftsbetrieb der. Genoffen- 
ſchaft als ftenerpflichtig behandelt: werden müßte. — Im allgemeinen voltswirthichaftlichen Intereſſe empfiehlt 
es fic ferner, die Entwickelung bes: genoffenjchaftlichen Kreditweſens, das inäbefondere auf bem Lande als eines 
ber’ wirffamften Mittel zur Bekämpfung des Wuchers zu. betrachten ift, durch Steuerbefreiung ber Heineren 
Kreditgenoſſenſchaften zu befördern. Dahin ging auch die Abficht der Gejekgebung von 1884, imjofern für bie 
Kreditgenoffenichaften der bankähnliche Betrieb als Merkmal der Steuerpflicht aufgeftellt wurde (vergleiche den 
Kommiffionsbericht der zweiten Rammer über den Entwurf des Einfommenfteuergejeges Seite 10/11), und es 
find demgemäß die ländlichen Krebitvereine — nad) dem ftatiftifchen Jahrbuch von 1889: 20 am der Zahl — 
faft ausnahmslos, außerdem aber nody eine Anzahl minder bedeutender fonftiger Kreditgenoffenichaften bisher 
unbefteuert geblieben. Die Begrenzung der Steuerfreiheit wird nicht wie bisher an das keineswegs einwandfreie 
Merkmal: des banfähnlichen Betriebs zu Mmüpfen, fondern einfach in der Höhe des Betriebsfapitals zu finden 
fein, und es wird den in Betracht Fommenden Verhältniffen entjprechen, wenn man bie Steuerpflicht mit. einer 
Betriebskapitalfumme von 50000 A beginnen läßt. Bon den 70 Vorjchußvereinen, die im Jahre 1891 
beftenert waren, wütden hiernach fünftig, wenn man die für diefes Jahr veranlagten Betriebsfapitalien in's 
Auge faßt, 19 ftewerfrei fein, die ländlichen Kreditvereine mach wie vor Steuerbefreiung genichen. Allein auch 
hinfichtlich derjenigen Genoffenfchaften, die hiernach der Steuerpflicht unterworfen fein werden, erſcheint eine 
weitere Vorkehr, um fie gegen unbillige Belaftung zu jchügen, angemeflen. In ben. Eingaben: des ober und 
umnterbadiichen Verbands’ der Krebitgenoffenfchaften von 1887 ift bargethan worden, daß die Belaftung des 
Reingewinns der Genoſſenſchaften mit öffentlichen Abgaben (Staatsftenern und Gemeinbeumlagen zuſammen - 
gerechnet) bis zn 20, bei ben oberbadiichen jogar bis zu 44% anſtieg. Der bei Weitem größere Theil dieſer 
Abgabelaft entfällt allerdings auf die Gemeindeumlagen; bei der großen Mehrzahl der im Jahr 1891 beftenerten 
Kreditgenoffenichaften machte die ftaatliche Gewerb- und Eintommenftener zuſammen nur 350/06 des einge 
winns aus. Allein es ift zu beachten, daß die Gewinnantheife der Genoffen in deren Hand auch no — neben 
ber Einkommenſteuer — von der Mentenftener getroffen werben, (vergl. Artikel 10 des Kapitalrentenſteuergeſetzes) 
daß fomit bei umeingeichränktem Beizug zur Gewerbfteuer die Genoffenichaft ungünftiger behandelt würde als 
die offene Handelsgefellichaft, deren Mitglieder neben der die Firma treffenden Gewerbſteuer ihrerfeits nur 
Einkommenſteuer zahlen, daß aber eine derart verichärfte Beſteuerung der Genofjenichaften bei deren anerfaunt 
fegensreicher wirthichaftlicher und ſocialer Wirkſamleit nicht zu rechtfertigen wäre. Es wird deßhalb vorge 
ſchlagen, nur die Hälfte des Betriebsfapitals der Genoffenfchaften zur Gemwerbitener heranzuziehen. Cine 
ähmliche Beſtimmung iſt im Artikel 15 des Gefekes vom 16. März 1870, die Verleihung des Rechts zur 
Ausgabe von Banknoten an eine badifche Bank betreffend (Geſetzes- und Verorbnungsblatt Seite 219) hinſichtlich 
ber Beſteuerung der badifchen Bank und $ 82 der Gemeindeordnung und ber Stäbteorbnung hinſichtlich bes 
Beizugs ber Reichsbankanſtalten zur Gemeindebefteuerung getroffen. Die bereits erwähnten 70 Kreditvereine 
haben im Jahr 1891 an Gewerbfteuer im Ganzen 22515 AM 76 3 entrichtet, hätten. alfo: bet gleichem Be— 
triebsfapital Fünftig nur die Hälfte diefer Summe oder, da zugleich ihre Einkommenfteuer wegfällt, mır noch 
etwa ein Drittel ihrer bisherigen Gefammtftantsfteuerleiftung von 32283 M 92 3 zu entriditen. Die Er- 
feichterung ift hiernach eime erhebliche und es wird jedenfalls die Behauptung, daß bie Befteuerung. dem Be— 
fireben, die Geſchäftsantheile und Mefervefonds zu vermehren, entgegenwirke und die Genofienicaften auf die 
Bahnen unfolider, der Grundlage eines hinreichenden eigenen Vermögens emtbehrender Geſchäftsführung hin- 
dränge, nach ber vorgefchlagenen Gefegesänderung feinen Grund mehr haben. 

Hinſichtlich der Übrigen Genoſſenſchaften Tiegt ein gleiches Bedürfniß, eine einjchräntende Beftimmung zu 
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treffen, nicht vor; insbefondere find bie Betriebslapitalien, mit denen bie Ronfumvereine arbeiten, verhältniß⸗ 
mäßig gering und es: find auch von ihnen feine: Klagen: laut geworben: Die-23 im Jahre 1891, beſtenerten 
Konfunmwereine entrichteten zufammen am Gbewerbitener 1039 AM 38:4, an Einfommenftener: —- — künftig 
wegfallen ſoll — 4828 M 716 3. 


: s 2. 

Die auf Gegenjeitigfeit gegründeten, unter Berwendung von Agenten: betriebenen Verſiche rungsgeſellſchaften 
unterliegen berzeit.der Einkommensteuer und der Ghewerbfteuer (Artikel 5 lit. B: Abfag 2 des Eintommenftener- 
geſetzes und: Mrtilel 1. Abſatz 2 des Gewerbſteuergeſetzes).) Bon: der. Rapitalrentenftewer find die wichtigſten 
biefer Gejellichaften befreit (vergl. Artilel 5 Ziffer 4, 10 und 11 des Kapitalrentenfteuergejeßes):; 

Schon während des Landtags 1885/86 reichte eine Anzahl auswärtiger Verficherungsgefellichaften eine 
Beſchwerde über diefe Gefegesbeftimmungen ein und verfangten Befreiung von ber ihnen auferlegten Einfommen- 
und Gewerbfteuerpfticht. Bon’ der. erften Kammer wurde auch in der Sitzung vom 20: Februar 1886 bie 
Petition der Regierumg zur. Berlidfichtigung empfohlen, wogegen: bie zweite Sammer durch Beſchluß vom 
31. März gleichen Jahres über die Petitiom zur: Tagesorbuung überging. In der. nächftfolgenden: Sitzungs ⸗ 
periodbe des Landtags ernemerte bie Feuerverſicherungsbank für Deutjchland zu Gotha das frühere Begehren: und 
verband bamit zugleich: ben. Eventualantrag, c8 möge wenigftens: nicht bie Bruttoeinnahme, ſondern nur bie 
wirkliche, definitive, d. h. bie nach Abzug: der zurüderftatteten Erfparniffe oder: Dividenden verbieibende Einnahme 
an Prämien zur Beſteuerungsgrundlage (vergl. Artilel 8: letter Abjag des Gewerbfteuergejeges, Artikel’ lit. B 
Abjay 2° des Einkommenfteniergefeges) gemommien: werden. Bon ber. erften Kammer wurde: dieſe | PBetitiom 
abermals und zwar: ihrem ganzen Inhalt nach, von: der zweiten: Kammer nur hinſichtlich des Eventualantrags 
empfehlend übermiejen; dem in: erjter Reihe geftellten Geſuche um Steuerbefreinng beichloß die zweite: Kammer 
wiederum keine Folge zu geben. 

Die Großherzogliche Regierung: vertritt: ben von ihr grundſätzlich ſtets feitgehaktenen: und feiner Zeit mur 
im Intereſſe des Buftandebringens des Einkommenfteuergefeges: aufgegebenen Standpuntt der erſten Sammer. 
Die Berbindbung einer Mehrzahl von: Berfonen zur gemeinfamen Tragung gewifler Gefahren ift fein Gewerbe» 
betrieb, auch das Bejtreben, den Kreis der Theilmehmer zu erweitern und. hierdurch bie Zaft: der. gemeinjamen 
Garantie für die Einzelnen zu erleichtern, gibt dem Verband nicht: den Charakter einer Gemwerbsunternehmung, 
und es ijt darum bie Berwenbung von Agenten nicht geeignet, für die Beſteuerung folder Geſellſchaften das 
enticheibenbe Merlmal zu bilden. Es darf im dieſer Beziehung: lediglich auf die Ausführungen der Kommiffion® 
berichte. über die oben: erwähnte. Betition von 1886 — für bie: erfte Kammer erjtattet. von Geheimerath 
Dr: Schulze; für die zweite Kammer von bem Abgeordneten Kraatz — verwiejen werden. 

Richtig ift nun allerdings, daß die Berfidjerungsanftalt, welche die Aufgabe hat,. bie als Verficherungs- 
prämien ber Mitglieder in ihrer Hand zufammenfließenden Kapitalien nugbringenb anzulegen, hierdurch im 
gewiffen Sinn zugleid) als Depofiten- und Sparbant thätig ift und daß fie dieſe Kapitalien in einen banl- 
mäßigen Betrieb umzufegen pflegt. Läßt ſich nach biefer Seite hin und in diefer Begrenzung bie Thätigfeit 
der Berficherungsanftalt immerhin als eine gewerbliche betrachten, fo kann doch dieſes ihr Bankgeſchäft nach 
ben Grundjägen des Doppelbefteuerungsgejeges tur da: beftenert werden, wo es betrieben wird, und biefe 
Vorausſetzung trifft hinſichtlich ber auswärts. domizilirten Berfiherungsgefellihaften: in Baden nicht zu. Was 
bie in Baden domizilirten Berfiherungsanftalten betrifft, jo. würde. deren Beizug zur Gewerbfteuer. fi) nad) 
dem Geſagten jchließlich begründen laffen, nur wäre die Steuer der Berfiherungsgefellihaft nicht als 
folher, fondern foweit die thatſächlichen Vorausſetzungen Hierzu gegeben find, mit Rüdficht auf ihren Banl- 
betrieb aufzwertegen: und- nad) dem; Umfang desſelben zu bemefien. Allein bie frühere badiſche Geſetzgebung 
hat die Gegenfeitigkeitsgefellichaften nicht als Gemerbtreibende, jondern als Großlapitaliſten betrachtet und dem ⸗ 
gemäß: nicht die: Gewerbſteuer, ſondern die. Kapitalrentenſteuer, foweit nicht: Befreiung auch von dieſer gewährt 
wurde, bier zur Anwendung gebracht. (vergh. Erwerbftenergeick von 1876 Artikel: 8,, Kapitalrentenſteuergeſetz 
von 1874 Artilel 5 Ziffer. 4, Artikel: 10, 11): Diefe Behandiungsweije entipriht am. meiſten bem Weſen 
biefer Geſellſchaften und foll deßhalb nad dem Vorſchlag der Großherzoglichen Regierung: wieder, eingeführt 
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werden! Bon Telbft verfteht ſich übrigens, daß Verficherungsanftaften, welche nebenbei auferhalb des Bereichs 
der Gegenſeitigkeit Gefchäfte betreiben, z. B. wie die Verjorgungsanftalt im Großherzogthum Baben, eine Spar- 
und Hinterlegungstaffe, infoweit lediglich als gewerbliche Unternehmungen zu. behandeln und zur Gewerbftener 
heranzuziehen find. 

Was die finanzielle Wirkung der nun vorgefchlagenen Beftenerung anbelangt, fo waren im Jahre 1891 
29 Gegenjeitigkeitsgejellichaften veranlagt, darunter 5 im Baden bomizilirte; lettere entrichteten an Gewerb- und 
Eintommenſteuer im Ganzen 6920 M 81.3, die übrigen 9224 A 24 3, alle zufammen fomit 16 145 .M 5 3. 
Künftig ſollen die auswärtigen‘ Gejellfchaften frei ausgehen, die im Lande domizilirten aber Rentenſteuer ent- 
richten. "Sn welchen Maße der Stenerausfalf von rund 16 000.6 durch bie den Gejellichaften aufzuerlegenbe 
Rapitalrentenitener ausgeglichen wird, läßt fi Mangels geeigneter Anhaltspunkte zum Voraus nicht beftimmen. 


a 8. 

‚Einige: größere -Stabtgemeinden find im Jahre 1890 mit ihren Bezügen an Kapitalzinfen zur. Kapitals 
tentenfteuer veranlagt worden. Ihrem Begehren, e8 möchte: der Abzug ber von den Gemeinden zu entrichtenden, 
nicht fauſt⸗ oder unterpfändlich, verſicherten Schuldzinjen an dieſen Aktivzinfen zugelaffen werden, konnte die 
GStewerverwaltung mit Rüdficht auf die Vorjchriften in Artifel 8 des Kapitalrentenftenergejeges nicht entiprechen. 
Die Gemeinden fühlten jich durch dieſe Steuerforderung namentlich deßhalb beichwert, weil die Zinserträgniffe, 
um die es fich handelte, ‚nicht etwa aus freiem rentirenden Vermögen, fondern ans Mitteln. herrährten, die 
durch Anlehen aufgebracht und nur bis zu ihrer beitimmungsgemäßen Verwendung nutbringend angelegt waren, 
amd: weil dieſen Einnahmen weit beträchtlichere Ausgaben zur: Berzinjung der von den Gemeinden aufgenommenen 
Schweden: gegenüberftanden. Auch wurde. darauf. hingemwiefen, daß die Beftimmung in Artitel 8 des Kapital- 
rentenftcuergefetes, wonach nur Zinſen für fauft« und unterpfändfich verfiherte Schulden abzugsfähig find, 
lediglich zur Verhütung von Mißbräuchen (dur Anmeldung fingirter Schulden) getroffen fei, daß aber ein 
folcher bei ben Gemeinden geradezu als ansgeichloffen augejehen werden müſſe, da deren Schuldverhältniffe 
offenkundig feien und: insbefondere. von der Stantsvermwaltung jederzeit genau ermittelt werden könnten. 

Es iſt richtig, daß die Vorſchriften in Artilel 8. des Kapitalrentenftenergejeges zu einer unbilligen Be- 
ftenerung der &cmeinden führen und daß bie Erwägungen, die bei Erlaffung dieſer Beftimmungen maßgebend 
waren, gerade bei den Gemeinden nicht zutreffen. Die Grofiherzogliche Regierung ift deßhalb geneigt, zur Be— 
feitigung der unerwinfchten Folgen, die ſich aus. den fraglichen Vorſchriften hinfichtlich der Heranziehung der 
&emeinden: zur‘ Kapitalrentenfteuer ergeben, bie Hand zu bieten. Au dieſem Zweck foll dem Artikel 8 des 
Kapitalrentenftenergejeges. eine Beftimmung beigefügt werden, die den Gemeinden die Ermächtigung ertheilt, and) 
ſolche Schuldzinfen, die.nicht fauſt- oder umterpfändlich verfichert find, an ihren Aktivzinjen abzuzichen. Ein 
Stemerausfall wird hierdurch nicht bewirkt, da die Gemeinden bisher thatſächlich zur Entrichtung von Kapital« 
rentenftener nicht angehalten: worden find. 


| N 


In: Einzelnen ift nod zu bemerken: 
Bu Artitel I. 

Hier wird die vorgefchlagene Befreiung der Genoffenichaften und der Verficherungsgefellfchaften auf Gegen- 
feitigfeit von der Einlommenftener zum gefeglichen Ausdruck gebracht. 


n Zu Artikel. 
In Biffer 17 ift einerſeits die grundjäglich zu befahende Gewerbſteuerpflicht aller Genoſſenſchaften, anderer» 
feits die Befreiung der BVerficherungsgefellichaften auf Gegenſeitigleit feftgeftellt. 

Die in Ziffer 2 vorgeichlagene Befreiung gewiffer landwirthichaftlicher Wereine von der Gewerbſteuer ſoll 
anfı die Vereine beſchräntt bleiben, die ausschließlich die. genoſſenſchaftliche Unterftägung ihrer Mitglieder. im 
Einkauf ihrer Wirthſchaftsbedürfniſſe, im Berkauf ihrer Erzeugniffe und in. der Beſchaffung und Benutzung 
landwirthſchaftlicher "Gebrauchsgegenftände zum Zweck haben. Wenn ſolche Vereine ſich außerdem noch mit dem 
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Ankauf und der weiteren Verwerthung von landwirthichaftlichen Erzeugniſſen Dritter ober mit dem Vertrieb 
von Wirthichaftsbebürfniffen, die der Verein angelauft hat, am außerhalb des Vereins ftchende Perjonen oder 
mit der miethweifen Ueberlaflung von Gebrauchsgegenftänden, die der Verein beichafft hat, an Dritte befaffen, 
jo fann ihnen die Steuerbefreiung nicht zu Gute fommen; fie find vielmehr als gewerbliche Unternehmungen 
anzujehen und hinfichtlich ihres gefammten Betriebs der Gewerbfteuer zu unterwerfen. 


Bu Artikel IT. 


Die in Ziffer 2 der Einleitung erörterte Aenderung in der Befteuerung ber auf Gegenfeitigfeit gegrün- 
beten Berficherungsgejellichaften macht die im Ziffer 2 und 3 des Artikels III formulirte Umbildung des 
Artikel3 10 und 11 des Kapitalrentenftenergejeges nothwendig. 

Der neue Artikel 10 unterſcheidet ſich von (der Beſtinnuung in} dem; arſten Abhſab dee Pen? giligtn 
Arlitels 10 darin, daß die auf Gegenſeitigleit gegründeten Verjorgungs-, Wittwen- und Waifenanſt en in ihm 
nicht mehr genannt find, weil fie mit) den fonjtigen | gleichantigen Berficherungsanftalten zujammen in dem 
Artikel 11 behandelt werben. Im Uebrigen kann der Inhalt des bisherigen Artikels 10 bei dieſem Anlaß nod 
die Aenderung erfahren, daß die bisherige Unterjcheidung der „auf Gemeinfhaftlichkeit beruhenden Vermögens— 
verwaltungen“, je nachdem fie von Zeit zu Zeit: einen Bermögensertrag vertheilen (Artikel: 10). oder die An- 
ſammlung nnd Vertheilung von Kapitafien zum Zweck haben (Artifel 11), als in: der Praris entbehrlich: wes 
fällt; dadurch wird auch der zweite Abſatz von Artikel 10 gegenſtandslos. 

Artikel 11 enthält die Vorſchriften über die Beſteuerung der Verſicherungs- und — —“ 
Wenn dieſe Anſtalten nad dem in Ziffer 2 der Einleitung entwickelten Grundſatz als kapitalrentenſteuerpflichtig 
erflärt werden, erſcheint es billig, auf den Umftand Rückſicht zu nehmen, daß. ein beträchtlicher Theil ihres 
gefammten Kapitalbeftands aus BVerficherungen herrührt, die mit Perjonen abgeichloffen find, die außerhalb 
Badens wohnen und deßhalb der badijchen Kapitalrentenftener nicht unterliegen. Für das Zinfenerträgniß, das 
aus diefem Theil der Rapitalien der fraglichen Anftalten entipringt, wird Steuerfreiheit zugeftanden werben 
fünnen. Da aber die Ermittelung des hiernad) ſteuerfrei zu belaffenden Theil des Zinjeneinfommens ber 
betreffenden Geſellſchaften wejentlih nur auf Grund von deren eigenen Angaben erfolgen kann „eriheint) 
rathfam, die Gewährung der Steuerbefreiung von dem Ermeffen der Steuerbehörde abhängig zu machen, bamit 
biefe in der Lage ift, die Freilaſſung des Zinjenerträgniffes nur infoweit zuzugeftehen, als die Gejellichaft durch 
Lieferung der hierzu geeigneten Machweife in ausreichendem Maße die Berechtigung ber Steuerfreiheit bar- 
gethan hat. Diejer Weg ift in Württemberg eingeichlagen worden, wo bie Lebensverfiderungsgejellichaften, um 
bie es fich hauptſächlich handelt, in ähnlicher Weije, wie dies jet für Baden vorgeichlagen wird, der Kapital- 
rentenftener unterliegen. Dabei ift die Möglichkeit gegeben, eine vor der Erlaffung des Einkommenſteuergeſetzes 
binfihtlih der Beſteuerung der hiefigen Verjorgungsanftalt im Verwaltungsweg getroffene Gnticheidung 
wiederum in Anwendung zu bringen, wonach al® ftenerbares Zinſeneinkommen nicht das thatſächliche Zinſen- 
erträgniß, fondern bie Rente anzunehmen war, die ſich unter Zugrundelegung des für die Berechnung ber 
Reiftungen der Anftalt ftatutenmäßig vorgeichriebenen Zinsfußes ergab. 


Bu Artikel IV. 

Da das Steuerab» und zujchreiben für 1893 jchon mit dem 1. April 1892 beginnt und ba nad) ber 
Verabſchiedung des Geſetzes noch die nöthigen Vollzugsvorſchriften erlaffen werden müffen, kann das Gejeg nicht 
vor dem 1. Januar 1894 und ſoweit es ſich um die Aufftellung des Katafters für 1894 handelt, vor bem 
1. Januar 1893 in Kraft gejegt werben. 


" Beilage zum Protokoll der 13. Sitzung der zweiten Sammer :vom 48. Januar 1892. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 
Wir beauftragen hiermit Unſeren Finanzminiſter Dr. Ellftätter, Unjeren getreuen Stäuben, 


zunuchſt der zweiten Sammer, den anliegenden Gejegentwurf, Nachlaß der Grundſteuer wegen außerorbentlicher 
Unglüdsfälle betreffend, zur Berathung amd. Zuſtimmung vorzulegen. 


Zum Regierungstommiffär für dieſe Vorlage ernennen Wir den Minifterialrath Göller. 


Gegeben Karlsruhe, den 17. Dezember 1891. 


. h Striedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit Höcften Befehl: 
Dr. ®alk. 
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Entwurf eines Gefehes. 


Nachlaß der Grundftener wegen auferordentlicher Unglücksfälle betreffend. 


Friedrich), von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände haben Wir beichloffen und verorbnen, was folgt: 


Artikel 1. 
Ein Nachlaß an der Grundſteuer findet ftatt, wenn fandwirthichaftlich benütztes Gelände durch Hagel» 
ihlag, Wolkenbruch oder Ueberſchwemmung derart beſchädigt wird, daß mindeftens der dritte Theil der Ernte 
ber betroffenen Grundftüde als zerftört anzuſehen ift. 


Artikel 2. 


Eine Kommiffion, deren Zufammenjegung das Finanzminifterium beftimmt, ftellt durch fummarifche Ab- 
ſchätzung feit, wie viel Hektar von jeder Kulturart und Güterklaſſe zu einem Drittel bis zu zwei Dritteln und 
wie viel zu zwei Dritteln und darüber beſchädigt worden find. 

Die Feititellungen der Kommiſſion find endgiltige und können von den Beſchädigten nicht angefochten 
werben. 

Artikel 3. 

Der Nachlaß beträgt bei einer Beſchädigung von einem Drittel und darüber, aber unter zwei Dritteln 8/ıo, 
bei einer folchen von zwei Dritteln und darüber 8/10 der Grundfteuer. 

Soweit es fid) um Nebgelände handelt, wird die Steuer bei einer VBeichädigung von einem Drittel und 
darüber, aber unter zwei Dritteln zu ®/ıo, bei einer jolchen von zwei Dritteln und darüber ganz nadıgelaffen. 


Artikel 4. 

Auf Grund der FFeitftellungen nad Artikel 2 der beftehenden Steueranſchläge für bie einzelnen Rultur- 
arten und Klaſſen und ber in Artifel 3 beftimmten Verhältnißzahlen wirb die gefammte, zu vertheilende Nadjlaf- 
ſumme feſtgeſetzt. 

Verhandlungen der 2. Kammer 1891/92, A4tes Beilageheft. 45 
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Artikel 5. 
Diefe Nachlaßſumme wird an diejenigen beichädigten Steuerpflichtigen, welche ihren Anfprud binnen 
8 Tagen nad) Eintritt des fchädigenden Ereigniffes geltend machen, nad Verhältnif des von ihnen erlittenen 
und von der Gemeinde anerkannten Schadens vertheilt. 
Gegen die Beichlüffe des Gemeinderaths über die als zutreffend anzuerkennende Größe des von ben 
Stewerpflichtigen angemeldeten Schadens findet eine Berufung nicht jtatt. 


Artilel 6. 
Die Koften der Abſchätzung trägt die Gemeinde. _ 
Werden die in einer Gemeinde erhobenen Anfprüche ganz oder theilweife als begründet anerfannt und 
umfaßt bie, beſchädigende Fläche mindeitens zehn Hektar, jo wird der Gemeinde die Hälfte der Vergütungen, 
welche die Mitglieder der Abſchätzungskommiſſion anzuſprechen haben, aus der Staatstaffe erjegt. 
Der Gemeinderat ift befugt, zu beichließen, daß von der Geltendmadhung der Anfprücde auf Steuer- 
nachlaß bei der Steuerbehörde Umgang zu nehmen fei, wenn fich herausjtellt, daß die an fich zur Berüdfichtigung 
fi) eignenden befhädigten Grundftüde zufammen einen Flächeninhalt von weniger als zehn Heltar haben. 


og ” 


Artikel 7. 
Gegenwärtiges Gefeg tritt mit dem 1. April 1892 in Kraft. 
Gleichzeitig wird die Verordnung vom 1. Juli 1817 (Staats, und Regierungsblatt Seite 115) außer 
Wirkjamkeit geſetzt. re 
Mit dem Vollzug dieſes Gefeges ift das Finanzminifterium beauftragt. 


! 


Gegeben 


Ss 
oO 
Hi 


Begründung. 


A. Im Allgemeinen. 


Während des letzten Landtags ift in beiden Kammern darauf hingewiefen worden, daf die fandesherrliche 
Berordnung vom 1. Juli 1817, die Steuernachläſſe wegen Hagelichlags, Woltenbruchs oder außerordent⸗ 
ficher Ueberſchwemmung betreffend (Staats- und: Negierungsblatt Seite 115), den Anforderungen der Bilfigfeit 
nicht vollftändig genüge, überhaupt als veraltet erſcheine. Auch die Großherzogliche Regierung ift der Anficht, 
daß biefe Verordnung im verschiedenen Punkten der Verbefferung bedarf und daß namentlih das auf Grund 
derjelben vorgefchriebene Verfahren, nad dem die Freftftellung des zu bewilligenden Steuernacjlaffes erfolgt, 
vereinfacht umd zweckmäßiger neftaltet werden fan. Da die Verordnung vom 1. Juli 1817 Geſetzeskraft befitt, 
ift e8 nofhmwendig, den Gegenftand im Wege der Gefepgebung neu zu ordnen. Zu diefem Zweck iſt der vor- 
liegende Gefegentwurf bearbeitet worden. 

Nach dem derzeit giltigen Recht und Verfahren wird cin verhältnigmäßiger Nachlaß der Grumdftener 
bewilligt, wenn die Ernte durch Hagelichlag, Wolkenbruch oder Ueberſchwemmung bejchädigt wird, wenn der Ber- 
Iuft in den betreffenden Fluren im Durchſchnitt mindeftens auf den dritten Theil gefchägt werden kann und 
wenn die Gemeinde darum nachſucht. Hat die Gemeinde von dem Eintritt des jchädigenden Ereigniffes Anzeige 
erstattet, jo wird der Schaden durch jummarifche Abſchätzung ermittelt. Es wird hierbei lediglich feftgeftellt, wie 
viel Morgen von jeder Gewächsart zu I/s und darüber, aber unter 2/s und wie viel zu 2/s und barüber be- 
fchäbigt worden find und wie ſich die Morgenzahl der Grundſtücke jeder diejer Abtheilungen in bie verjchiedenen 
Süterklaffen vertheilt. Die Steuer von den über !/s aber unter 2/8 beſchädigten Grundftüden wird zu 3/s, von 
den zu 2/8 und darüber beichädigten zu %/4 nachgelaſſen. Aus der Morgenzahl der beſchädigten Grundftüde und 
dem Steueranfcjlag, der für jede Kulturart und Güterklaſſe befteht, wird das Steuerlapital, das für den Nadı- 
laß in Betracht kommt, berechnet. Die aus diefem Steucrfapital fidy ergebende Steuer wird bei den Grund- 
ftüden, die in die erſte Schadensklaſſe fallen, auf %s, bei dem der zweiten Schadensklaſſe angehörenden Gelände 
auf 3/4 vermindert. Die Geſammtheit der anf dieſem Wege ermittelten Steuerbeträge nad; Abzug der Koſten 
bildet die Nachlaßſumme, über die zu Gunften der Beſchädigten verfügt wird. Iſt diefe Nachlaßſumme feft- 
geitellt, fo haben die Beichädigten, die aus ihr eine Unterftügung anjprechen wollen, fid) bei dem Gemeinde: 
vorftand zu melden und die Größe ihres Schadens in Geld ausgedrüdt anzugeben. Nach Verhältniß diejes 
Schadens, foweit er von der Gemeinde als richtig. anerkannt ift, findet ſodann die Vertheilung der Nachlaß— 
fumme unter die Beichädigten, die darum machgeiucht haben,- ftatt.: Fallen mehr als 4 Kreuzer auf den Gulden 
Schaden, fo werden nur 4 Kreuzer für den Gulden vertheilt, das Weberfcjießende aber den Ortsalmoſen zus 
gewiejen. 

Der Entwurj erftrebt in folgenden Punkten einen Fortſchritt gegenüber ben Vorſchriften der bejtchenden 
Verordnung. 
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Er gewährt den Betheiligten einen Anſpruch auf Steuernadhlaß, während biefer bisher den Charakter 
einer Unterftügung hatte. Die Nachlaßquote ift etwas reichlicher bemeffen. Die Nachlaßſumme wird 
ohne jede Shmälerung unter die Beichädigten verteilt. Die Koften ber Schadensabjhägung, die bisher 
vorweg an der Nadjlaßfumme in Abzug zu bringen waren, werden unter beftimmten VBorausfegungen zur Hälfte 
auf die Staatslaffe übernommen. Das Berfahren ift möglichft einfach geftaltet. 

Das Syſtem, nach dem bisher der im Ganzen nacjzulaffende Steuerbetrag ermittelt und unter die Be— 
ſchädigten vertheilt wurde, hat ſich als einfach und nicht zu Toftipielig bewährt. 

Der Vortheil, der der Iandwirthichaftlichen Bevölkerung durch einen verhältnigmäßigen Nachlaß ber Grund» 
fteuer wegen Wetterfchadens zugewendet werden kann, darf nicht zu hoch veranjchlagt werden. In den Jahren 
1881— 1890 ift nad) dem ftatiftijchen Jahrbuch für das Großherzogthum Baden der Schaden, der durch Hagel» 
ſchlag verurfacht worden ift, im Ganzen auf 28 295 828 M, alio im Durchſchnitt jährlih auf 2829582 MA 
zu berechnen. In demfelben Zeitraum hat der Steuernachlaß, der auf Grund ber Verordnung vom 1. Juli 1817 
bewilligt worden ift, im Ganzen 87906 A, alfo im Durdichnitt jährlich 8790 A betragen. Bon biejer 
Summe entfallen 86 893 .M auf Steuernachlaß wegen Hagelicdylags, 923 AM auf Nachlaß wegen Ueberſchwemmung. 
Der Steuernachlaß berechnet ſich ſomit in dem gedachten Zeitraume durchſchnittlich auf nicht ganz I/s Prozent 
des Geſammtſchadens. Dabei ift jedoch zu beachten, da die zmweimalige Ermäßigung der Grundfteuer, bie in 
der fraglichen Periode eingetreten ift, auch auf die Verminderung ber Nachlaßſumme eingewirkt hat. In ben 
Jahren 1881 und 1882 war die Grundſteuer auf 28 J, 1883—1885 auf 26 J, 1886-1890 auf 18,5 3 
für 100 A Steuerlapital feitgefegt. Vergleicht man die Nachlaßſumme mit dem Geſammtſchaden in der fünf- 
jährigen Periode 1881—1885, was wegen ber nicht jehr bedeutenden Aenderung des Stenerjages zuläffig er- 
fcheint, jo beträgt fie 0,35 Prozent bes Schabens, während dieſer Prozentfag in der Periode 1886—1890 auf 
0,24 herabfintt. Die Verminderung diefes Prozentjages in der letztgedachten Periode entipricht ziemlich genau 
der Ermäßigung des Steuerfages von 26 auf 18,5 J. 3 ergibt ſich aus diefen Zahlen, daf der Steuer» 
nahlaf, wie man ihn auch bemeffen mag, gegenüber dem Schaden (Ertragsausfall), der durch die den Nach- 
laß begründenden Unglüdsfälle verurfacht wird, immer nur von jehr untergeorbneter Bedeutung fein kann. 

Die reichlichere Bemeffung der Nachlaßquote (Artikel 3 des Entwurfs) ift geeignet, eine Erhöhung 
der bisherigen Leiftungen der Steuerfaffe für Grundftenernachläffe herbeizuführen, deren Betrag indeſſen nicht 
zum Voraus überjehen werden fann. 


B. Im Befonderen. 
Zu Artikel 1. 


In der Aufzählung der Unglüdsfälle, die einen Steuernachlaß begründen ſollen, ſchließt fid) der Entwurf 
an die Verordnung vom 1. Juli 1817 an. Es liegt nahe, die Frage aufzuwerfen, ob es nicht: angemefien er 
ſcheine, auch andere fchädigende Ereigniffe, wie Froft, Trodenheit, Näſſe, Krankheiten der Gewächſe und ber- 
gleichen mehr zu berüdfichtigen. Hiergegen fpricht aber, daß die freititellung der Größe bes Schadens, ber 
burch folche Ereigniffe wirklich erwachſen ift, auf ganz bedeutende Schwierigkeiten ftößt. In ganz hervorragenden 
Maße gilt dies für den Mebftod, der gegen alle derartigen Einflüffe viel empfindlicher ift, als alle anderen 
Gewächſe. Wie ſchwer wäre es 3. B. zu erkennen, ob nad) einer fangandauernden Kälte von Reben noch ein 
Ertrag und welcher erzielt werden kann. Wollte man auch die Schadensabfhägung in dieſem Fall erft zur Zeit 
der Ernte vornehmen, jo könnte doch nicht ausgejchieben werden, welcher Theil des Schadens dem Froſt und 
welcher Theil anderen Urfachen, die das Erträgniß der Neben ohnehin beeinfluffen, zuzufchreiben if. Dazu 
fommt, daß es unbillig wäre, nur bei foldhen Mißernten, die durch Froſt und die andern eben angeführten 
Schadensurſachen hervorgerufen find, Steuernachlaß zu gewähren, während andere, ebenfalls durch allmählig 
wirkende Einflüffe, 3. B. ungewöhnlich niedrige Sommertemperatur oder andere Ungunft der Witterung, ver- 
anlafte Mißernten unberüdfichtigt zu bleiben hätten. olgerichtig müßte, wenn der angedentete Gedanke ver⸗ 
wirklicht werden follte, für jede Mißernte, ohne Rüdficht auf die Urfache, das Recht auf Steuernachlaß einge- 
räumt werben. Dies ließe fid) aber mit dem Prinzip, auf dem unfere Grundſteuer beruht, nicht vereinbaren. 
Aus diefen Gründen erfcheint es geboten, daran feftzuhalten, daß nur bei ſolchen Schäden Steuernachlaß ge 
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währt wird, die fich auf ein beftimmtes, einmaliges, außergewöhnliches. Naturereigniß zurückführen laſſen, was 
bei Hagelſchlag, Wolkenbruch und Ueberſchwemmung zutrifft. 

Den gleichen, Standpunft nehmen aud) die einichlägigen Gejege ein, die in den Nachbarftaaten in-Geltung 
find. In Württemberg werden nad) Artifel 11 des Gefeges vom 28. April 1873, betreffend die Grunde, 
Gebäube- und Gewerbefteuer (Megierungsblatt für das Königreih Württemberg vom Jahr 1873 Seite 127) 
Nachläffe an der Steuer nur wegen Gewitter« und Ueberſchwemmungsſchaden gewährt. Im Großherzogthum 
Heſſen findet nad) $1 der Verordnung vom 1. Dezember 1819- über die Stenernachläffe wegen. außerordentlicher 
Unglüdsfälle (Großherzoglich Hejfiiches Regierungsblatt von 1819 Seite 143) ein: gejeglicher Steuternachlaß nur 
ftatt, wenn die Beſchädigung der Früchte auf: dem Felde durch Heereszug, Hagelſchlag, Ueberſchwemmung, 
Quellwaſſer ober Wolkenbruch entſtanden iſt. In Elſaß-Lothringen werden nach einer Mittheilung der eljaß- 
lothringiſchen Regierung auf Grund verſchiedener, aus deu Jahren 1601 — 1807 ſtammender Beſtimmungen 
Grundſteuernachläſſe wegen: Beſchädigung der Ernte durch Elementarereigniſſe gewährt, und es wäre nach dem 
Wortlaut dieſer Beſtimmungen an ſich zuläſſig, daß beiſpielsweiſe auch. bei Froſtſchaden Erlaß der Steuer be 
willigt würde. Thatſächlich find aber bisher Grundfteuernachläffe in — nur wegen Hagelſchlags 
und Ueberſchwemmung beantragt und gewährt worden. 


Zu Artikel 2. s 


Es iſt beabfichtigt, bie Kommiffion, welche die Abſchätzung des Schadens — hat, aus dem 
Steuerkommiſſär des Bezirks amd den Mitgliedern des Schatzungsausſchuſſes (vergl. Artikel 22 des Geſetzes 
vom 17. März 1854, die Aufſtellung der Kataſter der direkten, Steuern betreffend, — Seite 79) 
zu bilden. 

Da ben Beſchädigten nach Artikel 1 ein Anſpruch auf Steuernachlaß eingeräumt if, das Geſchäft der 
Schadensabſchätzung aber möglichjt raid) und unter Vermeidung jedes nicht unbedingt erforderlichen Koftenauf- 
wands durchgeführt werden foll, ijt es nothwendig, die Feititellungen der Kommiffion für endgiltig zu erklären 
und eine Anfechtung und Nachprüfung derjelben im Beſchwerdeweg : nicht zuzulaffen. 


Zu Artikel 3. 


Die Nachlafguote ift zur Erleichterung der Berechnung in Behnteln ansgebrüdt und gegen bisher. etwas 
erhöht worben. 

Durd) die Beftimmung in Abjag 2 wird für das Rebgelände ein weitergehender Nachlaß gewährt, Dies 
erjcheint deßhalb gerechtfertigt, weil bei anderen Kulturarten nad; Eintritt einer der in Artifel 1 genannten 
Unglüdsfälle durch Nachpflanzen in der Regel noch eine BVerbefferung des — erzielt werden kann, was 
bei dem Rebgelände nicht der Fall iſt. 


Zu Artikel 4. 


Die Art der Berechnung der Nachlaßſumme iſt in der Verordnung vom 1. Juli 1817 nicht ausdrücklich 
vorgeſchrieben. Es erſcheint zweckmäßig, daß das in dieſer Beziehung einzuhaltende Verfahren in dem Geſetze 
ſelbſt klargeſtellt wird. 


Zu Artikel 5. 


Da das Verfahren bei Ermittelung des Schadens und bei Vertheilung der Nachlaßſumme möglichſt ein— 
fach geſtaltet werden ſoll, iſt es geboten, die unentgeltliche Mitwirkung der Gemeindebehörden in gewiſſem Um— 
fang in Anſpruch zu nehmen. Die Anzeigen der Beſchädigten, die auf Steuernachlaß antragen wollen, ſollen 
bei dem Gemeinderath ſchriftlich oder mündlich erſtattet werden. Sie müſſen die Verſicherung, daß bie gejek- 
lihen Vorausſetzungen des Steuernadjlaffes vorliegen, ſowie die Angabe enthalten, wie hoch ſich der Schaden 
in Geld ausgedrückt beläuft. Damit eine rafche Abwidelung des Verfahrens ermöglicht wird, ift die Vorſchrift 
unerläßlih, daß die Anfprüche, die nad) einer kurz bemeffenen Frift (nad) 8 Tagen) erhoben werben, außer 
Berüdfichtigung bleiben. Der Gemeinderath, der vermöge feiner Bertrautheit mit den in Betracht kommenden 
Berhältniffen hierzu am meiften geeignet ift, hat die Angaben der Beichädigten, namentlich Hinfihtlic der Größe 
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des angenteldeten Schadens zu prüfen umd richtig zu ftellen. Die hierüber gefaßten Beſchlüſſe des Gemeinde: 
raths müffen, wie die Feſtſtellungen der mit der Schadensabfchägitng betrauten Kommiffion (vergl. zu Artikel 2) 
für ımanfechtbar erflärt werden. Die Berechnung ber a fowie der auf die Einzelnen entfallenden 
Nachlafbeträge ift Sache des Steuerfommiffärs. 


Bu Artikel 6. 


Die Koften der Abſchätzung beftehen in der Vergütung ber. Auslagen, die die Steuerkommiſſäre für aus- 
mwärtige Dienftverrichtungen nad der Verordnung des Finanzıninifteriums vom 21. September 1891 (Gefepes- 
und Verordnungsblatt Seite 176) zu beziehen haben, umd in den Gebühren, die den Mitgliedern des Schatungs- 
ausſchuſſes zufommen. Den fegteren jollen für die Theilnahme an der Abjchäkung die durch Verordnung bed 
Großherzoglichen Minifteriums des Großherzoglichen Haufes, der Yuftiz und des Auswärtigen und bes Groß» 
herzoglichen Minifteriums des Innern vom 30. November 1874 (Gejetes- und Verordnungsblatt Nr. LVII.) 
feftgejegten Gebührenbezüge der Gemeindebeamten bewilligt werden. 

Die Koften der Abfchägung wurben bisher an der Nachlaßſumme abgezogen, jchmälerten aljo die Beträge, 
die den Betheiligten zu Gute famen. Um bie Erleichterung, die durd; den Steuernachlaß gewährt werben fol, 
den Beichädigten fünftig auch vollftändig zu Theil werben zu laffen, empfiehlt es fich, die Koſten des Ber- 
fahrens nicht den durch den Unglüdsfall Betroffenen, ſondern grundfäglich dem Gemeindeverband aufzuerlegen, 
bem die Beichädigten angehören und ber in erfter Reihe für die Förderung der wirthichaftlichen Intereſſen 
feiner Mitglieder einzutreten hat. Damit diefe Koften aber nicht ausfchließlich der Gemeinde, deren Leiftungs- 
fähigkeit ohnehin durch den Unglüdsfall beeinträchtigt fein kann, zur Lajt fallen, ift die Beftimmung vorgejchen, 
daß die Hälfte davon auf die Staatskaffe übernommen wird. Die Erjagleiftung des Staats ift an das Erfor- 
derniß gefnüpft, daß die beichädigte Fläche mindeftens 10 Heltar umfaßt. Durch dieſe und die daran ſich 
anjchliegende Vorſchrift im dritten Abſatz des Artikels 6 foll verhütet werben, daß unbedeutende Anſprüche 
geprüft und erledigt werden müffen, deren Größe mit den durch ihre Verfolgung entftehenden Koften in keinem 
Berhältniß fteht. Da von der Gemeinde, namentlid) mit Rüdficht auf die ihr obliegende Verpflichtung zur 
Tragung der Koften, eine zutreffende Würdigung erwartet werden kann, ob bei Meineren Schäden die Verfolgung 
bes Nachlaßanſpruchs gerechtfertigt erjcheint, ift ihr die Beichlußfaffung darüber zu übertragen, ob in derartigen 
Füllen das Verfahren eingeleitet werden foll oder nicht. 

Die in Abjag 2 für die Betheiligung des Staats an den Koften gezogene Grenze ift übrigens jo niedrig 
gegriffen, daß nur in ganz vereinzelten Fällen der Staat feinen Beitrag zu den Koften zu leiften haben wird. 


Zu Urtilel 7. 


Damit die erforderlichen Vollzugsanordnungen rechtzeitig erlaffen werden können, iſt als Zeitpunft bes 
Intrafttretens des Gejeges der 1. April 1892 gewählt. 


Beilage zum Protokoll der 13. Sigung der zweiten Sammer vom 18. Januar 1892. 


Antrag. 


Die Kammer wolle bejchließen: 


Die Groß. Regierung jei um Vorlage eines Gefegentwurfes zu erfuchen, durch welchen die ftaatliche 
Entijhädigung freigefprodhener oder außer Verfolgung gejegter Angefchuldigter und im 
Wiederaufnahmeverfahren freigefprochener BVerurtheilter für den durch die erbüßte Unterfuchungs- beziehungs- 
weile Strafhaft erwachſenen Schaden geregelt wird, und zwar etwa nad) folgenden Beftimmungen: 


g 1. 
Dem außer Verfolgung gejegten ober freigefprochenen Angeſchuldigten ift aus der Staalskaſſe für den- 
jenigen Schaden Entſchädigung zu gewähren, weldyen. er. durch bie verbüßte Unterfuchungshaft in Bezug auf 
feine VBermögensverhältniffe, feinen Erwerb oder fein Fortlommen erlitten hat. 


Wenn die Außerverfolgungsjegung oder Freifprehung erfolgt ift, weil die That unter ein Strafgejek 
nicht geftellt werden kann, jo wird Entſchädigung nicht geleiftet, wenn die Handlungsweife des. Angeſchuldigten 
eine durchaus verwerfliche ift und die gejeglichen VBorausjegungen zur Verhängung der Unterſuchungshaft vor- 
handen waren. 

Wird ber Angeſchuldigte außer Berfolgung gejegt ober freigefprochen, weil die Strafbarfeit feiner Hanbd- 
lung durch einen gejeglich anerfannten Strafausjchliefungsgrund aufgehoben ift, jo kann dem Angeichuldigten 
volle ober theilweife Entſchädigung gewährt werben. 


6 2. 

Die Entſchädigung ift nicht zu gewähren, wenn die Unterfuchungshaft verfügt werden durfte, weil ber 
Angefchuldigte fi dem Strafverfahren durch die Flucht entzogen oder zu entziehen verfucht, oder weil er es 
unternommen hatte, Spuren der That zu vernichten, Zeugen oder Mitichuldige zn einer falfchen Ausfage oder 
Zeugen dazu zu verleiten, fich der Beugnißpflicht zu entziehen. 

Ferner ift die Entſchädigung nicht zu gewähren, wenn ber Angejchuldigte durch unwähres Geſtändniß der 
That oder durch falfche Selbftanzeige oder fonft abfichtlich die Einleitung oder Fortſetzung des Strafverfahrens 
veranlaßt hat. 


$ 3. — 
Das Beſtreiten wahrer ihm belannter Thatſachen, ſowie das Vorbringen unerheblicher Thatſachen und 
Beweismittel von Seiten des Angeſchuldigten ſchließen die Entſchädigung nicht aus. 


5 4. 
Die Beftimmungen der 66 1—3 finden auch auf die vor Erhebung der öffentlichen Klage verfügte 
($ 125 St-P.-D.), ſowie auf diejenige Unterjuchungshaft Anwendung, welche wider den Verurtheilten bis zu 
feiner Freiſprechung in dem wiederaufgenommenen Verfahren, ohne daß es zur Strafvollftrefung gekommen 
ift, (5 482 St.-B.-D.) verfügt worben ift. 
Der Freiſprechung ift die Einftellung des Verfahrens ($ 259 St.-B.-D.) gleich zu achten. 


$ 5. 

Wenn der Berurtheilte, gegen welchen die ertannte oder umgewandelte Strafe ganz ober theilweije voll 
ftredt ift, in dem wieder aufgenommenen Verfahren, frrigeſprochen wird, ſo iſt ihm Entſchädigung aus der 
Staatslaſſe für denjenigen Schaden zu leiſten, welchen tt durch die Strafvollſtreckung in Bezug auf ſeine 
Vermögensverhältniſſe, ſeinen Erwerb oder ſein Fortkommen erlitten hat. 


86. 
Der $ 5 findet entſprechende Anwendung, wenn die Wiederaufnahme bes Verfahrens zur Anwendung 
eines milderen Strafgefeges (vergl. $ 399 Ziff. 5 St.P.O.), oder bei einer Gejammtftrafe zur theilweifen 
Freiſprechung geführt hat und die nunmehr erkannte Strafe geringer ift, als bie bereits volljtredte. 


$ 7. 
Benn ber — die ie durch unmwahres Gejtändnig der That oder durch faljche Seibft- 
anzeige oder ſonſt abfichtlich herbeigeführt hat, fo ift der Anſpruch auf Entſchädigung ausgeichloffen. 


$ 8. 
Die ERTER ber — Entfhädigung erfolgt mer auf Antrag. 
Der freigefprodyene Angeflagte: ift von dem Vorſitzenden des freifprechenden Gerichts, der außer Ver— 
folgung geſetzte Angeſchuldigte von dem Richter, — die — verfügt hat, über fein Antrags— 
recht zu beiehren. 


6 9. 
Antragsberechtigt ‚find der Angefchuldigte und Angeklagte, ſowie nach deren Tod deren Ehegatte, beenr 
Geſchwiſter und Verwandte in auf- und abfteigender Linie. Diefe Angehörigen find aud) befugt, ben von bem 
Angefhuldigten und Angellagten geftellten Antrag nad) deren Tod fortzujegen. 


$ 10. 

Der Rage auf Schadenerjag muß die Entſcheidung der oberjten Juftizverwaltung vorhergehen. Zu diefem 
Zwed hat der Antragsberchtigte bei der Staatsanwaltihaft des. nach $ 11 zuftändigen Landgerichtes. die ‚Ge: 
mwährung des Schabenerfages in Antrag zu bringen, und zwar binnen einer Frift von, ſechs Monaten ſeit bem 
Tag, von welchem an der Beichluß, wodurd, die Eröffnung der Unterfuchung bezw. des Hauptverfahrens abges 
lehnt 68 178, 181, 202 St. P.O.) oder der Angeſchuldigte außer Verfolgung gejegt worden iſt ($ 202 St.-P.-D.), 
nicht mehr anfedhtbar ift ($ 209 St.-B.-O.), bezw. feit dem Tag, an welchem das Urtheil, wodurch das Ver⸗ 
fahren wider den Angefchuldigten eingeftellt oder er freigeiprochen worden ift ($ 259 St.P.O.), die Rechts— 
kraft befchritten hat. 


Im Falle des $ 125 St-P-D. beginnt die Frift mit der Bekanntmachung des ftaatBanwaltlichen Ein- 
ſtellungsbeſchluſſes (F 168 Abf. 2. &t-P-D.). Dieſe Bekanntmachung erfolgt durch Zuftellung des Beſchluſſes. 
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Der Antrag foll die den Anfpruch begründenden Thatfachen und Beweiſe, fowie den Betrag der geforderten 
Entfhädigungsjumme bezeichnen. Gegen die Entſcheidung der oberften Yuftizverwaltung findet binnen einer 
Friſt von ſechs Monaten jeit Zuftellung der Entſcheidung der Rechtsweg jtatt. 


Für die in dieſem Paragraphen vorgejchriebenen Friften find die Bejtimmungen der Reichscivilprozeß- 
ordnung über Nothfriften maßgebend. 


$ 11. 
Für die Verhandlung und Entjcheidung über den Anſpruch ift die Civillammer bes Landgerichtes, von 
weldem oder in beffen Bezirk die in $ 10 erwähnten Enticheidungen ergingen, ausſchließlich zuftändig. 


Die Feititellung der Entihädigungsfumme erfolgt “u, die Klage des Berechtigten in dem durch die Reichs⸗ 
civilprozeßordnung vorgejchriebenen Verfahren. 


$ 12. 


Die Staatslaffe wird in einer auf Grund dieſes Geſetzes gegen fie erhobenen Klage durch die Staats- 
anwaltichaft des nad) $ 11 zuftändigen Landgerichtes vertreten. 


Berhandlungen der 2. Kammer 1891/92, ates Beilageheft. 46 
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Begründung. 


Die Frage der Entſchädigung unjchuldig Verurtheilter und Verhafteter bejchäftigt die Öffentliche Meinung 
der civilifirten Welt nicht erft in der jüngften Zeit, wohl aber drängt fie ſich ganz bejonders auf in dem Zeit 
alter, in welchem der Staat auch die Behandlung wichtiger fulturelfer Probleme als eine feiner Aufgaben zu 
betradhten angefangen hat umd die VBerüdfichtigung jocialer Gefichtspunfte als eine vorzüglidhe Pflicht der 
ftaatlihen und commumalen Gejeggebung erkannt wird. Die techniſche Seite der Frage mag als eine 
ſpecifiſch juriſtiſche angeſehen und hierin ihr jwriftiicher Charakter gefunden werden, der leitende Grund— 
gedanfe aber, welcher ihr ein ganz bejonderes Gepräge verleiht, ift die ausgleichende Gerechtigkeit und Humanität, 
und dieſe ethiichen Momente find es, welche ihr inneres Weſen beftimmen. 


Schon in der peinlichen Halsgeridhtsordnung Karls V. und im Sadjjenfpiegel ift angeordnet, daß jedem 
Nichtſchuldigen für erlittene Strafhaft entiprechende Entſchädigung gewährt werden müfje und am 15. Januar 1776 - 
erließ König Friedrich I. von Preußen an den Großfanzler von Fürft eine Kabinetsordre, in welcher e8 heißt: 
„Iſt eine des Verbrechens verdächtige Perfon in Unterſuchung gerathen und ift, weil fie nicht überwiejen 
werden konnte, von fernerer Unterſuchung abgeftanden worden, jo foll, wenn im Verlauf der Zeit durd nach— 
herige Begebenheiten die völlige Unſchuld diejer Perjon entdedt wird, ſolche nicht nur volltommene Reftitution 
der Koſten, jondern aud aus der Sportelfafje desjenigen Kollegii, wo die Unterfuchung gefchwebt, eine nad 
Bewandtnig der Umftände und der Verjchiedenheit des Standes billig mäßig zu arbitrirende Vergütungsfumme 
erhalten, damit die nachher entdedte Unſchuld wegen allen bei der erjten Unterfuchung erlittenen Ungenehmes 
ſchadlos gejtellt werbe." 


Die Alademie der jchönen Künfte und Wiffenichaften in Chalons an der Marne fette im Yahre 1781 
einen Preis aus für die befte Beantwortung der Frage: „Wenn die bürgerliche Geſellſchaft eines ihrer Mit- 
glieder durch das Organ des öffentlichen Minifteriums angeflagt hat und das letztere im Prozeſſe unterliegt, 
welche wären die ausführbarften und am menigjten foftjpieligen Mittel, um dem für unjchuldig erkannten 
Bürger die Entjchädigung zu verjchaffen, welche ihm nach natürlichem Rechte gebührt?" Diejes natürliche Recht 
definirte ſchon vor Dezennien der franzöfifche Abgeordnete Dubois dahin, daß die Gefammtheit ebenjo verpflichtet 
fei, eim Unrecht wieder gut zu machen, wie der Einzelne, und Ludwig XVI. erklärte die Entſchädigung um- 
ihuldig DVerurtheilter für eine Schuld der Gefellichaft (une dette de la soeiété.) Auch die juriftiiche 
Kriminaliftit aller Kulturländer erörterte die Frage in jehr ausführlicher Weife. Es genügt in dieſer Hinficht 
hinzumweifen auf die Arbeiten der franzöfiichen Juriſten Helie, Dupin (Observations sur plasieurs points 
importants de notre lögislation eriminelle), Bonneville de Marsangy, ber italienischen Gelehrten Eremani 
und Luchini, des Engländers Bentham und von den deutſchen Kriminaliften auf das berühmte Bud) des 
Dr. Heinze „Das Recht der Unterfuchungshaft", ferner Kroneder „Die Entihädigung unjchuldig Verhafteter" 
und Jacobi „Wahrheitsermittelung im Strafverfahren und Entihädigung unſchuldig Berfolgter.“ 
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Auch der deutiche Yuriftentag befaßtte fich mehrmals mit der fraglichen Materie (1873, 1875). - 

Auf dem Juriſtentag vom Jahre 1876 vereinigte nachftehender Antrag von Jaques und .‚Stenglein. eine 
bedeutende Majorität auf ſich; „Im alle der Freiſprechung oder der Zurüdziehung ber Anklage ift für die 
erlittene Unterſuchungshaft eine angemefjene Entſchädigung zu leiften, e8 fei denn, daß der Angeklagte durch ſein 
Berihulden während des Verfahrens die Alnterfuchungshaft oder. die Verlängerung derſelben verurjadht: * 
Im Jahre 1882 faßte der Juriſtentag faſt einſtinnnig folgende Reſolution: 

„Iſt in Folge einer Wiederaufnahme des Verfahrens zu Gunſten des Verurtheilten auf — 
desſelben oder in Anwendung reines milderen Strafgeſetzes, auf eine geringere als die verbüßte Strafe erlannt 
worben, jo ift berjelbe beredhtigt, aus der Staatslaffe Genugthuung für die gänzliche oder theilweife Verbüßung 
der Strafe, jowie den Erfag der in Folge der Strafverbüßung entftandenen. vermögensrechtlichen Nachtheile zu 
verlangen. Der Anjprud entfällt, wenn der Berurtheilte vorſätzlich die. Verurtheilung herbeigeführt hat.“ — 

Der deutſche Neichstag hatte ebenfalls öfters Veranlaflung, zu: der Frage Stellung zu: nehmen: ! Schon in 
der zweiten Seifion vom Yahre.1882 legten die Abgeordireten Dr. Phillips und Lenzmaun von der Yortjchritts; 
partei einen Gejegentwurf vor, betr. Ergänzungen zur Strafprozeßordnung für das deutjche Reich, im welchem 
die gejeßgeberifche Megelung der Trage der Entichädigung für unſchuldig erlittene N umb: m 
begehrt wurbe. 

Die Kommiffion, an welche der Entwurf verwiejen wurde, arbeitete ihrerjeit8 einen — Geſetzes⸗ 
vorſchlag aus, welcher indeſſen im Reichstag nicht zur Berathung gelangte. Dem Kommiſſiousbericht waren 
jelbftändige Entwürfe der Abgeordneten Wölfel und Dr, von Schwarze beigegeben. In der vierten Seſſion des 
Reichſstages vom Jahre 1884 legten Dr, Phillips und Lenzmann abermals einen, die. wejentlichiten: Beftand+ 
theile des von ‚der Kommiſſion des lekten Meichstages ausgearbeiteten Vorſchlags enthaltenden Entwurf . vor, 
deſſen Verweiſung an eine Kommiffion erfolgte, welde dann ihrerfeits die fragliche Materie einer. felbftändigen 
Bearbeitung unterwarf, aber nur hinfichtlich der Frage ber Entſchädigung für unſchuldig erlittene ‚Strafhaft. 
Es verging faft Fein Reichstag, auf welchem nicht ein bezüglicyer Antrag eingebracht wurde und die ‚Erörterung 
ber Frage ftattfand. ES genügt, die Anträge der Abgeordneten Dr. Hartmann vom 6. März 1886, v. Rein 
baben vom 10. März 1836, Kayfer und Gen. vom 12. März 1886, Munfel vom 25. Movember. 1887, 
Nintelen vom 29. Februar 1887, Aulemann vom 7. Februar 1888, Munkel und Lerche vom 24. Oktober 1889, 
FRintelen vom 13 November 1890 und Träger vom 2, Dezember 1890 namhaft zu machen, um darzuthun, 
welche Bedeutung der Sache im deutjchen Reichstag von den verjchiebenften politiichen Parteien beigelegt wurde. 

Auch der legte badiſche Landtag hatte zu der Frage Stellung zu nehmen in Folge einer an ihn gelangten 
Betition des freifinnigen Bereins Offenburg, in weldyer die gejegliche Megelung der betreffenden frage mit 
dem Ergebnig in Anregung gebracht wurde, daß die empfehlende Ueberweiſung der Petition an die Großh. 
Regierung erfolgte. 

Wir find nun der Meinung, daß die Volfsvertretung ſich nicht darauf beſchränken darf, eine platontiche 
Sympathieerflärung zu erlafjen und die endliche Erledigung der bedeutſamen Angelegenheit der. Großh. Regierung 
an das Herz zu legen, fondern mit allem Nachdruck und umabläffig auf eine praftiiche Inaugriffnahme der 
unabweisbaren ftaatlihen Aufgabe hinwirken und ihrerjeits mit pofitiven Borjchlägen hervortreten muß. Wo 
es ſich um hochwichtige Intereſſen und immer dringlicher werdende Fragen der Kultur und Gerechtigkeit handelt, 
da dürfen aud) die technijchen Schwierigkeiten, welche ſich einer rationellen Behandlung der Materie entgegen: 
ftelfen,.von dem Verſuche einer gejeßgeberiichen Regelung der Frage nicht abichreden. Wir find der Meinung, 
daß letztere im eriter Linie der Kompetenz, partifularftaatlicher Gejeggebung überwieſen werden muß, weil die 
Richter, von welchen die, die ſtaatliche Eutſchädigung nöthig machenden, beruflichen Akte ausgehen, nicht Reichs:, 
fondern partifularftaatliche Beamte find (abgejehen von EljaßLothringen und den Fällen, im denen das Neid)s- 
gericht als erfte und einzige Inſtanz fungirt). 

Es ift hier nicht der Ort, in einer betailfirten Unterfuchung dem philofophiichen Rechtsgrund nachzuſpüren, 
welcher das juriftifche Fundament für die ftaatliche Entihäbigungspflicht abgeben fünnte. Man darf bie 
Erörterung darüber, ob ſich jene Verpflichtung als logiiche Konjequenz von Rechtsprinzipien aufdränge, welche 
bereits beftehenden Gejegen zu Grunde liegen, gewiß mit Recht als doftrinäre Subtilität bezeichnen, wenn man 
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bebenkt, daß Forderungen ber allgemeinen Billigkeit und ausgleichenden Gerechtigkeit und Humanität mit vollem 
Rechte ihre Berüdfichtigumng von einem Staate verlangen bürfen, ber, wie ber moberne, ben Anſpruch erhebt, 
ein Rechts- und Kulturftaat zu fein. Das praftijche Staatsrecht der heutigen Zeit hat den Staatsbegriff in 
ber ihm durch die Wiffenichaft und fortfchreitende Erfenntniß der Menjchheit geworbenen Erweiterung unb Ber- 
tiefung aboptirt umb in folge beffen dem modernen Staate Aufgaben zugewiejen, welche früher nicht als folche 
bes ftaatlichen Berufes erkannt und anerkannt wurden. Hat nicht das deutſche Reich es als feine Pflicht 
erklärt, die Realifirung von Forderungen bes öffentlichen Mechtsbewußtfeins mit ftaatlichen Mitteln zu bewerf- 
ftelfigen, wenn es fi in bem Ynvalibitäts- und Alterverficherungsgejeg an ber Aufbringung der Mittel zur 
Gewährung ber Ymvaliden- und Altersrente engagirt? Wird ein Staat, der eine Bdffentlich-rechtliche Fürforge- 
pflicht alten und invaliden Perſonen gegenüber, alfo in Fällen einräumt, in welchen weber ihn noch jeine Organe 
irgend ein Verſchulden trifft, feine Hand zurüdziehen dürfen bei Borkommmniffen, bei welchen, wenn auch ohne 
alles fubjektive Verfchulden feiner Beamten, doch durch deren Maßnahmen einem Einzelnen bie jchwerfte 
Scyäbigung zugefügt wurde? Wer den Rechtsgrund der ftaatlichen Entſchädigungspflicht in einem jubjektiven 
Berfchulden der beichuldigten Beamten finden wollte, würde fehl gehen und das ftaatliche Eingreifen an eime 
Boransjegung knüpfen, welche in dem jeltenften Fällen vorläge ober beweislich wäre; er würde in Folge deffen 
jene Entſchädigungspflicht in weitaus den meiften Fällen gar nicht entjtehen laſſen dürfen. 

Der Richter, welcher eine Unterfuchungshaft verfügt und durch bie ausgefprochene Berurtheilung eine 
Strafhaft herbeiführt, welche ſich in der Folge als über einen Unfchuldigen verhängt erwieſen, hat in der Megel 
lediglich in ber burchans legalen Ausäbung einer ihm durch das Geſetz jelbft eingeräumten Befugniß gehanbelt, 
fo daß ihm keinerlei Vorwurf gemadht werden kann und darf; daß er, wie jeber Menſch, dem Irrthum und 
ber Täufchung unterworfen ift, wird ihn Niemand zum fubjeltiven Verſchulden anrechnen mwollen. 

Es gibt eben fälle, in welchen Entſchädigung geleiftet werben muß, ohne daß ber Schaden durch irgenb 
eine zurechenbare individuelle Schuld erwachſen ift und welche man jchon um deswillen nicht nach den Grunb- 
fügen bes Privatrechts beurtheifen barf, weil fie ſich als Konſequenzen öffentlich rechtlicher Einrichtungen dar» 
ftelten, auf welche cidilrechtliche Theorien feine Anwendung finden. 

Wir pflichten vollftändig der Ausführung einer Kommiſſion des Neichstages bei, welche den Sag auf- 
ftellt: „Das Opfer, welches ber Betheiligte dem Gemeinmwejen in Durdhführung ber bem legteren obliegenben 
Verpflichtung und im allgemeinen Intereſſe zu bringen verpflichtet war, foll von dieſem Gemeinweſen dem 
Mitgliede desjelben erjegt werden." Gerade um foldhe Opfer umd Forderungen der allgemeinen. Billigkeit 
handelt es fid) in unjerm Fall. 

Die gerichtlichen Ausiprüche geniefen in den Augen der Welt ein ſolches Anjcehen und haben jo fehr bie 
Bermuthung objektiver Richtigkeit für fich, daß eine Verurtheilung, ja ſchon eine Verhaftung, für den Betroffenen 
die ſchwerſte Schädigung nicht blos feiner Ehre, fondern auch feiner focialen Stellung und beruflichen Thätigkeit 
im Gefolge hat. 

Ya, man darf, ohme ber Liebertreibung bezichtigt werben zu können, behaupten, daß in bem. meiften Fällen 
and; bie Familie des BVerurtheilten und BVerhafteten in der denkbar einſchneidendſten Weife in Mitleidenſchaft 
gezogen und in's Unglüd geftürzt wird. Die Einbuße, welche ber Verurtheilte und Berhaftete an Geſundheit 
und Seelenfrieben erleidet, deren Gefühle feiner Unſchuld bange Tage und Mächte im Gefängniß und in 
Geſellſchaft wirklicher Verbrecher zubringen muß, gefoltert und zur Verzweiflung getrieben durd) ben Grbanten, 
daß er und bie Seinigen umverbienter Weije in den Augen der Mitwelt gebranbmarkt baftehen, jene Eiubuße, 
agen wir, ift nicht mehr zu erjegen, aber die möglichfte Ausgleichung bes entftandenen wirthichaftlichen Schadens 
ift zu bewerkftelligen, und dieſe Wieberherftellung ber Betroffenen in ben früheren Zuftand vorzunehmen, muß 
als vorzügliche Pflicht des Staates bezeichnet werben. 


Im Einzelnen tragen wir zur Begründung unſeres Vorjchlages vor: 


Zu $ı. 

Die Frage, ob bie Entihädigung nur für die verbüßte Strafhaft, oder auch für erlittene Unterfuchungs- 
haft gewährt werden joll, ift eine vielfach erörterte, wird übrigens von weitaus den meiſten Theoretifern und 
Praktifern aud in ihrem zweiten Theil bejaht. Die abjolute Ablehnung jeder Entſchädigungspflicht im Falle 
unſchuldig erlittener Unterjuchungshaft wird zunächſt auf ein völlig faljches Argument geftügt, wenn man jie 
beöwegen negiren zu müſſen glaubt, weil jede Verbindlichkeit zum Schadenerjag auch eine jchuldhafte Handlung 
des zu BVerpflichtenden vorausjeke und eine folche fehle, wenn ber Richter durch die pflichtgemäße Ausübung 
gejeglich gewährter Befugnifie objektive Nachtheile verurſache. Wir haben ſchon oben ausgeführt, daß wir bie 
ſtaatliche Eutjchädigungspflicht nicht auf dieſer prinzipielfen Grumdlage aufgebaut wifjen wollen, dürfen aber 
doch darauf hinweiſen, daß auch ſchon im Heute geltenden Gejegen eine ftaatliche bezw. communale Schaben- 
erjagverbindlidyfeit normirt ift, ohne daß eine unrechte That des Verpflichteten vorausgegangen fein muß. Im 
Erpropriationsverfahren ift jene ausdrüdlid) anerfannt, denn der dort „aus Gründen des öffentlichen Nutzens“ 
vorgenommene Eingriff in die private Mechtsiphäre eines Individuums kann doc unmöglich als unrechte That 
bezeichnet werden (vergl. $ 14 Bad. Verfaffungsurkunde und Gejeg vom 28. Auguft 1835 über die Zwangs- 
abtretung). Auch die Befürdtung, daß die Energie der Strafverfolgung gelähmt werden fünne, wenn ber 
Richter bei feinem Vorgehen immer erft überlegen müffe, ob dem Staate nicht eine Schabdenerfagpflicht erwachſen 
werde, vermögen wir nicht zu theilen. Wir jegen als jelbftverjtändlich voraus, daß der gewiflenhafte und 
feiner großen Verantwortung bewußte Nichter die amtlichen Entſchließungen nur auf Grund feines pflicht- 
gemäßen Ermejjens und umbeirrt durch alle Nebenrüdfichten trifft, d. h. nad) fachgemäßer und wohlüberlegter 
Prüfung der Frage, ob die im Gejege normirten Vorausjegungen für die Berhängung der Unterfuhungshaft 
vorhanden find; bei deren Vorhandenjein muß er zugreifen, und bei deren Fehlen darf er nicht zugreifen, 
wenn er nicht widerrcchtlic handeln will. Die Erfahrung Ichrt, daß von dem Rechte, die Unterfuchungshaft 
zu verhängen, cher zu viel, als zu wenig Gebrauch gemacht wird und eine alffeitige ftrifte Einhaltung ber 
gerade in diefer Bezichung aus guten Gründen genau abgegrenzten Machtbefugniffe dringend empfohlen werden 
muß, denn. die bürgerliche Freiheit darf nur dam des ihr verfaflungsmäßig und gejeglid) garantirten Schutzes 
beraubt werden, wenn wirklich die gejelichen Vorausjegungen vorliegen, unter denen allein eine fo weitgehende 
Berücdjichtigung der Jutereſſen der Strafrechtspflege erlaubt ift. Die nöthigen Garantien gegen eine miß- 
bräuchliche Ausbeutung der Staatstaffe durch Leute, weldye mitteljt betrügeriicher Manipulationen eine Ber- 
haftung provoziren, um bintennad; mit einem Entſchädigungsanſpruch vorftellig zu werden, — Fälle, welde 
übrigens jehr ſelten vorlommen bürften — glauben wir in $ 2 umjeres Vorſchlags geichaffen zu haben. Es 
darf auch nicht überjehen werden, daß fich derartige Leute doch wohl hauptfächlich nur in foldhen Bevöllerungs— 
freien finden würden, die nad) ihrer fozialen Stellung kaum im Stande wären, den Beweis zu erbringen, daß 
ihnen durch eine Freiheitsentziehung überhaupt ein wirthichaftlicger Schaden und damit ein Entjchädigungsaniprud) 
erwachien ift. — So wenig wir uns mit der Anficht befreunden können, daß jede Entichädigung für unſchuldig 
erlittene Unterjuchungshaft zu verjagen jei, fo wenig vermögen wir die Berechtigung ber Meinung anzuerkennen, 
daß fie in jedem Falle gewährt werden müjje. Wir haben defhalb neben der obligatorischen eine fakultative 
Entihädigung ftatuiren zu müffen geglaubt. Cine zweifellos unſchuldig erlittene Unterfuhungshaft (falls nicht 
etwa die Vorausjegungen des $ 2 gegeben find) liegt vor, wenn feftgeftellt wird, daß die That, welche den 
Gegenstand der Ankiage bildet, überhaupt nicht begangen. worden ift (3. B. die angeblidy gejtohlene Sache war 
nur verlegt und hat ſich wieder gefunden, oder der angeblid) ermordete Menſch hat ſich jelbit das Leben ge- 
nommen), oder daß fie nicht von dem Angejchuldigten verübt wurde (3. B. der wahre Thäter wird ermittelt 
oder ftellt fich jelbit). 

Auch der Fall ift nicht felten, daß die im Geſetz ($ 112 St.P.O.) als erfte Vorausjegung für die Zu- 
Läffigkeit der Unterfuchungshaft verlangten „dringenden Verdachtsgründe“ gegen den Angejchuldigten vollftändig 
bejeitigt werden (z. B. ein einziger Zeuge hatte die Achnlichkeit des Angejchuldigten mit dem Thäter behauptet, 
feine Behauptung aber fpäter nicht mehr aufrecht gehalten). 
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Es kann ferner auch vorkommen, daß die Verhaftung eine illegale war, weil mweber „dringende Ver— 
dachtsgründe gegen den Angeichuldigten vorhanden waren", noch derjelbe der „Flucht verdächtig war oder That« 
jachen vorlagen, aus denen zu jchließen ift, daß er Spuren der That vernichten oder daß er Zeugen oder Mit- 
ſchuldige zu einer falſchen Ansjage oder Zeugen dazu verleiten werde, fi der Zeugnißpflicht zu entziehen“. 
(8 112 St.P.O.) 

Wird in ſolchen Füllen der Angefchuflbigte außer Verfolgung gefekt ober freigefprochen, fo ift unferer 
Anficht mach die ftaatliche Entichädigungspflicht eine obligatoriiche (fomweit in dem zuletzt angegebenen Fall nicht 
die Peftimmumgen des Abſ. 2 des 8 1 Plak greifen) und prinzipale, d. h. der Betroffene Tann fich direlt an 
den Staat jelbft halten. 

Nun find aber and Fülle denkbar, in denen die That überhaupt nicht unter ein Strafgejep fällt, weil 
zum Thatbeitand des betreffenden Deliktes mehrere Thatſachen gehören, die zufammentreffen müffen, ſich aber 
nicht alfe nachweiſen laffen. Es ift 3.8. bei dem Vergehen des Vetruges vielfach jehr jchwer, zu unterſcheiden 
und zu enticheiden, ob ummwahre, auf Tüuſchung berechnete Voripiegelungen, lediglich von civilrechtlicher oder auch 
von ftrafrechtlicher Bedeutung find, während ihre moralische Verwerflichkeit und damit das moralische Verſchulden 
des Angeichnldigten außer Zweifel ftehen. Wenn nun auch die moraliiche Seite der Sache für den kriminellen 
Thatbeitand irrelevant iſt, ſo muß fie doch bedeutend im die Wagichale -gelegt werben, wenn es ſich um bie 
Frage handelt, ob das öffentliche Mechtsbemußtjein und die allgemeine Billigfeit ein finanzielles Einfchreiten des 
Staates zu Gunſten einer ſolchen Perjon erheiſchen. Unjerer Meinung nad) würde letzteres gerade gegen bas 
Grundprinzip verftoßen, aus welchem die ftaatliche Entichädigungspflicht gefolgert wird. Anders läge dagegen 
in einem ſolchen Falle die Sadje, wenn nicht blos die objektiven, jondern auch die fubjektiven Vorausſetzungen 
zur Verhängung der Unterfuchungshaft gefehlt hätten, dieje alfo eine wiberrechtliche gemejen wäre. Die Un- 
moralität einer Handlung affein it noch kein Verhaftsgrund; fehlt ihre kriminelle Faßbarkeit und liegt daneben 
ein zweifelfofes Verichulden des betreffenden Michters vor, dann ift nicht erfichtlich, warum der Schaden, ber 
durch diefe umrechte That verurfacht würde, nicht follte erfett werden müfjen. Wir haben dieſer Auffaffung in 
Abfatz 2 des GE 1 Ausdruck verlichen. 

Die Fülle der fakultativen Entichädigung haben wir in Abſatz 3 des 6 1 aufgeführt. Die gefeglich aner- 
fannten Strafansichliefumgsgründe find: Gewalt, Nothwehr, Nothitand, Unzurechnungsfähigkeit, Jugend, Mangel 
des GStrafantrages des Verletzten, Verjährung, ferner Fälle des 6 46, 163 Ziff. 2 und B10 R.St. G.B. Der 
Charakter diefer Strafausichliehungsgründe ift ein fehr umgleichartiger. Die Frage der Aurechnungsfähigfeit 3. B. 
fann verneint werden, weil die Geiftesfrankheit des Angejchuldigten feftgeftellt wird, oder weil er im Buftand 
völfiger Betrunfenheit gehandelt hat. Die erftere ift umverfchuldet, die letztere wird ſich wohl in dem meiften 
Füllen als eine ſelbſtverſchuldete darftellen, braucht es aber nicht in jedem Falle zu fein. Ober, die Schuld 
des Angeſchuldigten ift zweifellos, vielleicht fogar felbft zugeftanden, es ergiebt ſich aber im Laufe der Unter- 
fuchung, daß die Verjährungsfrift für die Strafverfolgung feit einigen Tagen abgelaufen ift. 

Bei der großen inneren Werfchiedenheit der einzelnen Strafausſchließungsgründe ift eine generelle Regelung 
der Entichädigungsfrage unmöglich und bringt e8 die Natur der Sache mit ſich, daß hier dem pflicdhtgemäßen 
Ermeffen des Nichters ein entiprechender Spielraum gelaffen werden muß, und zwar ſowohl hinfichtlich der 
Enticheidung, ob überhaupt, als auch, in welchem Umfange der erwachiene Schaden erfegt werden foll. Es ift 
z. B. ſehr wohl denkbar, daß der Angefchuldigte außer Verfolgung geſetzt oder freigefprodhen wird, weil er im 
entfcheidenden Momente im AZuftand der Nothwehr gehandelt hat, während er vielleicht ſelbſt der eigentliche 
Beranlaffer des Streithandels war. Die Sadjlage kann eine derartige fein, daß eine volle Entihädigung unbilfig 
wäre, eine theilweife dagegen sehr wohl am Plate ift. (Vergl. $ 15 des Geſetzes über die privatrechtlichen 
Folgen der Verbrechen vom 6. März; 1845.) 


Zu $ 2. 
In den Fällen des fogenannten prozeſſualen Ungehorfams (Abſ. 1) und der fog. prozefiualen Schuld 
(Abi. 2) ift die Unterfuchungshaft durch den Angefchuldigten ſelbſt verjchuldet und deshalb ein Anſpruch auf 
Entihädigung ausgejdloffen. Der Angejchuldigte, welcher durch feine Flucht oder den Verſuch, Zeugen ꝛc. zu 
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faljcher Angabe :c. zu verleiten, den Gang des legalen Prozefiverfahrens ftört und hemmt, jet ſich eben dadurd) 
in das Unrecht und verwirkt ans diefem Grund das ihm font zuftehende Recht auf Entichädigung. 


Zu $ 3. 

Nach dem geltenden Strafredht hat der Angeichuldigte keinerlei Verpflichtung, der Anklagebehörde die 
Schuldbeweiſe herbeifchaffen zu helfen, im Gegentheil, er ift berechtigt, der Anklage ein förmliches Schweigen 
entgegenzujegen. Er hat das Recht, von der Anklagebehörde zu verlangen, daß fie feine Schuld beweife und 
daß ihm für feine BVertheidigung der weiteſte Spielraum gewährt werde. Bei der Nothlage, im welcher fich 
ber Angejchuldigte befindet, iſt es menschlich begreiflich, wenn er, um ſich aus derjelben zm befreien, auch zu 
an und für fich nicht einwandsfreien Mitteln feine Zuflucht nimmt, durch deren Gebrauch er die ihn verdäch— 
tigenden Momente entlräften umd feine {Freiheit wieder gewinnen zu können hofft. Es ereignet ſich im der 
Praris nicht felten, daß Angeſchuldigte, deren Unfchuld fpäter eflatant an den Tag kommt, in der piychologiich 
jehr begreiflichen Angft, durch die an und für ſich irrelevanteſte Einräumung einer völlig gleichgiltigen Thatjache 
bie gegen fie vorgebrachten Verdachtsmomente zu ftärfen, oder in der Hoffnung, diejelben abſchwächen zu können, 
auf das abjonderlichite Vertheidigungsipftem verfallen, weil die erflärliche Aufregung, im der fie ſich befinden, 
ein befonnenes und vernünftiges Ueberlegen und Handeln geradezu unmöglich macht. Die in $ 3 aufgeführten 
Fälle find demnach von den in $ 2 aufgezählten weſentlich verfchieden; in dem letzteren entfteht der Entſchädi— 
gungsanjprucd gar nicht, in dem erfteren ſoll er nicht ausgeichloffen fein. 


Zu $ 4. 

Der $ 125 St.P.O. bejtimmt in jeinem erften Abjag: „Auch vor Erhebung der öffentlichen Klage 
fann, wenn ein zur Erlaſſung eines Haftbefehls berechtigender Grund vorhanden ift, vom Amtsrichter auf An— 
trag der Staatsanwaltichaft oder, bei Gefahr im DVerzuge, von Amtwegen ein Haftbefehl erlaffen werden. 

Nach 8 126 St.P.O. kann diefe Haft bis zu vier Wochen ausgebehnt werden. Wenn in dem ſog. Er- 
mittelungsverfahren und ohme daß es fpäter zur Einleitung neuer Unterjucdung oder Erhebung der öffentlichen 
Anklage fommt, eine Verhaftung vorgenommen wird, fo gilt auch hier, was ſchon zur Begründung der Anträge 
1—2 vorgetragen wurde. 


Zu 88 5 und 6. 

Die Gründe, welche die Entſchädigung unſchuldig Verhafteter als gerechtfertigt erjcheinen laffen, jprechen 
auch für die Entſchädigung unjchuldig DVerurtheilter, welche Strafhaft verbüßen mußten. Ueber die Frage, in 
welchem Falle dieje Entichädigung zu leiften jei, gehen die Anfichten jeher weit auseinander. 

Auf der einen Seite will man fie nur gewähren: 

a. obligatorijch: wenn in dem wiederaufgenommenen Verfahren die fFreifprehung deshalb erfolgt, weil 
die That, deretwegen die Verurteilung ausgejprocdyen wurde, gar nicht oder nicht von dem Verurtheilten 
begangen worden war, oder weil die jümmtlichen Beweiſe, auf welche ſich die VBerurtheilung geftügt hatte, 
bejeitigt wurben, und 

b. fafultativ: in den übrigen Fällen, im welchen das Wiederaufnahmeverfahren zu einer Freiſprechung 
geführt hatte. 

Auf der anderen Seite will man alle Fälle der Freiſprechung wie die unter a. aufgeführten behandelt 
wiffen. 

Die Vertreter der zuerft erwähnten Anficht machen geltend, daß manchmal eine Freiſprechung im Lieder: 
aufnahmeverfahren erfolge, nicht weil die Unſchuld des Verurtheilten dargethan jei, jondern weil feine Schuld 
als nicht mehr erweislid; angenommen werde, die Freiſprechung demnach, nur auf einen non liquet beruhe, der 
Freigeſprochene alfo doch jchuldig fein Fünne und dechalb die Gefahr beftche, daß. die Entjchädigung einem 
Unwürdigen zu theil werde. Wir befennen uns zu der Meinung, daß im jedem Fall der Freiſprechung, ſofern 
nicht die Borausfegungen des $ 7 eintreffen, die Entſchädigung gelcijtet werden folle. 
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Wenn der Verurtheilte jpäter freigeiprocdhen wird, jo ift dadurch die frühere Verurtheilung als eine 
ungerechte anerkannt, die auf Grund derjelben erfolgte Strafverbüßung einer widerrechtlichen Gefangenhaltung 
gleichzuftellen und der Staat, als Beichüger der Rechtsordnung, zur Ausgleihung des dadurch verurjachten 
Schadens verpflichtet. 

Die Voransjegungen, unter welchen eine Berurtheilung gerechtfertigt ijt, find von denen, welche die 
Anlegung der Unterjuhungshaft als in Nechten begründet erjcheinen laſſen, wejentlich verjchieden. Für 
legtere ijt nur erforderlich, daß beim Borhandenjein der übrigen gejeglicen VBorausjegungen im Zeitpunkt ihrer 
Anlegung (abgejchen natürlich von der Beſtimmung des $ 125 St.-P.-D.) dringende Verdadtsgründe gegen 
den Angejchuldigten vorlagen, und cs ift für die Frage der Legalität der Unterjuchungshaft völlig gleich- 
gültig, ob fich hintennach die Unbegründetheit der Anklage herausjtellt. Die Thatjache, daß damals dringende 
Verdachtsmomente vorhanden waren, wird dadurd) nicht in Frage gejtellt; die VBerhängung der Unterfuhungshaft 
jegt mit anderen Worten nicht die Schuld des Angejchuldigten voraus, jondern nur jeine dringende Ber- 
dächtigkeit. Für die Eritiiche Frage der Berechtigung der Unterfuchungshaft fommt aljo allein die Sachlage 
in Betracht, wie fie zur Zeit der Haftanlegung war, nicht wie fie ji) bei Abjchluß des Verfahrens darftelfte. 

Eine Berurtheilung ift aber nur dann eine gerechte, wenn der Angeklagte nicht blos verdächtig, 
fondern wenn er ſchuldig it, wenn die Gewißheit bejtcht, daß er die ihm zur Laſt gelegte That auch wirklich 
verübt hat. Die Freiſprechung muß erfolgen, nicht nur, wenn die Unſchuld des Angeklagten eruirt, jondern 
auch, wenn feine Schuld nicht außer allen Zweifel gejegt wird. Verurtheilt werden darf aljo derjenige nicht, 
der die That möglicherweije oder jogar hödhitwahrjcheinlich begangen hat, jondern nur derjenige, der zweifellos 
ber Thäter ift. Die jpätere Freifprechung eines Verurtheilten bejagt nicht, daß fich die objektive Sachlage 
gegen früher geändert, jondern daß die frühere richterfiche Beurtheilung derjelben ſich als eine irrige heraus— 
geftellt hat, daf die früheren Michter eine Schuld als ſicher angenommen hatten, deren Sicherheit nicht befteht. 
Wenn aljo aud) die jpätere Freiſprechung nicht deshalb eintritt, weil die Richter von der Unſchuld des Ver: 
urtheilten überzeugt find, ſondern nur, weil fie ſeine Schuld nicht für zweifellos halten, jo ift damit das frühere 
Urtheil als ein objektiv ungerechtes erflärt, da ihm das Kriterium der Gerechtigkeit, die abfolute Sicherheit 
der Schuld des Angeklagten, abgejprochen wird. — Wir find ferner der Anſicht, daß auch hier der alte 
Grundjag in Anwendung gebracht werden müjje: Unus quisquo prassumitur bonus, doneo probetur 
contrarium, 

Wer in gewiffen Fällen der Freiiprehung nur eine fakultative Entſchädigungspflicht ftatuiren will, 
müßte die Prüfung der Gründe verlangen, weldye zu jener führten und dieſen neben dem Urtheile eine 
bejondere und jelbftändige Stellung einräumen; er würde durch die Zweitheilung der Freiſprechungen im jolche, 
welche mit ftaatlicher Entihädigungspflicht verbunden und im folche, welche dies nicht find, wieder die früher 
bejtandene absolutio ab instantia einführen, deren Machtheile allſeits anerkannt warden und deren Befeitigung 
gerade im Hinblid auf die letteren erfolgte. Wir hätten in der That Freigefprochene erjter und jolche zweiter 
Kaffe und die Tegteren blieben in den Augen der Welt mit einem dauernden Dinkel belaftet, weil mit der 
Aberkennung des Entichädigungsanipruchs ausgeſprochen wäre, daß fie zwar Mangels Beweis freigeſprochen, 
aber doch nicht umverbächtig ſeien. 

Und wenn man die Entihädigungspflicht an die Bedingung der Bejeitigung der ſämmtlichen Beweife 
fnüpfen will, auf welche fich die Verurtheilung ftüßte, jo beachte man doch, welcherlei Beweiſe bisweilen in 
ihrer Geſammtwirkung die Berurtheilung herbeiführen. In den meiften Fällen 3. B., in denen eine Ber 
urtheilung wegen Mords oder Todtichlags erfolgt, wird unter den Beweisgründen die Thatjache amfgeführt, 
daß der Verurtheilte mit dem Getödteten in Yeindichaft lebte, daß er einmal eine drohende Neußerung gegen 
diejen gethan habe ꝛc. Wie foll num überhaupt bemiefen werden Fünnen, daß jene feindjelige Stimmung nicht 
eriftirte ? 

Und ferner: Wie foll einem fchwurgerichtlichen Urtheile gegenüber, welches ja beim Mangel jeglicher 
fchriftlicher Begründung feinen Einblick in die für die Geſchworenen beftimmend gewejenen Motive nnd Feinerlei 
Anhaltspunkt für die Beantwortung der Frage gewährt, weldje Beweisergebniffe für zuverläffig und fchlüffig 
gehalten wurden, wie, fragen wir, foll einem jolchen Urtheil gegenüber der Nachweis auch nur möglich fein, 
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daß bie ſämmtlichen, es ſtützenden Beweiſe bejeitigt find? Sodann ichiene es uns ein fleineres Unglüd zu jein, 
wenn ein Unwürdiger mit einer Entjchädigung bedacht wird, als wenn ein Würdiger ihrer verluftig geht. (Es 
giebt überhaupt fein Geſetz — und die Weisheit des weitblidendften Geſetzgebers wird hieran nichts zu ändern 
vermögen —, welches nicht im einzelnen Fall einen feinem Zwed zuwiderlaufenden Erfolg herbeiführen könnte. 

Schließlich, wollen wir dem gegen unjern Standpunkt jo häufig in’s Feld geführten Einwand, da nad 
unjerem Vorſchlag einem Unwürbdigen von Mechtswegen eine Prämie zugeiprochen werden fünne, mit dem 
Hinweis auf die einfache Thatjache begegnen, daß es ſich gar nicht um eine „Prämie“ handelt, wenn lediglich 
der effektive Schaden erjegt wird, daß ferner die Borausjegungen, unter welchen die Wiederaufnahme des Ber: 
fahrens begehrt werden kann, im Gejeg genan firirt find umd ihr Vorhandenjein von dem zuftändigen Gericht 
anerkannt fein muß, bevor das Wiederaufnahmeverfahren überhaupt eingeleitet wird, und daß endlich erfahrungs- 
gemäß in Fällen, in welchen jchon einmal ein verurtheilendes Erkenntniß erging, die Freiſprechung viel weniger 
leicht erzielt wird, als in ſolchen, im welchen das erjte Urtheil gefällt wird. 


Bu 87. 
Hier wird auf die Begründung zu $ 2 verwiejen. 


Zu 88. 

Daß die Zuerkennung der Entſchädigung nicht ex officio, ſondern nur auf Antrag zu erfolgen hat, ift 
jelbjtverftändlich. Auch gegen die Belehrung des FFreigeiprochenen über jein Recht durch den Richter wird ſich 
wohl nichts einwenden lafien 

Zu $ 9. 
Hier hat man ſich am die Analogie des $ 401 St.P.O. gehalten. 


Bu $ 10. 

Da e8 nicht nothwendig und nicht wahrſcheinlich ift, daß die Entichädigungsfrage immer auf dem Prozefi- 
wege geregelt werden muß, vielmehr erwartet werden darf, daß hänfig ein gerichtlicher Austrag der Sache nicht 
erforderlich jein wird, jo jchien e8 — ganz abgefehen von anderen Gründen — jchon im Hinblid auf bdiejen 
Geſichtspunkt angezeigt, eime nicht gerichtliche Vorentſcheidung über die Frage, ob die ſtaatliche Entjchädigung 
einzutreten habe, vorhergehen zu laffen und diejelbe im die Hand der Behörde zu legen, welche nach ihrer 
Stellung auch zur Vornahme der anfergerichtlichen Erledigung der ganzen Angelegenheit kompetent ift. 

Die kritifchen Fragen derg$1, 2, 3, 4, 5, 6, T können auf Grund der ftrafgerichtlichen Entjcheidungen 
von der oberften Juftizverwaltung mit der erforderlichen Unbefangenheit erledigt werden. Den etwaigen Ber 
denten gegen die Ueberweiſung der Vorentſcheidung an jene wird dadurch die Spige abgebrochen, daß gegen 
diefelbe der ordentliche Rechtsweg bejchritten werden fann. 

Fällt aber die Durchführung eines Nechtsftreits nöthig, jo liegt fein Grund vor, für denſelben andere 
prozeffuale Normen zu jchaffen, als fie in unſerer Reichscivilprozeßordnung bereits gegeben find und bei jedem 
Prozeß über einen beftrittenen Entichädigungsaniprucd zur Anwendung gelangen. ($ 11.) 


Karlsruhe, im Januar 1892. 


Muier. . Eder. 
VBogelbadh- Däublin. Schumann. 
HDeimburger. Benedey. 
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Beridt _ 
der Kommiſſion der zweiten Kammer 
über 
den Gefeentiwurf, die Dienitauffiht über die Gewerbegeridhte betr. 


Erjtattet von dem Abgeordneten Dr. Kiefer. 


Durch das Reichögejeg vom 29. Juli 1890, betr. die Gewerbegerichte, find Beſtrebungen zum endlichen 
und günftigen Abichluß gelangt, welche jeit vielen Jahren teils von Einzeljtaaten, theild vom Neiche unter- 
nommen ivaren, um einem wichtigen, aus den meuzeitlichen Berhältnifjen des Gewerbelebens entjprungenen Be- 
durfniſſe Abhilfe zu ſchaffen. 

In den Jahren 1873, 1874, 1878 juchte man, im Anjchluffe an die Bejtimmung des $ 120 a der Ge 
merbeordnung (entiprungen dem $ 108 der Gew.O. für deu norddeutichen Bund vom 21. Juni 1869) für die 
Erledigung von Streitigleiten jelbjtändiger Gewetbetreibender mit ihren Arbeitern, abweichend von den allge 
meinen. Zujtändigleitsregeln mindejtens in I. Inſtauz beiondere behördlidye Organijationen zu 
gewinnen. 

$ 120a ber Gewerbe-Drdnung beiagt: 


„Streitigleiten der felbftändigen Gewerbetreibenden mit ihren Arbeitern, die auf dem Antritt, die Fort 
ſetzung oder Aufhebung des Arbeitsverhältniſſes, auf die gegenfeitigen Leiftungen aus demfelben, auf die Er- 
theifung oder den Inhalt der Arbeitsbücher oder Zeugniſſe ſich beziehen, find, joweit für diefe Angelegenheiten 
bejondere Behörden bejtehen, bei diefen zur Enticheidung zu bringen. 

Inſoweit ſolche befondere Behörden nicht bejtehen, erfolgt die Enticheidung durch die Gemeindebehörde. 

Gegen dieje Entjcheidung jteht die Berufung auf den Rechtsweg binnen zehn Tagen offen; die vorläufige 
Vollftredung wird durch die Berufung nicht aufgehalten. 

Durch Ortsjtatut ($ 142) fünnen an Stelle.der gegenwärtig hiefür bejtimmten Behörden, Schiedsgerichte 
mit der Entjcheidung betraut werden. Diejelben find durch die Gemeindebehörde unter gleichmähiger Zuziehung 
von Arbeitgebern und Arbeitern zu bilden.“ 

Hierin war zwar das mahgebende Ziel — für Streitigleiten, welche im gewerblichen Verlehr aus dem 
Verhältniß zwijchen Arbeitgebern und Arbeitern entipringen, eine in bejonderem Mahe des Vertrauens der 
Betheiligten verficherte und bejonders ſchleunige Nechtspflege zu jchaffen — richtig hervorgehoben. Allein 
die Gewerbe-Drdnung ermangelte aller Einzelvorjchriften über die Zufammenjegung diefer Schiedsgerichte, ſowie 
der Beitimmungen über die proccjjualen Befugniſſe der Gerichte, über das Verfahren vor denjelben und über 
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die Rechtswirkung ihrer Entſcheidungen. So erſchwert denn auch Die hierdurch ſich ergebende Unſicherheit und 
die übermäßige Verſchiedenheit ihrer Ausgeſtaltung im den Einzelſtaaten, das wirklich fruchtbare Gedeihen der— 
ſelben. Die vielſachen Formen, in denen im den verſchiedenen Ländern und Zeiten die Begründung der hier 
erftrebten Gerichtsordnungen gejucht wurde, zeigen, Deutlich die Schwierigkeiten und auch die Br ändernden 
Grundlagen der Aufgabe. 


Abgejehen von den Zuſtänden diejer Nechtiprechung im mittelalterlicyen und ipäteren — und in 
der Schweiz und von den eigenartigen Formen der Jumftgerichtsbarfeit iſt es vor allem Frankreich in der Epoche 
des modernen Staates gewejen, welches für die gewerblichen Streitigkeiten durd; Sondergerichte, nämlich 
durch genofjenichaftliche Gerichte, die j. g. conseils de prud "hommes und durch gewerbliche Schiedögericht. 
zwedentiprechende Organijationen begründete, Die preußiichen Aheinprovinzen haben dieje Gerichtsbarkeit aufge: 
nommen und \weiterentfaltet, 

Wie oben erwähnt, hat Diele Angelegenheit in der Zeit der Neubildung Deutjchlands bald durch Ini— 
tiative der Neichöregierung, bald durch Anträge des Neichdtaged unter den Einflüffen der mehr und mehr vor- 
dringenden jozialen Bewegung alle jtreitigen Stadien durchlaufen, bis endlich im Jahre 1890 das von allen 
Seiten mit Ausdauer verfolgte Ziel glüdlich erreicht wurde. 


Bei diefem legten erfolgreichen Bemühen find vornehmlich die aus der im Fahre 1878 vollzogenen 
Ronmeitjiondberatfung gefahten Beſchlüſſe zu Grunde gelegt worden, ?jeitgehalten wurde auch Hiebei an dem 
in $ 120a der Gewerbeordnung enthaltenen nr über die Begründung und Die Buttändfgleit gewerb- 
licher Schiedägerichte. 

Man beharrie an dem überlieferten Gedanken, zunächit den Gemeinden und ihrer Initiative die Ein- 
ſehung der Gewerbegerichte, je nach örtlichen Bebürfniffen und Verhältniſſen, anheimzugeben ;- jomit 
die Einführung berjelben — wie bei vorangegangenen Bemühungen einzelner Parteifreife der Fall war — 
teinesfalls allgemein und obligatorijch vorjchreiben zu wollen, 


Für den Bezirk eine weiteren Kommunalverbandes kann die Errichtung eines Gewwerbegerichtes 
diefem überlaſſen bleiben, nach Maßgabe der Worfchriften, durch welche die Angelegenheiten dieſes Verbandes 
beſonders geregelt werden. ($ 1 Abi. 4 des G. G. G.) Sowohl bei Einfegung eines Gewerbegericht$ durch 
eine einzelne Gemeinde als durch die ftatutarifche Bejtimmung weiterer Kommunalverbände tritt die Genehmi— 
gung der Höheren Verwaltungsbehörde ein. Die Errichtung kann nach $ 1 Sat 5 auf Antrag beteiligter 
Arbeitgeber oder Arbeiter durch Anordnung der Landes-Centralbehörde erfolgen, wenn ungeachtet einer von ihr 
an die betheiligten Gemeinden oder den weiteren Kommunalverband ergangenen Aufforderung innerhalb der ge- 
fegten Frift die Errichtung auf dem in Abſ. 2—4 des $ 1 vorgefchenen Wege nicht erfolgt ift. 

Unter den in,$ 77. des Geſetzes näher. bezeichneten Vorausſetzungen kaun ausnahbmsweije die Be— 
grümdung eines Gewerbegerichts aus der Suitiative der Landes-Centralbehörde ohne weiteren Antrag 
erfolgen. 


Ueber die Zuftändigfeit der Gewerbegerichte beiagt das Geich vom 29. Juli 1890: 
8 1. File die Entjcheidung don gewerblichen Streitigkeiten zwiſchen Arbeitern eimerfeit3 und ihren Arbeit- 
geben anderſeits, ſowie zwiſchen Arbeitern deſſelben Arbeitgebers können Gewerbegerichte errichtet werben, 


82, Als Arbeiter im Sinne diefes Geſetzes gelten Diejenigen Geſellen, Gehülfen, Fabrifarbeiter und 
Lehrlinge, auf welche der ſiebente Titel der Gewerbeordnung Anwendung findet. Imgleichen gelten als Ar- 
beiter im Sinne dieſes Gejeges Betriebsbeamte, Wertmeifter und mit höheren technijchen Dienftleiftungen be, 
traute Angeftellte, deren Jahresarbeitverdienit an Lohn oder Gehalt zweitaufend Mark nicht überjteigt. 
$ 3.. Die Gewerbegerichte find ohne Nücficht auf den Werth des Streitgegenftandes zuſtändig für 
Streitigkeiten: 

‚1. über ‚den Antritt, die Fortſetzung oder die Auflöfung des Arbeitäverhältnifies, — über die Aus- 

Händigung oder den Inhalt des Arbeitsbuches oder Zeugniſſes, 
47* 
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2. über die Leiſtungen und Entſchädigungsanſprüche aus dem Arbeilsverhältniſſe, ſowie über eine in Be— 
ziehung auf dafjelbe bedungene Konventionalitrafe, 


3. über die Berechnung und Anrechnung der von den Arbeitern zu leiftenden Strantenverficherungsbeiträge 
(S8 53, 65, 72, 73 des Gejeted, betreffend die trantenverficherung der Arbeiter vom 15. Juni 1883, 
Neichögejehblatt ©. 73), 

4. über die Anfprüche, welche auf Grund der Uebernahme einer gemeinfamen Arbeit von Arbeitern des- 
jelben Arbeitgeberö gegen einander erhoben werden. 

Streitigleiten über eine Stonventionalitrafe, welche für den Fall bedungen ift, daß der Arbeiter 
nach Beendigung des Arbeitäverhältnifies ein jolches bei andern Arbeitgebern eingeht oder ein eigenes 
Geſchäft errichtet, gehören nicht zur Zuftändigfeit der Gewerbegerichte, 


8 4. Zur Zuftändigkeit der Gewerbegerichte gehören ferner Streitigkeiten der im $ 3 Ar. 1 bis 3 be— 
zeichneten Art zwifchen Perjonen, welche für beftimmte Gewerbetreibende außerhalb ber Arbeitsftätte der letzteren 
mit Anfertigung gewerblicher Erzeugniffe beiäftigt find (Heimarbeiter, Hausgewerbetreibende) und ihren Ar: 
beitgebern, fofern die Beichäftigung auf die Bearbeitung oder Verarbeitung der den erfteren von ben Arbeit- 
gebern gelieferten Rohſtoffe oder Halbjabritate beſchränkt ift. Das Gleiche gilt von Streitigfeiten der im 33 
Nr. 4 bezeichneten Art zwiſchen ſolchen Hausgewerbetreibenden unter einander. 

Streitigkeiten derjenigen Hausgewerbetreibenden, welche die Robftoffe oder Halbfabritate jelbft beſchaffen, 
unterliegen der Zuftändigkeit der Gewerbegerichte, jomweit dies durch das Statut beftimmt if. 

Die Kojten der Einrichtung und Unterhaltung der Gewerbegerichte tragen, ſoweit fie nicht Durch Gebühren 
ober Strafen gededt find — abgejehen von der in $ 77 de ©. ©. ©. bezeichneten Ausnahme — die Ge- 
meinden, rejp. weitere Kommunalverbänbe, 

Die Thätigleit dieſer Gerichte erfolgt, als cine jtaatlihde Rechtsſprechung, im Namen des 
Landesherrn. 

Eigenthümlich iſt der letzten Ausgeſtaltung dieſer Gerichte deren Verbindung mit der Funktion Des 
Einigungs-Amtes. Die in neuerer Zeit in Deutſchland öfters und auch in großem Umfang einge— 
tretenen Aus ſtände (Striles) machen es zu einem dringenden öffentlichen Bedürfniſſe, ein Organ zu beſitzen, 
welches die Leitung der vermittelnden Verhandlungen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern über: 
nehmen könnte, „Die Hoffnung — bemerten die hierher bezüglichen Motive des Geſetzes —, daß es den 
Sewerbegerichten gelingen wird, durch eine auf Eachlunde beruhende, unparteüjche Rechtſprechung das Ver: 
trauen der Arbeitgeber und Arbeiter zu gewinnen, läßt es gerechtfertigt ericheinen, fie zu einer Thätigkeit zu 
berufen, deren Erjolg in erjter Linie durch die Vertrautheit mit den Beziehungen zwiſchen Arbeitgebern und 
Arbeitern und durch das Vertrauen der Betheiligten bedingt iſt.“ 

Endlich find die Gewerbegerichte auch noch berufen, auf Anfuchen von Staatsbehörden oder des Vorftandes 
des Kommunalverbandes, für welchen das betreffende Gericht errichtet it, Gutachten über gewerbliche Fragen ab: 
zugeben. ($ 70 des 6.0. ©.) Mach jeiner perfönlichen Bejtellung wird das Gewerbegericht durch Die Mit- 
glieder — mit Einjchluß des Vorfigenden — bejeßt. Die Beifiger werden in direkter und geheimer Wahl, 
zur Hälfte durch die Arbeitgeber, zur andern Hälfte durch die Arbeiter berufen. Der Vorfigende wird durch 
den Magiftrat ($ 11 ©. ©.), und wo ein jolcher nicht vorhanden ift, oder das Statut Dies beſtimmt, durch Die 
Gemeindevertretung, in weiteren Kommumnalvertretungen durch die Vertretung des Verbandes auf mindejtens ein 
Jahr und auf höchftens 6 Nahre gewählt. Die Wahl des Vorfigenden unterliegt ftaatlicher Beitätigung. Der 
Vorfigende und die Beifiger follen das 30. Lebensjahr zurücgelegt und mindejtend während 2 Jahren im 
Gerichtsbezirle Wohnung oder Beichäftigung bejefien haben. Vom aktiven und paſſiven Wahlrecht find Per— 
jonen, welche zum Amt eines Schöffen unfähig find, ausgeichlojjen. 

Die Beifiger dürfen mur aus geſetzlich beftimmten Gründen dieſes Amt ablehnen, Sie erhalten Ver— 
glitung für Reijeloften und Zeitverſäumniß. 

Im zweiten Abichnitt des Gejeges ift das für die Gewerbegerichte eintretnde Brogehverfahren, 
im Allgemeinen nach den für die Amtsgerichte geltenden Prozehvorfchriften, mit einzelnen Abweichungen, 
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welche Beichleunigung und Vereinfachung bezweden, geregelt. Hiezu ift zu rechnen Die Beitimmung, daß ber 
Betrieb des Rechtsſtreits nicht den Parteien, ſondern den — * und — * Ladungen und Zu— 
ſtellungen regelmäßig von Amtswegen erfolgen. nr lH 

Der erjte Termin kann ohne Zuziehung der Beifiger — werden. Beim Ausbleiben einer Partei 
ergeht auf gegnerischen Antrag ein Verjäumnigurtheil. Sofern beide Parteien erjcheinen und die Sache nicht 
durch Vergleich, Klagzurüdnahme oder Anerkenntniß des Klaganſpruchs erledigt wird, vielmehr beide Theile die 
Entjcheidung beantragen und diele auch jofort geichehen kann, jo joll fie auch unverzüglich erfolgen. Andern- 
fall® ift die Verhandlung vor dem vollbeſetzten Gerichte vorzunehmen. Das Urtheil ift in dem die 
Berfammlung abfchliegenden Termine, jedemfalls in einem nicht über drei Tage hinaus anberaumten Termine 
zu verkünden. 

Dem’ Gewerbegericht. ſteht Dip einen sy "rohe. yon Ramiedon und, Beh v 
und — zu ) HT Tre j J 

Gegen ein Verſäumnißurtheil iſt Einjpryd binnen, 3tägiger Friit- zugelaſſen. 

Gegen Endurtheil kann, wenn’ der Werth des Streitgegenſtandes den Betrag von 100 Mark überſteigt, 
Berufung an das Landgericht, in dejjen Bezirk das Gewerbegericht jeinen Sit hat, ergriffen werden. Dieſes 
Gericht ift auch zuftändig zur Enticheidung von Beichwerden, nad) den Regeln der Eivilprozekordnung. Ebenſo 
können gegen rechtäfräftig gewordene Endburtheile der Gewerbegerichte die un und an 
nad) 88 541—554 E-B.-D: eingelegt, werden. 

Die ber Berufung oder: dem Einfpruche ———— Caduciheil⸗ ſich von — ir —** 
vollſtreckbar zu erklären, wenn der Gegenſtand der Verurtheilung an Gelb oder Geldeswerth den Betrag von 
300 M. nicht überjteigt und jederzeit wenn dieje Urtheile den Antritt, die Fortiegung oder Aufhebung des Ar- 
beitäverhältnifjes, die Aushändigung oder den Inhalt des Arbeitsbuches oder Zeugniſſes betreffen. Endurtheile 
und Vergleiche werden in berjelben Weije wie gerichtliche Entjcheidungen vollitredt. Die ordentlichen Gerichte 
haben den Gewerbegerichten nach Mahgabe der Beſtimmungen des Gerichtöverfafjungsgejeges Rechtshilfe zu Leijten. 

Vollitrekungsgericht im Sinne des $ 684 C.P.O. iſt das zujtändige Amtsgericht. 

Die Vollftredungshandlungen vollzieht dey von ber. Partei beauftragte zuftändige Gerichtsvollzieher. 

Im fünften Abſchnitt des Geſetzes wird das’ Verfahren vor dem Gemeindevorſteher — jofern ein &e- 
werbegericht nicht vorhanden iſt — geregelt. NANNY 

Im jechäten Abichnitt — den Schlußbeitimmungen — werden Sondervorjchriften erlaffen, welche die Ver- 
hältnifje des Bergbaus betreffen und folche, die die Betriebe der Militär: und Marineverwaltung, ſowie die Se 
Hilfen und Lehrlinge in. Apotheken und Handelsgeichäften von dem Geſetze ausjchlichen. 

Vorſchriften, welche die Dienftaufficht über die Gewerbegerichte regeln, find im Reichsgeſetze nicht enthalten. 
Sie find der Fürſorge der Einzelftanten überlafien. 

Da e3 ſich um eine neben den Amtsgerichten eintretende Organijation der Nechtöpflege, als deren Berufungs- 
Instanz im Reichsgeſetze die Landgerichte eingejeht find, Handelt, jo. muß es als jelbitveritändlich erachtet werden 
daß dieſe Serichtöhöfe die direfte Aufficht auch über die Gewerbegerichte, unter Der allgemeinen Oberaufficht bes 
Iuftizminifteriums, zu führen Haben werden. 

Es ift daher im Anfchlu und zur Ergänzung der in Tit. V. des Geſetzes vom 3. März 1879, die Ein- 
führung der Reichs» Juftizgefege im Großherzogthum Baden betr., enthaltenen Ordnungen eine dahin bezügliche 
weitere Vorſchrift zu erlafjen. 

Diefe ift in dem „Einzigen Artitel" des vorliegenden Geſetzentwurfs gegeben. 

Ihre Kommilfion ftellt den 

Antrag: 
Die Hohe zweite Kammer wolle diefem Gejegentwurfe ihre Zuftimmung ertheilen. 
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Beilage zum Protofoll der 13. Siyung ber zweiten. Sammer vom 18. Januar 1892, 


Friedrich, von Gottes Snaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mir beauftragen hiermit Unſern Finanzminister Dr. Ellftätter, Unjeren getreuen Ständen, 
zunächſt der zweiten Kammer, ben anliegenden Gefetzentwurf, den Wohnungdgeldtarif betreffend, zur Berathung 
und Zuftimmung vorzulegeit. 


Gegeben Karlörube, ben 6. Januar 1892, 


| | Friedrich. 
Gliftatter. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit Höchſten Befehl: 
| Leub. 
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Geſethenlwur ,ß,ß 


den Wohnungsgeldtaärif betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mit Zuftimmmg Unferer getreuen Stände haben Wir befchloffen und verorbnen was folgt: 


81. 


Der dem Beamtengeje vom 24. Juli 1888 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Nr. XXXIV) beiliegende 
Mohmungsgeld:Tarir wird proviforisch dahin abgeändert, daß die Jahresbeträge 


in der fünften Dienſtklaſſe 
von 260, 160 und 11 
auf 350, 210 und 15 


MM 
Bel, 
in der jechjten Dienftklaffe 
von 150, 110 und 80 .# 
auf 240, 160 und 120 .# 
ſich erhöhen. 


$ 2. 
Die Hälfte des Unterſchieds zwiichen dem bisherigen und den neuen Wohnungsgelbbeträgen ($ 1) wird 
auch den Inhabern freier Wohnungen (Beamtengejeg $ 26 Abjag 1 und 2) gewährt. 
Der Miethzind, den Inhaber von Dienjtwohnungen zu entrichten haben (Beamtengejeg $ 26 Abſatz 3), 
erhöht fich nur um die Hälfte des Unterſchieds zwiſchen den bisherigen und den neuen Wohnungsgeldbeträgen ($ 1). 


88 
In den Einkommensanſchlag (Beamtengeſetz $$ 18, 24) werben nur die bisher hieflir maßgebenden Woh— 
nungögeldbeträge aufgenommen. 


s 4 
Die Erhöhung der Wohnungsgeldbeträge nach $ 1 tritt mit dem 1. Januar 1892 in Kraft. 


Bom gleichen Zeitpunkte am ſoll auch denjenigen nicht etatmäßigen Beamten und ohne Beamteneigenjchaft 
im jtaatlichen Dienjt ftehenden Perjonen, die nad) ihren dienftlihen Verhältnifjen und Amwvartichaften den etat- 
mäßigen Beamten der beiden unteren Wohnungsgeldklajien gleichzuachten find, nad) Maßgabe der näheren Be- 
jtimmung im Staatövoranichlag eine Aufbejjerung des Dienjteinfommens je nach der Ortöklaffe des Wohnungs: 
geldtarif®, der ihr dienjtlicher Wohnſitz zugewieſen ift, von 90, 50 oder 40 .# gewährt werden. 


5 


Zur Beitreitung des hiernach entjtehenden Aufwandes find die ſeiuel durch das Finanzgeſetz bereit zu ſtellen. 
Das Finanzminiſterium iſt mit dem ® uzug beauftragte 


Gegeben Grip tr Terntalszenatin ine 030 


money persiiend) mat 


— 
— 
.- 


. r „”., 1* f r f 
Ia,nlı!ı (5 144 44 
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Begründung. 


In den Kreifen der unteren Beamten der Staatsverwaltung befteht der Wunjch, in möglichit kurzer Friſt 
eine Aufbefierung des Dienfteinfommens zu erlangen, und die Landesvertretung jcheint gemeigt zu jein, dieſem 
Wunſche die Erfüllung nicht zu verfagen. Die Grofherzogliche Regierung hat deihalb erwogen, im welcher 
Weiſe die Abjicht, jenen Bejtrebungen entgegenzutommen, am rajcheften zum Ziele geführt werden könnte, 

Eine Abänderung der Gehaltsordnung ijt nicht in kurzer Zeit zu ermöglichen: nur die eine ober andere 
Beamtengruppe herauszugreifen, um ihr durch Erhöhung des Gehalts zu gejonderter Befriedigung zu verhelfen 
— etwa diejenigen Beamten, von denen dem Landtag bis jegt Bittichriften vorgelegt find —, kann fchon im 
Interefje der übrigen Beamten, die mit ihren Wünfchen zurüdgehalten haben, nicht empfohlen werben und wäre 
nur geeignet, bei den mit einer Aufbefjerung nicht bedachten Beamtenfategorien in ähnlichen Dienftitellungen 
die Neigung zur Unzufriedenheit zu vermehren; eine umfafjendere Durchficht der Gehaltsordnung aber erfordert 
beträchtliche Vorarbeiten, wobei die in der meuejten Zeit in andern deutſchen Staaten theils durchgeführte, theils 
geplante Aufbejierung der Beamtengehalte nicht unberücichtigt bleiben kann. Einer außerordentlihen Zu: 
wendung von Gehalt oder Nebengehalt würde überdies in den Vorjchriften der Gehaltsordnung über Zulage: 
friften, Höchitgehalte, Aufrechnung auf andere Dienjtbezüge u. ſ. w. eim nicht leicht zu überwindendes Hinderniß 
im Wege jtehen. 

Eher läht ſich eine Erhöhung des Dienjteintommens zahlreicher Beamten in einfacher Weije durch Ab- 
änderung des Wohnungsgeldtarifed erreichen. Auf die höheren Wohnungsgeldbeträge, die den Reichsbeamten 
zugejichert find, ift von den zumächit Betheiligten jchon mehrfach Hingewiejen und daran die Bitte geknüpft 
worden, unferen Wohnungsgeldtarif zu verbejiern, wenn möglich durch Annahme des für die Reichsbeamten 
(auch die preußiſchen Beamten) geltenden Tarifes, joweit er höhere Säge enthält ala der badiſche. Die Frage, 
in welchem Make fich dies empfiehlt und ald ausführbar erweiſt, wird bei einer umfafjenderen Neuordnung 
ber Beamtenbezüge nicht zu übergehen jein. Für jegt kann ala proviſoriſche Maßregel — proviforiich im 
Hinblid auf die Möglichkeit einer weitergehenden Durchficht de3 Wohnungsgeldtariis — eine Aufbeſſerung der 
Jahresbeträge für die beiden unterjten Dienitllajjen, aljo für die früheren Angejtellten, — Abtheilungen G, H 
und J, K des Gehaltstarifs — in Betracht gezogen werden. ($ 1 des Entwurfs). 

Darnach jollen fich die Jahresbeträge in dem drei Ortstlaſſen um 90, 50 und 40 .# erhöhen, nämlich 

in ber fünften Dienftllaffe (Tarif-Wbtheilung G und H) 

von 260 «#, 160 «H, 115 «H# 
auf 350 .H#, 210.4, 155 :# 
um 34,6 %, 31,2 %, 34,8 %, 

und im der jechiten Dienjtlaffe (Tarif-Mbtheilung J und K) 

von 150 4, 110.4, 80.4 
auf 240 „FE, 160 «#, 120 «AH 
um 60 %, 45,4 %, 50 Pe. 

Bid zum 1. Januar 1890 hatte der Wohnungsgeldzufchu in der fünften Dienjtklajie 216, 132 und 
96 «4, in ber fechiten Dientklafje 120, 84 umd 60 „# betragen, jo daß demgegenüber die Süße in ber 
unterjten Klafſe künftig etwa verboppelt find. 

Berhanblungen ber 2. Kammer 1891/92. 4. Beilagehefi. 48 
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Die neuen Beträge find, wie fich hierans ergibt, jo gewählt, daß in der unteriten Dienſtklaſſe, weil bier 
das Bedürfniß vergleichsweiſe dringlicher fein wird, die Aufbejierung einen höheren Prozentiat ausmacht; daß 
ierner aus gleichem Grunde die Beamten in der eriten Ortsklaſſe beiier bedacht werden als die Beamten in 
der zweiten und dritten Ortsklaſſe, und daß einer weiteren Annäherung unferes Tarife an den Tarif fir die 
Reichsbeamten, wenn eine jolche beliebt wird, nicht vorgegriffen it, unbeichadet der künftigen Fejthaltung des 
Verhältniſſes, daß viele Unterbeamten durch unieren Tarif jegt ichon bejjer geitellt find als gleichartige Neichs- 
beamte. Bon den Beamten der vierten Dienftklajie find die meiten den preufiichen und Reichsbeamten im 
Dezug des Mohnungsgeldes jegt ſchon nahezu gleichgeitellt und bei der jeit 1. Januar 1890 eingetretenen Ver— 
bejferung des Dienjteintommens ohnehin verhälthihinähig güt bedacht worden; auf fie konnte deßhalb die vor- 
geichlagene Maßregel für jet nicht eritredtt werden, zumal da jonjt die von zahlreichen Beamten der Tarif: 
abtheilungen G, H und J erjtrebte Bejeitigung der vorletzten Dienſtklaſſe unjeres Wohnumgsgeldtarifes, zum 
Zweck ihrer eigenen Einreihung in die vierte Tienjtklafie, den erheblichiten Schtvierigkeiten begegiien würde. 

Die vorgeichlagene Verbeſſerung des Dienfteinfommens wird zunächft denjenigen Beamten der Abtheilungen ” 
G, H, J und K des Gehaltstarifes zu Gute fommen, die fich wicht im Genuß einer freien ‘oder Dienſtwohnung 
befinden. Inhaber freier Wohnungen beziehen fein Wohnungsgeld, fie hätten alfo vor der vorgejchlagenen 
Menderung, wenn man nicht weitere Vorſorge träfe, feinen Vortheil. Gleiches gilt von den Inhabern von 
Dienſtwohnungen: ihnen wird ein dem Wohnungsgeld gleichkommender Betrag als Miethzins zurlickbehalten, 
für fie würde demnach die Erhöhung des Wohnungsgeldes nur dieſen durchlaufenden Poſten, nicht aber das 
Dienjteintommen jelbit verändern. Um nicht beide Gruppen von Beamten von der beabiichtiaten Einkommens⸗ 
aufbeſſerung ganz auszuſchließen, iſt in $ 2 vorgejehen, daß ihnen die Hälfte der beautragten Aufbeſſerung 
zukommen ſoll. Dadurch wird für die jetzt vorhandenen Beamten ohne Dienſtwohnung der Nachtheil in dem 
ſie ſich gegenüber gleichartigen Beamten befinden, denen eine Dienſtwohnung zugewieſen it, zwar nicht —* 
ſtändig aufgehoben, aber um etwas vermindert werden, 

Die vorgeſchlagene Maßnahme auch auf die Höhe des penfionsfähigen Dienſteinkommens einwirken zu 
laſſen, iſt nicht geboten und nicht erwünſcht. Gerade für die unterften Beamtenklaſſen ift in der Verbeſſerung 
der Ruhegehalte und der Hinterbliebenenverjorgung in der legten Zeit bejonders viel geichehen, jo daß es ſich 
nicht empfiehlt, hierin bei dem gegemvärtigen Aulaß noch weiter zu gehen. In $ > des Entwurfs iſt defihalb 
verfügt, daß in jener Beziehung die proviforische Neuordnung des Mohnungsgeldtarifes an dem jetzt beſtehen 
den Zuſtand nichts ändern joll. Daß von diefer Neuordnung auch die Verhältnifie der dem (jekigen und‘ 
künftigen) Elementarunterrichtsgeſetz unterjtehenden Lehrer und Lehrerinnen durchaus unberliärt bleiben follen, 
entjpricht der Abficht der Großh. Negierung; dies im Gejeg ausdrücklich zu erwähnen, wird nicht erforderlich jein. 

Welche Beträge bei Annahme des Vorſchlags der Großh. Regierung den etatmähigen Beamten im Ganzen 
eva zuflichen werden, ift in der Anlage 1 ziffermäßig dargeſtellt. Es find dort die im Woranfchlag Fin 
1892/93 aufgenommenen etatmäßigen Stellen der vier unteren Abtheilungen des Gehaltstarifs iberfichtlich nach- 
gewiejen, getrennt nach den verfchiedenen Benvaltungszweigen und je nachdem für die Beamten freie ober 
Dienſtwohnung vorgefehen ift oder nicht, Der Aufwand beträgt hiernach für 8499 Beamte 


a. der allgemeinen Staatsverwaltund . . . j ee Kate ma, 2283 928 4 

b. der auögejchiedenen Verwaltungs ;jweige — ——— 331633 „ 

e. der kirchlichen Vermögensverwaltungen, Stiftungen ıc., — Aufwand * Staatskaſſe 

nur theilweiſe oder gar nicht zur BE, SE er a ne 6590 „ 
’ aljo im Ganzen... ....., 462 146 .# 

Dies ift der Aufwand für die mit —— Beamten zu beſfetzenden Stellen. 

Bei einer Verbeſſerung des Dienſteinkommens der etatmäßigen Beamten der unteren Kategorien werden 
indejien die nicht etatmähigen Beamten und die jomftigen ohne etatmähige Anftellung ftändig im Dienſte der 
Staatsverwaltung in beamtenähnlicher Stellung verwendeten Perfonen nicht gänzlich übergangen werden können. 
Zwar wird man annehmen Dürfen, daß z. B. bei den Amvärtern- auf Stellen des höheren Staatsdienſtes 
(Fraftifanten 2c.) ein Bedürfnis zur Erhöhung der ihnen jetzt gewährten Bezüge nicht: vorkieger wird.) Ehenſo 


8% 
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i sniehle es an einem ausreichenden Aulaß, die Vergütung für ſolche Dienſte zu erhöhen, die im Allgemeinen nur 
als Nebengeichäft bejorgt und bezahlt werden; dies gilt z. B. mit vergleichäweile geringen Ausnahmen von 
den Untererhebern der Steucrverwaltidig. deren Vergütung ohnehin mit Nüdficht auf den Umfang der einzelnen 
Dienfte bemeſſen ijt. Auch wird es nicht geboten fein, diejenigen Beträge allgemein zu erhöhen, die jetzt deu 
Lehrlingen und Dienitanfängern (Inzipienten 2c.) gewährt oder den Dienftvorftänden zur Gewinnung ähnlicher 
Hilfskräfte durch Vergütung von Wartegeldern ꝛc. zur Verfügung geitellt find. Endlich kann es ſich jegt nicht 
um eine jtantliche Neuordnung des Lohns der als Arbeiter oder in ähnlicher Stellung verwendeten Perſonen 
handeln, da die Staatsverwaltung ich im Allgemeinen an die Lohnſätze halten muß, die in privater Dienit- 

teilung gleicher · vder· chnticher Art · nbtich Find Ar welche · Bedienſtungen · hiernach· Die den- nicht etatmäßigen 
Beamten zugedachte Aufbeſſerung Anwendung finden ſoll, it in $ 4 Abſatz 2- im ziemlich allgemein gehaltener 
Fafjung zum Ausdruck gebracht; da aber das Beabfichtigte in erichöpfender Weile im Geſetzestert nicht wohl 
geſagt! werden kann, iſt auf die aus vorliegendem Anlaß, nöthig werdende Ergänzung des Staatsvoranſchlags 
Bezug genommen, deren Inhalt in dieſer Hinſicht maßgebend ſein ſoll. Dieſe Ergänzung des Budgetenhourfs 
it in Anlage 2 ſoweit vorbereitet, dah | daraus erjehen werden fan, ‚welche annähernde Perſonenzahl (abge- 
ſehen von den Inhabern etatmäßig zu befehender Stellen) an der Aufbeſſerung Theil nehmen fol. 

Die —— wird auch bei den richt. gtatmähigen, Beauuen zc, in, den nach F I. des Entwurfs vor⸗ 
geſchlagenen Sätzen von 90, 50 und 40 zu gewähren, ſomit jedesmal abhängig jein von der Ortätlafie, 
des MWohmungsgeldthrifes, der der bienjtliche Wohnfig des Betreffenden zlıgewiejen iſt. Es wird dadurch ein 
Verhältniß entſtehen, wie es z. B. für einen Theil der nicht etatmähig angeſtellten Schuhmãnner jest ſchon 
eingeführt iſt. (Budget des — 3 des Innern, Erläuterungen zu Titel IX $ 3): ob überall die Form 
der Ortözulage zu wählen, oder die —— flir die einzelnen Drte bementiprechend feſtzuſetzen jei, 
fann wohl dem Vollzug überlajjen bleiben. 

Nach: der Aufftellung in Anlage b wird man wegen der nicht etatmäßigen Beamten auf einen Aufwand 
von im Ganzen \etipa 118670 .# rechnen dürfen, wovon ungefähr 58900 auf die allgemeine Staats: 
verwaltung, 59 770,.# auf die ausgeſchiedenen Verwaltungszweige entfallen mögen. N 

Aus diejem Betrag und der Erhöhung des Wohnungsgeldes der etatmähigen Beamten um 462 146 -A 

ſest ſich der Jdahresbelrag des Geſammtaufwandes zuſammen, der die Folge des gegenwärtigen Vorichlags 
ſein wird; er beläuft fi) demnach auf eva 580816 „A und fällt beinahe ganz auf die Staatskaſſe, mur 
"zu einem —— Theil auf nie Vermögensvenvaltungen und dergleichen. | 
| | 
| | 
! 


| 
— 


— — — — 
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Anlage 1. 
Die etatmäßigen Beamten 
der V. md VI Dienftllafle des Wohnungsgeldtarifs 
a. mit Dienjt: oder jreier Wohnung, 
b. ohne Dienjt- oder freie Wohnung 
nebſt Berechnung des Aufwandes zufolge der vorgeichlagenen Erhöhung bes Wohnunsgeldes. 
20 Pr Ortsttaffe | m. Oxtattafe | mu. Ortsttaffe | DD Eumm m 
Abtheilung, re IR BER —— 
Titel und Paragraph | Bemerkungen. 
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beö Budgets für 1892/93 


eamten 
5 Erhöhung 
% Erhöhung 





l. Beamte, deren Wobnungsgeld von der Staatsſtaſſe getragen wird: 
a. Allgemeine Staatöverwaltung. 
Ordentlicher Etat. 


1 Titel 11.8 2 au 2 1 
„,‚Oc$ 2 l 1 
av 2 | % 3 36 
— .$ 2 2:5 4 
1.$ 2 R ı 3 35 1 Beamter II. Ortd- unb VI, 
Du Dinftiofe erpäit Mokmungb- 
A 38 9 281 3015 15 4 11 GR * der Dienſtklaſſe V des . 


ehes vum 9, I, 1874 (hat feine 
Dienftwohnung). 


1 Beamter I, Orts: und VI. 
Dienftllafie erbält Wohnungs 
> der Dienftllafie V des Ge- 
ebeö vom 9, I, 1874. 

2 inte nadı $ 22 Ubi. 2 des 





100 42 64 3400) 





022 





R; 2 1l 
„IX ı | Beamtengelepes, davon 1 zur 
2 6, 8 14 Zeit 360 .4 (hat Dienftwohng.) 
43 5| 13ur Beit 216 .4 (ohne Dienft- 
| ann 
4 0 4 2 defigleichen beziehen z. Bt. je 
si *i 216 „€ (haben feine Denit- 
J w 
— 1 is 3 2) — 
. In 8 sı 7 
. IX. 831 21 7) 14 4 5 9 34 
. 18.838 dıı 
» IR. 6 9a 4 4 18 2 3 
„ IX.88 ii 4 1 Beautter V. Dienftllafie be- 
5 zieht das Wohnungdgeld ber 
„IX, 8 4 2% IV, Dienftllafie des Geſehet 
; vom 9, I. 1874 (bat Dienft- 
„IX. 1 8 wohnung) 
. IX. 4 3 ı 2 
 X% 1 ed! u 
X,4 2 l iR 
24 5 ı 1 
x. 6 a) 
1 —— —— re } 
Ueberitag —XE 173) 94 79. a278| 142 50, 92 623 248 375 3362 









Abtheilung 
Zitel und Paragraph | 
bes Budgets für 1892/9312 : 


— 
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I 
& 
B 
| 
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\? 
51 
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Erhöhung | 


| 


* 


Uebertrag | 3081104 204 227 
IM Tite X. 9 1 45 
„Vi. $ 52 87 37, 3330 
„VI. $ 55 18 18, 1620 
m,„ 1.82 15 83 12 1170 
, 152 4 4 360 
„dry 2 s 1 2 
a Ai ⸗ 16 2 14 1984 
„v2 2 ı 1) 18 
ie 2 411) 5406136765 
7 7 815 
18h 
. X 2 65 
.Xxıu.$ 2 a7 5 32 3105 
‚Xu. 2 
„XV. 2 Fe Va 4675 
5 A “2 2 20 
* 5 8 6 1 5 429 
„u hl 
— 34 
..4365 1 90 
„u. 538 
„XVL$ 3 J 1 0 
” F} 3 8 1 1 90 
.312 Pr 2 180 
sr 
„98 2 ı ı 185 
„u #31 2| 2! 180 
„Vi 2 sa U 37 3375 
ER 13, is 1170 
„= 852342 | 23.4 19) 1890 
„850 3.3 90 
— ER | 
Webertrag ]1027,1821895 185596 
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II. Ortsklaſſe m. Ortstafe 
— — * — 
2 | wi 
z8 8 3 J 5 & Benterfungen. 
Pi 1 s hıE an» © =s a ’ 5 
+ > 155 5 [85 
: M | M M 
| 134 
173 94 79| 6278| 142) 50 92 4640] 623 248! 375 336 
F 45 
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4 4 36 
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| ’ | 2 l 1 335 wohnung) 
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k I} Dienftllafje V des @ejepesuon 
9. 1. 1874 (dat Dienftwohng.), 
j oaıll I Beamter I. Ortöllafje dto. 
2 an I tofne Dienftmwohnung). 
0 a r | 1 Beamter I. Ortöllafje dio, 
| i Re | (oßne Dienftwohnung). 
1 | 1 J 1 4 | 
4 14 4 160 
} 1 gi ‚ 
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Uebertrag [127 1323 89585506] 957 101256 ana] Dat Ton nd hmsuf23; zanlaunmn 14125 
' I Beantter der VI. Dienitklafie 
erhält das Wohnungsgelb Der 








Wit L& 2 a | EZ 77 s I . kb Tienſttlaſſe V des Geſeßes vom 
| I, 1874 hat feine Dienft- 
{ wohnun, 
„ IE 2 il | —11 BE 11 ul sur 
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es ya a5 ha ah 2 5m 
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u S 14 5 45 5 28 2 2a Rn Faso 24 6 675 
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Bad & 6 1120) 1% Bi 8825 5 7, '4 97) 248 FE 24 TE) BRITEN 7 45* werk 
} Mi Benntte deßgleichen: 
j | Davon find: 
+ 847 m im —534 6 5 3 ein] a 24 in I. Oriéklaſſe 
| ad 1l, fä 
aim ni. & 
PIE 3 14 4 1104 I 14 11:4] 1 Beamier deßgleichen. 
15 Beautte dehqleichen, 3 Da 
ww 3 21 ; N =} HH 8 12 1:35, yon in 1. Drtellniie haben 
36 | | Bienitwohmung! 
27110 6 RL a  Pseel 538 207 631 hue 
N 8 — iu 31 3 “ol Haben jreie Mobnung. 
„vul.$ 2 0 h kun 2 l 4 Au 
ı2 Beamie der VI. Dienjtliajie 
—A Gh a | ID In zu ur I 76>] dezichen das Wohnungsgelb der 
| | IY. Nafied.@eiehes v.d. 1.1874. 
me: he eh ı 2 35 
} * ud Beamter desgleichen (ohne 
J RAR 5 ⸗ ea | it E I er ' Bienitwobiug). 
Aunerordentlicher 
fat. 
IN. Titel XVII. S 2 I EL u | l BI 
IV. 5 ul, $ 2 l un l l iv 2 1 
— — — — — — — — — — — — 


Sa. a. Wllgemeine 

Staatövenwaltung [1531 24.1270 12357U] 200121 3 21477082 28 1752 TSSTihnan B65 A4ul 223423 
b. Ausgeihiedene Berwaltuingszweige. | ’ 
1 Beamter der l. Ortötlajje und 
1. Dienitllafie erhält das 


‚ 4 D oz yi ; "Y Y 457 4— > PR 57 sr 4M PUR. | 
YL Titel 2 1625 1241501 140604] 321 51 27 14775] 534 28 253 1574024800 ——————— ohmumgägeld der V. Dienit- 







| laſſe des Gejepes v. 9. 1, 1874. 
2 2a 1240| 154164 4100lkau 1130 23780|15751595 3912 | en mit 

N. = 30.1.2 568255 vr 81:5 yon ee | * 180 2 635 | 

vi Ss 2182 j 4 42% 47 ABU | 
5 Beamte der VI. Dienitllajie 
} R in I.. Lim IE. Crtöflafie) be- 
Yls Ka | BR, Se In ae A —7 —“uid 534 7 Zee 522 Ben das Wohnungsgeld der 
N Dienſttlaſſe des Geſebes v. N. 
| 1. 1874 (ohne Dienftwohnung). 

‚ j * 72 

va. 8 > : : ae g: —— N * Wegen der Beamten der 
5 L | 3 Me | 185 Main-Neckarbahn vergleiche 


h 1% Gehaltsordnung; ſie er 
alten int Ganzen mindeſtens 
ein gleihhohes Dienjteinkom 
wen wie gleichartige Beamte 


Sa. b, Ausgeihie- 
dene Berwaltungs- 


zweige 2131 423 1709 172470] 502.223 270 19508]1720 1457 Zus 3a66ul435321072 2251 231683 





biezu N bei der badiſchen Siaatsbahır. 
Sa, a. Allgemeine e ER vn br 5 
Staatöverwaltung [154 264 1270 123570] 500/121 #70 21477]2032 230 1752 ⏑V 223923 


Summe I. 13665 636 2479 '296040110021344 553 A0a=3752 1777 2015 11238419 2767 5652 55500 | 
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II. Deamte, deren Wohnungsgeld 
a. Allgemeine Stantsverwaltiig. 


IE, 
‚1. 
11. 
il. 


b. Ausgeidiedene Berwaltungspoeige. 


III. Beamte, deren Wohnungsgeld 


Abtheilung, 
Zitel u. Paragraph 
des Bı a 
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Nichtetatmäßige Beamte. 
—Mach dem Entwurf des Budgets für 1892/98.) 


— — — — — 















Dienfteigenihaft 







Budget, Zitel und Paragraph 








Allgemeine Bemerkung. 

Es ift vorläufig angenommen, daß bie 
Inhaber der mit * bezeichneten Stellen 
an ber Aujbeiferung theilnehmen follen ; 
indeſſen bleibt Berichtigung vorbehalten, 
foweit fie fih auf Grund der angeorb- 
neten Erhebungen als nöthig ermeift. 


A, Allgemeine Staats- 
verwaltung. 
a. Seamie, deren Dienkeinkommen 
gan aus der Stantshafe be- 
jahlt wird. 


1. Staatöminifterinm, 


Titel IV. 8 3 Regiftraturgebilre 
Kanzleigehilfen 
V. 83 Piörtner und Diener ber 
Geſandtſchaft 
Summe I (3*) 
11. Minikterium der Yufliz, 
des Kultus und Unterrichts, 
Titel l. 83 Referenbär 
Kanzleigehilfen 
„ii 083 Referenbäre 
Kanzleigebilfen 
II. 33 Referendaͤre 
Kanzleigehilfen 
— 6 Referenbäre 
KRanzleigehilfen 
Kopiften 
V. 810 Referenbäre 
Altuare 
(60*) Kanzleigehilfen unb 
Mzipienten 
Hilfsdiener, -Befangenmwärter 
und ⸗Aufſeher 
„ vM83 Befängnikauffeher 
Befängnißauffeherinnen Die Art und Zahl ber nichtetat⸗ 
Atuar mäßigen Beamten der Hochſchulen und 
„IX 31. ihrer Inftitute ift aus den Voranſchlagen 
= nit unmittelbar erfichtlich; die angege- 
„ IX. 83. 20 benen Zahlen find aus den Budgetſätzen 
„ IX. 85. für Unterftügungen gebildet und muß 
Uebertrag befonbers hier Berichtigung ber mit * 


verjehenen Zahl vorbehalten werben. 








Uebertrag 
Titel IX. $ 9 
„830 
„830 
"834 
„83 
838 43 
..- 88 
„nn $4 
nr 
De 8 56. 
„.„ 866 
” ” 8 70 
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II. Minifterium des Innern. 
Titel L 83 


„88 
.„ IL 88 
7.43 


” IX, 3 3 


ET 
Uebertrag | 239 


Berbandlungen der 2. Hammer 1891/92. 4. Beilagebeft. 


Zahl ö 
et, Titel d ienftei aft 
Bubg itel und Paragraph Dienfteigenichaft 





Finanzaſſiſtent 


Kanzleigehilfen 
Lehramispraktikanten 
Real- und Zeichenlehrer⸗ 


kandidaten 
Hilfslehrer 


"” 


Kanzleigehilfe 
Dilfsarbeiter. 
Schreibgehilfe 
Hilfsarbeiter 


Affiſtent 
Diener 


” 


(206 *) 


Referenbäre 


pharmazeut. Sachverftändiger 
Hilfsarbeiter ber Fabritinfpektiom 


Kanzleigebilfen 


Diener der Landestommifläre 
Sekretariatsgehilfe 


Kanzleigehilfen 
Hilfsdiener 
Amtsgehilfen 
Altuare 


(50*) Kanzleigehilfen 


Antsdiener 


Schutzmaͤnner 
Aſſiſtenten 


| 
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an Gymnaſien. 


„ Rehrerfeminarien. 

„ Präparandenjdhulen 

„' Blinden: und Zaubftummenanftalten, 
„ ber Baugewerkeſchule. 

» „  SKunftgewerbeihule Pforzheim. 
„ „ gol: und Landesbibliothek. 

" * “ " ” 

der Alterthumshalle 

beim Naturalienfabinet. 

ber Sternivarte. 

„ P) 

Aus dem Bubgetjag von 4200 .# an— 
nahmeweiſe gebilbet 


ſind Penfiwnäre. 
iſt Penfionär. 


Pinfionäre. 


ber Lebensmittelprüfungsftation. 


44 


ah 
Budget, Titel und Paragraph ee 


Zitel IX. 


X. 
XII. 


XII. 
XIV. 


XVII. 


— 


YR Ur Ur U 


AR 








Dienfteigenſchaft 


1 


Schifffahrtä- u. Filhereiaufjeher i 


Diener bei der Bendarmerie | Penſionäre. 

Hilfsärzte ' 

Direktiondgehilie 

Berwaltungsgehilfen 

(40*) Wärter Das weitere Hilfsperfonalder Beilanftalten: 
Köchinnen, Kuchenmädchen, Stöher, Mei: 
her ꝛc. iſt nicht aufgenommen. 


(60*) Wärterinnen 
Apotheter 


*| Hilfsaufjeherin 


Gehilfen beim  ftatiftifchen 


Bureau | 
Hüfsarbeiter | | Das 
Affiitenten der Landesgewerbehalle. - 

ä „ Filiale in Furtwangen. 
technische Aſſiſtenten J Kunſtgewerbeſchule. 
Zeichengehilfen I" 

Diener “ Im 
Hilfslehrer „ Schnißereifchule. 
Aififtenten Uhrmaͤcherſchule. 


chem.tech. Prüfungs u. Verſuchsanſtalt. 
Probiergehilfe und Diener Probiexanſtalt für Edelmetalle. 


Affiftent „ landwirtihaftl..hem: Verſuchsanſtalt. 

Diener ' I" " Pr 

Aififtent Mn. | 5 botan. i 

Auffeher " | " " ” 

Affiftent A F Lehranſtalt Hochburg. 

Aſſiſtenten „ Obftbaufchule. | | 

Regiftraturbeamter „ Berbandöverwaltung für Rindvieh— 

verfiherung (f. 1893). 

Dekopiſt Verbandsverwaltung für, Rindvieh— 
| verfiderung (f. 1893). 

Kanzleigehilfen 

Diener 

Druder 


Geometer 
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Zahl 


Budget, Titel und Paragraph. | ber Dienſteigenſchaft 
Beamten 
Uebertrag | 431 A 
Zitel XV 811 5") Bureaugehilfen bei Waſſer⸗ und Straßenbaninſpektionen. 
2 8* „Kulturinſpektionen. 
J 824 6 | Straßenmeiftersgehilien 
R ” $ 29 1 Steinbruchsverwalter 
1 | Geiger 
Pe 5 9 | Rulturauffeher 
1 | Bauaufieher 
R " 851 77 | Techniſche u. Schreibgehilfen 


ber Bezirksgeometer 


Summe II. | 539 | (307 *) 


IV. Finanzminiſterium. 


Titel 1. $ 3b 2*, Gehilfen beim Kontrolburean 
und ber Regiftratur 
„I 3 3°) Nechnungsgehilien 
M. 33 10°] Gehilfen der Bezirlsbauin— | | 
ſpeltionen 
2* Gebaudeaufſeher 
IV 33 31Sekretariatspraktikanten ꝛc. 
1* Zeichner 
6* Kanzleigehilfen 
„on 3 7a 6*11. Fir die bei Bezirlsſtellen verwendeten 
10 11. .\ Beredhnungsgehilfen Finanzpraktikanten werden 30 Stellen 
10*]) IIl. im Ganzen abgezogen. 
A 8 114 251Forſtpraktikanten 
— 8 15a 20°) Waldhüter 
„ VL $ 3a 1 | Finangpraftifant 


49 Katafterkontrolgehilfen 
5* Schreibgehilfen 
1 | Stempelarbeiter 
14 Hilfsdiener 
8 Ta 1341. 
37411. 
30*] III. 
9 | Diener Venfionär oder jonftige nicht vollbeſchaſ⸗ 
tigte Perſonen. 


Verechnungsgehilfen 


Uebertrag 199 


4u* 


ARR 





Zahl 
Bubget, Titel und Paragraph de 
Beam 


ıten 


Dienfteigenichaft 


Uebertrag 

Titel IV. 3 7b (200*) Steuererheber Ein Theil der Steuererheber wirb zu be: 
(12*) Bureaugehiljen bei rüdfichtigen jein. 

Steuereinnehmereien 
Steuermahner 
Steueraufieher 
Ständige Behilfen ber Steuer: 

fommifjäre 
Schreibgehilfen 
Hilfsdiener 
Hauptamtsgehilfen 
(60*) Privatlager⸗ u. Hilfe: 

aufjeher 
Bureaugebilfe 
Ständige Arbeiter 
Fahrleute 
Rechnungsgehilfen 
Schreibgehilfe der Beamten: 

Witwentaffe 


" vn. 8 3a 





Summe IV | 1818 | (468*) 


bieu „ I 4 39 
„hu (206*) 
=, (307*) 
Summe a (984*) 
b. Beamte, deren Dienfteinkommen 
der Staatekaſſe nur theilweiſe 
mr Ja fällt, oder aus mit 
feten Stantezufhüßen bedachten 
Hafen besahlt wird. 
Titel,VIII. $ 2a Kanzleigehilfen : j 
„ R. 350 Lehramtspraftifanten a IOMEIRHRRBELNN. 
Realſchulkandidaten re 
—W 8 58 Behrerinnen " ® 
BA Borfteherin „ höheren Mädchenſchulen. 


des Prinzeifin Wilhelm-Stifts. 





Uebertrag 





Zapl 
Budget, Titel und Paragraph " der 
eam 


Titel IX. 


Summe A Allgemeine Staats: 


verwaltung 


B. Ausgefdiedene Ber- 


Uebertrag 


5 54 


Summe b 


biezu 


waltungsjweige. 


I. Eifenbahnbetrieb. 


Titel 1. 


11. &ifenbahn:Werfftätte. 


Titel 1. 


S 3 


83 


Vebertrag 


ten 


60 
12 


12 
2937 


843 





Dienfteigenichaft 


Hilfslehrer 


(.2*) 
(984*) 


(986*) 


Hilfs zeichner 

Billetdruckereigehilfen 

Kanzlei-⸗, Rechnungs⸗ und 
Schreibgehilfen 

(40*) deßgleichen 

Bahnmeiſter 

Telegraphenmeiſter 

Bahn: und Weichenwäͤrter 

Erpeditions: 

a, Gehilfen 

Schaffner 

Wagenwaͤrter 

Lokomotivheizer 


G5*) 


Bureaugehilfe 
Kanzleigehilfen 
Rechnungsgehilfen 
Hilfszeichner 


1 Werkſchreiber 
| Wertführer 


Mechanikergehilfen 
(14*) 
(829*) 


an Gewerbeſchulen. 


Zentralverwaltung. 
Bezirksverwaltung. 
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Dienfteigenidaft 










Uebertrag (829 *) 
III. Badeanſtalten. 
$ dc. Badwärter 
Maſchinenwärter + 
Portiers 
Hausdiener 
Badewärterinnen 


Inſtruktoren und Gehilfen 

bei ber Heilgymnaſtik | 
Diener der Trinthalle nl 
Beleuchtungsgehilfen | BOT VLLLPERTT TE PPRTT I 
(14*) | | 
(843 *) 


LS 


73 
a 6 
en © 


Summe B 


Wiederholung 
A. Allgemeine Staatöverwal- 
tung RE 
B. Ausgeichiedene Verwal— 
tungäzmweige . 


3009 | (986 *) 


871 | (843*) 


Summe (1829*) 


Hieraus ergiebt fih, wenn den mit * bezeichneten Beamten Anfbeiferungen im Betrag der Erböhung 
des Wohnungsgeldes gewährt werden, unter dem oben ausgeiprodenen Vorbehalt, jolgende 


l 
' 


Aufwandöberechnung. 


A. Allgemeine Staatsverwaltung. 


Stantsminifterium: IXKWM-. a aan ae ke ee RO ee — 270. 


* — 
free A, ff ter; ehr, N} . 
EERTIT ) zyıyyp af ‚BIT93117 


Ditiuzminiſteriim: 406 Etidei.) 1) 1) 
126 X 90 = 11340 M, 30x50 1 500.4, 50 2° 10 = 2 000.4, zuſammen 14 840 
Miniſterium des Innern : 307 Stätten. 0 rn 94 
120 X 90 == 10 800,4, 60 >° 50 == 3000 .4, 27 40 == 1080..4, 
20 X.44 5: 900.uM, BO X20 me 1600 ME, FAN ng 17.380 
Finanzminiſterium: 468 Stellen. . ns * 


301 


140 X 90 = 12600 .H, 60x50 = 3000. , 268 >40 10 720.4, zfamimen " 263201, 


Dazu für 2 Gebilfen beim Oberftiftungsrath 2X 15 ==... 2.202 near nn 0 


EEE 
Zufammen A... . 58900 


B. Ausgefdiedene Berwaltungszweige: 843 Stellen. 
523 X 90 — 47 070.4, W X 50 = 45W.4, 180 x 10 = 7200.4 


AM 


50 (Bahnmwärter) X 20 — 1000 KH dann I een 59770 04 


Im Ganzen etwa. . 118870 17 
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Beilage zum Protokoll ber 13. Sigung der zweiten Kammer vom 18. Januar 1892. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Wir beauftragen hiermit Unjeren #inanzminifter Dr. Eltftätter, Unferen getreuen Ständen, 
zunächſt der zweiten Sammer den anliegenden Gejegentwurf, die Beitenerung der Kunftweinfabrilation betreffend, 
zur Berathung und Zuſtimmung vorzulegen. 


Zum Regierungstommifjär für dieje Vorlage ernennen Wir den Miniſterialrath Göller. 


Gegeben Karlsruhe, den 15. Januar 1842, 


— Friedrich. 
er. 


Auf Seiner Röniglihen Hoheit Höchſten Befehl: 
Dr. Walk. 
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Entwurf eines Gelehes, 


die Beftenerung der Kunfttweinfabrifation betreffend. 


Friedrid), von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mit Zuftimmung Unſerer getreuen Stände haben Wir bejchloffen und verordnen wie folgt: 


Artikel J. 
Die gewerbsmäßige Darſtellung von Wein aus getrockneten Weinbeeren und von ſonſtigem eg ber 
Bein unterliegt — umbejchadet der nad) Maßgabe des Gejekes vom 26. April 1886 (Geſetzes- und Verord— Sleuerlap 
nungsblatt Seite 170) zu emtrichtenden Gewerbejteuer — der Beiteuerung nach der Menge des hergeitellten 


Fabrifats. 
Vom Heftoliter Kunſtwein werden ſechs Mark Steuer erhoben, 
Artikel 2. 
In Bezug auf den Transport und die anderweitige Einlage des von den Stunftweinfabrifen abgegebenen —— * — 
Kunjtweines finden lediglich die Vorſchriften des Weinſteuergeſetzes Anwendung. —— * 
m nd, 
Artitel 3. 
Als Kunftweindarftellung im Sinne diejes Geſetzes ift nicht zu betrachten: Begriff des 
Kunftweins. 


1. Die Vermifchung von Wein zu Wein (Verjchnitt), 
2. der Zuſatz von Stoffen, die lediglich die Haltbarmahung, Klärung oder Schönung des Weines 


bezweden (Stellerbehandlung), 
3. der Zuſatz von fohlenjaurem Kalt und Zuder oder von Zuderwaffer zum Wein (Weinverbefjerung), 


4. die Bereitung von Schaumwein. 

Wern im Uebrigen nad) reichögejeglichen Beitimmungen irgend eine Art der Darjtellung von Getränfen, 
deren Beſteuerung nicht ohnehin ſchon durch die Vorjchriften diejes Gejeges begründet ift, als Erzeugung von 
fünftlichem Wein angejehen werden muß, jo ift fie auch als Darftellung von Kunſtwein im Sinne des Artikel 1 
diefes Gejeges zu betrachten und demgemäß zu bejteuern. 


Verhandlungen ber zweiten Kammer 1391/92. 4. Beilagebeft, Bu 
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Artifel 4. 


en Wer Kunjtwein gewerbsmäßig darjtellen will, hat, bevor mit dem Betrieb begonnen wird, bei der Steuer- 

weinfabeia: behörde einen Erlaubnißichein für Kunſtweinfabrikation zu erwirfen, 

tion. Gebühr. Zu diefem Behuf ift der Steuerbehörde mit dem Geſuch um Ausjtellung des Erlaubnißſcheins eine genaue 
Nachweilung der Betriebsräume nebit einem Grundriß derjelben einzureichen. 

In dem Erlaubnißjchein werden die Betriebsräume einzeln bezeichnet. 

Für den Erlaubnißſchein ift jährlich eine Gebühr von fünfzig Marf, erſtmals jojort bei deſſen Erwirkung, 
jpäter jedesmal in der eriten Hälfte des Monats Januar zu entrichten. Die Beitreibung der Gebühr erfolgt 
nach den Vorſchriften über die Beitreibung der direften Steuern. 

Der Erlaubnißjchein berechtigt ‚nur die PBerjon, auf deren Namen ‚er ausgeſtellt iſt, zu Ausübung der 
Kunftweinfabrifation. Geht das Geſchäft auf eine andere Perſon über, jo‘ verliert der für den früheren Be: 
figer ansgefertigte Erlaubnißſchein jeine Giltigkeit und der neue Erwerber hat nach Abjag 1 für ſich einen 


Erlaubnißichein zu erwirfen. 


‚» 9 


Artikel 5. 


—— Veränderungen der angemeldeten Betriebsräume (Artikel 4 Abſatz 2) ſind, bevor ſie zur Ausführung 


hg gelangen, behufs Nichtigitellung oder Ergänzung des Erlaubnißſcheins der Steuerbehörde anzuzeigen. 


Artikel 6. 


— des Auf die Darſtellung von Kunſtwein in den im Erlaubnißſchein bezeichneten Räumen, ſowie auf die ſon— 
iheines. ſtigen Weineinlagen dajelbjt findet Artifel 2 des Weinſteuergeſetzes vom 19. Mai 1882 (Geſetzes- und Ver— 
ordnungsblatt Seite 137) feine Anwendung. 


Aller Wein, der im diefe Näume verbracht oder darin hergeftellt wird, it als Kunſtwein zu betrachten. 


Artifel 7. 
Für den Betrieb der Kunftweinjabrifen gelten folgende Vorjchriften: 
Betriebs- 1. Die Herftellung des Kunſtweines, jowie die Lagerung der Rohſtoffe und Fabrikate darf nur in 
. den im Erlaubnißjchein bezeichneten Räumen jtattfinden. 


2. Ueber die Zus und Abgänge an Rohitoffen und Fabrikaten hat der Fabrikant fortlaufende: Unjchreib- 
ungen zu führen, die den Steuerbeamten auf Verlangen fofort zur Einfichtsnahme vorzulegen find. 

3. Die zur Lagerung und zum Transport des Kunſtweins dienenden Fäſſer müſſen mit. deutjcher 
Aiche verjehen jein und an einer in die Mugen fallenden Stelle die deutliche, nicht verwijchbare 
Aufſchrift „Kunjtwein“ tragen. 


Artikel 8. 


ne Bor jeder Entnahme von Stunftwein aus jeinen Betriebsräumen bat der Febritnt die Menge desſelben 


anime ge unter Bezeichnung der Zahl und Größe der einzelnen Fäſſer, Flajchen oder fonjtigen Trangportgefäße, des 
3 Ban. Tags, an welchem die Entnahme erfolgen foll, endlich des Namens und Wohnorts des Empfängers dem Orte 
triebsräumen, fteuererheber anzumelden und die gejegliche Steuer zu entrichten. Ueber die Erfüllung dieſer Verpflichtung 

hat er jich auf Erfordern der Steuerverwaltung durch die vom Ortsfteuererheber ausgeftellte Quittung auszuweiſen. 

Kunſtwein darf an Dritte nur in Mengen von mindeſtens 20 Litern abgegeben werden. 

Bei Feſtſtellung der fteuerpflichtigen Sunfttveinmenge ift jede Flaſche von geringerem Inhalt als ein Liter 
wie eine Literflafche zu behandeln. Proben in Flajchen von nicht mehr als 1,. Liter Gehalt dürfen ohne Ver— 
fteuerung abgegeben werden. 

Der Ortöftenererheber kann behufs Vornahme einer Nevifion der Waare anordnen, daß dieje nicht vor 


Ablauf von zwei Stunden nad) Einreichung der Anmeldung aus der Fabrit entfernt werden darf. 
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Artikel 9. 

Die Wirkung des Erlaubnificheins erlifcht, außer in dem in Artitel 4 Abſatz 5 bezeichneten Falle, fobald ge 
der Fabrilant oder defien Rechtsnachfolger der Stenerbehörde erflären, daß der Betrieb der Kunftweinfabrif IB La Er 
eingeitellt jei. ißſcheins. 

Der geſammte in der Fabrik noch vorhandene Vorrath iſt alsdann ſofort zu verſteuern. 

Die BVerfteuerung unterbleibt, wenn der Gejchäftsnachfolger einen Grlonbuipijeln für ſich erwirft und 
den Borrath übernimmt. 

Artifel 10. 

Die Kunftweinjabtiten ftehen imter ftändiger Aufficht der Steuerverwaltung. Die Organe der leßteren Heterwegung 

untmein: 


find befugt, von den Vetriebsräumen und von den übrigen Räumen der Fabriken, mit Ausnahme der zu Fapriten. 
Wohnungszweden dienenden, bei Tag jederzeit und jonjt, jolange der Betrieb im Gange ift, Einficht zu nehmen 
und die Vorräthe an Rohjtoffen und Fabrifaten einer Revifion zu unterwerfen, 


Artifel 11. 
Die Darftellung von Kunftwein in Wirthichaftskellern, Weinhandlungs- und Weinlagerfellern (Artikel 11 er ber 


und 19 des Weinftenergejeges), ferner in allen Sellern und Räumen, aus denen Weintransporte im Keller der vartehung m 

vorbezeichneten Art anders als auf offener Strafe ftattfinden fünnen, ift unterjagt. ns ea 
BWirthen und Weinfleinverfäufern kann jedoch der Betrieb der Sunftweinfabrifation in Stellern, die ſich kellern. 

innerhalb der Gemarkung des Wirthichaftsbetriebs oder Kleinverkaufs befinden und die nicht nach Abjag 1 ihrer 

Lage nad) davon ausgejchloffen find, gejtattet werden. Dieje Keller gelten alsdann nicht als Wirthichaftfeller 


jondern als Betriebsräume einer Kunſtweinfabrik. 


Artikel 12. 
Produzenten von Naturwein, die nach) der in Artifel 29 Abjay 3 Ziffer 4 des Weinftenergefeges vom Behandlung 


19. Mai 1882 bezeichneten Methode oder auf anderem Wege gewerbsmäßig fünftlichen Wein bereiten, find hin» ber Den a 


fichtlich ihres auf die Darstellung von Kunſtwein gerichteten Betriebs als Kunftweinfabrifanten zu behandeln. * —* * 
wein darſtellen. 

Artikel 13. 
Die Inhaber von Weinhandlungs- und Weinlagerpatenten find verpflichtet, über alle in den Patentlellern F re 


jtattfindenden Weineinlagen und Abfaſſungen fortlaufende Anfchreibungen zu führen, mitteljt deren unter Be— von Weinhand 
rüdjichtigung des Abgangs für Zehrung und Hefe, etwa nachgewieſener Verlujte und des Hausverbrauchs des — — 
Patentinhabers der jedesmalige Sollvorrath feſtgeſtellt werden kann. Auch die Vermehrung der Weinmenge im _patenten. 
Sinne von Artitel 3 Abjag 1 Ziffer 3 it anzuſchreiben. 

Alljährlich Haben die Patentinhaber der Steuerbehörde auf einen von diefer zu bejtimmenden Zeitpunkt 
einen Beſtandsnachweis einzureichen. 

Nebitdem unterliegen die Inhaber der im Artikel 23 und 25 des Weinfteuergefeges bezeichneten Patent: 
feller der dort vorgejehenen beſonderen Kontrole. Der Sontrole nach Artikel 23 Ziffer 1 daſelbſt find auch 
diejenigen Patentinhaber untertvorfen, welche in der gleichen Gemarkung, auf der ic) der Weinhandlungs- oder 
Beinlagerfeller befindet, die Kunjtweinfabrifation betreiben. 


Artifel 14. 


Die näheren Vorjchriften über Form und Inhalt der nach Artikel 4 einzureichenden Nachweifung , jowie — 
über die Einrichtung der nach den Artikeln 7 und 13 zu führenden Anſchreibungen und aufzuſtellenden Beſtands— —— 
nachweiſe werden im Verordnungswege erlaſſen. 
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Artifel 15. 


Beftrafung ber 


Wer es unternimmt, die nach Artikel 1 zu entrichtende S ſtwei i i 
— — e nach Arti zu chtende Steuer vom Kunſtwein zu hinterziehen, macht ſich 


einer Defraudation ſchuldig und verfällt in eine Geldſtrafe, welche im erſten Falle das Vierfache, im erſten 
Rückfalle das Achtfache, im zweiten und in jedem weiteren Rückfalle das Zwölffache der vorenthaltenen Steuer, 
keinen Falls aber weniger als drei Mark beträgt. 

Wirthe und Weinkleinverläufer, ſowie Inhaber von Weinhandlungs- und Weinlagerpatenten, die dem 
Verbot in Artikel 11 zuwider in ihren Wirthſchafts- oder Patentlellern Kunſtwein darſtellen, werden. neben 
dieſer Defraudationsſtrafe mit einer Zuſatzſtrafe von 100 bis 1000 Mark belegt. 

Neben der verwirkten Strafe iſt die vorenthaltene Steuer nachzuzahlen. 

Iſt der Betrag dieſer Steuer nicht zu ermitteln, jo kann eine Defraudationsſtrafe bis zu 5000 Mark 
ausgefprochen werben, 


Artikel 16. 
Der Defraudation macht ſich insbejondere ſchuldig: 
Thatbeftand 1. wer bei der in Artikel 8 vorgefchriebenen Anmeldung oder im Falle des Artifels 9 im Bezug auf den 
* ze vorhandenen Kunftweinvorrath zur Verkürzung der Steuer unrichtige Angaben macht, 
2. wer Kunftwein ohne vorherige Entrichtung der jchuldigen Steuer aus den Betriebsräumen entfernt, 
3. wer Kunſtwein gewerbsmäßig darjtellt, ohme einen Erlaubnißſchein gemäß Artifel 3 Abjag 1 erwirft 
zu Haben. 
Artikel 17. 
Ordnungs⸗ Kann in den Fällen des Artikel 16 dargethan werden, daß lediglich ein Verſehen vorliegt, ſo findet 
ftrafe an Stelle 


ber Dufeunbes neben Erhebung der nicht oder zu wenig entrichteten Steuer nur eine Ordnungsitrafe nad) Vorſchrift des 

tionöftrafe. Artikel 19 ftatt, welche jedoch den Betrag der Defraudationsitrafe nicht überjteigen darf. 

BEINEN: Wird die fehlerhafte Anmeldung berichtigt, bevor ein Steuerbeamter dieſelbe beanjtandet hat, ober Die 
unterlaffene Verſteuerung nachgeholt, bevor die Zumwiderhandlung zur Kenntnis eines Steuerbeamten gelangt 
ift, jo it von Erkennung der Defraudationsitrafe abzujehen; doch fann in einem jolchen alle eine Orbnungs- 
ftrafe nach Abſatz 1 ausgejprochen werden. 


Artikel 18, 


Begriff des Im Rüdfall befindet fich, wer, nachdem er wegen Defraudation der Kunftweinfteuer verurteilt worden 
AI. ift, ji innerhalb dreier Jahre von der Verkündung des Strafurtheild an abermals einer ſolchen Zuwiderhand- 
fung ſchuldig macht. 


Artikel 19. 


Veſtrafung der Einer Ordnungsſtrafe von 3 bis 300 Mark unterliegt: 
— 1. wer den in Artikel 7 gegebenen Betriebsvorſchriften oder 
2. einer Anordnung des Ortsſteuererhebers im Sinne von Artilel 8 Schlußſatz zuwiderhandelt; 
3. jeder Patentinhaber, der den Vorſchriften in Artikel 13 zumwiberhandelt; 
4. wer fich einer fonftigen, nicht mit bejonderer Strafe bedrohten Zuwiderhandlung gegen diejes Geſetz 
oder der auf Grund desjelben öffentlich befannt gemachten Vollzugsvorſchriften ſchuldig macht. 


— Artikel 20. 

€ 

lungs: und Die Entziehung eines Weinhandlungs- oder Weinlagerpatents kann nad) Maßgabe von Artikel 27 Ziffer 4 
agers 


patente, des Weinfteuergejeges außer in den dort bezeichneten Fällen verfügt werden: 
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1. wenn der Inhaber wegen Hinterziehung der Kunſtweinſteuer nad) Artifel 15 beftraft worden iſt; 

2. wenn bei Aufnahme der Weinvorräthe (Artifel 30 des Weinjtenergejeges) wiederholt eine den 
Sollvorrath um 10 Prozent oder mehr überfteigende Weinmenge vorgejunden und das Zuviel un- 
aufgeklärt geblieben iſt. 


Artikel 21. 
Unbejchadet der verwirkten Ordnungsftrafen kann die Stenerbehörde die Beobachtung der durch dieſes @getutioftrafen 
Geſetz und die in Gemäßheit desjelben erlaſſenen Verwaltungsvorſchriften angeordneten Kontrolen durch An— 
drohung und Einziehung exekutiviſcher Geldftrafen bis zu 100 Mark erzwingen. 


Artifel 22. 


Kunftweinfabrilanten, Weinhändler, Wirthe und Weinkleinverkäufer haften jubfidarifc für die Strafgefälle, Subſidiariſche 
zu deren Entrichtung ihre Verwalter, Gewerbsgehilfen und Hausgenoffen auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes — 
verurtheilt worden ſind, nach Maßgabe der Vorſchriften im Artikel w des Weinftenergejeges. 
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| Artilel 23. 
Die Verfolgung der Zinelderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſes Geſetzes — in * — — 
rio 
Artikel 24. Ä — 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Juli 1892 | j ER Eintrilt der 
ei ejeb tritt am Juli m Kraft. Wirffamteit 


Die Befiger der ſchon beitchenden Kunſtweinfabriken haben die im Artikel 4 ——— Rachweiſung des Gefeges, 
Ipäteftens binnen acht Tagen nad) Beginn der Wirkſamkeit des Geſetzes einzureichen. 


‚Artikel 25. J 
Das Finanzminiſterium iſt mit beim Vollzug dieſes Geſetzes beauftragt. Dasjelbe ft ermächtigt, von ſich Bolzug bes 
aus die Anordnungen zu treffen, die erforderlich ſind, um die in dem Geſetz vorgeſehenen Kontrolvorſchriften 
mit reichsgeſetzlichen, den Verkehr mit Wein betreffenden Beſtimmungen in Einklang zu BE: 


Gegeben ꝛc. 


zoa 


Begründung. 


Seit einigen Jahren wird von den Rebbeſitzern Klage darüber geführt, daß ſie in dem Abſatz ihres 
Erzeugniffes, namentlich joweit es ſich um die weniger werthvollen Weinjorten handle, durch den Mitbewerb 
des auf künftlichem Wege hergeitellten Weines erheblich: beeinträchtigt feien; zur Abhilfe wird eine entjprechende 
Beiteuerung des Kunſtweines verlangt. Im diefem Sinne abgefahte Eingaben verjchiedener Weinbauvereine 
find bei der legten Tagung der Landjtände der Großherzoglichen Regierung empfehlend überwiejen worden. 
Während die zweite Kammer die landesgejegliche Beſteuerung der Kunjtweinfabritation als geeignetes Mittel, 
‚. den erhobenen Klagen abzubelfen, bezeichnete, wurde von der erjten Sammer empfohlen, die. Öroßherzogliche 
Regierung möge auf eine einheitliche Beſteuerung des Kunſtweins innerhalb des ganzen Reichögebietes hinwirken. 

Die Prüfung diejer Anträge hat ergeben, daß durch das von der erjten Kammer angedeutete Vorgehen, 
dad an ſich wohl die meifte Gewähr für eine jachgemäße Löjung der Frage bieten würde, ein praftijches 
Ergebniß in abjehbarer Zeit ſich nicht erreichen läßt, da das Reich den Kunjtwein als Gegenjtand der Be- 
jteuerung für. jich vorerft nicht in Anfpruch nehmen wird. Wenn daher den Wünjchen der Nebbefiger durch 
jteuerliche Maßregeln entjprocyen werden joll, kann es nur nach dem Vorſchlag der zweiten Stammer, d. 5. 
durch bejondere landesgeſetzliche Beitenerung dieſes Gewerbszweigs gejchehen, 

Was die Art und Weije der Beitenerung anbelangt, jo jcheint e8 am nächjten zu liegen, den Kunftivein 
mit einer weiteren Verbrauchsjteuer zu belegen. Diejer Weg würde jedoch nicht zum Ziele führen, Es iſt 
nämlich zu beachten, daß hinfichtlich der Erhebung von inneren Steuern, die auf Hervorbringung, der Zu- 
bereitung oder dem Berbrauche von Erzeugniffen ruhen, der Landeögejeßgebung durch die Reichsverfaſſung 
(Artikel 40) und den BZollvereinigungsvertrag vom 8. Juli 1867 gewiffe Schranfen gezogen find. Nach 
Artikel 511 $ 2 diejes Vertrags dürfen nur bejtimmt genannte, inländijche Erzeugnifje, zu denen der Wein 
zählt, der Beſteuerung durch einen Bundesitaat unterivorfen werden. Es fommt weiter in Betracht, daß in der 
erwähnten Vertragsbeitimmung das Maß feitgejett ift, das bei der Erhebung von Abgaben von den Erzeug- 
niffen, deren Bejteuerung den Einzeljtaaten noch überlaffen ift, nicht überjchritten werden darf. Die innere 
Steuer, die auf Kunſtwein gelegt werden fünnte, berechnet fich nach Artifel 5II $ 2 Abjag 2 lit. c bb des 
Vertrags vom 8. Juli 1867 auf 6,06 Pig. für ein Liter. Da num für Kunſtwein im Großherzogthum derzeit 
bereit3 eine Verbrauchsſteuer (vgl. Artitel 1 Abjag 2 des Weinfteuergejeges vom 19. Mai 1882) von 5 Pig. 
für das Liter (3 Pig. Accife und 2 Pig. Ohmgeld) zu entrichten it, jo fünnte die weitere innere Abgabe für 
diejes Erzeugniß höchitens auf 1,06 Pig. für das Liter jejtgejegt werden, ein Steuerjag, mit dem der Zweck 
nicht zu erreichen wäre, der durch die Beiteuerung des Kunſtweins erjtrebt wird. Bei diejer Sachlage erübrigt 
nur, der einzuführenden Steuer den Charakter einer Gewerbjteuer zu geben und demzufolge den Betrieb der 
Kunftweinfabritation mit einer bejonderen Steuer zu belegen. Diejer Weg ijt auch in Bayern, dem einzigen 
Bundesitaat, der bis jet die Heritellung von Kunftwein bejteuert, eingeichlagen worden. 

Indem der Gefegentwurf mit Rückſicht auf dieje Erwägungen nach dem Wunſche des Landtags ein 
jtärfere jteuerliche Belaftung der Kunjtwein-Fzabrifation durch Einführung einer bejonderen Gewerbjteuer erreichen 
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will, ſucht er eimerjeits die Kunftweindarftellung einer wirfjamen Beſteuerung und der umerläßlichen Kontrol: 
zu unterwerfen, andererjeits die mit dem Weinhandel und »verfauf befahten Gewerbe in ihrer freien Bewegung 
möglichſt wenig einzuengen und für ſie die Kontrolen, die zur Verhütung einer heimlichen Darftellung von 
Kunſtwein ſchlechthin nicht zu entbehren find, auf das durch den Zweck unbedingt gebotene Maß zu befchränten. 
Bei der Ausgejtaltung der hiernach erforderlichen Einzelvorjchriften kann es nicht Aufgabe des Steuergeſetzes 
jein, die Fragen zu entjcheiden, die binfichtlid) des Verkehrs mit Wein auf polizeilichem Gebiete im Anjchluf 
an das Neichögejeg vom 14. Mai 1879, betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Ge 
brauchsgegenitänden, zu löjen find. Das Steuergejeg hat vielmehr mur die Vorjchriften zu geben, bie zur 
iteuerlichen Exlafjung der gewerbsmäßig betriebenen Kunſtweinfabrikation nothwendig find, und im UWebrigen 
die Handhabe zu bieten, daß die Arten der Darjtellung von weinähnlichen Getränfen, die nad) der reichs 
gejeglichen Regelung des Verlehrs mit Wein — unbejchadet der bejonderen durd, den Entwurf gegebenen 
Borjchriften — unter den Begriff der Kunftweinfabritation fallen werden, fojort auch der landesgeſetzlichen 
Beſteuerung unterworfen werden können. : 

Die Grundzüge des Entwurfs, der nad) diejen Geſichtspunkten bearbeitet it, ſind folgende: 

Die gewerbsmähige Darjtellung von Wein aus getrodneten Weinbeeren und von jonjtigem tünſtlichen 
Wein unterliegt der Beſteuerung, die nach der Menge des hergeſtellten Produfts bemefjen wird. Als Kunft- 
weindarjtellung wird nicht angejehen der Verjchnitt, die Kellerbehandlung, die zuläffige Weinverbeſſerung ‚Wii 
Zujag von Waſſer und Zuder, die Vereitung von Schaumwein. 

Die Kunftweinfabrifation darf nur betrieben werden, wenn bie Erlaubniß der Steuerbehörbde hiezu eingeholt 
iſt. Für die Ertheilung diejer Erlaubnik it eine Gebühr zu entrichten. Die Kunſtweinfabriken ftehen unter 
itändiger Aufjicht der Steuerverwaltung. Die Inhaber haben über ihren Betrieb nach näherer Vorſchrift der 
Steuerbehörde genaue Aufzeichnungen zu führen. 

Die Darjtellung von Kunftwein in Weinhandlungs und Beinlagerfellern, jowie in Wirthſchaftskellern ift 
unterjagt. Die Inhaber von Weinhandlungs und Weinlagerpatenten jind zur Führung von Aufzeichnungen 
über den Verkehr in den betreffenden Kellern verpflichtet. 

Der Kunftwein, der aus den Betriebsräumen der Fabriken entnommen wird, unterliegt bei der weiteren 
Einlage der Weinſteuer nach den Vorjchriften des Weinjtenergejeges. Das Gleiche gilt beim Bezug von Kunftwein, 
der außerhalb des Grofherzogthums hergeftellt worden ijt. ‚Der Beitenerung nad) Maßgabe des Entwurfs 
fann der letztere nicht unterworfen werden, da nach 8 3 des Reichsgeſetzes wegen Bejeitigung der Doppel- 
befteuerung vom 13. Mai 1870 der Betrieb eines Gewerbes nur von demjenigen Bundesſtaate befteuert werden 
darf, in dem das Gewerbe betrieben wird. Dieje Folge ergibt ſich unvermeidlich aus dem Umftande, daß die 
Beſteuerung des Kunſtweins nach den oben gegebenen Ausführungen nur im der Form der Gewerbiteuer durtch— 
geführt werden kann. 

Es läßt fi nicht verfennen, daß gerade dieſe Sachlage, die es nicht ermöglicht, den nach Baden 
eingeführten Kunſtwein in gleicher Weiſe zu beſteuern, wie den im Großherzogthum erzeugten, leicht dazu‘ führen 
fan, daß die mit dem Entwurf erfolgte Wbficht zu einem großen Theil vereitelt wird. Die geplante Befteuerung 
des Kunſtweins kann nämlich zur Folge Haben, daß die Fabrikation in die Nachbarländer verlegt wird und 
daß don dort aus die Verforgung det Konjumenten mit Kunſtwein annähernd in demſelben Umfang wie bisher 
ftattfindet und nur injoweit eine Einſchränkung erfährt, als dies der durch eine ſolche — 
Erſchwerung des Geſchaͤftsbetriebs entſpricht. 

Im Einzelnen iſt zu dem Entwurf zu bemerken: 


Zu Artikel 1. 


Wie oben ausgeführt ijt, it die auf die Kunftweinfabrifation zu legende Steuer als Gewerbfteiter gedacht. 
Vorausſetzung für die Begründung der Steuerpflicht nad) dem Entwurf iſt daher, daß Nunſtwein gewerbsmaßig 
dargeſtellt wird. Wer lediglich für den eigenen Bedarf oder auf Grund des mag 29a bes DDEMEIEIRUGETENE® 
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Kunftwein erzeugt, joll der Beftenerung nad) dem Entwurf nicht unterliegen, jondern hat für die betreffenden 
Zabrifate nur die Weinftener, ſoweit dies durch die Beitimmungen des Weinftenergejeges vom 19. Mai 1882 
(vergl. Artitel 3 1d, 28 und 29) gefordert wird, zu entrichten. 

Begenitand der Bejteuerung it jede Art der Kunftweindarftellung mit Ausnahme der Behandlung und 
Vereitung von Wein, die nach den in Artifel 3 Abjag 1 genannten Methoden erfolgt. Unter Art. 1 fällt da- 
ber insbejondere auch die Herjtellung des jogenannten Trejterweins d. 5. ded Weines, der durch nochmaliges 
Auspreſſen der Trejter unter Zuſatz von Waffer, Sprit und Zuder gewonnen wird, 

Da die Kunſtweinſteuer ergänzend neben die Gewerbiteuer zu treten bejtimmt ift, bleibt die Kunſtwein— 
jabrifation nad) wie vor der Beitenerung nach dem Gewerbjteuergefeh vom 26. April 1886 unterworfen. 

In der Menge des hergeitellten Fabrikats iſt der einfachite und für die praftifche Durchführung geeig- 
netite Maßſtab für die Veranlagung der Kunſtweinſteuer gegeben. 

Als Steuerjag wird eine Abgabe von 6 ME. vom Heftoliter Kunſtwein vorgefchlagen. Ueber diefen Be- 
trag hinauszugehen, jcheimt ic nicht zu empfehlen. Wollte man dem von verjchiedenen Seiten gemachten Bor: 
jchlag, die Steuer auf 10 ME. für ein Heftoliter fejtzujegen, folgen, jo würde dies einem Verbot der Kunſt— 
weinfabrifation gleichfommen. Dies zeigen auch die Erfahrungen, die man in Bayern mit der Befteuerung der 
Kunjtweinfabrifation gemacht hat. Die Herjtellung fünjtlicher Weine unterliegt dort einer Gewerbjteuer, die fich 
aus einer Normalanlage im feſten Betrag von 72 ME. und einer Vetriebsanlage von 10 ME. für ein Helto- 
liter Kunſtwein zujammenjegt. Die Einführung dieſer Steuerfäge durch das Gewerbjteuergefeg vom 19. Mai 
1881 Hat zur Folge gehabt, daß ein offenfundiger Betrieb der Kunſtweinfabrikation in Bayern nicht mehr 
jtattfindet. 

Eine volljtändige Unterdrüdung der Kunjtweinfabrifation läht ſich aber nicht rechtfertigen, da die Dar- 
ftellung von weinähnlichen Getränfen, jofern mit ihr nicht gegen das Nahrumgsmittelgefeg verftoßen und feine 
Täuſchung der Abnehmer über die Natur des Produfts beabjichtigt wird, nicht als ein unzuläffiges Gewerbe 
angejehen werden kann und da fein Grund vorliegt, den Bevölkerungsſchichten, die befonders bei Fehlherbſten 
auf die Beſchaffung eines billigen, zur Erjegung des Weines geeigneten Geträntes angewiejen find, den Bezug 
von Kunſtwein unmöglich zu machen, 


Zu Artikel 2. 


Der. in den Fabriken dargeitellte Kunjtwein unterliegt, jobald er aus der Erzeugungsjtätte in dem 
Verkehr übergeführt wird, den Vorſchriften des Weinjteuergejeßes und it insbejondere nach Maßgabe des leß- 
teren zu ‚verjteuern, wo die Vorausjegungen dazu vorliegen. 


Bu Artikel 3. 


*. Wenn bejtimmt werden joll, welche. Getränfe vom Standpunkte der Nahrungsmittelpolizei. als Kunſtwein 
zu beteachten find, jo ift dies Sache der Neichsgejeggebung. Der Entwurf vermeidet daher eine Difinition 
dieſes Begriffs und bejchräntt ‚fich darauf, negativ fejtzujegen, welche Arten der Weinbehandlung und »bereitung 
nicht als Darjtellung von. Kunſtwein im Sinne des Stewergejeges anzujchen find. Dabei it Bedacht darauf 
zu nehmen, den Bereich: der Kunſtweinfabrikation ſo ‚abzugrenzen, daß für die Verbejjerung und übliche Be— 
handlung der Naturweine der nöthige Spielraum übrig bleibt. Geſchähe dies nicht, jo würbe die Beiteuerung 
des Kunftweins in ihrer Geſammtwirkung dem Weinbau und handel viel mehr. zum Schaden als zum Nuten 
gereichen. Mit Rückſicht auf diefe Erwägungen, it unter Ziffer 1 und 2 des Artikels 3 der Verjchnitt und 
die Kellerbehandlung als nicht in den Rahmen des Gejeges fallend bezeichnet. Sollte Kunſtwein mit Natur- 
wein verjchnitten werden, jo wäre das ganze hierdurch geivonnene Gemenge als Kunftwein zu verjteuern (vgl. 
auch Artitel 6 Abſatz 2). Im Ziffer 3 it die Weinverbefferung, die dur) das Ehaptalifiren und Gallifiren erreicht 
wird, von der Beſteuerung ausgenommen. Während von feiner Seite beitritten worden it, daß es angemefjen 
erjcheint, das Chaptalijiren (Zujag von kohlenſaurem Kalt und Zuder) nicht zur Kunſtweindarſtellung zu rechnen, 
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iſt binfichtlich der Methode des Galliſirens von verjchiedenen Seiten empfohlen worden, dab eine Grenze 
jeitgejegt werden jolle, bis zu welcher nur eine Weinvermehrung durch Zujag von Zuckerwafſſer jtattfinden dürfe. 
Es läßt jich nicht verfennen, dab für eine jolhe Maknahme manche Gründe ſprechen. Ihre Durchführung 
würde aber die Steuerverwaltung vor eine unlösbare Aufgabe ftellen, da jämmtliche Rebbejiger einer eingehenden 
Kontrole unterworjen werden müßten, um die heimliche Bermehrung des Weins über das geftattete Maß hinaus 
zu verhüiten. Es iſt deßhalb davon abgejehen worden, eine Beitimmung in ber angedeuteten Richtung in ben 
Entwurf aufzunehmen, 

Es beiteht die Möglichkeit, daß aus der von dem Reiche vorbereiteten Regelung des Verkehrs mit Wein 
geietliche Normen hervorgehen, die genau bejtininen, was als Naturwein anzujehen und was unter den Begriff 
des Kunſtweins zu rechnen ijt, jo dab auf dieje Weije die Löjung von Zweifelsfragen bei Anwendung des 
Artikel 1 erleichtert wird, Durch den zweiten Abſatz des Artikel 3 joll Vorjorge getroffen werben, daß die 
Herjtellung jeder Art von Getränken, die nach den zu erwartenden reichögejeßlichen Normen den künftlichen 
Weinen zuzurechnen find, jofort auch der Beitenerung nach Mafgabe des Entwurfs unterworfen werden kann, 
joweit nicht nach dem erjten Abſatz von Artikel 3 die Steuerfreiheit ausdrüdlich jejtgejtellt ift. 


Zu Artikel 4—10, 


In diejen Artikeln find die Beitimmungen enthalten, die für den Betrieb und die Kontrolirung der Kunſt⸗ 
weinfabrilen maßgebend find. 

Nach Artikel 4 hat Jeder, der Kunſtwein gewerbsmähig darjtellen will, zunächjt einen Erlaubnißſchein 
bei der Steuerbehörde zu erwirlen. Für diejen Erlaubnißſchein ift jährlich diefelbe Gebühr, wie für Weinlager- 
patente (Artifel 26 Abjat 1 des Weinjterergejeges), zu entrichten. Die Vorjchriften über die Zahlung umd 
Veitreibieng diefer Gebühr find den gleichartigen, für die Weinlagerpatente giltigen nachgebildet, Der Erlaubnif- 
ichein bildet injofern die Grundlage für die jtenerliche Kontrole der Kunjtweinfabriten, als in ihm die Vetriebs- 
töume umd zwar jederzeit nach dem neueſten Stand einzeln zu verzeichnen find (vgl. Artikel 4 Abjag 3 und 
Artifel 5). 

Die Bereitung fünjtlihen Weines begründet nach Artikel 2 in Verbindung mit Artikel 5 Abjag 1 lit. d 
des Weinftenergejeges die Pflicht zur Entrichtung der Weinfteuer für das gewonnene Erzeugniß. Da es nun 
bei Einführung einer Gewerbiteuer für die Kunjtweinjabrifation nicht angeht, jhon die Darftellung von Kumft- 
wein außer mit der bejonderen Gewerbiteuer auch noch mit der Weinftener zu belegen, ift es nothwendig, den 
Artikel 2 des Weinjtenergejepes für die Fälle der Erzeugung von Kunſtwein in den betreffenden Fabriken und 
der Einlage von Wein dajelbjt außer Wirkſamkeit zu jegen. Diejen Zweck verfolgt die Beſtimmung in Artikel 6 
Abjag 1 des Entwurfs, Im zweiten Abjag diejes Artifels iſt angeordnet, daß aller Wein, der in die Betriebs 
träume einer Kunftweinfabrit verbracht oder darin hergejtellt wird, als Kunftwein zu behandeln it, da im 
Intereffe der Stewerficherheit ein Unterjchied zwijchen natürlichem und künftlichen Wein innerhalb der bezeichneten 
Räume nicht gemacht werden fan. 

Die Betriebsvorichriften in Artikel 7 jollen eine genügende Kontrole der Kunſtweinfabrilen während des 
Betriebs und ihrer Erzeugnifie, jobald fie in den Verkehr übergehen, jichern. 

Artikel 8 regelt das Verfahren, das bei der Erhebung der Fabrifationgjteuer einzuhalten ift. Die Ent- 
richtung der Steuer ift an den Vorgang der Entnahme des Getränks aus den Betriebsräumen gefnüpft. Eine 
jteuerfreie Entnahme von Kunſtwein aus der Fabrik ift — den Fall der Abgabe vun geringfügigen Proben 
ausgenommen, Artitel 8 Abſatz 3 — nicht zugelaffen. Der Kunftweinfabrifant ift jomit verpflichtet, auch für 
den für den eigenen Bedarf aus den Betriebsräumen entfernten Kunſtwein die Steuer zu bezahlen. Um die 
Abfertigung und die Kontrole zu erleichtern, it in Abjag 2 die Beſtimmung aufgenommen, daß Kunſtwein 
nur in der für die Entnahme von Wein aus Weinhandlungsfellern vorgejchriebenen Mindeitmenge (vgl. Artikel 20 
Abſatz 1 des Weinftenergejeges) an Dritte abgegeben werden darf. An diefe Schranfe ift der Kunſtweinfabrikant 
nicht gebunden, jojern er Kunſtwein für den eigenen Bedarf aus den Betriebsräumen entnimmt. 
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In Artikel 9 ift wegen der Steuerpflicht im Falle des Erlöjchens der Wirfjamfeit des Erlaubnißſcheins 
die erforderliche Verfügung getroffen, 

Artifel 10 bejtimmt das Maf der Revijionsbefugniffe der Organe der Steuerverwaltung in den Fabriken 
und jchließt ſich hierin an die eimjchlägigen, für die Bier- und Fleiſchſteuer gültigen Borjchriften an (vgl. 8 14 
der Verordnumg des Finanzminijteriums vom 16. April 1864, den Vollzug des Bierjtenergejeges betreffend — 
Regierungsblatt Seite 99 f. — und Artikel 10 Abjag 2 des Fleiſchſteuergeſetzs vom 29. April 1886 — 
Gejepes: und Verordnungsblatt Seite 205 j. —-). 


Bu Artikel 11. 

Wenn die Bejtenerung der Kumftweinfabrifation wirkſam durchgeführt werden joll, ericheint das im erjten 
Abſatz diejes Artilels ausgeiprochene Verbot umentbehrlich, da gerade in den hier genannten Kellern, falls das 
Verbot nicht erlafjen würde, am leichtejten Kunſtwein mit der Abficht der Stenerhinterzichung dargejtellt werden 
könnte, ohne daß die Gefahr der Entdedung jolcher Manipulationen bejonders groß wäre. Die Bereitung von 
Kunftwein in den betreffenden Kellern ift unbedingt unterjagt; es darf jomit in ihnen Kumftwein weder zum 
Verkauf, noch für den eigenen Bedarf, noch als Haustrumf hergeftellt werden. 

Um die Wirthe und Weinkleinverkäufer von dem Betrieb der Kunſtweinfabrikation nicht gänzlich auszufchließen, 
mußte die Bejtimmung des Abjag 2. aufgenommen werden, da nad) Artikel 11 Abſatz 2 Hit. a des Weinjteuer: 
gejeges alle Keller und jonjtigen Gelafje, die ein Wirth oder Weinkleinverfäufer innerhalb der gleichen Gemarkung, 
in der er einen Wirthichaftsfeller bejigt, zur Uufbewahrung oder zur Emlage von Wein benügt, ald Wirthichafts- 
feller gelten und deßhalb nad Artikel 11 Abſatz 1 des Entwurfs zur Kunſtweinfabrikation jonjt nicht benüßt 
werden dürften. Es liegt num aber fein Grund vor, den bezeichneten Berfonen die Darftellung von Kunſtwein 
ilechthin zu unterjagen; vielmehr erjcheint das jteuerliche Intereffe genügend gewahrt, wenn ihnen der 
Betrieb diejes Gejchäfts gejtattet wird, jofern er ji in Räumen vollzieht, die mit den Wirthichaftstellern nicht 
in Zujammenhang jtehen. 


Zu Urtifel. 12. 


Daß Produzenten von Naturwein, die ſich mit der Darjtellung von Kunftwein zu Verkaufszweden befaflen, 
ebenjo wie jeder andere Kunjtweinjabrifant nac) den Bejtimmungen des Entwurfs zu behandeln jind, bedarf 
feiner bejonderen Begründung. Wenn die Öenannten ſich diefem Gejchäfte widmen, macht es feinen Unterjchied, 
ob fie den fünjtlihen Wein nach der in Artifel 29 Abjag 3 Ziffer 4 des Weinjteuergejepes bezeichneten Methode 
oder auf anderem Wege bereiten. Es ergibt fich hieraus die Folge, daß zwar die Darjtellung von künſtlichem 
Wein nad) Artifel 29 Abjag 3 Ziffer 4 des Weinjtenergejeges nad) wie vor von der Weinſteuer befreit bleibt, 
daß aber bei der Entnahme ſolchen Weines aus den Betriebsräumen nad) Artifel 8 des Entwurfs die Fabrifation« 
fteuer und, joweit dies nach den Beſtimmungen des Weinjtenergejeßes begründet iſt, die Weinjtener zu entrichten 
ft. Wenn auch der in Artikel 12 entwidelte Grundjag ſich lediglich als eine Folgerung aus Artikel 1 des 
Entwurfs darjtellt, ſcheint es jich zur Bejeitigung von Zweifeln doch zu empfehlen, ihm in einer bejonderen 
Beitimmung ausdrüdlid) auszujprechen. 


Zu Artikel 13, 

Die Einführung einer Fabrifationsstener auf Kunjtwein macht es unerläßlich, dab der Verkehr in den 
Weinhandlungs- und Weinlagerfellern einer jchärferen Kontrole unterworfen wird, weil der Gefahr begegnet 
werden muß, dab in dieſen Räumen die tunftiveinjabrifation heimlich betrieben wird. Um die Inhaber von 
BWeinhandlungs- und Weinlagerpatenten in der freien Bewegung möglichſt wenig zu hindern, bejchränft jich der 
Entwurf auf die Vorſchrift, daß über alle in den betreffenden Kellern jtattfindenden Weineinlagen und Abfaſſungen 
ortlaufende Aufzeichnungen zu jühren jind, die jederzeit eine Berechnung des Sollvorraths ermöglichen. Damit 
dieje Aufzeichnungen ſich mit der thatjächlichen Geftaltung der Vorräthe in den betreffenden Stellern nad) 


ı. 
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Möglichkeit in Uebereinitimmung befinden und etwaige Irrthümer in nicht allzugroßen Zeiträumen entdedt und 
berichtigt werden können, ift weiter angeordnet, daß die Inhaber der fraglidyen Patente alljährlic) auf einen 
bejtimmten Zeitpunkt, der ſoweit möglich unter Berüdfichtigung der Wünjche und gejchäftlichen Interefjen der 
betreffenden Gewwerbetreibenden von der Steuerbehörde feſtzuſetzen it, einen Beitandsnachweis einzureichen haben. 
Dieje Aufitellung ſoll jodann den Ausgangspuntt für die in dem nächſten Zeitabjchnitt zu bewirfenden An: 
jchreibungen bilden. Der Steuerbehörde bleibt vorbehalten, die Richtigkeit des Nachweiſes durd) eine auf Grumd 
des Artikel 30 des Weinjteuergejeges anzuordnnende Aufnahme der Weinvorräthe zu prüfen. Eine jolche Auf: 
nahme joll nicht ftet3 alljährlich, jondern nur nach Bedarf veranlagt werden. Im Wejentlichen bejtehen jomit 
die durch den Entwurf den Patentinhabern auferlegten Verpflichtungen in der für die Zwede der Steuer- 
verwaltung bejtimmten Buchführung über den Verfehr in den Kellern. 

Durch die in Abjag 1 und 2 des Artikel 13 gegebenen Beitimmungen werden die Vorjchriften über die 
Kontrole der in Artikel 23 und 25 des Weinjtenergejeges bezeichneten Patentfeller nicht berührt... Die Patent: 
inhaber, die in der gleichen Gemarkung, auf der ſich der Weinhandlungs- oder Weinlagerkeller befindet, die 
Kunftweinfabrifation betreiben, find in Bezug auf die auf Grund des Weinſteuergeſetzes auszuübende Kontrole 
den Inhabern der in Artifel 23 und 25 des Weinjtenergejeges bezeichneten Patentfeller durch - Vorſchrift 
des letzten Satzes des Artikel 13 gleichgeſtellt. 


Zu Artikel 15. 

Die Strafbeſtimmungen ſind ſoweit möglich den bezüglichen Vorſchriften des Weinſteuergeſetzes nachgebildet. 
Die Höhe der in Abſatz 1 des Artikel 15 angedrohten Defraudationsſtrafe ſtimmt mit der gleichartigen 
Vorſchrift des Weinſteuergeſetzes (Artikel 34 Abſatz 1) überein.‘ Bei der großen Gefahr, die befteht, daß die 
gewerbsmäßige Darftellung von Kunſtwein in offenfimdigen Betrieben eingefchränft und in Wirthichafte, Wein- 
handlungs- und Weinlagerkeller verlegt wird, erjcheint es geboten, die Verlegung des Verbots des Artikel 11 
mit eimer fcharfen Strafe zu bedrohen. Es it deßhalb im zweiten Abſatz des Artikel 15 die Beſtimmung 
vorgejehen, dah über die Perjonen, die dem Verbot des Artikel 11 zuiidergehandelt haben, neben der 
Defraudationsftrafe noch eine Zujagitrafe zu verhängen it, die bis zu dem Betrag von 1000 ME. anjteigen 
fan, Es darf angenommen werden, daß dieſe Vorichrift geeignet it, den die gejeglichen Schranten beachtenden 
Gewerbetreibenden den erforderlichen Schuß gegen eine auf Unreblichfeit beruhende Konkurrenz zu gewähren, 
wofür allerdings eine ımentbehrliche Vorausſetzung ift, daß durch die in Artifel 13 vorgefehenen Vorſchriften 
eine Handhabe für die Kontrole derjenigen Weinfabrifation geichaffen wird, die fich unter dem äußern Anſchein 
des reellen Weingeichäfts verbirgt. 

Die Beitimmung im letzten Abjat; des Artikel 15 ift nothwendig, weil es in manchen Fällen nicht 
gelingen wird, den Betrag der worenthaltenen Steuer mit Sicherheit feftzuftellen (vgl. auch Artitel 34 Abſatz 3 
des Weinfteuergejehes). 

Zu Artikel 16. 

In Artikel 16 find die Fälle aufgezählt, in denen lediglich durch die dafelbit bezeichneten Thatſachen das 

Dafein der Defraudation und die Anwendung dev Strafe derfelben begründet wird. 


Zu Artikel 17. 
In diefem Artikel find die in Artikel 36 des MWeinftenergefeges aufgeitellten Grundfäge zur Richtſchnur 


genommen, 
Zu Artitel 18. 


Der Begriff des Rüdfalls ift in gleicher Welfe wie in Artikel 38 des Weinſteuergeſetzes beftimmt. 


Zu Artitel 19. 


Um die pünftlihe Durchführung der Kontrolvorfchriften des Entwurfs zu fichern, erſcheint es zwedmäßig, den 
Spielraum innerhalb defjen Ordnungsſtrafen erkannt werden können, allgemein bis zu 300 ME. auszudehnen. 
51* 
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Zu Artikel 20. 

In biefem Artikel find die Fälle genannt, die die Stenerbehörbe bereditigen, MWeinhanblungs: ober Weinlager: 
patente zurüdzuzichen. Die in diefer Richtung aufgeführten Thatſachen find geeignet, das Vertrauen ber Steuer: 
verwaltung auf bie Yuverläffigkeit des Patentinhabers — die Vorausſetzumg für bie Bewilligung eines ſolchen 
Patents — zu erſchüttern, und rechtfertigen deßhalb die Zurüdziehung des Patents. Damit aber den Umftänben 
unter denen die an fich biefe Maßnahme begrünbenben Vorkommmiſſe ſich vollzogen haben, Rechnung getragen werben 
kann, ift der Steuerverwaltung nicht die Verpflichtuug auferlegt, jondern nur die Vefugniß ’ eingeräumt, unter den 
in dieſem Artikel bezeichneten Worausfegungen zu der fraglichen Maßregel zu fchreiten. 


Zu Artikel 21. 
Diefe Beftimmung bezwedt, der Steuerverwaltung ein tweitere® Zwangsmittel zur genauen Einhaltung der 
Kontrolvorfchriften, die bei dem vorliegenden Geſetze von befonberer Wichtigkeit ift, in die Hand zu geben. 
Zu Artikel 22. 
Urtifel 22 vegelt die ſubſidiariſche Bertretungsverbindlichkeit der Kunitweinfabritanten u. |. w. im Auſchluß 
an Artikel 40 des Weinftenergejeges. 
Zu Artifel 23. 
Die Berjährung der Strafverfolgung ift wie in anderen Steuergejegen auf drei Jahre feftgeiekt. 


Zu Artikel 24. 


Wegen ber zu bearbeitenden Vollzugsvorſchriften kann der Gintritt der Wirkſamkeit des Gefeges nicht auf 
einen früheren Zeitpunkt als den 1. Juli 1892 feftgeftet werden. 

Abſatz 2 enthält eine Mebergangsbeftimmung, die nothwenbdig tft, um eine Grundlage für die Kontrolirung 
ber bereitß beftehenben Kunftweinfabrifen zu gewinnen. 


Zu Artitel 25. 


Wenn ber Verkehr mit Wein eine reichögefegliche Negelung erfährt, ift denkbar, daß die Kontrolvorichriften 
bed Entwurfs ber Menderung bedürfen, damit fie mit ben Beſtimmungen des Reichsgeſetzes vollitändig in Einklang 
gebradht werben. Damit beim Gintritt diefer Möglichkeit das Nothwendige verfügt werden kann, ohne daß eine 
Gefegesänderung voraudgegangen fein müßte, empfiehlt es fi, dem Finanzminifterium die Ermächtigung zu ertheilen 
von fi aus in dem bezeichneten Falle die erforderlichen Anordnungen zu treffen. 


Beilage zum Protofoll der 15. Situng der zweiten Sammer vom 21. Januar 1892. 


Friedrich, von Gottes (Snaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Yühringen, 


Wir beauftragen hiermit den mit der Leitung Unjeres Minifteriums des Innern betrauten Staats- 
rath Eijenlohr, Unjeren getreuen Ständen, und zwar zumächit der zweiten Kammer, den anliegenden 
Entwurf eines Geſetzes, vr bie — von ‚Siewerbekuumeeen, zur Berathung und Zuftimmung 


vorzulegen. Hat Fa BETÄITTER 
Zum Kegierungstommiffär für dieſe Ei ie bey Minifterialrat Braun. 


H 


Segeben Karlsruhe, den 17. Januar 1892. 


Friedrich 


Eiſenlohr. 


au Seiner Arien pöfelt: —* Beſehl· 
ne DR 


Ynreanraf ' 1 
aeg hr 


e oo one, de aehret® 3:7 
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Entwurf eines Geſehes, 


die Getwerbefämmern betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
| Herzog von Zähringen. 


Mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände haben Wir beichloffen und verorbnen was folgt: 


Aufgabe der Gewerbelammern. 


81. 
Behufs Vertretung der Intereffen des handwerfämäßigen Stleingewerbes fünnen Gewerbefammern als für 
ſich beſtehende Organe ‚oder in Verbindung mit Handelskammern gebildet werden, 
Den gejondert gebildeten Gewerbefammern kommt die rechtliche Stellung juriftischer Perjonen zu. 


82. 

Zur Erfüllung der ihnen zugewiejenen Aufgabe können die Gemwerbefammern auf Hebung des Stlein- 
gewerbes abzielende Anträge und Wünſche an die zu deren Erledigung geordneten Behörden richten und find 
verpflichtet, diefe Behörden in der Förderung des Kleingewerbes, insbejondere durch thatjächliche Mittheilungen 
und Erjtattung von Gutachten, zu unterftügen, ſowie alljährlich über Lage und Gang des Kleingewerbes in 
ihrem Bezirfe während des vorhergegangenen Jahres an das Minifterium des Innern Bericht zu eritatten. 

Auch können diefelben zur Mitwirkung bei der Leitung und Beaufjichtigung von der Förderung des Ge— 
werbes dienenden öffentlichen Anstalten und Eimrichtungen herangezogen werben. 

Die Gewerbefammern jollen, joweit thunlich, vor gejeglicher oder behörblicher Regelung von wichtigeren, 
bie Intereffen des Kleingewerbes unmittelbar berührenden Angelegenheiten mit ihrer gutächtlichen Aeußerung 
gehört werden. 


Errihtung der Gewerbefammern. 


83. 
Die Errichtung der Gewerbefammern, die Feſtſtellung der Bezirke und Site derjelben, die Bildung von 
Abtheilungen für einzelne oder mehrere Orte des Bezirk oder für einzelne Gewerbegruppen, die Bejtimmung 
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über die Zahl der Mitglieder der Kammer bezw. der angeordneten Abtheilungen derjelben erfolgt nad) Erhebung 
der in den betheiligten Kreiſen beitehenden Wünſche durch Verfügung des Miniſteriums des Innern. 

Nähere Beitimmungen über die Einrichtung der Abtheilungen und über das Verhältniß derjelben zur 
Kammer, als deren Organe fie zu dienen haben, werden durch Sapung der legteren mit Zujtimmung bes 
Mimiſteriums getroffen. 


Wahlberehtigung und Wählbarkeit. 


84. 
Die Mitglieder der Gewerbefammern werden in geheimer Abjtimmung durch einfache Stimmenmehrheit 
von den jelbjtändigen Gewerbetreibenden des Kaumerbezirks gewählt, welche: 
1. Handwertsmäßig bewegliche Sachen für Andere herjtellen, bearbeiten oder verapbeiten und. 
2. zur Gewerbeiteuer nicht, oder mit weniger al$ 10000 M. veranlagt jind oder bei ‚höherer Ber: 
anlagung ihre Aufnahme in die Wählerliſte jelbjt beantragen. ’ 
Das Wahlverjahren wird: durch Verordnung geregelt. 


P 85. 

Ausgejchloffen von der Wahl find diejenigen Gewerbetreibenden, welche nicht im Vollbefig der bürger- 
lichen Ehrenrechte oder der Nechtsfähigkeit jich befinden, ferner diejenigen, über deren Vermögen das Stonkurs- 
verfahren eröffnet ift, bis nach Abſchluß deſſelben, und diejenigen, welche ihre —— eingeſtellt haben, 
während der Dauer der Zahlungseinſtellung. 

Auf das Wahlrecht verzichten können diejenigen Gewerbetreibenden, welche weder zur Gewerbeſteuer noch 
mit einem Einkommen ‚aus Gewerbebetrieb von TOO ME, oder mehr zur Einkommenſteuer veranlagt, ſind, ſowie, 
ohne Rüdficht auf die Veranlagung zur Gewerbejteuer oder die Höhe des Einfommens aus Gewerbebetrieb, 
Frauensperſonen, welche ein in der, Regel mur von. joldden betriebenes Gewerbe ausüben. 


86. 
Die zur Theilnahme an den Wahlen für eine Gewerbefammer berechtigten Gewerbetreibenden ſcheiden mit 
der Errichtung einer ſolchen Kammer aus der Zahl der für die Handelsfammer Wahlberechtigten aus, wenn 
fie nicht ihre Belafjung in deren Wählerlijte ausdrüdlich beantragen. 


87. 

Wählbar zum Mitglied einer Gewerbefammer find die nach den 88 4 und 5 wahlberechtigten Gewerbe- 
treibenden, wenn fie das 25. Lebensjahr zurücdgelegt haben und im Kammerbezirk wohnen. Doch fünnen bei 
Erfüllung der: fonjtigen Vorausjegungen auch solche Perſonen gewählt werden, welche früher ein — 
Gewerbe betrieben haben. Tr 


Mitgliedſchaft. 


88. 
Das Amt der Kammermitglieder ift ein Ehrenamt, doc, erhalten diejelben für ihre si bei Dienit- 
reifen eine angemefjene Entjchädigung. 
Die Wahl derjelben erfolgt auf 6 Jahre, alle 3 Jahre ‚scheidet die Hälfte der Mitglieder. aus. Die 
Austretenden jind jofort wieder wählbar. 
Wenn innerhalb einer Wahlperiode einzelne Stellen in ‚der Kammer durch Tod, Verlujt der Wäplbar- 
feit, jreitwilligen Austritt oder in Folge von Ablehnung einer Wahl nad beendigtem Wahlverfahren  «rledigt 
werden, jo werden jie durch Wahl der Kummer jür den Reſt der, Amtsdauer bejeßt. 7 


1 
lerıyzaı 


Geſchäftsgang. 


rl ’ I ELTEIE Ku Tue 1 N i 89. . 
Die Sewerbefanmer wählt aus ihrer Witte je für 3 Iahre einen Vorfigenden und deifen Stellvertreter. 
Im Falle des Ausjcheidens eines derjelben vor Ablauf der gejelichen Amtsdaner erfolgt für den Meft derjelben 
eine Erjagwahl. 
Die Gewerbefammer beſtellt ferner einen. Sehriftfühner ‚(Setretäu) uud einen Kaffenführer. 
Sachverſtändige fünnen mit berathender Stimme zu den Verhandlungen der Kammer beigezogen werden. 


TR RETTLLGU TI DET Teer ee 0, 

Die Kammer wird — ihren Vorſitzenden einberufen. Dieſe Einberifung muß —— wenn das 
Miniſterium des Innern es verlangt oder wenn mindeitens *, ber Mitglieder darauf anträgt. 

Zur Faffıng eines gültigen Beſchluſſes ift die ordnungsgemäße Ladung aller Kammermitglieder und die 
Anwejenheit von mindeitens der Hälfte berfelben erforderlich. Die Beichlüffe der Kummer werden mit ein: 
facher Stimmenmehrheit gefaßt, bei Stimmengleichheit entſcheidet der Vorſitzende 

Bei den vorzunehmenden Wahlen iſt die abſolute Stimmenmehrheit der Anweſenden erforderlich. 

Weitere Beſtimmungen über den Gejchäftögang föhnen von der Kammer in ‚einer ber Beftätigung des 
Pinifteriums inertiegenben. Geſqhaſeorbaung getroffen Werten, 


IR BETH TEr Er PRR BER TEE se mi gu. Deu DS re BEL TBBET BE SIR 

— der — wichtigerer Angelegenheiten iſt die Kammer REN Abeanitfiche Wahlberechtigte zu 
einer Vetſammlung ziſammen zu rufen, Eine ſolche Berufung mu erfolgen, wenn fie vom Minifterium oder 
‘einem Fünftel jdinmtlicher Wahlberechtigten zur Berathung Aber" einen — bezeichneten ——— oder 
einen beſtimmt geſtellten Antrag verlangt wird, — 

Auch haben anf Anordnung des Mintjteriums die Gewerbekammern zu gemeinſchaftlichen Berathungen 
zufammen zu treten oder Vertreter zu ſolchen zu entjenden. 

Das Minifterium iſt berechtigt, an den Berathungen der Gewerbekammern, ſowie an den auf ſeine An— 
ordnung. berufenen Verfammlungen der Wahlberechtigten ſich durch Vertreter zu betheifigen. 


aaſſenweſen. 


RAR . 8.12. 

‚Die — Sefehfieen über * zur. Erfüllung. ihrer —— Aufgabe erforderlichen Koſten— 
aufivand und ordnen,’ vorbehaltlich des ſtaatlichen Aufſichtsrechts uud der Beſtimmung in 83414, ihr Kaſſen 
und Rechnungsweſen ſelbſtändig. 

Zu dem von ihnen alljährlich aufzuſtellenden Voranſchlag, ſowie zu der altjahrlich abzulegenden Red 
nung it die Zuftimmung der Wahlberechtigten einzuholen, der’ Voranjchlag bedarf, ſofern auf Grund desjelben 
Beiträge von den Wahlberechtigten erhoben werden jollen, außerdem der Genehmigung der Staatsbehörde. 


BT RAR BRUT IC TR FE GB 71 BET BTL EE g gu8 F 

Zur Deckung der — werden, wenn die ſonſtigen Einnahmen — u — Beiträge 
von den’ Wahlberechtigten erhoben. Sofern die Höhe dieſer Beiträge nicht Für fämmttliche Wahlberechtigte 
gleich fein joll, jo ſind durch Beſchluß der Gewerbekammern mit Staatsgenehmigung- Beitragsflafien feſtzu⸗ 
ſehen, in welche die einzelnen Beitragspflichtigen nach Maßgabe ihres zur Steuer veraulagten Einkommens aus 
dem Gewerbebetrieb — "ohne Berückſichtigung der Schulden — eingereiht werden. Ein derartiger Beſchluß 
gilt zumächit für die Dauer von 3 Jahren, ſeine Wirkſamleit verlängert ſich aber je um weitere 3 Jahre, went 


u 


nicht ſpäteſtens 3 Monate vor Ablauf dieſes Zeitraums eine Aenderung bejchloffen wird. Die Eintheilung 
der Beitragäpflichtigen in die verjchiedenen Klaffen muß bei Beginn jeder Periode erneuert werben. 

Ab: und Zugänge von Wahlberechtigten finden bezüglich ber Beitragspflicht für das betreffende Beitragsd- 
jahr nur dann Berüdfichtigung, wenn fie in der eriten Hälfte des Jahres eintreten. 

Die Beiträge werben in gleicher Weije, wie Gemeindeabgaben beigetrieben. 


Verbindung der Gewerbelammer mit einer Handeldlammer. 


8 14. 


In Hanbelsfammerbezirten kann jofern dies jowohl den Wünjchen der Handelstammer, ald ber Gewerbe 
treibenden entjpricht, durch Verfügung des Minijteriums des Innern der Handelstammer auch die Vertretung 
der Intereffen des handwerksmäßigen Kleingewerbes übertragen werden. 

In diefem Falle führt die Handelsfayımer die, Bezeihnung „Handels: und Gewerbefammer“ und bejteht 
aus 2 Abtheilungen, der Handelslammer für Handel und Induftrie und der Gewerbefammer für den hand— 
wertömäßigen Kleinbetrieb. 

Die Gewerbefammer wird nad) Maßgabe diejes Gejeges gewählt; von dem Wahlrecht ausgeſchloſſen find 
jedoch die in die Wählerlifte für die Handelstammer eingetragenen Gewerbetreibenden. 

Die Koſten der Handels: und Gewerbefammer werben nad) Vorjchrift des Gejeges über die Handels 
fammern auf jänmtliche zur Handeld- und Gewerbefammer Wahlberechtigten umgelegt und eingezogen. 

Die Organijation und der Geichäftsgang der Hammer und ihrer Abtheilungen im Einzelnen werden 
dur; Satzung der Hammer unter Zuftimmung bes Minifteriums geordnet, im Uebrigen finden auf die Hanbels- 
und Gewerbefammern die Bejtimmungen des Handelsfammergejeges Anwendung. 


u 


Allgemeine Beftimmungen. 


8 15. 


Die Beftimmungen in $ 2 Ziff. 20, 8 3 Ziff. 22, 24 und 25 und $ 4 Ziff. 2 des Gejeges vom 
14. Juni 1884, die Verwaltungsrechtöpflege betreffend, find auch maßgebend für Enticheidung von Streitig- 
feiten der betreffenden Art, welche ſich bei Anwendung diejeg Geſetzes ergeben. 


RE h 8 16. 
» Die Minifterien des Innern und der Finanzen jind, jedes joweit es jeinen Geſchäftskreis betrifft, mit 
dem Vollzuge dieſes Gefeges beauftragt. 


Gegeben ıc. 


Verhandlungen ber zweiten Kammer 1891/92. 4. Beilagebeft. 52 
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Begrirbung. 


‚As mit Einführung der Gewerbefreiheit die Zunftverfaſſung und alle Innungsrechte aitigehöben —* 
blieben von den bisherigen gewerblichen Verbänden nur noch eine Anzahl freiwilliger Vereinigungen — Handels- 
genofjenichaften und Gewerbevereine — bejtehen, eine geordnete Vertretung des gefammten Gewerbes aber 
war nicht mehr vorhanden. Es machte ſich deshalb alsbald die Anſchauung geltend, daß es nöthlg fein werde, 
nunmehr die Handelsgenofjenjchaften auf gejeglicher Grundlage als Handelsfammern einzurichten und in’ WVer- 
bindung mit oder neben denjelben neue Organe zu jchaffen, welche geeignet wären, die gemeinſamen Intereſſen 
des Gewerbejtandes größerer Orte oder eines Bezirks im förderlicher Weife wahrzunehmen und zugleich dem 
Staat in jeinen mannigfachen Beziehungen zur Gewerbethätigfeit feiner Angehörigen dienlich zu ſein. Der 
Entwurf des Gewerbegejeges von 1862 trug diejer Anficht Rechnung, indem die Art. 30 und 31 desfelben bie 
Regierung ermächtigten, ba, wo ſich ein Bedürfniß zeige, Die, Einrichtumg bejonderer, aus ber freien Wahl der 
betheiligten Klaſſen hervorgehender, mit dem Recht der Umlageerhebung ausgejtatteter Gemwerbebehörben (Ge: 
werbefammern, Handelsfammern) anzuordnen. 

Während die zweite Kammer diefem Vorſchlag ihre Zuftimmung ertheilte, nahm die erite Kammer an der 
Zulaſſung eines Zwanges zur Bildung: von Handels- und Gewerbefammern und am ber Gewährung eines 
Beiteuerungsrechts an diejelben Anſtaud und wollte die Einrichtung jolcher Organe und die Aufbringung der 
zur Bejtreitung des Aufwands erforderlichen Mittel lediglich der freien Beſtimmung und Beiſteuer der Bethei— 
ligten anheimgeftellt wifjen. Der Entwurf wurde hiernach abgeändert und die bezügliche Beitimmung — Ar— 
titel 29 des Gemwerbegejeges —*) ging dann auch in gleicher Faffung als Artikel 5 in das Gejeg vom 21. De- 
zember 1871, die Einführung der deutjchen Gewerbeordnung im Großherzogthum Baden betreffend, über. 

Die gehegte Erwartung, daß die ben Gewerbetreibenden nunmehr gewährte Bewegungsfreiheit diefelben 
auch zur freiwilligen gemeinfamen Thätigfeit anjpornen und verbinden werde, ging jedoch nicht in Erfüllung. 
In den Handels und Induftriefreijen jcheiterten die wiederholt unternommenen Verſuche, die Betheiligten zum 
freiwilligen Anjchluffe an die Handelsgenofjenichaften, deren Borjtände ala Handelsfammern anerfannt wurden, 
zu bejtimmen, und es erübrigte jchließlih nur, mitteljt des Gejeges vom 11. Dezember 1878, die Handels- 
fammern betreffend, die alljeits als erwünjcht bezeichnete Abhilfe zu jchaffen. 
0°) „Die Regierung Tann, wo fi das Bebürfnif zeigt, die Erridtung von Gewerbelammern veranlaffen, welden bie Wahrung 
und fFörberung ber gemeinfamen Intereſſen aller ober einzelner Alaffen des Gemwerbeftandes eined Ortes ober Landestheils zur Auf: 
gabe geftellt ift (allgemeine oder befondere Gewerbelammern, Hanbelölammern ꝛc).“ 

„Kür jede einzelne Gewerbe: oder Handelsfammer werben bie näheren Beftimmungen über ihre Berfaffung und Einrichtung, 
ihren Bezirk und Wirkungskreis und über die Art und Weife, wie die zu ihrem Veſtand erforberlihen Mittel aufzubringen find, 
durch Beichlußfafjung derjenigen, melde an Errichtung und Erhaltung derſelben fich betheiligen wollen, unter Genehmigung ber 
Regierung feftgeftellt,* 


41 
Auf dem Gebiet des Kleingewerbes war, die Entwicklung keine beſſere; denn wenn auch eine größere 
Anzahl von Gewerbevereinen und, daneben ‚einzelne Handwerlervereine und Innungen in allen Theilen des 
Landes ſich neu ‚bildeten, jo blieb die Vetheiligung ber, Gewerbetreibenden an biejen Vereinigungen doc) eine 
verhältwigmäßig recht geriuge. Rechnet man nämlich zu den, Angehörigen bes Kleingewerbes unter Ausſchluß 
derjenigen, ‚welche „Runft; , mad Handelsgärtnerei,. Fiſcherei, Handel, ein Verkehrs: oder Beherbergungsgewerbe 
betreiben — nur. ſolche — Gewerbetreibende, welche nicht mehr als 5 Arbeiter beichäftigen, jo beträgt nach 
ber, Gewerbeitatijtif, von 1882 deren Zahl 27822. Bon diejen gehören als Ba an: 


den dem Sanbesverbande orig ‚Gewerbwereinen . 2... 4430 
den äbrigen aetereuien ——— —* a ee ae 
den Innunge SR I ae een SO 
„ben. Hanbiwerferpereinen , . Be es acer ER 
ug AT ——— Geofenaten ne ern a ZU 
oder im Ganzen... . ... . 7461 


jomit nur 27, 30%. Er 

Wenn fih nun auch annehmen. läßt, daß gerade die ftrebjameren Elemente des Kleingewerbes ſich in 
dieſen Bereinigungen, zufammengefunden. haben, und wenn auch anerfannt werben muß, daß manche derjelben 
eine recht ‚gebeihliche Wirfjamkeit zur Förderung des Gewerbeweiens entwidelt haben, jo können biejelben bei 
der ‚geringen Betheiligung, der. Gewverbetreibenden doch nicht als eine vollgüftige Vertretung des Gewerbeſtandes 
angejehen werben und bie fi) aus der Heinen Mitgliederzahl ergebende Unzulänglichkeit der Mittel bildet viel- 
jad ein micht ‚zu überwindendes Hemmniß bei Verfolgung der auf die Pflege und Förderung des Gewerbes 
gerichteten - Beitrebungen. 

Es iſt deßhalb erklärlich, daß bejonders jeitdem durch das Gejeh vom 11. Dezember 1878 in den Han- 
deläfanımern. eine . wirfjame, Vertretung von Induftrie und Handel gejchaffen worden war, immer wieder da 
und dort in den Streifen des Kleingewerbes der Wunjch laut wurde, daß auch den im jenen Organen nicht 
vertretenen Gewerbetreibenden die gejegliche Möglichkeit, ji eine Vertretung zu jchaffen, gegeben werben möge. 
Die hierbei. ‚gemachten. Vorjchläge betrafen theils ausſchließlich das Gebiet der Neichsgefeßgebung, indem fie 
auf die Schaffung von -Zmangsinnungen und damit auf ein völliges Verlafjen der bisherigen Grundlagen der 
Gewerbeordnung :abhoben, theils beichränften fie fich darauf, eine landesgejegliche Organijation des Gewerbes 
in.jog. Handwerker: oder Gewerbefammern zu verlangen. Diejes letztere Begehren ftand erſtmals 
im Jahr 1880 im, ftändigen Ausſchuß der Landesgewerbehalle zur Erörterung, die Mehrheit diejes Ausſchuſſes 
verhielt fich aber. ſowohl bei diefer, als bei den jpäter angeordneten Berathungen der Angelegenheit durchaus 
ablehneud gegen ‚die angejtrebte Neuerung, der Grund hiefür lag theils darin, daß die Anhänger der Gewerbe- 
fammern über dad Wejen der von ihnen gewünjchten Einrichtung jelbjt feine übereinftimmenden Anſchauungen 
hatten und für diejelbe vielfach ein außerordentlich weites, mit den Bejtimmungen der Gewerbeordnung jchlech- 
terding® nicht zu vereinbarendes Aufgabegebiet (Gewerbevereine mit Beitrittszwang) in Anſpruch nahmen, theils 
weil man für die Förderung. bes Slleingewerbes von Bwangsvertretungen mit einem jo eng begrenzten Gejchäfte- 
freie, wie er nach der Gewerbeordnung allein als gejeglich zuläffig ericheint, einen erjprieglichen Erfolg nicht 
erwarten zu Dürfen glaubte. | 

Auch in den Erhebungen über die Lage des Stleingewerbes fam das Verlangen nad) Errichtung von 
Gewerbefammern neuerlich zum Ausdrud; auch hier zeigte fid) aber wieder die Verjchiedenartigfeit der Auffaſſung 
über Wejen, Einrichtung und Vefugnijje derartiger Organe (Erhebungen Band I ©. 14, III ©. 34). 

In dem liber dieſe Erhebungen, von dem Abgeordneten Wildens für die 2. Kammer erſtatteten Kommiſſions— 
bericht, wurde der Or. Regierung, die, wieberholte jorgjältige Prüfung diefer Frage warm ‚empfohlen und bie 
Kammer trat mit Beſchluß vom 7, Juli 1888 dem von ber Kommijjion gejtellten Antrage ‚bei, die Regierung 
wolle die Errichtung, von Gewerbelammern in Erwägung, ‚ziehen. _ Unter Bezug auf dieſen Beſchluß wurden 
die auf, dem . borigen, Landtage eingefommenen Petitionen der zum Pialzgauverband gehörigen Geiverbevereine, 
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welche neuerdings um gejeßliche Megelung der Angelegenheit baten, der Regierung zur Kenntnißnahme übertviejen. 
Die in Folge hievon eingetretene wiederholte Prüfung führte zur Ausarbeitung eines vorläufigen Geſetz 
entwwurfes, über welchen jowohl die gewerblichen Vereine, als die Handelstammern gehört worden find. Wie 
vorauszufehen war, führte die durch den Entwurf bewirkte Klärung über Einrichtung und Anfgabe der Getverbe- 
fammern eine fühlere Haltung vieler bisheriger Anhänger derjelben herbei. Die Mehrzahl der Gewerbevereine 
ſprach ſich gegen jegliche Bwangsvertretung des Gewerbes aus; einzelne Vereine nahmen zumeiit aus Scheu 
vor finanzieller Belaftung eine zuwartende Stellung ein; eine Minderheit endlich, in ber Hauptfache aus den 
zum Pfalzggauverbande gehörigen Gewerbevereinen Bammenthal, Heidelberg, Mannheim, Schwetzingen, Sinsheim, 
Walldorf und Wiesloch mit zujammen 972 Mitglieder beftehend, fowie die Innungen und Handwerkervereine 
(diefe jedoch nur für den Fall, daß Zwangsinnungen nicht zu erreichen fein jollten), entjchieden fich im Grundjag 
für die fragliche Einrichtung. Die Handelskammern und ebenjo die Handelögenoffenfchaften in Konitanz und 
Wertheim erklärten fich dagegen, wenigftens infoweit, als die Vereinigung von Handels- und Gewerbefammern 
zu einem Organe beabfichtigt fein jollte; eine Ausnahmeftellung nimmt hier nur die Handelsfammer in 
Pforzheim ein, welche ſich im Hinblid auf die befonders gearteten gewerblichen Verhältniffe biefer Stabt für 
eine gemeinjame Vertretung von Handel, Induftrie und Slleingewerbe ansfpricht. un 

Hiernach kann von einem in weiteren Streifen beſtehenden Bedürfniß zur Errichtung von Gewerbeklammern 
offenbar nicht die Rede fein, andererjeits aber muß anerfannt werden, daß es gerade bie rührigften Gewerbe 
vereine des Landes find, welche unentwegt an der Anſchanung feithalten, daß eine Ueberwindung der ihrer 
erfolgreichen Wirkſamkeit entgegenftehenden Hinderniffe ſich nur durch Schaffung folcher Organe merde ermöglichen 
lafjen, weil erjt einer von allen Gewerbetreibenden gewählten Vertretung das nöthige Anjehen zuldmme und 
weil nur bei einer Heranziehung der Gejammtheit die Mittel für die Erfüllung der den gewerblichen Vereinigungen 
obliegenden Aufgaben in genügender Weife würden flüffig gemacht werden fünnen. Die Errichtung von Gewerbe- 
fammern für das ganze Land durch Geſetz anzuordnen, liegt jomit ein hinreichender Grund nicht vor; wohl 
aber dürfte es gerechtfertigt ericheinen, der jeit Jahren feitgehaltenen Anſchauung der Minderheit injofern 
Rechnung zu tragen, daß durch gejeßliche Anordnung die Möglichkeit gegeben wird, da, wo wirklich ein bezüg— 
licher Wunſch befteht, die Gemwerbetreibenden eines Bezirks auch gegen den Willen Einzelner im einer Gewerbe⸗ 
fammer zujammenzufafjen. Ein derartiges Vorgehen wird, wenn die entgültige Enticheidung über bie Bedürfniß— 
frage in eine völlig unparteitiche Hand gelegt wird, um jo weniger bedenklich erſcheinen, als fich nicht verlennen 
läßt, daf eine gejeglich organifirte Vertretung, welche nicht blos einen Bruchtheil, ſondern ſämmtliche in einem 
Bezirke befindliche Interefjenten umfaßt, auch bei bejchränften Befugniffen in manchen Fällen eher in der Lage 
fein wird, das Gewerbewejen in erjpriehlicher Weife zu fördern und die auf die Gewerbepflege gerichtete ftaat- 
liche Thätigfeit zu unterftügen, als die jtet3 nur auf den guten Willen ihrer Mitglieder angewieſenen ori 
gewerblichen Vereinigungen. 


Zu 81. 


Für die Ausführung der dem Gejege zu Grunde liegenden Abjicht, dem Kleingewerbe bie Möglichkeit 
einer Intereffenvertretung zu verjchaffen, bieten fih 3 Wege: 

1. Vertretung von Handel, Induftrie und Kleingewerbe durch ein und dasjelbe Drgan - — Hanbels- 
und Gewerbefammer —, 

2. bejondere Vertretung für das Gejammtgemwerbe (Indujtrie und Stleingerverbe miteinander) und endlich 

3. eine lediglich das Kleingewerbe umfafjende Vertretung. 

Wie bereits ausgeführt, bejteht in den Fleingewerblichen Kreijen ſelbſt feine Uebereinftimmung der An- 
fichten darüber, welche diefer Organifationen ihrem Interejje am dienlichjten ift, was zum Theil wohl durch Die 
große Verjchiedenartigkeit der gewerblichen Verhältniffe in dem einzelnen Bezirken fich erklären läht. Im den 
Geſetzen und Verordnungen anderer deutſchen Staaten, jo im Sachſen und Bayern, ift die umter Ziffer 1 
bezeichnete Form theils allgemein vorgejchrieben,, theils, wie in Württemberg, wo dem Slleingewerbe der frei- 
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willige Anſchluß an die Handels: und Gewerbekammern anheimgeſtellt it; wenigſtens bie einzige Form in 
welcher dieſes eine auf geſetzlicher Grundlage beruhende Vertretung erreichen kat!" Die alleinige Zulafſung 
dieſer Organiſation im Großherzogthum würde zur Folge haben, daR" von ifr überull dann “Kein Gebrauch 
gemacht werden könnle, wo, wie dies bei det derzeitigen Verbreitung "bot Handel ind Induſtrie in den Kreiſen 
Konſtanz, Villingen und Mosbad der Fall ift, die Vorausſetzungen füt die Errichtung von‘ Handelsfammern 
noch nicht gegeben find. Dazır tritt aber‘ auch hoch” eim weiteres inneres Bedenken,’ ob 8 nämlich bei ber 
Zumeifung einet fo umfaſſenden und zugleich berſchiedenartigen Aufgabe, wie fie die Pflege der Imtereffei von 
Handel und Induſtrie einerjeits und derjenigen des Kleingewerbes anderfeits“ mit ſich bringt, am ein Organ 
diefem überhaupt möglich jein wird, der Förderung des Stleingewerbes eine ſolch' eingehende Aufmerkjamfeit 
zuzuwenden, wie fie für eine gebeihliche Wirkſamkeit im diefer Nichtung unbedingt nöthig ift. Ein Hinderniß 
hiefür liegt ſchon im, der meiſt weiten ränmlichen Ausdehnung ‚der. Haudelslammerbezixle, bie, ‚den perjönlichen 
Verkehr mit deu; einzelnen Intereſſenten erjchwert, ohne welchen es nicht, möglich it, ſich mit ‚den Beblrfn ürf rinisfen 
des vielgeitalteten ‚Handiverfs,, vertraut ‚zu ‚machen ‚und, auf beren - Befriedigung, hinzuwirlen. "Darauf mag, 4 
wohl zurückzuführen ſein, daß das Kleingewerbe auch in denjenigen Staaten, in welchen demſelben eine Ver⸗ 
tretung, ‚im. dem Handels- und Gewerbekammmeru eingeräumt iſt, ſich trotzdem vielfach in Gewerbedereinen 
weitere Organe zur Wahrnehmung jeiner bejouderen Intereffen geihaffen hat. 

Bei den gemachten Borerhebungen find es vor Allem die Handelsfammern gervefen, welche ſich, zum Theil 
mit geoßer Entjchiebenheit, ‚gegen die in Frage ſtehende Erweiterung ihres Aufgabekreijes ausgejpröchen, ‚Haben. 
Es lägen ſomit Gründe genug vor, die Errichtung gemeinjamgn, ‚Handels- und Gewerbefammern. ganz , ande 
uichliehen ; ‚die. Rückſicht auf ‚die bejonderen Berhältniffe in Piorzheim, wo, bie Hondelstammer. ſelbſt münjcht, 
daß für , Die; dort vorwiegende Juduſtrie eine ‚Scheidung der Vertretung, ie uach dem, Umfange ber einzelnen 
Bijouteriegeichäfte vermieden werden möge, und. wo auch aus Heingewerblichen. Kreiſen der Wunſch nach einer 
Verbindung mit der Handelslammer geäußert worden, iſt, läßt es aher als geboten, erſcheinen auch bie, unter 
Ziffer, 1 bezeichnete Form der, Vertretung im Geſetze zuzulaſſen. eg 

Die unter ‚Ziffer 2 erwähnte Organijation beſteht in Hauptjtädten, wo zum Theil in Solge" "geepäftlicher 
Entwidelung, zum Theil in Folge, von ‚auf unſer Land ‚nicht übertragbaren, ſtaatlichen Einrichtungen die Groß⸗ 
induſtrie ſowohl den, Haudelskürperſchaften, als deu Gewerbefammern zugewieſen iſt. So, ichr es ‚um zut 
Verhütung einſeitiger Beſtrebungen an ſich zu wünſchen wäre, daß Kleingewerbe und Induſtrie, die ja ‚manche 
gemeinjame Interejien „haben, in, uahe ‚Verbindung, miteinander kämen, jo darf doch nicht. verfaunt ‚werden, daß 
es ſich ‚hier im erſter Reihe um eine Befriedigung der Wünſche des Kleingewerbes handelt, welche jehr „wohl 
auch ohne. zwangsweiſe Heranziehung der Induſtrie erfolgen, kann umd ‚dab es deihalb wicht gereihtjertigt 
erſcheint, vorzugsweije um jeues willen die durch die ſoziale Gefepgebung ohnehin jchon ſtart in Anſpruch 
genommene Induſtrie mit weiterer Arbeit und weiteren, Geldopfern zu belaſten. Zudem hat , die Glohinduſirie 
in den Handelskammern bereits eine ihren Bedürfniffen vollfommen entiprechende Vertretung und es kann 
erfreulicher Weiſe fejtgejtellt werden, daß ſich der mandjerorts zu Tage getretene Widerjtreit zwiſchen den 
Intereffen des Handels und der Induftrie in den Handelsfammern unjeres Landes noch nie fühlbar gemacht Hat. 

Was ſodann die in’ legter Reihe genannte Organifatiön - anfangt,'jo" umfaßt diejelbe gerade diejenigen 
Kreife von Geiverbetreibenden, aus welchen das Verlangen nach. einer ;jolchen erhoben wird, und. entjpricht 
deßhalb auch zumeift den lautgewordenen Wunſchen, zumal das Kleingewerbe vielſach eine Verbindung mit der 
Großinduſtrie ſcheut, deren Vertretern in Folge ihrer äuferen Stellung und höheren Bildung von vornherein 
eine gewiffe Weberlegenheit zur Seite ſteht, während ihnen andererjeits: nur ein geringeres Verſtünduiß für: die 
Bebürfniffe des Handwerks zugetraut "wird. Von einer "nicht » geringen’ Anzahl .uomw! Geiverbevereinen wird 
allerdings auch die Anſicht vertreten, daß eine derartige Abſchließung ihrer: Bejtrebungen -micht'- förderlich. fein 
werde und fllr einige derfelben bilder fogar das im Ausſicht zu nehmende Ausfcheiben ‚ber den Vereinen bei— 
getretenen Freunde des Gewerbes eineit gewichtigen Grund, aufı"die Bildung: von (Bewerbefammern ; ‚ganz: zu 
verzichten. Einige Abhilfe in dieſet Richtung wird "fidy: dadurch erzielen laſſenz da muhndolchern Gewerbe⸗ 
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treibenden, welche nicht kraft Geſetzes zur Theilnahme, an den Gewerbefammern. verpflichtet find, bie Möglichkeit 
des freiwilligen Beitritts offen Täßt, Die Beſtiummung in. 8 4 Ziff. 2 des, Geſetzes trägt. dieſem Gejichtspunft 
Rechnung, dagegen läht es ſich mit dem Begriff einer, ‚gewerblichen Standesvertretung nicht vereinbaren, dem 
Kreis ben zur Theilnahme Berechtigten, wie es ebenfalls gewünjcht wird, noch weiter auf, jolche auszubehnen, 
weiche einem, getverblichen, Berufe nicht angehören und, niemals angehört ‚haben. 

Mit dieſen Mobififationen wird die VBersinigung des Slleingewerbes allein in den Kammern ben that- 
fächlichen: Verhältniſſen des Bandes am Beften eutſprechen und. diefe Form der Organijation wird, deßhalb auch 
— in ben, — * aut. — lommen. 


a a ER ee Seven 


Nachdem in 8 1 die Vertretung ber Intereſſen des Kleingewerbes allgemein 'als — der Gewerbe 
fammern bezeichnet worden ift, beftimmt der’ & 2 die Grenzen, innerhalb‘ Deren ſich die Erfüllung dieſer Auf⸗ 
gabe zu vollziehen hat, dahin, daß die Thätigkeit der Kammern im Wefentlichen eine berathende ımb 
anregende fein ſoll. Seitens der die Errichtung von Gewerbekdmmern betteibenden Intereſſenten iſt zwar 
im Laufe der Verhandlungen vlelfach der Anſicht Ausbruck verliehen worden, daß eine Gewerbelammer nichts 
anders ſei, als ein alle Gewerbetreibenden eines Bezirk? zwangsweiſe zum Beitritt heranziehender Gewerbe⸗ 
verein, welchem die völlig freie Wahl der Mittel zur Erreichung jeimer auf Förderung der Gewerbe gerichteten 
Beftrebuinigen zuftche ; dieſe Vorftellung widerftreitet aber einer weſentlichen Grundbeſtimmung der Gewerbe⸗ 
ordnung, welche da, wo fie von der Vereinigung der Gewerbetreibenden zur Verfolgung gemeinfamer Intereffen 
Handelt, | ig 97, 97a der Gew.Ördn.) durdaus don dem Grundjah des freiwilligen Zuſammenſchluſſes 
ausgeht. Eine Ausdehnung ber Thätigkeit der Gewerbekammern auf folche Aufgaben, bie durch die Gewerbe: 
ordnung den Innungen zugewieſen find, ift gejeglich unzuläffig und es fann demgemäß den erfteren auch nicht 
die Befugniß zugeitanden werden, Einrichtungen und Anftalten zur Förderung der Gewerbe, wie Fächſchulen, 
Berfaufsmagazine u. dergl. in der Weije in's Leben zu rufen, daß ber erforderliche Aufwand aus bon den 
Gewerbetreibenden zwangsweiſe zu erhebenden Beiträgen beftritten wird. Der in 8 12 des Gejehes gemachte 
Vorbehalt der ftantlichen Genehmigung der Voranfchläge und die Ueberwachung des Rechnungsweſens gibt 
Gelegenheit zur Zurüdweifung etwaiger Verfuche, die der Wirfjamfeit der Kammern durch die Gewerbeordnung 
gezogenen Schranfen zu überjchreiten. 

In der Hauptjache jtimmt der Inhalt des 8 2 mit der Regelung des Gejchäftstreifes für die Handels— 
fammern überein (Art. 15 des H⸗K.G.). Die vielfach gewünſchte Ertheilung einer weitergehenden Zuficherung 
hinfichtlidy der behördlichen Verpflichtung zur Anhörung der Gemerbefammern ift umſo weniger angängig, als 
ihre Ansführung, insbejonders hinfichtlich der für das Gewerbeweſen in erfter Reihe in Betracht kommenden 

Reichsgeſetzgebung gar nicht immer in der Hanb der Regierung gelegen ift. 


Zu 8 3. 

Wie ſich ſchon aus der Einleitung der Erläuterungen zu & 1; ergieht, fiegt die Abjicht ferne, im ganzen 
Sande Gewerbefammern zu errichten. Schon der Umjtand, daß bemjelben : ein enger - begrenzter. Wirkungskreis 
"zufommt; als ben freiwilligen, «gewerblichen Vereinigungen, weiſt darauf hin, die Errichtung von Gewerbelammern 
erit dann zu betreiben; wenn alle: Mittel, das gleiche Ziel durch freie Verbände zu erreichen, erichöpft find. 
Auch wer‘ die Anregung zur Errichtung von Gewerbeklammern nicht. von ber Regierung,  jonbern, -aus den 
gewerblichen Kreiſen hervorgeht, joll derſelben nur dann. jtattgegeben werden, weun zugleich ein ftantliches 
Interefſe vorhanden tft; mag. indeijen die. Anregung ‚von. der ‚einen. oder ‚anderen Seite kommen, , jo joll ‚der 
"Ausführung jtet3 auch eine Vernehmung der beteiligten Kreiſe vorangehen, um deren Wünjche zu hören. ‚Von 
einer 3 uftimm ung der letzteren oder einer. gewiſſen Mehrheit derſelben das Zuſtandelommen der Kammern 
abhängig zu machen, iſt nicht thunlich, da im einzelnen Falle die, Bejriedigung eines erheblichen ‚staatlichen 
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Intereffes in Frage ftehen kann, anbererjeits verbietet fich aber bei entſchiedener Abneigung einer überwiegenden 
Zahl der Betheiligten die zwangsweiſe Durchführung von ſelbſt, da in einem ſolchen Falke: die Ausſicht auf 
Bildung eines tüchtigen Organs und auf 'eine erjpriehliche Thätigfeit desſelben/ — - mb fire ſich von 
dem ‚guten Willen’ der Berheiligten abhängt, nur eine geringe it."  ' ren ea 

Die Abgrenzung der Bezirle der Kammern wirb mit Rütkſicht auf deren Aigäber und u Bedingungen 
der Erfüllung‘ derſelben im Allgemeinen eine engere jet müfſen, als fie bei den Hanbeläfemmert zuläffte iſt, 
deren nügliche Erfolge die Wahlberechtigten ohne ihr beſonderes Zuthun zu Statten zu kommen pflegen, allein 
auch dann, wenn, wie dies in der Regel der Fall fein wird, der Bezirk bet Gewerbelummer Fich“nidgt: weiter, 
als auf deit eines Amtsbezirkes ausdehnen ſollte, kann «8 ficy als ſehr förderlich erweiſen, akt 'eittzelnen befönbens 
gewverbereichen Orten bes Bezirkes (und zwar gerade zur Verhütung ber Bildung zu" Meiner Kammerbezirle) 
Abtheilungen der Gewerbefämmer mit bejohderem Hinweis auf eine Örtliche Thätigkeit zu errichten wie in 
ähnlicher Weiſe in Bayern innerhalb‘ der mit‘ den dortigen Kteiſen übereinftimmenhen Handelslammerbezirle 
ſog. „Bezirksgremien“ d. h. Ortsausſchüſſe zur Vertretimg ntehr' lokaler Jntereſſen beſtehen Dası'gleiche 
Erförderniß kann auch da hervortreten, wo in einem Bezirke einzelne Gewerbe in beſonders hervotragender 
Weiſe vertreten find und wo dann die Bildung der Abtheilungen nach Gewerbegruppen zu erfolgen hätte! In 
einem wie im anderen Falle wird aber zur Vermeidung von Reibungen daran feftgehalten werden müffen):bak 
dieſe Abtheilungen lediglich als Hilfsorgane der Gewerbekammern zu’ dienen haben, Im Uebrigen kommt es bei 
der großen Verfchiedenartigfeit der Verhältniffe darauf an, die geſehlichen Beſtimmungen jo zu ’geftaften it deiß 
eine möglichſt weitgehende Berüdfichtigung ber örtlichen Bedürfniffe und Wünfche erfolgen lann, weßhalb es 
ſich empfiehlt, die bezüglich der Einrichtung der Kammern und emaiger —— derſelben im Cinyukien 
zu treffende Regelung der Feſtſtellung durch — hi überlaffen. 


Br ee Wars 


Die Beftimmung, daß die Bejegung der Gewerbefammern durch Wahl erfolgen soll, entſpricht einer 
hinſichtlich ſolcher Vertrauenspoſten allgemein feſtgehaltenen Uebung, die in gleicher Weiſe auch für die Handels— 
tammern geſetzliche Beſtätigung erhalten hat, da die Abſicht des Geſetzes auf die Schaffung einer’ Vertretung 
des Kleingewerbes gerichtet iſt, jo jollen zur Theilnahme an der Wahl auch nur diejenigen Gewerbetreibenden 
berechtigt ſein, welche nach landläufiger Anſchauung als Handwerker gelten. Die Abgrenzung des Handwerks 
gegenüber der Induſtrie hat allerdings ihre Schwierigkeiten. Weder die Gewerbeordnung noch die‘ joziale 
Gejepgebung, noch das Handelsgejegbuch in feinen Bejtimmungen über Handelögejchäfte und über die Eintragung 
zum Handelsregifter bieten hiefür einen beftimmten Anhaltspunkt, und wenn in der Geiverbeftatiftif, die in 
einem Betriebe bejchäftigte Zahl von Arbeitern für die Zugehörigkeit zu ber einen oder anderen Kategorie bei 
Ausſchlag gegeben hat, jo ift dieſe Art der Unterjcheidung, für welche ganz bejondere Gefichtspuntte maßgebend 
waren, bier nicht verwerthbar und ebenjowenig kann in einer Zeit, in der man bejtrebt ift, der Verwendung 
elementarer Kräfte in dem Handwerk Eingang zu verichaffen, die Anwendung ſolcher ein enticheidendes Merkmal 
abgeben. Es erübrigt fomit mm, der Abficht bes Geſetzes durch eme möglichjt mit der Vollsanſchauung und 
dem Sprachgebrauch übereinſtimmende Umſchreibung des Begriffs ‚Haudwerk“ in hervortretenber Weihe Auadruck 
zu verleihen md ſodann die Grenze des handwerksmäßigen Betriebs nach oben, dem Borgange Bayerns und 
Sachſens folgend, in der jtenerlichen Veranlagung der hiernach in Betracht fommenden Unternehmen zu juchen. 
Die zu dieſen Zwecke im Ziff. 1 amfgenommene Definition lehnt ſich au den Urt: 272 des Handelsgeſetzbuchs 
an und, wenn fie auch nicht alle zweifelhaften Fälle entſcheidet, jo: dürfte fie, doch alle diejenigen Betriehe 
umfafjen, welche gewöhnlich zum Handwerk gerechnet werben, während fie andererſeits eine Reihe gewerblicher 
Thätigfeiten, die, wie die Gärtnerei, die Fiicherei, das Transport, Verkehrs und Beherbergungögetverbe nad) 
der allgemeinen Anjchauung wicht zum Handwerk im engeren Sinn gehören, von der Berheitigiig an ber 
Gewerbetammer zweifellos ausſchließt. 
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1.01, Dänfichtlich. der, ſteuerlichen Veranlagung soll ‚diejenige ‚zur. Gemwerbejteuer maßgebend ſein, weil für bieje 
nicht ubjeltive Verhältuijie wie perſönliche Tüchtigleit und dergl., ſondern der Umfang der Betriebsjtätte, der 
durchſchnittliche Vorrath der zum Verkauf beſtimmten Waaren und die Menge der zum Gejchäftsbetrieb dienenden 
Roh⸗ und Hilfsjtoffe, jomit gerade diejenigen thatjächlichen Umjtände zur Grundlage dienen, nach, welchen jich 
‚im pwaftäichen, Leben die Entſcheidung darüber, zu richten pflegt, ob ein, Betrieb zum Handwerk oder zur Induſtrie 
zu rechnen ſei. Der als Grenze feſtgeſetzte Betrag, von 10.000 ME, iſt das Ergebniß von Erhebungen über 
gewerbeſteuexliche Veranlagungen, das, von ‚den ‚gewerblichen Vereinigungen nicht  beanftandet, und wenigſtens 
von. einer. Handelstammer als vollſtändig ‚zutreffend. bezeichnet wird, Andere Handelsfammern jind allerdings 
der Meinung, daß ‚der ‚Betrag zu, hoc) gegriffen ſei und ihnen dadurch eine zu große ‚Zahl Beitragspflichtiger 
‚werde: entzogen werden; nach den gemachten Erhebungen iſt jedoch dieje Einbuße bei dem großen umlagepflichtigen 
Steuertapital, ‚über das, die Handelstammern. verfügen, nicht von erheblicher Bedeutung und außerdem ſpricht 
die mehrjach ‚geäußerte, Anficht der Gewerbetreibenden, daß ſie bei, ber Zutheilung zu ‚einer Gewerbelammer 
auf eine erſprießlichere Wahrnehmung ihrer, Interejjen rechnen dürfen, als in einem für Handel, Indujtrie und 
Kleingewerhe gemeinſamen Organe, dafür, im. Zweifel Die Grenze, eher nach oben, als nach unten zu rücken. 
In dieſem Sinne iſt auch für ſolche Handwerker, „deren Gewerbeſteuerkapital den Betrag von 10,000 Mt. über- 
fteigt, bie freiwillige Theilnahme an der Gewerbetammer ‚offen gelajjen. | — 

Die Beigiehung der zur Gewerbeſteuer gar nicht Veranlagten rechtfertigt ſich dadurch, daß ſeit der 
Wirkjanefeiti,de$; Gewerbeſteuergeſetzes vom ‚26. April 1886 eine große ‚Anzahl von Gewerbetreibenden z. B. 
mit; jehr geringer Ausnahme das ganze, handwerlsmäßige Bekleidungsgewerbe aus dem Kreiſe der Gewerbefteuer- 
pflichtigen ausgeſchieden iſt, und daß den Intereſſen vieler Befreiter wenig damit gedient ſein würde, wenn man 
ſie hier ohne Weiteres außer Betracht laſſen wollte. 

Bu 85. 

Mit Rücficht auf die der Wahlberechtigung gegenüberftehende Beitragspflicht erjcheint es angemeffen, für jolde 
‚Handwerfer, deren Gewerbebetrieb von nur ganz geringem Umfange ift, einen Verzicht auf die Betheiligung 
an .der ‚Gewerbefammer zuzulaffen, dabei fol aber wegen der bei $ 4 erwähnten "Wirkung des neuen Gewerbe 
fteuergejeges nicht, Die gewerbejteuetliche Veranlagung, fondern das gewerbliche Eintommen maßgebend fein und 
zwar ‚jol zur thunlichſten Erleichterung der Kleinhandwerler die Möglichkeit der Befreiung auch noch bei einem 
etwas, höheren Einfommen als dem in Art. 6 Ziff. 7 des Einkommenftenergejeges bezeichneten gegeben werden. 

Bezüglich des Wahlrechts der tm Gewerbe jelbjtändig thätigen Frauensperſonen ift zur berüdjichtigen, daß 
für Meiſterswittwen, welche das Gewerbe ihres Mannes fortjegen, die Bedeutung der Gewerbefammern eine 
Aenderung nicht erleidet und daher in dem Ableben des Ehegatten fein Grund zur Gewährung eines Verzichts- 
anjpruchs gelegen ift. Dagegen kann allerdings in Frage kommen, ob für die im Schlußjag genamtten Franens- 
perjonen, wie }- B. Putz⸗ und Kleidernacherinnen ein ausreichendes Intereſſe am Beſtehen einer Gewerbekammer 
vorhanden, iſt; dies zu unterſcheiden ſoll dem eigenen Ermeſſen derſelben anheim gegeben werden. 


in, at BU 8 6. an 
Da eine Höhere oder gar ‚eine Doppelte Belajtung des Gewerbeitandes unter allen Umſtänden zu vermeiden 


yon 1— Bu 87T. ' 
us EUER ut‘ IUTLEL ar L ;' ur J FR Pr RR F 
Wieljach wurde der Wunſch geäußert, daß der Kreis der Wählbarkeit nicht auf diejenigen, welche ein 
Gewerbe betreiben oder betrieben haben, bejchtänft werben möge, damit dem Gewerbe and) fernerhin die Mitarbeit 
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von Perſonen aus anderer Lebensſtellung erhalten bleibe, allein die Erfüllung dieſes Wunſches würde doch den 
Charalter der Gewerbekammern als Vertretung des Handwerkerſtandes erheblich abſchwächen und es dürfte 
deßhalb genügen, dem angeſtrebten Zweck durch die in $ 9 Abſ. 3 zugelaſſene Beiziehung berathender Sad): 
verjtändiger Rechnung zu tragen, 


Zu 8 8. 

Die in dieſem Paragraphen enthaltenen Vorſchriften ſtimmen im Weſentlichen mit den bezüglichen Be— 
ftimmungen des Handelsfammergejeßes jowie denjenigen der anderen deutſchen Bundesftaaten in welchen Gewerbe: 
fammern beſtehen, überein, Bon der Aufnahme dienjtpolizeilicher Vorjchriften, wie jie der Art. 14 des Gejeges 
vom 11. Dezember 1878 enthält, wurde abgejehen, da nach den gemachten Erfahrungen ein Bedürfniß für 
jolche nicht vorliegt. 


Zu den 8$ 9—11. 


Dieje Vorſchriften, welche jich ebenjalls an die bezüglichen Beitimmungen des Handelsfammergejepes an- 
jchließen, dürften hinreichen, einen geordneten. Geichäftsgang innerhalb der Gewerbefammern zu jichern und 
diejen zugleich den nöthigen Spielraum zur freien Entfaltung ihrer Wirkſamkeit zu gewähren. Da eine bezügliche 
Beichräntung in den Entwurf nicht aufgenommen. ift, jo jteht e8 den Gewerbefammern frei, jowohl unter jich, 
als mit anderen gleiche Ziele verfolgenden Vereinigungen in nähere Verbindung zu trete. 


Zu den 88 12 und 13. 


Im Intereſſe möglichiter Vermmderung des Verwaltungsaufwandes ijt e8 gelegen und im Hinblid auf 
die im Allgemeinen geringeren Unterjchiede in der Leiftungsfähigfeit der Beteiligten wohl auch ohne Verlegung 
der Billigfeit zuläjjig, die zur Beſtreitung der Koſten erforderlichen Mittel auf alle Wahlberechtigten zu gleichen 
Theilen auszujchlagen. j 

Wo dagegen im einzelnen Falle Bedenken bejtcehen oder gegründete Eimvendungen erhoben werden, würde 
eine nad) dem gewerblichen Einfommen bemeijene procentnale Bertheilung einen Aufwand von Arbeit und — 
infolge der an die Steuerbehörden zu leiftenden Vergütung — von Slojten erfordern, welcher außer Verhält— 
niß zu der aufzubringenden Gejammtiumme von Beiträgen jtehen würde. Es erſcheint daher ſachgemäß, in 
Fällen, in welchen von der Erhebung gleich hoher Beträge abgejehen werden joll, wenigitens nur eine Ab- 
ftufung der Beitragspflicht nach Klaſſen zuzulaſſen. 

Die Übrigen Beitimmungen in Abjag 1 und 2 des $ 13 jind bejtimmt, der einmal getroffenen Regelung 
eine gewiſſe Stetigkeit zu fichern und es ijt zur Bejeitigung von Zweifeln nur noch zu bemerten, daß Abj. 2 
auch auf freiwillig beigetretene Wahlberechtigte Anwendung findet, welche nachträglich wieder auf ihr Wahl: 
recht verzichten. 

Da die Erhebung der Beiträge in einem Eleineren Kreiſe erfolgt und bei der in der Hegel geringen Höhe 
derjelben vorausfichtlich mit wenig Schwierigkeiten verbunden jein wird, kann wohl im Intereſſe der Koſten— 
erſparniß von der den Handelskammern zugeftandenen Inanjpruchnahme der Steuerbehörden für den Einzug 
bier abgejehen werden ; dagegen wird es im diejem Falle nicht zu umgehen jein, den Gewerbefammern, die mit 
der Betreibung Öffentlicher Abgaben verbundenen Erleichterungen zuzugeitehen. 


Zu 8 14. 

Wiewohl die Erfahrungen bezüglich der Handels und Gewerbefammern zur Vorficht bei Errichtung der- 
artiger gemeinjamer Vertretungen mahnen, jo joll doch im Geſetze jelbjt eine Gewähr dafür geboten werden, 
daß eine jolche Ordnung nicht ohne das Einverjtändnig der Betheiligten getroffen wird, Auch bei dem Bor: 
handenſein einer jolchen Webereinjtimmung bringt es aber die Natur der Sache mit ſich, daß, vorbehaltlic, des 
Injammentritts in geeigneten Fällen die Angelegenheiten der beiden Intereſſengruppen im getrennten Wbthei- 
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lungen durch deren befondere Vertrauensmänner berathen werden. Aus diejem Grunde ift es auch angängig, 
daß die Wahl der Mitglieder zu den beiden Abtheilungen nach verfchiedenem Wahlverfahren vorgenommen wird, 
und es war deßhalb in diefer Hinficht nur Vorforge zu treffen, daß nicht einzelne Wahlberechtigte ihr Wahl- 
recht doppelt, d. h. in beiden Abtheilungen ausüben, was mit Nüdjicht auf die gleichmäßige Verteilung der 
Beiträge auf alle Betheiligten als unzuläffig bezeichnet werden mühte. 

Im Uebrigen jollen auf dieje gemischten Kammern die Bejtimmungen des Handelsfammergejeges An- 
wendung finden und es jollen demgemäß auch die Koſten auf jämmtliche Wahlberechtigte. gemäh Art. 28° diejes 
Geſetzes umgelegt werden ; es ift dies einfacher, ala eine Umlegung nach verjchiedenem Modus, und eine: Be- 
nachtheiligung des Gewerbeitandes bezüglich der Höhe des Beitrags ift bei den großen Stenerkapitalien der 
Induftrie und des Handelsſtandes in feiner Weije zu befürchten. 


Zu 8 15. 
Durch) die hier angeführten gejeglichen Bejtimmungen it die Entjcheidung von Streitigkeiten 

a. über die Beitragspflicht und das Beitragsverhältniß zu den Kojten der Handelstammern, 

b. über das Wahlrecht und die Wählbarteit bei den Wahlen zu den Handelskammern, 

ec. über die Giltigfeit angefochtener Handelsfammerwahlen und 

d. über den Wenfall der Wirkung einer folchen Wahl wegen des Aufhörens der Wahlbariein den 
Verwaltungsgerichten zugewieſen. Die Zuſtändigkeit dieſer ſoll nun auch. Platz ‚greifen, wo es ſich 
um die Beitragspflicht bezw. um Wahlen zur Gewerbekammer handelt, und außerdem ſoll die 
Entjcheidung des oberjten VerwaltungsgerichtS jeitend der Kammern auch dann angerufen werben 
fönnen, wenn von denjelben durch Verfügung der Staatsauffichtsbehörde die Erfüllung bejonderer 
Leiftungen gefordert wird oder wenn Beſchlüſſe derjelben als geſetzwidrig aufgehoben werden. 


ber rı 
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Begründung 


des Anirags der Abg. Shumann & Gen. auf Abänderung der 
Gemeinde⸗Ordnung von 1890. 


Zwei Dale im Laufe dieſes Jahrhunderts ſtaud unjere Gemeinde-Geſetzgebung vor der wichtigen Aufgabe: 
eine große, bedeutende Anzahl von Gemeinde-Einwohnern, welche zwar: zw. den Laften der Gemeinden zuge 
zogen waren, im llebrigen aber bezüglich dee Mitwirkung bei den Gemeindeangelegenheiten und bezüglich 
der Wahlen und der Wählbarfeit im —— rechtlos geblieben waren, in den Organismus der Bürger: 
gemeinden einzureihen. 

Das erite Mal war dies im Jahre 1831, als das fog. Schußbürgerreht in das DOrtsbürger- 
recht umgewandelt wurde und damit die Gleichitellung von etwa 80,000 minberberechtigten, meiſt auch minder: 
begüterten Ortsartgehörigen mit etwa 120,000 jeither bevorzugter Ortöbürger vollzogen ward. 

Das zweite Mal war es im Jahre 1890, als das stark angewachſene Element der jog. ſtaatsbürgerlichen 
Einwohner, die in Bezug auf ihre Pflichten gegen die Gemeinde den Drtsbürgern nad) umd nad zwar 
gleichgeitellt wurden, in Bezug auf ihre-Berehtigungen aber fait auf dem alten ‚Standpunkte der Nicht- 
berechtigung zurücgeblieben waren, in die bejtehende DOrtsbürgergemeinde mit wejentlicher Gleichitellung ein: 
gefügt worden: ijt. 

Wie hat nun das Jahr 1831 und wie das Jahr 1890 dieje in gewiſſem Sinne ſociale Aufgabe durch 
die Geſetzgebung gelöft? 

Ein kurzer geſchichtlicher Ueberblick über die Gemeindegejeßgebung von 1831 bis 1890 wird dieſe Frage 
beantworten. 

Die Grundlage auch der ‚jegigen Gemeindeordnung bildet im Weſentlichen noch die Gemeinde Ordnung 
vom Jahre 1831. Dieſes Geſetz beſtimmt bezüglich des Wahlmodus zu den Gemeindeämtern, der Gemeinde— 
vertretung und der Amtsdauer des Ortsvorſteheramtes: 

a) Die Bertretung der Gemeindebürger liegt in der Gemeindeverjammlung; Ausſchüſſe ſind 
bei Gemeinden von mehr ald 3000 Seelen nur fafultativ und derart zujammengefegt, daß je 
1/, der Bürgerjchaft eine eigene Klaſſe bildet ; 

b) die Gemeindewahlen, Bürgermeiiter und Gemeinderäthe, werden unmittelbar durch die wahl- 
berechtigten Bürger gewählt; und 

c) die Amtsdauer des Bürgermeiſters beträgt 6 Jahre. 

Diefe in gewiſſem Grabe bemofratiichen Beitimmungen der damaligen‘ Gemeinde-Ordnung wurden aber 
recht bald: Gegenſtand heftiger Angriffe von verjchiedenen Seiten, welche eine Rüdbildung des Geſetzes vom 
Jahre 1831 verlangten. 


Solche Bejtrebungen hatten auch nach und nad) den gewünjchten Erfolg. 
53 * 
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Schon am 3. Auguft 1837 wurde ein Geſetz erlaffen, durch welches bei größeren Gemeinden, von 3000 
Einwohnern an, die Ausſchüſſe obligatorijch wurden und die Wahlen der Bürgermeiiter und Gemeinde: 
räthe in diefe Ausſchüſſe verlegt worden jind. Dieje Ausjchüffe beitanden aus 3 Klaſſen, nämlich der 
I. Klaſſe der Höchitbefteuerten, die !/,, der IT. Klaſſe der Mittelbeitenerten, welche die nächitfolgenden 2/,, und 
der III. Klaſſe der Niederjtbejteuerten, welche die übrigen 3/, der Bürgerichaft umfaßt haben. 

Das Reactionsjahr 1852 brachte am 25. April eine Reihe weiterer Abänderungen der Gemeinde-Ordnung 
von 1831 in der gleichen Richtung : 

x) die Ausichüffe in Gemeinden fchon von 80 Bürgern wurden obligatorijch; 

8) die Wahlen wurden auch bei diejen Kleinen Gemeinden in den Ausſchuß verlegt ; 

7) in dem Ausſchuſſe fam eine jchärjere Intereffenvertretung zur Geltung, indem man das Steuer: 
fapital in 3 Klaſſen eintheilte und die Bejiger des eriten Drittels in Die ‘I. Klaſſe,“ die Beſitzer 
des zweiten Drittel3 in die .II. Klaſſe und alle andern in die III. Klaſſe verwies; 

2) die Amtsdauer der Bürgermeilter wurde von 6 auf 9 Jahre erhöht umd das fajt unbejchränfte 
Beltätigungsrecht der Regierung eingeführt. 

Dieje mehr oder minder reactionären Aenderungen aber hat die freiheitliche Strömung der 60 Jahre 
nach mehreren mißglüdten Anläufen jchließlih in dem Gemeinde-Gejche vom Jahre 1870 wieder be- 
jeitigt und im Wejentlihen die Grundjäge der G.-D. von 1831 wiederhergeitellt. Die — 
Beſtimmungen des Geſetzes von 1870 ſind: 

a) die unmittelbare, geheime Wahl der Bürgermeiſter und der Gemeinderäthe; 

ß) die jechsjährige Amtsdauer des Bürgermeiiters ; 

y) die Einführung des großen Ausjchuffes erſt bei einer Bürgerzahl von 100 an; 

8) die Berbefferung der Stlafjeneintheilung in dem Ausjhuffe zu Gunften der Niederjtbeiteuerten, 
indem die Klaſſe der Höchjtbeiteuerten */,, die Klaſſe der Mittelbeitenerten ?/, und die: Kaffe der 
Niederitbejteuerten %/, der Bürgerichaft umfahte und nur die Einveihung der Bürger in die drei 
Klaffen nach Maßgabe des Steuerfapitals zu geichehen hatte; 

&) die Abjichaffung des Bejtätigungsrechts der Bürgermeiiterwahl. 

Das Gejeg vom Jahre 1890 hat nun ſeinerſeits das Gem.Geſ. von 1870 wieder aufgehoben 
und jtatt deifen folgende Beitimmungen getroffen: 

1. „an Stelle des unmittelbaren Wahlrechts wird das mittelbare des Nena jowohl bei 
der Bürgermeifter- als Gemeinderathswahl wieder eingeführt ($ 11); 

2. an Stelle der Gjährigen Amtsdauer für den Bürgermeifter tritt wieder die Hährige ($ 17 Saß 1); 

3. die Interejjenvertretung im Ausjchuffe wird zu Guniten der Höchſtbeſteuerten gegemüber den 
Niederitbeiteuerten verjtärkt und je nach der Zahl der Gemeindeeinwohner von 500—1000, bezw. 
1000—4000 und darüber in die Klafje der Höchſtbeſteuerten */, bezw. /,,, in bie Kläſſe Der 
Mittelbejtenerten 2/, bezw. %/,,, und in die Klaſſe der Nieberftbeiteuerten ©; bezw. %/,, der Wahl: 
berechtigten geſtellt (jtatt !/,, %, und 8/, wie vorher) j. $ 35 des Geſetzes.“ 

Diejer geichichtliche Gang der Gemeinde-Bejeggebung führt aber zu folgenden Ergebniſſen: 

Die G.O. von 1831 löst die ihr gejtellte, oben angeführte Aufgabe, indem fie das unmittelbare 
Wahlrecht zu den Gemeindeämtern ohne Ausſchuß und ohne Klafjeneintheilung und die 6jährige Amtsdauer 
für das VBürgermeifteramt einführt, und es nicht mur den vorhandenen Ortsbürgerm jondern auch 
den unter fie neu eingereihten ehemalig minder beredtigten Shugbürgern verleiht. 

Nun Hat aber die G.-D. von 1831 und die Art, wie fie die ihr geftellte Aufgabe gelöft hat, den 
vollen Beifall der Liberalen von 1869/70 gefunden. Denn der Abg. Schupp, ein Mitglied der national: 
liberalen Bartei, jagt darüber in jeinem Com.-Ber. an die Zweite Kammer die treffenden Worte: 

„Die Männer, die dieje G.-D. gejchaffen, dürften nicht ohne Stolz auf dies ihr 

Wert bliden. Das badiſche Gejeg über die Verfafjung und Verwaltung der Ge- 
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meinden fand damals den Beifall nicht blos des Inlandes, NARBEN — * frei⸗ 
ſinnigen Männer des übrigen Deutſchlands.“ en fin He) 

Dagegen löjt das neue Gejeg vom Jahre 1890 die ihm gejtellte, oben ebenjalls' poigifite — 
indem es den neu in den Gemeindeorganismus eingeführten ſtaatsbürgerlichen Einwohnern, 
das unmittelbare Wahlrecht nicht gibt, ſondern das mittelbare, und indem es zugleich den Ortsbürgern 
das bis dahin beſeſſene unmittelbare Wahlrecht jogar Hinwegnimmt und'mit dem indirecten vertaufcht; über: 
dies die Amtsdauer der Bürgermeijter von 6 auf 9 Jahre erhöht, und aud) die Klaſſeneintheilung erheblich 
verihärft, zum Vortheile der Höchſtbeſteuerten, zum Nachtheile aber der Niederbefteurrten. 

Es braucht nur darauf hingewieſen zu werden, dab, wie oben- jchon angeführt, in dem Geſetz vom Jahre 
1837 und namentlich im Gejeß vom Jahre 1852, in Abänderung der G.:D. von 1831, faft ganz die gleichen 
Beitinmungen ſchon einmal getvoffen waren, und daß die Gejeggebung von 1869/70 dieje Abänderungen der 
G.O. von 1831 wieder bejeitigt und die legtere im Wefentlihen wiederhergeitellt hat —, um 
die Behauptung zu begründen, daß das Geſetz von 1890 bei den Liberalen von 1869/70 die gleiche Anerfen- 
nang wie die G.-D. von 1831 wohl nicht gefunden hätte, wie dies weiter unten noch näher bargethan werben ſoll. 

Bon großem Intereffe ericheim 08 auch, die Gründe gm hören, aus denen die Geſetzgebung von ben 
Jahren 1837 und 1852 und weiter vom Jahre 1890 ihre gejeggebertichen Aete redjtfertigt. 

Die Begründungen des Regierungs-Entwurfs‘ und der ee zu den beiden erſtgenannten 
Geſetzen von 1837 und 1852 bejagen: her rend 

1. Mit Bezug auf die Nothwenbdigfeit von Kusjgäfie und ie Sifhrung der mittelbaren 
Bahl: | h pl 
Den Mipitänden' der allgemeinen — Wahl könne nur ka die mittelbare Wahl ab- 
— werden, damit den bei der Gemeindeverwaltung mehr betheiligten Bürger- 
Hafjen dergebührende Einfluß zukomme, diegering Beſteuertennicht numeriſch 
das Uebergewicht erlangen, vielmehr die Höherbeſteuerten, welche in ihrer Klaſſe 
weriger Mitglieder haben, einen größeren Einfluß aud bei den Wahlen bejigen. 
Auch könnten ruhige, ſachliche Erwägungeii in großen Verſammlungen nicht 
jtattfinden, der Ausſchuß jei überdies NS IDERENE und. zur — der geeigneten 
Perſonen befähigter.“ 
2. In Bezug auf die Verlängerung der Amtsdauer für den Bürgetmeifter: ug ZU ER Eee 
Wer den anögebehnten Gejchäftsbereich, den. wichtigen Wirfungstreis. diejes Beamten auch 
nur etwas näher betrachtet und fich die durch die gefteigerten Bedärfnifjerund Ans 
forderungen der Zeit, die verwidelten Verhältnifſe ver Berwaltung und bes 
dffentlihen Lebens gegenwärtig hält, dem wird es Klar ſein, daß zu dieſer umfaffenden 
und schwierigen Aufgabe — es jei denn glüdliche Begabung und anderweit jchon erlangte Ge— 
ichäftstüchtigkeit vorhanden, — ſich nur im ig! — Zeit ee Befähigung 
verſchaffen läßt.“ h 
„Ebenſo ift aber auch: die kurze Amtsbauer von Können Einfluß anf die Thatkraft 
diejes Gemeindebeamten, jie "hemmt und lähmt ihn; die Erfahrung: hat! gezeigt ,; daß jehr viele 
derjelben in Betracht der kurzen Zeit ihres Wirkens eine gewijie Abhängigkeit und Nad- 
giebigkeit beobachten, jei es, daß jie wieder gewählt und Niemand zu Gegner haben wollen, 
jei es, da fie im Falle der Uebergehung bei der nächiten Wahl mm jo —— in die 
Gemeinde zurücktreten können.“ 

Man ſollte num glauben, daß wenn man 60 Jahre nad; der Einführung 5 ——— 
Wahl, nachdem das badiſche Volk: durch zwei Menſchenalter hindurch an ſeiner allgemeinen: Weiterbildung ge: 
arbeitet hat, umd auch feine politijche Schulung und Reife um jehr viel größer geworben 'war, zu wieder: 
halter Abſchaffung dieſes Wahlmodus ſchreitet, man viel zwingendere Gründe worbringen müffe 
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als diejenigen / waren, welche im Jahre 1852 4.38. der Nachwehen ber Revolutionsjahre zu gleicher Maß- 
regel genügend erjchienen. 

Eine Vergleichung der Begründung des Gejekes von 1890 mit den vorangeführten Motiven zu den 
hejeigen:: vom: 3837 md 1852 (ergibt ‚aber micht allein, daß ganz die gleichen Argumente zu den erfteren und 
zu letzteren geſetzlichen Maßnahmen vorgebracht werden, jondern daß fie auch theilmeije — es mag nur auf die 
Motivirung der ährigen Amtsdauer für die Bürgermeijter hingewiejen werden — in wejentlich gleicher Urt 
geltend : gemacht ſind. 

Es — nämlich die Motive zu dem Geſetz vom Jahre 1890 und die Kommiſſionsberichte im Weſentlichen: 
Bezüglich der Klaſſeneintheilung für die Ausſchüſſe und der Nothwendigleit in dieſe die Wahlen 
zu. legen: 

„Die vergrößerte Zahl der Wähler erſchwere und gefährde die ruhigen und ſach— 
lichen Erwägungen bei der Wahl.” 

‚Dozu-tomme, dab gerade die Niederbeiteuerten das Uebergemwicht erhalten. Diefe 

on Gefahr müſſe beijeitigt werden durch Uebertragung aud) des Wahlrehts auf den Ausſchuß 

vr, au Errichtung dev Klaſſenordnung, worin den Bejigenden ber ihnen gebüh- 
rende Borramg eingeräumt. je.“ 

„Die Ausſchüſſe jeten zu Vornahme der Wahlen auch ein viel geeigneteres und poli— 
tiſch geſchulteres Kollegium; und endlich würden die Auswüchſe der direkten Wahlen, 
als Parteiverhetzung, heftige Agitationen ‚oft mit unlauteren Mitteln; dev graffivende Unfug des 
Treibier-Spendens, — welcher nad) dem orgineller Weije angerufenen Zeugniffe eines ver- 

In ſtorbenen hervorragenden Beamten, ein gejeßgeberiiches Einjchreiten dringend gebiete, — 

1 damit endgültig befeitigt werben.“ 
2 Bezüglich der ‚Verlängerung der Amtsdauer des Bürgermeifters: 

the 4 Aus ı gleichem Grunde: müfje andy die Amtsdauer der Bürgermeijter auf 9 Jahre erhöht 

ARTE werben, ein Beitraum, welcher auch den höheren Anforderungen an das Amt 

entjprece. Der Bürgermeifter ſei bei längerer Amtsdauer: auch jelbftändiger und um: 

— a bhängiger und mwenm er wicht tauglich ſei, ſeien die Beſtimmungen der S8 27 und 25 G. O. 

genügend, ihn zu beſeitigen.“ 
Sind nun aber dieſe Grümde für die geſetzgeberiſchen Maßnahmen vom Jahre 1890 gerechtfertigt? 
Auf dirſe Frage mag zunächſt ‚ein Abgeordneter derjenigen Parthei, welcher das Zuſtandekommen des 
Geſehees von 1890 zu verdanken iſt, Die Antwort geben. 
Der nationalliberale Abg. Schupp jagt in ſeinem Kommiſſionsbericht an die II. Kammer 1869/70: 
sr zum mittelbaren Wahlverjahren: 

en eh Das Geſetz vom Jahre 1831 kannte dasſelhe nicht; das Geſetz von 1837 führte es ein 

en: "für Gemeinden ‚über 3000: Einwohner; das Gejek von 1851 für alle Gemeinden mit 80 

Bürgen. Gerade dieje Beftimmung der G.O. hat aber ſtets die meiſte Unzu— 
‚jriedenheit erregt. : Wohl jah man die Zweckmäßigleit ein, einen Ausſchuß als Vertreter 
100 ber &emeinde für Bornahme von Berwaltungshandlungen zu beitellen, nicht aber 
die Nothimendigkeit, die Wahlen’ zum Bürgermeiiteramt und zu den Gemeinderäthen vornehmen 
—zu laſſen umd jo die Antheilnahme der Dünger ; 0 an der Gemeindeverwaltung lediglich auf die 
Wahl zum Ausſchuß zu beichränten.“- 

An einer anderen Stelle führt er aus: 
ine Man: Schränke das Necht aller, Bürger, an der Verwaltung der ——— 
Zun⸗ Theil zu nehmen, in zu enge-Grenzen ein. Dadurch, daß man die. großen Ausſchüſſe für 
satle Gemeinden von 80 und mehr Bürger gebot und ihnen nicht blos die Vertretung 
der Gemeindeverſanmlung bei Beſchlußfaffungen, ſondern auch das Wahlrecht übertrug, er— 


tötete man das Interejje des Bürgers, Der den Gemeindetollegien nicht an 
gehörte, jich bei den Angelegenheiten der Gememde zu betheiligen. Durch die Verlängerung 
der Amtsperiode wurde das dem Urwähler verbliebene Recht: noch bedentungslofer, Gerade die 
mittelbare (mdirefte) Wahl’ der Gemeindebeamten hat ftets' die’ meiite Unzu— 
friedenheit erregt. - Die Kommiſſion anerkennt mit Dank; daß die Großhetzogliche Regierung 
für die Gemeindewahlen das divefte Wahltecht wieder hergeftellt hat. - Alle die Gründe, welche 
für die Wahlen im die Nepräjentativfürper des Staates. die mittelbare Wahl empfehlen, (?) 
ichlagen im der Gemeinde nicht am. Durch die ‚mittelbaven Wahlen im: Staate jucht man 
dahin zu wirken, daß jtets ein des Mandates würdiger Mann erwählt werde; da aber Die 
Männer, welche der Megel nad; als Kandidaten auftreten, den reifen der Urwähler nicht an- 
gehören, ſo it es diefen nicht möglich, ſich perſönlich über deren Eigenfchaften zu verläjfigen. 
Es iſt damit der erfahrungsgemäh in ihren Mittelm nicht jehr wähleriſchen Barteiagitation Thür 
und Thor geöffnet, und dieſe um jo gefährlicher, als die Intereſſen des Staates einer jehr 
großen Zahl von Urwählern viel ferner Tiegen, als die der Geriende. Dieje Gefahren 
find aber im der Gemeinde ebewdeshalb'nicht vorhanden, weil der Mann, der 
gewählt werden joll, den Kreiſen der Wähler angehört und weil'dieje wijjen, 
um was e8 ſich Hamdelt und ein unmittelbares Interejje am Musgang der 
Wahl Haben. Eine mittelbare Wahl wäre defhalb nur damit zu vechtjertigen, daß man 
jagt, die Gemeindevertretung. iſt berufen, -Die Gemeindebeamten anzuftellen. Allein dem wider: 
ipricht die gejchichtliche Entwicklung der deutſchen Gemeindeverfaffungen. Der Bürgermeijter' mıd 
die Gemeinderäthe find feitte Beamten im eigentlichen Sinne des Wortes, ſie! ſind durch das 
Vertrauen ihrer Mitbürger zur Leitung der —— bevajen ER 
. Zur Hähriger Amtsdauer des Vürgermeifters: 

„Die Kommiffion entjchied fich für 6 jährige Amtsdauer. Der durchſchlagende Grund war 
für ſie der, dab nach dem Syſtem der Gemeindeordriung der Bürgermeiſter nicht angeftellter 
Beamter, jondern gewählter Ortsvorjtand ift, und daß ihm in Diefer Eigenſchaft mehr als 
alles Andere das Vertrauen jeiner Mitbürger Noth thut. Der Prüfftein 
diefes ift die Wahl, die deßhalb nicht in zu langen EL AEN vor: 
genommen werden Darf.“ 

ce, zm SIntereffenvertretung in den 3 Klaſſen: J 

„Es ſei im Allgemeinen nicht rathſam, dem Reichthum, der durch ſich ſelbſt ſchon Macht 
und Einfluß ſchafft, noch beſondere geſetzliche Vorrechte einzuräumen. Die Beiſpiele, die uns 
die Geſchichte in dieſer Beziehung aufweiſt, ſeien auch im der That eher abmahnend als er— 
munternd zu einem ſolchen Vorgehen . . : Sicherlich thue Derjenige unrecht und 
unklug zugleich, welcher das Zuſammenleben in einer ®&emeindbertediglich oder 
and nur vorzugsweiſe vom vermögensrechtlichen Standpunkt aunffajje, Auch 
bie Zwecke einer Gemeinde jeien wie jene des Staates vielfach höhere und auch dieſe "höheren 
Zwecke erheifchten bei ber geſetzlichen Regelung der: Gemeindeverhältnifſe eime mindeſtens gleich. 
mäjige Berüädjihtigwng.: Eine Reihe von Rechten umd Pflichten bezögen ſich auf alle 
Bürger: gleichmäßig. Wichtig jei allerdings, daß der Meiche zu den Gemeindebebärfniffen unter 
Umjtänden mehr beiftenern müfje als der Vermere; aber'cbenjo richtig, daß dieſe Bei- 
ftenern, weil nady dem Maßſtab des Bermögens bemeifen; den Armen wie ben 
Reihen verhältnigmäßig gleich trefjen. Es werde ‚zwar eingewenbet, der Arme lebe 
mehr vom der. Hand in den Mund, er werde. immer eher geneigt ſein, die. Dinge in der Ge- 
meinde wohl oder übel gehen zu lafjen;). wie fie ebem gehen, wenn mm. nicht gezahlt werben 
möüfje: Dieſer Eimvand jei, wie die Exjahrung lehre, nicht oder doch num theilmweije 
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begründet. Esſeien nicht immer die Reichen, die in den Gemeinden an Opfe- 

willigfeit und Gemeiniinu mit Rath und That ihren Mitbürgern voranleucdhten. 

Sehr häufig zeige jich gerade in diejer Hlajje ein Egoismus, eine Theilnahm- 
loſigkeit an öffentlichen Dingen, die nichts weniger als eine geſetzliche Be 

borzugung verdienen. Daß auch die Befähigung nicht immer gleichen Schritt mit den 

Gütern der Erde halte, jei eine Thatjache, die feines Beweiſes bedürſfe. Ganz bejonders 
aber werde betont, Daß jich die Theilung der Bürgerjichaft in drei Klaſſen im 

Volke ſelbſt niemals cines Beijalls zu erfreuen gehabt habe. Auch jet wieder habe 

ſich in der gejammten badijchen Preſſe nicht eine Stimme für die Beibehaltung derjelben aus- 

geiprochen, während, eine größere Zahl, von Petitionen gegen diejelbe eingekommen jeien; ja die 
8 Burgermeiſter der 6 größten Städte des Landes. hätten faſt einſtimmig (15 gegen 2) die Be: 

: 1.1. jeitigung. der Klaſſenwahl beantragt.“ 

In gleichem Sinne hatte. jich bereits, dev Abgeordnete Edhardt im Jahre 1865 in einem Kommiſſions 
berichte, an. die; zweite Sammer über diejelbe Frage ausgelaffen. Derjelbe führt aus: 

„Der Unterichied zwifchen Reich und Arm teitt ſchon im Leben ſelbſt überall jo mächtig 

— und der Reichthum beſitzt ſo viele natürliche Mittel, ſeinen Einfluß geltend zu machen, 

daß die Geſetzgebung F daran thäte, den Gegenſatz nicht noch mehr zu ver— 
iu ſchärfen.“ 

Indem Eckhardt weiter — erinnert, welch —*— den focinien Frieden untergrabenden Zujtände 
gezeitigt worden, jeien, jeitdem die reaftionäre Klaſſengeſetzgebung die  direfte Wahl der Gemeindevorjtände be- 
jeitigt und den Bürgerausſchuß zum Wahltörper beitellt habe — führt er fort: 

„Die Erfahrung während 30 Jahren hat über dieje legtere Frage ihr 

Urtheil gründlich gejprocden. Die durch die Geſetzgebung vom Jahre 1831 mit gutem 
Grunde aus den Gemeinden Hinausgeiviejene ariftofratiiche Familienherrſchaft it unter dem Schutze 

jener Bejtimmung zum. Theil. noch ſtärker und wibertwärtiger als früher zurückgekehrt. Die Ge 
weindeangelegenheiten, ‚in kleinen Gemeinden einfach und, Jedem, verjtändlich, fielen ausſchließlich 
der Bejorgung , weniger, ſehr hänfig durch Interefjen aller Art mit einander verbundenen Familien 
anheim; die übrigen Gemeindebürger hatten das Zuſehen und ihre einzige 

Thätigfeit in der Gemeinde bejtand in der Ausübung des in jeinem Werthe 

höchſt zweifelhaften Wahlrehtes zum großen Ausſchuß, Diefe Zuftände jtei- 
ia ‚gerten ji, in manchen Gemeinden zur Unerträglichkeit.“ 

"Dice Beurtheilung der Gejeke von 1837 und 1852 durch die Abg. Schupp und Edhardt trifft aber 
in, vollem Umjange auch auf das Gejeg von 1890 deßhalb-zu, weil es im Wejentlichen nur 
die Wiederholung der gejeggeberijchen Maßregeln,von 1837 und 1851 darjtelit. 

Der: vorjtehenden Kritik an dem mittelbaren Wahlrechte, an der Verichärfung der Klaſſengegenſätze ꝛc., durch 
die, liberale Barthei ſelbſt ‚geübt, — aber vom Standpunkte der A Renee noch folgende Erwägungen 
—— werben. 

hıria kr Den — —— iſt — das Geſ. von 1890 ohne Anlad genommen, was fie nicht 

hergeben wollten ;, umd den Staatbürgerlichen iſt wicht gegeben, was jie verlangten. 
Mirgendswo in weiteren: Streijen‘ der’ Bevölferung. oder. in ber heimiſchen Preſſe wurde ein Ver- 
so langen dev Drtsbürger nach Nbichaffung ihrer unmittelbaren Wahlen laut; ebenſowenig aber 

1.900 „haben die jtantöbürgerlichen Einwohner ihre ;Fordermigen auf Erxtheilung des Wahlrecht3 an 

die Einführung. mittelbarer Wahlen durch Ausichüffe geknüpft ‚gehabt. Thatjächlich bejtehen 

durch die Verlegung dev Wahlen in den Ausſchuß bei der größten Anzahl der Gemeindebürger 
und  Stantsbürgerlichen: deren Rechte nur im Wählen des: Ausſchuſſes, auf 

deſſen fünjtige, Haltung und Entihließungen berden Wahlen der Gemeindever— 
tretung jie ohne jeden Einfluß jind. 
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2. Es iſt aber auch unwahr, dab durd die Einreihung der jtaatsbürgerlichen Einwohner in den 
Gemeindeverband die Unbemittelten ein bedeutendes Uebergewicht in Gemeindeangelegenheiten erhielten, 

Ein Theil der Staatsbürgerlichen iſt bemittelt oder gravitirt aus jonjtigen Gründen zu den 
fonjervativen Elementen in der Gemeinde. Aber auch die übrigen fünnen nicht als bejitloje zweiſel— 
bafte Elemente behandelt werden, denn die Wahljähigfeit hängt gemäh $ 9a des ab: 
a. don zweijährigem Aufenthalt, 

b. von einem Alter von mindeitend 26 Jahren, 
e. von einem 2 Jahre bereits gegründeten eigenen Hausjtand, oder eigenem Gewerbe, oder von 
der Zahlung einer Staatsjteuer von jährlich 20 Mark, 
d. von der Zahlung der jchuldigen Abgaben an die Gemeinde jeit 2 Jahren, 
vom Bejige.der bürgerlichen Ehrenrechte) 
f, von Befreitſein von öffentlicher Unterjtügung jeit 2 Jahren. 

Dieje geieglichen Vorausſetzungen der Aufnahme des Staatsbürgerlichen in den Gemeinde: 
verband jchüsen genügend vor einer angeblichen Gefährdung der jtetigen und ruhigen Entwicklung 
der Gemeinde. Glaubte man aber nod) jtärfere Garantien gegen das Uebergewicht der fluctuirenden 
jtaatsbürgerlichen Gemeindeangehörigen bejigen zu müjjen, jo hatte man am allerwenigjten ein 
Necht, jie in der Schmälerung der wichtigjten politiichen Rechte dev Gemeindebürger zu 
juchen! Wichtige Entjcheidungen in Gemeindeangelegenheiten jind ohnedies an die Zuſtimmung des 
Ausichuffes gefmüpft, welcher durch jeine Zujammenjegung, aud) nad) dem Gejeße von 1870 ein 
Gegengewicht gegen übereilte Bejchlüffe des Gemeinderaths bilden würde, 

3. Die Ruhe bei der Wahl ift nicht die Hauptiache, jondern die Garantie, dab der Mann des 
‚ Vertrauens, aller, oder möglichſt vieler Gemeindebürger bezw, Gemeindeangehöriger 
gewählt werde. 
Das gilt in erjter Reihe von dem Wüngermeifter, welcher namentlich jeiner richterlichen Funktionen 
wegen, vornehmlich eine Bertrauensperjon der kleinen Leute jein joll. 
4. Wenn es jich ernſtlich darum gehandelt hätte, Ausichreitungen bei Wahlen zu verhindern, jo waren 
die gejelichen Maßregeln gegen den behaupteten Mißbrauch, nicht aber gegen den Wahlmodus 
zu richten. Der Beweis aber, daß der angeblihe Wahlunfug wicht anders als durch Bejeiti- 
gung des unmittelbaren Wahlrechts verhindert werden fünnte, it nicht einmal verjucht worden. 
Durch Aenderung der Wahlart wird auch die Wahlbeeinflufjung gar nicht bejeitigt, jondern 
ebenjalld nur in ihrer Art und ihren Mitteln verändert und auf einen Eleineren Streis 
concentrirt. 
Die Annahme, die Mitglieder des Ausſchuſſes jeien gebildeter und zur Bornahme der Wahlen 
gejhulter, als die anderen Bürger, it, da in der Beurtheilung der zur Führung öffentlicher 
Gemeindeämter nöthigen Eigenjchaften der politiiche Injtinft der Maſſen, insbejondere innerhalb 
eines Gemeindeweſens, meiſt ficherer geht, als das Urtheil jog. bejjerer Kreije, eine in hohem 
Grade anfechtbare; jie enthält. überdies. eine indirekte Beleidigung einer großen Anzahl ebenſo 
tüchtiger und ebenjo gejchulter Gemeindeangehörigen, die nur zufällig wicht im Ausſchuſſe ſitzen. 
6. Zu 8 9b des Gejeges ijt im Speziellen zu bemerfen : 
Der Regierungsentwurf lautet in jeiner Begründung : 

- Wenn abweichend von den bisher maßgebenden Bejtimmungen der Gemeinde-Ordnung ein 
Ruhenlaſſen des Wahlrechts auch bei den Ortsbürgern eintreten joll, welche zur Zahlung einer 
ordentlichen direften Staatsjteuer und damit auch zur Entrichtung, von Gemeinde-Umlagen nicht 
verpflichtet jind, jo war dafür die Erwägung maßgebend, daß von den Bürgern, welche Einfluß 
auf die Gemeindeverwaltung (ald weientliche Interejienverwaltung) ausüben wollen, für die Aus- 
übung des Wahlrechts im Wejentlichen das zu verlangen jei, was in der Stäbteordnung 

Verhandlungen der zweiten Kammer 1891/92. 4. Beilagebeft. b4 


* 
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geradezu zum Ermwerbe und zur Erhaltung des Bürgerrechts überhanpt vorausgeſetzt iſt, 
und daß, wie nad) dem Bürgerrechtgejeb der Befitz emes den Unterhalt der Familie jichernden 
Vermögens oder Nahrungszmeigs den Antritt bes Bürgerrechts bedingt, auch die Ausübung 
des Wahlrehts an den Beſitz mindeitens eines fteuerbaren Einkommens oder Vermögens 
gefnitpft wird.“ 

Dem gegenüber iſt aber zu bemerken, daß es ein jwriftiich keineswegs mmanfechtbarer Satz ift, wenn 
angenommen wird, daß die VBorausjegungen — Er werb eines Rechts auch fortgeſetzt bei deſſen AUsübung 
vorhanden ſein müßte. 

Sodann aber enthält die fragliche veinang eine Haͤrte gegenüber recht tüchtigen Gliedern der Gemeinde, 
indem anerkanntermaßen die Angehörigen, namentlich ländlicher Gemeinden, ihr Vermögen in ihren Jahren 
an die Kinder abgeben, dagegen, obſchon fie feine Steuer‘ ?c. entrichten, doc eine Summe von dem Gemein: 
weſen jehr nüglichen Erfahrungen befigen, die durch fragliche Beftimmung nutzlos gemacht werden jollen. 

Sind aber hiernach, nad) der Ueberzeugung der Antragiteller die Abänderung des Geſetzes vom Jahre 
1870, wie fie das neue Geſetz vom Jahre 1890 emführt, nicht begründet, enthält dieſes Geſetz vielmehr eine 
nicht zu rechtfertigende Schmälerung längft eingelebter Rechte der Gemeindebürger und eine zu große Beſchränkung 
politifcher Rechte überhaupt: jo erübrigt nichts, als die Wiederheritellung bes Zuftandes vor Einführung des 
neuen Gejeges und eine Wiedereinführung ber vorher in Geltung gewejenen gefeglichen — — von 1870 
ſowie das im Einzelnen im Antrag vom 17. November d. J. verlangt iſt 

Dieſem Antrag kann auch der Einwand nicht entgegengehalten werden, das neue veer beſtehe kaum ſeit 
einem Jahre und ſeine Wirkungen ſeien noch nicht zu überſehen. 

Denn einerſeits beſteht fein Recht, Zuſtände, wenn fie als ſchädigende und unhaltbare einmal erkannt 
find, vor ihrer Beſeitigung eine Zeit lang fortbeſtehen zu lafjen; vielmehr befteht eine Pflicht, fie 
möglichjt vajch und ehe fie ihre jchädlichen Wirkungen jortjegen können, wieder zu bejeitigen. Anderſeits 
aber find die Wirkungen der im Geſetz don 1890 beliebten Einjchränfungen durch die Gejege von 1837 
und 1852, die bis zum Jahre 1870 im Geltung blieben, Thon zur Genüge befannt geworden, und 
das Jahr 1870 machte ihmen bereits in der Erfenntnig, daß jie „unerträglich“ geworden jeien, ihr 
wohlverbientes Ende! 

Zum Schluffe mag noch folgendes gejagt werben: 

Der in der Motivirung des Geſetzes von 1890 nicht gejagte gleichwohl aber bemerfbare Grund, warum 
die Aufnahme ftaatsbürgerlicher Einwohner in den Gemeindeverband zugleich zur Aufhebung des direkten, 
unmittelbaren Wahlrechtes und zu den fraglichen Menderungen überhaupt im Bejege von 1890 benütt worden 
ift, war die Furcht vor den bejiglofen Maffen umd vor dem jog. rothen Geſpenſt. Allein politiiche und 
ioziale Bewegungen hemmt man nicht durch rüchſchrittliche Gejege und Begünftigung der herrfchenden Klaſſe, 
ſondern durch bejonnene Erweiterung dev Rechte nach unten und durch dem Fortichritt, der den gefahrdrohenden 
Bewegungen den berechtigten jittlichen Grund bimvegnimmt. Man muß, wie der Abg. Kiefer in 
feiner Rede über das direkte Wahlrecht im Jahre 1870 es that, jagen: 

„an dem gefunden Sinne und an dem richtigen Inſtinkte der Maſſe darf die liberale vr niemals 
verziveifeln!* 

Hält man daran feit, dann wird man auch micht aus Furcht vor dem unteren und unterften Schichten 
der Bevölkerung zu ängjtlichen Schritten greifen, vielmehr das Zeugniß politicher Unreife, welches das Geſetz 
vom Jahre 1890 den Gemeindebürgern und Angehörigen ausjtellt, zerreißen, und dem Volke zutrauen, daß es 
im Jahre 1891 gereift genug it, um ohne Bevormundung bie Männer jeines Vertrauens in die Gemeinde: 


vertretung jelbft und unmittelbar zu wählen, 
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Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog. von, Zähringen. 


Wir beatftragen' hiermit den Präfiderten Unſeres Misifteriumg dep Juſtiz, des Kultus und Unter 
richts, Unſeren getreuen Ständen, und zwar zunächit der zweiten Sammer, den anliegenden Entwurf eines 
Geſetzes, die Beitenerung für allgemeine firchliche Bedürfnifje betreffend, zur Berathung und Zuftimmung bor- 
zulegen. 

Zu Regierungstommifjären für dieſen Geſetzes- Entwurf ernennen Wir den Geheimen Oberregierungsrath 
Dr. Arnsperger und den Minijterialrath Dr. bon Jagemann. 


Gegeben zu Berlin, den 27. Januar 1892. 


Frieodrich. 


Nokt. 


1 


Auf Seiner Königlichen Hoheit Höchiten Befehl: 
Dr. Waltz. 
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Enkwurf eines Geſehes, 
die Beſteuerung für allgemeine kirchliche Bedürfniſſe betreffend. 


Ueberſicht. 


J. Vorausſehungen der Beſteuerung für allgemeine kirchliche Bedürfniſſe. 


1. 


— * Zu 


Hauptgrundſatz. (Steuer als Befugniß der Landeslirchen und ſonſtiger öffentlicher Religionsgemein— 
ſchaften bezüglich ihrer Genoſſen; Wirkſamkeit des Geſetzes für die einzelne Korporation auf Antrag). 


Allgemeine kirchliche Bedürfniſſe. 

. Subfidiarität der Beſteuerung. 

. Ausichlup des Milttärfirchenverbandes. 
5. 


Kircjenobrigfeitlicher Antrag und jtaatlic, genehmigter Beſchluß einer Vertretung der — 


II. Vertretung der ſtirchengenoſſen zur Bewilligung von Steuern und Belaſtungen für allgemeine kirch⸗ 
lihe Bebürfnifie. 


6. 
7. 
8. 


Verhältniß weltlicher und geiſtlicher Vertreter. 
Einberufung und Tagung der Vertretung. 
Theilnahme von Kirchen- und Staatsbehörden an der Verhandlung. 


9. Wahlprüfung und Gejchäftsordnung. 


10. 


Erforderniffe giltiger Beſchlüſſe. 


11. Stewerpflicht und Stemerfuß zur Deckung allgemeiner kirchlicher Aufwendungen. 


11. 


12. 
13. 
14. 
15. 
16. 
17. 


Umlegung der Gejammtjteuer auf die Gemeindejteuerfapitalien und :anjchläge der Ortsfirchen- 
gemeimden. 

Befugniß des Beizugs der außerhalb des Ortsfirchenverbandes jtehenden Kirchengenoſſen. 

Weitere Umlegung der Ortsbetreffniffe auf die Ortskirchengenojjen. 

Befugniß der Uebernahme der Ortöbetreffniffe auf das Ortskirchenvermögen. 

Steuerfreiheit der Kapitalien zc. bis zu 600 Mearf. 

Steuerfuß umd Befugniß der Freilaffung der Kapitalrentenjtenerkapitalien, 

Einzelbejtimmungen über Gewerbsgejellichafter, gemifchte Ehen und Austritt aus der Kirche. 


IV. Berfahren zur Yeititellung und Erhebung von Steuern für allgemeine kirchliche Bebürfnifie. 


18. 
19. 


% 


Dauer der Boranjchlags und Steuererhebungsperioden, 
Inhalt des Voranſchlags. 


20. Aufitelung und Kundmachung des VBoranjchlags. 
21. 


Staatsgenchmigung für den Steuerbeichluß. 
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22. Uebernahme von Belaftungen. 
23. Vollzugäreife der Beſchlüſſe; Verjährung. 
24. Rechnungslegung. 
25. Staatshilfe für Feititellung der Beitenerungsverhältniffe; Geheimhaltung. 
V. Uebergangsbeſtimmungen. 
26. Neuwahl der kirchlichen Vertretungen. 
27. Fortdauer des Geſetzes über ſtaatliche Aufbeſſerung gering beſoldeter Kirchendiener. 
VI. Aufführungs: uud Zuſtändigkeitsbeſtimmungen. 
28, Vorbehalt von Boljsngeverorinungen, REN BET 
29. Verwaltungsrechtsſweg. — — 
30. Bezeichnung der zuſtändigen Behimden.; 01, 1.23 7%7 
31. Sportelfreibeit. 
VII. Anhang. NRahtragsbeitimmungen zum Gejehe über Beitenerung für örtliche lirchliche Bedurfniſſe. 
32. Gemeinſame Erhebung der Steuer für allgemeine md für örtliche firchliche Bediitirifie, 
33. Ausdehnung von Beſtimnumgen dieſes Geſetzes auf das Ortolirchenſteuergeſetz * 
34. Befuguif "der Anwendung des ———— auf bisher” nicht einbezugene Religions: 
gemeinschaften. 
35, Einführungszeitpunft zu Artilel 32— 34, PETE — 
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Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mit guſtimmung Unſerer getreuen Stände haben Wir beſchloſſen und verorduen was joigi 
I. Porausfehung der Beſteuerung für allgemeine kirchliche Bedürfniſſe. 


Artikel. 


Den in 8 1 des Gejees vom 9. Oftober 1860, die rechtliche Stellung der Kirchen und firchlichen Ver— 
eine im Staate betreffend, bezeichneten Kirchen, ſowie denjenigen Religionsgemeinichaften, welche font als 
Gejammtheit das Recht öffentlicher Korporationen im Großherzogthum zufommt, it auf ihren Antrag zur Er- 
hebung von Steuern für allgemeine firchliche Bebürfniffe die Hilfe der Staatögewalt unter den Vorausſetzungen 
und nach Mafgabe der Beitimmungen des gegenwärtigen Gejeßes zu gewähren. 

Iſt dieſes Geſetz hiernad) für eine einzelne Kirche bezw. Korporation in Vollzug zu jehen, jo wird bies, 
unter Bezeichnung des Beginns der Wirkfamkeit durch landesberrliche Verordnung des Nähern beitimmt. 

Die im Großherzogthum wohnhaften Altkatholilen bilden im Sinne des gegenwärtigen Geſetzes eine be- 
jondere öffentliche Korporation. 


Artikel 2, 
Als allgemeine Kirchliche Bedürfnifje find jedenfalls anzuſehen: 

1. Der Aufwand für die oberjten kirchlichen Landesbehörden, ferner der nicht auf die Staatsfaffe 
entfallende Theil des Aufwandes für die Einrichtungen zur Ausübung der den Kirchen mit dem 
Staate gemeinfamen Leitung der Verwaltung des den Firchlichen Bebürfniffen gewidmeten Vermögens 
jowie der Aufwand für die allgemeine technifche Yeitung und Beauffichtigung des firchlichen Bau- 
weiens, die Koften für Beftellung und Tagung von Verſammlungen, welche zur Mitwirkung bei 
allgemeinen Angelegenheiten einer Stirche überhaupt oder bei der Ausübung der Beiteuerung für 
allgemeine kirchliche Bedürfniſſe berufen find; 

2. die Aufbefjerung gering bejoldeter Kirchendiener, joweit nicht hierfür ſonſt gejeglich Vorſorge ge— 
troffen ift; 

3 ber Aufwand an Ruhe: und Unterjtügungsgehalten der geijtlichen und Kirchlichen Beamten, jowie 
an Sterbegehalt, Wittwen- und Waifengeld für deren Hinterbliebene ; 

4. bie Ausftattung neu zu errichtender örtlicher geiftlicher Memter, infoweit nicht hiefür die Beſteuerung 
ber betroffenen örtlichen Kirchengemeinden eintritt. 


Artikel 3, 


Kirchliche Steuern dürfen mur erhoben werden, wenn und joweit für die betreffenden Bebürfniffe weder 
ein jonjt aus öffentlichem Recht oder ein privatrechtlich Verpflichteter einzutreten hat, noch die Beſtreitung aus 
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eigenem allgemeinen Kirchenvermögen oder allgemeinen kirchlichen Zweden gewidmeten Stiftungen geichehen kann 
noch Zuwendungen ohne Rechtözwang gemacht jind. 

Ob und in welchem Umfange Mittel von Stiftungen (Fonds) als. verwendbar beigezogen werben können, 
richtet jich nach dem allgemeinen Beitimmungen über die Kechtöverhältniffe und die. Verwaltung: der. Stiftungen 
jowie nach dem für jede einzelne Stiftung geltenden bejouderen Stiftungsverjchriiten. Jedoch hat jede: allge: 
meinen firchlichen Zweden gewidmete Stiftung den a für ihre Verwaltung aus ihrem Einkommen jelbjt 
zu tragen. 

Ueber ‚die. von allgemeinen Dijtrikts- oder örtlichen Stiftungen kirchlicher Art ſowie von tirchlichen Ver— 
bänden als jolchen zu entrichtenden Beiträge zur Beitreitung des Aufwandes für die laufende: Veriwaktung des 
allgemeinen firchlichen Vermögens und Bauweſens werden nach Verſtändigung zwiichen Staats und Slirchen- 
behörde im Verordnungswege die nöthigen Beitimmungen getroffen werden. Bis zum Erlaß diefer Beitim- 
mungen jind die Beiträge ‚in dem Dmchjehnittöbetrage vom Jahre 1890 md. 1891 jortzuleijten. 


BEWTreeTeE ul a Artillerie 6u 1, huyanyhed IM 


Auf die Bedürfniffe des Militärkirchemvejens und anf Berjonen, — einem — —— an⸗ 
gehören, findet dieſes Geſetz leine Anwendung. 


Artikel 5, Tu 


Zur Begründung von vermögensrechtlichen,, Burch Kirchliche Steuern zu deckenden Beipffrtingen fitr 
eine gejammte Kirche, bezw. Korporation, ſowie zur Erhebung kirchlicher Stenern bedarf es eines auf Vorſchläg 
der betreffenden oberſten Kirchenbehbrde gefaßtten Beſchluſſes einer lirchlich geordneten und ſtaatlich anerkaunten 
in der Mehrzahl der Mitglieder aus Wahl der Kirchengenoſſen hervorgegangenen Vertretung derſelben, ſowie 
der jtaatlichen Genehmigung diejes Bejchluffes, 

Ein jolcher Beſchluß m —— den — Steuer — —* als die Art der re 
zu bejtimmen. 


U, Vertretung der Kirchengenoſſen zur Bewilligung von Steuern und Belafungen Tür 
allgemeine kirchliche Bedürfniffe, 
Artitel 6. 

Beiteht eime lirchlich geordnete Vertretung der. Kircheugenoſſen aus geiftlichen und weltlichen Mitgliedern, 
fo iſt — zur Ausühung ber ihr mach dem gegemwärtigen Gejege zukommenden Befugniſſe —: hinſichtlich Der 
Zahl der geiftlichen Mitglieder erfordert, daß diejelbe höchitens ein Drittel der — — der — 
ausmache. 

Artikel 7. 

Die Vertretung der Kirchengenoſſen wird von der oberſten stindenbehörbe i im — mit der 
Großherzoglichen Staatsregierung einberufen und tagt am Sitze der mit der Verwaltung der allgemeinen kirchlichen 
Fonds imter gemeinſamer Leitung dev Kirche md des — betrauten Behörde. Ihre Berathung und Be 
ſchlußfaffung iſt der Regel mach bffentlich. J Ei 


Artikel.8. 

Die Mitglieder der — Kirchenbehörde ſowie diejenigen einer mit der EUER zu allgemeinen th: 
lichen Fonds betrauten jonftigen Oberbehörde jind berechtigt, ber Beratung und Veſchlußfafung — 
und müſſen auf Verlangen mit ihren Vorträgen ‚gehört. werben. 

. Auch, die Großhergogliche Staatsregierung lann ihre — hierbei * u mit en 
Rechte vertreten laſſen. 


Artitel 9. 


Ueber die Prujung der Giltigeit der Wahlen zur Vertretung der BEERROERANER und über die En 
ordnung dieſer Vertretung find kirchliche Sabungen zu erlaſſen. 
Diejelben - bedirrfen,; ſoweit es jich um die Ansübung ber in dieſem Gejebe erteilten Befugniſſe handelt, 
der Rmakigen —— un wie die Satzungen über die Einrichtung der Wertretimg — 
Artitel 10. 
Zur Giltigkeit der Beſchlüſſe der RN der — — in nn der im ER m. 
ee a iſt erforbert: 
daß ſämmtliche Mitglieder zur — einzeln berufen werden; 
daß mehr als zwei Drittel davon perjönlich. erſchienen find, 
3. daß die, abjolute Mehrheit der Erjchiemenen jich für eine Meinung —— hat. 


II. Steuerpflicht und Steuerfuß zur Deckung allgemeiner — Anforderungen. 


net “r. Metifel 11: 

Die — — für allgemeine kirchliche Bedürfniſſe durch — aufzubringen ſind, werden 
auf die örtlichen Kirchengemeinden ausgeſchlagen und zwar nach dem Verhältniſſe der daſelbſt beſtehenden Grund-, 
Häuſer-, Gejäll-, Gewerbe: und Stapitalrentenitenertapitalien; jowie Einfommensfteneranjchläge, mit welchen die 
dem Belkeunntniſſe der, bejteuernden. Kirche angehörenden Kirchſpielseinwohner in den ganz oder theilweije zum 
Kirchipiel gehörigen Gemarkungen gemäß 8: 85 Abſ. 1. der Gemeindeordnung für dasjenige Jahr, jür welches 
die, Kirchenſteuer erhoben wird, veranlagt find oder —  joweit — — erhoben werden — zu 
veranlagen ‚wären, ’ 


Artikel:12% ' 

Bon den — — aufzubringenden Summen für allgemeine fechliche Bedürfniſſe kann zur Auf— 
bringung durch Beſteuerung der außerhalb des örtlichen Kirchengemeindeverbandes im Großherzogthum wohn— 
haften ‚Kirchengenojten ein dem Verhältniß ihrer Stenerfapitalien und anjchläge eutiprechender Betrag gänzlich 
oͤder zum Theil vorweg auisgejchieden werden 


sin 4 ia 
Artikel 13, 

„Die: auf die örtlichen Kirchengemeinden umzulegenden ‚Stenerbetreffniffe werden: von denjelben nach Maß— 
gabe des Abſatzes 1 des Artitel 12. des Geſetzes vom 26, Juli 1888, die EEE Örtliche kirchliche 
Bebürfwiffe betreffend, von ihmen weiter umgelegt. 

Für hierbei ausfallende Steuerbeträge einzelner — iſt die örtliche Ktirchengemeinde den Ge— 
ammtficchen im Großherzogthum nicht haftbar. ' » 


Artitel 14. 


"Die auf Die Kamen einer, ah der nämlichen örtlichen Sirchengemeinde oder eines Theis devjelben 
entfallende Steuer für allgemeine kirchliche Bedürfniſſe kann ganz oder theilweiie auf Das Eintommen des dortigen 
örtlichen firchlichen Vermögens einſchließlich der kirchlichen Stiftungen durch jtaatlich und firchenobrigfeitlich ge- 
nehmigten Bejchluß der dasjelbe verwaltenden Behörde übernommen werden, wenn jenes Vermögen unbejchadet 
der Erfüllung jeiner Zweckbeſtimmung hierzu die Einkünfte bietet. / 

Sind in einem Kirchſpiel Altkatholilen vorhanden, jo find diejelben, auch wenn jie zu einer jtantlich ge: 
nehmigten Gemeinjchaft wicht vereinigt jind, der. Stirchengemeinde des anderen katholiſchen Iheils nicht zugu- 
rechnen. Ebenſo iſt es auch im umgefehrten Verhältnifje bei Orten. ‚mit. ſtaatlich genehmigten —— 
&emeinichaften bezüglich der Katholiken des andern Theils zu halten. 


Artifel 15. 


Die Steuerlapitalien und Steneramichläge, welche — bei dem in $ 85 Abi. 1 der Gemeindeordnung 
bezeichneten Verhältniffe des Beizugs — für den einzelnen Steuerpflichtigen in jeiner Gemeinde eine Gejammt- 
ſumme von nicht über 600 Mark ergeben, bleiben bis zur Summe von einjchließlich 600 Mark außer Betracht 
ſowohl bei der Feſtſtellung der Ortäbetreffnifje (Artikel 11) und der außerhalb örtlicher Gemeinden aufzu— 
bringenden Summen (Artifel 12) als hinfichtlicy der Beſtenerung der einzelnen Kirchengenoſſen. 


Artikel 16. 


Auf den Beizug der Stapitalventenftenerfapitalien kann von der Vertretung der Kirchengenoſſen bei ber 
Bewilligung von Steuern für allgememe firchliche Bedürfnifje mit Stantsgenehmigung ganz oder theilweiſe ver- 
zichtet werden. 

Im übrigen muß der Steuerfuß jo beftimmt werden, daß jämmtliche beiguziehende Steuerfapitalien und 
Anschläge gleichheitlich in dem in $ 85 Abſatz 1 der Gemeindeordnung bezeichneten Verhältniffe des Beizugs 
getroffen werden. 


Artifel 17. 


Die Artikel 1 Abſatz 2 ferner 15 bis einſchließlich 20 des Gefeges vom 26. Juli 1888, die Beſteuerung 
für örtliche kirchliche Bedürfniſſe betreffend, find auch bei der Beitenerung für allgemeine kirchliche Bedürfniſſe 
ſinngemäß amvendbar. 


IV. Berfahren jur Jeſtſtellung und Erhebung von Steuern für allgemeine 
kirchliche Bedürfniſſe. 


Artikel 18. 


Der Antrag auf Erhebung einer Steuer für allgemeine kirchliche Bedürfniffe und der Beſchluß der Ver— 
tretung der Stirchengenoffen, welcher die Erhebung bezw. Feſtſtellung einer ſolchen Stener verfügt, hat zugleich 
die Dauer der Bewilligung auszuſprechen. 

" Auf eine längere Zeit als anf ſechs Jahre kann die Steuer nicht bewilligt werden. 


Artikel 19. 


Der Beſchlußfaſſung Seitens der Vertretung der Kirchengenoſſen hat die Aufitellung eines Voranſchlags 
voranzugehen, welcher für eine Steuererhebungsperiode von mindeitens einem Jahre angibt und nachweilt: 

1. die für die allgemeinen kirchlichen Bedürfwiffe (nach den einzelnen in Artikel 2 gemachten Ab— 
theilungen und für Sonjtiges) erforderlichen Summen; 

2. die zur (theilweifen) Dedung in Gemäßheit des Artikel 3 voraus verwendbaren Summen ; 

3. die hiernach im Wege der ficchlichen Beiteuerung noch aufzubringende Summe und die Berechnung 
des Betrages, welcher gemäß dem zweiten Abſchnitt diejes Gejeges auf je 100 Mark Gemeinde: 
jteuerfapital und >anjchlag erhoben werden joll; 

4. die auf die einzelnen Ortögemeinden jomit entfallenden Betreffniffe, jowie den Betrag, für 
welchen etwa die außerhalb des Ortskirchengemeindeverbandes jtehenden Kirchengenoſſen beigezogen 
werden jollen. 


Artifel 20. 
Die Aufitellung des Voranſchlags geſchieht durch die oberite lirchliche Landesbehörde. 
Der Voranſchlag iſt einen Monat vor der theilweijen oder gänzlicyen Wahl der darüber beſchlußfaſſen— 
den Verfammlung und wenn eine jolche Wahl nicht bevoriteht, einen Monat vor Einberufung der Berjammlung 
VBerbandlungen der zweiten Hammer 1801,02, 4. Beilageheit. 55 
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jelbft im jeder Kirchengemeinde bezw. örtlichen Gemeinſchaft der betreffenden Kirche bezw. Korporation zur 
Einficht aller Betheiligten öffentlich aufzulegen, und dem Kultusminiſterium mitzutheilen. 


Artikel 21. 
Die Ertheilung der Stantsgenehmigung zu dem die Steuer feſtſetzenden Beſchluß (Artikel 5, 12, 16, 
18, 19) fteht der oberjten Staatsbehörde zu. 
| | Artikel 22, 


Für jede Uebernahme eines Aufwandes oder einer : Berpflichtung auf eine Kirche bezw. Korporation, 
welche deren Belaſtung mit Steuern auf die Dauer einer Mehrzahl von Voranjchlagsperioden zur Folge hat, 
3. B. für Anlehen mit, längerer Tilgungsfrit, für Einführung neuer jtändiger Gehalte, für Vermehrung der 
Stellenzahl oder Erhöhung von Gehaltstarifjägen, für auf mehrere Perioden zu vertheilende Aufwendungen, 
hat eine beiondere Beſchlußfaſſung im Sinne des Artikels 5 jtattzufinden, auf deren Vorbereitung Artikel 20 
und auf deren weitere Behandlung Artitel 21. ſinngemäß amvendbar. jind. 

Artikel 23. 

Das auf Grund des Voranjchlags mad) deſſen endgiltiger Feititellung und Genehmigung gefertigte 
Hauptiteuerregifter, welches die für einen Bekenntnißtheil in Betracht fommenden Steneranjchläge und die 
Steuerbeträge für Die einzelnen Kirchſpiele, ſowie für Orte, in welchen beizuziehende Stirchengenofjen ohne 
Kirchipielsverband wohnen, bezeichnet, wird von der oberjten firchlichen Landesbehörde dem Kultusminifterium 
vorgelegt und von diejem nach Benchmen mit dem Finanzminifterium für vollzugsreif erklärt. 

Die in Uebereinjtimmung mit dem Hauptfteuerregijter in den Ort&Steuererhebungsregiitern der ein 
zelnen Orte verzeichneten, auf Die einzelnen Pflichtigeu entfallenden Steuerbeträge können jobatın nach Maß— 
gabe der Beſtimmungen über die Beitreibung der Gemeindenusſtände zwangsweiſe erhoben werden. 

Das Geſetz vom 21. Juli 1839, die Verjährung der öffentlichen Abgaben betreffend (NRegierungsblatt 
Nr. XXI Seite 175) findet auch auf kirchliche Steuern Anwendung. 


Artikel 24. 
Dem Kultusministertum find Nechnungsauszüge, jowie auf Verlangen die Rechnungen jelbft vorzulegen, 
aus welchen die Verwendung der durch kirchliche Steuern ‚erhobenen Summen zu erjehen iſt. 
Artikel 28. 


Die Beitimmungen des Artikel 30 des Gejepes vom 26. Juli 1888, die Beſteuerung für örtliche kirchliche 
Bedürfniffe betreffend, finden bezüglich der Beitenerung für allgemeine firchliche Bedürfniffe jinngemäße Anwendung. 


V. Hebergangsbeftimmungen. 
Artikel 26. 

Bor Inkrafttreten. des Gejeges gewählte Vertretungen. der Kirchengenoffen fünnen die in dieſem Geſetze 
ihnen beigelegten Befugniſſe micht ausüben, che fie nad) deſſen Inkrafttreten einer volljtändigen Neuwahl 
unterzogen worden find. 

Iſt eine Vertretung nicht, unmittelbar von den Kirchengenoſſen gewählt, jo hat die Neuwahl der Wahl: 


männer voranzugehen. 
mugeh Artikel 27. 


Das Geſetz, die Aufbeſſerung gering beſoldeter Kirchendiener aus Staatsmitteln betreffend, in der Faſſung 
vom 5. April 1886, jedoch mit Ausnahme des 8 13 desſelben wird zunächſt auch für das zweite Jahr der 
Budgetperiode 1894/95, jowie für die Budgetperiode 1896/67 und 1898/99 fortdauernd erflärt. 

Privatrechtlich verjolgbare Anjprüche fönnen aus dem bezeichneten Gejege umd feiner Fortdauer nicht ab- 
geleitet werden. 
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1. Ausführungs- und — — 


Artitel 28. * 

Für jede Kirche bezw. Korporation werden, ſoweit nicht von ihr erlaſſene und durch die zuſtändige 
Staatsbehörde genehmigte Satzungen genügend Vorſorge treffen, im Einvernehmen mit deren oberſter kirchlicher 
Landesbehörde durch, Negierungsverordnung oder durch Verfügung für den Einzelfall diejenigen Anordnungen 
getroffen, welche zur Durchführung des gegenwärtigen Geſetzes hinfichtlich der. einzelnen, Kirchen . bezw. 
Ktorporationen, jowie zur Negelung ihrer, auf die Ausübung des Eirchlichen Beitenerungsrechtes bezüglichen 
Gejchäftsführung weiter erforderlich jind. 

In — Weiſe ſind insbeſondere zu ordnen: 

. die Einrichtung der Voranſchläge und Steuerregiſter, ſowie das Verfahren bei deren Aufſtellung 
und Seititellung ; 

2. die Verrechnung. der aus firchlidien Steuern - herrührenden. Gelder, die ——— und 
Rechnungsabhör; 

3. die Durchführung der Beſteuerung der außerhalb des Ortäficchengemeinbeverbanbeb ſich befiabenben 
Kirchengenofjen ; 

4. das Verfahren für den durch die Staatsgewalt nöthigenfalls ohne die in Artikel 5 vorgejehene 
Beſchlußfaſſung zur Erhebung firchlicher Steuern zu bewirfenden Vollzug der Erfüllung ſolcher 
vermögensrechtlicher Berpflichtungen, welche Kirchen bezw. Korporationen auf Grund eines jtaatlic) 
genehmigten Beichlufjes gegen Dritte übernommen haben. 


Artikel 29. 

Der Berwaltungsgerichtshof erkennt — joweit Nechte und Verpflichtungen aus dem gegenwärtigen Geſetze 
im Streite jtehen — in eriter und legter Inſtanz auf lagen gegen Entjcheidungen der Verwaltungsbehörden 
über die Schuldigfeit zur Stirchenjteuer für allgemeine firchliche Bedürfniſſe und den Betrag der Echuldigkeit, 
ſowie über die Nüderjtattung des zur Ungebühr Gezahlten. 

Der Verwaltungsgerichtshof erfennt in eriter und letzter Inftanz über Klagen gegen Verfügungen der 
Staatsaufjichtsbehörden, durch welche in Bezug auf die Beiteuerung für allgemeine Firchliche Zwecke Kirchen 
bezw. Korporationen eine ihnen nicht obliegende Yeiltung auferlegt oder Beſchlüſſe derjelben oder ihrer Behörden 
als gejegwidrig aufgehoben werden. Bei dem Erfenntnii find die Abjäge 2 bis 4 des & 4 des Geſetzes vom 
14. Juni 1884, die Berwaltungsrechtspilege betreffend, anwendbar. 


Artikel 30. 


Durch Regierungsverordnung werden die weltlichen Behörden bezeichnet, welche diejes Gejeg zu vollziehen 
und die in Anwendung besjelben erforderlich werdenden Verwaltungsenticheidungen zu erlaſſen haben, joweit 
diefe Behörden nicht durch das Geſetz jelbit oder andere Gejege bejtimmt find. 


Artikel 31. 


Die Erhebung von Sporteln unterbleibt in Angelegenheiten der Bejteuerung für allgemeine und örtliche 
firchliche Bedürfniſſe, infoweit ein firchlicher Verband die Sportel zu tragen hätte. 


VI. Anhang Badtragsbeftimmungen zum Geleke über Beltenerung für örtliche 
kirchliche Bedürfniſſe. 
Artikel 32, 
Dit in demjelben Kalenderjahr jowohl für allgemeine, als für örtliche kirchliche Bedürfniſſe in einer Ge— 


meinde Kirchensteuer zu erheben, jo hat die Erhebung gemeinjam zu erfolgen. 
56* 
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Artilel 38. 
- Die Beitimmungen in Artikel 15 und 31 diejes Gejeges gelten ſinngemäß auch Hinfichtlich der Beſteuerung 
für örtliche firchliche Bebürfniffe. 


Artikel 3%. 


Durch landesherrliche Verordnung kann das Geſetz vom 26. Juli 1888, die Beitenerung für Örtliche 
firchliche Bebürfniffe betreffend, im Ganzen oder Himfichtlich einzelner Beitimmungen für anwendbar erffärt 
werden auf Gemeinden oder andere Theilverbände von dajelbit nicht einbezogenen Religionsgemeinichafter, ſo— 
ferne der betreffenden Religionsgemeinichajt als Geſammtheit das Necht der öffentlichen Korporation verliehen ült. 


Artikel 35. 

Die Beitimmungen der Artikel 32 bis einſchließlich 34 dieſes Geſetzes treten alsbald in Wirkſamkeit; mit 
der Ausnahme jedoch, daß Artitel 15 desjelben auf ſolche Fälle der Beſteuerung für Örtliche kirchliche Bedürfniſſe 
feine Anwendung findet, für welche vor dem Erſcheinen diejes Gejeges der Steuerbeichluß bereits jtaatlich 
genehmigt jein wird. 
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Motive 
zum Eutwurf eines Geſetzes, die Beitenerung für allgemeine firchliche Zweae 
betreffend. 


A. Allgemeine Bemerkungen: 


J. Vorgeihichte des Entwurfs), 

Nachdem jic das Geſetz vom 9, Dftober 1860, die rechtliche Stellung der. Kirchen und kichlichen Bereine 
im Staat betreffend, bei den Religionsgemeinſchaften eingelebt hatte, trat erſtmals die evangeliſch-proteſtantiſche 
Generaljynode durch Beichluß vom 28. Mai 1867 mit den Begehren der Erlaſſung eines Staatsgejehes über 
zwangsweiſe Erhebung von ficchlichen Umlagen hervor, um durch jolche für kirchliche Bedürfuiffe weitere Deckungs 
mittel zu gewinnen. . Die Angelegenheit blieb jedoch vorwiegend in dem Stadium behördlicher Erwägungen, 
bis die Frage im Jahre 1874 durch Petitionen an die hohen Kammern gebracht wurde. Die von den Abge— 
ordneten Rend in der eriten und Bär in der zweiten Rammer erjtatteten Berichte erfannten bereits im Grumdjat 
die Zuläffigkeit eines firchlichen Beiteuerungsrechtes mit Staatshilfe zu feiner Durchführung an. Die nächite 
Mafnahme, welche bei den manchfach betonten Bedenten gegen die Zweckmäßigkeit der Einführung ſolcher 
Steuern eimgejchlagen wurde, beitand jedoch darin, mit VBertagung einer prinzipielle Löfung dem am 
Meiiten dringenden Bebürfniffe der Anfbefferung gering bejoldeter Kirchendiener durch Staatszuſchüſſe wenigitens 
vorläufig auf beichränfte Zeit mittels des hierfür erlaffenen Gejeges vom 25. Auguſt 1876 zu entiprechen, 
deffen Motive gleichwohl ebenjo wie die von den Abgeordneten Rend in der eriten und Kiefer im der 
zweiten Sammer eritatteten Kommifftonsberichte nicht etwa von der Annahme einer grumdjäßlichen Unzuläffigfeit 
der Einräumung eines firchlichen Beſteuerungsrechtes ausgehen, jondern das Syſtem der Staatszuſchüſſe mit 
anderen Gründen rechtfertigen. Darunter war namentlich der Umstand von Bedeutung, dab das Stants- und 
damit auch das Gemeinde-Steuerſyſtem jelbit jich wegen Neformbeitrebungen im Fluſſe befand und daher für 
die anzugliedernde Einrichtung kirchlicher Umlagen feine fichere Grumdlage geboten hatte, 

Nachdem jene Vorfrage durch Einführung der Einfommenftener und andere damit in Verbindung ſtehende 
Stenerreformen gelöjt war, trat die Großherzogliche Negierung an die Frage der Kirchenſteuern von 
neuem heran und zivar im Jahre 1878 mit einem nicht zur ftändiichen Verbeſcheidung gelangten ımd im Jahr 
1888 mit einem weiteren Entwurje. Im dem leeren wurde übrigens nicht der Erjak der Staatszufchüffe für 
die Geiftlichen zum Ansgangspunft genommen; diefer Erſatz wurde von feiner Seite begehrt und die Zufchüffe 
gewährte man für weitere Zeiträume, Vielmehr hatte man fich die Aufhebung des veralteten Kirchenban-Edicts 
und die Aufbringung der Mittel für noch andere rein örtliche Bedürfniffe ald den Bauaufwand zum Piel 
geſetzt. Im dem Motiven zu dem hiernach erlaffenen Gejege vom 12. Oftober 1888, bie Beſteuerung für ört- 
liche kirchliche Bedürfniffe betreffend, ift bemerkt, dai vor Inangriffnahme einer ftantsgefeßlichen Regelung der 
Erhebung allgemeiner Kirchenstenern weitere Erfahrumgen abgewartet werden wollten, wogegen auch in den 
Kommilfionsberichten der erjten umd zweiten Sammer, erjtattet von den Abgeordneten Dr, 8. von Stöſſer 
und G. von Stöjjer, nichts eingewendet it, 


438 


Inzwiichen wurde durch den Staatshaushaltsetat für 1890/1891 neben den durch die Geſetze vom 25. 
Augujt 1876 und 5. April 1886 ausgeworfenen Aufbefjerungsjummen für gering bejoldete Kirchendiener (jährlich 
200000 ME. für den fatholijchen Stultus, 200000 ME. für den evangeliichen und 16800 ME. für den israe 
litiſchen Kultus) ein außerordentlicher, auch im dem Budget für 1892,93 wieder angeforderter Zujchuß von 
jährlich 50000 ME, zur Erhaltung des Dienjteinfommens der evangelichen Pfarrer auf der in $ 3 des Geſetzes 
vom 25. Augujt 1876 bejtimmten Höhe, wegen NRüdgangs des Ertrags des kirchlichen Vermögens, bewilligt. 
Schon in der Anforderung war jedoch hervorgehoben, daß für die Zukunft bezüglich des außerordentlichen Zu— 
Ichuffes die Erwägung einer anderen Dedungsart offen. bleibe und in dem von dem Abgeordneten Fieſer er: 
jtatteten Bericht der Budget-tommijjton der zweiten Kammer wird ebenjo wie in dem von Freiherrn von 
Rüdt eritatteten Bericht derjelben Kommiſſion der erften Sammer betont, daß gegenüber den vorliegenden 
Schwierigfeiten nur die Negelung eines firchlichen Bejtenerungsrechts für allgemeine kirchliche Zwede eine richtige 
und gründliche Abhilfe jei. In dem erjteren Berichte wurde dabei hervorgehoben, daß — bei Forterhebung der 
Staatsdotation im Uebrigen — die Steuererhebung die kirchlichen Interefjen nicht jchädigen werde, jondern 
daß die Selbjthülfe die würdigite, der gejeglichen freien Stellung der Kirchen entiprecjende Abhilfe jei und es 
in einem paritätijchen Lande nicht angehe, dauernd der einen Landeskirche eine erheblich höhere Dotation als der 
anderen zuzuweiſen. Im dem leßteren Berichte ift bejonders hervorgehoben, daß bei der evangelijchen Kirche 
ein lebhaftes Verlangen nach Zulaffung der allgemeinen Kirchenfteuer in allen ihren Organen beitehe, daß dieje 
Kirche ohme eine jolche Abhilfe weientlich gehemmt jei und daß man die Abhilfe bald gewähren möge. In 
diejem Sinne hat fich auch der evangeliſche Oberfirchenrath, mit Hinweis auf die der Löſung dringend bedürfende 
Frage der Aufbeſſerung der Bezüge der Pfarrerwittiwen: und Waiſen an das Kultusminiſterium gewendet und es 
ijt auf dem vorigen Landtage (1889/90) die Bearbeitung eines bezüglichen nun hier vorliegenden Gejehentwurfs 
in Ausficht geftellt worden. 


II. (Stellung der Kirchen zum Entwurf.) 


Wenn jchon die jüngfte Anregung eines ſolchen Vorgehens von Seiten der mit finanziellen Schwierigfeiten 
fänpfenden evangeliſch protejtantifchen Kirche ausgegangen it, welche damit auch zur Verwirklichung verjchie: 
dener, in ihrer jtaatlic) genehmigten Kirchenverfaffung enthaltener Bejtunmungen (vergl. 88 9, 14 Schluf- 
abſatz 79b, 1138) gelangen will, jo it der Gejichtspunft einer kirchlichen Bejteuerung anderen Bekenntniſſen 
feineswegs fremd. Auch die katholiſche Kirche legt fich ein Beſteuerungsrecht bei und es ijt dasjelbe nicht mur 
jet thatjächlich durch die Anwendung des Ortstirchenfteuergejeges gehandhabt, jondern auch jeine Ausgejtaltung 
an Stelle des Dotationsiyftens früher (vergl. Zöpfl, Staatszuſchüſſe oder firchliches Umlagerecht 1876 Seite 11, 
gewünjcht worden; auch hat das Erzbifchöfliche Ordinariat in Bezug auf den jet vorliegenden Gejegentwur 
— ohne indefjen auf eine Beurtheilung desjelben einzutreten — nur erflärt, „jedenfalls zur Zeit zu verzichten“ 
nicht aber eine prinzipielle Stellung eingenommen. Die anderen oberiten Kirchenbehörden (Evangelijcher Ober: 
firchenrath, (altfatholifcher Biſchof, Oberrath der Iſraeliten) haben ſich mit der Erlaffung eines ihr Bekenntniß 
einbeziehenden Gejeges über allgemeine Kirchenſteuern ausdrüdlich einverftanden erklärt; ihr Einverjtändnik 
bezog ſich zugleich auf die Grundlagen des ausgearbeiteten Gejeßentwurfs, der übrigens jpäter nod in Er: 
füllung von Wünjchen des evangelijchen Theils einige wejentliche Aenderungen erfuhr. Die Iſraeliten befigen 
bereitö eine jtaatliche Ordnung hierfür (vergl. $ IX des Landesherrlichen Edift3 vom 13. Janıtar 1809, Ver: 
ordnung des Großh. Ministeriums des Innern vom 30. Jannar 1849 und des Minijteriums der Juftiz, des 
Kultus und Unterrichts vom 31. Oftober 1883), welche jedoch einer befjernden Ernenerung fähig it, wenn 
ſchon auch von der bejtehenden Einrichtung Günftiges berichtet wird (vergl. Verordnungsblatt des Oberraths 
der Siraeliten 1891 Seite 8). 


II. (®orbilder.) 


Während für Aufbringung des örtlichen Aufwands Sirchenstenergejege in manchen deutjchen Staaten be- 
jtehen, ift diejenige des allgemeinen kirchlichen Aufwands nur in Preußen und Heffen bis jet zum Gegenftand 
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der Gejehgebung gemacht, das preußiiche Recht bietet jedoch, abgejehen von dem jchon im Allgemeinen Land: 
recht Teil II Tit. 11 $ 110 enthaltenen Grundſatze, daß Mitglieder einer Kirchengeiellichaft, jo lange fie es 
bleiben, zur Unterhaltung der SKirchenanftalten nach den BVerfafjungen der Gejellichaft beizutragen hätten, in 
dem grundlegenden Gejege vom 3. Juni 1876, die evangelische Kirchenverfaffung in den 8 ältern Provinzen 
der Monarchie betreffend, eine Regelung nur jür den evangeliichen Belenntnigtheil, während nach dem Bor: 
jtehenden der Wirkung eines Gejeges über allgemeine Stirchenjteuern in Baden ein weiterer Rahmen zu geben 
ft. Das heſſiſche Gejeg jodann vom 23. April 1375, das Beiteuerungsrecht der Kirchen und Religions- 
gemeinjchaften betreffend, entgält in Artikel 5 und 6 nur wenige Grundjäge über allgemeine Kirchenjtenern. und 
überläßt im Uebrigen die Materie dem Berordnungsweg in jehr weitem Umfang, während in Baden für die 
Frage der Scheidung berjelben zwijchen Gejeg und Verordnung nach dem Vorgang des Geſetzes über örtliche 
Kirchenfteuern die Gejepgebung jelbjt in den Vordergrund zu treten haben wird, In eben dieſem Gejege jind 
zugleich manchfach Normen jchon niedergelegt, welche jich auch, auf die allgemeinen. Sirchenjteuern übertragen 
lajjen, und es wurde für die Anwendung der beiden Steuergejege als dienlich erachtet, auch in ‚der äußeren 
Anordnung erjteres Gejeg für die neue Borlage thunlichjt nachzubilden, ohne dabei. vorhandenen jachlichen 
Verjchiedenbeiten etwas zu vergeben, 


IV. (Gemeinjames des Entwurfs mit dem Ortskirchenſteuergeſetz.) 


In folgenden Hauptgrundlagen fteht demnach der Entwurf mit dem Ortökicchenjteuergeieg in Ueber: 
einftimmung : 

1. in dem Grundjage der Subjidiarität der Bejteuerung ; 

2. in dem Ausſchluß des Militärkirchenverbands; 

3. in ber Verweiſung aller derjenigen Fragen und Bejtimmungen, welche nicht mit innerer Nothwendigkeit 
die jtaatliche Löſung und Feſtſetzung erheifchen, auf das Gebiet der freien firchlichen Erwägung und bezw. 
der autonomen Satzung; dies gilt insbejondere auch — vorbehaltlich der jtaatlichen Anerfennung — für die 
Erfüllung gewiſſer im Gejege bejtimmter Vorbedingungen, bei denen die Art der näheren Ausführung frei- 
gelaſſen ift; 

4. in dem Gebot des Zujammentreffens dreier Erfordernifje zur Herjtellung der Bejtenerung, nämlich 
des Beſteuerungsantrags der Kirchenbehörde, des Bewilligungsbeſchluſſes einer Vertretung der Kirchengenoſſen 
und der ſtaatlichen Genehmigung des Beſchluſſes; 

5. in der Gewährung der Staatshilfe für Aufſtellung der Kirchenſteuerkataſter und für den Exelutivzwang 
bei der Steuerbeitreibung ; 

6. in der Aufbringung des Aufwands im Wejentlichen innerhalb der Ortskirchengemeinden, (wie auch in 
- Preußen und Heffen) und zwar auf der materiellen Grundlage der Gemeindejteuerfapitalien- und Anjchläge. 
Hiermit ift der Vortheil verbunden, daß nur ein Katajter für die beiden Arten der Kirchenſteuer bejteht, daß 
ihre gemeinfame Erhebung möglich gemacht iſt, während die mit einem Auseinandergehen der Steuerjyiteme für 
beide Steuern verbundenen Koſten, Mühen und Irrungen vermieden werben. Auch it auf diefem Wege die 
Uebernahme der. die Einwohner eines Orts betreffenden Steuerjchuldigkeit auf überſchießende Einkünfte des firch 
lichen Ortövermögens erleichtert. 


V. Die Verjhiedenheit der beiden Kirchenſteuergeſetze würde nad) dem Entwurfe darin beitehen, daß 
1. das bejtehende Gejeg die örtlichen kirchlichen Bebürfnifje, das zu erlaffende die Bedürfniſſe der Geſammt— 
firche zur Grundlage hat, wobei jedoch zu beachten ift, dah in Ausnahmefällen auch die Unterſtützung von Orts: 
gemeinden eine Aufgabe der Gejammtlicche iſt. 
2. Während für die riftlichen Kirchen Schon wegen Erjages des Ban-Edictö ein allgemein wirkſames Orts— 
Kirchenſteuergeſetz erheiicht war, jteht die Erhebung der neuen Steuergattung nicht für alle Religionsgemein- 
Ihaften im Ausficht und entipricht es daher der freien Stellung der kirchlichen Korporationen im Staat, die 
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Einführung des neuen Geſetzes, welches nicht aufzudringende Befugniſſe gewährt, für jede derjelben von ihrem 
jelbitthätigen Antrag abhängig zu machen. 

3. Während zum erheblichiten örtlichen Kirchenaufwand, nämlich zu Sirchenbauten, in Anlehnung an 
hiftorifche Verhältniffe auch Ausmärker, Stiftungen, Korporations- ımd Gejcllichaftsvermögen beigezogen werben, 
erjcheint es für den Aufwand ber ganzen Kirche (Gejammtgemeinde) als naturgemäß, daß nur bie phyſiſchen 
Kirchengenoſſen ſelbſt ihn aufbringen (wie dies and) im Fall des Art. 12 des Ortskirchenſteuergeſetzes geordnet 
it), übrigens nachden die allgemeinen Kirchlichen Zwecen dienenden Fonds des betreffenden Belenntniffes auf 
Grund des Subfidiaritätsprinzips vorweg die möglichen Leitungen gemacht haben (Art. 3 Abſ. 1) und and 
von den Diftriets- und Ortsfonds solche hergebrachte Leiftungen für den allgemeinen Kirchenaufwand bewirkt 
find, welche jür fortbanernd erflärt find (Art. 3 Abi. 3. Als Stenerpflichtige erjcheinen demnach die Inbividıren 
jelbit, übrigens regehnäßig in ihrer Zuſammenfaſſung im der örtlichen Gemeinde (Art. 11, 13, 14). 

4. Bezitglich der außerhalb der Ortsgemeinde ſtehenden Stirchengenoffen ift der verhältnißmäßige Beizug 
wenigſtens möglich gemacht; ihn borzujchreiben wurde unterlaſſen, theils wegen der im dem örtlichen Zerftreut- 
fein liegenden Schwierigkeit der Ausführung, theils weil die Stiechenangehörigen it der Diaspora an den allge 
meinen Einrichtungen der Kirche meist weniger Theil nehmen können und oft flir Örtliche Rotheinrichtungen 
bejonders jchwer belajtet find. | | 

5. Um ganz geringe Einfommen nicht zu belajten, wurde die Steuerfreiheit der Stenerfapitalien- und 
Anschläge bis zu 600 ME. einſchließlich vorgejehen. 

VL Beftimmungen außerhalb der allgemeinen Kirchenſteuer. 

Meben diefen die allgemeine Kirchenſteuer ſelbſt betreffenden Hauptbeftimmungen umd den zu ihrer Ver: 
bindung und Ausgejtaltung im Geſetze weiter erforderten Normen enthält ber Entwurf, wegen des thatjächlichen 
Zuſammenhangs init jeiner Hauptmaterie, noch Folgendes: 

1. Wie ſchon im 1. oben angedeutet, empfiehlt es ſich, die beitehendg Staatsdotation mindeſtens zunächſt 
beizubehalten. Ihre Aufhebung würde für die evangelich-proteitantifche Kirche gleich zu Begum der Wirkſamkeit 
des neuen Geſetzes eine zu eingreifende Steuererhebung nöthig machen und die fatholiiche Kirche, welche eine 
allgemeine Kirchenbeitenerung mindeitens zur Zeit unterlafien will, vor eine gleichjalls unermwünjchte Entſcheidung 
ſtellen. 

2. Die von kirchlicher Seite erbetene Gewährung der Sportelfreiheit für gewiſſe ſtaatliche Handlungen 
in Betreff der Kirchenſteuer ſoll auch für die örtliche Steuer dieſer Art zur Durchführung gelangen. 

3. Die Ausdehnbarkeit des Ortskirchenſteuergeſetzes anf diejenigen Religionsgemeinfchaften, welche, ohne in 
Art. 1 desjelben bisher einbezogen zu jein, von dem Geſetz über allgemeine Kirchemitenern Gebrauch machen 
könnten, jtellt jich als eine ſachgemäße Ergänzung bar. 

4. E& wurde für angemefjen erachtet, die vorjtehend im V. 5 bezeichnete Stenerbefreiung auch für Die 
Ortsfirchenstener einzuführen, da durch die Beſteuerung für zweierlei firchliche Zwecke die Steuerlaft ſich erhöht. 


B. Bemerkungen zu den einzelnen Beſtimmungen des Entwurfs: 


Abſchnitt I. Vorausſetzungen der Beſteuerung für allgemeine kirchliche Bedürfniſſe. 


Artifel 1 (Hanptgrundja.) 


Zu Abi. 1 ind 2 vergl.: Ortskirchenſteuergeſetz Art. 1 Abſ. 1, Art. 2 Abſ. 1 umd Art. 40. 

Außer den oben in A. II. bezeichneten Religionsgemeinschaften kommt zum Zeit nach hoher Staatsmmiiterial- 
Entjchließung vom 19. Mai 1848 noch dem urjprünglich als Deutjchfatholifen, ipäter als „Freireligiöfe Gemeinde“ 
bezeichneten Anhängern des jogenannten Leipziger Glaubensbefenntniffes von 1845 Korporationsberechtigung 
zu; ob denjelben jedoch auch die Eigenjchaft einer Religionsgemeinichaft noch innewohnt, zu welcher ein gemein 
james Religionsbetenntnis gehört, fan hier ungeprüft bleiben. Als religiöfe Genteinichaften in Baden ohne 
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Korporationdrechte find insbejondere Mennoniten, Lutheraner, Baptiften, Mitglieder der evangelischen Brüder: 
firche hervorzuheben; diejen fommt nur die Stellung freier Vereine (58 2 und 3 des oben erwähnten Geſetzes 
vom 9. Oftober 1860) zu, wie dies auch der Fall ift bezüglich der aus dem Verbande der badijchen Juden— 
ſchaft ausgetretenen ifraelitiichen Vereinigung. 

Durch Abjag 2 ift Flargejtellt, daß der Antrag auf Gewährung der Staatähilfe, che das Geſetz irgendivie 
im Einzelnen in Vollzug gejegt werden fann, zunächit die Einführung desjelben für eine Religionsgemeinjchaft 
im Ganzen zu bezielen hat. Um der Verjchiedenheit der VBerhältniffe der Kirchen zc. dabei thunlichit Rechnung 
tragen und die Einführung jederzeit bewirken zu können, empfiehlt fich der Verordnungsweg. Die Einführung 
des Anhangs zu dem Gejege (Art. 32—34) iſt hiervon unabhängig und ift in Art. 35 bejonders geregelt. 

Zu Abſat 3 vergleiche Ortöfirchenjteuergejeg Artikel 1 Abſatz 2. 


Artikel 2. (Allgemeine Kirhenbedürfniffe.) 


Vergleiche Ortskirchenſteuergeſetz Artifel 2, Abſatz 2 und 3. 

Die Aufzählung ift nur eremplificativ und vorzüglich auf jolche Bedürfniffe ausgedehnt, deren Aufwand 
im ganzen Betrag als ein jolcher der Gejammtgemeinde ericheint; um jedoch anzudeuten, daß je nach Umftänden 
und Beitragsweije auch die Unterjtügung armer Kirchſpiele (oder der Slirchengenoffen in der Diaspora) als eine 
Gejammtangelegenheit erjcheinen fann, wurde unter angemefjjener Beichränkung in Ziffer 5 auch ein an ſich 
örtliches Bedürfniß mit angeführt; vergl. auch Art. 19 Ziffer 1. Neben den im Gejegentwurf erwähnten 
Gattungen perjönlichen Aufwands fünnen z. B. auch Unterjtügungen für die Heranbildung Geiftlicher, Unter, 
jtügungen an Geiftliche jelbit und deren Hinterbliebene nach Aehnlichkeit der bezüglichen jtaatlichen Beſtimmungen 
für Beamte in Betracht kommen. 

Zu einzelnen Ziffern wird noch bemerft: 

Zu 1: Vergl. 8 10 des mehrerwähnten Gejeges vom 9. Oftober 1860 nebſt den landesherrlichen Ber- 
orduungen vom 20. November 1861 und 28. Februar 1862 über Verwaltung des fatholijchen beziehungsweije 
des evangelijchen Kirchenvermögens, jorwie Kultusbudget für 1890/91 Ausgabe Tit. VILI A pos. 2 und 6 
nebjt Anlage 8 und den bezüglichen Ausführungen in dem vom Abgeordneten Tiefer erjtatteten Berichte der 
Yudgettommiffion der zweiten Kammer. 

Zu Ziffer 3. Während das Geſetz vom 5. April 1886 (ſiehe unten Artikel 29) über Aufbefjerung 
gering befoldeter Kirchendiener troß jeiner allgemein lautenden Ueberſchrift nur auf Pfarrer ſich bezieht, ift es 
far, daß aud) die Aufbefjerung jonjtiger Kirchendiener beziehungsweije Beamtungen (3. B. Vikare, Pajtorations- 
geiftliche, Verwejer, Defane ꝛc.) hierher zu rechnen ift. 

Zu Ziffer 4. Vergl. Artitel 3 Abjag 1 wegen der Wittwenkaſſenverbände. 


Artikel 3 (Subfidiarität). 


Bergl. Ortskirchenftenergeje Artikel 3. 

Zu Abjag 1: Zu den auf öffentlichem Recht beruhenden vorgängigen Leijtungen gehört z. B. die 
Dotation des Erzbisthums Freiburg nad dem Fundationsinjtrument vom 23. Dezember 1820. Unter Zu: 
wendungen ohne Rechtszwang find nicht nur formelle Schenkungen unter Lebenden oder von Todeswegen, 
jondern auch freiwillige Beiträge bei Kolletten und Handgeſchenke verjtanden. 

Zu Abja 2. Die beitehenden Grundſätze über die Verwaltung und Berwendung des Vermögens und 
Ertrags der Stiftungen bleiben daher aufrecht erhalten. 

Zu Abſatz 3. Die Beibehaltung der bisherigen, der Leiſtungsfähigkeit der kirchlichen Fonds entjprechen- 
den Beiträge für die allgemeine Kirchenverwaltung bietet einen erwünjchten Ausgleich dafür, daß das Fonds— 
vermögen ſonſt zwangsweije nicht beigezogen wird; vergl. Artikel 11 und 14. Die Bejtimmung jegt, wie 
fämmtliche Beſtimmungen der Abjchnitte I — einichlieglich VI diejes Gejeges zu ihrer Wirkung für jede einzelne 
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Korporation übrigens voraus, daß diejelbe von dem Gejeh im Ganzen Gebrauch mache (vergl. Artikel 1 
Abjag 1 und 2). 


Artikel 4. (Ausſchluß des Militärfirhenverbands). 
Vergl. Ortskirchenſteuergeſetz Artikel 5 mit Artifel 2 Abjag 1. Es bedarf im Hinblid auf Artikel 3 im 
Gejeß feiner Hervorhebung, daß auch der Aufwand für die bejondere Seeljorge an Staatsanftalten in das 
Geſetz nicht einzubeziehen ift, da der Staat jelbjt dafür auflommt, 


Artikel 5. (Kirhenobrigkeitliher Antrag und ftaatlich genehmigter Beſchluß einer Ber 
tretung der Kirchengenoſſen). 

Siehe unten Art. 21, 28 Ziffer 4; vergl. Ortsfirchenteuergejeg Artikel 8 und 37, Ziffer 8. 

Während das Ortskirchenſteuergeſetz die Vertretung der Ortsgemeinde regelt, mußte ebenjowohl die That- 
jache, daß die evangeliich protejtantijche Gejammtlirche bereits in der Generaliynode ein Vertretungsorgan be 
figt, als der Umjtand, daß die anderen Kirchen im Lande, wenn fie von dem Geſetze Gebrauch machen, eine 
ſolche Vertretung erft ſchaffen werden und dabei je mit bejonderen Verhältniffen zu rechnen haben, emen Ber: 
fuch in der Nichtung ausichlieht, daß das Staatsgeſetz ſelbſt die Zuſammenſetzung der Vertretung regele; viel: 
mehr ift auf diefem Gebiete eine Freiheit der Bewegung zu belaffen und zwar umſomehr als vermieden werden 
follte, einer Kirche zuzumutben, etwa nad) ganz verichiedenem Wahlmodus zwei Vertretungsorgame, Das eine 
für Steuer, das andere für jonjtige Kirchenjachen zu haben. Anderjeits wäre es unthunlich, dab der Staat 
vorhandene Firchliche Einrichtungen, welche als jolche der autonomen Abänderung zugänglich find, in jener 
Gejepgebung feitlege, ganz abgejehen davon, daß dabei zu gleicher Zeit eine Reihe weit divergirender Kirchen: 
verfaffungen in Betracht käme. Iſt hiernach davon Abjtand genommen, über Wahlberechtigung und Wahl 
modus, über die Bildung etwaiger Wahl- oder der Vertretungsförper nach Zahl und Art Näheres zu beftimmen 
oder gar in Eiiizelheiten, wie z. B. in die Frage, ob die Diaspora nothwendig in die Vertretung einzubeziehen 
fei, einzugehen, jo mußte andererjeits daran feitgehalten werden, da im Endergebniffe die firchlichen Steuer 
zahler jelbft — wie dies bei der örtlichen, jo num auch bei der allgemeinen Kirchenſteuer — durch eine aus 
giebige Vertretung die Träger des Steuerbeſchlufſes jeien und daß der Staat, ehe er jeinen Arm leiht, bei aller 
Freiheit der Gejtaltung den wejentlich vepräjentativen Charakter derjelben anerkannt hat. 

Im Einzelfalle ferner iſt 8 feine Aufgabe, zu prüfen, ob die zu erhebende Steuer in ihrem Zweck recht 
lich, in ihrer Notwendigkeit thatjächlich begründet fei und feine übermäßige Beſchwerung bewirfe, auch ob die 
Untervertheilung nad) richtigen Grundfägen angelegt und bewirkt jei. 


Abſchnitt IL. Vertretung der Kirchengenoſſen zur Bewilligung von Steuern und Belaſtungen Fir difgemeine 
kirchliche Bebürfnifie. 
Vorbemerkung: Unter Belajtinigen find hier, da in die Verwaltungsbefugniffe der oberen Kirchen: 
behörden nicht eingegriffen werden foll, nur jolche zu verſtehen, welche die Echebung von Stemern zur Folge 
haben werben; vergl. Urt. 5 und 22. 


Artifel 6 GVerhältniß weltliher und geiftlicher Vertreter), 

Wenn einerſeits das Firchliche Interejfe es mit ſich bringen fann, daß der geiftliche Stand neben dem 
weltlichen in Verjammlungen zur Behandlung allgemeiner kirchlicher Angelegenheiten eine ftarfe Bertretung be 
fige, jo ift amderjeit3 nach dem zu Artikel 5 entwidelten Grumdjage daran fejtzuhalten, daß die weltlichen 
Mitglieder der fteuerbewilligenden Vertretung durchaus überwiegen müſſen. Bei der praftiichen Wichtigfeit 
diejes Punktes im Hinblid auf die Zujammenjegung der evangelifch-protejtantiichen Generaljynode ijt eine 
Spezialbeſtimmung hierüber im Einverftändniffe mit dem Evangelijchen Oberficchenrat) vorgejehen, während 
für die praftifch ‚zurücktretende Frage des Zahlenverhältnifjes zwijchen ernannten und gewählten Mitgliedern 
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der Vertretung ſich mit der Hervorhebung bier begnügt wird, daß jelbftwerftändfich nicht gewählte Mitglieder 
in einer fteuerbewilligenden Vertretung nur in eimem noch weit geringeren Berhältniffe ald dem für den geift- 
lichen Stand vorgejehenen beichließend mitwirken fünnten, 


Artikel 7. (Einberufung und Tagung der Bertretung). 

Bergl. Art. 20, Wenn die Stantöregierung auf Grund. eingereichter VBoranjchläge zum Voraus erflären 
würde, daß fie aus gejeglichen Gründen (fiche Schlufabjag der Motive zu Art. 5) eine gewünjchte Steuer 
nicht genehmigen fünne, jo wäre die Einberufung der Vertretung zur Steuerbewilligung zwecklos. Daß das 
nach Artifel 7 einzubolende Einverſtänduiß der Regierung übrigens nicht auf die Einberufung der Bertretung 
einer Geſammtlirche zur Ausübung anderer als der im dem vorliegenden Gejeg ertheilten Befugniffe zu be 
ziehen jei, ift ſelbſtverſtändlich. 


Artifel 8 (Theilnahme von Kirchen: und Staatsbehörden an der Verhandlung). 

Außer dem Kultus-Minifterium fäme hiernach für das evangeliiche Bekenntniß der evangelifche Ober: 
firchenrath, für das katholiſche Bekenntniß das erzbijchöfliche Ordinariat und der katholiſche Oberftiftungsrath 
bezw. der (altjkatholiiche Biichof und der Großh. Verwaltungshof, für das ifraelitifche Bekenntniß der fandes- 
herrliche Kommiſſär umd die Mitglieder der Adminiftrationd-, jowie der Religions-Stonferenz bes Oberraths 
in Betracht. 

Urtitel 10. (Erfordernijje giltiger Beihlüjje). 

Vergl. Ortskirchenſteuergeſetz Artikel T. Die im Abſatz 3 daſelbſt vorgejehene Erleichterung der Stener- 
bewilligung in Fällen mangelhaften Erjcheinens der Stimmberechtigten ſchien für Steuerbeichlüffe einer Ge 
fammivertretung der Kirchen nicht angemefjen und würde der Vollzug eines jolchen nicht von der wirklichen 
Mehrheit derjelben getragenen Beichluffes ficherlich auch nicht im firchlichen Interefje liegen, während für die 
Ortögemeinde ſchon mit Rückſicht auf die Bauverpflichtungen bejondere Verhältniſſe zu beachten waren. 


Abſchnitt III. Steuerpflicht und Steuerfuh zur Deckung allgemeiner kirchlicher Anforderungen. 


Artikel 11. (Umlegung der Gejammtjteuer auf Die Öemeinbejteuerfapitalien und :anjchläge 
ber Ortöfirdhengemeinden). 


Vergl. Ortskirchenſteuergeſetz Artikel 12 und 13. 


Artikel 12. (Befugniß bes Beizugs der Kirchengenojjen außerhalb bes Drtsfirchenverbands). 

Vergl. oben A V. 4, jowie Artitel 28 Ziffer 3. Es verfteht fich nach dem Zufammenhang von jelbit, 
daß der Beizug nur nach dem gleichen Steuerfyftem (Geſammtheit der Kapitalien und Anfchläge nach dem Ge 
meindejteuerfatajter) wie nad) Artifel 11 erfolgen darf; nur ift es gejtattet, einen geringeren Steuerfuß eintreten 
zu laſſen. 


Artikel 13 (Weitere Umlegung der Ortsbetreffniſſe auf die Ortsfirhengenojjen.). 


Die Ortögemeinde ift nicht jelbft der Belaſtete, jondern nur den Centrallirchenkaſſen gegenüber der Vor: 
träger der Steuer, welche diejelbe aufgefammelt abliefert. 


Artikel 14. Befugniß der Uebernahme der Drtsbetreffnijje auf das Ortskirchenvermögen. 
Vergl. Ortöfirchenftenergejeg Artilel 3; j. o. A IV 6 und V 3. 


Artikel 15. Steuerfreiheit der Kapitalien x. bis zu 600 ME. | 


Siehe oben A V 5 VIA. 
Da nach Artikel 11 des vorliegenden Entwurfs und Artifel 12 des Ortöficchenftenergejeges in Verbindung 
56* 
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im & 85 Abſ. 1 der Gemeindeordnung die Einfommenfteueranjchläge im dreifachen Betrage, die Kapitalrenten- 
fteuerfapitalien nur zu ®/,, in Berechnung fommen, jo bejteht die Wirkung der Beſtimmung darin, daß befreit find: 

1. Grund-, Häuſer- und Gefällitenerfapitalien, welche nicht 600 ME. überiteigen, 

2. Rentenbezüge von 100 Mk. oder weniger, da das Stapital im 2Ofachen Betrag der Nente (zu */,o) in 
Betracht fteht, 

3. die Staatsfteuereinfommensanjchläge von 200 Mi. oder weniger (900 Mi. Eintommen oder weniger) 
während 

4. die Gewerbejteuerfapitalien unter 700 ME. ohmedies jchon außer Berechnung bleiben. 

Mehrere an fich befreite Kapitalien oder Anjchläge werden übrigens jummirt, jo daß 3. B. ein Häufer- 
fteuerfapital von 500 ME. nebjt einem Rentenjteuerfapital von 150 ME. die Steuerpflicht begründet. 

Artikel 16. (Steuerfuß und Befugniß der Freilafjung der Kapitalrentenfteuerfapitalien.) 

Zu Abi. 1. Vergl. Ortsfirdjenfteuergejeg Art. 14. 

Nah der Natur der Sache kann die in Rede jtehende Befugniß hier nur der Gejammtlirchenvertretung 
zuſtehen. 

Zu Abſ. 2. Die Vorausbeſtimmung eines Steuerfußes als Höchſtſatzes wäre Mangels jeglichen Ma— 
terials über die konfeſſionelle Vertheilung der Steuerzahler bezw. ihrer Steuerkapitalien und-Anſchläge ſchwierig 
auszuführen, es ſei denn, daß man einen ganz willkürlichen Satz beſtimmt hätte. 

Artikel 17. (Einzelbeſtimmungen über Gewerbsgeſellſchaften, gemiſchte Ehen und Austritt 
aus der Kirche.) 

Wegen der Austritt3erflärung der Kirchengenoffen in der Diajpora vergl. Art. 28 Ziffer 3; an Stelle 
der Ortskirchenbehörde wird hier zum finngemäßen Vollzug der Abſatz 3 des Art. 18 des Ortsfirchenfteuer- 
gejeßes die oberjte Firchliche Landesbehörde oder ein Nachbarverband zu treten haben. 

Abſchnitt IV, Verfahren zur Feſtſtellung und Erhebung von Steuern für allgemeine kirchliche Bedürfniſſe. 
Artikel 18. (Dauer der Boranjcdlags und Steuererhebungsperioden.) 

Bergl. Ortöticchenfteuergejeg Artifel 22. Mit Rückſicht auf $ 66 der evangelijch-protejtantifchen Kirchen: 
verjafjung würbe die 5jährige Periode als maximale zu wählen jein; um jedoch zugleic, den Anſchluß an die 
zweijährigen Perioden der Staatsfteuerbehandlung möglich zu machen, wurden 6 Jahre gewählt. 

Artikel 19. (Inhalt des Voranſchlags.) 

Vergl. Ortskirchenfteuergejeg Artifel 23. 

Artitel 20. (AUufftellung und Kundmahung des VBeranjdlags.) 

Vergl. Ortökirchenfteuergefeg Artikel 24. 

Mit Rüdficht auf die erhöhte Stellung der Gejammtvertretung einer Kirche wurde zwar die Analogie des 
Ortäfirchenfteuergejeges in mehreren Hinfichten verlajjen. Immerhin wurde aber eine Fürforge dafür als an- 
gemeffen erachtet, da; vor der Wahl der Wähler in der Lage jei, ſich über die Tragweite derjelben für finanzielle 
Verhältnifje Klarheit zu verichaffen, zumal es fich mit der Kirchenfteuer um eine durchaus neue Einrichtung handelt. 


Urtifel 21. (Staatsgenehmigung für den Steuerbejchluß.) 


Vergl. Ortöfirchenfteuergejeg Artikel 25. Bei dem großen Umfang des betroffenen Perſonenkreiſes und 
da die Kirchenfteuer mehrere Reſſorts der Staatöverwaltung, wenigitens mittelbar betrifft, it die Genehmigung 
der höchiten Staatöbehörbe zugewiejen. 


Artilel 22, (Uebernahme von Belajtungen.) 
Bergl. Ortslirchenſteuergeſetz Artikel 27. 


Artikel 23. (Vollzugsreife ber Beſchlüſſe; Verjährung.) 
Vergl. Ortsfirchenfteuergejeg Artikel 28. 


Artifel 4. Rechnungslegung.) 
Vergl. Ortsfirchenftenergejeg Artikel 29. 


Artikel 25. (Staatshilfe für Feititellung der Beitenerungsverhältnijfe; Geheimhaltung. 
Siehe auch unten Art, 28 Ziffer 1. J 


Abſchnitt V. Uebergangsbeſtimmungen. . 


Artikel 26. (Neumahl der firhlihen Vertretungen.) 

Da beitehende kirchliche Vertretungen nicht mit der Ausficht, daß fie Steuern bewilligen fünnten, gewählt 
find, jo it e8 zur Gewährung eines repräjentativen Charakters auch hiefür, erfordert, daß fie beziehungsweije 
etwaige Wahltörper, welche die Vertreter entjandt Haben, neu gewählt werden, ehe die im Gejegesentwurf gegebene 
Befugniß der Steuerbewilligung ausgeübt wird, 


Artikel 27. (Fortdauer des Gejeges über jtaatliche Aufbeſſerung gering bejoldeter 
Kirchendiener.) 
Siehe oben A. I. und VI. 1. 


Abſchnitt VI. Ausführungs: und Zuftändigkeitäbeftimmungen. 
Art. 28. (Vorbehalt von Vollzugsverordnungen.) 

Vergleiche Ortöfirchenfteuergejeg Art. 37. Sollte für eine Religionsgemeinjchaft, auf welche dies Gejek 
wirfjam erflärt wurde, der Fall der Nothwendigkeit der Beſteuerung eintreten (3. B. zur Tilgung eines gemäß 
Art. 22 aufgenommenen Anlehens), ein Beichluß zur Erhebung der Steuer im Einzelfall aber nicht zu Stande 
fommen, jo müßte derjelbe der Natur der Sache nad), auch im Imtereffe des Finanzkredits der Kirchen jelbft, 
im Berwaltungsweg jupplirt werden können, Die frage, ob und wie im Wege der zivilprozejjualen oder ver- 
waltungsgerichtlichen Exekution außerhalb diejes Geſetzes für die Verpflichtungen einer Kirche deren Genofjen 
haftbar gemacht werden fünnten, ijt nicht Gegenjtand des Entwurfs, 


Artikel 29. Gerwaltungsrechtsweg.) 


Bergl. Ortskirchenſteuergeſetz Art. 38. 

Durch die Anführung der Schuldigfeit (oder Nichtichuldigfeit) zur Kirchenfteuer allein als Klagegegenſtand 
in Abſ. 1 wird nicht die verwaltungsgerichtliche Nachprüfung derjenigen Rechtövorgänge, auf denen die Schuldig- 
feit beruhen joll, ausgeichloffen. 


Artikel 30. (Bezeichnung der zuftändigen Behörden, 
Vergl. Ortslirchenſteuergeſetz Art. 39. 


Artikel 31. (Sportelfreiheit.) 
Siehe oben A. VI. 2. 


Abſchnitt VO. Anhang. Nachtragsbeſtimmungen zum Gejehe über Beiteuerung für örtliche kirchliche 
Bebürfnifle. 
Borbemerktung: 
Es Liegt außerhalb der Abficht der Großherzoglichen Regierung eine Revifion des Ortskirchenſteuergeſetzes 
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welches erit kurze Zeit in Wirkjamfeit ift, herbeizuführen und wird vor Abwartung von Erfahrungen nicht der 
Zeitpunft für gegeben erachtet, auf Wünsche bezüglich der Fortbildung jenes Geſetzes einzutreten. Die nad) 
folgenden Artifel betreffen nur Punkte, welche zum nöthigen Einklang unter den beiden Kirchenfteuergejegen 
berührt werden müſſen. 


Artikel 32. (Gemeinjame Erhebung von allgemeiner und Ortskirchenſteuer). 


Hierdurch werden Koften, Mühen und Irrungen vermieden. Unter der Bejtewerung iſt diejenige vach 
dem gegenwärtigen Entwurf und diejenige nad) dem Ortsfirchenfteuergejeg verjtanden. 


Artifel 33. (Ausdehnung von Beitimmungen diejes Gejeges aufdas Ortskirchenſteuergeſetz) 
Siehe oben A. VI. Ziffer 2 und 4. 


Artikel 34. (Befugnih der Anwendung des Ortsfirdhenftenergejeges auf bisher nicht einbe 
jogene Religionsgemeinichaften). 

Das Ortöfirchenftenergejeg iſt bis jegt nur für die in & 1 des Gejeges vom 9. Oftober 1860 bezeichneten 
Kirchen erlaffen. Iſt jedoch das Recht der allgemeinen Kirchensteuer allen mit Korporationsrecht verichenen 
Religionsgemeinjchaften als Gejammtheiten ertheilbar, jo it es eine logische Folge, auch deren örtlichen Unter- 
verbänden das Syſtem der Ortsbeiteuerung zugänglic) zu machen; jiehe oben A. VI. 3. Daß diefe Möglichkeit 
geichaffen werde, liegt auch im Wunſche des Oberraths der Jiraeliten, obwohl derjelbe nicht in Ausficht nimmt 
daß von derjelben alsbald Gebrauch gemacht werde. Da das Ortslirdjenfteuergeieg nur die chriftlichen Haupt: 
Kirchen im Auge hatte; ift es übrigens nicht jchlechthin übertragbar und wurde daher im Entwurfe auch vor- 
gejehen, daß die Ausdehnung etwa nur auf einen Theil des Geſetzes bezogen werden möchte. 


Artikel 35. (Einführungszeitpunft zu Art. 32--34). 
Siehe oben Bemerkung zu Art. 1 Abi. 1 und 2 am Schluß. 
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Beilage zum Protokoll der 18. Sigung der zweiten Sammer vom 26. Januar 1892. 


Antrag. 


Die Kammer wolle bejchließen: 


Die Großh. Negierung jei um Borlage eines Gefeßenhonrfes zu erfuchen, durch welchen der & 78 der 
Gemeinde- und Städte-Ordnung folgende Faflung erhält: 


g 78. 


Durch Gemeindebeſchluß mit Staatsgenehmigung fann eine Verbrauchsſteuer eingeführt werden. Durch 
diejelbe dürfen nur jolche Gegenjtände belaftet werden, welthe zum örtlichen Verbrauch bejtimmt find und nicht 
wie Mehl, Brod, Fleiſch, Fleifhmwaaren und Feuerungsinaterialien, zu den nothmwendigen 
2ebensbedürfnijjen gehören; auch hat die Einführung jeweils mur auf beftimmte Zeit zu erfolgen. 


Begründung. 


Nah) den Grundjägen eines gefunden Gemeindeſteuerſyſtems hat die Aufbringung des ungededten Ger 
meindeaufwands nah Maßgabe der finanziellen Leiftungsfähigfeit der zur Tragung der Gemeinde: 
laften Heranzuziehenden zu erfolgen. 

Hiermit umvereinbarlih ift es, daß in einzelnen Gemeinweſen ein fehr erheblicher Theil des Gemeinde: 
aufwands unter völliger Außerachtlaſſung des oben bezeichneten Prinzips aufgebracht wird. Soweit die 
Verbrauchsftener auf Gegenftände gelegt wird, welche zum Lebensunterhalt unbedingt nothiwendig find, zu deren 
Verbrauch jomit auch der Unbemittelte genöthigt ift, ftellt fie fich als eine Kopffteuer dar, weldye den wirth- 
ſchaftlich Schwachen in gleichem Umfang, ja jogar, insbejondere, wenn er eine zahlreichere Familie hat, ftärfer 
belaftet, als den wirthihaftlic; Starten. Es erſcheint demnach die Bejeitigung diefes, mit dem fundamentalften 
Grundſatz eines gerechten Steuerſyſtems im Widerjpruch jtehenden Mifverhältniffes dringend geboten. 

Auch nad) Ausſchluß der mothwendigen Lebensbebürfniffe von der Verbrauchsſteuerbelaſtung ift dem eine 
Verbrauchsſteuer erhebenden Gemeinden immerhin noch ein entiprechender Kreis von VBerbrauchsitenergegenftänden 


zur Beitenerung offen gelaffen. 


Karlsruhe, 26. Januar 1892. 


Mufer. Schumann. 


Heimburger. Eder. 
Beneben. Vogelbach. 


Beilage zum Protokoll der 22. Sigung der zweiten Stammer vom 3, Februar 1892, 


Antrag. 


Die Unterzeichneten ftellen den Antrag, die Hohe Zweite Kammer wolle 
I. die Großherzogliche Regierung ermächtigen, nad Mihjahren im Weinbau auf Antrag der 
Gemeinden den Beichädigten die Staatsjtener aus Nebgelände ganz ober theilweife rüdzu- 
erjegen; 
II. die Großherzogliche Regierung erfuchen, dafür zu forgen, daß vom Staate oder mit Staats- 
unterftügung in den Rebbezirken des Landes Nebichulen angelegt werben; 
ferner, daß ein Gefeßedentwurf vorgelegt werde, welcher für den Fall der Totalerneue- 
rung eines Rebſtückes Befreiung von der Grundſteuer auf die Dauer von "Fünf Jahren vorfieht. 


Karlsruhe, den 3, Februar 1892, 


Klein- Weinheim. Dreber. 
Kiefer. Klein» Wertheim. 
Pfefferle. Blankenhorn. 


Verhandlungen der 2. Kaumer. 1891/92. Ates Beilageheft. 57 


‚ Beilage zum Protofoll der 23. Sitzung der 2. Kammer vom 5. Februar 1892. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog —V uhringen. 


Wir beauftragen hiermit den mit der Leitung u njeres Minifteriums des Junern betrauten Staats- 
rat Eijenlohr, Unjeren getreuen Ständen, und zwar zumächit der zweiten Sammer, den anliegenden 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Abänderung einiger Bejtimmungen der Gemeinde: RN Städteordnnung, 
zur Verathung und Zuftimmung vorzulegen. 

Zum Regierungsfommifjär für dieje Vorlage ernennen Wir den Miniiterialrath Baader, 


Gegeben zu Karlsruhe, den 31. Januar 1892, 


Srieörich. 


Eifenlohr. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit Höchften Befehl: 
Dr. Waltz. 
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Entwurf eines Geſehes, 


die Abänderung einiger Beltimmungen der Gemeinde und — — 
betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mit Zuſtimmung Unſerer getreuen Stände haben Wir beſchloſſen und verordnen wie folgt: 


Artikel 1. 


Der Abſatz 5 des 8 70 des Geſetzes über die Verfaſſung und Verwaltung der Gemeinden (der Gemeinde: 
Ordnung) wird aufgehoben. 


Artikel 2. 


An die Stelle der Abjäge 1 und 2 des $ 87 der Gemeinde und Städteordnung tritt folgende Be— 
Stimmung: 

Bon dem Kapitalrentenſteuerkapital dürfen. höchitens 8,8. Pig. von 100 ME. erhoben, die 
Dienfteintommen, Ruhe und Sujtentationsgehalte der öffentlichen Diener des Reichs, des Staates 
(einjchließlich der Woltsidullehrer), des Großherzoglichen Hofes, und der Gemeinden, ſowie die 
entiprechenden Bezüge ihrer Wittwen und Waifen zur Gemeindebefteuerung höchſtens mit einer 
Umlage von 2 Mt. 50 Pfg. von 100 ME. des ftaatlichen Einkommenſteueranſchlags belaftet werden. 


Artikel 3. 

An Stelle des „Nachtrags“ zu der GemeindeOrdnung, beziehungsweiie der 88 174 ff. treten folgende 
Beitimmungen: 

Bon den abgefonderten Gemarkungen. 
8 174. 

Für den Bereich einer abgejonderten Gemarkung find die Eigenthümer der zur Gemarkung gehörigen 
Liegenschaften zu den Pflichten verbunden, welche den Gemeinden für den Bereich ihrer Gemarkung im öffent: 
lichen Intereſſe gejeglich obliegen. ” 

Den zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen erforderlichen Aufwand haben fie nad) Verhältniß ihres in der 
Gemarkung veranlagten Grund» und Häuferjteuerfapitals zu tragen. 

57° 
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Auf Antrag der Eigenthümer fünnen mit Stantsgencehmigung auch die übrigen in der Gemarkung zur 
itaatlichen Bejteuerung veranlagten Stenerfapitalien und Einfommenfteneranjchläge zu Beiträgen beigezogen werden, 


und ift jodann der Aufwand nad) Maßgabe der 55 80 ff. auf das gejammte Steuerfapital und die Einfommens- 
anjchläge umzulegen. 


8 175. 


Ueber die Erfüllung der in $ 174 bezeichneten Verpflichtungen bejchliehen die Eigenthümer, Sind deren 
mehrere vorhanden, geichieht die Beichluhfaffung nad Stimmenmehrheit. 

Beträgt die Zahl derjelben mehr als zehn, oder werden zu dem Gemarfungsaufivand alle Steuerfapitalien 
zugezogen, jo bejchließt ein Verwaltungsrath, welcher bejteht aus: 

1. dem Stabhalter ($ 177), 

2. den Eigenthümern, deren jeder mindejtens ein Fünftel des Grund- und Häuferftenerfapitals der 
Gemarkung befigt, 

3. einem oder mehreren Vertretern der übrigen Beitragspflichtigen. 

Die Zahl der Mitglieder des Verwaltungsraths, und der den Eigenthümern bei Beichlüffen über Ge— 
marfungsangelegenheiten (Abj. 1 umd Abi. 2 Ziff. 2) zulommenden Stimmen jegt der Bezirksrath unter Be- 
rüdjichtigung der Steuerverhältniffe jeit. 

Beichlüffe des Verwaltungsrath3 über Erhebung von Umlagen auf die Gejammtitenerfapitalien bedürfen 
der Staatögenehmigung. j 


8 176. 


Auf Antrag der Eigenthümer beziehungsweiie des Verwaltungsraths kann der Bezirksrath bejtimmen, daß 
Einrichtungen und Anjtalten, zu deren Hertellung eine benachbarte Gemeinde im öffentlichen Jutereſſe verpflichtet 
ift, auch von den Einwohnern der abgejonderten Gemarkung benüßt werden. 


8 177. 
Die Verwaltung der Ortöpolizei in der Gemarkung wird von dem Bezirksamt dem Bürgermeifter einer be- 
nachbarten Gemeinde oder einem Einwohner der Gemarkung — Stabhalter — auf unbejtimmte Zeit und 


widerruflich übertragen. Der Stabhalter hat die Strafbefugnii eines Bürgermeijters und ift amtlich zu ver- 
pflichten. 
Ortöpoligeiliche Vorjchriften, zu deren Erlaffung der Bürgermeifter beziehungsweije der Stabhalter zu— 
jtändig ift, bedürfen, wenn fie eine jortdauernd geltende Anordnumg enthalten, der Genehmingung des Bezirksamts. 
Erfannte Gelditrafen dienen zur Beftreitung de83 Gemarkungsaufwandes. 


g 178. 


Mit Nüdficht auf den Umfang der von der Gemeinde in Anſpruch genommenen Benügung ihrer Ein- 
richtungen und Anftalten (8 176) und der aus der Polizeiverwaltung erwachienden Gejchäfte ($ 177) beitimmt 
der Bezirksrath die Vergütung, welche hiefür von den zur Bejtreitung des Gemarlungsauſwandes Verpflichteten 
zu übernehmen iſt. 


g 179. 


Das Bezirksamt kann insbejondere da, wo Umlagen erhoben werden, die Beitellung eines Rechners an- 
ordnen, Diejer wird von den Eigenthümern bezichungsweife dem Verwaltungsrath auf bejtimmte Zeit ernannt, 
und amtlich verpflichtet. 

Auf die Rechnungsführung finden die allgemeinen Vorjchriften über das Gemeinderechnungswejen ent: 
iprechende Anwendung. 
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Durch Landesherrliche Entichliehung können abgefonderte Gemarkungen mit benachbarten Gemeinden nach 
Anhörung der Eigenthümer und der zur Beſtreitung des Gemarfungsaufwandes Beitragspflichtigen, ſowie der 
betheiligten Gemeinden und des Bezirksraths vereinigt werden, wenn die Betheiligten einverjtanden find, oder 
wenn bei Widerfpruch der Betheiligten das öffentliche Intereffe, insbeſondere im Hinblid auf die beſchränkte 
Leiftungsfähigkeit der Verpflichteten oder anf die erhebliche Zahl der Bewohner der Gemarkung eine ſolche Ver: 
einigung erfordert. 


8 181. 


Im Falle der Bereinigung fommen dem jeitherigen Aufenthalt der Einwohner in der abgejonderten Ge— 
marfung in öffentlich-rechtlicher Beziehung diefelben Wirkungen zu, wie dem in der Anjchlußgemeinde. 


Artikel 4. 
Der Abjag 2 des 8 3 der Gemeihde- und Städteordnung wird aufgehoben. 
Der Abſatz 3 erhält als Abſatz 2 folgende Faflung : 
Die Verhältniffe dieſer abgejonderten Gemarkungen werden nach Maßgabe des 8 174 ji. 
geregelt. 


Artikel 5. 
Artikel 2 des Gefeges tritt vom 1. Dezember 1891 ab, die übrigen Artikel treten am 
in Wirffamleit. | 
Das Großberzogliche Minifterium des Innern iſt mit dem Vollzuge beauftragt. 


Begründung. 


Der gegenwärtige Geſetzeutwurf enthält in jeinen Artiteln 1— 4 verfchiedene Aenderungen der geltenden 
Gemeinde und Städteordnung, von denen nur die in Artifel 3 und 4 aufgeführten unter ſich in einem be: 
jonderen inneren Verhältniß ftehen, während fie mit den übrigen umd diefe unter fich nur in dem äuferen 
Zuſammenhang ſich befinden, daß fie eben einzelne auseinanderliegende Beſtimmungen der Gemeinde bezieh- 
ungsweije Städteordnung abändern. Es muß deßhalb hier auf die Begründung zu den einzelnen Artifeln ver 
twiejen werden. 


Zu Mrtifel 1. 


In Folge des Gejehes vom 2. Mai 1886, die Abänderung der Gemeindeordnung bezüglich der Auf: 
bringung des Gemeindeaufiwandes betreffend, wurde insbejondere auch aus der Mitte des Landtags die ‚Frage 
aufgeworjen, ob nicht die Grenzlinie jür dem verjtärkten Beizug des Bürgernugens zur Beſtreitung des Ge 
meindeaufwandes gemäß $ 70 Abſ. 5 der GemeindeOrdnung behujs der Erhaltung des bisherigen Beizugs- 
verhältnifjes zu verlegen jei. Die angejtellte Prüfung ergab, daß eine erhebliche Verjchiebung des Beitrags 
verhältniffes der verjchiedenen Steuerkapital-Gattungen durc genanntes Geſetz nicht eingetreten ift, daß namentlich 
in den (etwa 80) in Betracht kommenden Gemeinden, bei welchen der allgemeine Umlagefuß fich in der Nähe 
der Grenzlinie (50 Pig.) zu bewegen pflegt, diejer Umlagefuß fich nicht wejentlich geändert hat und überdies, 
wo eine Aenderung eintrat, theils (um 0,1—7,9 Pig.) geitiegen, theils (um O,1-—-6,4 Pig.) geiunfen ift. Es 
ericheint deßhalb eine Verlegung fraglicher Grenzlinie nicht geboten und wäre jo, daß jie alljeits die gewünjchte 
Wirkung hätte, auch nicht möglich. 

Dagegen laffen fich, zumal bei der durch das Gejeg vom 22, Juni 1890, die theilweife Abänderung der 
Gemeinde Ordnung betreffend, gejchaffenen neuen Wenderung der Sachlage gegen die Zweckmäßigkeit der Be: 
ſtimmung in Abj. 5 des 8 70 der Gemeindeordnung überhaupt gewichtige Bedenken geltend machen. 

Vor Allem leiſtet dieſe Beſtimmung dem Streben Vorſchub, 

a. einerjeitS die Hufnahme nothwendiger oder doch wünjchenswerther Aufwendungen in den Gemeinde: 
voranjchlag zu unterdrüden, um die Weberfchreitung der gezogenen Grenze (Umlage von 50 Pig.) 
und damit die Belajtung des nach Abjag 1 des im Frage jtehenden Paragraphen 70 zunächſt 
auflagefrei bleibenden Werthes des Bürgernugens (des jogenannten }Freitheils) zu vermeiden, und 

b. anderjeits von dem Moment an, wo der Umlageruß 50 Big. erreicht hat, den Gemeindeaufwand 
lediglich auf Koſten der Bürgergenußberechtigten um den Betrag des Freitheils zu fteigern. 

Erſteres ijt hauptjächlich da zu befürchten, wo die jtimmfähigen Bürger beziehungsweije die Mitglieder des 
Bürgeransichuffes der Mehrzahl nach mit den Bürgergenupberechtigten identisch find, was in der Mehrzahl der 
Gemeinden mit erheblichem Bürgernugen der Fall jein wird; legteres dagegen fann da geschehen, wo die Nicht: 
genußberechtigten in der Gemeindevertretung das Webergewicht haben, was insbejondere in jolchen Gemeinden 
möglich it, auf welche das angeführte Gejeh vom 22. Juni 1890 Anwendung findet. 

Diejer Umstand ift geeignet, auf die Ordnung im Haushalt und die jonjtigen VBerhältniffe der betreffenden 
Gemeinden ftörend einzuwirken. Dazu fommt, da am ſich auch eine unverfennbare Härte darin liegt, wenn 
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neben den regelmäßigen Allmendanflagen und einer Umlage in dem hohen Betrage von 50 Pig. zur Dedung 
des Gemeindeaufwands abermals ausjchlieglich die Allmendnugungen ohne Rückſicht auf die Leiſtungsfähigkeit 
der einzelnen Genußberechtigten mit Nuflagen belajtet werden jollen. 

Die Großh. Regierung glaubt deshalb, den Strich des genannten Abjages 5 im Vorſchlag bringen zu 
jollen, zumal eine höhere als die nad) Abſ. 1 des 8 TO zuläffige Belaftung des Bürgernugens immerhin noch 
durch die Vorjchrift im legten Abjag jenes Paragraphen ermöglicht iſt. 

Der durch den vorgeichlagenen Strich entitehende Ausfall an Bürgergenußauflage vertheilt ſich auf etwa 
360 Gemeinden und beträgt bei einer Gejammtauflage (in etwa 750 Gemeinden) von nahezu 800000 ME. 
und einer Umlage — in allen Gemeinden mit Ausnahme der unter die StädteOrdnung jallenden Stadtge- 
meinden — von über 91/, Millionen (vergl. Spalte 13, 15 und 17 der Tabelle 18b der Abth. XI des jtati- 
jtiichen Jahrbuchs für 1889) mur rund 100000 ME, welche überdies zum großen Theil wieder durch die 
Genußberechtigten ſelbſt in Form von allgemeiner Umlage aufzubringen find. Die eintretende, übrigens kaum 
nennenswerthe Mehrbelaftung der nichtbürgerlicyen Umlagepflichtigen wird feineswegs unbillig erjcheinen, wenn 
man die Nechte in Berüdjichtigung zieht, die denjelben durch das angeführte Gejeg vom 22, Juni 1890 ein- 
geräumt worden jind. 


Zu Artikel 2. 


Die Bejtimmung in Artikel 2 des Geſetzes vom 24. November 1891 „die Stenererhebung in den Monaten 
Dezember 1891, Januar und Februar 1892 betreffend“, wornach der Abgabenjat der Staatöjteuer für die 
Stapitalrentenjteuer auf 10 Pig. von je 100 ME. Steuerfapital, jür die Einfommenjteuer auf 2 ME. von je 
100 ME. Steueranjchlag feitgejegt wird, erjtredt ihre Wirfung aud auf die Gemeindebejtenerung, indem der 
8 87 der Gemeinde und Städteordnung im Abjag 1 die Umlage von dem Stapitalventenfteuerfapital in ein 
prozentuales Verhältniß zur Staatsſteuer jegt und in Abjag 2 die Marimalgrenze der Belajtung der dort 
genannten Einfommen aus Öffentlicher Berufsthätigfeit durc, die Höhe der Staatöfteuer vom Einkommen be- 
jtimmt wird. Es würde hiernad) bei Anwendung dieſer Gejegesbejtimmungen mit Hinblid auf die Staats 
fteuerfäge des neuen Geſetzes eine Derabjegung der Marimalgrenze für den Beizug zur Gemeindebejteyerung 
eintreten und zwar bei den Kapitalrentenjteuerfapitalien von 8,8 Pig. auf 8 Pig. von Hundert Mark, aljo 
um Yy,, und bei den Steueranichlägen aus Berufseinfommen von 2 ME. 50 Pig. auf 2 ME. vom Humbert, 
aljo um '/s, und demgemäß, da das Stapitalrentenjteuerfapital nur zu 3/,, und der Einfommenjteneranjchlag 
mit dem dreifachen Betrage in Berechnung fommt ($ 85 der Gem.Ordg.), überall da, wo der Umlagefuß von 
— Mark Grund- und Häuſer ıc.» Steuerfapital 8 X 1%, Pig. — 26,6 Pig. beziehungsweiſe 2 X 
' Mt. — 66,6 Pig. überjteigt, ein mehr oder minder bedeutender Ausfall am Umfageertrag und folgeweije 
eine entiprechende Mehrbelaftung der übrigen Steuerfapitalien beziehungsweife Anjchläge entjtchen. Der Aus- 
jall betrüge da, wo der Umlagefuß 29,3 beziehungsweije 83,3 Pig. überjteigt, überall volle %,,, Big. beziehungs 
weile 50 Pig. von 100 ME. Stapitalrentenftenerfapital beziehungsweije Berufs-Einfommenjteueranichlag, dagegen 
da, wo der Umlagejuß ſich zwiſchen 26,6 Pig. und 29,3 Big. beziehungsweife 66,6 Pig. und 83,3 Pig. be- 
wegt, entiprechend weniger. 

Die Größe des Ausfalls im Ganzen läßt ſich ohne gemeindeweife Ermittlung der maßgebeuden Faltoren 
und jehr zeitraubende Berechnung ziffermähig nicht, auch nicht annähernd, feititellen, da der Umlagefuh und 
die einjchlägigen Steuerfapitalien beziehungsweije Anjchläge in den im Betracht fommenden Gemeinden zu ver- 
ſchieden und überdies in den Gemeinden mit unter 83,3 Pig. Umlage die Steueranſchläge aus Berufseinkommen 
nicht ausgejchieden find. 

‚Für die unter die Städteordnung fallenden —— ud einige andere größere Gemeinden iſt ber 
Ausfall berechnet und aus den Anlagen I und II erjichtlich. 

Soweit derjelbe auf die Kapitalrentenitenerfapitalien entiällt, läßt ſich aus diejer Feititellimg auch für 
die übrigen Gemeinden die eventuelle Bedeutung der Aenderung wenigitens ungefähr bemejjen. Sie wäre watür 
ih um jo wejentlicher, je bedeutender die apitalventenjteuerfapitalien im Verhältniß zu den übrigen Steuer— 
fapitalien find. 
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Hinsichtlich der Beſteuerung der jog. Berufs-Einfommen wäre die Aenderung weniger eimjchneidend, da 
an Gemeinden, in welchen diejes Einfonmen eine irgendwie nennenswerthe Nolle jpielt, dermalen mur die in 
der Anlage III genannten vier in Betracht fommen und, wie diefe Anlage zeigt, auch bier der Ausfall fein 
erheblicher iſt. Immerhin ließe ſich auch im dieſer Hinſicht in einer Anzahl Gemeinden ein Ausfall, der durd) 
die Grund, Häuſer- und Gewerbjteuerfapitalien zu deden wäre, nicht vermeiden. 

Hiernach würde die Aenderung der Staatsjtenerjäge in den meiften Gemeinden eine Wirfung haben, für 
welche feinerlei innere Gründe jprechen, da die Vorausjegung der Aenderung des Stenerjuhes, nämlich die — 
beim Staat eingetretene — Minderung des Steuerbedürfnifies, bei den Gemeinden fehlt, Die Minderung 
der Stenerfäge beim Staat würde demnach lediglich eine Verſchiebung des Beitragsverhältniffes in den 
Semeinden zur Folge haben, die abjolute Entlajtung der Staatöteuerpflichtigen alſo auf dDiejelben Ge 
meindejtenerpflichtigen theils be= theils entlaitend wirfen. 

Daraus ergibt fich, daß das Prinzip des Anſchluſſes der Gemeindebejteuerung an die jtaatliche Be— 
jteuerung in der Weile, daß das Sinken beziehungsweiſe Steigen des Staatsiteuerfuhes ohne Weiteres auch das 
Sinfen beziehungsweije Steigen des Gemeindenmlagerußes hinſichtlich gewiſſer Stenerfapitalien beziebungsweiie 
Anjchläge zur Folge haben mu, den zu berücichtigenden Verhältniſſen nicht gerecht zu werden vermag, im 
Gegentheil jogar zur Belajtung Solcher, deren Entlajtung beabjichtigt it, führen ums insbejondere im ‚zalle 
der Erhöhung der betveifenden Staatsitenerjäge die vom Geſetzgeber verfolgte Abſicht, gewiſſe Gattungen von 
Umlagepflichtigen gegen Ueberlaſtung zu ſchützen, illuſoriſch machen kann. 

Es hat deßhalb die Großh. Regierung jchon bei der Berathung des Eingangs erwähnten Geſetzentwurfs 
in dev Budgetfommifion die Erflärung abgegeben, daß fie cs als ihre Aufgabe betrachte, den Kammern nod) 
anf diejem Landtage cine Vorlage über Abänderumg der bezüglichen Beſtimmungen des Gemeindegeieges zu 
machen, und nadımals die Il. Kammer mit der Annahme des proviiorifchen Steuergeſetzes zugleich cine Dies 
bezügliche Bemerkung in ihrem Protokoll niedergelegt. Der gegenwärtige Entwurf kommt jener Erflärung und 
diejem Antrage der II. Kammer, dem jich auch die I. Nammer angejchloffen hat, nach, indem er die aus den 
bisher geltenden gejeßlichen Beſtimmungen ſich ergebenden und nach den von der Großh. Regierung gemachten 
Wahrnehmungen den Berhältniffen entiprechenden Marimaljäge für die Belaftung der Ktapitalventeniteuerfapitalien 
und der Bernje-Einfommen fejtgeitellt und als bleibende firirt. Die Großh. Negierung glaubt msbeiondere, die 
Wirfjamfeit des Gejeges nicht blos zur Vermeidung don Störungen im Gemeindehanshalt auf den 1. Dezember 
1891 zurüddatiren, jondern auch über die Geltungsdaner des Finanzgeſetzes hinaus ale eine bleibende herbei: 
führen zu jollen. 


Zu Artikel 3. 


Seit Erlaffung der Gemeindeordnung von 1831 find die im „Nachtrag“ derjelben enthaltenen gleichmähig 
auch für die jich als Novelle zur Gemeindeordnung charakterifirende Städteordnung geltenden Beſtimmungen 
über die abgejonderten Gemarkungen (Waldungen, einzelne Höfe ımd andere Güter „die jeither feiner Orts- 
gemarfung angehört haben“) im Wejentlichen diejelben geblieben. Nun ijt aber im Laufe der Zeit mit den 
wachjenden Aufgaben der Gemeinden auch das öffentlich rechtliche Verhältnig dieſer Gemarkungen durch eine 
Reihe gejehgeberiicher Afte erweitert und ausgejtaltet und damit deren Stellung im Staatsorganismus wejent- 
lichen Veränderungen unterworfen worden, Es bedarf hier nur der Hinweifung auf das Verwaltungsgeieg, 
das Unterſtützungswohnſitzgeſetz beziehungsweiſe das badifche Einführungsgejek biezu, das Straßengeſetz, das 
Neichswahlgejeg mit Reglement, die Kreiswahlordnnng, die Feuerverficherungsgejege, die Vorjchriften über das 
Erjagwejen, die Anleitung zur Führung der Grund: und Pfandbücher, die Dienjtweiiung für die Standes 
beamten, für die Nechtspolizeibehörden, die juzialen Reichsgeſetze u. a. m., die alle auch die abgejfonderten Ge: 
marfungen in den Bereich ihrer Wirkſamkeit ziehen. Diejen erhöhten Anforderungen gegenüber find die an ſich 
höchſt dürftigen und zum Theil unzwedmäßigen geltenden Beitimmungen der Gemeindeordnung über die ab: 
gejonderten Gemarfungen durchaus unzulänglih. Sie verfügen nur über die Polizeiaufſicht und Ausübung 
der Polizeigewalt, über einige Aufgaben der Gemarfungseigenthümer bezüglich der Wege und Armenunter- 
haltung, der Einwohner in Bezug auf den Schulunterricht und auch die Ergänzungen, welche zum Theil mit 
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Gejegesinhalt die Vollzugsverordnung vom 22. September 1837 gebracht hat, find — abgejehen davon, daß 
fie bei jchwanfender Nechtiprechung die Quelle vieler Streitfragen geworden jind — insbejondere über Haupt: 
fragen, wie der Vertheilung der Laften unter den Eigenthümern und Einwohnern unter ſich und zwiſchen 
beiden, über das Verhältniß zur Nachbargeme nde und die diejer für Dienftleiftungen und Darbietungen zu 
gewährende Vergütung u. dgl. m. jehr umvollitändig und unklar. Wenn ſich aus diefem Grunde eine Er: 
gänzung und Aenderung des Sejeges ſchon frühzeitig fühlbar machte (vergl. Zeitjchrift für Verwaltung ıc. 1878 
©. 1% ff.) jo fällt andererjeits neben der großen Zahl der in Frage jtehenden Gemarfungen (241, von denen 
175 bewohnt find, j. Anl. III) auch der Umstand erheblich in das Gewicht, daß eine Anzahl jolcher Gemarf: 
ungen eine nicht unbeträchtliche Seelenzahl aufweist, die Anfiedelungen ſich jchon in ihrer äußeren Erjcheinung 
dorfähnlich darjtellen und zum Theil die Vorausjegungen zu einem eigentlichen Gemeindeleben in fich tragen. 

Der gegenwärtige Gejegentwinf jucht dieſen veränderten Verhältniffen gerecht zu werden. Während von 
unjeren Nachbarländern Heffen (Landgemeindeordnung vom 15. Juni 1874) abgejonderte Gemarkungen nicht 
fennt, und wo ſolche noch beitehen, zur Theilung bringt, Württemberg fie (Gejeg vom 17. September 1853 
als Theilgemeinden behandelt, deren örtliche Angelegenheiten nur unter gewiffen VBorausjegungen der Ber: 
waltung „eines oder mehrerer gemeinschaftlich wirthichaftenden Eigenthümer* überlaffen wird, jchließt fich unjer 
Entwurf thumlichit nahe an das bejtchende Recht an, erhält demgemäh die abgejonderten Gemarfungen, ohne 
ihren öffentlich — rechtlichen Charakter zu verändern, erweitert aber den veränderten Berhältniffen entjprechend 
deren Aufgabenkreis, jchafft eine feſte Verwaltungsorganijation und jucht zugleich deren Erhebung zu einem 
höheren Gemeindeleben, da, wo die VBerhältniffe hierauf dringlich hinweiſen, zu erleichtern. Zu den einzelnen 
Paragraphen wird bemerft: 


Bu 8 174. 

Der Abjag 1 faßt die in zahlreichen Einzelgejegen bereits aufgeführten Aufgaben in einer erweiterten Faflung 
dahin zujammen, daß die Gemarkungseigenthümer zu den Pflichten verbunden erflärt werden, welche den Ge- 
meinden für den Bereich ihrer Gemarkung gejeglich obliegen. 

Es wird dabei von der jelbjtverjtändlichen Vorausjegung ausgegangen, dab diefe Verpflichtung nur foweit 
geht, als jich Gegenjtände hiezu auf der Gemarkung darbieten, jo daß jich hieraus für ſchwach bewohnte oder 
unbewohnte Gemarkungen eine wejentlicye Beichräntung des Pflichtenkreiſes ergibt. 

Bon principieller Bedeutung it hier nur die Schullaft, welche künftig eine jolche der Gemarkung jein 
ſoll. Es verfteht fich dabei von jelbjt, daß, wenn nicht eine eigene Schule auf der Gemarkung errichtet wird, 
durch die Zuweifung jchulpflichtiger Kinder an eine benachbarte Schule nad) 8 176 nicht eine Schulgemeinjchaft 
im Sinne des & 5 des Elementarunterrichtögejeges zwifchen der betreffenden Gemeinde und der Kolonie herbeige- 
führt wird, und daß die abgejonderte Gemarkung im Wege des $ 178 nur dann zu dem Schulaufiwand der 
Gemeinde beizutragen hat, wenn und jo lange eine Mitbenügung der Nachbarſchule wirklich ftattfindet. 

Für eine Beibehaltung der bejonderen Belaftung der Einwohner, wie fie $ 176 Abſ. 1 des beitehenden 
Geſetzes jejtfegt, liegt ein zureichender Grund nicht mehr vor, da die Einwohner jegt zu allen Laſten mit ihren 
zur ftaatlichen Bejtenerung veranlagten Steuerkapitalien und Eintommenjteueranjchlägen herangezogen werben 
fünnen und den Gemeinden jelbit (5 39 Gemeinde-Ordnung) die Einführung von Hand» und Fuhrdienſten an« 
heim gegeben it. 

Mit diefer allgemeinen ;Feititellung der Gemarkungsaufgaben befindet fich der Entwurf im Einklang mit 
der Geſetzgebung anderer deutjchen Bundesitaaten jo insbejondere mit der von Württemberg (j. oben) mit der 
von Bayern diesſeits und jenjeits des Rheins (Gejege vom 29. April 1869) von Sachſen (Revid. Landgemeinde: 
ordnung für das Königreich) Sachſen vom 24. April 1873) von Anhalt (Marquardſen Handbuch des öffentlichen 
Nechts der Gegenwart, dritter Band, zweiter Halbband) Schwarzburg-Rudolfjtadt (Ebendajelbit ©. 149) und 
mit der neneiten Landgememde-Ordnung für die fieben öftlichen Provinzen der preußiihen Monarchie vom 
3. Juli 1891 & 122 ff. 


Zu 8 17. 


Hier wird anjchließend an die geltenden Beitimmungen der Bollzugäverordnung von 1837 eine Ver: 
Verhandlungen der Zweiten Kammer. 1891/92. 4. Beilagebeft. 68 
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waltung vorgefchlagen, in welcher die dem Grad und der Art nach verichiedenen Intereffen ber Betheiligten 
ihre Vertretung finden ſollen. Es fcheint angemeffen und genügend zu jein, nur denjenigen Eigenthümern 
im Berwaltungsrath perfönliches Stimmrecht zu gewähren, welche — wie dies jchon die bejtehende Vorjchrift 
vorjieht — mindejtens ein FFünftheil des Grund- und Häuſerkapitals befigen; einer Majorifirung des größeren 
Intereffes durch das Heinere wird durch die vorgejehene Stimmenzutheilung vorgebeugt. 


Bu 8 176. 

Dieje Vorfchrift ſchafft eine bis jetzt nicht beitandene Verpflichtung der Nachbargemeinde ihre vorhandenen 
Einrichtungen und Anftalten von den Gemarfungseimvohnern — jofern und joweit die Staatsbehörde dies für 
angemefjen hält — benügen zu laffen und es enthält der $ 178 das Storrelat hiezu in der jet feitgeitellten 
Verpflichtung der Gemarfungseigenthümer ꝛc., für jolche Leiftungen Vergütung zu gewähren, während nach der 
bisher geltenden Beitimmung in $ 174 Gemeindeordnung die Verbindlichkeit der Eigenthümer auf Zahlung von 
Tagsgebühren für auf der Gemarfung vorgenommene polizeiliche Verrichtungen bejchränft war und nicht ohne 
in zahlreichen Verwaltungsrechtsitreiten durchgeführten Widerjpruch nach und nach auch im Wege der Inter 
pretation auf Antheil an den allgemeinen jachlichen Unkojten der in Anfpruch genommenen Gemeinde aus- 
gedehnt wurde. 


Zu 8 180. 

Bisher war, wenn es ſich um eine Vereinigung einer abgefonderten Gemarkung mit einer anftoßenden 
Ortögemarkung mit Einwilligung der Betheiligten handelte — als welche die Gemarfungseigenthlimer oder 
ihre mit oder ohne Beizug der Einwohner geordnete Vertretung und die Anjchlußgemeinde beziehungsweije deren 
geordnete Bertretungsorgane, Gemeindeverjammlung oder Bürgerausſchuß, erjcheinen — bei Beibehaltung der 
eigenen Gemarkung in Gemäßheit des 8 13 Ziffer 9a der landesherrlihen Bollzugsverorduung vom 12. Juli 
1864 zum Geſetz über die Organijation der inneren Verwaltung die in $ 3 G.O. vorgejehene Staatögeneh- 
migung von Großh. Minijtertum des Innern ertheilt, wenn eine jolche Vereinigung mit Aufhebung ber 
bisherigen Gemarkung geſchehen follte, nach $ 1 des II. Conjtitutions-Ediktes und Artikel 4 des Geſetzes vom 
20. April 1854 die Sicherung der Gemarfungsgrenzen betr. bei Großh. Staatöminifterium nachgejucht worden. 
Auch in ‚den Fällen, in welchen es fich um die Vereinigung einer abgejonderten Gemarkung mit einer benad)- 
barten Gemeinde-Gemarkung jelbit mit Auflöfung der bisherigen eigenen Gemarfung handelte, wozu aber die 
Einwilligung der Betheiligten nicht zu erlangen war, hat die Praxis conjtant, da der $ 4 G.O. nur von 
Gemeinden jpricht, und Artifel 4 des angeführten Gejeges vom 20. April 1854, ſofern die Gemarfungs- 
grenzen einmal auf dem bort angegebenen Wege bejtimmt find, lediglich die landesherrliche Genehmigung vor— 
behält, daran feitgehalten, daß lediglich dieje legtere einzuholen jei. Fälle, in denen troß der in der geogra- 
phijchen Lage der Gemarkung oder im öffentlichen Intereffe gelegenen dringenden Nothiwendigfeit einer Verei— 
nigung die Einwilligung aller Betheiligten nicht zu erreichen iſt, jind, wie die Erfahrung lehrt, nicht felten und 
werben nach Annahme diejes Gejegentwurfs wohl noc häufiger werden. Die Gründe Hierfür find naheliegend. 
Der Gedanfe in Vereinigung mit einem lebensfähigen Ganzen Mitträger des öffentlichen Lebens und ber 
öffentlichen Gewalt zu jein, Eifer und Liebe für die öffentlichen Wugelegenheiten zu fördern, den Gemeinfinn 
zu heben fommt häufig genug nicht auf oder tritt zurüd vor der Furcht, auch mehr öffentliche Laſten tragen 
zu müſſen und vor ber Bequemlichkeit, Andern die Laſt der Arbeit und des Aufivandes zu überlafjen. Die 
Anjcheinung aber, daß auch in diejen ‚Fällen eine nothwendige Vereinigung durch eine landesherrliche Ent 
jchließung ausgefprochen werden könne, iſt nicht unbeftritten, da anderjeits in analoger Anwendung des 5 4 
G:D. und aus 8 3 G-D. der Schluß gezogen wird, daß beim Mangel der Eimwilligung der Betheiligten die 
Vereinigung nur im Wege der Gejeggebung erfolgen könne, ein Weg, zu deſſen Bejchreitung nach der Meinung 
der Großh. Negierung das bejtehende Geſetz nicht nöthig und ein Verfahren, das in feinem entjprechenden 
Verhältniß jteht zu der Wichtigkeit des Gegenjtandes desjelben. 

Der gegemwärtige Gejegentwurf enticheidet deshalb den Streit im Sinne der bisher ausnahmslos bes 
folgten Praxis und führt zugleich für alle Fälle einer Semarkungsvereinigung die Nothivendigfeit einer landes: 
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herrlichen Entjchliegung ein, wie fie ſchon in Artitel 4 des mehrerwähnten Geſetzes von 1854 für die nad) 
Durchführung der Sataftervermeilung fich ergebenden Gemarkungsänderungen vorbehalten if. Es kann diefer 
Weg, welcher unzweifelhaft alle Sicherheit für eine ebenfo forgjame als unbefangene Prüfung der maßgebenden 
Verhältniſſe bietet, an Stelle des Gejeßgebungsweges um jo unbedenklicher bejchritten werden, als andere deutjche 
Bundesjtaaten, in denen jich abgejonderte Gemarfungen im Sinne unſerer Gemeindeordnung noch erhalten 
haben, bei Auflöjung bezw. Vereinigung mit anderen Gemarkungen bezüglich der erforderlichen Genehmigung 
nicht einmal jo weit gehen als der gegenwärtige Entwurf. So genügt in Bayern (Gejeg vom 29. April 1869) 
für die dort vorgejchene Zutheilung bejiedelter, bisher als unbefiedelt der Diftriftspolizei unterjtellter, zu feiner 
Ortögemarfung gehöriger Gemarkungen an eine der nächitgelegenen Gemeinden, die von Amtswegen zu erfolgen 
hat, der Beſchluß des Staatsminifteriums des Innern, im Königreich) Sachſen (8.6.0. vom 24. ‚April 1873) 
ordnet beim Mangel eines Uebereinfommens die zwangsweiie Vereinigung für beftimmte Gemeindezwede der 
Kreishauptmann nach Anhörung des Bezirksausichuffes dann an, wenn einzelne jelbftftändige Gutsbezirke bi 
ihnen obliegenden Befugnifje und Pflichten für fich allein nicht gehörig zu erfüllen vermögen, in der Ri 
Zandgemeindeordnung für die jieben öjtlihen Provinzen der preußifchen Monarchie vom 3. Juli 1891 ift in 
$ 2 Ziffer 1 die Vereinigung von Grundſtücken — auch bewohnten, wie aus der Fafjung hervorgeht — welche 
noch feinem Gemeinde oder Gutsbezirk angehört haben, mit einer Landgemeinde oder einem Gutsbezirk dem 
Beichluffe des Kreisausjchufjes anheimgegeben, und jelbjt die Bildung zu einer eigenen Gemeinde erfolgt 
lediglich mit Königlicher Genehmigung, nicht im Wege des Geſetzes. Das öffentliche Intereffe, welches: Hier 
beim Mangel der Einwilligung der Beteiligten als Vorausfegung einer Vereinigung durch landesherrliche Ent 
ſchließung verlangt it, läßt fich nicht genauer begrenzen und keinenfalls laſſen fich die Fälle öffentlichen 
Intereſſes zum vornenherein erjchöpfend aufzählen, das aber darf wohl als feititehend anerkannt werden, daß 
nicht etwa das Intereſſe der Gemeinde an einer Ausdehnung der ihrer Bejtenerung unterliegenden Steuerobjefte 
für fich allein als Öffentliches Intereffe im Sinne des Gejeges zum Ausgangspunkt einer Entſchließung — 
werben fann. 


Zu Artikel 4, 
Die Aufhebung des Abf. 2 des 8 3 der Gemeinde: und Städteordnung it ausgeſprochen, weil bie gange 
Materie einer Gemartimgsvereinigung nur in 8 180 behandelt ift. | 


a Bu Artikel 5. 


Die Rüddatirung der Wirfjamfeit des Artikels 2 auf den 1. Dezember 1891 iſt in der Begründung 
Artifel 2 bereits berührt, Sie ift nöthig, weil das Gejeh vom 29. November 1891, die Steuererhebung i 
den Monaten Dezember 1891, Januar und Februar 1892 betreffend (G.- u. V.Bl. 1891 Nr. XXIV), am 
1. Dezember in Wirfjamfeit getreten ift und demgemäß bei Aufrechterhaltung des $ 87 G.O. das auf den 
Monat Dezember 1891 entjallende Ratum des höheren Umlagenjages des Gemeinderechmungsjahres 1891, ſoweit 
es noch nicht bezahlt ift, micht mehr zum Einzug gelangen, foweit es jchon bezahlt ijt, zweifelsohne zurüd- 
gefordert werden könnte, - 


same 


— — — 
— — — — — — — — 


* 
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Anlage I. 


Beitenerung der Kapitalrentenftenerfapitalien zu Gemeindezweden. 


1891. 









































12| Wertheim .... | 0,75 | 235 | 88 4785560 | A211) 3828| 383 32| 0,77 


Umlage auf 100 „m e ü Ertrag der Umlage ea . Su euer 

—— Kapital. yvom Kapitalrenten nr aeg Erhebung 

Haufen, || g; tag. | rentenfteuer- i eenien“ |betreffnifie | dr umioe 

Gefält- Ein |fapital- jteuerfapital fteuers wi N e. 

Städte und |fommen- | renten- Kapital fapitalien des Häufer:, @e- 

fteuer: | fteuer: j hätten Weniger» | [merbheuer 

Gewerb: in bei bei künftig fapital und 

feuer: anſchlag Tapital | mem Betrag | 89 9 | 3.9 | weniger | ertrags inkomment. 

Tapitalien | Umlage | Umlage | du tragen —— w 

Me M F) A MM 4 A E) 

1] Konſtanz. . . . | 0,78 | 2,34 | 8,8 20 087280 | 17676. 16070] 1606 134 | 0,52 
2| Freiburg.. .. 0,35 | 1,05 | 8,8 | 111257760 | 9796| 89016| 8890 741] 0,87 

31 Lahr. . . .. 0,46 | 1,38 | 8,8 8 477 410 7460| 6782 678 56| 0,25 

| | | 
41 Baden... ... 0,35 | 1,05 | 8,8 49 893 460 | 43 906 | 39915 | 3991 333 | 0,65 
5| Brucdfal....]| 0,40 | 1,20 | 8,8 10 830 560 | 9531| 8664 867 72] 0,32 
6| Karlöruhe .. . | 0,30 | 0,90 | 8,8 | 193 683 640 [170441154 946 | 15495 | 1291| 0,78 
T| Piorzbeim ..... | 0,32 | 0,96 | 8,8 51 388 840 | 45 222 | 41111] 4111 343 | 0,74 
8| Mannheim... | 0,45 | 1,35 | 8,8 | 145270400 |127 800 1116 216] 11584 965 | 0,34 
9| Heidelberg... | 0,41 | 1,23 | 8,8 81 916 740 | 72087| 65533 | 6554 546 | 0,68 

Sa. | 672 806 090 1592 029|538 253 | 53 776] 4481 
10| Furtwangen ... | 0,85 | 2,55 | 8,8 2 316 500 2038| 1853 185 15] 0,34 
11] Brögingen.... . | 0,80 | 2,40 | 8,8 299 520 264 240 24 2] 0,05 
| 
| 
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Anlage II. 


Beitenerung der Eintommenfteneranihlägne aus Berufs 1c.»Einfommen 


1891. 





Gemeinde 


Konftanz 
| Furtwangen 
Brögingen . 


Wertheim 


Gewerbe⸗ aus 


Umlage auf 100 M. 


Eintom- | 
Grund:, | men: 
Häufer: fteuer: 

unb Anfchlag | Fentenz 
R — — 

euer⸗ 2 
Ropital fapital 


Dienft: 
einfom: 


* Diefe Summe ift durch Schägung ermittelt. 


| 
Kapital: 


Einfommens 
ſteueranſchlag 


G.O.) 
im einfa 
Betrag 


4 


633 000 
28 400 
10 000* 
113 000 


Ertrag der Umlage 
aus dem GSteueran: 


1 — 5 


2543 


im Sinne des 8 87 Mbf. 2 der Gemeindeordnung. 





Die Ein- 
fommen: 
feuer 
anfchläge 
(Sp. 5) 
hätten 
künftig 
weniger 
zu tragen 


Ka Dedung ” 
usfalls Sp. 8 ift 
eine Umlage auf | 
100 RM. Grunb:, | 
Häufers ıc. und | 
Gewerbfieuer: | 
fapital und bie | 
übriaen Einfom« 
menſteueranſchlag 
im erhöhten Be: 
trag erforderlich 


von * 


0,70 
0,26 
0,08 
0,57 
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Verzeichniß der abge- 
(nad) dem Stande vom 
1 











| Zahl 
| ber 
| abgejonderten 
Gemarfungen. 
I. Bewohnte Gemarkungen mit nur einem Gigenthümer (bezichungsw. mit mr 
einem Eigenthümer und noch Eijenbahn, Schule ꝛc., oder ein fleiner Eigenthümer). 
A, Unter 40 Einwohner: 
a. Ohne Stabhaltr . . . 2... en a A Be ae Eat ni 
b. Mit x En er 5 1) 7 
B. Mit 40— 100 Eimwohner: 
a. Ohne Stabhalieer. en ar ie 4 
b. Mit — — — 5 9 
C. Mit 100—200 Eimwohner: 
a. Ohne Stabhalter.... 1 } 
b. Mit : ED an A ze er ee: er ee etz 11 2 
D. Mit mehr als 200 Einwohner (Königsfeld) 1 
83 
Il. Bewohnte Gemarkungen mit mehreren Gigenthümern : 
A. Unter 40 Einwohnern : 
a. Ohne Stabhalter . es ne Er : 60 
b. Mit : . 6) 66 
B. Mit 40-100 Einwohner: 
a. Ohne Stabhalter . an — 
b. Mit F —F 12419 
O. Mit 100- 200 Einwohner: 
a. Ohne Stabhalterr ar 1 
b. Mit “ Med ie ar A he en Aa ee 4 } 5 
D. Mit mehr ald 200 Einwohner: 
DI ERBBRGEE = 5. 405 3.00: a ee ech 2=9% 
175 
III. Richt bewohnte Gemarfungen mit nur einem Eigenthümer: 53 
IV. Richt bewohnte Gemarkungen mit mehreren Eigenthümern: 13 =66 
auf. 241 


V. Theile der Gemarkungen von elfähifhen Gemeinden: 9 
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Anlage III. 
fonderten Gemarkungen 
1. November 1891.) 
2 3 + 5 6 7 8 9 10 11 12 13 


| Banden 
Gr. Arrar und Grand» 
hertſchaſten 



































































Grund⸗ haben Antheil beſteht ein 
TR Stif⸗beſitzer Ueber⸗ 
mein⸗ an den Gemark- jſeinkomme 
N tungen. | aller alte 10 in 
> en. Klaſſen. ungen Spalte 10.) Gemark⸗ 
ungen. 







ſchaften. 





Beilage zum Protofoll der 23. Situng der zweiten Kammer vom 5. Februar 1892, 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Wir beauftragen hiermit den mit der Leitung Unſeres Minifterrumd des Innern betrauten Staats— 
rath Eiſenlohr Unſeren getreuen Ständen, und zivar zunächit der zweiten Kammer den anliegenden 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend bie Vereinigung der Gemeinde Schwarzhalden (Amts Bonndorf) mit der 
Gemeinde Schönenbach, zur verfajjungsmäßigen Berathung und Zuftimmung vorzulegen. 


Zum Regierungs-Stommifjär für diefe Vorlage ernennen Wir den Minijterialratd Baader. 


Gegeben zu Karlsruhe, den 31. Januar 1892. 


Friedrich. 
Eiſenlohr. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit Höchſten Weiehl: 
Dr. Walk, 
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Entwurf eines Gelches, 


Die Bereinigung der Gemeinde Schwarzhalden mit der Gemeinde Schönenbad 
betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mit Zuftimmung Unierer getreuen Stände haben Wir beichloffen und verordnen was folgt: 


81. 


Die Gemeinde Schwarzhalden wird am 1. Januar 1893 aufgelöit, und unter Beibehaltung der eigenen 
Gemartung ald Nebenort der Gemeinde Schönenbach zugetbeilt. 


82. 


Mit dem Tage der Auflöjung der Gemeinde tritt bis zur mächiten regelmäßigen Erneuerungswahl bes 
Gemeinderaths von Schönenbac zu diefem der biäherige Bürgermeiiter von Schwarzhalden ald weiteres Mit- 
glied Hinzu. 


83. 


In armenrechtlicher und polizeilicher Beziehung kommt dem jeitherigen Aufenthalte in Schwarzhalden 
diejelbe Wirkung zu, wie jenem in Schönenbach. 


84. 


Das Miniſterium des Innern iſt mit dem Vollzuge des Geſetzes beauftragt. 


Gegeben zu 


Verhandlungen der Zweiten Hammer 1891/92. 4. Beilageheſt. 59 
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Begründung. 


Die Gemeinde Schwarzhalden aus einer Holzmacher- AUnfiedelung des Stiſts St. Blajien entjtanden, 
längs den Ufern der Schwarzach, an der Straße von Schluchjee nah) St. Blafien gelegen und ein real von 
1015 Morgen 392 Ruthen umfajjend, von welchen 839 Morgen durd) Kauf nach und nad) an das Großh. 
Domänenärar Übergegangen find, zählt nach der neuejten Bevölferungsaufnahme vom 1. Dezember 1890 nur 
58 Einwohner. Won den 15 Häufern der Gemeinde, die zerjtreut im Umkreis von 1’ Stunden an den be- 
waldeten und ftänigen Abhängen des Schwarzachthales liegen, find inhaltlich bes Amtsbericht vom September 
v. I. nur noch 3 im eigenthümlichen Befige von Bürgern, während von den übrigen zehn Eigenthum des 
Forjtärard — darunter zwei leeritehende — jind, eines einer Wittwe Zivi in Freiburg zugehört, und eines 
von der Holzitofffabrit Schwarzhalden envorben worden it. Die Bürgerzahl beträgt zur Zeit 17; von den 
Bürgern jind 7 jtändig ortsabwejend. Die Gemeindeangehörigen finden ihr pärliches Austommen neben dem 
Betrieb einer Heinen Landwirthſchaft in Taglohnarbeit (Waldarbeit); im den einzelnen Betrieben werden einige 
Stüd Rindvieh und Ziegen zur Gewinnung der nöthigen Milch gehalten; das geringe Erträgnif der Wiejen und 
Felder muß von den Leuten jelbjt eingebracht werden, da wegen der jteilen Gebirgslage Zugthiere keine Ver- 
wendung finden können. Dieſe kärglichen Erwerbsverhälnifie der Gemeinde, denen nur der Beſitz von einigen 
Gemeindewald (84 ha 21,48 a auf den Gemarkungen Schwarzhalden und Schönenbach) und daran bejtehende 
Nugungsrechte der Bürger, joweit jie jich im Beſitze von Hofjtätten erhalten konnten, einigen Halt gewähren, 
jind wohl die Urjache, dat die Einwohnerzahl, welche Ende der 1850er Fahre noch 186 beziehungsweije 119 
anweſende Perjonen betrug, jetzt bis auf 58 herabgejunten ift, jo dat; im Yaufe der Jahre (1874) jelbit die 
eigene Schule aufgegeben werden mußte. 

Zur Zeit ijt der Ortsteil Oberjchwarzhalden dem Kirchen- und Zchulverband Schluchjee, Unterſchwarz— 
halden dem Stirchenverband St. Blajien und dem Schulverband Häufern zugetheilt. 

Bei den gedrüdten Verhältnijjen der Gemeinde als jolcher “Anl. A) und ihrer Bewohner, deren Exiſtenz— 
bedingungen in dem Verluſte der Heimftätten allmählig dahin jchwinden, iſt es erllärlich, dah der im Laufe 
der 1850er Jahre aufgetauchte, aber jpäter in Erwartung beijerer öfonomiicher Zuſtände fallen gelafjene Plan 
einer Aufldöjung der Gemeinde neuerdings wieder aufgenommen wurde Während aber früher wenigjtens zu 
Anfang der amtlichen Verhandlungen nach übereinjtimmenden Gemeindebeſchlüſſen die Auflöfung der Gemeinde 
in der Weile erfolgen ſollte, daß dieje mit der Nachbarögemeinde Schönenbach zu einer Gemeinde vereinigt 
werde, bat jet zwar die Gemeindeverſammlung Schönenbach — von }7 Stimmberechtigten waren 11 er- 
ichienen — unterm 28. November v. J. einjtimmig die Aufnahme der Gemeinde Schwarzhalden als Neben- 
gemeinde in ihren Gemeindeverband bejchlofien, die Gemeindeverſammlung Schmwarzhalden aber unterm 23. No- 
vember mit allen Stimmen der 9 erjchienenen Bürger die Vereinigung mit Schönenbach abgelehnt. Aus den 
prototollariichen Verhandlungen geht hervor, daß die Bürgerichaft zwar die Auflöjung der Gemeinde will, aber 
nur unter der Vorausjegung, daß das Ghemeindevermögen (in&beiondere Waldung auf den beiden Gemarkungen) 
unter die Bürger vertheilt und die Gemeinde zur Stolonie gemacht werde. Auf eine jolche Löſung der Frage glaubt 
jedoch die Großh. Negierung nicht eingehen zu können. Wbgeiehen von den Schwierigkeiten, welche fich einer 
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Nealtheilung des Gemeindewaldes insbeſondere bezüglich der ortanmwejenden und abwejenden Bürger und im 
Hinblid auf die durch oberhofgerichtliches Urteil vom 24. März 1868 als privatrechtlicd anerfannten Holz- 
nugungsrechte der Hofgutsbefiger am Gemeindewald entgegenitellten, trifft auch hier der in den Kommilfions- 
berichten beider hohen Kammern des gegenwärtigen Yandtagd zum Gejegentwurf über die Vereinigung der 
Gemeinde Neidelsbach mit der Gemeinde Eubigheim als berechtigt anertannte Sat zu, daß ed den Grunbjäßen 
einer wohlbedachten Gemeindegejeßgebung wiberfprechen würde, wenn „man an der Stelle eines zwar thatjäch- 
lich, Leiftungsunfähigen, aber doch wenigitens rechtlich als Gemeinde amertannten Verbandes, ein rechtlich viel 
unvolllommeneres} und in Folge deſſen für die öffentlichen Aufgaben des Gemeindeverbands noch weniger 
leiftungsfähiges Gebilde jegen“ wollte Muh es anerfannt werden, daß cs einer Gemeinde, von deren 10 
ortsamwejenden Bürgern nur noch zwei, wie e8 in dem Semeindeverfammlungsprototoll, aufgenommen zu Eee: 
brugg am 23. November v. J. heißt, Eigenthümer von Hofitätten find, und von deren 15 Häufern 10 zum 
jpäteren Abbruch jchon verkauft find, „an der materiellen Grundlage für ein lebensfähiges Gemeinweſen“ fehlt, 
jo wird demnach nur erübrigen, will man ihr die Rechtsfähigkeit und ihr Eigentum erhalten, und die Orts- 
jtiftungen ſicher jtellen, jie an ein andere Gemeinweſen, wie im Entwurf geichieht, anzulehnen und ihr jo noch 
die Möglichteit eines Gemeindelebens überhaupt offen zu halten. Dies joll nach dem vorliegenden Entwurf 
dadurch geichehen, dat die Gemeinde Schwarzhalden der ka u aa Schönenbady ald Nebenort mit Bei- 
behaltung eigener Gemarkung zugetheilt wird. 

Für die Beurtheilung der finanziellen Wirkung dieier Vereinigung für beide Gemeinden gibt bie Anlage 
B Anhaltäpuntte, wobei zu bemerten ift, daß, ſoweit die Gemeindeautonomie reicht, auch Mobdifitationen der 
vorgeichlagenen Koſtenvertheilung und Aufwandsanjäge itattfinden können, und insbejondere von Staatsauf- 
ſichtswegen bis jett nicht beanjtandet worden it, wenn in zujammengejegten Gemeinden ber Armenaufwand 
als Ortsausgabe zu behandeln beichlofjen wurde. Geſchieht legteres und werden im Uebrigen die Ausgabejähe 
und deren Vertheilung nach Anlage B zur Grundlage genommen, jo ergibt jich nach dem gegemvärtigen Stande 
der Steuerfapitalien eine Umlagenerhöhung für Schönenbach von 1,1 .4 und eine Verminderung für Schwarz- 
halden um 9,2 J. Hieraus geht hervor, daß im Gegenſatz zu der in der Gemeindeverſammlung von Schwarz: 
halden aufgeitellten Behauptung allerdings eine nicht umvejentlihe Entlajtung der Steuerzahler von Schwarz: 
halden eintritt, 


Die einzelnen Beitimmungen des Entwurfs bedürfen einer bejonderen Erläuterung nicht. Mit der Auf- 
löjung der Gemeinde Schwarzhalden treten für die zulammengejegte Gemeinde Schönenbad) die Vorjchriften 
der 88 161 ff. der für die Gemeinden unter 500 Eimvohnern geltenden Gemeindeordnung in Kraft, da Schönen» 
bach jelbit nur 120 Einwohner zählt. 

Bis zur Feitjegung über die Zahl der aus jedem Ort zu wählenden Gemeinderäthe gemäh $ 163 G.-D., 
darf die in $ 2 getroffene Ordnung als genügend betrachtet werden. 
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Anlage. 


Darſtellung: 


A. der ökonomiſchen Verhältniſſe der Gemeinden Schönenbach und Schwarzhalden, 


B. der finanziellen Wirkung der Bereinigung diejer Gemeinden zu einer 
(zufammengejegten) Gemeinde. 


169 
A. Darfiellung der ökonomifden Verhältniſſe der Gemeinde 









m m ge nn nme nn en nn nn nn 





Schönenbad) — — | 






z an: f anweinde . . 18 10 

1. Zahl der: Bürger Ende 1890 sea a 4 - 

Einwohner „ rt — 120 58 
2. Umfang der Gemarkunggee.. 511,15 ha 365,75 ha 
darunter: Hausgärten . . a ee Fe a A 0,45. 0,32 „ 
RS a — 125,75 „ 2140 „ 
Wiejen a Te N Verteeng Sa 2359 „ 46,93 „ 
WERDE re a EN Se 40,49 „ 120,39, 
BI er en ce: 309,13 „ . 162,17 „ 
RER: a a an ee eh 6,80 „ 48T; 
Es gehören der Gemeinde: Schönenbach Aderfed . . . . 38,35 „ 
Ball . - .. . - 140,11 „ 
Schwarzhalden Wad . .. . . 73,92 „ 10,30 „ 
dem Domänenärar: Rub . . 2... s4,00 „ 202,05 „ 
3. Umlagepflihtige Steuerfapitalien für 1891: 
a. Grund- und Häuferftenertapitl . > > 2 2 2 20. 127 780 .H# 76 530.4 
b. Gewerbejteuerfapital 2 22. rn nn 1000 „ 75360 „ 
c. Einfommenjteueranihlag : >: 2 nn 4150 „ 14 150 „ 
d. Kapitalrenteniteuertapital . . . . ; 17260 „ 24 100 „ 
Summe im umlagebflichtigen Betrag . 146 408 „ 203 070 „ 
Antheil der Ortseinwohner . . . 77030 „ 113450 „ 
darumter Die — Swanpalden 71820 „ 

4. Umlagen auf 100 .# Steuerfapital 1887 22 9 60. 
KBBS:-.;: "204 8. 20% 74 u 60 „ 
issss 56 „ FT 
1890 . . 2... 46 „ 29. 
1B9L sur. 3 3.00% 15 „ 16, 

durchſchnittlich . . 55. 42. 
5. Vermögen Ende 1890... . ; 52 429 4 31577 4 
darunter: Steueranſchlag: landwirthſchafiliche Srundftlide . ; 2475 „ — 
der Waldungen . . . — 35728 „ 24843 „ 
En a tee 567 „ 2271 „” 

0 RE en ae ee ee 857 „ — 

7. Aeiwernbgennn ee ns 51572 „ 31577. 

8. Bürgergenuß IV,Serechtigte erhalten | privatretliher Natur 

je 8 Ster Holz und ben | und im Aniprud auf ber 
Genuß von 83,3 a Al: | Hälfte des Meinertrags 
mend, im Genmußwerth | der Waldungen beftehenb, 
von TA 81, worauf 
1.4 93 A Nuflage laften. 
9. a. Einnahme der Abth. II. Soll im Durchſchnitt der — 188890 5148.# 4 700.4 
darunter: Ertrag der — ———————— 2389 „ 3385 „ 
Umlagen . . . 846 „ 910 „ 
b. Ausgaben der Abth. II. Soll im n Duchfehnitt ber Jahre 1888) 90 4422 , 4161 „ 
10. Die Gemeinden gehören zum: Kirhipiel »- » . 2.2... Grafenhaufen Schluchſee u. St.Blafien 
Schulverband. . Staufen r „ Hätfern 


11. Entfernung der Orte von einander . 2 22 ne. 2,7 km 


t 


) | | 
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B. Darftellung der finanziellen Wirkung der Vereinigung. 


l — 2 3 4 5 6 7 s 





| Boranichtapsiäse, bezw. Rechnungsergebniſſe 


2 vor der 4 
Vereinigung nad der Bereinigung 
N Nubrif — —  — Bemerkungen, 
Gemeinde ver⸗ Ort 
— — einigte — — 
Schönen ESEcqwarʒy Ge Schönen⸗ Schwarz⸗ 
bach * meinde ; bad) halden 
I I 
4 * * | «⸗4⸗4 Die Zahlen in Sp. 3 u. 4 find bei 
| $ 36h nad den Voranſchlägen 
s | für 1891, im Uebrigen nad) dem 
7al Strafen u. Taren . . 8 20 28 | Durhjchnitt der Kehnungser- 
Eimahmn . ...| 8120 38 | gebnifie 1888/90 genoumen, 
29 | aufdiePolgit . . . 48 107 155 Darunter die Gehalte der Polizei: 
(Ortöridiener mit 35 bezw, 100. 4 
30 „Geſundheitspflege 32 36 68 Der Aufwand für die gemeinſchaftl. 
Hebamme wurde bisher je hälf- 
P n tig getragen. 
31 " " Armen⸗ u. Kran⸗ Aufwand in Schönen <anırr 
tenpflege en 1207 — 1:4 134 im Ganzen 524 181 4 
Beitrag des 
BESSERE „u Armenfonds 72 „ 47 „ 
32 | Auf Einrichtung z. Schuß Bungee — 134 «M. 
2c. gegen Fenergefahr . 37 38 45 Ueberfhut 20 — ⸗ 
3501 für dad Heer. . . . 14 2 14 Gebühren des Bürgermeiſters für 


’ £ : Anwohnung bei der Muiterung 
36 Auf d. Gemeinbeverwaltg. und Aushebung. 
bj Für die Beamten u. Ans | 


geitellten | 


Bürgermeiſter . . 103 200 150 Sp. 5. Zu bisherigen 108 .A eine 


dem Zugang an Bevöllerung ent- 
ſprechende Erhöhung von —— 
rund 50 M zuſ. rund 150 M 

Sp, 5 u, ein Drittel des Betrages 
En, 4 in der Annahme, daß etwa 
ein Drittel ber Geſchäfte die Orts: 
sermögensvertwaltung betrefien. 

Uebernahme dieſes Betrags auf dic 
Gemeinde, nit auf die Orts- 
fafje, weil aud der Gehalt des 
Würgermeifters in Ehönenbah 
die Vergütung für die Verwal— 
tung des Ort3 Schönenbad ent» 
bält, 

Bisher je 3 a 9 u. 80 MA, künftig 
6, daran ab ber Stabhalter, alfo 
für 5 je Sn. rund 20 M Ge» 
halt. 

Sp. 5 biäherige. . 554 
zutun wie für den 

rgermeiiter. . 30 „ 
Surdian für die Orts- 
berwaltiung Schwarzhal · 


den = und... 40, 


Sp.5 Se Geichäft iſt einfach, den 
Dienft wird einer ber Ortsrech⸗ 
ner mitbeforgen. 

Sp. 67. Es find bie biöherigen Ge⸗ 
halte nach Abzug von 20° als 
dep Abnahme der Arbeiten ent- 
fprehend angenommen: \ 





Stabhaltr . . . . | 70 


90 100 


1.69 
=] 


Gemeinderäthe 





Ratichreiber_ . . . .» 55 110 125 


Rechner 66 125 10 53 








Uebertrag 382 | 842 931 53 





ce 





Rubril 
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anderwärts — 3. in den zu⸗ 
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rigſchwand und Bernau des Be- 
zirls St. Blaften ftatt, 
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Beridt 


der 


Kommiſſion der zweiten Kammer 


über 


den Geſetzentwurf, die Abänderung des Weinfteuergefeies betr. 


Erftattet vom Abgeordneten Reichert. 


Zu dem vorliegenden Gejegentwurf, die Abänderung des Weinftenergejeges betr., beehrt ſich Ihre Kom— 
miffion Folgendes vorzutragen: 

Nach Art. 28 Abi. 2 des Weinftenergefeges vom Yahre 1882 ift die erfte Einlage von Wein, weldyer 
gegen Entrichtung des tarifmäßigen Eingangszollcs unmittelbar vom Vereinsausland ꝛc. bezogen wird, fteuerfrei. 

In dem KRommiffionsbericht der zweiten Kammer zum Weinftenergefegentwurf von 1882 ift nun unter- 
jtelit worden, daß der Zoll auf Trauben von „A 15 per 100 Kilo mit Rüdficht auf das Ausbenteverhältniß, 
dem Zoll auf fertigen Wein von M 24 per 100 Kilo ungefähr gleich komme. 

Dieſe Annahme, jowie die Erwägung, daß der Eigenthümer beim Bezug von ausländiichen Trauben zur 
Weindarftellung nicht jhlimmer behandelt werden jolle, als beim Bezug vpn ausländiichen Weinen, haben Ber- 
anlaffung gegeben, in Art. 28 Ziffer 3 des Weinſteuergeſetzes die Darftellung von Wein ans verzolften Trauben 
als ftenerfreie Weineinlage zu erklären. 

Dur die mit Ocfterreich-Ungarn und Italien abgeichlofjenen Handelsverträge haben jedoch die Eingangs- 
zölle auf Wein und Trauben eine wejentlidye Herabſetzung erfahren, indem der Zoll auf 100 Kilo Wein von 
AM. 24 auf A, 20 und der Zoll auf Trauben von AM. 15 bezw. A 10 auf A feſtgeſetzt wurde. 

Das Ausbenteverhältnig von eingeitampften Trauben ift fein fonftantes, jondern ſchwankt je nach der 
Sorte und Reife der Trauben zwiſchen 125— 135 Kilo zu 100 Kilo Wein, das heift von 125—135 Kilo 
Trauben können 100 Kilo Naturwein hergeftellt werden. 

Nimmt man das durchichnittliche Ausbenteverhältnif zu 19/100 an, jo ftellt fich der Eingangszoli für Wein 
aus eingeftampften Trauben auf 190/100 >< AM 4 —= AM. 5.20 per 100 Kilo. 

Da nun hiernady der Eingangszoli für den aus eingejtampften Trauben hergeftellen Wein mit A 5.20 
per 100 Kilo ungleidy niedriger ift als der Zoll auf fertigen Wein (AH. 2U per 100 Kilo), jo find die Motive, 
welche im Fahre 1882 die Befreiung des aus verzollten Trauben dargeſtellten Weines von der Steuer ver- 
anlaßt haben, jegt nicht mehr zutreffend, jelbjt wenn man Weinaccije mit A 3 und Ohmgeld mit M 2 zur 
jammen A 5 dem Eingangszoli von durchichnittlicdy A 5.20 zuichlägt, jo ftellt jich die Gefammthöhe der 
Konjumftener nur auf M 10.20, immerhin noch erheblich niedriger gegen den Weinzoll von A. 2U. 
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Ihre Rommiffion erachtet es daher für ein Gebot der Billigfeit, die jeitherige Befreiung des aus einge 
führten Tranben hergeftellten Weines von der inländiichen Konſumſteuer aufzuheben nnd dieien Wein, gleich 
dem im Inlande erzeugten Wein zu beſteuern. 

Ermwägt man ferner, daß der Weinzoli nicht lediglich die Eigenjchaft eines Finanzzolles an ſich trägt, 
jondern daß er auch als Schutzzoll dienen, ſomit den imländifchen Weinban gegen die Konfurrenz der aus- 
ländiſchen Weinproduftion ſchützen joll, jo wird auc von diejem volfswirthichaftlichen Standpunkte aus die von 
Großh. Negierung vorgeichlagene Aufhebung der Steuerfreiheit für dem aus verzollten Trauben hergeftellten 
Wein gerechtfertigt jein umd zwar umfomehr, als die Befürchtungen nicht unbegründet jind, es möchten bei dem 
geringen Zoll von AM. 4 per 100 Kilo eingeftanpfter Trauben jolche in großen Quantitäten in das deutiche 
Reich eingeführt, vorzugsweile in Baden als Gtaͤtziand, und dadurch unſerm inländiſchen Weinbau eine tief 
ſchädigende Konkurrenz bereitet werden. 

Wie ſich aus vorſtehenden Ausführungen ergibt, ſoll die inländiſche Konſumſtener nicht von den einge— 
führten, eingeſtampften Trauben, ſondern von dem darans hergeſtellten Wein erhoben werden, dem— 
gemäß ift die Verbringung vdir!kihgeftärpfteir !dder! gequetſchten Trauben init den Treftern, die gegen Ent- 
richtung des tarifmäßigen Eingangszolles eingegangen jind, in ein Gebäude oder in einen umjchloffenen Naum, 
itenerfrei. Sobald dagegen ans diejen Trauben Wein hergeſtellt ift, unterliegt derjelbe der inländijchen 
——* 
ae arzt Geſelliſwurß entfpricht nach Yiıpatl und Form den oben eulvidelten Erwägungen 
und empfiehlt Ihre Kommiſſion deſſen unveränderte — u 
BHO ee n ternt : LM ‘ 
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Verhandlungen der 2. Kammer 1891/92, 4tes Beilageheit. e0 
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Beridt 


Kommiffion der zweiten Kammer 


über 


1. die Bitte des Oberbadifchen WBeinbauvereins um Neueinihähung des 
Nebgeländes, 
2. den Antrag der Abgeordneten Fiſcher und Genoffen auf Ermäßigung 
der Steneranfdyläge bezw. Steuerfapitalien Des Nebgeländes um 50°,, 
‚$ den Antrag der Abgeordneten Klein: Weinheim und Genoffen auf 
a. gänzlihen oder teilweifen Nüderfag der Staatäftener and Rebgelände 
nad Mikjahren, 
b. Unlegung von Rebſchulen in allen Rebbezirten, 
e. Befreiung ernenerter Nebftüde von der Grunditeuer auf Die Dauer 
von fünf Jahren, 


Erftattet vom Abgeordneten Dr. Weygoldt. 


L 


Die mißliche Lage unſerer Weinbanern ift ſchon auf dem legten Landtage Gegenſtand eingehender Erbrte— 
rung gemwejen. 

Damals famen zur Beratung: 

I. Die Bitte der Weinbauvereine in Meersburg und Hagnau, jowie vieler Weinbanern ans 17 Gemeinden 
im Amte Ueberlingen, um Hebung der mißlichen Lage des Weinbaues in der Zeegegend; 2. die Bitte des 
Dberbadiichen Weinbauvereins in Müllheim, um Beſteuerung des Kunſtweines und Steuererleichterung für den 
Rebbau; 3. die Bitte vieler Weinbauern, Wlitglieder des Mlittelbadijchen Banernvereins, um Abhilfe im ihrer 
bedrängten Yage. 

Die Bittjchriften - Kommiffion der Zweiten Kammer wies in ihrer Beridhteritattung über dieſe drei 
Petitionen zumächit auf den hohen Wert hin, den der Weinbau für unjer Heimatland habe. In den Jahren 
1865 bis 1885 jeien im Durchſchnitt jährlid; 600020 Hektoliter geerntet worden, die eimen ungefähren Wert 
von 21 Millionen Darf gehabt hätten. Xeider jei aber die Produktion jeit dem Jahre 1875 im einem bedenf- 
lichen Niedergange begriffen. Auf die drei Jahre 1886/88 allein komme ein Ernteansjall von zujamımen 
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801 920 Hektoliter ober, in Gelb, von 28067 200 AM Das Yahr 1889 jei ein völliges Mißjahr gemweien. 
Aus den genauen Erhebungen, die am Bobenjec, im Marfgräflerland und in der Ortenau gemadt worden 
jeien, habe jich ergeben, daß in den vier fahren 1886/89 die Bewirtſchaftungskoſten durd den Ertrag ber 
Weinernten nicht gedeckt worden jcien, ja baß die Weinbauern in einzelnen Gegenden geradezu Verluſte 
gehabt hätten. : 

Angefichts diejer Notlage gelangte die Kommiſſion zu folgenden Vorjchlägen, die atıdy von der Kammer 
in ihrer 73. Sigung — 9. Juni 1890 — angenommen wurben: 


0 


Veranſtaltung von Erhebungen durch die Großh. Steuerdirektion in den verſchiedenen Weinbaugebieten, 
ob die Steueranſchläge für Rebgelände, beſonders in ber I. und II. Mafle, noch im richtigem Ver— 
hältniffe ftchen mit dem Rapitale des Reinertrages. Solite das Rejultat diefer Erhebungen eine wirf- 
liche Verſchiebung diejes Verhältniffes zu ungunſten der Rebbeſitzer nacdhweiien, jo wäre auf dem Wege 
der Geiepgebung eine Minderung der zu hoch befundenen Steueranſchläge auf das richtige Maß zu 
veranlaffen. 


. Schaffung eines Gejeges, nad) weldem bei Weinmißernten die Grundftener für Nebgelände für das 


laufende Jahr nachgelaſſen werden kann. 


.Belegung des Kunſtweines init einer entſprechenden Fabrilationsſteuer. 
- Gewährung von Staatsmitteln zur Belämpfung von Rebkrankheiten. 
. Vornahme von Verjuchen mit künftlicher Düngung auf Koften des Staats und Ermäßigung der Eijen- 


bahnfradhtjäge für Kunſtdünger. 


Auch die Erfte Kammer nahm fich der Weinbauern mit großer Wärme an. Im Kommiljionsbericht 
wurde die Bitte ausgeſprochen, die Großh. Regierung wolle nachſtehende, auf die Verbefjerung der Verhältnifie 
der fraglichen Berufsklaſſe zielenden Vorſchläge in wohlwollende Erwägung nehmen, nämlich: 


= 


— 


die planmäßige Regelung der behufs nachhaltiger Bekämpfung der Peronospora zu ergreifenden Maß— 
regeln durch die Gemeindeverwaltungen ; 


. die Gewährung von Geldunterftügungen zu diefem Zwede an weniger bemittelte Gemeinden ; 
. die Ausdehnung der Wohlthaten des Geſetzes vom 1. Juli I817 anf die Fälle der dauernden 


Schmälerung des Ertrags der Weinberge durd; MNebkrankheiten, wie Oidium, Peronospora und 
Phylloxera;; 


. die partielle oder gänzliche Neueinſchätzung des Nebgeländes, wenn die erbetenen Erhebungen das Vor— 


handenjein erheblicher Härten, oder Ungleichheiten ergeben jollten; 


„die Geltendinadyung des Einfluffes Großh. Regierung bei dem hohen Bundesrat in der Richtung, daß 


bei Selegenheit der Regelung der „Weinfrage* ein Geſetz für das ganze Reichsgebiet erlafien werde. 


Auf die Borichläge nnd Wünſche der Zweiten Kammer hat der Großherzogliche Finanz— 
minifter in jeiner an den Präfidenten gerichteten Zufchrift vom 17. November 1891 Folgendes erwibdert: 


„Die neben erwähnten Petitionen jind der Großh. Regierung in dem Sinne empfehlend über- 
wieſen worden, daß verjchiedene in dem Kommilfionsbericht bezeichnete Maßnahmen zur Ausführung 
vorgeichlagen find. 

Der erjten, weldye die Stenereinihäkung des Nebgeländes zur Grumbfteuer aufgrund von Er- 
hebungen über den derzeitigen Reinertrag desſelben bezweckt, konnte keine Folge gegeben werden, da 
nad; dem Syſteme der Gruudſteuer auf dem wirklichen, jährlich wechielnden Reinertrag des Geländes 
grundfäglich feine Rüdficht genommen wird, vielmehr nur die Ertragsfähigfeit des einzelnen Grund— 
ftüds für die Steuerveranlagung maßgebend if. Auch würde es der ‚Forderung der Gerechtigkeit 
wiberjpredhen, wenn die Grundſtücke einer einzelnen Kulturart auf einer anderen Grundlage zur Grund- 
ſteuer eingejchägt wirden als derjenigen, welche für das landwirtichaftlid) bemütte Gelände überhaupt 
vorgejchrieben iſt. 

Aus denjelben grumdjäglichen Erwägungen konnte der zweite Vorſchlag, den Nachlaß der Grund: 
itener für Rebgelände bei Mifernten geieklich einzuführen, nicht berüdjichtigt werden. 
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Der weiteren Anregung, den Runftwein mit einer fFabrifationsfteuer zu belegen, hat die Großh. 
Regierung entſprochen umd einen Gejegesentwurf, die Beſteuerung der Kunſtweinfabrikation betreffend, 
ausarbeiten laffen. 

Die Schließlich empfohlene Ermäßigung der Eifenbahnfrachtiäge für Kunftdünger hat fich micht 
als thunlich erwieien, da für die Beförderung von Düngermitteln auf den badifchen Staatsbahnen 
bereit8 Ausnahmetarife beitehen, die zumteil noch unter die niedrigiten in Dentichland bemilligten 
bezüglichen Säge herabgehen und, weil an den Grenzen der Selbſtkoſten jtchend, cine weitere Ermäßi— 
gung nicht mehr geftatten. 

Zur Fortſetzung der Verſuche zur Bekämpfung der Ncbfranfheiten u. ſ. w. find, joweit erfor- 
derlich, die Mittel in dem Entwurf des Budgets des Minifteriums des Innern für 1892/93 unter 
Titel XVI B $ 2 vorgejchen.* 


Der ebenfalls unterm 17. November 1891 an das Präajidinm der Erſten Kammer gerichtete Erlaf 
des Herrn Finanzminifters enthält im allgemeinen die joeben erwähnten Ausführungen, jedoch mit dem beadh- 
tenswerten Zujage: 

„Der weitere Vorſchlag, die landesherrliche Verordnung vom 1. Juli 1817 auf die Fälle der 
dauernden Schmälerung des Ertrags der Weinberge durch Rebkrankheiten auszudehnen, hat ſich, abge- 
fehen von den grunbdjäßlichen Bedenken, die bemfelben entgegenftehen, ala praftiicy nicht durchführbar 
erwieſen.“ — 


Nachdem in den anderthalb Jahren vom Juni 1890 bis November 1891 über ein Entgegenkommen der 
Großh. Regierung nichts befannt geworden, richtete der Oberbadiſche Weinbauverein, imterzeichnet Hermann 
PAlantenhorn in Müllheim, unterm 12. November 1891 an beide Rammern die Bitte, eine den jegigen 
Ertragspverhältniifen der Mebgeländbe angemefjene Neueinſchätzung derſelben herbei- 
führen zu wollen. Begründet wird diefe Bitte durch die Behauptung, dafi die Lage der Weinbauern fich 
von Jahr zu Jahr verichlimmert habe, daß infolge der vielen Mifernten eine Entwertung des Mebgeländes 
eingetreten jei, daß ſich aber die Mentabilität der Reben voransjichtlih auch in Zukunft nicht mehr bis zur 
früheren Höhe fteigern werde und es ſonach geboten erjcheine, das Mifverhältnis zwiſchen Ertragsfähigfeit und 
Einſchätzung endlich einmal aus der Welt zu jchaffen. 

Unterm 24. November 1891 brachten weiterhin die Abgeordneten Fiſcher und Genoſſen — zujammen 
20 Unterfchriften — ben gebrudt vorgelegten Antrag ein, Hohe Zweite Kammer wolle beijdhließen, 
Großherzogliche Staatsregierung zu erfuhen, den Landftänden einen Gefekentwurf vor- 
anlegen, wonad die aufgrund des Geſetzes vom T. Mai 1858 (Megiernungsblatt Nr. 21 
von 1858) gebilbeten Steueranſchläge bezw. Steuerlapitalien des Rebgeländes mit 
Wirkung vom 1. Januar 1893 an auf 50 Prozent ermäßigt werden. Die Antragjteller gchen 
gleichfalls von der Vorausjekung aus, daß die früher gebildeten Steueranjichläge den dermaligen Ertragsverhält- 
niffen des Rebbaues nicht mehr entiprechen. Zur Hebung dieſes Mipftandes eröffnen ſich nach ihrer Ansicht 
zwei Wege, nämlidy erjtens cine Neueinſchätzung des Mebgeländes unter Zugrundelegung der lekten 20 ober 
25 Yahre, zweitens eine generelle Ermäßigung der Steueranfchläge bezw. Steuerfapitalien auf 50 Prozent des 
jegigen Betrages. Die Beſchreitung des erfteren Weges jei jedoch mühſam, foftjpielig und zeitranbend, während 
ber letztere, wie fie glauben, ungleich geringere Schwierigkeiten biete und vajcher zum Ziele führe. 


Endlich haben unterm 3. Februar d. J. die Abgeordneten Klein-Weinheim und Genoſſen — zu— 
ſammen 6 Unterſchriften — den ebenfalls gedruckt vorgelegten Antrag geſtellt, die hohe Zweite Kammer 
wolle 1. die Großh. Regierung ermädtigen, nah Difjahren int Weinban anf Antrag der 
Gemeinden den Beihädigten die Staatsftener ans Rebgelände ganz oder teilweiic rüd- 
auerjegen; 2. die Großh. Regierung erjuchen, dafür zu forgen, daß vom Staate oder mil 
— adatsunterſtützung in den Rebbezirfen des Landes Rebſchulen angelegt werben, ferner 

"in Gejegesentwurf vorgelegt werde, welder für den Fall der Totalerneuerung 

"bjtüdes Befreiung von der Örundfteuer auf die Daner von fünf Fahren vorjicht. 
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Die mißliche Lage des Rebbaues iſt zwar ſanit ihren Urſachen in beiden Hohen Kammern ſchon früher 
gründlich genug befprochen worden. Gleichwohl glauben wir, und zwar in der beftimmten Doffnung, daß die 
Frage, was jeitens des Staates zur Abhilfe geichehen könne und mülffe;, diesmal zum Austrag 
fonnnen werde, hier nochmals, wenn auch ih aller Kürze, daranf eingehen zu ſollen. Dabei werden wir be- 
ftrebt fein, uns foweit irgend thunlich auf die Statiſtik ſowie auf die Methode der grabhiſchen Darſtellung zu 
ſtützen, weil jene tro& der ihr noch anhaftenden Unvollkommenheit immerhin die verhaltnismaßig ſicherſte Eiu— 
ſicht gewährt und dieſe auch durch das Auge überzeugend wirkt. 

Die mißliche Lage des Rebbaues ergiebt ſich zunächſt aus der Betrachtung der quantitativen Wein 
erträgniſſe der letzten Jahrzehnte. Die mit Neben bepflanzte Fläche des Groſſherzoglums hat ſich ſeit 1865 
faſt nicht vermindert. Sic betrug im genannten Jahre 21600 Hektar, im Jahre 1889 no 21270 Hektar; 
nur 330 Hektar find aljo in andere Rulturarten übergegangen Auf diefer Fläche find in den 25 Yahren von 
1865 bis mit 1890 den „Statifttichen Mitteilungen“ zufolge 12537240 Hektoliter Wein geerntet worden; 
der Jahresdurchſchnitt beträgt folglich 522 385 Heltoliter. Betrachten wir nun die graphiſche Darftellung L 
jo jpringt im die Mugen, daß die Jahre 1868, 1871, 1881, zumal aber 1875. fofern "die Angaben der 
„Statiftiichen Mitteilungen über diefes Jahr zuverläifig find — quantitativ ſehr befriedigende Herbſte brachten, 
daß aber im. allgemeinen ſchon ſeit 1868 ein Rückgang des Erträgniffes ſtattgefunden hat, daßß von ben 
25 Jahren nur, 10 über, dagegen 15 unter dem — — geblieben ſind, —— ſeit 1885 
die Produltion immer tiefer geſnnlen iſt. 

Ein ähnliches Bild bietet die Darfiellung I über deu — der Erträgniſſe von 1873 bis mit 
1800. Der Geſammtwert der Grträgnifie diejer 18 Jahre — für die Zeit: vor. 1873 giebt es hierüber feine 
Statijtit — beziffert fi auf 215414540 A, der Durchſchnitt für ein Jahr aljo auf 11-967 474 HM Nach 
dem graphiſchen Schema halten ſich nun allerdings 9 Jahre von 18 über. bezw: auf dem Durchſchnitiswerie, 
allein auch diejes Schema zeigt einen Rückgang im allgemeinen, bejonders aber ſeit 1880, 

Die ſchon zweimal hervorgetretene Thatſache, daß die ſchwerſte Schädigung nach dein Jahre 1885 begonnen 
hat, ergiebt fich and), wenn wir einen einzelnen, aber größeren Rebbeſitz in's Auge fallen. Wir mählen 
einen ſolchen, der mehrere Hektare umfaßt, zum Gelände von befferer Ertragsfähigfeit zählt, nur durch fremde 
Arbeitskräfte beftellt wird, ımter der Buchführung einer fameraliftiich geſchulten Perföntichteit fteht und infolge 
altes deſſen die denkbar folideften" Schlüſſe zuläßt. Die graphiſche Darftellung III nmfaßt die Jahre 1884 bis 
mit 1800, Wir entuehmen ihr, daß auf'diejem Gelände in den 3 Jahren 1884, 1885 und 1890 mit 8—10060 
Gewinn, in den 4 Jahren 1886 bis 1889 dagegen mit 1——5%/0 Berlujt, im Durchſchnitt aljo mit etwas über 
20/0 Gewinn gewwirtichaftet worden iſt. Dieſe 20/0 gchen aber in Verluſt unter, wenn wir den großen Ausfall des 
Jahres 1801 cbenfalls in Berechnung ziehen In den Heinen und weniger rationell behandelten Betrieben jind 
die Ergebnifje jelbjtveritändtid, noch unbefriedigender und. cs darf deßhalb geiagt werden, daf die badiſchen Reb— 
bauern jeit 6 Jahren durchſchnittlich mit Unterbilanz wirtichaften. 


Der Rückſchlag zeigt ji in den Güterpreijen. Um die Bewegung derjelben und injonderheit ihr 
Verhältnis zu den Steueranichlägen prüfen zu können, hat ſich der Berichterſtatter an 0 Gemeinden des Landes 
mit der Bitte um Auszüge aus dein Grnmobnd, und zwar für den Zeitraum von 1828 bis 1897, geivendet. 
Das zum Ausfüllen mitgeteilte Formular enthielt die Aubriten: Nummer des Grundſtücks, Flächenmaß, Stener- 
anichlag, Jahr der Eigentumsübergänge (durch Kauf, nicht durch Erbverteilung), jedesmnliger Naufpreis. Es 
waren aber, um die Ermittelung des Durchſchnitts zu ermöglichen, je 3 Rebſtücke auszuwählen ‚nämlich eines 
aus guter, eines aus mittlerer und eines ‚aus geringer Lage. Die Brüfung des cingelamfenen;, ziemlich um— 
faffenden Zahlenmateriais hat ſich dann hauptfächlich daranf erſtreckt, feſtzuſtellen, wie ſich in jedem einzelnen 
Jahre die Güterpreiſe der verſchiedenen Gemeinden zu dem jedesmaligen Steneranſchlage verhalten, Teßteren zu 1 
angenommen. Die graphiſche Darftellung IV zeigt die Bewegung für die Jahre 1867 bis 1891. Es iſt daraus 
erfichtlich, daj; die Staufpreife in den Jahren 1860, 1877, 1882 md 1885, aljo jeweils nad qualitativ 
günftigen Ernten, am hödhiten waren, daß fie damals durchſchnittlich mehr als das Zweifache der Steuer- 
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anjchläge betrugen, daß die Raufpreiie überhaupt von 1867 bis 1887 fich über der Höhe der Steneranichläge 
hielten und erft jeit 1887 unter biejelben heruntergehen. Aljo auch hier zeigt ſich, daß wir uns jeit 4—-5 Jahren 
in der Periode des tiefiten Nicdergangs des Weinbaues befinden. 


Die graphiiche Darftellung gilt natürlich für das ganze Land, nicht für jedes Rebgebiet und noch weniger 
für jede einzelne Gemeinde, Sie ftellt eben den Durdichnitt aus Zuftänden dar, die verichiebenartig genug 
iind. Während man in Mittelbaden und am Bodenjee noch in den letzten Jahren gelegentlid; das Doppelte 
des Steneranichlags bezahlt Hat, ift im der Taubergegend im der gleichen Zeit oft wicht die Hälfte desjelben 
erlöft worden. Wir wollen jchon hier bemerken, daß der jogenannte Taubergrund das Gebiet ift, das am meisten 
teidet, und die befonderfte Fürſorge der Großh. Regierung verdient. 

Wir zichen aus allem bisherigen folgende Schlüffe: 

I. Die Weinerträgnifie find in bedenklichitem Sinne des Wortes Glücksſache. 

2. Sowohl die Erträgniffe als die Güterpreiſe jind jeit 25 Jahren im allgemeinen zurüdgegangen. 

>. Innerhalb diejes Zeitraumes bilden die + Jahre 1886 auf 1880, zumal im ihrer Nähe zum Jahr 
1801, die düfterfte Periode des Weinbaues. 

4. Bei der Berechnung der Nentabilität find allermindeitens 10 Jahre in Anichlag zu bringen. 


- 


5: Der Kleinbauer leidet am jchwerften, weil er 4—6 aufeinander folgende Mißernten nicht ertragen kann. 


Wenn zum Schluffe noch die Urſachen der mißlichen Lage des Rebbaues kurz beiprocdhen werden jollen, 
io muß der Berichterjtatter zunächſt der Behauptung des Oberbadiichen Weinbauvereins, daß an ber fort- 
geſetzten Unrentabilität des Weinbanes die immer mehr und mehr fteigenden Anbanfoften „ganz beſonders“ 
ſchuld feien, entgegentreten. Sn dem oben erwähnten größeren Mebbefik betrugen die auf's genaueſte beredy- 
neten Bewirtichaftungsfoften pro Heltar 1884: 572 M, 1885: 627 M, 1886: 590 AM, 1887: 581 A, 
1RRR: 568 AM, 1880: 540 A, 1890: 629 A. Bon einer Zunahme ift aljo in biefem gewiß tnpifchen 
Falle feine Rede. Auch die Taglöhne find jeit 1873 micht geftiegen, wie aus ber graphifchen Darftellung VI 
hervorgeht, in ber wir den bdurchfchmittlichen Taglohn eines unbeköftinten Mannes, Sommer und Winter in- 
einander aerechnet, ‚zur Auſchauung bringen. In einzelnen Landestsilen mögen allerdings infolge von Reb— 
franfheiten, vorübergehenden Mangel an Arbeitskräften u. j. w. die Anbaufoften überhaupt und die Taglöhne 
insbeiondere in dieſem Jahre größer geweien fein als im jenem. Auch in einem und demfelben Sabre find jie 
ja verjchieden; jo hat z. B. in Müllheim und Umgebung die Bewirtichaftung der Neben im legten Jahre 
dreimal joviel gefoftet als im Tauberthal, nämlich dort 911 A, hier 336 AM pro Hektar. Faſſen wir aber 
das ganze Land in's Auge, jo ift ein ftetiges Hinaufgehen der Bewirtichaftungstoften in den legten Jahren 
nicht nachweisbar. 

Auch die Grumdftener kann, wie ſich jpäter zeigen wird, ihrer Geringfügigleit wegen bei der Frage 
nach den Urſachen der miflichen Lage des Weinbaues nicht ernſtlich inbetracht lommen. 

Schuld an dem Unglück unferer Mebbauern find Icdiglich einerſeits die SPRORIRRNN und 
andererjeits die fortgeſetzt ſchlechten Herbiterträgmiiie. 

Was die erfteren betrifft, jo fanı cine nähere Erörteruug am diejem Orte füglich unterlafien werden, 
nachdem die Großh. Regierung einen Geſetzesentwurf, die Beftenerung der Aunitweinfabrifation betreffend, vorgelegt 
hat, Wir wollen nur die Hoffnung ausiprechen, daf die jchwierige Frage bei diejem Anlaffe zur allgemeinen 
Zufriedenheit gelöst werden möge. 

Die ſchlechten Weinernten ihrerjeits find umvermeidlich, joweit jie durd; die Ungumft der Witterung, wie 
große Kälte im Winter, Fröſte im Frühjahr, Näſſe im Sommer, verurſacht werden. Sie waren aber nad 
dem lirteile jachverjtändiger Männer gerade im den legten Jahren in hohem Grade auch durch menſchliche 
Fehler bedingt und hier jollte eime emtichiedene Wendung zum Beſſeren eintreten. 

„In den Amtsbezirlen Tauberbiichofsheim und Wertheim", jchreibt Sch. Hofrat Dr. Neßler in Nr. 21 
des Vandwirtichaftlichen Wochenblattes von 1891, „waren in den Jahren 1886 bis 1888 3480 Hektar Fläche 
mit Meben bebaut; der Durcpichnittsertrag an Wein betrug 25 280, auf den Hektar 7,2 Heftoliter. Im ganzen 
badiſchen Land waren in diefen 4 fahren 21 445 Heltar mit Neben bebaut und der Durdhichnittsertrag beirug 
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13080, auf den Hektar 22,9 Deltoliter. Der Ertrag an Wein ift alio im den genannten Amtsbezirken auf 
der gleichen Fläche iiber dreimal geringer als in den übrigen Weingegenden des Landes." 

„Diejer überaus geringe Ertrag an Wein wird durch verichiedene Umſtände bedingt: 1. Wan läßt bie 
Neben viel zu alt werden. Nach der dort üblichen Behandlung erhält man erit nad) 8 bis 10 Fahren 
der Neuanlage von Neben erheblidyen Ertrag, was manchen Winzer abhält, die alten Reben durd neue zu 
erjegen. 2, Die Heben werden ungenügend, vielfah gar nicht gedüngt und zum großen 
Teile nicht mit der nötigen Sorgfalt behandelt. Biele Winzer haben weit mehr Meben, als ihrer 
Arbeitsfraft umd dem in der Wirtichaft erzeugten Dünger entſpricht. Nach jchlechten Jahren, oder wenn ge- 
ringe Erträge in Ausſicht jtehen, verwendet man um jo weniger Anfmertiamteit anf die Reben, jo daß dieſe 
vielfach in ihrer Kraft und Ertragsfähigfeit jtetig abnehmen." 

Was hier von der Taubergegend gejagt iſt, gilt bie zu einem gewilien Grade fait überall. Jedermann 
weiß, daß man Zabaf, Getreide u. j. w., micht 30 und mehr Jahre immer auf dem gleichen Boden mit Erfolg 
bauen kann. Unſere Rebe ſitzt aber nicht Jahrzehnte, ſondern Jahrhunderte lang auf der gleichen Scholle. 
Es liegt auf der Hand, daß dabei cine allmähliche Erichöpfung des Bodens und zumal des Untergrundes 
unvermeidlich ift. Die Düngung, jelbft die beite, wird das auf die Dauer wicht verhindern, weil fie wicht 
genug im die Tiefe wirft. Helfen könnte mur cin öfteres Umroden, welches den Untergrund immer. wieder 
durch obere Lagen erießt. Diejes Umroden jchiebt man aber jo lange als möglich hinaus, weil man die Kojten 
ichent und alljährliche Herbſte wünjcht. Jufolgedeſſen haben wir zu viel altersichwache, ſchlechternührte Reben, 
die der Kälte umd dem Froſt nicht widerftehen und von einem Heere vom Krankheiten, wie Wurzelſchimmel, 
Aicherig, Roſt, Brenner, faljcher Meltau n. j. w., heimgejucht werden. 

Auf eine Beilerung der Erträgnifie im allgemeinen werden wir erjt dann hoffen dürfen, wenn wir der 
Berjüngung und Ernährung der Neben unſere Aufmerkſamkeit entichiedener und thatträftiger als: in dem legten 
Jahren zuwenden werden. 


I. 


Wenn wir nunmehr auf die Mittel und Wege zur Wbhilfe des Notitandes zu ſprechen 
fommen, jo werden uns im der Petition bzw. im den Anträgen folgende Möglichkeiten dargeboten: 

l. Die Neueinſchätzung des Nebgelündes mad) Maßgabe der jetzigen Grtragsverhältniiie — 
vgl. die Petition des Oberbadijchen Weinbauvereins. — 

Für dieſe Einjchägung jpricht die Ihatjache, daß allerdings die Kaufpreije jeit 1887 — vgl. die graphijche 
Daritellung IV — aljo jeit 5 Jahren nad) dem Yandesdurchichnitt niedriger jind als die Steueranid)läge und 
dag diejes Minverhäftnis in einzelnen Yandesteilen, wie namentlich im Taubergrund, ganz bejonders ſchroff 
hervortritt. 

Dafür jpricht ferner, daß die Heben jeiner Zeit thatjächlich zu hoch eingejchägt worden jind. Die Sage, 
daß dem jo jei, iſt trog der zwei ‚Jahrzehnte, die inzwiichen in’s Land gegangen jind, wicht veritunmmt Wan 
erzählt fidh immer noch von dem llbereifer einzelner Steuerfommifläre, von den Mißgriffen ortsunkundiger 
Schäger, von dem Stolze einzelner Bürgermeifter, die über Gemeinden mit möglichit großen Steuerfapitalien 
herrſchen wollten. Selbſt das Großh. Finanzminifterium hat im Einzelfall — vgl. Erlaf vom 24. Dezember 1886 
Nr. 19809 — zugeftehen müſſen, daß bei der Rataftrierung Unrichtigfeiten unterlaufen jeien. Damit jtimmen 
auch die jchon oben erwähnten Erhebungen, welche der Berichteritatter in vielen Orten des Yandes gemacht hat 
und aus welchen — vgl. die graphiiche Darjtelung V — hervorgeht, daß in der Normaiperiode 1528 bis 
1847 die Güterpreije nach dem Landesdurdhichnitt im 14 von 20 Jahren niedriger waren als die Zteuer- 
anichläge, die man jpäter daraus ableitete. 

Die Gerechtigkeit jcheint aljo zu verlangen, dak das Mebgelände neu eingeichägt werde. 

Gleichwohl jprechen wichtige Gründe dagegen. 

Zunächſt ift zu beachten, daß nadı den Erhebungen des Berichteritatters die Kaufpreiſe in den Jahren 1825 
bis 184U und 1849 bis 1857 im allgemeinen niedriger, in den Jahren 1841 bis 1848 und 1808 bis 1887 
aber höher als die Steueranicläge waren, daß jpeziell auf die zwei Jahrzehnte, in denen’die Steueranſchläge 
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wirkſam jind, mehr ſteuergünſtige als jtenerungünftige Jahre entfallen. Da dürfte cs fid) wohl empfehlen, im 
Unmut über die Ickten Mißeruten nicht die Vorteile zu vergeflen, die man — in einer viel größeren Reihe 
von Jahren geuoſſen hat. 

‚Sodann miß darauf aufmerkſam gemacht werden, daß einzelne Orte, namentlich in der füdlichen Hälfte 
des Landes, bei: einer Meueinſchätzung cher verlieren als gewinnen würden. Artikel 9 des Geſetzes vom 
T. Mai 1868 geht von der Annahme aus, daß ſich das Kapital des Meinertrages im mittleren Kaufwerte zu 
erlennen gebe, und cs wurde deshalb im-Mrtitel 10 bejtimmt, es jeien die Steneranichläge in der Weije feit- 
zuſetzen, daß man aus dem Güterpreiien der Mormalperiode 1828 bis mit 1847 den Durchichnitt berechne. ö 
Nun wird allerdings eingewendet, daß Meinerträge und Güterpreiſe ſich keineswegs immer entſprechen und daf; 
deshalb die Grundlage jener Einſchätzung eine umrichtige gewejen ſei. Hiergegen -ift aber zn jagen, daß vine 
genaue Feſtſtelluug der Reinerträge in den meilten Fällen thatſächlich unmöglich wäre, daß aber dic Stanipreiie 
wenn nicht immer, jo’ don) im der Diegel die durchſchnittliche Ertragsfähigfeit zum Ausdruck bringen und deshalb 
auch bei künftigen- Eimichägungen von maßgebender Bedeutung ſein werden. Seten wir nmm- den Hall, es 
würden die Neben nad) den Kaufwerten von 1871 bis mit 1890. geichäkt, jo kämen, da die Kaufpreiſe im den 
meiiten von dieſen 20 Jahren nach dem: Landesdurchſchnitt höher als die Steneranjchläge waren, die tegteren 
uotwendigerweiie im allgemeinen in ‚die Höhe. 

Ferner iſt zu bedenken, daß eine Meweinjchätung der Heben ganz enorme Noften veruriachen wiirde. Wie 
hoch Ad diejelben vorausfichtlich belaufen würden, läßt ſich nicht näher beſtimmen, wohl aber vermuten, wen 
wir hören, dan die frühere. Einichäßung alles landwirtichaftlichen Geländes, dem micht jeitgeftellten Aufwand 
für die erjtmalige Einrichtung der neuen ‚Natafter gar nicht gerechnet, wicht weniger als 2 43.005,08 MM 
gekoſtet hat! 

Weiterhin muß hervorgehoben werden, daß eine E auf das Rebgelände eine ſehr bedenkliche 
Halbheit wäre. Entſprechen die Steneranjchläge der Neben im einzelnen Gegenden den Güterpreiſen nicht mehr, 
jo läßt fi) das Gleiche mehr oder minder auch von aypgren Kulturarten jagen. Das Schätzungsgeſchäft dürfte 
aljo feineswegs bei den Neben jtehen bleiben. 

Endlich ift nicht zu vergeflen, dak eine eigentlich genane und zuverläffige Einſchätzung erft nach Abſchluß 
der Kataſtervermeſſungen, alſo erſt efwa von I897 ab, möglich jeim wird. 

Nach Abwägung aller Grimde und Gegengrimde fommen wir zu dem Ergebnis, daß das Begehren einer 
jofortigen umd nur auf das Hebgelände beichränften Einichätnmg ſich nicht empfehle. 

2, Die Ermäßignng der PICHLURRIDIERER: num 509% — vgl. den Antrag der Abgeordneten 
Aoer u. Genoſſen — — 4 

Für dieſe Ermäßigung ſpricht, wie die Antragſteller mit Recht hervorheben, der Umſtand, daß fit viel 
re und rajcher als eine Neueinſchätzung zum ‚Ziele führen wiirde. 

"Allein wichtige Gründe ſprechen dagegen. 

Zumächſt dit darauf amfmerkian zu machen, daß die — einen jührlichen Ausfall don 50-100 000 MM 
erleiden würde. 

Sodann iſt daran zu erinmern, daß die Grunbficher im wenigen Jahren von 28 auf 15 4, aljo um 
46,4 0/0, herabgeſetzt worden iſt mıd daß fie, zumal im Vergleiche mit den Umlagen, nach dem Zugeſtäündnis 
der meiften Beteiligten fait nirgends als drückend empimden wird. 

Ferner wolle man beadyen, daß eine ſolche Ermäßigung überhaupt nicht fühlbar wäre Nehmen wir für 
den Morgen Meben einen durchſchnittlichen Steneranidjlag von 1400 A an, io beträgt die Girumditener 
2,10 A, die Ermäßimmg um 50% alſo 1,05 M Da mm tharfächlich aber fait drei Fünftel der badiichen 
Rebbejiger nicht über einen halben Morgen bejigen, jo fümen auf den einzelnen etwa 925, d. bh. eine Summe, 
die weder für jich noch in ihrer Wirkung anf die Umlage als nennenswert bezeichnet werden famı. 

Ferner iſt zu bedenfen, daß es Meblagen im Yande giebt, in denen das Gelände jeit fahren kaum die 
Hälfte des Anſchlags nit und wieder andere, in denen bis zur Stumde das Anderthalbfache, ja Doppelte des 
Anſchlags bezahlt wird, dal aber eine ——— m aller Yagen eine offenbare Unbilligleit im ſich 
jihließen würde. 
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Des Weiteren find die Folgen zu bedenken, welche die Herabminderung der Nebfteuerlapitalien für die 
Gemeindeumlagen haben würde. Die Gemeinde hat beftimmte Einnahmen nötig, ob die Mebftenerfapitalien 
ermäßigt werden oder nicht. Werden fie ermäßigt, jo erhöht ſich eben der Umlagejag und mit ihm die Belaftung 
der Üder und Wieſen. Dabei würden ſich nun die großen Mebbefiger, jowie die Ausmärter felbftverftändlich 
recht gut ftellen. Der mittlere Nebbejiger aber hätte nichts gewonnen; denn was er von feinen Meben nicht 
zahlt, müßte er von jeinen Adern zahlen. Der Landwirt mit Meinem oder gar feinem Nebbefig vollends 
wäre geradezu gejchädigt, weil er für die Erleichterung der größeren NRebbefiger und der Ausmärfer aus jeinen 
Ädern und Wiejen auflommen müßte. Daß hieraus aroße Unzufriedenheit in den Gemeinden entftehen würde, 
liegt auf der Hand. 

Wohl zu überlegen ift auch die Wirkung einer jolchen Mafregel auf den Realkredit. Wird nämlich heute 
der Kapitalwert des Nebgeländes auf die Hälfte herabgefegt, jo werden wir es morgen erleben, daß der Land- 
wirt, der auf fein Rebſtück Geld aufnehmen will, auf erheblich größere Schwierigkeiten ftoßen wird, als bisher 
der Fall war. 

Bedenklich ift der Antrag endlich aud in formeller Hinfiht. Er will für die Dauer des zur Zeit 
bejtehenden Mißftandes helfen und zwar durch Schaffung eines Gejeges. Nun könnte das Mißverhältnis 
zwijchen dem Anſchlage der Reben einerfeitS und dem Ertrage bzw. Kaufwerte andrerſeits aber ſchon diejes 
Jahr infolge eines guten Herbftes verjchwinden, während das Gejeg allermindeitens bis zum nächſten Yandtage 
beftehen bliebe. Folglich wäre ein abermatiger Mifftand vorhanden, nur mit Umkehrung der Faktoren, nämlid) 
zu ungunften der jonftigen Steuerkapitalien. 

Wir fommen zum Schluffe, daß auch dem Antrag auf Herabjegung der Steueranfchläge nicht wohl ent- 
jprochen werben fönne. 

Im Verlaufe der Kommifjionsberatungen ift der abgeänderte Antrag gejtellt worden, „die Steuer 
fapitalien der Reben, jedodh nur mit Wirfung auf die ftaatlidhe Beitenerung, um fünfzig 
Prozent herabzujegen.“ Es läßt fich nicht leugnen, daß damit eine Hauptichwierigfeit, nämlich die ver- 
wirrende Rückwirkung auf die Umlagen, größtenteils vermieden wäre. Alle bie fonftigen Bedenken aber, die 
oben aufgezählt wurden, blieben bejtehen. Ya, es käme nod) die Merkwürbigkeit hinzu, daß ein und basjelbe 
Steuerobjeft verjchieden behandelt wäre. Auch der Grundſatz, daß die Gemeindebeitenerung ſich auf das Staats- 
ſteuerkataſter zu jtügen habe, wäre umgeftoßen. Aus diejen und ähnlichen Erwägungen hat auch diejer Antrag 
eine Mehrheit in der Kommiffion nicht finden können. 

3. Der gänzliche oder teilweije Nüderjak der Staatsfteuer aus Nebgelände nad 
Mißjahren im Weinbau — vgl. den Antrag der Abgeordneten Klein-Weinheim und Genoffen —. 

Der Gedanke, nad) Mifjahren die Staatsftener rüdzuerjegen, knüpft an das Edikt vom 1. Juli 1817 

an. Diefes Edikt, welches jet in ein Gejeg umgewandelt werden joll, gewährt Steuernachlaſſe bei Hagel- 
ſchlag, Wolkenbruch oder Überſchwemmung, aljo bei Schädigungen des Ertrags infolge von höherer Gewalt. 
- Höhere Gewalt ift es aber auch, wenn der Ertrag der Reben durch Fröſte gejchmälert oder vernichtet wird. 
Mithin jollte auch in diefem Falle Steuernachlaß möglich fein. Doch würde ein dahin zielender Antrag ent» 
ſchiedenem Widerfpruche begegnen, weil nicht zu verfennen ift, daß die Abichägung des Schadens, welcher durch 
einen Froſt verurjacht wird, nahezu unmöglid) wäre. Auch fpielten bei den legten jchlechten Weinernten die 
Fröfte überhaupt keine Rolle. 

Eben diefe Erwägungen jcheinen die Antragiteller veranlaßt zu haben, den gordiichen Knoten mit dem 
Schwerte durchzuhauen und Steuernachlaß furzweg nad) „Mißjahren“ zu verlangen. Damit wäre die Sadı- 
lage allerdings Harer. Wir hätten nicht mehr mit den Urjachen, jondern lediglich nur mit der Thatſache einer 
Mißernte zu rechnen. Ob aber eine halbe oder ganze Mißernte vorliege und demgemäß ein halber oder ganzer 
Steuernachlaß Play zu greifen habe, dies feitzuftellen dürfte faum Schwierigkeiten haben. Die Antragfteller 
fügen überdies noch die wohlerwogene Glaufel hinzu, dat der Nachlaß nur auf Antrag der Gemeinde erfolgen 
und nur den Beichädigten zugute fommen dürfe. Man wird einwenden, daß man dann aud für Tabak- und 
GSetreidefelder Steuernachlaß einjegen müßte, weil auch da Mißernten vorfommen. Allein diejer Vergleich ift 
taum jtatthaft. Nacd Tabak und Getreide fann man im gleichen Jahre noch Rüben und dergleichen ernten; 

Berbandlungen der 2. Kammer 1891/92, 4tes Beilageheft. 61 
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and kommen Mifernten in dem Sinne, daf gar nichts wächft, jo gut wie nicht vor. Beim Rebgelände da- 
gegen treten vollſtändige Mißernten ein, oft hintereinander; der Bauer hat in dieſen Fällen feinen Ertrag, 
wohl aber hohe Bewirtichaftungsfoften. Der Weinbau iſt eme Kulturart, die fich mit feiner anderen, jelbft 
nicht mit dem Hopfenbau, auf eine Linie ftellen läßt. 

4. Die Anlegung bzw. Unterjtügung von Rebſchulen. 

Wir haben jchon früher den großen Fehler berührt, daß man es unterläßt, alte, abgelebte Reben aus- 
zuroden, das Gelände einige Jahre mit anderen Kulturen zu bepflanzen und erjt dann wieder mit Neben an- 
zufegen Entſchließt fich aber ein Weinbauer zu diejer Erneuerung, jo befindet er fich, wie die Sachkundigen 
verfihern, in der größten DVerlegenheit um geeignete Seglinge. Die Kommiſſion hält es für dringend nötig, 
daß die Großh. Regierung ſich diefer Sache mehr als zur Zeit der Fall ift, annimmt. Sie wünjdht, daß in 
allen Rebbezirken des Landes, jei e8 vom Staate oder mit Staatsunterjtüsung, Rebſchulen eingelegt werden, 
aus welchen Seslinge nnter Garantie und zu mäßigen Preijen bezogen werden fünnen. Sie wünſcht ferner, 
daß Rebbaufurje gehalten werben, in welchen die jungen Leute mit den Bedingungen eines rationellen Wein- 
banes befannt gemacht werden. 

5. Der Steuernadlaß für neuangelegte Reben. 

Das Gejeg vom 25. März 1886 gewährt Stenernadhlag für neuangelegte Waldungen auf die Dauer von 
20 Jahren, und zwar in der Abficht, zur Aufforftung öder, umrentabler Flächen aufzumuntern. Num ift 
befannt, daß unjere Rebbauern nicht bloß aus Bequemlichkeit, jondern auch aus Scheu vor den Koften es 
unterlaffen, eine Erneuerung ihrer Reben vorzunchmen. Man jollte aljo auch diejen Leuten entgegentommen. 
Die Kommiffion wünjcht nicht, daß mehr Heben angelegt werden als jchon vorhanden find. Aber fie möchte 
haben, daß die altersihwachen Reben, zumal auf erjchöpften Böden, herausgeriffen werden, daß das Gelände 
einige Jahre mit Kiee oder dergleichen bebaut wird und daß erjt hernad) wieder Neben angejegt werden. 
Wenn aber ein Bauersmann in der oben bezeichneten Art zur Totalerneuerung jeines Nebftüdes jchreitet und 
damit zu einem rationellen Betrieb übergeht, jo jollte man ihm dieſen Schritt nad Anjicht der Kommijjion 
dadurch erleichtern, daß man ihm für die Dauer der Ertragslofigfeit des Geländes, d. h. im allgemeinen für. 
fünf Jahre, ähnlich wie es beim Wald gejchieht, die Grundſteuer nachläßt. Der Einwand, daß mit einem 
derartigen Steuernachlaß nur wenig geholfen wäre, ift richtig; allein etwas wäre es immerhin, und da es auch 
ber Staatstafje nur wenig ausmacht, jo jollte diejes Wenige gejchehen. 


IV, 


Indem die Kommiſſion die Petition ſowohl als die beiden Anträge für erledigt erachtet, ftellt jie bei 
hoher Kammer den Antrag auf empfchlende Ueberweifung des Wunjches, es wolle die 
Großherzogliche Regierung 

l. einen Sejetesentwurf vorlegen, demzufolge nah Mifjahren im Weinbau auf* 

Antrag der Gemeinden den Bejhäbdigten die Staatsftener aus Rebgelände ganz 
oder teilweije rüderjegt'werden fann, 

2.im Staatsbndget Mittel einzustellen, daß vom Staate oder mit Staatsunter- 
ftügung im allen Nebbezirfen des Landes Rebihulen angelegt werden, 

3. einen Gejegesentwurf vorzulegen, welcher für den Fall der Totalernenerung eines 
Rebftüdes Befreiung von der Örumdjtener auf die Dauervon fünf Jahren vorſieht. 
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Bericht 


der 


Kommilfion der Zweiten Kammer 


über 


den Gefekentwurf die Pfandrechte für Inhaberpapiere betr. 


erjtattet von dem Abgeordneten Dr. Schluſſer. 


A. Einleitung. 


Das Recht der Inhaberpapiere (der Urkunden, durch welche ſich der Ausjteller zu einer Leiſtung an den 
Inhaber der Urkunde verpflichtet) it weder durch Reichsgeſetz, noch nach badijchem Landesrecht einheitlich und 
vollftändig geregelt. Für einzelne Gattungen von Inhaberpapieren beitehen überhaupt feine bejonderen civil 
rechtlichen Vorjchriften: jo für die Looſe, für Theaterbillets und jonjtige Eintrittsfarten. Für andere Arten 
jind im Handelsgeſetzbuch und der Wechjelorduung Normen enthalten: Hierher gehören die Inhaberaktien 
(Art. 173,207 H. G. B.), jener die blanko mdojfirten Orderpapiere: Namenattien (Art. 182 Abj. 3, 220 H.G.B.), 
faufmänntjche Anweiiungen und Berpflichtungsjcheine (Art. 301 H.G.B.), Konoffemente, Ladejcheine, Warrants, 
Bodmereibriefe und Secafjeturanzpolicen (Art. 302 H.G.B.), vor Allem Wechjel (Art. 12,13 W.-D.). Ein be 
jonderes Reichsgeſetz beiteht für die Ausgabe von Banknoten: Das Bankgeſetz vom 14. März 1875 (R.G.Bl. 
©. 177). Endlich) aber find für jolche Schuldverjchreibungen, durch welche jich der Ausjteller zu einer Geld- 
zahlung an jeden Inhaber verpflichtet — joweit fie nicht unter eine der vorher aufgeführten Kategorien fallen 
— Vorſchriften gegeben in dem badiſchen Geſetze vom 5. Juni 1860; dasjelbe ift in Anlage A zu dem vor: 
liegenden Geſetzentwurf abgedrudt. 

Keine diefer gejeplichen Bejtimmungen regelt die jämmtlichen vechtlichen Beziehungen der betreffenden 
Papiere, es ift vielmehr, joweit nicht Einzelbejtimmungen gegeben find, das allgemeine Landesrecht maßgebend. 
Dies gilt insbejondere von der Beſtellung von Unterpfandsrechten oder Fauftpfändern für ſolche Forderungen. 

Ein Bedürfniß nach der Meöglichkeit einer jolchen Sicherung bejteht nad) der Natur der Sache nur 
bei den badiichsrechtlichen Schuldverjchreibungen auf den Inhaber. Aber hier hat die Praris das Borhanden- 
jein eines jolchen Bedürfniſſes hinreichend dargethan. Das Gejeg vom 5. Juni 1860 thut m $ 3 Ziff. 1 
und 4 der Sicherheiten zwar Erwähnung, enthält aber feine Beitimmungen darüber. 

Wie num jpäter im Einzelnen dargelegt werden wird, reichen die dermaligen allgemeinen landrechtlichen 
Beitimmungen über das Ilnterpfands- und Fauftpfandrecht zu einer wirkſamen Sicherung der Beſitzer von 
Schuldverjchreibungen auf Inhaber nicht aus. Es fällt aljo Negelung durch ein Sondergejeg nöthig. Ein jolches 
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ift, was die Unterpfandsrehte — Inhaberhypothefen — anlangt, zur Zeit wohl nur als Landesgeſetz 
denkbar, bei der auferordentlichen Verfchiedenheit der in den einzelnen deutichen Rechtsgebieten über das 
Hypothekenweſen geltenden gejeglichen Bejtimmungen. Hinfichtli) der Fauſtpfandbeſtellung wäre eine 
reichsrechtliche Regelung der Materie nicht allein möglich, jondern auch dringend erwünſcht. Praktiſch zur 
Anwendung kommt die Fauſtpfandbeſtellung nur bei den Hypothekenbanken, hier aber in großem Mafftabe 
nud bei einem Gejchäftsbetrieb, der fich regelmäßig über eine größere Anzahl von Nechtögebieten erjtredt. 

Ein Gejegentwurf „über das Fauftpfandrecht für Pfandbriefe und Ähnliche Schulöverjchreibungen“ vom 
11. März 1879 lag auch dem Reichstag dor umd wurde von diefem am 29. März 1879 einer Kommiſſion 
überwiejen. Die Folge war die Annahme der vorgejchlagenen Aenderungen durch den Bundesrath und danach 
ein zweiter Entwurf vom 27. Februar 1880. Diejer wurde in der Sigung vom 5. Mär; 1880 abermals 
einer Kommiſſion überwiejen, gelangte aber nicht mehr ans Plenum. 

Bei dem Stand der Vorarbeiten zum bürgerlichen Geſetzbuch wird ein Reichsgeſetz vor Fertigitellung 
des Letzteren nicht zu erivarten fein. Unter dieſen Umjtänden, und bei der Dringlichfeit des Bedürfniſſes einer 
gejeglichen Negelung kann die Erlaffung eines Landesgejeges über beide Materien, Unterpfands- und Fauft- 
piandbejtellungen zu Gunften von Inhaberpapieren (richtiger: Schuldverjchreihungen auf den Inhaber) nur mit 
Freuden begrüßt werden. 

Der Gejegentwurf, wie er vorliegt, it von der erften Hammer bereits dDurchberathen und mit einzelnen 
unweſentlichen theilweije nur redaktionellen Menderungen angenommen worden; die Großh. Regierung bat zu 
den Lebteren ihre Zuſtimmung erflärt. Auch ihre Kommiſſion ift im Allgemeinen mit denſelben einverjtanden. 

Mit Necht hat fich, jchon im Hinblid auf die bevoritehende reichsrechtliche Kodififation des bürgerlichen 
Rechts, der Entwurf auf das beichränft, was vorzufehren fich zur Zeit als durchaus nothiwendig eriwiejen 
hat, zumal ja die für jede Ausgabe von Inhaberpapieren nothiwendige Staatsgenehmigung (8 1—3 des Ge: 
fees vom 5. Juni 1860) in den wichtigiten Punkten die Mittel an die Hand gibt, etwa weitere nothiwendige 
Beitimmungen zu treffen. 

Die Grundjäte des Gejehes für die Inhaberpapiere gelten auch dann, wenn fie durch Außerfursjegung 
(Injkription) zeitweiſe diefen Charakter verloren haben. 


B. Inhaber⸗Hypothek. 


Bu 81. 
8 26 Abſ. 7 des II. Einj.-Edifts zum Landrecht bejtimmt: 
Soll ein bedungenes Unterpfand gegeben werden, jo erjcheinen die Betheiligen . . . vor 
der Pfandjchreiberei. Diefe . . . trägt jodann jämmtliche im Art. 2148 von Nr. 1-5 er 


wähnten Verhältniſſe ins Pfandbuch ein ꝛc. 

L. R. ©. 2148 Ziff. 1 lautet: 

1. Den Namen, Vornamen und Wohnort des Gläubigers, jein Gewerbe, wenn er eins treibt x. 

Die Erfüllung diefes Erforderniffes ift mum nicht möglich, wenn für Schuldverjchreibungen auf Inhaber 
ein Unterpfandsrecht beitellt werben joll. Denn vor der Ausgabe find die Gläubiger noch nicht befannt, und 
nach der Ausgabe können fie jeden Tag wechjeln. 

Gleichwohl beitand, namentlich für induftrielle Etablifjements und Kleinere Städte das Bedürfniß, ihren 
Schuldverjchreibungen auf Inhaber durch hypothekariſche Sicherung den Markt zugänglicher zu macdjen. So 
ift eine Reihe von Inhaberhypothefen bejtellt worden; die jeit 1860 bejtellten find in Anlage B. zu dem Ent: 
wurf aufgeführt. Man halj fich meift, indem man eine Haupt-Pjandurkunde jertigte, diejelbe bei eine Behörde 
hinterlegte und die Partialobligationen als Antheilicheine an dieſer Haupthypothef bezeichnete. 

Bei Ertheilung der Staatsgenehmigung wurde diejes Verfahren nicht beanitandet. 

Nun hat aber, als die Frage der Nechtsgültigfeit einer jolchen Inhaberhypothef das erjtemal zum Gegen- 
ſtand einer richterlichen Entjcheidung wurde, in einem in den Jahren 1886 u. f. ſich abjpielenden Prozefje 
Wielandt gegen die Gejellichaft Eintracht in Karlsruhe das Neichsgericht als höchſte Inſtanz, in Weberein- 
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ſtimmung mit dem Oberlandesgericht Karlsruhe ausgeiprochen, daß eine Inhaberhhypothel dem franzöfischen und 
babijchen Rechte unbefannt, der ein jolches Pfandrecht beitellende Aft weſentlicher Vorausſetzungen des Geſetzes 
entbehrend und deshalb von Anfang an unwirkſam jei. 

In Folge deffen ericheint eine Abänderung des Gejeges ala geboten, jowohl zu Scuge der Inhaber 
von früher ausgegebenen Schuldverichreibungen, als weil das Bedürfniß nach der Möglichkeit von Inhaber- 
hupothefen durch die bisherige Praxis nachgewieſen it. Hiefür genügt die Beitimmung in & 1 des Entwurfs 
vollfommen und erflärt jih Ihre Kommiſſion hiermit einverjtanden. 

Abgejehen von der Beitellung des Pfandrechts ſieht das Landrecht die Mitwirkung des Gläubigers noch 
beim Pfandſtrich, in Entledigungsverfahren, bei der Bereinigung der Unterpfandsbücher und im Bwangsvoll- 
Itredfungsverfahren vor. Für den erften Fall bedarf es einer Vorfehrung nicht, wei jeder Inhaber zum Autrag 
auf Strich befähigt it, alfo auch der Ausfteller, wenn er eine PBartialobligation eingelöft hat. Hiebei jpricht 
Ihre Kommiſſion in Uebereinftimmung mit der Kommiſſion der eriten Kammer ihre Anficht dahin aus, daß 
auch ein Theilpfandjtrich durch einzelne Inhaber gejchehen kann. Für die übrigen Anläffe würbe es jedoch 
nicht wohl zu umgehen fein, daß eine Vertretung der Gläubiger geichaffen werde. Dazu bebarf es aber feiner 
bejondern gejeglichen Beitimmung, es genügt in den Genehmigungsbedingungen das Geeignete vorzufehen, wie 
dies auch ſchon früher gejchehen ift. (So in den Fällen Anl. B Ziff. 2 und 3). 

Bon einzelnen Ausjtellern, namentlich induftrielen Etabliffements wurden bisher die Schwierigkeiten ber 
Inhaber-Hypothet — und das Erfordernii der Staatögenehmigung — dadurch zu umgehen verfucht, daß ber 
Aussteller die Partialobligationen in Form kaufmännischer Verpflichtungsicheine zu Gunſten einer Mittelsperſon 
regelmäßig einer Bank, ausjtellte und für die Summe der Scheine eine Hypothek beitellte; die Mittelsperjon 
verwandelte die Werpflichtungsjcheine dann durch Blankogiro in Inhaberpapiere. Es war zu erwägen, ob etiva 
auftauchende Zweifel daran, daß dieſe Papiere auch in der Hand dritter an dem Hypothefariichen Schu; Theil 
hätten, durch eine erweiterte Faſſung des 8 1 bejeitigt werben jollten. Ihre Kommiſſion hält dies nicht für 
erforderlich, nachdem die Inhaberhypothet des 8 1 jet einen bequemen und rechtlich geficherten Weg zur Er- 
reichung des gleichen Zwedes eröffnet; fie glaubt, da die Ausgabe von jtaatlich nicht fontrolirten Auhaber- 
papiere jchon im Intereſſe des öffentlichen Kredits in feiner Weije eine Förderung verdienen. Wollen die Aus— 
iteller die Inhaber derartiger ſchon ausgegebener Papiere vor aller Anfechtung ficher ftellen, jo wird es nicht 
ſchwer fein, die Letzteren einzuziehen und in Schuldverichreibungen auf den Inhaber zu konvertieren. 


C. Fauftpfandrecht für Schuldverjchreibungen auf Juhaber. 
8 2—11. 


Auf die Verpfändung von forderungen zu Gunsten von Inhaberpapieren gründet fich die Organtjation 
des Realfredits in den Hypothefenbanten, wie jie in Preußen jchon jeit Ende des vorigen Jahrhunderts ſich 
vollzogen hat, in Baden jeit etwa zwei Jahrzehnten bejteht. Die Hypothekenbanken gewähren Darlehen auch 
auf fange Zeit hinaus unkündbar und gegen Amortijation und fommen dadurch dem Intereſſe des kapital— 
bedürftigen Grundbejigers entgegen ; der Privatmann vermag die Unkündbarfeit nicht zuzugejtehen, es find auch 
große Summen auf Hypothek von Privaten oft nur jchwer erhältlich. Die Banken geben unter Berpfändung 
der erworbenen Hypotheken Inhaberpapiere aus, ermöglichen es jo dem Stapitaliften jein Geld mit der gleichen 
Sicherheit anzulegen, wie eine Hypothek, und entheben ihm der Schwierigfeiten, eine jichere Anlage zu finden, 
der umjtändlichen gejeglichen Förmlichkeiten, des oft läjtigen Verkehrs mit dem Schuldner, der Nothwendigkeit 
einer ſteten Ueberwachung dejjelben, endlich aber erweitern fie den Anlagemarft, da der Kapitalift eigentliche 
Hypotheken naturgemäß nur dann gerne erwerben wird, wenn die Grundjtüde in jeiner Nähe liegen. 

In Baden war die Errichtung einer derartigen Bodenfreditbant Jahre lang durch die Kreiſe geplant, 
im Jahre 1868 gründete auch der Kreis Lörrad) eine joldye Sreishypothefenbant, deren Wirkjamkeit aber nur 
auf ein verhältnißmäßig bejchränttes Gebiet jich eritredte, und die darum feine Inhaberpapiere ausgab. 

Erjt die am 28. November 1871 gegründete Altiengeſellſchaft „Rheiniiche Hypothekenbank“ vermochte dem 
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Bedürfniß vol zu genügen, und jie hat es in :der That dahin gebracht, jic einen von Jahr zu Jahr wachſenden 
Wirkungskreis zu erwerben. Der Betrag der zur Zeit von ihr ausgegebenen Inhaberpapieren beläuft ſich auf 
etwa 136 Millionen Mark, zu deren Sicherheit Forderungen in Höhe von etwa 142 Millionen Mark beftellt find. 

Borausjegung zu einer gedeihlichen Wirkjamfeit einer jeden Oypothefenbanf ijt num, daß den Pfandbrief— 
inhabern ein gejichertes Worrecht an den von der Bank erworbenen Forderungen zufteht. Nur wenn Dies ber 
Fall iſt, fließen der Banf die zu ihrem Betrieb nöthigen Stapitalien zu; nur unter diejer VBorausjegung bildet 
die Anlage von Geldern in Pfandbriefen eine ganz Jichere, der Einzelhypothel wegen der rajcheren Realifir- 
barfeit und des regelmäßigen Zinseingangs nod) vorzuziehende Kapitalanlage. 

Ein ſolches Vorrecht kann nach dem jegigen Stande der Neichögejeggebung nur dadurd) geichaffen werben, 
daß den Pfandbriefinhabern cin Fauſtpfandrecht an den von der Bank erworbenen Forderungen bejtellt wird. 
Denn die Rangordnung der Forderungen im Konkurje wird durch die Neichstonkursordnung geregelt, und dieje 
bejtimmt -in.$ 40 und 41, daß — abgejehen von einer beſchränkten Anzahl nicht hierher gehörigen Fülle — nur 
ein Fauſtpfandrecht ein echt auf abgejonderte Berriedigung — aljo ein Vorrecht — an Fahrniſſen und 
Forderungen gewährt. Und der Konkurs ijt der Fall, in dem das Vorrecht erjt jeine Bedeutung recht bewähren 
joll. Aber auch außerhalb des Konkurſes geht ein durch Pfändung erlangtes Pfandrecht jolchen Piand- und 
Vorzugsrechten vor, welche fiir, den Fall eines Kounkurſes den Fauftpiandrechten nicht gleichgeitellt find. 
5 709 Abſ. 2 R-C.P.O. 

Zur Begründnng eines Fauſtpfandrechts an beweglichen Sachen und Forderungen verlangt num das Geſetz 
(NR. ©. 2074— 2076) regelmäßig eine öffentliche Urfiunde über den Fauftpfandvertrag oder Eintrag des Vertrags, 
wenn er durch Privaturkunde abgejchloffen ift, in Das beim Amtsgericht geführte Fauſtpfandbuch und Ueberlieferung 
des Piandobjefts in deu Bejig des Gläubigers oder eines von ihm erwählten Dritten, bei der Berpfändung 
von Forderungen außerdem Eröffnung der Verpjändung an den Schuldner der verpfändeten Forderung. 

Dieje Vorſchriften ſetzen zunächſt eine bejtimmte Perjon als Gläubiger voraus. Da eine joldhe aber 
bei den Pfandbriefen der Rheinischen Hypothefenbanf nicht vorhanden ijt, jo it auf Grund einer in den Pfand— 
briefen enthaltenen Bejtimmung vom Minijterium ein gemeinjamer Vertreter. für jie bejtellt, ein Notar in 
Mannheim, Er nimmt die Hypothefenurfunden für jie in Beſitz, er jorgt für Wufitellung der geſetzlich vor— 
gejchriebenen Urkunde, durch die Gejelljchait, deren Eintrag ins Fauſtpfandbuch, jowie für die vorgejchriebene 
Eröffuung an die, Schuldner. Es wird angenommen, dab durch die Annahme des Piandbrieis, weldyer doch 
als Träger der Inhaberforderung jeinem ganzen Inhalte nach die lex contractus zwiſchen Inhaber und Banf 
bildet, der jeweilige Inhaber in die Vollmacht einwillige. 

Eine Entfeheibiung über die’ Rechtsbeſtündigkeit des jo beſtellten Fauftpfandrechts iſt bisher micht ergangen ; 
die oben erwähnte veichsgerichtliche Enticheidung bezieht jich ja nur auf Inhaberhypothefen. Immerhin iſt 
nicht ausgejchlojjen, daß, wenn auch vorläufig nur theoretijch, auch die Giltigfeit des Fauſtpfandrechts 
jür. Inhaberpapiere, insbejondere die Legitimation des vom Minifterium ernannten Notar in den Bereich 
juriftifcher Erörterungen gezogen wird. Und doch it cs jowohl für die bejtehenden Inhaberpapiere cin Be- 
dürfniß, wie für eventuelle Neuemiſſionen unumgänglich nöthig, jede Unklarheit oder Diskuſſion über die etwaige 
rechtliche Tragweite des Fauſtpfandrechts abgeichnitten zu jehen. So wird es mur Beifall finden, wenn die 
Landesgejeggebung der bis dahin für unzweifelhaft erachteten, jeßt aber in Folge der reichsgerichtlichen Entſcheidung 
vielleicht anzweifelbaren Zuitand wieder in eine rechtlich unantaftbare Form überleitet und für kimftige Kon— 
zeſſionen eine jichere rechtliche Konſtruktion ſchafft, welche der wirthichaftlichen Natur des Inhaberpapiers entjpricht. 

Das Einführungsgeieß zur Neichsfonfursordnung eröffnet in $ 17 Ziff. 1 dem Weg biezu, indem cs Die 
Yandesgejeggebung ermächtigt, Beitimmungen zu treffen, nach welchen 

den Inhabern der von Gemeinden oder anderen Verbänden, von Korporationen, Attiengejellichaften, 
Kommanditgejellichaften auf Aktien oder Geuoſſenſchaften ausgejtellten Pfandbriefe oder ähnlicher auf 
Grund erworbener Forderungen von demjelben ausgejtellter Werthpapiere an jolchen Forderungen 
ein Fauftpfandrecht im Sinne des 8 40 der Konkursordnung dadurch gewährt werden kann, daß 
einem Vertreter jämmtlicher Inhaber allein oder in Gemeinjchaft mit dem Ausſteller Die Ausübung 
des Gewahriams der über die Forderungen lautenden ‚Urkunden übertragen... . . wird; 
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Auf dieſe Befugniß ftügt fich der vorliegende Entwurf. Er hält im Allgemeinen an der bisher bei der 
Rheinischen Hypothefenbant üblichen Emrichtung, wie fie jeweils in der Staatögenehmigung zur Ausgabe der 
Inhaberpapiere näher geregelt wurde, als wohl bewährt, feſt. Aber er erflärt zunächit die Kauftpfandbeftellung 
für Inhaberpapiere principiell für jtatthaft und erhebt ferner die Vollmacht des Pfandhalters zu einer geieh- 
lichen. Er bejeitigt endlich die Nothwendigkeit der Aufnahme einer öffentlichen Urkunde, bezw. des Eintrags 
ins Fauſtpfandbuch fowie der feierlichen Eröfinung an die einzelnen Hypothekenſchuldner und bringt damit eine 
wünjchenswerthe Erleichterung des Verkehrs. 

Der Geſetzentwurf will die Pandbriefinhaber nur vechtlich fichern, nicht auch eine wirthichaftliche Regelung 
des Hypothefenbantvejens geben. Er enthält fich daher namentlich aller Beſtimmungen über die Art der zu 
verpfändenden Forderungen, über die bei der hypothekariſchen Beleihung emzuhaltenden Grundſätze, über die 
Ausichließlichkeit des Pfandbriefgeſchäfts oder die Arten der Nebengejchäfte, ferner über das Verhältniß, in dem 
der Betrag der auszugebenden Piandbriefe zur Höhe der verpfändeten Forderung ftehen muß. Die Stuate- 
behörde hat durd Ausübung ihres Genehmigungsrechts zur Ausgabe von Inhaberpapieren ein ausreichendes 
Mittel in der Hand, die Organiſation und Gejchäftsgebahrung der Bank zu fontroliren, ſowie in den Be: 
dingungen das etwa Erforderliche vorzujchreiben. So ift zur Zeit in den „Näheren Beſtimmungen“, untet 
denen die Rheiniſche Hypothekenbank zur Ausgabe von Inhaberpapieren ermächtigt it, bejtimmt, dag nur 
hypothekariſch gejicherte Forderungen oder Forderungen an Verbände mit Beſteuerungsrecht verpfändet werden 
dürfen, es find getrennte Urten von Inhaberpapieren für diefe beiden Arten von Forderungen (Pfandbriefe 
und Commumalobligationen) vorgejehen, es ift Bedingung, dab der Werthbetrag diejer Forderungen dem der 
im Umlauf befindlichen Pfandbriefe mindejtens gleichfommen muß. Daß der Betrag der auszugebenden Pianb- 
briefe nicht unter der Höhe der vorhandenen Hhpothefen bleiben darf, hatte der Reichsgejegentwurf ing 1 
ausdrücklich vorgejchrieben; Ihre Kommiſſion erachtet es als jelbitverftändlich, daß dieje Forderung, wie bisher, 
jo auch bei jeder künftigen Genehmigung geitellt werde. 


3u8 2. 

Der Kreis der Perjonen, welchen die Ausgabe von Pfandbriefen gejtattet jein joll, ift bereits in $ 17 
Bf. 1 des REG. z. R. Konk. O. vorgezeichnet. Ein Bedürfniß, darüber hinauszugehen, bejteht nicht. 
Bon Einzelperjonen oder Gejellfchaften mit gejchlofjener Mitgliederzahl werden Pfandbriefgejchäfte *) voraus: 
fichtlich in erheblichem Umfange nicht betrieben werden, Bisher hat, wie erwähnt, im Großherzogthum nur 
die Aftiengejellichaft „Rheinische Hypothekenbank“ derartige Pfandbriefe ausgegeben. 

An „anderen Verbänden“ bejtehen zur Zeit nur die Kreis- und Bezirksverbände — 8 21 u. f. des 
Verwaltungsgeſetzes. Die weiter gehende Faſſung entjpricht einerjeits dem $ 17 des EG. z. R. Konk.O. 
und nimmt andererjeits auf die Möglichkeit einer etiwaigen Aenderung im ber Berwaltungsorganifation Rückſicht. 

Bor das Wort „Senoffenjchaften” des Gejegentwurfs hat die Erjte Kammer auf Antrag ihrer Kommiſſion 
mit Zujtimmung der Großh. Negierung das Wort „eingetragene* einzujchieben bejchlojjen, weil der Ausdruck 
„Benofjenjchaften“ zu unbejtimmt jei, und das Geſetz zweifellos nur die eingetragenen Erwerbs: und Wirth: 
ichaftsgenoffenjchaften (Meichsgejeg vom 1. Mai 1889) im Auge habe, Auch Ihre Kommiſſion erklärt ſich 
mit diejer Abänderung einverjtanden. — 

Daß und warum der Geſetzentwurf es vermeidet, die Forderungen näher zu bezeichnen, auf Grund deren 
die Inhaberpapiere ausgegeben werden können, wurde ſchon vorhin dargelegt. Es ſind alſo nach dem Geſetz 
auch ungejicherte (blos Handjchriftliche) Forderungen als Sicherung denkbar. 

Es wird die Beitellung von Fauftpfandrechten für Inhaberpapiere ganz allgemein zugelajien, alſo nicht 
nur an Forderungen, ſondern auch an anderen Fahrniffen. Dies kann namentlich wichtig werden, wenn dem 
Pfandhalter vorübergehend an Stelle von Hypotheken Geld behändigt wird. Vergl. die Bemerkungen zu & 9, 


— — — 


9 Es iſt Hier, wie im Folgenden, der Kürze halber nur von Pfandbriefen hie Rede, als den weitaus wichtigſten, mit Fauft: 
pfandſicherung ausgegebenen Inhaberpapieten. Für die Kommunalobligationen und etwaige andere Gattungen folder Papiere gelten 
felbftverftändlich mutatis mutandie biefelben Brundfäge, . s* ... . u 8 
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Zu 83. 

Vergl. die allgemeinen Bemerkungen oben unter C. Nach dem Entwurf wird das Fauſtpfandrecht zu 
Gunſten der Piandbriefinhaber begründet durch die Uebergabe der über die Forderungen lautenden Urkunden 
in ben Gewahriam des Piandhalters. Dieje Uebergabe it erforderlich, damit ein Fauſtpfandrecht entjtehe, aber 
auch ausreichend. Die in $ 10 des Entwurfs enthaltenen VBorjchriften find darum nur injtruftioneller Natur, 
ihre Außerachtlafjung fann zur Entlafjung des Pfandhalters, zur finanziellen Haftbarkeit desjelben führen; die 
Siltigkeit des Pfandrechts wird dadurch nicht beeinflußt. Insbefondere it, — im Gegenjag zu den fonftigen 
Fauftpfandbeitellungen des bürgerlichen Rechts — weder Eintrag ins Fauftpfandbuch ($ 10 lit, a jetzt b), noch 
Sröffnung an den Drittjchuldner ($ 10 lit. b jeßt c) erforderlich. 

Dem Gewahrjam des Pfandhalters ijt der von ihm im Gemeinfchaft mit der Anjtalt auszuübende Ge- 
wahrjam gleichgejtellt. Nach den für die Rheinische Hypothefenbant bisher geltenden Beſtimmungen ($ 3) jollte 
die Urkunde der Piandhalter allein in Verwahrung nehmen. Das gemeinfame Gewahrjam wird in einzelnen 
Fällen vorzuziehen jein, da unter Umjtänden eine vollitändige Entfernung der Urkunden aus dem Bereiche 
der Anftaltsorgane zu IUnzuträglichkeiten führen würde, und auch eine Mit-$tontrolle der Piandbrieianjtalt 
ſelbſt möglich bleiben muß. 


Zu$4. 

Wenn der Zwed des Faujtpfandrechts: die Sicherung der Pjandbriefinhaber volltommen erreicht werden 
foll, jo muß der Banf die Dispofition über die verpfändete Forderung entzogen, fie muß verhindert jein, durch 
Einziehung des Forderungsobjefts oder durch Abtretung der Forderung an Dritte die Rechte der Pfandbrief- 
inhaber illuforisch zu machen. Nach einzelnen Landesgejeggebungen find die Fauftpfandgläubiger — Hier Die 
Inhaber von Pfandbriefen — dur) den vom Piandhalter in ihrem Namen ausgeübten Befig der Pfand: 
urfunden gefichert, eine ohne die Urkunde erfolgte Zahlung oder Redjtsübertragung it ungiltig. Anders nad) 
badiſchem und gemeinem Recht. Hier it ihre Sicherung nur eine thatjächliche: c& wird im Allgemeinen ein 
vorfichtiger Schuldner nicht zahlen, ohne die „Obligation“ zurücdzunehmen, ein vorjichtiger Ceſſionar eine For— 
derung nicht erwerben, ohne fich die Schuld- und Pfandurfunde übergeben zu laffen; zahlt aber der Schuldner 
gleihwohl in gutem Glauben an die Bank oder den Cejjionar, fo erlijcht die Forderung, und dem Pfand- 
briefinhaber geht diefe Sicherung verloren (2.:R.-S. 1240, vergl. aud) 1690). 

Eine Abänderung dieſer legteren Bejtimmungen könnte nur durch Neichsgejeg wirkſam gejchehen. Der 
Geichäftsbetrieb faſt aller Hypothefenbanten, insbejondere der Rheinijchen erftreckt fich über mehrere Bundesjtaaten. 
Entjteht über den Bejtand einer verpfändeten und dem Fauftpfand zuwider getilgten oder abgetretenen ‘For: 
derung ein Streit, jo iſt derjelbe regelmäßig beim Gericht des Wohnjiges des Schuldners auszutragen und 
diefes Gericht wird regelmäßig jein Landesrecht anwenden. Der mehrgenannte Reichögejepentwurf hatte in der 
That auch beitimmt, daß eine Tilgung oder Abtretung der verpfändeten Forderung ohne schriftliche Zuftimmung 
des Pfandhalters ungiltig jei. 

Hier, wo ein badijches Spezialgeſetz in Frage jteht, empfiehlt fich eine derartige Geſetzesbeſtimmung nicht; 
fie würde doch feine Rechtseinheit jchaffen, und es wäre bedenklich, grundlegende Rechtsjäge nur für den Rechts— 
verfehr mit einer oder einzelnen Perſonen ohne zwingenden Grund abzuändern. So erübrigte nur die in $ 4 
des Entwurf enthaltene Verweiſung auf Landesrecht. 

Der „Zahlung“ ſteht jede andere Form der Tilgung (z. B. die Nechtswandlung, Wettichlagung, Auf: 
rechnung ꝛc. 2c.) gleich. 

Eine Sicherung der Pjandbriefinhaber auch im Gebiet des Badiſchen Nechts Hat übrigens die Rheiniſche 
Hypothelenbank jchon bisher dadurch bewirkt, daß fie im jeder von ihr gegebenen Hypothek unter den Vedingungen 
der Darlehenszujage ausdrüclich erwähnte, daß die Hypothefenforderung fauftpfändlich zu Gunften der Gejammtheit 
der Piandbbriefinhaber hafte, deren gemeinſchaftlicher Bevollmächtigter der vom Minifterium bezeichnete Notar jei. 
Durch diefe Uebung wird eine gutgläubige zum Schaden der Pfandbriefinhaber rechtsbejtändig erfolgende Til- 
gung unmöglich gemadt. Künftighin wird der Pfandhalter dafür zu jargen haben, daß dieje Hebung bei: 
behalten werde. 8 10 Hit. b (jegt c) bes Geſetzentwurfs. 
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Zu 5 6. 

Das Fauſtpfandrecht verhindert den Eigenthümer der verpfändeten Sache im Allgemeinen, Verfügungen 
über die verpfändeten Sachen oder Forderungen ohne Zuſtimmung des Pfandgläubigers vorzunehmen. Dieſer 
Satz muß für das hier in Frage ſtehende Pfandverhältniß eine Modifikation erleiden. Wenn auch die Anſtalt 
ohne Zuftimmung des Pfandhalters nicht über den Bejtand der verpfändeten Hypotheken verfügen darf, jo 
muß ihr doc) das Recht der Verwaltung vorbehalten jein: der Gejchäftsverfehr muß in den Händen der An- 
jtalt bleiben. 

In erjter Linie gehören dahin die Kündigungen. Kündigung macht nur die Forderung fällig; ihren 
Beitand läßt fie unberührt. Ob ſie im einzelnen Falle vorgenommen werden joll, ift (frage der Zweckmäßigkeit 
deren Entjcheidung nothiwendig der Anjtaltsverwaltung überlafjen bleiben mug. Die Kündigung begründet ein 
Recht des Schuldners auf Zahlung: da diefer ohne Aufhebung des Fauftpfandrechts wirkſam nicht zahlen kann, 
fo bedarf die Tilgung der Zuftimmung des Pfandhalters. Würde die Zuftimmung ettva verweigert, jo ftände 
dem Schuldner der Weg der Hinterlegung (L-R-S. 1257 u. f.) frei, die ihn befreit und ihm einen Anſpruch 
auf Pfandftrich bezw. Herausgabe der Piandurfunde (L. R. ©. 2160) gewährt. 

Natürlich bedarf auch die Entgegennahme einer Kündigung durch die Anftalt der Zuftimmung des Pfand- 
halters nicht. 

Unter den Gefichtspunft der Verwaltung fällt aber auch der Einzug der Zinjen der verpfändeten Hypo— 
thefen. Die Zinjen verpfändeter Forderungen gelten, wenn nichts anderes ausgemacht ift, als mitverpfändet 
(2.8.5. 2081). Aber die Pfandbriefinhaber haben nur daran ein Intereffe, daß das Gleichgewicht zwiſchen 
Hypothelen und Pfandbriefen beftehen bleibe. Für Lehteres jorgt der $ 10a (neu) des Entwurfs. In Folge 
deſſen ift auch durch $ 4 der Beitimmungen für die Piandbriefe der Rheinischen Hypothekenbank ausgejprodhen, 
dat das Fauſtpfandrecht ſich nicht auf die Zinjen der Hypothefen erjtrede. Für diefe Bank wäre die Vor— 
jchrift wegen der Zinjen in $ 5 des Entwurfs unnöthig gewejen. Sollte aber für künftige Pfandbriefe eine 
ſolche Beſtimmung nicht beliebt werden, jo wäre die Bank gleichwohl befugt, die Zinjen ohne den Piandhalter 
einzuziehen, und es ijt dies im Hinblid auf das Vorgejagte nur zu billigen. 

Ebenjowenig aber ift es angängig, die Zuftimmung des Pfandhalters zu jeder Annuitätszahlung zu ver- 
langen. 

Es würde das eine außerordentliche Erſchwerung des Gejchäftsgangs der Bank bewirken, auch die 
Schuldner leicht veranlafjen, anderwärts Kredit zu juchen, wenn fie bei diefen alljährlic) wiederkehrenden Ab- 
zahlungen jeweils dieje Förmlichkeit erfüllen müßten und falls fie Leßteres unterliegen, Doppelzahlung risfiren 
würden. Es kann aber auf die Zujtimmung in jedem Einzelfall verzichtet werden, weil die Annuitätszahlungen 
in der Pjandurfunde feſt normirt find, und der Pfandhalter durch Entgegennahme der Letzteren gewifjermaßen 
ſchon im Voraus feine Zujtimmung gegeben hat. 


Bu 8 6. 


Die ganze Entwidlung und Einrichtung der Piandbriefinftitute bringt es mit ſich, daß die Hypotheken 
nicht individuell im Betracht fommen. Für ihren Erwerb waren die gleichen jtatutarijhen Grundjäge maß— 
gebend, und andere als folche, jtatutenmäßig ausreichende Hypotheken durfte derPfandhalter nicht als Faujt- 
pfand annehmen. Das Intereffe der Pfandbriefgläubiger verlangt nur, daß das vorgejchriebene Verhältnif 
zwißchen Betrag der Pfandbriefe und Betrag der Hypothelen aufrecht erhalten bleibe; ein Wechjel im Beſtand 
der Hypothefen it den Gläubigern unter dieſer Vorausſetzung nicht allein gleichgültig jondern er ift durch 
den Gejchäftsbetrieb der Bank ohne Weiteres bedingt. Daraus folgt, daß jedem Pfandbriefinhaber, bie 
zur Höhe jeiner Forderung ein Piandreht am allen im Beſitz des Piandhalters befindlichen Hypotheken 
zufteht, eimerlei ob Leßtere vor oder nad) Ausgabe des Piandbriefs von der Bank erworben und ver 
pfändet wurden. 

Eine Ausnahme kann jtattfinden, wenn die Bank verjchiedene Arten don Inhaberpapieren gleichzeitig 
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ausgibt, z. B. Inhaberpapiere unter Berpfändung don Hypothelen und ſolche unter Verpfändung von Forde— 
rungen an Verbände, welche ein Beſteuerungsrecht haben: Gemeinden, Kreiſe u. ſ. w. (jog. Kommunalobli— 
gationen). Für diejen Fall trifft Abj. 1 Vorjorge. Die Erflärung muß dem Piandhalter gegenüber erfolgen ; 
eine bejtimmte Form iſt nicht vorgejchrieben. 

Die Untheilbarfeit des Pjandrechts bringt es mit jich, dal; jede einzelne verpfändete Hypothek für die 
Gejammtjumme der ausgegebenen Pjandbriefe haftet. Infolgedefjen kann auch der einzelne Pfandbriefgläubiger 
fich im Wege der Awangsvollitredung nicht aus einzelnen Hypothefen bezahlt machen; einer gleichwohl erfolg- 
‚ten, Vollſtreckungspfändung müßte der Pfandhalter Namens der übrigen Pfandgläubiger entgegentreten. Wirth: 
‚Ihaftlich würde zwar die Gejtattung einer jolchen Einzelverfolgung unbedenklich jein, weil ja jeder Hypothek 
‚ein, im Werth entjprechendes Beiriedigungsobjeft gegenüber ſteht. Allein eine Einzelverfolgung wird praftijch 
kaum Bebürfni werden, weil eing Zahlungsverweigerung gegenüber einem Pandbriefgläubiger kaum anders, 
als im Gefolge einer allgemeinen Zahlungseinftellung erfolgen und letztere regelmäßig den Konkurs der Banf 
zur Folge haben wird, Ueber die Folgen des Konfurjes j. die Bemerkungen zu $ 9. 


Zu $ 7. 


Bgl. hiezu die aligemeinen Bemerkungen zu $ 2—11. Die Bejtellung des Pfandhalters durch die 
‚Gläubiger, deren geſetzlicher Vertreter er it, verbietet ji durch den Umjtand, daß er ſchon beftellt jein muß, 
‚che die Pfandbriefe ausgegeben werden. Es erübrigt ſonach nur Ernennung desjelben durch die Banf oder 
durch. eine, ftantliche Behörde. 

Der Reichögejegentwurf hatte den erfteren Weg gewählt. Die Motive jagen, es jei bedenklich, der Anftalt 
‚einen vielleicht ihr oder aud den Gläubigern ummwilltommenen Pfandhalter aufzunöthigen: es werde darum 
‚regelmäßig doch nur die Ernennung nach dem Vorjchlag der Anftalt erfolgen und nur eine formelle jein. Die 
Ernennungsbefugniß habe aber zur Folge, daß der Behörde (der Entwurf dachte in eriter Reihe an das Amts 
gericht) auch das Recht der Abberufung übertragen werde. Dadurc werde ihr eine Prüfung und Benrtheilung 
geſchäftlicher Verhältniffe zur Pflicht gemacht, die fie zu Überbliden meijt außer Stand jein würde. 

.  Dieje, Gründe können als ftihhaltig nicht erachtet werden. Es hat jid vielmehr die bisherige Praxis, 
wonach die Ernennung des Pfandhalters durch die Behörde erfolgte, durchaus bewährt. Und zwar erjcheint 
hiezu ‚am, geeignetiten das Juſtizminiſterium als oberſte Rechtspolizeibehörde, welches ohnedem durch ſeine 
Mitwirkung bei Genehmigung der Ausgabe der Anhaberpapiere mit der Gejchäftsgebahrung der Anftalt in 
 Fhkung fteht. 

Auf diefem Wege ift es auch nicht nöthig zur Kontrole des Pfandhalters ein weiteres Organ zu bejtellen, 
wie ihn der Reichsgeſetzentwurf in Beſtellung einer Gläubigerverſammlung und (fakultativ) eines Gläubiger— 
"ausjhuifes vorgejehen hat, $ 11, 20 u. f. des Entwurfs. Es genügt vielmehr, die jederzeitige Widerruflichkeit 
der Ernennung des Pfandhalters ausjufpreden. 

Die Beihränktung der Ernennung auf Perjonen, welche zum Notariat befähigt jind, entjpricht der jeit- 
herigen Uebung ($ 3 „Der Näberen Beitimmungen“ fordert einen Notar des Amtsgerichtsbezirks Mannheim), 
ſowie dem Reichsgefetentwurf ; Ihre Kommiffion erklärt ſich mit dieſer Beftimmung einverftauden. 

Was für die Ernennung des Pfandhalters gilt, gilt auch für die jeines Stellvertreters. 


‚ Daf; der Name des Pfandhalters, insbefondere bei fpäterem Wechſel in der Perſon deſſelben öffentlich 
_ befannt gemacht, jowie dak demjelben jeitens des Miniftertums zur Yegitimation namentlich vor den Hypotheken— 
behörden eine Beſtallungsurkunde beſtellt werde, iſt wünſchenswerth, aber die Aufnahme einer bezüglichen Be— 
ſtimmung in das Geſetz (vrgl. den R.-G.-E. $ 10) nicht erforderlich. 
Der Pfandhalter iſt als ſolcher nicht Beamter, ſondern geſetzlicher Vertreter, ſeine Stellung iſt der des 
Vormunds, Abweſenheitspflegers analog. Eben daraum haftet der Staat an ſich nicht für feine Geſchäftsführung. 
Daß der Pfandhalter der Beaufſichtigung des Miniſteriums unterſteht, entſpricht dem Aufſichtsrecht, das 
„Sieh der Staat über ähnliche geſetzliche Vertreter (Vormünder ıc.) vorbehalten hat. Aber weil der Pfandhalter 
nicht Beamter ift, jteht dem Minifterium ihm gegenüber auch feine Discipfinarbefugniß zu. Als Correctiv 
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dienen lediglich die Haftbarkeit des Nfandhalters gegenüber den Pfſandbriefinhabern, ſowie die jederzeitige 


Widerruflichkeit ſeiner Stellung. — — 
Den Pfandbriefinhabern iſt keine unmittelbare — auf die Berufung und ‚Entlaffung bes Planb- 
halter8 gegeben. —— 
Zu 88 
erklärt ſich Ihre Konmiſſion mit dem Entwurf einverſtanden. 
Zu 80. 


Die 88 9 und 10 find beſtimmt, die Stellung des Pfandhalters näher zu regeln. 

An die Spiße jtellt der erfte Sa die Vertretungsbefugniß des Pfandhalters. Derfelbe ift an eine 
Mitwirkung der Vfandbriefinhaber nicht gebunden, fofern nicht etwa in den Genehmigungsbedingungen eine 
Vertretung der Gläubiger und eine Einwirkung berjelben auf die Geihäftsführung des Pmestalırs vor⸗ 
geſehen ift, 

Aber dieſe Vertretungsbefugniß beſchränkt ſich auf die Ausübung des Pfandrechts; zur Geltendmachung 
oder Verfügung über die Pfandbriefforderung iſt der Pfandhalter nicht befugt. Dies gilt insbeſondere auch 
bei einem etwaigen Konkurſe der Anſtalt. Hier werden ſämmtliche Pfandbriefe ſofort fällig (L.-R-S. 1188, 
8 58 R.Konk⸗O., $ 27 d. Bad. E. ©. z. d. R-J.-G.); es haben alsdann die Pjandbriefgläubiger zufammenzu- 
treten umd jich darüber jchlüjjig zu machen, im welcher Weije ihre Nechte gewahrt werden wollen. 

Der 89 jpricht von Fanftpfandrechten nicht allein an Forderungen, jondern auch an förperlichen Sachen. 
An ſich muß zwar ſtrenge daran feſtgehalten werden, daß der im Umlauf befindliche Betrag der Pfandbriefe 
im vorgeſchriebenen Verhältniß durch Hypotheken, und nur durch ſolche gedeckt bleibe. Es iſt alſo nicht ſtatthaft, 
daß die Bank, wenn ihr Hypotheken nicht ausreichend zu Gebote ſtehe, die Ausgabe von Pfandbriefen durch 
Hinterlegung von Geld oder anderen Werthpapieren ermöglicht. Nun kann aber der Pfandhalter dem zahlenden 
Schuldner gegenüber die Herausgabe der Urkunde auch dann nicht verweigern, wenn der Bank augenblidlich 
feine Hypothefen oder Pfandbriefe zur Verfügung jtehen. In dieſem Falle kann der Piandgalter vorübergehend 
. Geld als Dedung annehmen. 

Die Erjte Sammer hat bejchlofjen, im Hinblid auf legteren Umftand dem Paragraphen als zweiten 
Abjay anzufügen: — 

Im Uebrigen bleiben für eine Fauſtpfandbeſtellung an körperlichen Sachen, welche jedoch nur 
aushilfsweiſe zur vorübergehenden Deckung für ein aufgegebenes Fauſtpfandrecht an Forderungen ein⸗ 
treten ſoll, die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts in Geltung. 

Ihre Kommiſſion kann ſich mit dieſem Zuſatz einverſtanden erklären. 

Die Ausübung der in $ 10 a und d (neue Bezeichnung) aufgezählten Verpflichtungen hat die ſtändige 
Möglichkeit einer jederzeitigen Einficht in die Bücher und Schriften des Ausjteller® zur unbedingten Voraus: 
jegung. An jich it aber der Schuldner keineswegs verpflichtet, den Gläubigern oder ihrem Vertreter jeine 
Bücher vorzulegen. Bisher erfolgte eine jolche Einfichtsnahme thatjächlid) auf Grund einer Vorſchriſt (8 7) 
in den jeweiligen Konzeſſionsbedingungen zur Ausgabe der Piandbriefe. Ihre Kommiſſion erklärt es für 
wünſchenswerth, daß dieſes Recht der Büchereinſicht dem Pfandhalter bei künftigen Genehmigungeertheilingen 
jeweils ausdrücklich vorbehalten werde. 


Zu 8 10. 

Die Pflichten des Pfandhalters konnten, nachdem die Stellung des Letzteren durch $ 9 im Allgemeinen 
präcilirt waren, des Näheren durch eine vom Jujtizminifterium auf Grumd feines Aufſichtsrechts ($ 7 Abj. 2) 
zu erlaffende Dienjtweifung geregelt werden. Der Geſetzentwurf hat in $ 10 eine Aufzählung der wejentlichiten 
Vilichten aufgenommen und denfelben jo einen größeren Nachdrud verliehen. Bei der Bedeutſamkeit der Aufe 
gaben fann Ihre Kommiſſion dies nur billigen. J 

Die erſte Kammer hat es für zweckmäßig erachtet, den Kreis der im Geſetz aufzuzählenden Verpflichtungen 
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zu erweitern. Es jei die wichtigfte Sorge des Pfandhalters, dafür Sorge zu tragen, daß die ben Pfandbrief- 
inhabern zu gebende fauftpfandlihe Sicherung jederzeit vorhanden jei. Dem ſolle Ausdrud gegeben werben, 
indem an bie Spige der in $ 10 enthaltenen Aufzählung gejegt wird: 

Der Pfandhalter ift verpflichtet: 

a. dafür zu jorgen, daß das vorgejchriebene Verhältuiß des Gejammtbetrags der verpfändeten Forderungen 
zu dem Gefammtbetrage der im Umlauf befindlichen nhaberpapiere aufrecht erhalten werde. 

Ihre Kommiffion erfennt die Erwägungen der erjten Kammer als zutreffend an und erklärt ſich mit ber 
Aenderung einverftanden. Es treten demzufolge an Stelle der Benennungen a, b, c und d die Zeichen b, c, d umd e, 

Bu lit. a. (jegt b). Zur Erfüllung der in lit. a. (men) bezeichneten Pflicht ift es unerläßlich, daß der 
Pfandhalter ein Buch führe, aus welchem der Gejammtbetrag der verpfändeten Forderungen jederzeit erjehen 
werden kann. Diefed Bud, im Entwurf Fauftpfandbuh genannt, ift von dem bei fonftigen Yauftpfand- 
beftellungen nad) ?.-R.-S. 2074 zu führenden Buche wohl zu unterfdheiden. Bei letterem ift regelmäßig der 
Eintrag in das Bud) Bedingung der Nechtswirkfamfeit; das Fauſtpfandrecht des Entwurfs ift von dem Eintrag 
völlig unabhängig ($ 3 Abjag 2) und lediglich an den Befit der Urkunde durd den Pfandhalter geknüpft. 
Unterläßt es ber Pfandhalter, eine ihm übergebene Hypothek einzutragen, jo macht er ſich dadurd einer Ver— 
nadhläffigung feiner Pflichten jchuldig und unter Umftänden finanziell haftbar, das Fauftpfandredht befteht 
gleihwohl. Das Fauſtpfandbuch des %.:R.-S. 2074 ift ferner ein öffentliches Bud, jenes des $ 11 lit. b. ift 
dies nicht; felbft gegen eine beſchränkte Deffentlichkeit in dem Sinne, daß mwenigftens den Pfandbriefinhabern 
bie Einfihtnahme geftattet wäre, fpricht die maheliegende Möglichkeit von Mißbräuchen, welde eine derartige, 
den ganzen Hhpothefenbeftand der Anftalt in allen Einzelheiten an die Deffentlichkeit bringende Maßregel mit 
fih bringen würde; durch zeitweilige Entleihung eines Pfandbriefs würde Jeder über die VBerhältniffe der 
Anftalt und ihrer Schuldner fi) zu unterrichten vermögen. 

Die näheren Beftimmungen über die Einrichtung des Buchs wird die Dienftweifung zu treffen haben, 

Zu lit. b, (jet 0). Bol. die Bemerkungen zu $ 4 des Entwurfs. Um zu verhüten, daß in gutem 
Glauben ohne Wilfen des Pfandhalters an die Anftalt Heimzahlungen erfolgen oder an verpfändeten 
Forderungen feitens gutgläubiger Dritter wirkſame Pfandredite erworben, hierdurch aber die den Pfandbrief- 
inhabern haftenden Sicherheiten vermindert werben, ift e8 nad) einzelnen Yandesgefeggebungen erforderlich, den 
Hypothelenfhuldnern eine Eröffnung zu machen oder die VBerpfündung im Unterpfandbuce vorzumerfen. Hier 
hat der Pfandhalter die erforderlihen Mafnahmen auf Grund der ihm durch $ 9 gegebenen Legitimation zu 
veranlaffen. 

In Uebereinftimmung mit dem Kommiffionsbericht der Eriten Kammer erklärt Ihre Kommiffiion es für 
wiünfchenswerth, daß die Dienſtweiſung dem Pfandbhalter hierüber näher Beitimmungen an die Hand gebe. 

Zu hit, ec. (jet d.) Es veriteht jich von jelbft, daß Hier nur die Verpflichtungen gegen die Pfandbrief- 
inhaber, nicht auch gegen jonjtige Gläubiger des Ausfteller8 oder andere Perjonen (z. B. die Aktionäre der 
Banf) ober den Staat gemeint find. Die Verpflichtungen ergeben ſich aus den Pfandbriefen, in denen, als 
Literalkontrakten, alle näheren Beſtimmungen enthalten fein müjjen. Als Zwangsmittel jteht dem Pfandhalter 
die Klage auf Erfüllung der in dem Literalfontraft übernommenen Pflichten zu; er kann aber auch dem 
Ministerium Anzeige machen, welches nad) Lage der Sache jtrafendes Einjchreiten gemäß 8 5 des Gejeges vom 
5. Yuni 1860 veranlaffen mag. j 

Zu d. (jet e.) Es entjpricht dieſe Vorjchrift der jetzt ſchon beſtehenden Uebung; die mit der Unterjchrift 
des Piandhalters verjehenen Pfandbriefe wurden der Bank nur gegen eine entiprechende hypothelariſche Dedung 
zum Berfauf übergeben und jo eine unentbehrliche Kontrole für das Verhältniß zwiſchen Hypotheken und 
Piandbriefen gejchaffen. Die Ausgabe von Pjandbriefen ohne dieſe Beicheinigung würde den Ausfteller jtrafbar 
machen ; die jauftpfändliche Sicherung würde ihnen gleichwohl zur Seite ftehen, während 8 17 des Reichsgeſetz- 
entwurfs bejtimmt hatte, Piandbriefe, denen die Beichenigung des Piandhalters fehle, gewährten fein 
Fauſtpfandrecht. 

Nach 8 4 Abſ. 2 des Geſetzes vom 5. Juni 1860 ſind alle Schuldverſchreibungen durch eine vom 
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Minifterium des Innern zu bezeichnende Staatöbehörde zu beglaubigen. Es entipricht der bisherigen Praxis 
und wird fich der Einfachheit wegen auch fernerhin empfehlen, wenn als jolche der Pfandhalter bezeichnet wird, 


3u$ 11. 

Es ift Schon wiederholt bemerkt worden, daß das Intereſſe der Pfandbriefinhaber lediglich auf Aufrecht- 
erhaltung bes vorgefchriebenen Verhältniſſes zwiſchen dem Betrag der Pfandbriefe einerfeit? und ben 
verpfändeten Hypotheken anbererfeits geht. Imfolge beffen muß der Piandhalter auf Wunſch des Ausftellers 
das Fauftpfandrecht an einer Forderung aufgeben, fofern Hierdurch dieſes Gleichgewicht nicht geftört wird. 
Es wird eine folche Aufhebung des Pfandnexus namentlih dann erforberlih, wenn ein Schuldner nadı 
Kündigung die Hypothekenſchuld heimzahlen will, dann fol nad; dem Regierungsentwurf der Pfandhalter 
das Recht aufgeben, fofern entweder eine andere Forderung in gleicher Höhe zum Fauftpfand beftellt, oder 
ein gleicher Betrag aus dem Verkehr gezogener MWerthpapiere ihm zum Gewahrſam übergeben, oder auf 
fonftige Weile für Aufrechterhaltung des Gleichgewichts geforgt wird. 

Die Erfte Kammer hat dem 8 11 folgende Faflung gegeben: 

Der Pfandhalter hat auf Verlangen des Ausftellers das Fauftpfandrecht an einer Forderung 
aufzugeben, fofern eine andere ben Genehmigungsbebingungen entiprechende Forderung von gleicher 
Höhe zum Fauftpfand beftellt oder ein gleicher Betrag von Werthpapieren der betreffenden Gattung 
ihm zum Gewahrfam übergeben wird. 

Sie hat zunächft Die Worte „den Genehmigungsbedingungen entiprechenbe“ eingefchaltet ; Ihre Kommiſſion 
erflärt fich mit diefer durchaus dem Zwecke ber Vorjchrift entiprechenben Einſchiebung einverftanden. 

Sie hat weiter die Worte des Entwurfs „oder... . . aufrechterhalten“ geftrichen, weil diefer Sa durch 
bie neu aufgenommene lit. a. in 8 10 erjeßt fei. Ihre Kommiffion kann dieſer Anjchauung nicht beitreten. 
F 10 lit. a, beftimmt nur die Verpflichtung des Pfandhalters', im Interefje ber Pfandbriefinhaber 
für Aufrechterhaltung des Verhältnifjes zwifchen Pfandbriefen und Hypotheken zu forgen, fchreibt aber nicht 
vor, daß ber Pfandhalter im Intereſſe des Ausftellers eine Hypothek frei geben muß, wenn biejes 
Verhältniß gewahrt bleibt. 

Es ift alfo in der neuen Faſſung der Fall nicht berüdfichtigt, wenn fich zu einem gegebenen Beitpunft 
thatfächlich mehr Hypothelen im Beſitz des Pfandhalters befinden, als Pfandbriefe im Verkehre find, und nun 
etwa der Bank Hypotheken heimbezahlt werben. Hier fünnte der Pjandhalter nad) dem von ber I. Kammer feft- 
geitellten Wortlaute einen Erſatz, fei es durch neue Hypotheken, jei es durch Pfandbriefe, verlangen; ein 
folcher ift aber infolange nicht nöthig, als das Gleichgewicht zwifchen Hypotheken und Pfanbbriefen beſtehen 
bleibt. Ihre Kommiffion fchlägt darum vor, den 8 11 von den Worten „ihm zum Gewahrfam übergeben“ 
ab in der Fafjung bes Regierungsentwurfs wieberherzuftellen. 


Zu 8 12. 
Wie oben dargelegt, kommt das Gejeh einem dringenden Bedürfniß entgegen; Ihre Kommiſſion erklärt 
fih darum mit der Segung eines möglichjt nahen Termins, des 1. Juli d. J., als Tag des Intrafttretens 
einverftanden. 


Zu & 13. 

Nach anerkannten Rechtögrundjägen kann ein Geſetz ſich rücwirfende Kraft beilegen, joforn die Verhältnifje 
dies wünſchenswerth machen. Solche Umjtände liegen hier in der That vor: das Geſetz will im Wefentlichen 
einer bejtehenden Rechtsunficherheit ein Ende machen, feine neuen Rechtsnormen fchaffen, es kann darum nur 
gebilligt werden, wenn es ſich rücdwirfende Kraft beilegt und jo früher ausgegebene Inhaberhypothefen, Pfand— 
briefe und Kommunalobligationen vor Anjechtungen jchüßt, welche auf Grund der früheren Gejeßgebung erhoben 
werden fönnten. Das Gejeg kann es um jo eher, als bisher, nach der allgemeinen Anjchauung die Inhaber 
hypothelen ꝛc. zc. ein Vorzugsrecht gewährten; dies mußte auch den jonftigen Gläubigern der Ausjteller wohl 
befannt jein. Sie werden darum durch das Geſetz in feiner Weiſe benachtheiligt. 


4: 


Die Erjte Hammer hat mit Necht darauf hingewieſen, daß nad) dem Wortlaut des Entwurfs auch jolche 
Suhaberpapiere gejchügt würden, welche ohne Staatsgenehmigung ausgegeben jeien, und darum den & 13 Die 
nachfolgende engere Faſſung gegeben: 

& 13. 

Inhaberhypothefen und Fauftpfandrechte für Inhaberpapiere, welche bis dahin mit 
Staatsgenehmigung beitellt worden find, oder welden die fehlende Staats— 
genehmigung gemäh $ 8 des Geſetzes vom 5. Juni 1860 nachgejehen wurde, 
fönnen nicht mit der Begründung angefochten werden, daß die Beitellung von Inhaberhypo— 
theken geſetzlich unzuläffig oder der von der Negierung aufgeitellte Fauftpfandbewahrer zur 
Vertretung der Inhaber nicht befähigt geweſen jei. 

Ihre Kommilfion erflärt ſich mit diefer Abänderung einverftanden. 

Indem Ihre Kommiſſion ſchließlich noch vorjchlägt, den 


g 14 
unverändert anzunehmen, jtellt jie den ergebeniten Antrag: 
Hohe zweite Kammer wolle dem vorliegenden Gejegentwurf in folgender Faſſung ihre Zu: 
ſtimmung ertheilen: 


Entwurf eines Gelekes, 
Die Pfandrechte für Schuldverſchreibungen auf den Inhaber betreffend. 


$ 1 unverändert wie die Negierungsvorlage. 

8 2 nad) den Beichlüfjen der Eriten Kammer. 

$ 3 bis mit & unverändert wie die Negierungsvorlage. 

8 9 umd 10 nad) den Beichlüffen der Erjten Sammer. 

8 11. Der Biandhalter hat auf Verlangen des NAusjtellers das Fauſtpfandrecht an einer Forderung 
aufzugeben, jofern eine andere den Genehmigungsbedingungen entſprechende Forderung von gleicher 
Höhe zum Fauftpfand beitellt oder ein gleicher Betrag von Werthpapieren der betreffenden Gattung ihm zum 
Gewahrjam übergeben oder jonit das vorgejchriebene Verhältnih des Gejammtbetragß der 
verpfändeten Forderungen zu dem Gejammtbetrag der in Umlauf befindlihen Inhaber: 
papiere aufrecht erhalten wird, 

& 12 umverändert wie in der Regierungsvorlage. 

8 13 nad) den Bejchlüffen der erjten Stammer. 

$ 14 unverändert wie in der Negierungsvprlage. 
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Sandesherrlihe Berordnung. 


Die Beauffihtigung und Leitung 
deö gewerblichen Unterrichtöweiens im 
‚Großherzogtum betreffend. 


Es 
Zur Peauffihtigung und Leitung des gewerblichen Schul- und Unterrichtsweſens wird eine Eentral- 
Mittelbehörde errichtet, im der jeweils ein Mitglied des Minifteriums des Innern der Vorfig führt. Diejelbe 
ift dem Minifterium der Yuftiz, des Kultus umd Unterrichts unmittelbar untergeordnet und führt den Namen 
„Sewerbeichulrath". 


$ 2. 

Zum Wirkungsfreife des Gewerbeſchulraths gehört demnach in&bejondere: 

1. die Sorge für die Vollziehung der auf das gewerbliche Unterrichtsmejen bezüglichen Geſetze und Ver— 
ordnungen, die Ertheilung der hierzu nöthigen Inſtruktionen und Verfügungen, ſowie die Berathung und Ent- 
werfung neuer allgemeiner Anordnungen auf dieſem Gebiet; 

2. die Beauffichtigung und Leitung der gewerblichen Unterrichtsanftalten — gewerbliche Fortbildungs- 
ichulen, Gewerbejchulen, Kunſtgewerbeſchulen, Baugewerkeſchule, Uhrmacher und andere Fachſchulen — und zwar 
namentlid): 

a. die Genehmigung der Schulgeldtarife, der Lehr und Stundenpläne, fowie der Anjchaffung der Hilfs- 

mittel des Unterrichts; 

b. die Prüfung und Berbeicheidung der jährlichen Berichte der Schulvorftände über den Zuftand der 
Schulen und die Anordnung von periodiichen Pifitationen derjelben durch Mitglieder des Gewerbe- 
ichulraths ; 

3. die Anordnung der Prüfung der Gewerbeichul- und Zeichenlchrerfandidaten ; 

4. die Stellung von Anträgen auf Anftellung, Verſetzung, Zuruhejegung und Entlaffung von Lehrern an 
den gewerblichen Bildungsanftalten, jowie die Dienftpolizei über diefe Lehrer und das Hilfsperjonal, ſoweit die 
Zuftändigkeit Hierzu nicht durd; anderweite Berordnung abweichend geregelt ift; 

5. die Aufficht und Verwaltung der Fonds und Kaffen der gewerblichen Unterrichtsanftalten, jowie die 
Abhör der Rechnung derjelben, joweit dieje nicht den Bezirksämtern (Gewerbeichulfaffen) oder der Oberrechnungs- 
fammer (Eentralfaffe für Gewerbe, Landwirthichaft und Statiftif) obliegt; 

6. die Verleihung jener Stipendien und Unterftügungsgelder, welche für bie ihm unterftehenden Lehr— 
anftalten geftiftet oder beftimmt find, ſofern nicht von den Stiftern etwas Anderes verfügt ift. 
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63. 
Dem Gewerbeſchulrath wird zur Erledigung der ihm obliegenden Gejchäfte die erforderliche Zahl von 
ordentlihen Mitgliedern und das nöthige Reviſions- und Sanzleiperfonal zugeteilt. 
Unter den ordentlichen Mitgliedern joll ftets mindeftens ein Mitglied des Oberſchulraths jein. 


g 4. 


Außerdem werben dem Gewerbejchulrath im Unterrichts: oder Gewerbewejen erfahrene Perjönlichleiten als 
außerordentliche Mitglieder beigegeben. 

Diejelben werden jeweils auf die Dauer von 3 Jahren ernannt und haben, wenn fie zur Berathung bei- 
gezogen werben, die gleichen Befugniffe wie die ftändigen Mitglieder des Gewerbeichulraths. 


$ 5. 
Die auferordentlichen Mitglieder des Gewerbefchulraths find namentlich beizuzichen: 
1. zur Berathung organifatorischer Fragen aus dem Gebiete des gewerblichen Unterrichts; 
2, bei erheblichen Aenderungen des Lehrplans gewerblicher Bildungsanftalten; 
3. zur Bifitation einzelner diefer Anftalten. 
Soweit dies im einzelnen Fällen nöthig jein jollte, ift der Gewerbeſchulrath befugt, auch andere Sach— 
verftändige beizuziehen. 


$ 6. 
Im Einverftändnig mit dem Minifterium des Innern werben allgemeine, das gewerbliche Unterrichts- 
wejen betreffende Anordnungen getroffen, die Mitglieder des Gewerbeſchulraths, die Vorftände der Kunſtgewerbe— 
ſchulen und Fachſchulen ernannt, der Staatsvoranichlag für das gewerbliche Unterrichtsweien feftgeftellt. 
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Beridt 


der 
Petitions⸗Kommiſſion der zweiten Kammer 
über Die 


Petition badiſcher Waſſerwerkbeſttzer, Das Filchereigefeh vom 29. März 1890 betr. 


Gritattet von dem Abgeordneten Dreher. 


Eine Anzahl Wafferwerkbefiger aus verjchiedenen Gegenden umjeres Landes wenden ſich an hohe zweite 
Kammer mit der Bitte, die Großh. Negierung zu einer Abänderung des Gefeges vom Jahre 1890, das Medht 
zur Ausübung der Fijcherei betreffend, zu veranlafjen. 

In Beziehung auf den Fuhalt der Petition werben wir uns an diejer Stelle darauf beſchränken, auf 
die Hauptmomente derjelben hinzuweiſen, da die Petition gedrudt in den Händen ſämmtlicher Abgeordneten 
ſich befindet. 

Die Petenten wendeten ſich zunächſt unter dem 30. Novenmber 1890 an das Großh. Staatsminifterium, 
um ihre Beſchwerden in Bezug auf das Fiichereigejek vom 29. März 1890 zum Ausdrud zu bringen. 

Diefe Eingabe an das Großih. Staatsminiſterium, welche der am 19, Jannar 1892 au die hohe zweite 
Kammer gerichteten Petition als Beilage beigegeben und gleich wie (estere gedrudt zur Vertheilung gelangt iſt, 
enthält Folgende Bejchwerdepumfte: 

Das in Frage ftehende Geſetz iſt mit jolcher Heimlichkeit geichaffen und jo rajch in Vollzug gelegt worden, 
dafs den Betheiligten e8 dadurch geradezu ummöglid; gemacht worben ift, dieſe Gejeßgebung durch rechtzeitige 
Einbringimg von Gegenvorftellungen zu beeinfluffen. Die nachtheiligen Wirkungen jind den Intereſſenten erft 
bei Ausführung der neuen Beitinnmungen in ihrer ganzen Folgenjchiwere zum Bewußtſein gefommen. 

Die Petenten geben zwar zu, daß von dem zuftändigen Verwaltungsbehörden, den Bezirlsämtern, Gut 
achten einverlangt und eingeliefert worden find, ohme jedoch dabei die Intereſſenten nur zu befragen oder zur 
Aeußerung aufzufordern. Die durch die gejegliche Regelung der Ablöjung der Kanalfiicherei verurſachte Mif- 
ftimmung hat ihren Grumd weniger in dem Entzug eines bisher genofjenen VBortheils als vielmehr in der 
plöglichen Entziehung eines alten wohlerworbenen Nechtes und im der dadurch bedingten Minderwerthung des 
Eigenthums durch Störung des Befises und Erſchwerung des Waflerwerkbetriebes. 

Die Kanalbefiger haben den Nüdgang der Fiicherei micht verichulder, fie jind im Gegentheil beftrebi 
geweien, den Fiſchbeſtand zu ichonen, durch Einſetzen von Brut und durch rationelle Pflege denfelben au hegen: 

Berbandlungen der 2. Hammer 1891/92. Ates VBeilagebeft. 68 
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hiermit verlieren die Gründe ihre Stichhaltigkeit, welche zu erwähnter Geſetzesregelung den Hauptanſtoß ge— 
geben haben. 

Nicht die Kanalfiicherei, jomdern die Aulturwirthichaft der neueren Zeit, Regulirung der Flußläufe, 
Wärferungsanlagen n. dergl. haben den Rückgang der Fiicherei herbeigeführt. Durch Verpachtung des gefammten 
Fiſchwaſſers werden bisherige Hegbezirfe der Raubwirthichaft der Pächter ausgeliefert. 

Die durch die Ablöſung bedingte Entjchädigung it willfürtich fejtgejegt worden und bietet feinen Erſatz 
für jahrzehntelangen Befig und verbriefte Nechte, für Beſchräninng des Eigenthumsrechtes und freien Bewegung 
in demjelben. Dem Pächter muß behufs Ausübung jeines Pachtrechtes mad Belieben der Zutritt in 
das Eigenthum gejtattet werden, wobei ee Beſchädigung der Einrichtungen und Chikanen wicht 
ansgeichlofien jind. ZuE 

Aus diefen Gründen jtellen die Petenten an Großh. Staatsminifterium die Bitte, das Geſetz vom 
29. März 1890 dahin zu modifiziren, daß den bisher fiichereiberechtigten Ramalbefigern das Vorpachtrecht im 
Umfang ihrer bisherigen Berechtigung gewährt werde, Fr 

Nachdem dieje ckingabe in Armen 1891 dahin verbejetfiehelt bohıthe: bin af tlcke, Staatsminiſterium ſich 
nicht veranlaßt ſehe, derſelben eine weitere Folge zu geben, wenden ſich die Petenten in derſelben Angelegenheit 
an hohe zweite Kammer. 

Die Hpuptbeigeybepunfie,, der, Petitzou ı bifggn „ nupenigends ) Euuchädigpung bei a ven 
Eigenthum aus Gründen des öffentlichen Nugens, jowie Belajtung des Eigenthums mit ciner Grumddienit- 
barfeit, welche als ein umngerechtfertigter Eingriff in das Privateigenthum sich darjtellen und folglich gleich 
bedeutend jind mit einer Verletzung verfaffıngsinäßiger Rechte. } 

Im Uebrigen verweijen die Vetenten auf die bereits erwähnte Eingabe an das Großh. Staatsminijterium. 
„zudem jie hohe zweite Kammer um Abhilfe ihrer Beſchwerden bitten, jtellen fie den Antrag: Großh. Negierung 
um eine Vorlage zu erjuchen, im welcher das ‚Fiichereigeiek von 1890 dahin ergänzt wird: 

„Den Wajjerwerfbefigern müſſen auf deren Antrag die Fiſchwaſſer der eigenen Mühlgräben und Gewerbe: 
fanäle gegen jährlich fünf Prozent Pachtzins aus der durd das Geſetz KNBERERIEH Ablöfungsjumme verpadhtet 
werden,” 

Mit Ausnahme eines einzigen Punktes, über welchen man getheilter Meinung fein Fan, männlich über die 
ichädliche Einwirkung der Flußregulirungen auf den Fiichbeitand, entbehren die a ia Beichwerden nach 
Anficht Ihrer Commiſſion einer zutreffenden Begründung. 


Wenden wir uns zunächſt zu den einzelnen Beichwerdepunften, wie jie im der Eingabe an Großh. Staaıs- 
iminifterium des Nüheren dargelegt und anf welche and im der Petition an diejes hohe Dans Bezug ge 
nommen Wird. 

Gegenüber der Behauptung, das im Frage jtehende Geſetz jei mit jolcher Heimlichteit geichaffen und jo 
raſch in Vollzug gejewt worden, daß den Betheiligten eine Einwirkung auf die Geſtaltung des Geſetzes von 
29. Mär; 1890 durd) rechtzeitige Einbringung von Gegenvorichlägen zur Unmöglichkeit gemacht worden ſei, 
erlauben wir uns, auf die Thatjache hinzuweiſen, daß der Geſetzentwurf, betreffend das Recht zur Ausübung 
der Fiicherei von Großh. Negierung iu der eriten Sitzung der zweiten Nammer vom 22. November, 1889 vor 
gelegt und zur Berathung zunächſt der erſten Kammer überwiejen wurde. Die erſte Berathung im Plenum der 
erften Kammer fand ſodann am 15. Januar 1890 ftatt, nachdem wenige Tage vorher der Commiſſionsbericht 
über diejen Gejegentwurf gedrudt zur Vertheilung an die Mitglieder beider Stände-Nammern gelangt war und 
jo auch der Deffentlichfeit zugänglic) gemacht wurde. Der Commiſſionsbericht der zweiten NRammer wurde den 
31. Januar 1890 veröffentlicht und die Plenarverhandlung in der zweiten Kanmter fand am 26, Jebrnar 189 
jtatt. Es lag alſo zwiichen der Veröffentlichung des Sejegentwurfes und der Verhandlung im dieſem hohen 
Hauſe ein Zeitraum von drei Momaten, welcher mehr als hinreichend bezeichnet werden muß, um won den 
Berheiligten dazu bemiitt werden zu lönnen, in ‚vorm von Petitionen berechtigte Wünſche und Beſchwerden an 
zuftändiger Stelle zum Ausdrud zu bringen. Die tharjächliche Unterlaſſung jeglicher Kritik in der. Prejie, von 
Begenvoritellungen bei Großh. Hegierung ſowohl als auch bei den hohen Ständefammern jeitens der Intereffeuten 
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lann nicht beftritten werben und bilder gewiß and, feinen Grund, die bezeichnete Behauptung in irgend einer 
Weiſe zu rechtfertigen. 

Die Petenten glaubten ſich gewiſſermaßen auch dadurch zurückgeſetzt und im ihren Intereſſen geſchäbigt, 
daß bei Bearbeitung des betreffenden Geſetzentwurfes die Kanalfiſcher nicht befragt und zur Aeußerung auf— 
gefordert worden ſeien, und ihnen deßhalb jegliche Einſprache unmöglich gemacht worden ſei. Dieſer letzteren 
Beſchwerde gegenüber glaubte ihre Commiſſion feſtſtellen zu ſollen, welcher Anregung das im Frage ſtehende 
Geſetz feine Entſtehung verdankt und welche Vorarbeiten bezw. Erhebungen die Großh. Regierung der Ge— 
ſtaltung des Geſetzentwurfs zu Grunde legte. Die bei Großh. Regiernng gemachten Erhebungen geben barüber 
folgenden Aufſchluß: 

Der Landesfijchereiverein in Baden bat wiederholt, letztmals in der im Juli 1887 zu Freiburg tagenden 
Landesverſammlung einftinmig eine Mefolution gefaßt und bdiefelbe zur Kenntniß der Großh. Regierung gebracht, 
welche auf'eine geſetzliche Megelung bezw. Abbeftellung der jogenannten Kanalfiſcherei abzielte. Deßgleichen 
wurden die Fiſchereipächter der Höhgauer (Singener) Aach unter dem 7. Auguft 1887 bei Gr. Negierung in 
einer Petition vorftelfig, in welcher fie mit Aufhebung der Kanalfiſcherei baten. Zu Folge der gegebenen An: 
regungen wurden jodann von Großh. Regierung von 28 Bezirksämtern, in demen die Fiſcherei von einer ge: 
wiſſen Bedentung it, auf Grund einer Denkſchrift, worin auf verfchiebene Borfchläge und Möglichkeiten zur 
Abhilfe im angeregter Frage hingewicien war, Gutachten erhoben, welche in vertraufihem Benehmen mit Sach— 
verftändigen und unter Beiziehung der Bürgermelfterämter zu erftatten waren. Ginen Theil der Intereſſenten 
ſelbſt, d. h. die ſog. Kanalfiſcher, zur Begutachtung felbft beizuzichen, fchien der Großh. Regierung nicht zwed— 
mäßig, da vor denjelben nach Yane der Dinge anzunehmen war, daß fie fich dem ganzen Projelt entgegen: 
jteffen würden. 

‚Die weit Aberwiegende Mehrheit der Gutachten ſprach fich für Regelung der Angelegenheit aus, mie 
fie durch bie Geſetzesvorlage vom 22. November 1889 beabfichtigt wurde, indem von 28 Bezirfsämtern 21 un- 
bedingt die Schaffung eines Geſetzes befürmworteten, welches die obligatorifhe Zwangsablöſung jämmtlicher 
Kanalfiſchwaſſer herbeifiihren ſollte. 

Ein Gutachten ſchlug die Einführung der Zwangsverpachtung der Kanalfiſchwaſſer vor fünf Gutachten weiſen 
darauf hin, dar die Kanalfiſcherei im den betreffenden Amtsbezirk ohne jegliche Bedeutung ſei, und nur ein 
Gutachten glanbte eine zwangsweiſe Ablöſung biefer Fiſchwaſſer nicht befürworten, fonbern eine etwaige 
Ablöſung der freien Vereinbarnng dev Intereſſenten anf Grund einer entiprechenden Antragftelfung überlaffen 
zu jollen. 

Im Weſentlichen wurde in dem verſchiedenen Gutachten daranf hingewieſen, daß ber durch das Geſetz 
vom Jahr 1852 geichafferte Zuſtand in Beziehung auf die Kanalfiicherei ein mmmatürlicher fei und eine unbillige 
Zeripfitterumg der Fiſchwaſſer int Gefolge habe, daß die Katalfifcherei durch die rückſichtsloſe Ausnützung ber 
Berechtigung, namentlich durch häufiges, durch die betreffenden Waſſerwerlsbetriebe in keiner Weije veranlafites 
Abſchlagen der betreffenden Kanäle und Wafferläufe, den Fiichbeitand erheblich fchädige und jeglichen SFortichritt 
anf den Gebiete der Fiſcherei vereitle. 2 

Namentlich dieje Tenteren im den Gutachten enthaltenen Ausführungen find wohl getianet, das Vorgehen 
der Großh. Regierung zu rechtfertigen mach der Richtung, daß fie es unterließ, auch bon den Ranalfiichereis 
berechtigten gutächtliche Aenßernugen einzufordern. 

Die weitere Behauptung der Petenten, daß die Mißſtimmung gegen das Geſetz vom Jahre 1890 haupi— 
ſächlich ihren Grund in der Minderwerthung des Eigenthumis, durch Störung des Beſitzes und Erſchwerung 
des Waſſerwertbetriebes Habe, kann von der Mehrheit Ihrer Commiſſion als eine zutreffende nicht bezeichnet 
werbeit, weil das etwaige Vorhandenfein hier berührter Mifftände nicht als eine nothwendige Folge der praftifchen 
Anwendung des Geſetzes vom Jahre 1890 ſich darftelit, jomdern höchſteus unter gewiſſen Vorbedingungen auf 
einzelne Beftimmungen der Fiſchereigeſetzuovelle vom Jahre 1886 zurückzuführen wäre. Leber eine unginftige 
Einwirkung einzelner Beſtimmungen des Geſetzes vom Jahre 1886 tft im vorliegender Petition michts enthalten 
und auch Fonft Ihrer Commiſſion Nachtheiliges nicht befanmt geworden. 

Wenn jodann die Petenten des Weiteren ausführen, daß die Ranalfiicher den Rückgang der Fiſcherei nicht 
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verſchuldet hätten, im Gegentheil durch eine rationelle Pflege der Fiſcherei in den Kanälen. auf diejem Gebiete 
nicht jchädigend, jondern fürdernd gewirkt, jo vermag Ihre Commiſſion auch diefe Anficht, jofern fie ſich auf 
ſämmtliche Kanalfifcyereiberechtigten bezieht, als den thatjächlichen Verhältniffen entſprechend nicht anzuerkennen. 
Einzelne löblidye Ausnahmen von der Megel vermögen in leiner Weife im Allgemeinen das Vorhandenſein von 
Mißſtäuden zu widerlegen, wie fie in den oben erwähnten Gutachten des Näheren bezeichnet jind und im 
Großen und Ganzen als Beweis dafür dienen mögen, daß die bis zum Jahre 1890 beftandene Kanalfiſcherei 
nicht eine Hebung, fondern cine Schädigung der Fiichbeftände ausgedehnter Fiſchereigebiete zur Folge hatte. 

Zwei weitere in der Petition an das hohe Staatsminiſterium euthaltene Beſchwerdepunlte bilden zugleid) 
den mwejentlichen Inhalt der in der Petition am hohe zweite Kammer vorgetragenen Beſchwerden, auf weldye wir 
ihon an einer früheren Stelle hingewiejen haben. 

Die Petenten erllären: Die durch das Gejeg vom fahre 1890 bedingte Ablöjung der Kanalfiſchwaſſer 
bezw. die Zwangsabtretung von Eigenthum aus Gründen des öffentlichen Nugens, biete deu bisherigen Fiſcherei— 
berechtigten bezw. Gigenthümern eine Entjchädigung, welche willkürlich feſtgeſetzt worben, ungenügend jei und 
feinen Erjag biete für gehabten Befig, verbriefte Rechte und für Beichräntung des Eigenthumsrechts und freien 
Bewegung in berjelben. 

Auch mit diefer Erklärung lann ſich Ihre Commiſſion in ihrer überwiegenden. Mehrheit nicht einverſtanden 
erllären. 

In Beziehung auf die Behauptung, ‚die Feſtſetzung der Entſchädigungsſummen für die vom den belreffenden 
Gemarkungsgemeinden abzulöjenden Kanal-Fiſchwaſſer jei eine willfürliche, verweifen wir hier auf die Begründung 
der Großh. Regierung zu dem mehrfach erwähnten Gejegentwurf, fowie auf die Kommiffionsberichte der erſten 
und zweiten Kammer, in welchen in klarer und zutreffender Weile eine bündige Widerlegung diefer Behauptung | 
gegeben ift. Nicht willlürlich, ſondern nach. betimmten Grundjägen ift man bei der ‚gejeglichen Megelung der 
zu ermittelnden Entſchädigungsſummen ausgegangen, und zwar unter Beachtung aller einfchlägigen Verhältniſſe 
nad; Recht und Billigfeit. 

Schon im Intereſſe der zur Ablöfung der Kanal-Fiſchwaſſer geſetzlich verpflichteten Gemeinden war darauf 
Bedacht zu nehmen, die zu zahlende. Entſchädigungsſumme dem wirklichen reellen Werthe der zu erwerbenden 
Fiſchwaſſer anzupafien, für deffen Verluſt der bisherige Nutznießer entichädigt werden joll. 

Bei der Ermittelung ber für entjpredyend gehaltenen Entſchädigungsſumme, welche nad) Artitel-I Ziffer 2 
des Geſetzes von 1890 geregelt ift, glaubte man ſämmtlichen betheiligten Jutereſſeuten gerecht zu werden,, wenn 
man als Höhe der Entſchädigung die Hälfte desjenigen Betrages zu Grunde legt, welchen $ 6 des Geſetzes 
vom Jahre 1852 für den Uebergang ber Fiſchereiberechtigungen in den eigentlichen Fiſchwaſſern beftimmt hat. 
Diefe Feſtſetzung wurde damit begründet, daß in, den Kanälen cine, eigentliche Fiſchereihege und «Pflege nicht 
Platz greifen fönne, der Filchreichthum in dem. Kanälen vielmchr woejentlih von den Schugmaßnahmen im 
Hauptwaſſer bedingt jei, die Kauäle aljo fiichereiwirthichaftlic; eine jchr geringere Bedeutung. beanipruchen können, 
mie die Hauptwaffer. Dieje geringere Bedeutung müſſe daher ganz naturgemäß in der niederen Bewerthung 
des Fiſchereirechts der Aanalbefiger, gegenüber den im Geſetz von 1852 für die Hauptwaſſer angenommenen, 
zum Ausdrucd gelangen. Daß dieſes Icgigenannte Gejeg durch die Beftimmung des $ 6 im Allgemeinen wohl 
das Richtige getroffen hat, dürfte durch die Thatſache als gerechtfertigt zu betrachten jein, daß in dem langen 
Zeitraum des Beftchens dieſes Gejeges dem mafgebenden Faktoren feinerlei Beichwerden bezw. Abänderungs:- 
vorſchläge zugegangen jind. 

Bei der Feſtſetzung der Eutſchädigungsſumme für die, zur Ablöſung gelangenden Ranal-Fiichwafler, bezw. 
bei ‚richtiger Würdigung des reellen Werthes diejer Fiſchwaſſer, darf jedoch nicht außer Acht gelaſſen merben, 
melde Befugniffe auch fünftigyin den Waflerweribefigern. verbleiben, als eine geredhte und billige Forderung, 
in ihrem Eigenthum weder beichränft, noch im ihrem Betriebe gejtört zu fein, ‚Befugnifie, weiche ſchon durch 
das Geſetz vom Fahre 1852 gemäß. 1 Abſatz 2 den Kanalbejigern für diejenigen Kaualſtrecken zuitchen, 
welche ſich innerhalb des eingefriebigten Theiles des Beſitzthums des Kanalbejigers befinden amd. welche durch 
das Gefeg vom Jahre 1890 in feiner Weije berührt werden und worauf in der Negierungsbegründung noch 
ausdrüdlich hingewieſen wird. 
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Gerade mit Müdficht auf dieie Geſetzesbeſtimmung verweiſen wir auf die diesbezüglichen Ausführungen 
in bem Commiffionsbericht der zweiten Kammer, wo treffend geiagt ift, daß die Commiſſion aus Billigkeitsrückſichten 
nicht allein die Intereſſen der Entichädigungäberechtigten, ſondern insbejondere auch die Intereſſen der Ent: 
ſchädigungspflichtigen gewürdigt willen wolle. Die Commiſſion der zweiten Kammer ging von der Unterſtellung 
aus, daß der $ 13 des Geſetzes vom 29. März 1852, obgleich derſelbe formell noch zu Mecht-beiteht, auf das 
in Frage liegende Ablöjungsverhältuii feine Anwendung findet, und daß daher die Gemarfungeinhaber nicht 
die Wahl haben, ob ſie den Kaualbeſikern, um fich der Entichädigung zu entichlagen, die Ausübung der Fiſcherei 
ferner überlaffen oder ob fie von der ihnen geſetzlich eingeräumten-Vefugniß, die Kanalfiſcherei gegen Entſchä— 
digung am fich zu ziehen, Gebrauch machen wollen. Wenn alfo die Gemarkungsinhaber durd das Geſetz zur 
Leiftung einer Entichädigung gezwungen werben, jo darf der Betrag derſelben jedenfalls über ein nad) beiden 
Seiten bin billig abgewogenes Map nicht hinausgehen. 

Dei der Feſtſetzung der Entſchädigungsſummet fir ein, wie oben bereits ausgeführt, am und Für ſich ſchon 
minderwerthiges Fiſchwaſſer, im weldjem auferben auf Grund der Beſſimmung des & 1 Abſatz 2 des Geſetzes 
vom Jahre 1852 die Ausübung der Fischerei durch dem betreffenden Rnmalbefiker weſentlich eingeichränft oder gänzlich 
aufgehoben. werden kann, das in Frage ftchende Fiſchwaſſer für den Fünftigen Eigenthümer in dieſem Falle 
höchftens noch die Eigenſchaft eines Hegebezirls befigt, welcher ohne ausdrückliche Zuftimmung des Ranalbefikers 
aber niemals ausgebeutet werden darf und deßhalb einen Nutzen nicht abwerfen wird, erfcheint die obem ange» 
deutete, durch Artikel 1. Ziffer 2 des Geſetzes von 1800: geregelte Abldjungsiumme als angemeflen und für 
alle . Betheiligten annehmbar. 

Was nım die weitere Beſchwerde der PBetenten betrifft, dah das Gefen vom Jahre 1890. die Pelaftung 
des Eigenthümers mit einer Grumbdbienitbarfeit zur Folge habe und deßhalb als einen berechtigten Eingriff in 
das Privateigenthum ſich darſtelle, welcher gleichbedentend fei mit einer Verfaſſungeverletzung, jo ift dieſelbe 
als durchaus unzutreffend zu bezeichmen angeſichts der Beſtimmungen des Geſetzes vom Jahre 1852 und ber 
Begründung der Großh. Regierung zum Geſetzentwurfvon 1890, wie min oben bereits des Näheren ausgeführt 
haben. 
Die Unterftellung , den Fiſchwaſſerpächtern müfje nad) Belieben: der Zutritt in das Eigenthum geftattet 
werden behnfs Ausübung des Pachtrechtes, wobei Betriebsftörungen, Beſchädigung der Einrichtungen ımd Chikanen 
nicht ausgejdjloffen jeien, iſt eine thatfächlich umrichtige, da für dieſe Fälle, bei welchen wohl ausnahmslos ein 
eingefriedigtcs Eigenthum im Frage fteht, die mehrfach aufgeführten Beftimmungen des Gefetzes von 1652 
ausreichenden Schug gewähren, indem ein unerlaubtes Betreten dieſes Eigenthums für keinen Fiſchereiberechtigten 
ftatthaft ift. Altern auch nicht cingefriedigtes Eigenthum ;alfe Ufergrundſtücke auferhalb der eigentlichen 
Waflerwerfsbetriebsftätten, welchen jedoch jederzeit won den betreffenden Eigenthümern durch eine Nachträgliche 
Einfriedigung der volle Schutz verſchafft werben lann, ift burdy Beſtimmung des Artifels 5 des Gejekes von 1R9O 
injoferm ausreichend geſchützt, als der Fiſchereiherechtigte, ſofern er die Fiſcherei jelbft bemirthichaftet, 
oder wenn ſolche verpachtet ift, der Pächter für jeden Scaben haftet, angerichtet durch Perfonen, welche zur 
Ausübung der Fiſcherei befugt oder zur Wahrnehmung der FFischereianfficht aufgeftellt find. Wenn demnady durdh 
das in Folge der Ausübung der Fiſcherei bedingte Betreten nicht eingefriebigter Ufergrundſtücke durch den 
Fiſchereiberechtigten, den Fiſchereipächter, den amgeftellten Fiſcher und FFiichereianffeher, das Hilfsperfonal und 
den Fiſchereigäſten dem betreffenden Eigenthümer irgend ein Flurſchaden erwächſt, jo ift wicht nur ber Urheber » 
des Schadens dem betreffenden Eigenthümer gegenüber erfatpflichtig, jondern, wie jchen erwähnt, legt der Artikel 5 
des Geſetzes von 1890 die Pflicht zur Schadloshaltung, gewiifermaßen als cine Laft des Betriebes, den 
Fiſchereiberechtigten auf, jofern fie die Fiſcherei ſelbſt bewirthicdhaften, oder, im Falle der Verpachtung, 
dem Pächter. Zweifellos ift für die Beſitzer der Ufergrundftüde hierdburd eine genügende Garantie dafür 
geboten, daß in allen Fällen die Erträgniſſe nicht eingefriedigter Eigenthumstheile, ſoweit fic durch die 


Ausübung der Fiſcherei etwa eine Schmälerung erfahren ſollten, hinreichend gefichert find hinfichtlidy des Ent- - 


ihädigungsbetrages jowohl, als auch hinfichtlich der jchadenerjagpflichtigen Berfönlichkeit. 
Auch die Art der Aufftellung eines Sadverjtändigen für den Fall des Art. 1, Ziff. 2 des Gejekes vom 
29. März 1890, deſſen Gutachten der Werthberechnung zu Grunde gelegt werben joll, glahben die Petenten 
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beanftanden und im höchiten Grad als befremdend bezeichnen zu follem Unzweifelhaft ift, daf im gegebenen 
Fall den beiden in Betracht kommenden Parteien das Recht zufteht, bei Anfftellung eines Sachperftändiaen, fid) 
über- eine oder mehrere Berjönlichkeiten zu einigen und uur im Fall eine -Berftändigung nicht zu Stande kommt, 
die Gr. Berwaliungsbehörde von dem ihr zuitehenden Rechte Gebraud) machen muß, jetbjt dic Sachverſtändigen 
zu berufen, um der Vorſchrift des Geſetzes bezw. dev Beſtimnung bes 8 5, Abſ. I der landesherrlichen Ver— 
ordnung von 5. April 18090 genügen zu können. 

Die Petenten jchliegen mit. der Bitte au die hohe zweite Nammer, Große Regierung um eme orlage 
zu eriuchen, in. welcher das FFiichereigeieg von 1590 dahin ergänzt: wird: 

„Den Waſſerwerksbeſitzern müſſen auf deren Antrag die Fiſchwaſſer der cinenen Mühlgräben und Gewerbe— 
Innäte gegen jährlich fünf Prozent Pachtzins aus der durch das Geſetz feſtgeſtellten Ablöſimgsſumme verpachtet werden.“ 

Anch dieſen Antrag vermag Ihre Commiffion zur Anuahme nicht zu empfehlen. Wenn dieſer Antrag auch 
foineswogs im formeller. Beziehung als logiſche Schlußfolgeruug aus den einzelnen, vorstehend bezeichneten 
Beſchwerdepuntten ſich darſtellt, vietmehr die Petenten am Schluſſe ihrer Ausführungen folgerichtig eine Aufhebung 
des Geſetzes vom 29. März 1890 verlangen müßten, jo läuft derjelbe ‘doch: wenigitens jenem inneren Weien 
nah, bezw. den daraus entitehenden Conſequenzen, für den Fall dem Antrag jtattgegeben’ würde, darauf hinmis 
die mehrfach erwähnte: — vom — 1890 in ihrer voltswirthichaftlichen Bedeutung ——— illuforiſch 
zu⸗ machen. 

Ihre Commiſſion anerlennt in ihrer weit überwiegenden Mehrheit, daß es gereihtiertigt war, durch 
Schaffung des Gefeßes von 1890 einen Rechtszuftand aufzuheben, welder eine rationelle Bewirthſchaftung der 
Fijchwaſſer und eine Berinchrung des Fiichbeftandes hinderte, ja vielfach mmmöglich machte und deßhalb in 
voltswirthſchaſtlicher Beziehuug von nachtheiligen Folgen war. Der Zweck des Gefetzes / die Fiſchzucht zu heben, 
ohne berechtigte Intereſſen unſerer Induſtrie, = $ewerbetreibenden und der Landwirthſchaft zu schädigen, wobei 
nody bejonders daran erimmert werden ſoll, daß ſchon bei Beratung des Geſetzes von 26. April 1886, die 
Großh. Negierung ausdrüdlic ihre Anficht J ausgejprochen hat, daß regelmäßig der Schutz der Juduſtrie⸗ 
Intereſſen gegenüber dem der Fiſcherei den Vorzug verdienen werde, wird zweifellos im Allgemeinen erreicht 
werden, was die in dem kurzen Zeitraum ſeit Beſtehen deſſelben gemachten Erfahrungen ſchon theilweije beitätigen, 
und vermag deßhalb FIhre Commiſſion angeſichts der. wirthſchaftlichen Vortheile eine Aenderung des Geſetzes oder 
die Annahme eines Antrags,» weicher in ſeinen —— den — des —— geradezu aufheben würde, in feiner 
Weiſe zu befürworten. 

Es ſcheint jedoch der Commiſſion zu ſein, da wo örtliche Berhältniſſe oder ſonſtige Zuſtände es 
als zweckmäßig und wünſchenswerth erſcheinen laſſen, das: von den Petenten angeſtrebte Ziel zu erreichen dadurch, 
daß die Wafjerwertbejiger. eben durch Pachtung das betr. Fiſchereirecht, das jetzt in der Regel ein im ſich 
abgeſchloſſenes bezw. natürlich begrenztes, zuſammengehöriges Gebiet umfaſſen wird, arm ſich bringen, was in ben 
weitaus meilten Fällen ohne nennenswerthen Baaraufwand wird geſchehen können und ohne daß es erforderlich 
iſt, an der beſtehenden Geſetzgebung —— eine von der — wicht gewünſchte Abänderung vornehmen 
zu müſſeu⸗ 

Aus dieſein Grunde und geſtützt auf die vorſtehenden —— beehrt ſich Ihre Commijſion dem hohen 
Hauje dem Antrag zur Zuſtimmung zu muiterbreiten, welchem von ſämmtlichen Commiffionsmitglicdern, mit einer 
einzigen Ausnahme, zugeſtimmt wurde und welcher dahin geht, das hohe Haus möge beſchließen, über 
die Betition badiſcher Waſſerwerlbeſitzer, das a vom 2" März 189% betr., 
ar Tagesordnung tberangchem 


Beilage zum PBrotofoll der 45. Sitzung der zweiten Kammer vom 9, März 1842. 
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Die Unterzeichneten beehren —— a UETIER 


zu ſtetlen: 


"u .» ' . i \ ı 


Die Kammer wolle beſchließen: 


Die Großh. MNegierung Sei um baldige Worlage eines Geſetentwurfs nachitehenden Inhaltes au 
erjuchen: 


arte 
6 11 des Gejeges vom U. Öftober 1860, die rechtliche Stellung der Kirchen und firdhtichen  Bekeitte 
im Ztaate betreffend, wird durd folgende Beitimmmng eriewt: 
„Bon der Einführung eines religiöien Ordens und von der Errichtung einer einzelnen Anitalı eines 
eingeführten Ordens ift der Großh. Negierung Anzeige zu eritatten. 


« 


> Artitel II. 


t 


Das Geſetz vom >, April 1872, die Abhaltung von MDliiiionen durch Mitglieder religiöſer Orden 
berreifend,, iſt aufgehoben. 


Kartsruhe, den 8. Mär; 1892, 


v. Bol. Berber. 

v. Marbe. Streicher. 
Ih Wacker. Din. 

F. Weber. Yohr. 

wol. VLöffler. Grüninger. 
Schülher. Lanck 
Denmig. Kieſer. 

J. Schuler. v. Bodman— 
Nopp. Schaͤttgen. 


Bietenmaher. Reichert. 
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Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Wir beauftragen hiermit Unſeren Finanzwminiſter Dr. Etlſtätter, Unſeren getreuen Ständen, zu— 
nächſt der zweiten Kammer, den anliegenden Weeberktihrf > die Rataftrirung men angelegten Rebgeländes be- 
treffend, zur Berathung und Zuſtimmung vorzulegen. 


Zum Regiernungstommiffär für diefe Vorlage ernennen Wir den Minifterialraih Göller. 


Segeben zu Karlsruhe, den 10. März 1802, 


cuſtatter. Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit Höochſten Befehl: 
Dr. Walp. 


Au 


Entwurf eines Gefehes, 
die Kataftrirung nen angelegten Rebgeländes betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Dit Zuſtimmung Unjerer getrenen Stände haben Wir bejrhloffen und verordnen, wie folgt: 


Artifell. 

Als Nebgelände (Weinberge) fataftrirte Grundſtücke bleiben, wenn anf ihnen die Nebanlagen vollitändig 
erneuert werden, vom Beginn des ‚Jahres an, in dem die Neuanpflanzung vollendet wird, fünf Jahre lang von 
der Grundſtener frei. 

Artikel 2. 

Dieles Geſet findet eritmals anf die im Jahre 1502 erfolgenden Neuaupflanzungen von Nebgelände 

Anwendung. 


Artiken d. 


Das Finanzminiſterinm iſt mit dem weiteren Bollzug beantragt. 


begeben 


Ver andlungen ver >. Kammer Lee Ates Beilageheſt 64 


A 


Begründung. 


Die Frage, mit welchen Mitteln die mißliche Lage unſerer Rebbau treibenden Bevölferung verbeſſert 
werden fünne, hat die gegemwärtig tagende Ständeverjammlung umd die Grofherzogliche Regierung wiederholt 
beſchäftigt. Won den Borjchlägen, deren Annahme der bezeichneten Klaſſe der Bevölferung eine Erleichterung 
zu verjchaffen geeignet wäre, ijt namentlich der zu erwähnen, ob wicht für die Rebſtücke im Falle ihrer aünz 
lichen Neuanlegung Befreiung von der Grundſtener während der jahre, in denen das Gelände feinen Ertrag 
abirjt, zu gewähren jei. Einer ſolchen Maßnahme ftehen an ſich grumdjügliche Bedenken entgegen, da fie mir 
dem Syſtem unſerer Grundſtener, das lediglich die Ertragsjähigleit, nicht aber den wirklidyen Ertrag des Grund 
und Bodens berüdjichtigt , jic nicht vollftändig in Einklang bringen läßt. Auch bietet die Durchführung ge 
wiſſe, immerhin wicht altaugroße ſteuertechniſche Schwierigleiten. Die Sroßherzogliche Megierung alanbı ım 
geachtet diefer Bedenken die bezeichnete Maßregel als ammehmbar bezeichnen zu können und iſt dabei von der 
Erwägung geleitet, daß durch fie eine für die Befiger von Nebgelände immerhin jchägenswerthe Ztener- 
erteichterung gewährt und zugleich ein Aniporn zur vationelleren Pilege des Weinbanes gegeben wird. 

Die Neuanlegung von Rebhſeldern finder nämlich wicht bloß zur DBefümpfung von Neblramfheiten, jondern 
bei gut geleiteren Vertrieben in regelmäpig wiederfchrenden Zettabſchnitlen zur Verjüngumg der Kultur jtalt. 
In den nächſten „Jahren nad) der Nenanpflanzung fann ein Grirag von dem Gelände nicht erzielt werden. 
Wen mm für dieje Zeit Befreinng der betreffenden Grundſtücke von der Grundſtener eintritt, darf erwartet 
werden, daß die Beſitzer von Weinbergen jid leiter und öfter als bisher entichliehen, zur Berjüngung ihrer 
Nebpflanzungen zu Ichreiten. Die wirthichaftlichen Bortheite, die ſich hieraus ergeben, jind jo beacdhtenswerth, 
daß fie die Ertajlung eines Geſetzes, das die erörterte Stenerbefrehmg einräumt, wohl rechtiertigen. Zu dieſem 
Sweet iſt der vorliegende Geſetzentwurf bearbeitet worden. 

Der Steneransfalt, den der Entwurf zur Folge haben wird, läßt ſich zur Zeit nicht veranjchlagen, da 
nicht überjcehen werden kann, welchen Umfang die Nenanpjlänzung vom Nebgelände annchmen wird, 

Im Eminzelnen ijt mod) zu bemerlen: 

Es wird vorgehhlagen, mar für die Neuanlegung bereits vorhandener Rebſtücke, wicht aber jür die erit 
malige Anlegung von Weinbergen Ztenerfreiheit während einer bejtimmten Zeit zu gewähren, da fein Anlaß 
vorliegt, die Ausdehnung des Rebbaues durch jtenerliche Mafvegein zu ſördern. Außerdem iſt für eine Kuliur 
veränderung, wie je im der Herrichtung eines Grumditids als Mebgelände ftattfindet, im Irtitel 45 Abjas > 
und > des Sejepes vom 7. Mai ISÖS, die neue Nataftrirung alles landwirthichajttichen Geländes im Groß 
herzogthum beireffend, bereits eine ausreichende Steuererleichterung vorgejchen, die darin beiteht, daß dic durch 
cine Kulturveränderung herbeigejührte Erhöhung des Stenerfapitais, wenn der Kulturwechſel mit mehr als ge 
wöhnlichem Multunraufwande vertnüpft war, erit mit dem Ablami der erſten Fin) "Jahre nad) Vollzug des 
Kulturwechſels in Kraft tritt. 

Als Grimdjtüd im Sinme des Mrtitels I des Entwurfs joll, da cine andere Behandlungsweiſe teuer 
techniſch nicht wohl im Betracht formen lann, jedes im Grundſtenerzettel einzeln aufgeführte Grundſtück gelten. 
Wird ein jolches Grumdjtüd nur theilweije men angelegt, jo beiteht fein Anſpruch auf Stenerjreiheit. 

Die Dauer der Stenerbefreiumg ift den Berhälmifien des Nebbanes entiprediend auf fünf Jahre ſeſt 
gejetst; fie früher als mit der Vollendung der Nenanpflanzung beginnen zu laſſen, ift deßhalb unmöglich, weil 
zum Woraus feine Zicherheit dafür beſteht, daß ein MHebgelände, aus dem die Nebpflanzen entjernt find, Ipäter 
hin wieder als ſolches angelegt wir. 
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Beridt 


der 


Kommiſſion der zweiten Kammer der Landftände 


zu dem 


Gefeesentwurf, betreffend Aenderungen des Geſetzes über den Glementarunterridht. 


Erflattct von dem MAbgeorvucen Dr, ®Wehgoldt. 


1. An das Elementarichulgeieg ift die beffernde Hand zum lektenmal in der Seſſion des Nahres 1888 
gelegt worden. 

Als nämlich im jenem Landtage das „Beamtengeſetz“ und die „Gehaltsordnung“ beraten wurden, traten 
die Yehrer der Vollsſchulen mit dem Wunjche hervor, aud) ihrerjeits in's Beamtengeſetz einbezogen zu merden. 
Diejem Wunſche Tonnte damals nad) Anficht der Großh. Regierung jowohl als der Kammer wegen der einen: 
artigen rechtlichen Stellung der Volksſchule nicht entiprocdhen werden. Doch ſuchte man durdy die Geſetzesnovelle 
vom 25. Juli 1888, die Nbänderung einiger Beſtimmungen des Geſetzes über den Elemenlarunterricht betreffend, 
eine, wie man glaubte, zeitgemäße Erhöhung des Gchaltsmarimums, der Ruhegehalte jowie der Witlwen- md 
Waiſengelder herbeizuführen. Die Beiferfichhung betrug nadı dem Entwurf der Großh. Regierung 200 000 .4£, 
nach dem Beichluffe der Kammer 230 000. Die Novelle trat am 1. Jannar IHM) gleichzeitig mit dem 
Peamtengejek in Kraft. 

Seither beftcht nun folgender Zujland: 

Die fümtlidien Gemeinden des Großberzogtums find in 5 Klaſſen cingetheilt. Zur I. Klaſſe zählen 
alle Orte bis 500 Zeelen, zur II. alle mit S01—1000, zur III. alle mit 1001-2500, zur IV. alle mit 
2301— 10000 und zur V. Kaffe alle Orte mit mehr als 10000 Selen. 

chrftellen waren am I. November 1811 vorhanden: a. in den Städten der Städteordnung 390 Daupı 
Ichrerjtellen und 231 Unterlchrerjtellen; b. in den nicht der Städteordnung unterftchenden Gemeinden 2327 Haupt» 
Ichrerftellen uud 785 Unterlehrerftellen; zuſammen 2717 Haupt- und 1016 Unterlehrerftellen. 

Angeftellt waren am I. März 1892: a. in den Städten der Städtcordiuung 332 Dauptlehrer, 48 Daupt- 
Ichrerinnen, 155 Scuigehilfen, 76 Schulgehilfiunen; b. in den übrigen Gemeinden 2142 Hanptlchrer, 24 Daupt- 
fehrerinnen, 900 Schulgehilfen, 86 Sculgehilfinnen; zufammen 2474 Hauptlchrer, 77 Haupilchrerinnen, 
1055 Schufgehilfen, 162 Schulgehilfinnen. Summe aller Lehrkräfte: 3768. 

64? 
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Hauptlehrer beziehen: 


a. Einen feften Schalt, der ſowohl nad der Ortsflaffe als nad) dem Dienftalter bezw. dem bienit- 
lichen Nange verichieden ift. In der I. Ortsklaffe beträgt er — Geld, Güternutung und Naturalien zujammen- 
genommen — 780. In der II. Ortsklaffe beträgt er bei nur 1 Hauptlehrer 840 A, bei 2 Hauptlehrern 
WO bezw. TSO ./ In der III. Ortsflaffe bei num 1 Hauptlehrer 960 A, bei 2 Hauptichrern 1020 bezw. 
100 M, bei 3 Dauptichrern 1080 bezw. 960 und 840 4, bei 4 Hanptlchrern 1140 bezw. 1020, 900 und 
780 .M., bei 5 Hauptichrern 1200 bezw. 1020, 960, 840 md 780 AM Au der IV. und V. Ortstlaffe, 
aljo in den Orten über 2300 Einwohner, ift die Abftufung der Hauptichrergehalte noch mannigfaltiger und 
die Yage infofern auch günftiger, als mit dem Steigen der Zahl der Hanptlchrer am gleichen Orte der erjte 
derjelben einen immer höheren Marimaljas erhält. u 

b. Freie Wohnung oder flatt derielben Mictentichädigung, welche für die 1. bis V. Ortstiajie 
zu 120 bezw. 150, 180, 240 md 420 A. umd fpeziell für die 7 größten Städte des Landes zu HIV M. 
feſtgeſetzt iſt. 

©. Das geſetzliche Schulgeldaverſum, welches in der I. Ortsllaſſe mindeftns 140 AM, in der II. 
bis V. Klaſſe mindeftens 180 AH. betragen muß, thatſächlich aber im Durchſchnitt beträgt: in der I. Klaſſe 
166 „A, in der II. 262 AM, in der IH. 294 M, in der IV. 337 M, in der V. 408 M 


d. Die Perſonalzulage, welche nach 3 bezw. 5 Jahren in Beträge vom je 100 „A «:jolange gewährt 
wird, als das Einfommen des Hauptichrers an feſtem Gehalt und Schulgeld nicht 1400 A erreicht. 


e. Die Lokalzulage, weldye nur Lehrern an abgelegenen Orten gegeben wird und 60, 75 oder 0. M. 
beitragen ann. 

Einzelne Städte von mittlerer Größe haben die Mietentjchädigung ihrer Hauptlehrer aus freier Ent: 
ſchließung erhöht. Die größten Städte haben befondere Gchaltstarife eingeführt; es zahlt Mannheim jeinen 
Hauptiehrern 2000— 3400 A, Narlsruhe und Heidelberg 2000—3200 A u. |. w. 

Aus allem Bisherigen gebt hervor, daf eine geradezu faleidoilopiiche Mannigfaltigfeit der Einfommens 
verhältniffe beftcht und daß anf die frage, wie hoch ein badifcher Hauptichrer ſich eigentlich ſtellt, eine Kurz 
gefafte Antwort gar nicht möglidy ift. Sie ift um jo weniger möglich, als Fortbildungs- und Turmunterridht 
bejonders honoriert werden, aber nur einem Teile der Hauptichrer übertragen find. Geſagt kann nur werden: 


a. Im Feinsten Orte begiunt ein Hauptlehrer mindeftens 920 „A, welche innerhalb 25 Jahren durch 
Perjonaljulagen bis 1400 .A# anwachſen können; 


b. im größten Orte — die Städte der Städtcorduung nicht geredynet bezicht der legte Haupt 
Ichrer 12:41 M, der erjte 22-11 A; 


e. das durhjchnitilicdhe Einlommen eines Hauptlehrers — die Städte der Städteordnung nicht 
gerechnet — betrug nad) dem Stand vom 1. November 1891 1254. 65 5, anferdem Wohnung. 


Schulgehilfen erhalten freie Wohnung oder Mietentjchädigung und je nad) der Ortsllafle 660, Tom 
oder 720 AM. Außerdem als Unterlehrer Anteit am Schulgeld, als Diljsichrer jtatt des Schulgeldes 
eine Abfindung im Betrag von 60 A, als Schulverwalter cine joldhe im Betrag von 120 cH. 

Der Ruhegehalt beträgt nach zurüdgelegten 40 Dienftjahren in der J., IL und II. Orisklaſſe 
1000.46, in der IV. 1100 4%, in der V. 1300.46 Erfolgt die Zuruheſetzung vor zurüdgelegtem 10. Dienſt— 
jahre, jo beträgt er 400/0 umd jteigt für jedes weitere Dienftjahr um 20/0 des genammten Betrages. 

Das geſetzliche Witwengeld beträgt 30%, des für alle Nlaffen der Schuldienfte auf 1300 A feſt— 
gejekten Einlommensanjchlages. 

Das gejegliche Waijengeld beträgt für cin Kind, falls die Mutter noch lebt, zwei Zehntel, falls fie 
geftorben it, vier Zchntel des Wittwengeldes. Für zwei Rinder werden, falls die Mutter geftorben ift, ſieben 
‚Zehntel, bei drei oder mehr Kindern für jedes derjelben drei Zehntel des Witwengeldes bezahlt. 
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Das Gefamteinfommen aller Lehrer und Lehrerinnen hat nad dem Stand vom 
1. November 1891 betragen an 


a. feitem Gehalt . . F 3330 598 AM. 
b. Schulgeld . . PET SR i 82H 28t „ 


©. Berjonalzulagen . 14T 836 


d. Yofalzulagen SUHO . 

e. Wohnungsanidyiag Bew. Diietentfchädigung . 677 220 

f. Vergütungen für entzogene Naturalnützuugen | Ä 3m 

x. Vergütung für den Forthildungs- und Turnunterricht (Stand von ISSS) . . 172040 „ 
An dem Geſammleinlommen vonnn.. 53170 34 M 

ſind gedeckt durch 

a Dotationen und Beiträge aus Stiftungen .. 410 699 M. 

bh. Sdulgld . 2 2 ee .... B2h284 „ 

Beiträge des Staalcs zu — Schulen F JiU „ 

I = — wegen Ablöſung der Patronate . - ; 4200 „ 

j " * zu den Gehalten. 401620 „ 

f. direkte Leiftungen des Staates: Perfonalzulagn - » : - 2147836 

m " n " gokalzulagn . 2 2 en SO40 „ 

Bu J * Remuneralionen.. WI 





zufammen . 1799 118 M 


— 
nach deren Abzug von den Gemeinden niah3371 226 M 
aufzubringen find. 

Hierunter find nicht begriffen: die Ausgaben, welche den Gemeinden bezw. den jonjt Verpflichtelen für 
die Erftellung und Unterhaltung der Schulhäufer, für Heizung, Beleuchtung, Neinigung, Lehrmittel u. ſ. w. 
erwachſen; ebenſo nicht die Vergütungen fir den Unterricht in den weiblichen Handarbeiten, welche nad) der 
Erhebung des Jahres 1886 fid) auf 158 675 A. belaufen; weiter nicht die Yeijtungen einzelner Gemeinden 
über das geſetzliche Mindeftmaf hinaus, insbejondere für Erteilung von erweitertem Unterricht; ſchließlich nicht 
die Beträge, welche die Hauptlchrer als Mehrwerte über den Anjchlag der Dednngsmittel hinans aus der 
Nutzung von Yiegenicdaften, ans dem Bezuge von Kompetenzen und Natnvalien erhalten. 


Der Geſamtaufwand für ſämtliche Bolksihnlen Badens — ansihliehlid der Koſten 
für die mittlere Schulaufſicht, jowie jener für die Ausbildung der Lehrer — fest fid) mad) den Rechnungs— 
ergebniſſen für 1890 bezw. 1891 folgendermaßen zujammen: 

x. Gefamteinfommen der Lehrer, wie oben 2» 2 2 2 2 5170 344 CM 
In, Unterſtützungen, Zugs- und Reifcloften . 2 2 2 nn nen 24251 „ 
© Ruhe- und Notdurftsgehalte, jowie für Bitfsichver. » 2 20... 239) 764 „ 
d. Witwen: amd Waiſengelder. 2245 735 u 
». Unterftügungen am die Hinterblichbenen. . — a er 19485 „ 
f Bergütimgen der Arbeitölchrerinuen (Stand von 186) a a Su 158675 4 
— — 

zujammen . . 5858 254 M. 


2. Die Novelle vom 25. Juli 1888 bot mir cine Abſchlagszahlung. Daß die Notwendigfeit einer gründ— 
lichen Regelung fortbeftche, wurde ſchon in den Kammerverhandlungen offen ausgeiprodyen und von der Grofih. 
Megierung nicht widerlegt. Die Yehrer jelber waren im hohem Grade unbefricdigt ımd mit Recht. Das Studium 
des „Peamtengejeges" und der „Gehaltsordnung“ mußte jedem die Ueberzeugung aufdrängen, daß jie mit ihrem 
durchfchnittlichen SYahreseinfommen von 1254 A 65 4 hinter den Beamten von gleichwertiger Bildung und 
ähnlidyer Aufgabe weit zurüdtchen. Sic legten deshalb ſchon dem nächſten Yandtage dic Bitte vor, 
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a. das Ortsflaffeninftem in feiner jekigen Form möge aufgehoben werben umb am feine Stelle bie Be- 

zahlung nad) dem Dienftalter treten, wie dies bei anderen Beamten der Fall ift; 

die Zulagen möchten nicht mehr an die Stelle, fondern wie bei den Beamten, an dic Perjon gebunden 

fein und in ſolchen Friſten gewährt werden, daf der Höchſtgehalt mit etwa 20 Dienftjahren, von der 

erjten Anftellung als Hanptichrer an geredjnet, erreicht werden Tann; 

ec. die Schalte der Hauptlehrer möchten auf allen Stellen erhöht und jo bemefien — daß ſie den 
Gehalten der Beamten mit gleichwertiger Vorbildung entſprechen; 

d den Schulgehilfen möchten höhere Gehalte und nach Ablegung der Dienſtprüfung eine Zulage bewilligt 
werden; 


t 


z 


e. die Ruhegehalte der Lehrer und die Verforgungsgehalte ihrer Hinterbliebenen möchten nach den Be— 

ſtimmungen des Peamtengejekes geregelt werden. 

Dieſe Wünſche find durchaus wohlwollend aufgenommen und von beiden Kammern der Greßh. Megierung 
empfchlend überwicien worden. Mufgrund diejer Empfehlung hat die Grofih. Regierung den jett zur Beratung 
itehenden Geſetzesentwurf ausgearbeitet. 

Der Entwurf bedeutet cinen entjheidenden Wendepunkt in der Geſchichte des 
badiiden Bolfsfdhulmwejens. 

Er dehnt den Schulzwang auf ſämtliche Kinder nichtbadiicher Staatsangehörigkeit aus. Er jchlägt neue 
Beſtimmungen bezüglich des Umfangs der Schulpflicht vor. Er regelt die Rechtsverhältniſſe der Schulen in 
abgejonderten Gemarfungen. Er beruft den Lehrerſtand durch Einführung des jogenannten erften Lehrers zur 
Teilnahme an der Fachaufſicht. Er läßt den Dandfertigfeits: und Hanshaltungsunterricht als falultative Lehr— 
gegenitände der Vollsjchule zu. Er forgt ausgiebiger als bisher fir den Neligionsunterridht. Er dehnt den 
Dandarbeitsunterricht auf cine größere Anzahl von Sculjahren aus und regelt die Bezahlung der betreffenden 
Lehrerinnen durch Aufitellung eines fejten Tarifes. Er ändert das Verfahren bei Bejekung der Hauptlehrer- 
iteffen. Er läßt dem Lehrer bet Uebernahme des Organiftendienftes im Streitialle cin größeres Maß von 
Schutz angedeihen. Er gibt Vorichriften über die Größe der Wohnräume der Lehrer, wobei er unterftellt, daß 
arumdiärtich jeder Ychrer freie Wohnung haben jolle. Er ficht die Auszahlung der Lehrergehalte aus der Staats- 
faffe, itatt wie bisher aus der Gemeindelaffe vor umd räumt damit den Lehrern endloſe Widerwärtigfeiten aus 
dem Wege, Er verbietet, Sculgüter in Afterpacdht zu geben, geilattet aber die ZJerteilung größerer Complere 
in Loſe, jo daß gleichzeitig mehrere Lehrer Nutzen zichen können. Er erlaubt deu Gemeinden, auf die Erhebung 
des Scyulgeldes zu verzichten. Er gewährt größere Freiheiten und Rechte bei Errichtung von erweiterten Volls— 
ſchulen. Er gejtcht den Städten der Städteordnung das Recht der Ernennung ihrer Daupflchrer zu. Er regelt 
die Medhtsperhättwiife der an anderen als an Volksſchulen angejteltten Hauptlehrer, ſowie der an Mitlelſchulen 
für die weibliche Jugend angeitellten Dauptichrerinnen. 

Ron größter Bedeutung ift aber die Neuregelung der Gehaltsverhältuiſſe der Lehrer, 

Die Feitiekung der Gchaltsbezüge der in den Städten der Städteordnung angellellten Lehrer und Lehrerinnen 
iſt nach dem Entwurfe den betreffenden Stadtverwaltungen überlajlen. Es lommen deshalb bei den folgenden 
Gehalts. und Audgetzahlen wicht fie, jondern nur die 2327 Daunptlchrer- und 785 Unterichreritellen in den der 
Städteordnung nicht unterjtchenden Gemeinden inbetradht. 


In Tegteren Gemeinden wird das Ortsklaſſenſyſtem anfgehoben und wie bei den Beamten durch das 
Altersttajfeninften erjegt. Der Anfangsgehalt wird von 20 A. auf 1 100 ,., der Endgehalt anf 1800. 
erhöht, welche in ‚Friften von > und 4 fahren, im ganzen in 27 Jahren, erreicht werden. Zu den 1800 „AM. 
fommt mad) weiteren 4 Jahreu eine Alterszulage von 100 „A. Die Scuigebilfen erhalten ftatt der bisherigen 
660 bezw. TOO und 720 A nebſt Schulgeld bezw. Abfindung fünftig 800 A und nach Ablegung der Dienft- 
prüfung 900 A Die Nuhegehalte der Lehrer und die Verjorgungsgehalte ihrer Hinterbliebenen werden nach 
dem Wumjche des Standes in genauem Anschluß an die Beſtimmungen des Beamtengeſetzes normiert. 

Der nicht von den Gemeinden, jondern lediglidy von der Staatskaffe zu tragende Mehranfmand beträgt 
im Beharrungszujtand 


Ban ae 2% ee re ne er ODE A 


b, Auhegehalteeee et 168476 „ 
C „Verſorgungsgehalten für Hinterblicbene © 2 2 2 2 20000. 168346 „ 





zufammen . . 444 174 M 

Diejer Beharrungszuſtand tritt aber erjt im etwa 16 — 17 Jahren ein. Bis dahim finder mir Rüchſicht 
auf das Staatsbudget, jowie auf das beim Beamtengejeß eingehaltene Berjahren ein allmähliger Ucbergang jtatt. 
Die Mehrleiftung der Staatslaſſe beläuft ſich im erjten Jahre anf 155 190 AL, welche Summe progreiiio an- 
wächft, bis jie etwa im 17. Jahre die volle Höhe des genannten Michranfwandes erreicht. 

So bedauerlich es iſt, daß die an ſich gering bezahlten Yehrer nicht jofort nach dem nfrafttreten des 
Geſetzes voll und ganz in den Veharrımgsyuftand des Mehrauſwandes geſtellt werden jollen, jo muß do 
gerechterweile anerfannt werden, daß die Übergangsbejtimmmmgen des Entwurfes gewiſſe, wenn auch Heine 
VBergünftigungen enthalten, welche jeiner Zeit beim Beamtengeſet wicht gewährt worden jind. Es jind 


” 


jolgende Vergün 


ftigungen: 

a. Jeder Danptlchrer mit mindeſtens 3 etatmäßigen Dienftjahren erhält jofort mit dem nlrafttreten des 
Hejebes den Anjangsgehalt und zugleid) die Anfangszulage, alſo 1100 + 100 — 1200 A. Nach dem Be- 
amtengeſetz Tonmte nur der Anfangsgehalt gegeben werden; war gleichzitig cine Zulage fällig, jo mußte die- 
jelbe um den WBetrag gelürgt werden, weldyer dem betreffenden Benuten durch Berbringumg auf den Anfangs- 
gehalt als Anſheſſerung jchon jugefallen war, 

b. Etwaige Einfommensverbejferungen durch Erhöhung des Schulgeldes während der tenten 4 jahre 
werden nicht im Anjchlag gebracht, jo daß aljo hierdurd; die Zulagefriſt nicht unterbrodyen wird und eventuell 
nach $ 126 alsbald eine Zulage gewährt werden fat. 

c. Die infolge der Novelle vom 25. Inli 1888 auf 1. Jantar 15492 eingeiretenen Einfommenserhöhnngen 
durch Berjonalzulagen umnterbredyen, jalts die Perjonatzulage nicht volle 100 AL betragen bat, die Zulage 
friſt nicht. 

d. Die im den legten 4 Jahren erfolgten, aber den Betrag einer ordentlichen Inlagequote von 100 4 
wicht erreichenden Ginfommensverbefferungen werden auf ergänzt. Die Zulaägefriſt läuft aber nad) 
s 126 31. 3 wicht von diejer Ergünzung, jondern ſchon von dem Eintritt der urſprünglichen @infonmens- 
erhöhung an. 

e. Aellere Hauptlehrer mit mindeſtens 25 Dienjtjahren als Hauptlehrer ſollen, ſalls ſie noch wid HH A 
deziehen, jojort in dieſen Betrag eingewieſen werden. 

f. Nach dem Beamtengeſetz wurde die im Bezuge des bisherigen Gehaltsmaximums zugehraächte Zeit Tür 
die Friſt zu Gehaltszulagen nur zur Hälfte geredmet. Für die Yehrer dagegen wurde eine ähnliche Beſchrünkung 
nicht auſgenommen. 

g. Etwaige Yolalzulagen beziehen die Lehrer nach $ 130 im bisherigen Betrage als Mehengehallt weiter, 
bis jie die Gehaltshöhe von 1400 AL iberfteigen, während bei den Beamten vol. Steneranſſeher - - der: 
artige Zulagen jofort beim Anfalle von tariſmäßigen Zulagen wegjallen. - 

3 Die Kommiljion weiß den großen Fortichritt zu wirdigen, den der Entwurf gegeniiber dem zur Zeit 
geltenden Geſetze bezeichnet. Sie auerkennt auch gern, daß den Yehrern gegenüber den Veamten ſür die Leber 
gangszeit einige Bergünſtigungen gewährt worden jind. Gleichwohl koönnte Jie jich weder mit den 
vorgejchenen Gehaltsſätzen nnd Zulagejrijten nody mit den Uebergangsbeſtimmungen 
eiuperjtanden erflürcen. 

Die Bolksſchule ijt einer der wichtigjten Faltoren in umjerem Bolfstcben. Ueber 90/0 der Bewohner 
des Großherzogtums verdanfen der Voltsſchnle ihre geſamte geiftige Bildung md zum Zeit and) ihre jirtkiche 
und religidje Erziehung. Gin gediegener Xehrer, der zwanzig und mehr jahre im einer und derjelben Schule 
wirft, iſt von unbercchenbarem Werte für die Zukunft der Gemeinde, ein jchlechter kann im der gleichen Zeit 
eine ganze Generation auf's ſchwerſte jchädigen. In den Ländlichen Gemeinden hängt ſaſt altes von drei 
Münnern ab, vom Vürgermeijter, Pfarrer und Xehrer; ſiehen dieje Maͤnner auf der Höhe ihrer Aufgabe, jv 


51? 


ift die Gemeinde wohl beraten; taugen ſie nicht, jo gerät das blühendfte Gemeinweien allmählich in Verfall. 
Es haben deshalb unſere Gemeinden, und namentlich unſere Yandgemeinden, das denkbar größte Intereſſe daran, 
dag nur tüchtige Männer und zwar in genügender Anzahl aus den Seminarien hervorgehen. 

Leider iſt letzteres micht immer der Fall. In den fünfziger und jechziger Jahren war der Zudrang zum 
Lehrfach jo groß, daß bei den Aufnahmsprüfungen in die Seminarien bisweilen die Hälfte der Prüflinge 
zurücgewiejen werden mußte. Unter dieſen Umſtänden kamen in der Negel nur begabte, ftrebjame und trot 
fürzerer Seminarzeit qut gejchuite junge Männer, zugleidy in vollgenügender Zahl, in die Praxis. Seit An— 
fang der fichziger Jahre dagegen leiden wir unter dem Lchrermangel, der ſich bald mehr, bald weniger fühlbar 
gemadyt und endlich die Unterrichtsverwaltung gezwungen hat, weibliche Lehrkräfte in die gelichteten Neihen der 
Lehrer einrüden zu laſſen. Während bei den übrigen Bernfsarten, auch bei den jogenannten Subalternſtellen, 
die Zahl der Kandidaten vielfach eine jehr erhebliche, ja oft cine unbequem große ift, müffen die Lehrer- 
jeminarien jeit Jahren froh jein, wenn ſich überhaupt nur Yente in der erforderlichen Anzahl anmelden. In 
einem unſerer vier Seminarien find zur Zeit mehrere Pläge gar nicht bejest, in einem anderen befanden jid) 
im verjloffenen Schuljahre nicht weniger als 21 Ausländer, die größtenteils im badijchen Schuldienſte ver— 
wendet werden müſſen. Aus Mangel an Lehrkräften muß mit der Belegung einzelner Stellen zurüdgehatten 
werden. Aus dem gleichen Grunde können erfranfte Hauptlchrer oft feinen Hilfslehrer erhalten. Wir unter- 
lafien 08, die Rückwirkung diefer Zuſtände auf die Schule und den Lehrerſtand näher zu Tennzeichnen. Aber 
nicht unterlajfen fünnen wir, cs auszujprechen, daß ein ſolch ungenügender und fajt jegliche Auswahl aus- 
ichließender Zugang zum Lehrfach bei der hohen Wichtigkeit, welche der Schule zufommt, geradezu als cin 
öffentliches Unglüit bezeichnet werden muß und daß die Großh. Negierung jowohl als die Volksvertretung 
ernitlich daran denken muß, durch cine zeitgemäße Regelnng der Gchaltsverhältnifie in gründlicher Weile Ab— 
hilfe zu ſchaffen. 

Eine gründliche Negelung läßt ſich aud) wegen des Beamtengeſetes nicht länger aufſchieben. Wer Lehrer 
werden will, der muß die Bolls- und dann die Präüparandenjchule oder mehrere Klaſſen einer Meitteljchule 
beſuchen. Im Alter von 16-17 Jahren tritt er alsdann in das Seminar ein, um dajelbit noch 3 Jahre zu 
verweilen. Dat er vorher, was nicht jelten vorkommt, den Berechtigungsſchein zum einjährigen Militärdienſt 
erworben, jo kann cs ihm unter giftigen Umftänden gelingen, mit einer Scminarzeit von 1-2 Jahren durch— 
zufommen. Rad) dem Durchſchnitt der testen Jahre werden die Zöglinge rund 20 Yahre alt, bis jie die Be- 
ſähigung zur Berwendung als Interlehrer erlangen. Nach einer 3--Gjährigen Dienftzeit kommt danıı die 
Dienſtprüſing. Nehmen mn die Lehrer den Gchaltstarif des Beamtengejebes zur Hand, jo finden fie, daß der 
Entwurf jie etwa in die Mitte zwiichen die beiden fetten Abteilungen der Beamten fteltt und dal; Beamte, die 
ihre WBorbildung jehon mit dem 16. Yebensjahr abjchliehen, ihnen gleich-, ja vorangeftelit find. Das thut 
begreiflicher Weije weh. Es mitt da michts, zu jagen, die Lehrer ſeien ja feine eigentlichen Staatsbwamten, 
oder ihre Anfgabe ſei eine ideale, oder die Finanzlage jei eben jekt eine wenig erfrenliche, oder in Preußen jei 
die Yage der Yehrer mod) ungünſtiger m. j. w. Mile dieſe Einreden ändern nichts an der Thatjache, dan der 
Yehreritand einſach die Konſequenzen des Beamtengeſetzes zieht, daß er ſich innerhalb unſerer Yandesgrenzen 
gegenüber Beamten von gleichwertiger, ja weit geringerer Borbildimg zurückgeſetzt ſieht, daf er, falls eine Aus— 
gleichung nicht erfolgt, jeine Berufspflichten im Unmut erfüllt, dan die Unzufriedenheit des ganzen Standes anf 
den ferneren Zugang ſchädigend einwirkt md daß durch alles dies die Intereſſen der Bildung und Erziehung, 
aljo die höchften Intereſſen des Staates jelber, der Geſährdung ausgeſetzt find. 

Gauz unzureichend ericheinen die Lebergangsbejtimmmmgen, joweit fie die älteren Hauptlehrer betreffen. 
Nah S 120 jollen diejenigen Hauptlehrer, welche 25 Danptichrerdienitjabre, alſo etwa 95 -DD Yebensjahre 
hinter fi) haben, aber an Gehalt, Schulgeld und Perſonalzulage zuſammen noch nicht 1400 „AG bezichen, anj 
diefen Betrag geſtellt werden. Z3u dieſem Zwecke iſt für die Beteiligten - - cs find im ganzen 122 — die 
Summe von 10762 ,4, für den einzelnen alſo durchſchnittlich die Summe von 88. 19.5 vorgejchen. Wer 
ichon jett 1400 A hat, der bekommt nichts, auch wenn er TO Jahre alt wäre. Das ijt offenbar ımbiillig. 
Nachdem jeiner Zeit die Beamten nicht jofort in den Beharrungszuſtand geitellt worden jind, fann allerdings bei 
den Schrern eine Ausnahme nicht gemacht werden. Dann jollte aber wenigſtens der Uebergang ein jolcher jein, 
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daß diejenigen Männer, welche ihr Leben lang ſehr wenig gehabt haben und nun am Abend ihrer Thätigfeit 
angelangt find, die Vorteile der neuen Gehaltsregelung doch noch einigermaßen zu fühlen befämen. 

Aus allen diefen Gründen glaubte die Kommiſſion, über den Entwurf hinausgehend, folgende Anträge 
ſtellen zu follen: 

a. An Schalt jeien jtatt 1100-1800 AM. und 100 AH Altersznlage vielmehr 1100—2000 A. vor: 
zuiehen. Der Friftenlauf jei ein 3-, nicht ein jähriger. 

b. Um den Uebergang günjtiger zu gejtalten, ſei eine Aufrundung der jetigen Bezüge durch 100, nicht 
durch 10 vorzunehmen. Ferner jei in $ 129 zu beftimmen, daß die Hauptlehrer mit 15 Hanptlehrerdienit- 
jahren jofort anf 1300 AM, die mit 20 auf 1400 A, die mit 25 auf 1500 A u. ſ. w., endlich die mit 
50 Hanptlehrerjahren auf 2000 AG zu ftellen jeien. 

Unter diejen Boransjegungen würde der Beharrimgsznftand in etwa 10—11, wicht erjt in 16—17 Jahren 
eintreten. Das durchichnittliche Einfommen eines Hauptlchrers wäre 1975 MH 34.8, anftatt 1254.M 65 J 
iegt oder 1492 A 95 5 nad) dem Entwurfe. 

Der Mehraufwand im Beharrungszuftand, d. h. etwa vom Jahre 1898 an, würde gegenüber 
dem Entwurfe betragen 

an DERREIENE a ee ee er RO 
NMuhegehaltennnnnn.. 340766 
„Verſorgungsgehalten ſür Hinterbliehene. 41620 





zuſammen 22876 NM. 
Der Mehraufwand im erſten Jahre des Uebergangs würde betragen: 


F 128 Aufrandung auf 2 2 Een. WAR MN. 
6 129 für die älteren Echrer - - > v2 2 2 0 2 4000100 „. 


anjammen 140448 Hl. 

Dabei ift aber wohl zu beachten, daß, wenn die von der Kommiſſion vorgejchlagene Einkommensbemeſſung 
angenommen wird, and) die bisherigen Witwenfajjenbeiträge der Lehrer ſich zugunſten der Staatstafie 
um rund ATIMO „FL erhöhen werden. Ferner ift nicht zu vergeſſen, daß der Mehranfwand ſich auch infolge 
der Bewilligungen des Jahres 1888 niedriger jtellen wird, welche, beijpielsweije gejagt, für die Jahre 
1892 bis mit 1895 mit jährlich 24 000 „A eingeftellt find. 

Um die Wirkungen des Entionrfs jowic des Kommiſſionsautrages hinfichtlich des Einfommens der Haupt- 
lehrer auch für das Ange anſchanlich zu machen, haben wir uns erlaubt, dem Berichte eine grapbiiche Darjtellung 
beigngeben. — 

Die Großh. Regierung glaube hinfichtlid) der Kommiſſionsbeſchlüſſe Bedenken hegen zu jollen. 
Bedentlich, umd zwar in finanzieller Hinficht,, jindet jie namentlich die Mbkürzung der Zulagefriften, jodann and) 
die Aufrundung anf 100. Dagegen hat fie folgende Konzeſſionen gemacht: 

a. Der Gehalt ſoll I100—2000 A betragen. 

b. In $ 129 ſoll beſtimmt werden, daß Hauptlehrer mit 20 Hanptlehrerdienitiahren ſofort anf Id Hl, 
jolche mit 30 auf 1600 4 und jolche mit AO anf 1800 74 geteilt werden fönnen. 

Der hierans gegenüber dem Entwurf erwachiende Mehraufwand wirde betragen: 


a. im Uebergang nah S 129 rund. 64 80 N 
wegen 128. 5 er et ee et ER 

zuſammen 76800 AL 

b. im Beharrungszuſtand an Gehalteee. OO N 
an Rubegchllen -» » - er 2 2 0. 270 „ 


„ HDinterbliebenenperforgma © =» 2 2 00. 4000 „ 
zujammen 79700 HK 
Dieje Konzeſſion bleibt aljo hinter den Kommiſſionsbeſchlüſſen hinfichtlich des Uebergangs um 140 448 
— 76 800 — 63618 HK. zurück, hinſichtlich des Beharrungszuſtandes um 272 876 — 79 700 — 193 116 M, 
Berbaudlungen der 2. Kammer 1891/92, Ates Beilagehejt. 66 


514 


Die Kommiſſion hat die Propoſitionen der Großh. Regiernng einer reiflichen Prüfung unterzogen. Sie 
hat ſich gefreut, anerfannt zu ſehen, daß die Lehrer im Vergleiche mit den übrigen Beamten einen Höchſtgehalt 
von 2000 „A. beanipruchen dürfen. Dagegen glaubte jie an dem dreijährigen Frijtenlauf mit Entjchiedenheit 
fefthalten zu jollen. Die jämmtlichen Beamten der drei unteren Abteilungen erreichen ihren Höchitgehalt längftens 
nad) 23 etatmäßigen Dienftiahren; nur die Gerichtsvolfzicher brauchen 26 und die Scifffahrts- und Filcherei- 
Anfjcher am Bodenjee, ſowie die Waldhiter 28 Jahre. Die Lehrer dagegen würden den Höchſtgehalt erjt vom 
35. Danptichrerdienitiahre, alſo jrühejtens vom 63. Lebensjahre ab beziehen. Die Kommifjion lehnt es ab, die 
Berantwortlichkeit zu übernehmen für die tiefgehende Mißſtimmung, welche durch dieſen Zuſtand erregt werden 
müßte. Sie hält e8 vielmehr für billig, dafı die Yehrer wenigjtens mit dem 27. Danptlehrerdienftiahre, alio 
etwa mit dem 5D. Lebensjahre in den Genuß des Höchſtgehaltes gelangen. 

Ebenjo glaubte die Kommiſſion anf ihren Beſchlüſſen bezüglih der Ucbergangsbeftimmungen beharren zu 
jollen. Die Großh. Negierung hat allerdings bei $ 129 nennenswerte Augeftändnijie gemacht. Allein dabei 
fan es vorlommen, daß auf den 1. Mai d. J. ein Lehrer mit 298/4 Danptichrerjahren 1400 erhält, 
dagegen ein anderer, der nur wenige Wochen voran ift, 1600 4 Ya noch mehr: der letztere kam, wenn er 
feine letstmalige Ginfommenserhöhung — etwa durch Perſonalzulage — z. B. anf 1. November 1888 erfahren 
hat, am 1. November 1892 zu feinen 1600 42 mad) $ 126 eine weitere ordentliche Zulage von 100 MH 
erhalten, während der erftere, weil er feine letztmalige Perfonalzulage zufälligerweiſe jpäter, etwa erjt am 
I, Jannar 1890, erhielt, noch 17/4 Jahren anf 1-400 4 ftehen bleibt. Die HYeitabftände zwiſchen 7, 20, 30, 
und 40 jahren find eben unter ſich allzu groß, als daß eine den thatjädjlichen Verhältniſſen entiprechende 
Ausgleichung und Berüdjichtigung jtattfinden könnte. 

Es handelt ſich überhanpt darum, ob wir einen anf die Dancer befricdigenden 
Zuſtand ſchaffen wollten oder wur einen Notbehelf. Die Kommijjion will das erjtere. Sie 
empfiehlt deshalb ihre Beichlüffe dem Hohen Haufe zur Annahme und hofft, daf; and) dic Großh. MNegierung 
ihre Zuſtimmung wicht verjagen werde. Nach ihrer Anficht jind überhanpt die Emmen, mit denen die Vorlage 
operiert, und die Jutereſſen, die anf dem Spiele ftehen, jo groß, daß die Differenz zwijchen dem Angebot der 
—Großh. Negierung und dem Antrage der Kommiſſion eine entjcheidende Bedentung wohl nicht beanjpruchen dari. 
Der Betrag von 63648 AH, um den es ſich zumächit Handelt, läßt jich wohl im lanfenden Budget noch unter— 
bringen; die größere Differenz des Beſſeruugszuſtandes aber belaftet erft die Bundgets vom Jahre 1903 ab, 
farın aljo rechtzeitig in's Ange gefaßt werden, 

Wenn wir von einem „beiricdigenden Inſtande“ ſprechen, wollen wir nicht lengnen, daß einzelne ans 
Vehrerlreiien jtanımende Preßſtimmen allerdings die Bermutmmg nahelegen, als ob and) nad) der Annahme der 
Kommiſſionsbeſchlüſſe die erhoffte Zufriedenheit nicht einfchren werde, Allein die Kommiſſion kann ſich diejer 
Bermutung micht anjchliefen. Der Yehrerjtand als ſolcher fanın nichts dafür, daß einzelne feiner Glieder über 
das Grreichbare hinausjtreben. Der badijche Yehrerftand wird vielmehr im ganzen und großen den anßer 
ordentlichen Fortichritt, der gemacht wird, gewiß danfbar anerfennen, zumal wenn er ſich Mar macht, day; 
gewifle Dinge eben unmöglich find, und wenn er amdrerjeits jeine bedentend güntiger gewordene Yage erſt zu 
üherſchauen gelernt hat. 

Unmöglich iſt es zunächſt, jedes einzelne Begehren zu befriedigen. Den Mitgliedern der Kommiſſion find 
ans dem ganzen Yande Wünſche zugefommen, von denen manche, zumal die auf die Güternutzung ſich bezicheuden, 
schon deshalb unerfüllbar find, weil fie ſich völlig widerſprechen. Das Gejeg, am dem gar niemand etwas 
auszuſetzen hätte, Fit ja im der Welt überhanpt erjt noch zu machen. 

Unmöglich ift cs, den Anfangsgehatt von 1100 auf 1200 hinanfzuſetzen; denn diefer Schritt allein 
wiirde jührlid) 237000. fojten. ben diejenige Vollsvertreinug, die es mit dem Yehrerftand von Herzen 
gut meint, fan nicht geneigt jein, das Schiff jo zu belajten, dal; es unter den einmal gegebenen Verhältniſſen 
notwendig jinfen müßte. 

Unmöglich ift es, die etatmäßigen Dienjtjahre nicht mit der etatmäßigen Anftellung, jondern mit einem 
bejtimmten Xebensjahr beginnen zu laſſen. Es geht dies wegen des Anichinjies an das WBeamtengejet nicht, 
den jeiner Zeit die ganze Lehrerſchaft mit aller Entjchiedenheit verlangt hat, 


515 


Unmöglich tft es aus dem gleichen Grunde, die Muhegehakte der vor bem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
penfionierten Lehrer oder die Verjorgungsgchalte der Hinterbliebenen foldher Lehren nach dem meuen Geſetze zu 
normieren. 

Unmöglich ift es, für die Berechnung des Nuhegehalts der in den Städten der Städteordnung angeſtellten 
Lchrer einen befonderen, höheren Einfommensanjcdlag anzuſetzen. Nachdem auf den Wunſch der Lehrer dic 
Ortsllaffen anfgchoben und alle Lehrer gleichgejtellt worden jind, lann dieſe Gleichheit vor dem Geſetze wicht 
angunften einer befonderen Klaſſe derfelben wieder durchbrochen werden. 

Andrerfeits darf auch wohl darauf hingewiejen werden, daß cin Lehrer fich im Genuſſe von Rorteilen 
befindet, dic manchen Beamtenkategorien im gleichen Maße wicht zugebote ftehen. Ein erheblicher Teil der 
Dauptlehrer ijt zur Erteilung des Fortbildungsunterichts beigezogen, der bejonders vergütet wird. Sodann tft 
in fait jeder Gemeinde einem der Lehrer, oft auch zweien derjelben, der Organiftendienft übertragen, für den 
ebenfalls Bezahlung geleiftet wird. Es lann ferner die Güternutzung, die bisher wenigftens für einzelne Lehrer 
lohnend war, aud) in „Zukunft beibehalten werden. Endlich ift and) das Avancement wicht ausgeſchloſſen. Wir 
haben die vielen gut bezahlten Hauptichrerftellen im den großen Städten, die dem tüchtigen unſerer jüngeren 
Lehrer offenftchen. Wir haben ferner zur Zeit nicht weniger als 200 Menfit-, Zeichen» und Reallehrerſtellen, 
die im Gehaltstarif mit 1800 —3600 AL eingeftellt find und die alle mit begabten und ſtrebſamen Männern 
ans dem Kreife der ſeminariſtiſch gebildeten Lehrer bejegt werben, falls lettere, was bei beharrlichem Fleiße 
und guter Veranlagung gar nicht fehwer fällt, die betreffende Prüfung beftchen. 

Erlangen die Rommijfiousanträge Gejegestraft, jo wird auf die aftiven und penfionivten Lehrer und ihre 
Hinterbliebenen zujammen genommen gegenüber dem jegigen Zuftaude ein Mehraufwand im VBeharrungszuftand 
von jährlich 944 174 + 272 876 = 1217050 „AG verwendet werden, eine Summe aljo, die jede der früheren 
Aufbefferungen bei weitem überjteigt. Wenn der Lchrerftand nur dieje eine Thatjache fich klar macht, jo wird 
er ſich geftchen müffen, daß, wenn je einmal, jo diesmal ein Anlaß zu Gefühlen hoher Befriedigung vorliegt. 


4. Zu den einzelnen Paragraphen bemerfen wir: 


Artikel L 


g 1 Nbjak 4. 

Der Schulzwang erjtredte ſich bis jet nur auf badiſche Staatsangehörige, ferner auf Kinder aus foldyen 
Staaten, mit weldyen wir bejondere Verträge gejdjloffen hatten. Zur Zeit beftchen Verträge mit allen deutjchen 
Staaten, ausgenommen Bayern und Braunjchtweig. Die Angehörigen diefer beiden Länder ſowie alfe nicht: 
deutichen Kinder waren aljo jelbjt bei daunerndem Aufenthalte zum Beſuche unſerer Schulen nicht verpflichtet. 
Der Zufag zu $ 1 dehnt nun die Schulpflicht aud) auf dieje Kinder aus, jofern fie ihren civilrechtlichen Wohn: 
fig bei ums haben, aljo nicht vorübergehend, fondern auf eine gewiſſe Dauer, wie z. B. infolge eines Dienſt— 
verhäftwiffes, ji, in Baden aufhalten. In der Rommiffion ift zunächſt der Einwand erhoben worden, daf cin 
foldyer Zwang unberechtigt jei. Hiergegen ift aber zu fangen, daß ihm die Schweizerfantone ſowie die cis— 
Teithanifchen Länder Defterreichs jchon geraume Zeit ansüben, daß er aljo cine völkerrechtliche Neuheit nicht iſt. 
Sodann wurde auf die Nachtheile hingewiefen, weldye aus dieſem Zwange für die Scegegend, woſelbſt die jo- 
genannten Verdingkinder aus Borarlberg im Sommer Arbeit nehmen, erwachſen werden. Allein die Mehrheit 
der Kommiſſion war der Anficht, daß die Humanität gebiete, aud) diejen für ums arbeitenden Kindern den Segen 
eines geordneten Unterrichts zuzuwenden, daß übrigens cin dreiſtündiger Unterricht im Tage die Ausnützung 
ihrer Arbeitstraft für die Landwirtſchaft leineswegs ausſchließe und daß es zudem der Schweiz wie Oeſterreich 
freiftche, Verträge über die Dauer der Schulpflicht mit uns zu vereinbaren, 

Antrag auf unveränderte Annahme. 


$2 

Nach dem bisherigen Schuigejeke begamm und endigte die Schulpflicht an Oftern desjenigen Jahres, in 

welchem die Kinder auf 24. April ihr 6. bzw. 14. Lebensjahr zurüdlegten. Die Knaben konnten überdies 
u5* 
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bis 1. Juli und die Mädchen mußten auf Verlangen ber Eltern bis 1. November entlaffen werden. Aus 
den vielen Geſuchen um Befreiung von Knaben, die bis 1. Juli, und von Mädchen, die im November umd 
Dezember geboren waren, ging aber hervor, daf man im Wolfe eine etwas frühere Schulentlaffung wünſcht. 
Der 8 2 des Entwurfs fucht nun diefem Verlangen dadurch abzuhelfen, daß er die Grenze bes Aufnahms- 
bzw. Entlaffungsalters bei Knaben anf den 30. Juni und bei Mädchen auf dem 31. Dezember feſtſetzt. Es 
hätten aljo ſowohl die Knaben als die Mädchen volle 8 Jahre die Schule zu bejuchen, nur müßten fie ent 
iprechend früher eintreten. Ein in der Kommiſſion geftellter Antrag, für ſämtliche Mädchen nur cine ſiebeu— 
jährige Schulpflicht feitzufeten, wurde abgelchnt, weil man feinen Anlaf zu haben glaubte, die jeit Jahrzehuten 
mafigebende Dauer der Schulpflicht zu beſchräuken. ine ſolche Beſchränkung wäre um jo weniger vätlid), als 
wir in Baden, von den wenigen erweiterten Schulen abgefchen, nur Halbtagsſchulen haben, d. h. Schulen, in 
denen jedes Kind nur 16 Stunden Unterricht in der Woche erhält, während in anderen Staaten Ganzlags: 
ſchulen beftchen und aud im preußischen Geiekesentwnrf — 8 8 — fir die Unterftufe 18-22, für die Mittel: 
finfe 25—30 umd für die Oberftufe 28—32 Lehrjtunden verlangt werden. Anbdrerjeits Tomte dic Kommiſſion 
aber auch nicht zugeben, daß die Mädchen gelegentlich jchon im ımreifen Alter von Hl/a fahren auf die 
Schulbank gejekt werden. In der Abficht, diefe Härte zu vermeiden, andrerſeits aber den Wünſchen der Be— 
völferung gerecht zu werden und doch zugleich am bisherigen Umfange der Schulpflicht feitzuhalten, ftellt ſie 
nach erfolgter Zuftimmung der Großh. Regierung den 
Antrag auf Annahme der folgenden Faſſung des $ 2: 
Das ſchulpflichtige Alter dauert vom jedhften bis zumpierzchnten Jahr. Es 
beginnt und endigt jeweils an DOftern gleichzeitig mit dem Anfang bezw. dem 
Schluß des Schuljahres für Kuaben fowohl als Mädchen, wenn jic bis zum 
nädhftfolgenden 30. Juni (einfchlieflid) ihr 6. bezw. 14. Lebensjahr zurüd- 
legen. 
Für Kinder, welhe ſchwächlich oder in ihrer Entwidelung aurüdgeblichen 
jind, fann hinsichtlich des Anfangstermins ihrer Schulpfliht Nachſicht erteilt 
werden. a 
Mädchen müſſen auf Verlangen ihrer Eltern oder der Stellvertreter der 
jelben am Schlufie des Schuljahres jhon dann aus der Schule entlajjen 
werden, wenn fie bis zum näcdftfolgenden 31. Dezember (einfchlichlidh) ihr 
vierzehntes Lebensjahr vollenden werben. 


83. 

Die Kommiſſion halt es für nötig, daß ſeitens der Schulbehörden rechtzeilig Maßregeln gelroffen werden, 
um ſolchen Kindern, welche nach Abſatz 2 vom Schulbeſuch dauernd entbunden oder ausgeſchloſſen werden müſſen, 
gleichwohl das für das Leben nötige Maß von Unlerweiſung zu ſichern. 

Antrag auf unvperänderte Annahme. 


81. 

Nach Anficht der Kommilfion und der Großh. Megiernng follte Ziffer 3 allgemeiner gehalten fein und in 
Ziffer 4 mit Rückſicht auf Abſatz 3 des fünftigen 8 174 der Gemeindeordnung ein Strich vorgenommen 
werben. 

Antrag auf Annahme mit der Menderung, daß Ziffer 3 lantet: 

„Die Befugniſſe, welche in $ 10 dicjes Geſetzes den Gemeinden überiragen 
find, werben für Schulen in abgejonderten Gemarfungen nad) Maßgabe der 
Beftimmungen in $ 175 der Gemeindeordnung ausgeübt." 

ferner, daß in Abſatz 4 die Worte „von den Eigentümern der Gemarkung" 
wegfallen. 
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Artikel IE. 
* 4-16. 


Diefe SE geben Tediglich den Anhalt der bisherigen SS 22—24 mieder, nur mil eimigen redaenciclen 
Aenderungen, welche nötig waren, um den Ausdruck „anſtellen“ zu vermeiden. 

Zur Sprache lamen hier die Gemeinden, in welchen mehrere Schulen beſtehen, wie Sulz —Langenhardt, 
Odhyienbadh— Maisbad u. ſ. w. Früher wurden die einzelnen Schulen als felbftändige Vollsſchulen behandelt 
umd es wurden auf fie die SS 22 und 23 des Geſetzes angewendet. Halte alfo beifpielsweife der Hduptort 
90 und der Nebenort 40 Schullinder, jo wurde darauf beftanden, daß an jeder der beiden Schulen ein Haupt— 
lehrer anzuftellen jei. Später entwicelte fid) die Anſchauung, daß die einzelnen Schulen and) als Abteilungen 
einer und berielben Schule angejchen werben könnten, daß alfo die beifpielsmeife unterſtellte Schülerzäahl von 
90 und 40 zufammenzizählen und demgemäß im gatzen mm 1 Haupt- mb I Unterlehrer anzuftelfen fei, 
nämlid, im Hauptort der Hauptichrer und im Nebenort der Unterlehrer. Dieſe Rechtlsauffaſfung wendete mar 
zuerft nur auf Schulen an, deren gefamter Aufwand von der Stantsfaffe getragen werden mußte, z. B. Weit: 
heim-— Dietlingen. Später dehnte man diefe Vergünftigung auch auf Schulen mit nichrigen Staatsbeiträgen 
aus; endlich) auch auf ſolche, die gar keinen Staatsbeitrag beziehen, wie Hardheim — Rüdenthal. Gegenwärlige 
Praris ift es alfo, die einzelnen Schüler als Schulabteilungen zw betrachten, die Schülerzahlen ber einzelnen 
Orte zu addieren und nad) der Gefamtzahl der Kinder das Verhältnis zwiſchen Haupt⸗ und Unterſehrern zu 
beſtimmen. 

Es iſt unn in der Kommiſſion der Antrag gejtellt worden, diefe Uebung durch eine gejeßliche Beſtimmung 
zu erſehen und demgemäß zu 8 13 bezw. 16 einen Zuſatz zu beſchließen in dem Sinue, daß in der genannten 
Kategorie von Gemeinden die Schülerzahlen zu addieren und danach die Lehrer zu beſtimmen feien. Einem 
joihen Vorgehen ftünden aber gewichtige Bedenken entgegen. Es kommt nämlich vor, daf cine Gemeinde gar 
feinen Staatsbeitrag erhält und gleichwohl ein Nebenort feinen Unterfehrer, fondern einen Hauptlehrer haben 
will, wie Ibach — Löcherberg. Ebenjo können örtliche Verhällniſſe oder die Julereſſen der Schule es dringend 
erfordern, daß auch da, wo der gejammte Aufwand vom Staate getragen werden muß, gleihwohl im Nebenort 
ein Hauptlehrer belafjen werde. 

Die Mehrheit der Kommiſſion konnte ſich deshalb dem genannten Antrage nicht anſchließen; fie glaubte 
vielmehr, daß hier nur auf dem Berwaltungswege in angemeffener Weiſe ab- und zugegeben und den ber: 
ichiedenartigen Sfntereffen Rechnung getragen werden könne. Dabei ging fie aber von der Vorausſetzung ans, 
daß die Großh. Negierung ſich bei ihren Entſchließungen weniger von fislaliſchen Rückſichten als vielmehr von 
den Bebürfniffen der in Frage ftchenden Gemeinden und Schulen Teiten laſſen werde. 

So jehr man es jedoch im allgemeinen billigt, daß die Gemeinden finanziell möglichſt geſchont werben, 
fo ungern würde man es andrerfeits jchen, wenn Nebenorte, die erſt vor wenigen Jahren erhebliche Schul: 
hausbaufoften hatten, gedrängt werden follten, ihre Schule ganz aufzugeben und die Kinder in die Schule des 
Hanptortes zu ſchicken. 

Antrag auf Annahme. 


817. 


Ein erſter Lehrer war ſchon in $ 15 des Schulgeſetzes vom 8. März 1868 bezw. in $ 14 der Novelle 
vom 18. September 1876 vorgejehen. Seine Befugniffe waren in den Minifterialverordimungen vom 
23. April 1869, die Schulordnung für die Vollsſchulen betreffend, vom 2. Oltober 1869, die Dienftpflidyten 
u. ſ. m. der Vollsſchullehrer betreffend, umd vom 17. März 1887, die Führung von Wochenbüchern betreffend, 
angedentet. Sie beftanden in folgenden: Aufftellung der Schillerliften; Anzeige beim Ortsfdyulrate, ob alfe 
pflichtigen Kinder in die Schule eintraten; Aufftellung der Entlaffungstifte; Anfftellung und Einreichung ber 
Verſäummisliſte; Aufficht über die Schulrequifiten; Anfficht Über die Dienftführnng und den Wandel der Unter: 
lehrer; Vermittelung der Eingaben der Unterlchrer; Aufſicht über die Führung der Wochenbücher. 
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Es ift nun beabfichtigt, ben Kreis ber Obliegenheiten ber erften Lehrer in einer befonderen Inſtruktion 
aufammenzuftellen und bei diefem Anlafje auf Gejchäfte auszubehnen, deren Bejorgung ſchon bisher den erften 
Lehrern, in ber Regel wenigjtens, überlaffen war. Es find dies etwa folgende Geichäfte: Aufnahme ber 
Schüler; Ueberwahung der Hausordnung, zumal bezüglid) des Verhaltens der Schüler beim Betreten und 
Verlaffen des Schulhanfes, fowie in den Pauſen; Ueberwachung des baulichen Zuftandes des Sculhaufes, der 
Neinhaltung, Heizung umd Lüftung der Säle, der Inſtandhaltung der Gänge, Aborte, des Hofes und Turn- 
plages; Beſuch des Unterrichts der Schuigehilfen; Einberufung und Leitung der Lehrerlonferenz; Anzeige der 
‚Ferien beim Geiftlichen; Führung des Inventars der Schule; Aufftellung der Stundenpläne u. ſ. w. 

Die Rommiffion hat ſich der Einficht nicht verſchloſſen, daß eine derartige Einrichtung, die übrigens in 
einigen Staaten, wie Helfen und Sadjfen, und aud) bei uns in einzelnen größeren Gemeinden ſchon beftcht, 
den geordneten Gang des Schulwejens und zumal das Verhalten der Jugend nur günftig beeinfluffen Fönne. 
Dagegen erichien die im Entwurfe bezw. in der Begründung vorgejchene Art der Ernennung des erjten Lehrers 
einzelnen Mitgliedern bedenllih. Man wünſchte zunächſt unbefugte Rückſicht auf die größere Konfeſſion. 
Die Mehrheit der Kommiſſion lounte ſich aber nicht eutſchließen, einen darauf bezüglichen Vorbehalt im Gejcke 
vorzuſchlagen, weil ein folder Vorbehalt dem Prinzipe der gemiſchten Schule widerſprechen würde, ferner, weit 
die Geſchäfte des erſten Lehrers mit Ronfeffionalität nichts zu thun haben, endlich, weil ſchon bisher in einzelnen 
Fällen Angehörige der minderen Konfeifion zum Rauge eines erften Lehrers vorrüdten, ohne daß lonfeſſionelle 
Scwierigleiten daraus erwachjen wären. Dan wünſchte fodann unbedingte Ernennung des dienftälteften 
Lehrers, weil man jonjt das Auflommen von Reibereien und Strebereien befürdyten zu müſſen glaubte. Allein 
auch diefem Antrage konnte bie Mehrheit der Kommiffion nicht zuftimmen, weil fie den Lehrern die Fähigleit 
zutraute, im Intereſſe der Sache und ihres Standes über Eiferfüchteleien hinwegzufommen, jodann, weil fie 
das Beftreben möglichft vieler Lehrer, ſich durch mufterhafte Dienftführung des Poftens eines erſten Lehrers 
würdig zu machen, für etwas geradezu Wünfchenswertes hielt, "ferner, weil der Grundfag, daß bei der Be: 
trauung mit befonderen Aufgaben lediglich das Alter entfcheide, in keinem Zweige der Staats: oder Gemeinde: 
verwaltung anerlannt ift und auch nicht anerfannt werben fann, endlich und hauptſächlich, weil der dienftältefte 
Lehrer gelegentlidy cin Mann jein lann, dem die Fähigkeit der Leitung oder die Kraft der Geſchäftsbewältigung 
völlig abgeht, der aljo der Intention des Geſetzes gar nicht entfprechen würde. Die Kommiſſion iſt jedod der 
Anſicht, daß das Dienftalter und die größere KRonfeffion wenn nicht immer, jo doch thunlichſt berüdjichtigt 
werden jollten und fie hat beichloffen, diefe ihre Auffaffung, die übrigens auch vom Großh. Oberſchulrat ge- 
teilt wird, ausdrücklich im Berichte niederzulegen. 

Tolllommen einig war man, daß die Clauſel „vorzugsweife Rückſichtnahme auf die berufliche Tüchtigleit", 
die ſich von ſelbſt verjtcht, die übrigen Lehrer aber verleten lönnte, zu freichen, ferner daß die ſchon jegt cin- 
gebürgerte Bezeichnung „Oberichrer" wenigjtens in Klammer beizufügen fe. Die Großh. Megierung ift mit 
beidem einverflanden. 

Antrag auf Annahme des ganzen Paragraphen, jcdod in folgender Faſſung des 
Abjakes I: 

Für Vollsjhulen mit mehreren Hauptlchrern wird durch die Oberſchul— 
behörde im ftetS widberrufliher Weije beftimmt, weldher der einzelnen Haupt— 
lehrer die Stelle des „erjten Lehrers (Oberichrers)" einzunehmen hat. 


s 18. 


Die Kommifjion hat vie 100/0 weiblicher Lehrkräfte nicht beanjlandet, weil die durch F 454 der Novelle 
vom I. April 1880 erlaubte Grenze von 5—60/0 ſchon bisher aus Mangel au Lehrern überjchritten werden 
mußte. Im Jutereſſe der Lehrer Spricht fie aber den Wunſch ans, daß die Oberjhulbehörde zur vollen Ver— 
wendung der 10% nur im Notfalle, d. h. nur bei weiterer Zunahme des Lchrermangels ſchreiten möge. 


Antrag auf unveränderte Annahme, 
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Artitel ILL. 


g 20. 


Der Schluß diefes Paragraphen jicht ‚die Möglichkeit vor, daß anf bejonderen Wunjd der Gemeinden 
— es lommen bier thatjädhylich wohl nur die Städte inbetradyt — außer den bisher üblichen Lehrfäüchern 
noch weitere Gegenstände, wie Handfertigfeitsunterricht und Daushaltungstunde, in den Bereich der Schule, 
dor ohne Verlegung der ſonſtigen Unterrichtsinterejien, einbezogen werden können. Die Kommiſſion ftimmt 
au, jpricht aber den ausdrüdlichen Wunſch aus, daß völlige Freiheit der Entfchliehung der Gemeinden walte 
umd feitens der Beamten keinerlei Druck geübt werde. 

Antrag anf unveränderte Annahme. 

g 2. 

Unterftügung jür den Neligionsunterricht des eines cigenen Lehrers entbehrenden Bekenntniſſes trat nad 
der bisherigen, an den $ 24a der Novelle vom 18. September 1876 fid) anlehnenden Praxis erjt dann ein, 
wenn die Zahl der diefem Bekenntniſſe angehörenden Schulfinder danernd mindejtens zwanzig betrug. Dieje 
Braris erhält durch die zufägliche Beitimmung in Abſatz 1 Gejegesfraft, mit der Abweichung jedoch, daß die 
Unterſtützung jchon bei fünfzehn Kindern erfolgen joll. 

Abſatz 2 jucht dem Mißſtande zu begegnen, daß gelegentlicd, ein Lehrer Über 65 Kinder gleichzeitig in der 
Religion zu umterrichten hat. 

Antrag auf unveränderte Annahme. 


2. 


Bis jet hatten an dem Unterricht in dem weiblichen Dandarbeiten, jofern er das ganze Jahr hindurch 
erteilt wurde, mindejtens die drei oberen Jahrgänge der Mädchen und jofern er auf den Winter befchränft 
blieb, mindejtens die vier oberen Jahrgänge teilzunehmen. Vorſtehender Baragraph dehnt num die Pflicht von 
drei bezw. vier Jahrgängen auf vier bezw. fünf aus. Dabei iſt zu bemerken, daf in den meijten der Fleineren 
Orte des Landes jchon bisher im diefem AUmfange, in den Städten aber in nod) größerem Umfange unterrichtet 
wurde Die Kommiſſion ift angefichts der hohen Wichtigkeit diejes Lehrgegenftandes mit dem Vorſchlag der 
Großh. Regierung einverjtanden, wünjcht aber, daß die vermehrte Zeit vor allem den praftiichen Arbeiten, wie 
Stopfen, Fliden und Ansbeffern, ſowie der Hebung im jelbjtändigen Anfertigen von einjachen Hemden und 
jonjtigen VBelleidungsgegenjtänden, nötigenfalls unter Abänderung der bejtehenden Lehrpläue, zugute fomme, 

Die Uebertragung der Dispenjation anf den Kreisichulrat ift nöthig, weil er, als ftantlicher Aufficht«- 
beamte, über Dispenjationen bezüglich jümtlicher Unterrichtsgegenitände zu erfennen hat. 


Antrag auj unveränderte Annahme. 


Artikel IV. 


8 26-29, 


Ju 26 ift die Bemerkung „mit dreijährigem Lehrkurs“ geftrichen, weil die Organijation der Seminarien 
Sache der Berwaltung, nicht der Gejepgebung it. 

In $ 27 foll durch die Worte „oder Vertretung eines Lehrers" gejagt werden, daß auch zur Vertretung 
nicht efatmäßiger Lehrer Hilfslehrer beftellt werden fünnen. 

In 8 28 ift die Bezeichmmg „zur etatmäßigen Anſtellung“ jtatt „zu Hauptlehrerſtellen“ wegen des An— 
ſchluſſes au das Beamtengeſetz nötig geworden. 

Antrag auf Annahme der $$ 26— 24, 


Artitel V. 


Zweiter Abſchnitt. 
Anwendung der Beamtengeſetze auf die Lehrer an Boltäjchnlen. 


$ 50 und 31. 
Autrag auf unveränderte Aunahme. 


$ 32. 

Hier wird voransgejekt, daß die erledigten Danptlchrerjtellen in der Negel nicht mehr zur Vererbung 
ansgefchrieben werden; gejchehen joll es nur, wenn es die Ortsjchulbehörden ansdrüdlich verlangen. Die 
Kommiſſion war jedoch der Anficht, fie jollten wie bisher, jo auch in Zulunft ansgeichrieben werden md es 
jollten Ausnahmen vom diefer Megel nur mit Zuſtimmung der Ortsichulbehörden ftattfinden können. Die 
Großh. Negierung hat ſich damit einverftanden erklärt. 


Antrag anf Annahme folgender Faſſung des $ 32 
Erledigte Dauptichrerjtellen werden zur Bewerbung ansgejchricben. Jedoch 


faun mit Zuſtimmung der betreffenden Ortsjchnibehörde and eine Beſetzung ohne 
Ausſchreiben ftattfinden. 


Border etatmäßigen Bejegung jeder Danptlchrerjtelle ii der Ortsichulber 
hörde Gelegenheit zu geben, ihre etwaigen Bedenten oder bejonderen Wünſche zu 
äußern. Zu diefem Zwede wird der Ortsjihulbehörde ein nach dem Dienftalter 
geordnetes Berzeichnis der als Bewerber aufgetretenen oder ſonſt inbetradt 
fommenden Lehrer (Xehrerinnen) mitgeteilt. 


g:3. 

Der Abjag 1 diejes Paragraphen iſt infolge der Aenderung des vorhergehenden Paragraphen binfüllig ge— 
worden; anch iſt in Abſatz“ das Wort „ſerner“ zu ſtreichen. Mit Zuſtimmung der rofl. Regierung ſtellt 
die Kommiſſion den 

Antrag anj Annahme der folgenden Faſſung des $ 383: 


Unger dem Falle der Strajperjehung faun die Berfeenng eines Danptlchrers 
ohne deiien Zuſtimmung (Beamtengeich $ 5) nur ftattiinden, nachdem auch die 
Drtsjihulbehörde der Stelle, von weicher der Xchrer entjernt werden joll, darüber 
vernommen worden ijt. 


g 24. 

Die Kommijjion ijt im allgemeinen damit einverjtanden, daß Lehrer, welche wegew eines die öffentliche 
Ahlung entziehenden Bergehens entlaſſen Werden, mußten, im, | Schuldienſte nicht wieder verwendet werden. 
Fagegen findet fie es hart, wenn in der Begründung zu digen Paragraph angenommen wird, daß zu den die 
öffentliche Achtung entziehenden Vergehen jedenfalls zu zählen jeien alle Vergehen gegemFdas Eigentum. Sie 
hält beiipielsweile den Fall für denkbar, daß ein Lehrer wegen rechtswidriger Zueynung voh Dolz, welches 
die Gemeinde für die von ihm, zu beforgende Schulfenernng veſtimmt hat/nit $ 242 des MSt.G.«B. in 
Kollifion gerät, ohme daß angenommen werden mitte, er abe damit die öffentliche Achtung völlig vermirft. 
Sie wünſcht deshalb, daß bei der Erwägmig, ob die Denſtent uſſung auszuſprechen ſei, anſ DIE Lage des Falles 
thunlichſt, Rückſicht genonnen werde. Dagegen, tritt ſie ‚dem, von einem Mitgliede ausgeſprohenen Wunfche nicht 
entgegen, daß nalich die yolld Surenge des Glſebes walten solle, ſall⸗ ſich ein Lehrer ein Vergehen im Sinne 
den. F 166. des R.St. G. B. zu ſchulden fommen ließe. «> 


Antrag Ruf unver änderte Annahme. 
sr 


& 35. 

Bei Beratung diefes Paragraphen iſt Klage geführt worden, daf einzelne Bezirfsiehrerinnen bei Prüfungen, 
mit denen fie betraut werden, hochfahrend, jchroif und ohne Schonung des Bejtchenden auftreten. Es wurde 
zugleich gewünscht, daf; eine möglichit einheitliche umd milde Beurteilung der ländlichen Handarbeitsjchulen geübt, 
auf die praftiichen Arbeiten beionderes Gewicht gelegt und überall thunlichſte Rückſicht auf die örtlichen Ber— 
hälmifje genommen werde, Um Lehrerinnen, welche durch ernite Pflichterfüllung ſich bei unverjtändigen Eiteru 
mißliebig machen, zu jehligen, erſetzte die Kommiſſion den Ausdruck „beſtellt“ im Abjag 1 durch den deutlicheren 
„angeftellt und entlaffen". in bei der erjten Leſung gefaßter Beichluß, demzufolge in Abjat 2 die Worte 
„nad, Einvernahme der Ortsjchulbehörde* hinter „des Kreisſchulrats“ eingefügt werden jolltien, mußte wieder 
aufgegeben werden, nachdem von der Großh. Negierung mit Necht darauf hingewiejen worden war, daß ja die 
Ortsichulbehörde in allen Fällen die Behörde iſt, welche die Entlaſſung anszuiprechen hat, daß alſo jene Ein- 
ichiebung zum mindejten gegenitandslos wäre. 

Antrag auf Annahme des 535, jedod mit der Aenderung, daß in Abjag 1 das 
Wort „beftellt* durd „angejtellt und entlajien“ erjegt wird. 


Sg 436. 

Die Kommifjion beanjtandet nicht, daß Handarbeits- oder Daushaltungsichrerinnen Beamteneigenjchaft 
erhalten können. Sie ift um jo weniger dagegen, als die freie Entſchließung der Gemeinden vorbehalten ijt 
und als thatſächlich nur die größeren und deiftungsfähigen Städte hier inbetracdht fommen. Aber jie findet es 
unbillig, daß neben der politiſchen „Gemeinde“ die Ortsjchulbehörde ganz verjchwindet, die doch jonft überall, 
wo es jic um Beſebnug von Lehritellen handelt, gehört wird. Alm dieje Umnbilligfeit zu vermeiden, ſtellt jie den 

Antrag auf Annahme des $ 56, jedodh mit Einſchiebung der Worte „und nad 
Anhören der Ortsjhulbehörde" hinter „Zuftimmung der Gemeinde* in Abfag I 
und ebenjo in Abjab 2. 

& 37. 

Diejer 8 gibt im wejentlichen nur die Beſtimmungen des jrüheren $ 42 wieder. Mit den vorgenonmenen, 
mehr ummwejentlichen Aenderumgen konnte die Kommiſſion ohne Bedenlen einverjtanden jein, die eine Beſtimmung 
ausgenommen, daß die Yehrer, entgegen dem bisherigen Geſete, Künftig auch erledigte Stellen zwei Monate 
lang ohne Entgett mimerjehen jollen. Nachdem jich heransgejtellt hat, daß dieſe Beſtimmung auch feitens der 
Großh. Regierung wicht beabjichtigt war, jtellt die Kommifſion den 

Antrag anf Annahme des $, jedocd mit der Nenderung, dan im der vorlegten 
Seile der Abſaß 2 ftatt der Worte „für die ganze Zeit derſelben“ gejett wird: 
„oder wenn es jih um erledigte Sıellen des Anftellungsortes handelt, für die 
ganze Dauer derjelben.“ 

Son, 

Diejer $ beftinemt, daß die Oberſchulbehörde jolche Yehrer, welche fich weigern, den ihnen angetvagenen 
Organiftendienjt zu übernehmen, nötigenfalls zur Annahme zwingen fünne, ſerner daß jie im Streitfalle nicht 
nur die Bergütung, jondern auch die Bedingungen jeitjege, von deren Einhaltung die Verpflichtung des Lehrers 
abhängig jein ſoll. Die beiden erjten Momente, Ausübung eines HZiwanges und Feitjegung der Vergütung, 
waren ſchon in F 43 des bisherigen Geſetzes enthalten und wurden deshalb nicht beanjtandet. New ift nur die 
Feſtſetzung der „Bedingungen“, und eben hiergegen wurde von einem Teile der Mitglieder der Kommiſſion auf's 
entjchiedenjte profejtiert. Man wollte im diefer Beſtimmung einen Gingrijf in die Rechte der Kirche erbliden 
und darans die Befürchtung ableiten, da die Oberjchulbehörde fi eines Tages and) in das Weien des 
Organiftendienftes, z. B. im die Art, wie gejungen werden jolle, einmifchen fönne. Demgegenüber ift aber zu 
jagen, daß es ſich ja nur um jtreitige Fälle handelt, die wie bisher jo auch im Zukunft äufßerft ſelten fein 
werden, ferner dan die Oberichulbehörde, wenn jie von der Kirche zur Ausübung eines Zwanges gegenüber ben 
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Yehrern benützt werden will, and) in der Lage jein müſſe, die gezwungenen Lehrer gegen etwaige übergroße und 

mit dem Schuldienſt unvereinbare Anſprüche zu ichügen, endlich, daß es im unſerm paritätiichen Staate weder 

jest noch in Zukunft eine Oberjchulbehörde geben könne, welche geneigt wäre, ſich im innerkirchliche Dinge ein- 

zumengen. In gleichem Sinne hat jid) aud) die Großh. Negierung der Kommiſſion gegenüber ausgeiprodyen. 
Untrag anf unveränderte Anmahnre. 


80. 

Die Kommiſſion hält cs in der Abficht, einen anf die Dauer befriedigenden Zuftand zu jchaffen, fir 
durchans nötig, daß die 100 „FL Alterszulage in fejten Gehalt umgewandelt und um weitere 100.4 vermehrt 
werden. Sie hält es ferner für durchaus nötig, daß ftatt eines vierjährigen Friftenlaufes ein dreijähriger ein— 
gehalten werde. Dagegen hält jie den bei der Beratung cerörterten Wunſch, den Anfangsgehalt von 1100 auf 
12010 M hinaufzuſetzen und für den Anfall der erjten ordentlichen Zulage eine zweijährige Friſt vorzuichen, 
aus finanziellen Gründen für undurchführbar, weit erfteres einen weiteren Mehraufwand von jährlich 237 000. #% 
und letsteres einen jolchen von jährlich 61300 „M verurſachen würden. Die Kommiſſion glanbte befürchten zu 
müſſen, daß dadurch die ganze Vorlage zum Scheitern gebracht werden Könnte. Die Gründe, welche jie zu 
ihrer Beſchlußfaſſung jowie auch zur Nichtannahme der von der Großh. Negierung gemachten Gegenvorſchläge 
bewogen, find in der Einleitung unter Ziffer > eingehend dargelegt worden, und erlanben wir uns, daran ein— 
fach hinzuweiſen. 

Wie geben auch hier der Hoffnung Ansdrud, daß die Großh. Regierung in der Yage ſein werde, dem 
Untrage der Kommiſſion, falls er die Billigung des hohen Hauſes findet, nachträglich doc noch zuzuſtimmen. 

Antrag auf Annahme der folgenden Faſſung des 8 84: 

Dauptlehrer an Bolflsjchulen erhalten: 

a. Einen jährlichen Schalt, welder — ohne Rückſicht auf die Art ihrer An 
ſtellung — von elihundert Markt (Anjangsgehalt) bis zu zweitaniend Mart 
Höchſtgehalt) anfteigt. Die Erhöhung des Gchalts vom Anfangs- bis zum 
Höchſtbetrag tritt ein durch Zulagen von je hundert Marf, welde nad 
Maßgabe der Beftimmungen der Gehaltsordunng gewährt werdenund swar: 


Die erjte (Mnfangsanlage) nah Ablauf von drei Jahren jeit dem Beit- 
puntt der eriten etatmähigen Anſtellung. 
Die weiteren (ordentlichem Zulagen nach je drei weiteren Dienjtiahren 
b. Freie Wohnung mad $ 12 des Gejenes. 
Hauptlehrerinnen an Bolflsjchulen erhalten Gehalt wie Daupilehrer, 
jedoch nur bis zu einem Höchſtbetrag des Gehalts von eimtanjend fünſ— 
hundert Marf für das Jahr. 


g du, 
Antrag auf unveränderte Annahme. 

F 41 
Antrag anf unverdänderte Annahme. 

8* 42. 


Die Beſtimmungen bezüglich der Größe der Wohnung eines Hanptichrers, lehnen ſich an F 143 des 
neueren preußiſchen Schulgeſetzentwurfes an, welcher lantet: „Bei der Antage neuer Dienſtwohnungen für einen 
alleinftchenden oder erjten Xehrer anf dem Yande jind im der Regel zwei heizbare Stuben von 20 bis 25 
—hadraimeier Grundfläche, zwei Kammern von 15 bis 18 Tuadratmerer Grumdjläche nebit Küche und Vor— 
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ratsgelaffen gerzuftellen. Im übrigen erläßt der Megierungspräfioent über den Umfang ver Dienftmohnungen 
die allgemeinen Anordnungen unter Berückſichtigung der örtlichen Verhältnilfe und der Amtsftellung.” 
Antrag auf Annahme, jedoch mit der Menderung, daß in Abjak 2 „Wohnung“ 
ſtatt „Dienftwohnung" gejekt wird. 


8 43. 

Nach dem bisherigen Geſetze betrug die Mietentſchädigung für einen Hauptlehrer je nach der Große des 
Ortes 120, 150, 180, 240, 420 oder H4V AM Diele Beträge jollen nad) $ 131 de& vorliegenden Entwurfes 
vom 1. Mai d. J. ab jolange fortbezogen werden, als eine ändernde Vereinbarung oder Feitiekung im Sinne 
des $ 45 des neuen Geſetzes nicht erfolgt iſt. Diejer 8 43 beſtimmt nun, daß über die Höhe der Mietzins- 
entichädigung eine Vereinbarung Ttattfindet und daß im Streitfalle der Bezirksrat enticheider, wobei aber leinesfalls 
unter das im Wohnungsgeldtarif des Beamtengefetes für die betreffende Orlsklaſſe feſtgeſetzte Wohnungsgeld 
der V. Dienfttlaffe herumter gegangen werden darf. Dice Kommiſſion ift auch hier mit der Anlehnung an das 
Benmtengejeß einverſtanden. Nicht eimverjtanden it fie dagegen mit der Begründung, welche die Großh. 
Regierung dem Gejeesentwurf dom 6. Jannar d. J, den Wohnungsgeldtarif betreffend, beigegeben hat und welche 
bejagt, daß; die vorgefchlagene Verbeſſerung den Yehrern nicht zugute kommen jolle. Sie ift vielmehr der Anficht, 
dag die Lehrer, nachdem fic in ihren Nechten und Pflichten fait überall den Beſtimmungen des Beamlenrechtes 
unterworfen worden find, auch bezüglid; des Wohnungsgeldes Feine fie jchädigende Ausnahme bilden jollen. Es 
erjcheint ihr dies um jo nötiger, als die Lehrer bisher erheblich höhere Mietzinscntichädigungen hatten, nämlich 
die oben genannten Veträge, denen mur 115, 160 und 260 A als Sätze der V. Dienſtklaſſe gegemüber ftehen. 
Finanzielle Bedenlen lönnen wohl nicht inbetradjt lommen, wenn man bedenft, das von 2327 Dauptichrerftellen 
gegenwärtig mur 280 nicht mit Wohnungen verjchen find. Die Großh. Regierung hat fid) der Anficht der 
Kommiſſion angeſchloſſen, daß dic eiwaigen Abänderungen des Wohnumngsgeldtarifs der Beamten auch für die 
Lehrer giltig fein jollen und daß dies in einem Zuſatze zu dem vorliegenden $ zum Ausdruck kommen könne. 

Antrag auf Annahme des Baragraphen, jedoch mit Einſchließung des Wortes 
„jeweiligen“ tu MAbjag I vor „Wohnungsgeldtarii". 


s 4. 

Die Fixirung des Einlommens der nicht etatmäßigen Lehrer und Lehrerinnen auf 800 „A. gegenüber 
bisherigen 660, TOU und 720 M nebſt etwas Schulgeld erjcheint angemefjen. Daß nad) Ablegung der Dienit- 
prüfung, d. b. nah 3—6 Jahren, eine Erhöhung auf YUV A. erfolgt, entjpricht dem allgemeinen Wunjche der 
Lehrerichaft und liegt zugleich im Intereſſe des Dienites. Daß Scyuiverwalter Zulagen bis 1100 AM erhalten 
können, iſt nicht zu beanftanden, weil es ſich nur um ältere, in der Regel ſchon verheiratete Yente, alfo um 
Ausnahmsfälle handelt. 

Antrag auf unperanderte Annahme, 


4. 
In Anlage I find aus Verſehen unter c die Worte „eine Dienitzulnge als" vor Mielzinsentihadigung 
ftehen geblieben. 
Antrag auf unveränderte Annahme. 


Antrag auf unveränderie Aumahnte, 


SH. 

Nach 8 45 i der Novelle vom 1. Aprit 1880 wurde bisher die Bezahlung der Handarbeitsichrerinnen von der 
Staatsverwaltungsbehörde feftgejegt. Die Kommiſſion begrüßt es als Fortichritt, daß eine gejetliche Normierung 
eintreten joll, hält c$ aber im Intereſſe der Gemeinden für wünjcdenswert, daß das Stundenhonorar für das 
Jahr von 25 auf 20..# und für das Winterhalbjahr von 15 auf 12.4 ermäßigt werde, Daß 12 umd nicht 
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19 AM. vorgejchlagen werden, erfidrt ji aus dem Umſtand, daß das Winterhalbjahr mehr Schulwochen hat 
als das Sommerhalbjahr. 
Antrag auf Annahme des 8, jedoch mit der Menderung, daß zwanzig jlatt 
fünfundzwanzig Mark und zwölf ftatt fünfzehn Mark angejett werben. 


Sg AR, 
Hier ift, falls die vorgefchlagene Faſſung der 68 32 umd 33 genehmigt wird, bie Bemerkung „im Falle 
des 8 33 erfter Abſatz“ zu ftreichen und ftatt „mad F 33 Abjag 1" zu ſetzen: „nach $ 32 Abjak 2" 
Antrag auf Aunahme mit der bezeihneren Aenderung. 


g 49—51. 


Antrag auf unvperänderte Annahme. 


Artikel VL. 
Zünfter Titel. 
Von der Beltreitung des Auſwandes für hie Bolfsihnlen. 
Erller Abſchnill. 
Bon der Deckung der Gehalte und anderer Bezüge der Lehrer und Lehrerinnen, 
$ 32. 


In der Anlage I ift am Schluß der Ziffer 2 „Anſatz“ ſtaft „Anrechnung“ zu jegen. 

Antrag auf unveränderte Annahme. 

$ 53. 

Diefer Paragraph beftimmt, daß die Gehalte der Lehrer nicht mehr aus ber Semeinde-, fondern aus der 
Staatsfaffe an die Bezugsberechtigten zu zahlen find. Bon den Lehrern iſt kaum ein anderer Paragraph des 
Entwurfes jo innig erjehmt und fo dankbar begrüßt worden wie diejer; denn eben in diefer Hinficht ift micht 
jelten zu begründeten Klagen Anlaß gegeben worden. In vielen Gemeinden, und zumal in den großen, geht 
ia alles ganz gut. Es Heiden aber namentlich) dic Verwaltungen der Heinen Gemeinden unter dem Miß— 
ftande, daß fie ohne genügenden Kaffenvorrat wirtjchaften md ſich mehr nur auf die zufällig eingehenden 
Einnahmen verlaffen. Kommt dann der Lchrer am Verfalltage, um fein Quartal zu holen, jo wird er 
auf die zufällig leere Kaffe aufmerlſam gemadjt und erfucht, am andern Tage oder in acht Tagen wieder 
zu kommen. Das wäre aber das Geringfte. Bedenklicher wird die Sache, wenn der Rechner nicht bei 
Laune ift oder wenn er Schuldner drängen muß, zu zahlen, weil der Lehrer wieder Geld wolle, oder wenn er 
die Gehaltsforderung des Lehrers zum Geſprächsthema gegenüber Dritten macht. Es Tonnte vorkommen, daß 
Lehrer aus Furcht vor Unannchmlichkeiten ihr Geld nicht mehr felber zu holen Wwagten, oder daß ſie durch 
den Rechner im der Gemeinde geradezu mißlicbig wurden. Umgelehrt gibt es übertrieben gutmitige Nechner 
die namentlich jüngeren Lehrern ihr Guthaben jchon vor dem Berfalltage tropfenweile verabfolgen und damit 
eine Gewöhnung an ein haushälteriiches Wirtichaften verhindern. Allem dem wird durd die Beſtimmung des 
8 53 ein Ende gemacht. 

In der Anlage I ijt unter Ziffer 3 die Bemerkung zu ftreichen: „die nicht im Genuffe einer Wohnung 
find — $ 45b". 

Antrag anf unveränderte Aunahme. 


€ 54, 
In der Anlage I ift Abſatz 1 „zu gemahrende” ftatt „ukommende“ zu jegen geweſen, ebenio in Abſatz 2 
„Heineren" ſtatt „kleinen“. 
Zu den Ausbeſſerungen, welche nicht dem Lehrer, ſoudern der Gemeinde obliegen, gehört uach Anſicht der 
Kommiſſion auch das Tapezieren. 


J Antrag auf unveränderte Annahme, 
$ 5n. 
Bei der Verteilung der Wohnungen unter die Hauptlehrer follte nach der Anficht ver Kommiſſion oaraut 


geiehen werden, daß der erſte Lehrer mo irgend möglich im Schulhaufe untergebracht wird. Befinden ſich bie 
Wohnungen außerhalb des Schulhauſes, ſoll den Lehrern nad ihrem Dientalter die * freiftehen.- 


Antrag auf unperändberte Annahme. 
g Ah. 
In ber Anlage I ift bei Ziffer I nad „Dandarbeiten” einzufügen: „oder iu Haushaltungsfunde”. 
Antrag auffunveränderte Aunahme. 
8 51. 
Der Genauigfeit wegen jollte hervorgehoben werden, daß ber Feſtſetzung over Bauichbetrage der Schul: 
gemeinden bie endgiltig ermittelte Einwohnerzahl maßgebend ift. Die Großh. Negierung ift damit einnerjtanden. 


Antrag anf Annahme des Baragraphen, unter Einfhiebung des Wortes „end- 
giltig” vor „ermittelie" in Abfak 1. 


$ 5867. 

Dieje Paragraphen geben die Vorichriften der SE 61— 655 des bisherigen Gejeges wieder mit den durch 
die Neuordnung der Gehaltsverhältniffe der Lehrer bedingten Aenderungen. 

Die Kommiffion ift mit den Paragraphen, fowie mit der ihnen beigegebenen Begründung einverftanden, 
wünſcht aber im Intereſſe der Lehrer, daß es legteren möglich fein foll, die Güter nicht nur ganz, fondern nach 
Wunſch auch theilweile in Pacht zu nehmen. Dabei unterftellt fie, daß das einzelne Grundſtück nicht geteilt 
werden darf. Die Großh. Regierung hat dem bezüglichen Beſchluſſe zugeſtimmt. 

Antrag auf Annahme der 88 58—67, jedoch mit der Aenderung, daß in & 64 
Abjak 1 „ganz oder teilweije" nad „Liegenihaften" eingeihoben und in aoeh 2 
„Wohnung“ jtatt „Dienſtwohnung“ gejegt wird, 

86885. 


Antrag anf unveränderte Annahme. 


weiter Abfchnitt. * 
Ton den Schulhäuſern und anderen örtlichen Schulbedürfnifſen. 
$ 86-91 
enthalten im allgemeinen die Beſtimmungen der bisherigen SE SU— 84. 


Die Koumiſſion kann es nur billigen, daß die Höhe der Schulzimmer von 3,6 m auf 3,5 m herabgejegt 
und daß an bedürftige Gemeinden, welche größere Schulhausbauloſten haben, jeitens des Staates eine Beihilfe 
geleiftet wird. 


Antrag auf unveränderte Annahme. 


Artifet VIE. 
Sechster Tilel. 


Von den erweiterten Vollsſchnlen und den Vollsſchulen der Städte, welche der Städtenrdnung mierftehen. 


Erfter Abſchnilt. , 
Ton den erweiterten Bolfsjchnien, 
5 1. 


In einzelnen nrößeren Gemeinden des Yandes und zumal in den Stabten, welche eine beſondere Mittel— 
ichule nicht beſitzen, hat man sich jeit Jahren genötigt gejchen, über das gefegliche Mindeſtmaß der ilnter- 
richtszeit — 16 Stunden in der Woche — hinauszugehen, Man bat je nad) Bedürfnis an einem Orte für 
ſämtlicht Schüler, am anderen nur fiir die Ruaben oder Madden, am dritten nur fir einzelne Klaſſen 
erweiterten Unterricht mit 22, 26 oder mehr Worjenitunden eingeführt und dabei nicht jelten auch dic Fremd 
ſprachen, jo namentlich das Frauzöfiiche, berintjichtigt. Die Redytsverhältmiffe ſolcher Schüler waren in den 
68 102 und 102a des bisherigen Geſetzes geregelt. 


Der vorliegende Paragraph ſucht nun den Wünſchen und Bedürfniffen der Gemeinden noch mehr entgegen, 
zufommen als nach den erwähnten Beſtimmungen möglich) war. Er geitattet die Beilenung befonderer 
Benennungen wie „Bürgerſchule“, „Töchterſchule“ m. ſ. w. Er ipricht aus, daß die Leitung ſolcher Anſtalten 
nicht nur afademiich gebildeten Kettoren, fondern auch Reallehrern übertragen werden dürfen und zwar nicht 
nur im Haupt, jondern auch im Nebenamt. Er präzifiert die ftreitige Beitimmung des bisherigen $ 102 
Abſatz 5 dahin, daß das Präjentationsredht bei allen Hauptlchrerftellen Pla greife, welche über die gejegliche 
Forderung hinaus errichtet werden, Er erhebt die bisherige Uebung, wonad zur mäheren Feititellung der 
Rerhältniffe der erweiterten Schule zwiſchen der Oberſchulbehörde und der Gemeinde Sakungen vereinbart 
wurden, zur geſetzlichen Verpflichtung. Die Kommiſſion erklärt ihr volles Einverſtändnis zu dem einzelnen 
Paragraphen jomohl als zu den Geſichſspunkten, welche die Großh. Regierung in der Begründung nieder 
gelegt hat. 

In der Anlage I ift in $ 92 Abjag 1 ftatt „Abſ. 3, 52 Ziffer 1 Abi. 2" zum ſetzen: „Abſatz 3, 8 52 
Ziffer 1 Abſatz 2." 


Antrag auf Annahme der 88 2—H7 mit der Menderung, daß in SM unter @ 
„(8 95 Abjag 3)" geſetzt wird jlatt „8 MI Abjag m." 


Zweiler Abfchnitt. 
Von den Schulen der Städie, welche der Siadbleorhnung unterftehen. 


g 98-101. 


Das Vollksſchulweſen der größten Städte des Yandes hat ſich in dem letzten zwei Kahrzehnten in beionders 
erfrenlicher Weije, zugleich aber aud), wie die Begründung mit Recht bemerkt, eigenartig und abweichend 
entwidelt. Es ijt fait überall eine Erweiterung der Unterrichtszeit und des Lehrplaus durchgeführt und das 
Schulweſen immer mehr den lofalen Anichaunngen und Bedürfniffen angepaßt worden. In Karlsruhe 3. B. 
umfaßt zur Zeit die Volksſchule eine einfache Knaben- und Mädchenjchule, eine erweiterte Sinaben- und Mäddyen- 
ichule, eine Knabenbürgerſchule mit franzöfiichem Unterricht und eine Töchterſchule, in der das FFranzöfiiche 
cbeufalls gelehrt wird. 
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Abgewichen von den übrigen Gemeinden des Landes jind die größten Städte namentlid) darin, daß fie 
hinfichtlic, der Bezahlung ihrer Lehrer ſich nicht an das Geſeß gebunden, jondern weit dariiber hinausgehende 
Verträge gewährt haben. Die erfte Stelle nimmt in diefer Hinſicht Mannheim ein, weldies den Gehalt jeiner 
Hauptlehrer anf 2000-3400 „A. normiert hat. Nach Mannheim kommen Karlsruhe und Heidelberg mit 
2000-3200 Mu. 1. Das Durchſchnittseinlommen eines Danptichrers in den Städten der Städteordnung 
betrug am 1. November v. J. 1852 AM 58 3, alfo HT. 95.5 mehr, als das im den übrigen Gemeinden 
des Landes. Im ganzen leifteten dieje Städte im legten Jahre zuſammen rund 160000 AL mehr als jie 
und; dem Geſetze zu leiten gehabt hätten. 


Durd) diefe Opferwilligfeit haben jie erreicht, daß ſich ihnen durchſchnittlich die beiten Lehrkräfte des 
Yandes zur Verfügung jtellen. Aber indem fie ausnahmsweiie Bezahlungen bieten und die Annahme eines 
Yehrers von der Ablegung der Dienftprüfung für erweiterte Schulen abhängig machen, vegen fie zugleich) den 
gejamten Lehrerjtand ‘zum Weiterjtreben am und leiten fie dadurd mittelbar auch dem Staat einen nicht hodı 
genug anzuichlagenden Dienft. Die Kommiſſion ijt deshalb vollfommen damit cinverftanden, daß die Rechts— 
verhältniffe der Volksſchulen diejer Städte im einem bejonderen Abjchnitte des Geſetzes und nad) bejonderen 
Grundſätzen geordnet werden. 


Nach den Beſtimmungen des Entwurfs haben die genannten Städte ihre Vehrer wie bisher aus ihren 
Kaſſen zu zahlen. Staatsbeiträge lünnen fie nicht erwarten; nur die Ruhe- und Berforgungsgehalte werden 
von der Staatsfaffe getragen. Dagegen erhalten jie für jümtliche Hanpt- und Reallehrerſtellen nicht nur das 
Präſentationsrecht, jondern das volle Beſetzungsrecht; dem Oberſchulrate ist nur die Ansfertigung einer 
Beſtallungsurkunde vorbehalten. Der jtädtifche Schulrektor kann nach norddentſchem Mufter den Titel Stadt- 
jehjuirat führen umd es fünnen ihm, dem Gemeindebeamten, einzelne Befugniſſe des ſtaatlichen Aufſichtsbeamten, 
des Nreisjchnlrats, zugeteilt werden, Zur Beanfſichtigung einzelner Scmtabteilingen können bejondere, unter 
dem Rektor jtehende Yehrer berufen werden, fir weldye der Entwurf den Titel „Vorſtände“, die Kommiſſion 
mit nachträglicher Zuſtimmung der Großh. Negierung den im Karlsruhe, Pforzheim u. j. w. ſowie im einigen 
auferbadijchen Staaten bisher jchon eingebürgerten Titel „Oberlehrer“ vorjchlägt. 


Seitens der im deu Städten der Stüdteordnung angeſtellten Hanptlehrer iſt in doppelter Dinficht eine 
gewiſſe Unzufriedenheit mit den Beſtimmungen des Entwurfes laut geworden. 


Zunächſt hätten fie gerne geſehen, daß den Städten ein beftimmter Anfangs> und Endgehalt vorgeichrieben 
worden wäre. Die Nommiljion glaubt aber, daß gegenüher Gemeinden, die jehon bisher aus eigener Ent: 
ſchließung weit über das gejeuliche Mindeſtmaß des Gehalts hinansgingen, ein gejeglicher Zwang nicht an— 
gebrachi wäre. Sie glanbt ferner, daß die Beweggründe, welche die Städte bisher bejtimmten, ihre Yehrer gut 
zu jtellen, mindeſtens in gleicher Stärte auch im Zulnnft amdanerı werden und daß foölglich die Befürchtung 
es fünnte eines Tages eine Herabſetzung der Gehalte beliebt werden, grundlos it. 


Sodann wurde gewinicht, daß die Ruhe- und Berjorgungsgehatte wicht wach der im & 40 bezeichneten 
Einkommenshöhe, ſondern nad) den thatjädhlichen Aktivitätsbezügen der Stadtichrer berechnet werden möchten. 
Demgegenüber iſt jedod) zu bemerlen, daß die betreffenden Yehrer ia nicht leer ansgehen, jondern die gewiß 
namhafte Anfbejjerung des Muhegehaltes im Maximum von 1300. auf 1695. erfahren, ferner, daß der 
Staat weitergehende und mit der Grumdvoransjegumg des Entwurſes — feine OrtsHajjen mehr! — umver: 
einbare Perpflichinngen nicht übernehmen fan, es vielmehr den Städten üherlaſſen muß, ergänzend ein— 
zutreten. 


Antrag auf Annahme der SS OS- 100, jedod mit der Nenderung, dan in $ Im 
„Dberlehrer* ſtatt „CBorjtände)“ geſetzt umd daß in $ 108 der zweite Abſatz— 
„Ortsjtatutariihe v2... geſetzt werden" — an den Schluß des Paragraphen 


gerüdt wird. 
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Achter Titel. 
Bon den Nedtöverhältnitien der an andern als Volksſchulen angeftellten Volksſchullehrer. 
s 117 — 120. 
Betreffen die Rechtsverhältniffe der an Staatsſchnlen oder an Schulen von Korporationen und Stiftungen 


angeftellten Hanptichrer bezw. Hauprlehrerimmen und geben im allgemeinen m die Ichon bisher geltenden geiek 
lichen Beſtimmungen wieder. 
In Konſequenz der Henderung des S 59 ſind aber in S 11T und 120 Höchitgehalte von 2 000 Fl. ſiatt 
1 800 M. anzuregen. 
Antrag auf Annahme, wur mit der Menderung, daß in S 11T Abjag 2 umd 
- ebenio in $ 120 Abjag I 2000 ſtat 1860 M angelegt werden. 


Heunler Witel. 
Mebergaugs: und Vollzugsbeſtimmungen. 
I. Behandlung der am 1. Mai 1892 bereits im Schuldienst verwendeten Xehrer. 
A. &ehaltöverhältnijie. 
* 122 — 124, 
Die Kommiſſion hat in der Ueberzengung, dan die älteren Yehrer jür den Lebergang allzu gering bedacht 
jind, bei den SS 125 und 12% weitergehende Beſchlüſſe gefaßt. Alles Nähere iſt in der Einleitung, Ziffer 3, 
eingehend erörtert worden und joll hier nicht wiederholt werden. 
Der von einem Mitgliede geftellte Antrag, dan bei 16 Jahren 1400 .AL, bei 26 Jahren 1500 „AG u. ſ. w. 


gegeben werden jollten, mußte abgelehnt werden, weil ev einen weiteren Mehraufwand von jährlich 82 100 H 
veranlafjfen würde. 


Nach den Beichlüfien der Kommiſſion würde der finanzielle Effekt der einzelnen lcbergangsparagraphen 
gegenüber dem Entwurfe betragen: 


s 124 43630 ſtatt 43 630 MN. 
s 125 46 70601 4 46 Tl „ 
s 126 | > 5:7: BEE 
s 128 DIOR 5. 2080, 
Ss 129 100862 u u 10762 „ 





301647 A. jtatt 155 199 M. 
Die Kommiſſion giebt auch an diejem Orte der Hoffunng Ausdruck, da die Großh. Negierimg ihre nad)- 
trägliche Zuftimmmmg nicht verjagen werde. 
Antrag auf Annahme der SS 122-129, jedod unter jolgenden Aenderungen: 
Ju 8124 find zu ftreihen die Worte „jowie die Altersznlage (849 leuter Ab- 
jag)" unter Siffer 3, ferner die Worte „und Alterszulage* unter Ziſſer 4Kund 4b. 
Ins 126 iſt bei Ziffer 1 zu jegen „jehsjährige* ſtatt „Tiebenjührige" und 
„drei Jahren” ftatt „vier Jahren“. 
5 128 joll folgenden Wortlaut erhalten: 
„Die erjte aufgrund diejes Geſebes einem Dauptichrer — auf den 1. Wai 
oder anf einen jpäteren Zeitpunkt — zu gewährende Yulage bezw. Aufbejjerung 


ijt jomweit zu erhöhen, als erforderlich ift, um den Gehalt auf die nächſt höhere 
durch 100 teilbare Summe aujizurunden.“ 
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& 129 foll folgenden Wortlaut erhalten: 


„Hauptlichrern, deren nad Maßgabe der $$ 124 bis 128 bemejjener Gehalt 
aufden Tag der Zurüdlegung einer fünfzehnjährigen Dienstzeit als Hauptlchrer 
1300 M nicht erreicht, fann auf denangegebenen Tag — bezw. auf 1. Mai 1892 — 
der Gehalt auf 1300 HM erhöht werden, ebenfo bei 20 Hauptlehrerjahren auf 
1400 AM, bei 25 auf 1500 M, bei 30 anf 1600 A, bei 35 auf 1700 M, bei 40 auf 
1800 M, bei 45 auf 1900 A, und endlich bei 50 Hanptlchrerjahren auf 2000 M. 

Eine Aenderung im Laufe der Friften für die ordentlihen Zulagen tritt in 
diejem Falle nit ein." 


$ 130 — 135. 


Die dermaligen Inhaber einer Lofalzulage beziehen diefelbe weiter; doch wird fie bei den Gehaltszulagen 
in Anrechnung gebradt. In Zukunft find Lokalzulagen überhaupt nicht mehr zu bewilligen, nachdem die Lehrer 
der abgelegenen Orte durch gegemwärtiges Geſetz gegen früher wefentlich beffer geftellt worden find. 

Diejenigen Hauptlchrer, welche aus ihrem Gütergenuß bzw. Naturalienbezuge einen erheblichen Mehrerlös 
erzielen, hätten eine Wenderung des $ 154 Ziffer 2 gerne gefchen. Hiergegen ift aber zu fagen, daß eine 
folche Aenderung endlofe rechneriſche Schwierigkeiten veranlagt hätte, ferner daß nad) Annahme des $ 129 in 
der von der Kommifjion vorgeichlagenen Form nur im einigen wenigen Fällen Anlaß zu derartigen Wünjchen 
nod) vorliegen wird, endlich und hauptſächlich daß der feiner Zeit von der gefamten Lehrerfchaft mit großer 
Entſchiedenheit geforderte und von der Kammer wie von der Großh. Negierung zugeftandene Grundſatz voll- 
ftändiger Gleichheit aller Lehrer eben auch im Ddiefer Frage den Fortbejtand von Reſervatrechten ausſchließt. 
Die Kommiffion fonnte fid) aus diefem Grunde zu Nenderungsvorichlägen nicht verjtehen. 


Antrag auf unveränderte Annahme, 


B. Nubegebatte. 


$ 136. 
Antrao auf zrycränderte Annahme. 


©. Berhältnifie der Hinterbliebenenverforgung. 
8 137 — 144. 


Der Wunſch, daß auch die Schulgehilfen in die Witwenkaſſe aufgenommen werben jollten, it im Hinblick 
auf die Beftimmungen des DBeamtengejeges ($ TO ff.) unerfüllbar. 


Antrag auf unveränderte Annahme. 


D. Berhältnifie der nach Maßgabe der Geſetze vom 11. März 1868 und bom 30. Janıtar 1879 
augeftellten Lehrer und Lehrerinnen. 


g 145. 


Die in diejem Paragraphen erwähnten Gejege geben nur Vorjchriften bezüglich der Ruhe- und Ver— 
forgungsgehalte. 
In Abſatz 2 ift die Alterszulage nad Analogie der zu $ 39 gefahten Beichlüffe in feiten Gehalt umzu— 
wandeln. Zur Zeit fommen hier nur noch 5 Hauptlehrer inbetracht. 
Antrag auf Annahme, jedodh mit der Aenderung, daß Abſatz 2 „Artilel Ib" 
ftatt „Artikel Ja“ gejett wird und ferner „Hödhftgehalt 3000 A" anftatt „Höchſt— 
gehalt 2800 A, und die nad $ 39 zu gewährenden Julagen jeweils 200 M“ 
Verhandlungen der 2, Kammer 1891/92. Ates Beilageheft. 67 
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II. Aufgebung allgemeiner Schulfonds. 
8 146. 
Antrag auf Annahme, jedoh unter Streihung der Worte „auf ben be» 
zeihneten Zeitpunkt“ in Abjag 2. 
Ili. Zeit der periodiſch zu erneuernden Feſtſetzungen. 


$ 147 und 148. 
Antrag auf Annahme. 


IV. Zuftändigfeits: und Einführungs : Beftimmungen. 
$ 149— 151. 
Antrag auf Annahme, 
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Der Kommiffion wurde noch eine Petition des Vorjtandes des Allgemeinen Badiſchen 
Vollsſchullehrervereins überwiefen, welche die Berückſichtigung folgender Wünſche beantragt: 

1. daß der Anfangsgehalt auf 1200 M und ber Endgeldgehalt auf 2000 A feftgejekt und der Friſtenlanf 
fo bemeffen werde, daß der Endgehalt in etwa 20 Jahren erreicht wird; 

2. daß mit Rüdfiht auf die mittleren und größeren Städte die Einführung von Gehaltsklaſſen in Er- 
wägung gezogen werde; 

3. daß bei den Hauptlchrern der Städte der Städteordnung die thatfächlichen Bezüge bei der Bemeffung 
bes Ruhegehalts zugrunde gelegt werden; 


4. daß Beftimmungen getroffen werden, welche alle, auch die älteren Lehrer, möglichjt bald in den Genuß 
ber Gehaltsverbefferung bringen. 


Diefen Wünfchen ift, foweit fie überhaupt erfüllbar waren, im Entwurfe, bezw. durch die Kommiffions- 
beichlüffe Rechnung getragen. Die Kommiſſion ftelft deshalb den Antrag: 


das Hohe Haus wolle dieſe Petition für erledigt erllären. 


III. 
Ferner wurden der Kommiſſion überwieſen: 


1. eine Petition ber Ortsjhulbehörde Sulz, Amts Lahr, 
2. eine unterthänigfte Bitte der Bürger von Rangenhardt bei Sulz, Amts Lahr. 


Die erftgenannte Petition führt aus: die Gemeinde Sulz habe mit dem Nebenort Langenhardt 1283 Ein- 
wohner. Die Schülerzahl betrage in Sulz 239, in Langenhardt 31, zujammen 270. Sowohl bei 234 als bei 
270 Schülern feien, falls legtere alle in eimer und berfelben Schule vereinigt wären, zwei Hauptlehrer und ein 
Unterlehrer anzuftellen. Nun beftehe aber in dem Mebenorte Langenhardt für die dortigen 31 Schüler eine 
befondere Schule mit einer Hauptlehrerftelle. Folglich müffe die Gemeinde eine Hauptlehrerftelle mehr unter 
halten als nötig wäre, wenn der Nebenort Langenhardt nicht vorhanden wäre. Nun habe allerdings der Ober: 
ſchulrat Rüdficht geübt und die Hauptlehrerftelle in Langenhardt feit 1833 nur mit einem unftändigen Lehrer 
befegt, woburd der Gemeinde jährlich 360 „A eripart worden ſeien. Allein es fei zu befürchten, daß über 
frz oder lang wieder ein Hauptlehrer nach Langenhardt angewiejen werde und es müßten alsdann Reparaturen 
im Betrage von 6000 M vorgenommen werben. Um dieſer Gefahr für Sulz vorzubeugen, follte num nad 
Anficht der Petenten gefeglich ausgejprochen werden, daf im Fällen, wie der vorliegende, im Nebenort nur eine 
Unterlehrerftelle zu unterhalten fei. 


Gegen biefes Anfinnen wehrt fich die Petition der Bürger von Langenhardt durd folgende Ausführung: 
Langenhardt habe eine Ausdehnung von einer halben Stunde und jei eine Stunde vom Hauptort Sulz entfernt, 
Um die Koften für einen Umbau des Schulhaufes zu vermeiden, fei die Schulftelle feit Jahren mit einem 
Schulverwalter, nicht mit einem Hauptlehrer, bejegt. Mit diefem BZuftande feien die Bürger zufrieden. Wber 
nicht zufrieden wären fie, wenn, im Sinne der Sulzer Petition, auf die Dauer ein Unterlehrer gejegt werden 
follte. Die Bürgerichaft von Langenhardt habe jo gut wie alle jonftigen Bürger des Landes einen Anſpruch 

67* 
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daranf, dag ihren Kindern ein geordneter Unterricht gewährleiftet ſei. Letzteres ſei aber bei Unterlehrern nicht 
möglich, weil diefe vom Seminar weg ohne die nötige Erfahrung jeien, öfter wechſelten und aud zum Militär 
müßten. Unter diefen Umftänden werde dringend gebeten, der Sulzer Petition nicht ftattzugeben, fondern den 
Nebenort in feinem Rechte zu ſchützen und demgemäß mit einem Hauptlehrer, oder, wie bisher, mit cinem 
Scyulverwalter zu verjehen. 


Die Kommijfion hat in ihrem Berichte zu den 88 14—16 die Anſchauung ausgeſprochen, daß in der: 
artigen Fällen, in denen anf beiden Seiten begründete Intereſſen infrage kommen, nicht durd einen ftarren 
Paragraphen, jondern nur auf dem Verwaltungsivege- in der richtigen Weife ab» und zugegeben werden könne. 
Speziell den Wünfchen der Bürger von Sulz und von Langenhardt wird nad) Anſicht der Kommiſſion am 
beſten dadurch abgeholfen, daß nad) Langenhardt jeweils ein Unterlehrer angewieſen wird, der’ I—2 Dienft: 
jahre hinter ſich hat und nicht militärpflichtig iſt und der von ſeinem Poren in Langenhardt nicht dor 3-4 
Jahren abgerufen wird. 


ft 


Die Kommilfion jtellt den Antrag, 


das hohe Haus wolle im genannten Sinne die Petitionen der Stop. Regie 
rung zur Kenntnisnahme überweifen. 


IV. 
Endlicd wurde der Kommiſſion überwieien: 


1. die Petition des penfionierten Hauptlchrers 3. Auer in Gettsukehn, — 
2. die des penſionierten Hauptlehrers Joh. Gersbach in Dogern, beide die ——— des 
Ruhegehaltes betreffend. 


Die Petenten führen aus, daß ſie ihr Leben lang unter ſehr ſchwierigen Verhältniſſen m bei fehr geringer 
Bezahlung gearbeitet hätten und endlich mit einem geringen Ruhegehalt penjioniert worden feien. Sie bitten 
um gejegliche Erhöhung ihres Nuhegehaltes auf etwa’ 1000—1100 M 


Die Kommiſſion kann eine nachträgliche Aenderung der früheren Geſetzgebung aus naheliegenden Gründen 
nicht beantragen, hält es aber für wünjchenswert, daß den früher ungünjtig penjionierten Lehrern aus den hierfür 
zur Verfügung ftehenden Pofitionen anf jeweiliges Aniucden thunlichſt ausgiebige Unterftügungen gewährt 
werden. i 


In diefem Sinne beantragt fie Ucberweijung zur Kenntnisnahme. BE 
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Bericht 


der 


Kommiljion der zweiten Kammer 
über | 


den Gefegentiwurf, Die Kataftrirung neu angelegten Nebgeländes betreffend. 


Erftattet von dem Abgeordneten Man. 


L. 


1. Durch den vorgelegten Gejegentwurf foll eine fünfjährige Befreiung von der Grumdftener für diejenigen 
Grundſtücke erwirkt werden, welche als Nebgelände Fataftrirt find, foferne die auf ihnen vorgenommenen Reb— 
anlagen volfftändig erneuert werben, und zwar giltig vom Beginne des Jahres an, in dem bie Neuanpflanzung 
vollendet ſein wird. 

Diefe Bedingungen entiprechen dem jüngftgeftellten Antrag der Abgeordneten Klein — Weinheim und Ge- 
noffen, der dahin ging, die Großh. Negierung um einen Gejegentwurf zu erfuchen, welcher für dem Fall der 
Totalernenerung eines Rebſtückes Befreiung von der Grundftener auf die Dauer von fünf Jahren vorfieht. 

Diefer Antrag wurde in der 43. Situng des hohen Haufes vom 9. März 1892 der Großh. Regierung 
empfehlend überwiejen. 

Zu feiner Begründung bejagte der hierüber erftattete Drudbericht des Abgeorbneten Dr. Weygoldt im 
Beſonderen: 

„Das Geſetz vom 25. März 1886 gewährt Steuernachlaß für neuangelegte Waldungen anf die Dauer von 
20 Jahren, ımd zwar im der Abficht, zur Aufforſtung öder, unrentabler Flächen aufzummmtern. Nun iit 
befannt, daß umfere Mebbauern nicht blos aus Bequemlichkeit, fondern aud aus Schen vor den Koften es 
unterlaffen, eine Ernenerung ihrer Neben vorzunehmen. Man follte alfo auch diefen Leuten entgegenfommen. 
Die Kommiffion wünſcht nicht, daß mehr Neben angelegt werden als jchon vorhanden find. ber fie mödhte 
haben, daß die altersichwacen Neben, zumal auf erjhöpften Böden, heransgerifien werden, daß das Gelände 
einige Jahre mit Klee oder dergleichen bebaut wird und daf erſt hernach wieder Reben angejegt werden. Wenn 
aber cin Bauersmann in ber oben bezeichneten Art zur Totalerneuerung feines Nebftüdes jchreitet und damit 
zu einem rationelfen Betrieb übergeht, jo jollte man ihm diefen Schritt nad) Anficht der Kommiſſion dadurch 
erleichtern, daß man ihm fir die Dauer der Ertragslofigteit des Geländes, d. h. im Allgemeinen für fünf 
Yahre, ähnlich wie es beim Wald gefchieht, die Grumdftener nachläßt. Der Einwand, daf mit einem derartigen 
Steuernachlaß nur wenig geholfen wäre, ift richtig; allein etwas wäre es immerhin, und da es and) der Staats: 
faffe nur wenig ausmacht, fo jollte diejes Wenige geichehen." 
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Wie erinnerlic), fand diefer Antrag eine ſehr ſympathiſche Aufnahme bei allen Theilen der Kammer. 

Man empfand ſowohl von Seiten der Großh. Negierung als auch der Kammer die bdringliche Moth- 
wendigfeit, der durch Mißjahre und ohnedem allgemein bedvrüdten Lage unjerer Nebbefiger eine Erleichterung 
durch ſteuerliche Entlaftung zu gewähren, und zwar durch das geftelite Antragsbegehren in der Richtung, daß 
in den Fällen, in welden zur Verjüngung der Kultur eine vollftändige Neuanlage des Rebfeldes ftattfindet, 
eine fünfjährige Grundfteuerbefreiung eintreten joll. 

Nicht zu verkennen ift, daß ein derartiges Gefeg mit den Grundſätzen einer Ertragsbefteuerung, als welche 
ſich unfere Grundftener darftellt, nicht zu vereinen ift: Die Ertragsftener bildet eine Durchſchnittsbelaſtung bes 
Durdfchnittsertrages eines Sachgutes und ift vom diefem auch dann zu entrichten, wenn ein Ertrag aus irgend 
welchem Grunde nicht erzielt wurde. Die Ertragsiteuer laftet nicht auf der Perjon, fondern auf dem Wirth- 
Ichaftsgute als ſolchem und feinem objektiv zu Tage tretenden Nutungsrejultate; fie erfaßt den wahrjcheinlichen 
Ertrag und erfaßt damit eine fittive Größe. Es iſt dies die nothwendige Folge der Unmöglichkeit, ben that- 
ſächlichen Ertrag für jede Steuerperiode feſtzuſtellen, aljo nur eim Mothbehelf und keineswegs ein vollfommener 
Ausdrud des Beſteuerungszweckes. (Dr. Philippovich, die direften Steuern.) 

Nachdem aber — ganz abgejehen von den dieſe Grundſätze auch durchbrechenden Beftimmungen bei den 
übrigen Ertragsſteuern, jo bei der Kapitalrentenfteuer und Gewerbeftener — durd) das Geſetz vom 25. März 1886 
eine 2Ojährige Steuerbefreiung für nenanzulegende Waldungen geichaffen und damit dem Principe ber Ertrags- 
beſteuerung bei der Grundfteuer ein Opfer bereits dargebracht worden ift, jo nahın Ihre Kommiſſion keinen 
Anftand, eine gefegliche Maßnahme ähnlicher Art bei new angelegtem Rebgelände gutzuheißen, nachdem ihr bie 
Praris dafür ebenfo gut wie gerecht erfcheinen muß. 

Ihre Kommiſſion fchließt fich fohin dem Terte des Geſetzes an und macht aud) feine Begründung fich 
zu eigen. 

2. Die Bedingungen, unter denen die 5jährige Steuerbefreiung eintritt, find im Berichtseingange aus— 
drüdklich hervorgehoben. Es kommen darnach nur bereits vorhandene Rebſtücke in Betradht. 

Für die erftmalige Anlegung von Neben auf einem Grumdftüde ift in Artikel 45 des Gefehes vom 
7. Mai 1858, die neue Stataftrirung alles landwirthichaftlichen Geländes im Großherzogthum betreffend, eine 
hinlängliche Begünſtigung dadurch vorgejehen, da da, wo eine dauernde Kulturveränderung eine Erhöhung 
de3 Steuerkapitales zur Folge haben würde und der Kulturwechfel mit mehr als gewöhnlichem- Kulturaufwande 
verfnüpft war, eine Erhöhung des Steuerlapitales erjt mit dem Ablauf der erften fünf Jahre nach Vollzug 
des Kulturwechſels in Kraft tritt. 

Die fünfjährige Dauer der Stenerbefreiung rechtfertigt fi) dur die Annahme, daß, neuangelegte Reben 
einen ordentlihen Ertrag erit 5 Jahre nad) ihrer Einpflanzung abzuwerfen im Stande find. 

Eine eingehende Erörterung mußte im Kommiffionsfreife die Frage finden, von welchem Zeitpunft ab die 
Stenerbefreiung eintreten foll. Das Geſetz ficht hiefür die Vollendung der Neuanpflanzung bei volfftändiger 
Erneuerung der Rebanlagen auf dem betreffenden Kataftergrundftüd vor. Eine Minderheit innerhalb der Kommiffion 
vertrat den am ſich nicht umberechtigten Standpunkt, daß die Steuerbefreiung ſchon früher, etwa bei der Jmangriff- 
nahme oder während der Neuanpflanzung beginnen müßte und begründete ihre Auffaffung mit dem Hinweiſe, daß 
gerade dann, wo ein Erträgniß nicht zu erwarten und trotzdem Arbeit und Material aufzuwenden waren, eine 
Stenererleichterung am Gebotenften jei, and genöffe bei einem Eigenthumsübergange des nenbepflanzten Grund: 
ftüdes auf Andere nicht gefihertermaßen Derjenige die Stenerbefreiung, dem fie doch wegen der Mühen und 
Auslagen während der Nenanpflanzung billigerweife gebühre. 

Diefe Anficht wurde aber doch durd die Anſchauung überwogen, daß die Vollendung der Nenanpflanzung 
die Bedingung für den Eintritt der Steuerbefreiung zu bilden habe, weil andernfalls nicht nur die fteuer- 
techniiche Behandlung und damit die Ausführung des Geſetzes viel zu fehr erjchwert würde, ſondern aud), 
weil die Stenerorgane einem unſchlüſſigen und in der Vollführung feiner urſprünglichen Abfichten ſchwankenden 
und zandernden Steuerpflichtigen gegenüber feinen fejten ftenergefeglichen Boden mehr zu finden vermögen. 

Auch darf die Vollendung der Nenanpflanzung fhon umfomehr als Merkmal für den Befreiungseintritt 
dienen, als ja die Wirkung des Gefeges, d. h. die fünfjährige Stewerbefreiung für alle Fälle gleich bleibt. 
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3. Welchen Ausfall diejes Gefeg in den Einnahmen der birelten Staatsftenern nad ſich ziehen wird, 
läßt fi in keiner Weiſe abſchätzen. Zum BVBornherein zu überjehen, im welchem Umfange nunmehr und ver- 
anlaßt durch die ftenerliche Erleichterung Nenanpflanzungen von Rebgeländen vorgenommen werden, ift abjolut 
ausgejchloffen. 

4. In der Begründung und in den Anträgen der Abgeordneten Klein und Genofjen ift blos von einem 
„Rückerſatz der Staatsftener" und „einer Befreiung von der Grundſteuer“ die Mede, jowie davon, daf der 
hierher bezügliche „Steuernachlaß der Staatsfaffe nur wenig ausmache.“ 

Der Gefegentwurf greift aber unzweifelhaft and) auf die Gemeindebeftenerung über, denn nad) $ 80 ber 
beftehenden Gemeindeordnung hat jede Abänderung der für die ftaatliche Beſteuerung veranlagten Steuer: 
fapitalien and für die Gemeindebeftenerung ohne Weiteres Wirkung. Darnad) ergibt fi, daß in jedem der 
im Gefege voransgefegten Fälle, in denen die 5jährige Befreiung von der Grumdjtener einzutreten hat, auch 
gleichzeitig und im gleichen Umfange eine Befreiung von der Gemeindeumlage rechtskräftig wird. 

Diejen weitergehenden Schritt der Großh. Regierung mußte ſich Ihre Kommiffion zur reiflichen Erwägung 
vorlegen. Sie ift dabei zu dem Ergebniß gelangt, daß eine Befreiung von der Gemeindenmlage aud) Platz 
greifen folle. Zum Einen beftimmte fie hierzu die grundjägliche Rüdfichtnahme auf das Gejek vom 25. Mai 1886, 
das den neuanzulegenden Waldungen die 2Ojährige Befreiung aud) von den Gemeindeumlagen zufichert, ſodann 
der Umftand, daß die gegenwärtige Staatsjteuer an fid) einen nur jehr mäßigen Steuerbetrag ausmache und 
endlich die Ueberzengung, daß eine bejonders in's Gewicht fallende Verjchiebung in der Umlegung des un- 
gededten Gemeindeaufwandes in den einzelnen Gemeinden nicht zu erwarten jteht. 

Es ift die Anſicht Ihrer Kommiffion, daß eine bejondere ausdrüdliche Vermerkung im Gejekesterte, 
mwonacd mit der Befreiung von der Grundſteuer aud die Befreiung von der Gemeindenmlage eintritt, nicht 
erforderlich ift. 

5. Nach den hier vorausgegangenen Erwägungen ſchlägt Ihre Kommiſſion vor: 

Den vorgelegten Gefjegentwurf, bie Kataftrirung neu angelegten Rebgeländes be- 
treffend, in unveränderter Faſſung anzunehmen. 


Ihrer Kommiffion wurde zur gefhäftlihen Behandlung die nachfolgende Bittfchrift übertragen. 

Eine vom Monat März 1892 ohne Tagesangabe an die zweite badifche Kammer gerichtete und von ben 
Vorftänden der vier Gemeinden Adelsheim, Leibenftadt, Ofterburfen und Hergenftadt, jowie von den drei Nent- 
ämtern der von Adelsheim’schen, Freiherr von Berlichingen'ſchen und Freiherr von Gemmingen — Hornberg’jchen 
Grundherrſchaften unterzeichnete Petition verfolgt den Zweck, die zweite Kammer zu veranlaffen, von ber 
Großh. Regierung einen Gefegentwurf zu erlangen, nad) weldem unter dem nachfolgenden zwei Bedingungen 
eine Korrektur der beftehenden Grund» und auch Häuferfteueranjchläge in einzelnen Fällen oder auch für ganze 
Gemarkungen jederzeit ftattfinden foll. 

1. Der zu hoch eingejchägte Steuerpflichtige hat nach zu gebenden genauen Vorfchriften und zum Beweiſe 
der Thatfachen das nothwendige Material in beglaubigter Form beizufchaffen und dem Stenerfommiffär vorzu— 
(egen, jo daß auf Grund diefes Materials ohne Weiteres die Entjcheidung erfolgen kann. 

2. Zur Vermeidung alljährlicher Katafterveränderungen werden die Wenderungen, die fid) je in einer 5» 
oder 10jährigen Periode ergeben erjt am Schluſſe diefer Periode alle zugleich im Katafter durchgeführt und 
haben fomit erft von da ab auf die Steuer Einfluß. 

Der Petition waren beigelegt 6 verjchiedene Berichte und vergleichende Darftellungen über Kaufpreiſe und 
Pachterträgniſſe von Liegenjchaften einerjeits, ſowie Steueranſchlägen anderſeits von Adelsheim, Ofterburfen, 
Merdingen und Michelfeld. . 

Ihre Rommiffton vermag den Wunfd der Petenten nicht zu befürworten. Sie kennzeichnet ihre Anficht 
zu dieſer Sache in Kürze, wie folgt. Die Zuläffigfeit zur Vornahme von Korrekturen in den bejtehenden 
Grund» und Häuferftenerfataftern in einzelnen Fällen oder auch für ganze Gemarkungen und dazu nod in 
regelmäßig alle 5 ober 10 Jahren wicderfehrenden Zeitabjchnitten muß entichieden verworfen werden. 
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Eine ſolche Vornahme am fich widerjpricht den Grundfägen der Ertragsbejtenerung, die den mittleren 
Durhichnittswerth des Reinertrages oder Kaufwerthes eines Stenerobjeftes während einer längeren Normal: 
periode auf eine größere Zeitdauer zu erfaſſen berufen it und müßte, falls durchgeführt, jehr unerwünſchte 
Schwankungen in einem Katafter hervorrufen, in welchem die Stabilität eine Art Vorausbedingung ift. 

Es ſoll nicht in Abrede geftellt werden, daß die derzeitigen Kaufpreije von landwirthſchaftlichen Geländen 
und Gebäuden im verichiedenen Gegenden des Landes mehrfach umter ihrem Steueranjchlage ftchen und bie 
Steuerpflichtigen fich diejerhalb bejchwert fühlen. 

Diefe Letzteren follen aber nicht überjehen, daß der Staatsjteuerfuß in den legten 10 Jahren von 28 5 
pro 100 M Grund: und Häuferjtenerfapital auf 15 J ermäßigt worden ift. 

Der Artifel 10 des Gejeges vom 7. Mai 1858 beftimmt, daß die Steueranjhläge in der Weije feſtzu— 
fegen jeien, daß man aus den Güterpreijen der Periode 1828 bis 1847 den Durchſchnitt beredjne. 

Der Steueranſchlag foll der Negel nad) auf dem Kapitale des Neinertrags beruhen, wie fid) dasjelbe als 
mittlerer Raufwerth im Durchſchnitt der Güterpreije zu erfennen gibt (Art. 9). 

Ein neues Einfhägungsgeihäft muß aber, wenn es einmal in Angriff genommen wird, im ganzen Lande 
gleichheitlich und gleichzeitig durchgeführt werden. 

Eine eigentlidy genaue und zuverläjfige Einſchätzung wird indejien vor Abſchluß der Kataftervermefjungen, 
aljo etwa vor 1897, überhaupt nicht möglich jein. 

Daß die Koften der legten Einichägung alles landwirthſchaftlichen Geländes, den nicht feitgejtellten Auf- 
wand für die erftmalige Anlegung der neuen Katafter gar nicht einbezogen, einen Aufwand von 2453 055 AM. 
verurſacht haben, jei nur beiläufig bemerkt. 

Schon diefe Momente bejtimmen Jhre Kommiſſion, zu beantragen, wegen der Petition der Ge- 
meinde Adelsheim und anderen Mitunterzeichnern zur Tagesordnung überzugehen. 


den 
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Bericht 


ber 


Kommiffion der zweiten Kammer 
über 


Gefetentwurf, Nadıla der Grundftener wegen außerordentlicher 
Unglüdsfälle betreffend. 


Erftattet von bem Abgeordneten Rau, 


1. Der in 7 Artikeln niedergelegte Entwurf obenbezeichneten Gejetes erftrebt die Aufhebung, der landes- 
herrlichen Verordnung (Ediktes) vom 1. Juli 1817, die Steuernachläffe wegen Hagelihlags, Wolkenbruchs oder 
Ueberſchwemmung betreffend, und bie Neuregelung dieſer Materie durch das hier vorgeſchlagene Geſetz, welches 
gegenüber den Beftimmungen genannter Verordnung die nachverzeichneten Veränderungen aufweiſt: 


1 


5. 


. Bet ben im vorgelegten Entwurf bedingten Vorausjegungen ber Beihädigung findet ein Nachlaß 


an ber Grunbiteuer ftatt; e8 wird ſonach den Betheiligten ein gejegmäßiger Anſpruch auf Steuer- 
nachlaß eingeräumt, während der auf ber bisherigen Verordnung beruhende Nachlaß mehr ben 
Charakter einer Unterftügung, d. 5. einer ausbrüdlich bezeichneten Bewilligung an ſich trug. 


. Die Nahlapjäge find höher gegriffen; es kann fogar ber volle Nachlaß der Grundfteuer erreicht 


werben, biefer legtere indeffen nur bei Rebgelände, im Falle eine Beihädigung von ?/s ober mehr 
ber Ernte besjelben als zerftört anzufehen ift. 


. Die Nahlapbeträge werben ohne jede Einſchränkung vergütet, während bis dahin eine Begrenzung 


in ber Weije ftattfand, daß auf einen Gulden erlittenen Schadens nicht mehr als vier Kreuzer 
Nachlaß ausbezahlt wurben unb das Ueberſchießende in bie Ortsarmenkaffe zu fließen hatte. 


. Die durch die Ermittelung bes Schadens erwachjenden Koften werben nunmehr von der Gemeinde, 


beziehungsweife auch gemeinihaftlih von ber Gemeinde und ber Staatskaſſe getragen, während dieſe 
Koſten nach den zur Zeit noch geltenden Beſtimmungen an der geſammten Nachlaßſumme in Abzug 
zu bringen waren. 

Das Durhführungsverfahren wird einfacher ausgeftaltet und billiger werben. 


Verhandlungen der 2, Kammer 1891/92, 4, Beilageheft. 68 
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Ihre Kommiffion ift mit diefen Vorfchlägen zur Berbefferung der an fi in allen ihren Xheilen nicht 
mebr zeitgemäßen lanbesherrlichen Verordnung vom 1. Juli 1817 einverftanden unb glaubt, daß damit aud 
den in biefer Richtung bin geäußerten Wunſchen der beiden hohen Kammern bes letzten Landtags gedient 
worben ift. 


2. Ein geſchichtlicher Rüdblid zeigt, dab das Großherzogthum Baden ſchon alsbald nad) feiner politifchen 
Zufammenfegung im erften Dezennium dieſes Jahrhunderts eine erfte Regelung feiner Steuerverhältniffe durch 
bie Grunbfteuerorbnung vom 28. Juli 1810 vorgenommen hatte. Hierzu traten am 18. September 1810 bie 
Häuferfteuerorbnung und am 6. April 1815 die Gewerbefteuerordnung. Maßgebend für die Befteuerung bes 
Grund und Bodens find heute daB Geſetz vom 7. Mai 1858, bie neue Kataflrirung alles landwirthſchaftlichen 
Geländes und das Geſetz vom 23. März 1856, bie neue Kataftrirung der Walbungen und Walblaften be- 
betreffend, ſowie das Gejeh vom 25. März 1886, die Kataftrirung neu angelegter Waldungen betreffend. 

Die Grundfteuer ift eine Ertragäfteuer, d. h. die in's Auge gefahte Steuerquelle ift der von bem be- 
wirthſchafteten Boben erwartete Ertrag. Sie foll aber nicht die wirkliche Größe des wirthſchaftlichen Nutzens 
erfaſſen, jondern nur den durchſchnittlich in der Wirthichaftsperiode eintretenden, nad beftimmten Grundſätzen 
berechneten wahrjheinlihen Ertrag, Die vordem einzig für gerecht erachtete, ausſchließliche Befteuerung von 
Grund und Boden entipringt dem phyſiokratiſchen Syſtem, d. b. bem zweiten ber brei volkswirthſchaftlichen 
Syſteme, welche im Laufe der legten drei Jahrhunderte aufgeftellt und zur Geltung gebradt worden find. 


3, Die Begründung für die mehrermähnte landesherrliche Verordnung ift in ihrer Einleitung wie folgt 
enthalten: „Die bei Steuernachlaßgefuchen wegen Hagelſchlags und anderer außerordentlihen Unglüdsfälle 
vorgeſchriebenen Unterfuhungen find mit einem Koftenaufwanbe verknüpft, ber nicht jelten in dem auffallendften 
Mißverhältnig zu bem beabfitigten Zwede fteht und in Erwägung, daß es dem Wohl Unſerer getreuen Unter: 
thanen zufagen bürfte, in ber Beſtimmung und Bertheilung der Nachlaßſumme mit weniger Genauigkeit als 
bisher zu Werke zu gehen und den hierdurch erſpart werdenden Koftenbetrag den Bebürftigen zuzuwenden, wirb 
beiälofien u. |. w.“ 


4. Die finanziellen Wirkungen des Geſetzes auf die Staatöfaffe anlangend, find diefe im Voraus nicht 
zu überfehen. Die Anforderungen, die Ieterer auf Grund ber bisherigen landesherrlichen Verordnung erwachſen 
find, laſſen fih auf nachfolgende Ziffern der Regierungsbegründung zurüdführen. In den Jahren 1881—1890 
betrug ber Geſammtſchaden, ber durch Hagelſchlag hervorgerufen worden ift, 28,295,828 Marf, oder auf das 
Jahr 2,829,582 Marf. Die dadurch verurfadhten Steuernadläffe betrugen 87,906 Mark oder auf das Jahr 
8790 Mark. Daß dieſe legtere Summe durch den Umftand, daß nunmehr einerfeits die Nachlaßſätze, insbeſondere 
weſentlich beim Aebgelände erhöht wurben und anberjeits die Koften der Abſchätzung — infofern die beſchä— 
digte Fläche minbdeftens zehn Hektar umfaßt — bälftig von ber Staatsfafje getragen werden, auf mehr als bas 
Doppelte fteigen könnten, ift nicht anzunehmen. Sogar ermäßigend muß die neuejte Herabjegung der Grunb- 
fteuer von 18" -f auf 15 +5, auf je 100 Mark Steuerkapital in’s Gewicht fallen, wodurch entſprechend einer 
niebereren Steuer auch ein Eleinerer Nachlaß zu gewähren ift. 


5. Den Vortheil, der bem einzelnen Beihädigten erwächst, anlangend, muß vor Allem berborgehoben 
werben, daß in den bier vorgeſchlagenen Steuernadläffen gleihfam ein Schadenerfag für einen in Folge elemen- 
tarer Ereigniffe erlittenen Ertragsausfall nicht gefunden werben kann, handelt es fich doch lediglich nur um 
eine, unter beftimmten DBorausfegungen bedingte baare Rüdvergütung bereits geleifteter oder fälliger Staats: 
feuern. Ueber bie Höhe dieſer Nadhlaßvergütungen bei bem bisherigen Verfahren zu dem eingetretenen Schaben 
gibt die Begründung der Großh. Regierung dahingehend Aufſchluß, daß in den Jahren 1886—90 Ertrags- 
ausfall und Steuernadlaß ſich zu einander verhalten wie 100 : 0,24, wornach alfo letzterer etwa ein Viertel 
Prozent bes erfteren ausmacht. 


6, Ein Nachlaß an der Gemeindbeumlage in allen ben Fällen, welche hier einen Nachlaß an ber Staats- 
fteuer begründen, ſoll nit Platz greifen. Es bleiben jonad und wie bisher die Beflimmungen ber Gemeinde: 
ordnung über bie Aufbringung des ungebedten Gemeindeaufwandes durch dieſen Gefjegentwurf durchaus unberührt. 
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Zu Artikel 1. 


In diefem findet im Allgemeinen das Prinzip bes Geſetzes, einen Nachlaß an ber Grundſteuer bei Hagel⸗ 
ſchlag, Wolkenbruch ober Ueberſchwemmung zu gewähren, feinen Ausbrud. 


Im Schoofe Ihrer Kommiſſion wurde eingehend erörtert, ob nicht etwa bie —— eines Nach⸗ 
laſſes auch auf andere ſchädigende Naturereigniſſe, jo auf außerordentlich ftarfe Schlagregen ober auf Boben- 
abſchwemmungen in folge außergemöhnlicher Regengüffe ausgebehnt und demgemäß im Gejege mitbezeichnet 
werben follten. Man nahm indeffen hiervon Abftand: Zum Einen follte doch nur ein plöglic mit beſonderer 
Heftigkeit hereinbrechendes und in feinen Schädigungen jofort erfennbares Naturereigniß, wie basjenige eines 
Hagelſchlages, Wollenbruches oder Ueberſchwemmung es ift, das möglichft genau faßbare Merkmal bilden; zum 
Anderen nahm man Akt von ber Mitteilung der Regierung, daß über bie Anwendung ber bisherigen landes- 
herrlichen Berorbnung nirgends noch Differenzen aufgekommen jeien. 


Eine ganz befondere Fürſorge erfuhr die Beurtheilung und Behandlung ber Frage, ob nicht dann beim 
Rebgelände eine ausnahmsweiſe Berädfihtigung eintreten dürfte. Man ging den Urſachen eines Mißwachſes 
ober vieljeitig „Mißjahr“ genannt auf die Spur und mollte in feinen Urhebern, d. h. bem fyroft, ber 
Blattfallkrankheit, dem Schimmelpilz, dem Sauerwurm und dem Inſektenſchwarm auch ſolche allgemein ſchäbigende 
Ereigniffe erbliden, die eine Vorausfegung zum Grundſteuernachlaß rechtfertigen dürften. 


Es kann dies an ſich nicht beabrebet werden und es waren der Hauptſache nad nur bie Bebenfen, benen 
aufolge bie hohen Koften ber Ermittelung der Schabenfummen und die Vertheilung der geringfügigen Nadlap- 
beträge an bie vielen Heinen Rebbefiger in gar feinem Verhältniß zu einander ftehen, ber ausjchlaggebende Grund 
bafür, daß die Kommiſſion ſich beihränfte, blos in dem Froſt und bier nur beim Rebgelänbe diejenige Schä- 
bigung zu finden, welche als eine namentlih mit aufzuführende VBorausfegung zum Nachlaß an ber Grund: 
fteuer zu beantragen wäre. 


Zum Belege unferer Behauptungen Laffen wir im Anhange eine eingehende Auskunft und Darftellung 
ber Großherzoglihen Steuerbireftion über den Umfang und den Steueranſchlag des Rebgeländes, ſowie über 
bie Zahl ber Befiger von Weinbergen in den 3 Gemarfungen Laufen, Adtarren und Feſſenbach und TR, 
über deren Staatäfteuerleiftungen und über bie Koften der Konftatirungen von Steuernadläffen folgen. “3 
Die Großherzoglihe Regierung verhielt ſich nicht ablehnendb gegenüber dem beabfichtigten Zufagantrag, 
nah welchem im Artikel 1 nad dem Worte „Wolkenbruch“ der Sa „oder Ueberſchwemmung und 
infoweit es jih um Rebgelände handelt außerdem durch Froſt“ eingeichoben werben joll. 


Ueber diefen Punkt äußert fi) ber vom Abgeordneten Dr. Weygoldt in der 43. Gigung bed hohen 
Haufes erftattete Drudbericht, wie folgt: 


„Dan wird einwenden, daß man dann aud für Tabak: und Getreibefelder Steuernachlaß 
einjegen müßte, weil aud da Mißernten vorfommen. Allein diefer Vergleih ift kaum ftatthaft. 
Nah Tabak und Getreide fann man im gleichen Jahre nod Rüben und bergleihen ernten; aud 
fommen Mißernten in dem Sinne, daß gar nichts wächft, jo gut wie nicht vor. Beim Rebgelände 
dagegen treten vollftändige Mißernten ein, oft hintereinander; der Bauer hat in diejen Fällen 
feinen Ertrag, wohl aber hohe Bewirtbihaftungstoften. Der Weinbau ift eine Kulturart, die fi 
mit feiner anderen, jelbft nicht mit dem Hopfenbau, auf eine Linie fiellen läßt.“ 
Als jelbftverftändlih wird eradhtet, da der Nachlaß an ber Grundfleuer nur auf das betreffende Steuer: 
jahr fattfindet. Im Uebrigen wird auf bie erjhöpfende Regierungsbegründung verwieſen, welde aud Ihre 
Kommiffion fi zu eigen gemacht hat. 


gu Artikel 2, 


mit deſſen Faſſung Ihre Kommiſſion einverftanden ift, erwähnen wir über ben Schatungsausihuß, welcher 
mit dem Steuerfommifjär des Bezirks nad ber Megierungsbegründung die Abihägungstommiffton zu bilden 
bat, ſowie über Kulturarten und Güterklaffen das Nachſtehende: 

08* 
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Der Schatzungsausſchuß befteht aus zwei mit dem Liegenjhaftsbefig in ber Gemarkung vorzugd: 
weife vertrauten Gemeinbebürgern, wenn möglich aus der Mitte bes Schagungsrathes. 

Als Kulturarten kommen nad dem Gejege in Betracht: Gärten, Weder, Wiejen, Weinberge, 
Koftanienpflanzungen, Reutfelder und Weiden. Diefe Kulturarten find in Klaſſen eingetheilt und zwar 
nad) dem größeren ober geringeren Werthe, welchen bie Grundftüde nad ihrer mehr oder minder guten Boden: 
beigaffenheit und nad ihrer für die Landwirthihaft mehr oder minder günftigen Lage haben. 

Dat im Intereffe einer prompten Gejhäftserledigung und zur Vermeidung eines jeden nicht unbedingt 
erjorberlichen Koftenaufwandes die Feftftellungen ber Abihägungstommilfion endgiltige fein müffen, wird für 
vollauf berechtigt erachtet. 


gu Artikel 3 


ergibt eine Bergleihung der Nachlaßſätze von früher auf jet bie nachfolgende Darftellung: 
Bei einer Beſchaͤdigung 
bes Mebgeländes und alles übrigen landwirthſchaftlichen Geländes 


— — — — — _———. 
und einer Erntezerſtörung von . . Ya !g über ?/a Ya—®a über 24 
wurben früher ee res 37 !ja%o 750 37 !a lo 75°%0 
EEE 80% 100% 50% 80% 
d. i. bas Ganze 
der Staatöftener nadhgelaffen. 
Zu Artikel 4, 


Das Verfahren zur Feſtſetzung der zu vertheilenden Nachlaßbeträge wird hierburch Hargeftellt. Unver— 
meidlich für ein befferes Verſtändniß erfcheint der Antrag, den Artikel wie folgt einzuleiten: 


„Auf Grund der Feſtſtellungen nad Artikel 2 dieſes Geſetzes, ſowie auf Grunb ber 
beflehenben Steueranichläge u. j. m.“ 


Zu Artilel 5 


verdient hervorgehoben zu werben, daß bie beſchädigten Steuerpflichtigen ihren Schaben innerhalb 8 Tagen 
nah Eintritt des Unglüdsfalles beim Gemeinderathe geltend zu machen haben. Wer bies unterläßt, verzichtet 
auf den Steuernachlaß. Diejer Verzicht fommt den Anmeldenden zu Gute, da nur unter diefen ber gefammte, 
für die Gemarkung ausgerechnete Steuernachlaß vertheilt wird. Der Gemeinderath hat die Angaben ber Be— 
ſchädigten zu prüfen und richtig zu ftellen. Seine Beſchlüſſe find, wie die Feſtſtellungen ber Abſchätzungs- 
fommiffion in Artikel 2 unanfehtbar. Aufgabe des Steuerfommifjäres ift die Berechnung ber ganzen Nachlaß— 
jumme, jowie de3 auf jeden Einzelnen der Beſchädigten entfallenden Nachlaßbetrages. 

Ihre Kommilfion legt Werth darauf, dem erjten Abſatz dieſes Artikels eine gemeinverftänblichere Faſſung 
zu geben und beantragt dafür nachfolgenden Wortlaut: 


„Dieſe Nachlaßſumme wird unter diejenigen befhäbigten Steuerpflichtigen, 
weldhe einen Aniprud binnen 8 Tagen nad Eintritt bes ſchädigenden Ereig- 
nijjes beim Gemeinderathe geltend gemadt haben, vertheilt und zwar nad 
Verhältniß des von ihnen erlittenen und von ber Gemeinde anerkannten 
Schaden." 


Zu Artitel 6. 


Die Koften der Abſchätzung trägt die Gemeinde, fie werben ihr aber hälftig von ber Staatskaſſe erſeht, 
wenn die beihädigte Fläche mindeftens 10 Heftar mißt. Die Koften zerfallen in die Vergiltung ber Auslagen, 


541 
welde die Steuerlommifjäre wegen auswärtiger Dienftverrichtungen anzufpreden Haben unb in bie Gebuhten, 
bie den Mitgliebern des Schatzungsausſchuſſes zukommen. Beides ift durch Verordnungen geregelt. 

Antrag: „im 2, Abſatz anftatt beichädigende, befhädigte Fläche zu jagen.“ 


Zu Artilel 7 


wird beantragt, im erften Abjage: Gegenwärtiges Gejeg tritt mit dem Zage der Verkündigung in 
Kraft; im zweiten Abjage: „die landesherrliche Verordnung” anftatt Verordnung zu jagen. 


Hiernad jhlägt Ihre Kommilfion vor: 


Die Artikel 2 und 3 unverändert anzunehmen. 
Die Artikel 1, 4, 5 und 7 in folgenden Fafſungen gutzuheihen. 


Artikel 1. 


Ein Nachlaß an der Grunbdfteuer findet fiatt, wenn landwirthſchaftlich benüßtes Gelände durch Hagel- 
ihlag, Wolkenbruch oder Ueberſchwemmung und, infomweit es fih um Rebgelänbe handelt, außer: 
bem durch Froft derart beichädigt wird, daß minbeftens der dritte Theil der Ernie der betroffenen Grund: 
ftüde als zerftört anzufehen ift. 


Artilel 4. 


Auf Grund der Feſtſtellungen nad Artikel 2 dieſes Geſetzes, ſowie auf Grund ber beftehenben 
Steueranihläge für die einzelnen Kulturarten und Klaſſen und der in Artikel 3 beftimmten EEE 
wird die gefammte, zu vertheilende Nachlaßſumme feftgefett. 


Artifel 5. 


Diefe Nahlapfumme wird unter diejenigen beſchädigten Steuerpflidtigen, welde 
einen Anjprudbinnen8 Zagen nad Eintrittdbes [häbigenden Ereignifjes beim Gemeinde— 
rathe geltend gemadt haben, vertheiltund zwar nad Berhältniß des von ihnen erlit— 
tenen und von ber Gemeinde anerfannten Schadens. 


Gegen die Beihlüffe des Gemeinderaths über die als zutreffend anzuerfennende Größe des von ben 
Steuerpflihtigen angemeldeten Schabens findet eine Berufung nicht ftatt. 
Artitel 7, 


Begenwärtiges Gejeh tritt mit dem Zage der Berfündigung in Kraft. 


Gleichzeitig wird die landesherrlidhe Verordnung vom 1. Juli 1817 (Staats: und Regierungd: 
blatt Seite 115) außer Wirkſamkeit geſetzt. 


Mit dem Bollzug diejes Geſetzes ift das Finanzminiſterium beauftragt. 
Gegeben 
und endlich im 


Artitel 6 
zweiter Abjag beſchädigte Fläche anftatt beſchädigende zu fagen. 
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Anlage 1. 


Die Steuerdireftion hat über den Umfang und den Steueranfchlag des Rebgelänbes, ſowie über bie Zahl 
der Befier von Weinbergen in ben Gemarfungen Laufen (A), Achkarren (B) und Feſſenbach (C) Erhebungen 
veranftaltet. 

[Der Kürze wegen jollen dieje Gemarkungen im Weiteren mit A, B und C bezeichnet werben.] 

Dabei hat ſich ergeben, dab in der Gemarkung 

A 390 Rebbefiger zuf. 770 .# 73 Staatsſteuer entrichten, alſo jeder im Durdfchnitt 1.4 90 
B 264 R „ 64 „ 65 „ . " un Fr 2,8 
C 393 * 428 , 61, — 1,07 

Vereinigt man die Rebbeſitzer nach dem Maaß ihrer Staatsſteuerleiſtung in Gruppen, jo ergibt ſich 
folgende procentuale Vertheilung: 

Von jämmtlihen Rebbeſitzern entrichten an Staatsſteuer 

bis einjchl. 1.4 von 1,01 bis 3. von 3,01 »#—10 M mehr ala 10 4 


in A 41° 4200 16°% 1° 
B 37/0 36° 26 0 1% 
C 71% 24% 5% — 


Man kann alſo jagen, daß im Durchſchnitt 50% aller Rebbeſitzer höchſtens 1.4 Staatsſteuer und mehr 
als 80% aller Rebbefiger höchftens 3 .A Staatöfteuer zu entrichten haben. 
Die Erleihterung, die den NRebbefigern im Falle des gänzlichen oder theilweijen Nachlaſſes der Staats: 
fteuer bei Mißjahren zu Theil werden könnte, ift aljo für die ganz überwiegende Miehrzahl eine jehr geringfügige. 
Demgegenüber find die Koften, die die Konftatirung des Steuernachlafjes verurſacht, unverhältnigmäßig hoch. 
Nah den Ermittelungen der Steuerdireltion war zur Berechnung der Staatsftener, die auf dem Reb— 
gelände ruht, ein Zeitaufwand erforderlich 
in A don 3'/s Zagen, 
B„ Ah, 
C„7 " 
aljo für eine Gemarkung durchſchnittlich von 5 Tagen. 


Die Arbeit, die in biefer Zeit geleiftet wurde, betrifit aber nur.das Aufjuchen und Ausziehen der Steuer: 
fapitalien der Rebgrundftüde aus den Grundfteuerzetteln und die Berehnung der Steuerfhuldigkeit. Wollte 
man ben Nachlaß bei Mißwachs gewähren, jo müßte dieſer Arbeit aber no die an Ort und Stelle vorzu: 
nehmende FFeftftellung der Nebgrundftüde vorangehen, bei denen überhaupt von einem Mißwachs die Rede fein 
ann. Dies wäre ein mühevolles, zeitraubendes und koſtſpieliges Geihäft, mag es nun von den Steuer: 
fommifjären jelbft oder von bejonders Hiermit beauftragten Urkundsperſonen vollzogen werben. In Steuer: 
biftriften, in denen ſich zahlreiche Gemeinden mit Nebbau befinden, würbe jomit die Feſtſtellung des Steuer: 
nachlaſſes in Mißjahren eine über alle Maaßen zeitraubende und Eoftipielige Arbeit darftellen. Nimmt man 
für einen Hauptrebbiftrift etwa 20 Rebgemeinden an, jo gebe es für ben Bezirk (ohne den Zeitaufwand für 
das Aufſuchen und Abichägen der einzelnen Rebftüde) eine Arbeit von etwa 100 Tagen, was einfach nicht zu 
leiften ift. 

Die- große Arbeit, die die Fyeftftellung des Steuernadjlaffes verurfacht, findet zum Theil ihre Erklärung 
in ber ftarfen Parzellirung des Nebbefißes. 


Es kommen in 
A auf 390 Eigentümer 1121 Parzellen, aljo auf einen Eig. im Durchſchnitt 3 Parzellen 
B „ 264 J 1267 ee“ „ faft 5 
C „ 393 " 1732 . Pe " 4 " 
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Bon ber Gefammtzahl ber Eigenthümer haben 
ein Rebftüd 2—5 Rebftüde mehr ala 5 Rebftüde 
inA 151 [=38%] 193 [50%] 46 [=12%] 
B 82 [=31%] 90 [=34%] 92 [=35%] 
C .131 [=33%] 157 [=40%] 105 [27%] 


Hiernach befigen * der Nebbauer in den drei Gemarfungen mehr als ein Rebftüd und '« mehr als 
5 Rebftüde. 
Die durchſchnittliche Größe ber einzelnen Parzellen beträgt in 
A5a54 qm. 
B7a56 „ 
C3a24 „ 
Bei vorftehenten Ausführungen ift vorausgejegt, daß ein gänzliher Nadlak der Steuer gewährt wirb. 
Sollte gar der Nachlaß nad dem Grab bes Mißwachſes abgeftuft werden, jo würbe einerfeitö die Steuer: 
erleichterung fich für die Petheiligten nod mehr vermindern, andererjeits die Schwierigkeit und Koſtſpieligkeit 
der Feſtſtellung bes Steuernadlafjes fih noch erhöhen. 












































































— Darſtellung 
über 
den Rebbeſitz und die Rebbeſitzer in den nachſtehend bezeichneten Gemarkungen. 
Anzahl der Rebbeſiher, die an | Rebbefiter, welche mehr als 10.4 
Slächengehalt —— Geſammt· | Gejammt- Staatsſteuer bezahlen Grundftener bezahlen 
Jämmtlichen des Nebge- — Umlage⸗ Ber | von | von | von | vom | S — 
— be Senmrbung Länbeß ber — betra a ee —* Er 
t 
Semadung (100.21159) n Pen | inet. | inel, | inet, | ime, | incl. Wohnort — eirag 
— “|. “ !sl # |. 14124134154 110.4 “sl. |a 
| | | 
1 | Zaufen 513 820126 | 103 | 112 | 50 | 39 | 24 |1.N N. in N.| 8654/93] 12 |98 
Amt Müllheim TI TI, N in | 9778 70] 18 66 
jujammen 385 
mit 1121 Parzellen, alfo 8 Parzellen auf | 8. N. N. in N. | 6 865/12] 10 29 
1 Befiper; durchſchnittliche Größe ber Par⸗ : * 
ale 3 a 94 am; buräfänitsfiäie Stange | 4 N 7 in N. |13 894158] 20 184 
feuer 1.4 0 4 5. N. N. in NR. 14 48382] 21 |72 
Amt Breiſach 
mit 1267 Parzellen, oder 5 Parzellen auf | 3. N. N. in N.I6980 10 47 
1 Rebbefiger; durchſchnittliche Größe ber 
Parzelle 7 a 56 qm; Staatöfteuer 2 A 
28 
3 | Fellenbad 56 | 38 | 282 u1388 12361 183566] 182 | 97 | 571 36 | 14 | 61. N. N in N. 12 905 19 35 
| A mm [LP — — — 
a u 2. N. N. in N. |20 274124] 30 laı 


TEEN N 








zulammen 392 


mit 1732 Parzellen, oder 4 Barzellen auf 
1 Rebbefiger; durchſchnittliche Größe ber 
Parzelle 8 a 24 qm; durchſchnittliche 
Staatsfteuer 1 «A 07 
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Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Wir beauftragen hiermit den mit der Leitung Unſeres Minifterinms des Innern betranten Sıaatsrath 
A. Eijenlohr Unſeren getreuen Ständen, umd zwar zunächſt der zweiten Kammer, den anliegenden Entwurf 
eines Geſetzes, betreffend die Ausführung der Aranfenverficherumg zur Berathung und Zuftimmung vorzulegen. — 


Zum Regierungstommiflär für dieſe Vorlage ernennen Wir den &chrimen Oberregierungsrath Schenkel. 


Begeben zu Karlsruhe, den 30. März 1802, 


Friedrich. 


Eiſenlohr. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit Höchſten Befehl: 
Dr. Waltz. 


Verhandlungen der 2, Rammer 1891/92, 4tes Weilagebeft. 69 
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Entwurf eines Geſthes, 
die Ausführung der Sranlenverfiherung betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mit Zufttmmung Unſerer getrenen Stände haben! Wir beichlofien und verordnen, was folgt: 


Artikel J. 


Der zweite Abſchnitt, FF 14 dis 18, des Gefeges vom 24. März 1888, die Ausführung der Unfall» und 
Kronfenverficherung betreffend (Geiekes- und Verordnungsblatt Seite 180), wird durdı folgende Beftimmungen 
erſetzt: 

—814. 

Die in der Land- und Forſtwirthſchaft beſchäftigten Arbeiter und Betriebsbeamten und die Dienſtboten 
find, wenn jie gegen Gehalt oder Lohn beichäftigt jind und die Beichäftigung micht durch die Natur ihres 
Gegenftandes oder im Voraus durd den Arbeitsvertrag auf einen Zeitraum von weniger als einer Woche be- 
ichränft ift, gegen Krankheit zu verfichern, die Betriebsbeamten übrigens nur, wenn ihr Arbeitsverdienſt an 
Kohn oder Gehalt ſechs zmeidrittel Mark jür den Arbeitstag oder, jofern Yohn oder Gehalt nach gröjeren 
Jeitabſchnitten bemefien ift, zweitauſend Mark für das Yahr gerechnet, nicht überfteigt. 

Als Gehalt oder Lohn gelten auch Tantiemen und Naturalbezüge. Für die lesteren wird der Durd)- 
jchnittsmwerth in Anfag gebracht; diefer Werth wird von der unteren Vermwaltungsbehörde feſtgeſetzt. 


ga. 
Durch ftatutariiche Beftimmung eimer Gemeinde jür ihren Bezirk oder eines weiteren Sommmmalverbandes 
für jeinen Bezirk oder Theile deflelben kann die Rrantenverficherungspflicht erftredtt werden: 
1. auf diejenigen im 8 14 bezeichneten Perfonen, deren Beichäftigung durd; die Natur ihres Gegenftandes 
oder im Voraus durch den Arbeitsvertrag auf einen Zeitraum von weniger als einer Woche beichränft ift, 
2. auf diejenigen Familienangehörigen eines land- und jorjtwirthichaftlichen Unternehmers, deren Be— 
ihäftigung in dem Betriebe nicht auf Grund eines Arbeitsvertrags ftattfindet, 
. auf Perjonen, welche als Gejellen, Gehilien oder Lehrlinge in frantenverficherungspflichtigen Betrieben 
ohne Lohn oder Gehalt beichäftigt find. 


[I 
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Die auf Grund diefer Borichrift ergehenden itatırtariichen Beſtimmungen müffen die genaue Bezeichnung 
derjenigen Rlaffen von Perſonen, auf welche die Rranfenverfiherungspflicht erjtredt werden joll, und Beftim: 
mungen über die Verpflichtung zur An- umd Abmeldung, jowie über die Verpflichtung zur Leiftung und Ein» 
zahlung der Beiträge enthalten. 

Sie bedürfen der Genehmigung der höheren VBerwaltungsbehörde und find in der für die oris- bezw. 
bezirfspoligeilichen Vorſchriften maßgebenden Form zu veröffentlichen. 

$ 16. 

Durd) jtatutarijche Beitimmung einer Gemeinde und, ſoſern ſich die Gemeinde » Kranfenverfiherung oder 
Orts-Krankenkaſſe auf mehrere Gemeinden erftrect, eines weiteren Kommunalverbands fann für den Bereich 
einer Gemeinde» Kranfenverjidherung oder Orts-Krankenkaſſe feftgejegt werden, daß dem derjelben angehörigen 
häuslichen Dienftboten und ohne Lohn oder Gehalt beichäftigten Gejellen, Gehilfen und Lehrlingen im Falle 
der Erwerbsunfähigfeit cin Krankengeld nicht zu gewähren jei; alddann find die Verficherungsbeiträge diejer 
Perfonen eutjprechend der dadurd bedingten Ermäßigung der Yeiltungen der Kranfenunterftügung niedriger 
feitzuiegen. 

Dinfichtlid des Verfahrens bei Erlaffung der ſtatutariſchen Beftimmung iſt $ 15 maßgebend. 


8 17. 

Für die Kranfenverfiherung der in den Hh 14 und 15 bezeichneten Perſonen ift im Lebrigen das Reichsgeſetz 
vom 15. Juni 1883, die Rranfenverficherung der Arbeiter betreffend (Meichs-Gejeg-Blatt Seite 72), nebſt ben 
Ergänzungs- und Abänderungsbeftimmungen hierzu maßgebend. 

Die Beſchäftigung als Dienftbote ift als eine Betriebsart im Sinne ber reichögeieglichen Beltimmungen 
(& 16 des Sranfenverficherungsgejeges vom 1b. Juni 1885) zu behandeln, 


$ 18. 

Soweit für die Dienftboten eine den Anforderungen der reichägejeglihen Kranlenverjiherung entſprechende 
Fürjorge in Erkrankungsfällen getroffen iſt, greift die dor Dienſtherrſchaft geieglich obliegende Verpflichtung zur 
Krankenverpflegung und zur Uebernahme der Koften für Arzt umd Argneien, jowie, während der Dauer der 
Erwerbsunfähigfeit, zur YFortzahlung des Sohnes nicht Plak. 


Artikel 2. 
Die nach diejem Geſetze und nach ſonſtigen veichsgeieglihen Vorſchriften vorgefehenen ftatutarijchen Be- 
ſtimmungen für den Bezirk eines weiteren Romimumnalverbauds oder mehrere Gemeinden umfaffenden Theile des— 
jelben fönnen für den Amtsbezirk oder Theile deffelben durch den Bezirfsrath erlaffen werden. 


Artikel 3. 

Der Verwaltungsgerichtshof erkennt im erſter und letzter Inſtanz über Klagen gegen die nad $ 58 Ab— 
ſatz 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes vom 15. Juni 1883 (Faſſung vom ..... . .. 1802) ergangenen 
Entſcheidungen der Aufſichtsbehörde. 

Artilel 4. 

Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes treten, ſoweit fie die Beſchlußfaſſung über ſtatutariſche Beſtimmungen, 
ſowie die Herſtellung der "Einrichtungen betreffen, welche zur Durchführung des nach dieſem Geſetze begründeten 
Kranfenverficherungszwanges erforderlich find, mit dem Tage der Verkündung, im Uebrigen am 1. Januar 1895 
in Kraft. 

Bom 1. Januar 1895 au treien die gemäß $ 15 des Gejeges vom 24. März 1388, die Ausführung ber 
Unfall- und Krankenverſicherung betreffend, erlaſſenen ſtatutariſchen Beſtimmungen aufer Wirkiamfeit. 

Gegeben ıc. 


Begründung. 


Als durch das Landesgejek vom 24. März 1888, betreffend die Ausführung der Unfall» und Aränten- 
verficherung (Geſetzes- und Verordnungs-Blatt Seite 189), die Krankenverſicherungspflicht auf die in der Pand- 
und Forſtwirthſchaft gegen Lohn beichäftigten Perfonen, einſchließlich der landwirthichaftlichen Dienftboten, aus— 
gebehnt wurde, ift auch die Krankenverficherungspflicht ber häuslichen Dienftboten in den 88 15 bis 17 dieſes 
Geſetzes nen geregelt worden. Obwohl, insbeſondere bei der Berathung des Geſetzentwurfs in der zweiten 
Kammer (vergl. Rommiffionsbericht diefer Kammer Seite 23), die Neigung beftand, auch die häuslichen Dienftboten 
aligemein der reichägejeglichen Kranfeuverficherung zu überweiien, wurde doch nach dem Megierungsvorichlage 
beftimmt, daß die Kranfenverficherungspflicht der häuslichen Dienjtboten nur in jenen Gemeinden und Bezirken 
begründet jein jolle, für welche fie durch ſtatutariſche Beſtimmung der Gemeinde oder des Bezirksraths eingeführt 
werde, und daß die Kranfenverficherung der häuslichen Dienftboten durd die beiondere Einrichtung der landes- 
gejeglichen Gemeinde Kranfenverficherung zu erfolgen habe, welche nad Mitgliedichaft, Einnahmen und Aus- 
gaben von der reichsgeſetzlichen Gemeinde - Rranfenverfiherung getrennt ift, mit diefer reichsgejeglichen Organi- 
ſation aber infofern in innigem Zujammenhang fteht, als die materiellen Normen des Neichsgeiekes vom 
15. Juni 1883 über die Gemeinde» Kranfenverfiherung (mit einem Vorbehalte hinfichtlich des Krankengeldes 
maßgebend jind und die Verwaltung durch die Organe der reichsgefeglichen Gemeinde » Krantenverficherung zu 
führen ift. Für eine derart gejonderte Behandlung der Aranfenverficherung der häuslichen Dienftboten fiel 
insbejondere die Rückſicht darauf in's Gewicht, daß es damals als zweifelhaft erachtet wurde, ob es mit dem 
Neichägefeke vom 15. Juni 1883, welches nur eine PVerfiherungsberechtigung der Dienftboten fennt, 
vereinbar ſei, daß landesgeſetzlich die häuslichen Dienftboten dem reichsgejeglichen Rranfenverfiherungszwang 
unterworfen und in die reichsgejeglichen Anftalten zur Kraulenverſicherung eingeordnet werden. Außerdem 
trug man aber auch Bedenken, abweichend von den bis zum fahre 1888 in Geltung gewejenen Grundjägen 
über die ranfenpflegeverficherung der Dienftboten, bei den mit Erwerbsunfähigfeit verbundenen Erkrankungs 
fällen, im welchen eine Krankenhauspflege ausnahmsweije nicht cintritt, den häuslichen Dienftboten allgemein 
das nad dem Reichsgeſetze vom 15. Juni 1883 vorgeſchriebene Krankengeld zu gewähren; man erachtete es 
vielmehr für zwedmäßiger, durch befondere Landesgejegliche Regelung (S 17 Ziffer 2 des Geſetzes vom 
24. März 1888) den Organen, welche über die ftatutarifchen Beſtimmungen zur Einführung des VBerficherungs- 
zwangs für die häuslichen Dienftboten zu beichließen haben, die im Reichsgeſetz nicht vorgeichene Befugniß zum 
Ausſchluß des Aranfengeldes bei der Dienftbotenverficherung einzuräumen. 

Gemäß dem Gefege vom 24. März 1888 iſt im der Folge die landesgejegliche Rranfenverficherung der 
Dienjtboten in 24 Amtsbezirken allgemein durchgeführt worden, nämlich in Adelsheim, Baden, Breiſach, Bretten, 
Donauefhingen, Durlach, Eberbah, Emmendingen, Freiburg, Karlsruhe, Konſtanz, Mosbach, Neuftadt, Offen: 
burg,. Pforzheim, Raftatt, Schweringen, Sinsheim, Stodad, Tauberbiichofsheim, Triberg, Weberlingen, Wert- 
heim, Wolfach; dieje Zahl ift, nachdem die für dem Amtsbezirk Adelsheim erlaffene ftatutariiche Beitimmung vom 
1. Januar 1891 am aufgehoben worden ift, inzwijchen auf 23 herabgefunfen; in dieſen 23 Amtsbezirken wird 
die Kranfenverfiherung der Dienjtboten im Allgemeinen durch die Organe der für die gemeinfame reichsgejeg- 
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liche Gemeinde » Kranfenverficherung errichteten Diſtrilts- und Bezirksverbände verwaltet, nur für die Städte 
Karlsruhe, Baden, Pforzheim, Offenburg, Freiburg, Donauejhingen und Singen beiteht in dieſen Bezirken 
eine auf das Gemeindegebiet bejchränfte Gemeinde: Krankenverfiherung der häuslichen Dienjtboten. Ferner iſt 
die landesgejegliche Gemeinde-Rranfenverjicherung der Dienftboten durch ftatutariihe Beitimmungen von Einzel: 
gemeinden in weiteren 18 Amtsbezirken, nämlich: Adern, Bruchjal, Buchen, Bühl, Ettlingen, Heidelberg, Kehl, 
Lahr, Lörrad), Mannheim, Meßkirch, Oberkirch, Schönau, Schopfheim, Waldkirch, Waldshut, Weinheim, Wiesloch 
für die Amtsjtadt und einige andere größere Gemeinden (Walldürn, Hardheim, Malſch, Medargemünd, Dorf Kehl, 
Randern, Steinen, Zell i. W. und Wehr) eingeführt worden. Nur in 11 Amtsbezirten bejtchen zur Zeit keinerlei 
Beranftaltungen zur Zwangs-Rranfenverjicherung der häuslichen Dienftboten. Auch hier jind übrigens die häus- 
lichen Dienftboten zum freilich) nur kleineren Theile da und dort der reidhsgejeglichen. Gemeinde: Kranfen- 
verſicherung jreiwillig beigetreten. In den meijten Bezirken und Gemeinden, im denen durch ſtatutariſche Be— 
ſtimmung die landesgejegliche Dienjtboten-Kranfenverjiherung eingeführt worden it, wurde diejelbe gemäß 3 15 
Abſatz 1 Ziffer 2 des Gejeges vom 24. März 1888 auch auf die ohne Gehalt oder Lohn in Franfenverjiche- 
rungspflichtigen Betrieben bejchäftigten Geſellen, Gehilfen und Lehrlinge erjtredt, von einiger praftiicher Be— 
dentung ijt dieje Einrichtung nad) den Berichten der Berwaltungsbehörden nur in den Städten geworden, wo 
in handwerfmäßigen Betrieben eine größere Anzahl von Lehrlingen ohne Lohn umd ohne Anſpruch auf freien 
Unterhalt jeitens des Lehrherrn bejchäftigt find. 

Am Schluffe des Jahres 1890 beitanden im Großherzogthum 62 landesgejegliche Gemeinde » Kranten- 
verjiherungen für die häuslichen Dienftboten, bezichungsweije für die ohme Lohn beichäftigten Lehrlinge, die 
Diitgliederzahl betrug im Durdjichnitt des Jahres 1890: 31 954, die Geſammteinnahme diejes Jahres war 
20 369 „A, die Gejammtausgabe 268 917 MM Nur ein Theil diejer Kranfenverfiherungsanftalten hat von 
der Befugniß, den häuslichen Dienjtboten auch ein Kranfengeid zu gewähren, Gebraud gemacht, der Gejanmt- 
beirag der im jahre 1890 gewährten Krankengelder beläuft fi) auf 3197 AM Die Hauptausgabe diejer 
zunächſt der Krankenpflege gewidimeten Einrichtungen. bejtcht in dem Koften für Kranfenhauspflege, welche im 
Jahre 1890: 152607 „AM betrugen; dann folgen die Uufwendungen für Arznei und jonftige Heilmittel mit 
25 147 M umd für ärztliche Behandlung ohne gleichzeitige Kranfenhauspflege mit 18 752 M 

Im Ganzen hat ſich die Einrichtung der landesgeſetzlichen Gemeinde-strankenverfiherung der Dienftboten 
bewährt; nur iſt es vielfach von den mit der Verwaltung der landesgejeglichen Dienjtbotenverficheruug betrauten 
Organen der Verbände zur reichsgejeglichen Gemeinde-Kranfenverfiherung als ein Mißſtand empfunden worden, 
daß wegen der rechtlihen und rechnungsmäßigen Trennung der beiden Einrichtungen bejondere Liften und 
Rechnungen für die verfiderten häuslichen Dienftboten geführt und insbejondere bei den einlaufenden For— 
derungen der Kranfenhäujer, Apotheker und Yerzte diejenigen Beträge ausgeichieden werden müffen, welche durch 
die Behandlung der der Landesgejeglichen Gemeinde-Krankenverſicherung angehörigen Perjonen erwachſen jind; 
die dadurd bedingten Weiterungen haben bei einigen Verbänden dazu geführt, daß durch die Verbands: und 
Gemeindeorgane allgemein auf freiwilligen Uebertritt der häuslichen Dienftboten in die reichsgejetliche Gemeinde» 
Hranfenverfiderung mit Erfolg hingewirkt worden ijt. Bei einer von der Großh. Hegierung aus Anlaß diejer 
Beſchwerden im Lauf des Jahres 1891 veranftaltcten Erhebung hat fid) ergeben, daß die Tremmung der landes- 
gejeglichen und reichsgejeglichen Gemeinde-Aranfenverjiherung ziemlich allgemein als die Verwaltung erjchwerend 
und durd innere Gründe nicht geboten crachtet wird und daß bei den weitaus meiften der betheiligten Ver— 
waltungsbehörden und Rrankenverficherungsorgane der Wunjc nad) einer Berjchmelzung der zur Zeit getreunten 
Einrichtungen beftcht. Nur in einigen Städten wird insbejondere mit Rückſicht darauf, daß die Beiträge zur 
landesgejeglichen Dienftbotenverficherung erheblich geringer find, als die zur, reichsgeſetzlichen Gemeinde-Kranten- 
verſicherung und zu den gemeiniamen Orts-Krankenkaſſen, darauf Werth gelegt, daß auch fernerhin die Auf: 
rechterhaltung einer bejonderen Dienjtbotenverficherung möglich gemacht werde. 

Unverfennbar® jind die Gründe, welche im Jahre 1888 zur Einrichtung emer von den reichsgeieglichen 
Kaſſen getrennten landesgejeglichen Gemeinde-trantenverficherung veranlaßt haben, nicht mehr im gleicher Stärke 
vorhanden. Bor Allem. ift aus den bei der Berathung der Novelle zum Krankenverſicherungsgeſetze vom 
15. uni 1883 im Reichstage und im jeiner Kommiſſion, über die Frage der Dienftboten-Verjicherung gepflogenen 


550 


Erörterungen zu entnehmen, daß der Landesgeſetzgebung hinfichtlich der Megelung der Kranfenverficherungspflicht 
der häuslichen Dienjtboten der weiteſte Spielraum gegeben und insbejondere auch die landesgeiegliche Aus- 
dehnung der reichsgeieslichen Kranfenverfiherung auf die Dienftboten weder nad) der Abſicht, noch nach dem 
Wortlaut des Rranfenverficherungsgejeges von 1883 oder der dazu erlaffenen Novelle ausgejchloffen ift. Ferner 
find durch die bei der Durchführung des Yandesgejekes vom 24. März 1888 gemachten Erfahrungen die 
Bedenken, weldye früher hinfichtlich der Gewährung eines Krankengeldes an die Dienftboten beftanden, weſentlich 
abgeihwächt worden. Schon jet wird nach dieſem Geſetz allgemein den landwirthichaftlichen Dienftboten und 
wenigitens nach einem Theile der über dic Tandesgejekliche Gemeinde-Arankenverfiherung erlaffenen ftatutarifchen 
Peftimmungen auch den häuslichen Dienftboten ein Rranfengeld gewährt, wenn jie bei einer mit Ermerbs- 
unfähigfeit verbundenen Erkranlung ausnahmsweiſe nicht im Krankenhauſe verpflegt werden; und es ift 
dabei, mie jid) aus den Berichten der Verwaltungsbehörden ergibt, nicht die Wahrnehmung gemacht worden, 
daß die Gewährung cines Arantengelds in erheblichem Maaße Mißbräuche, imsbejondere Simulationen, 
veranlaßt. 

Die Großh. Regierung hält es daher im Intereſſe einer Vereinfachung der beftcheuden Kranfenverficherungs: 
organijation umd ciner Entlajtung der Verwaltungsorgane für angemeifen, daß die Trennung der landesgejet- 
lichen Dienftbotenverficherungen von den reichsgeieglichen Veranstaltungen zur Rranfenverfiherung aufgehoben 
werde. Wenn hiermit die reichsgeſetzlichen Vorjchriften über die Kranfenverficherung, und zwar ſowohl bie 
materiellen als die auf die Geftaltung der Einrichtungen bezüglichen formellen, vorbehaltlos auf die häuslichen 
Dienftboten durch Landesgeſetz ausgedehnt werden, io liegt fein befonderer Anlaß mehr dazu vor, wie jeither 
das Beftchen eines Kranfenverfiherungszwangs für die häuslichen Dienftboten von der Erlaffung einer ſtatuta— 
riichen Beitimmung der Gemeinde oder des Bezirfsraths abhängig zu machen, vielmehr wird die Kranken: 
verjiherungspflicht der häuslichen Dienftboten, wie es auch von fait allen darüber gehörten Stellen empfohlen 
wird, nunmehr allgemein feitzujegen jein. Schon jest find gemäß $ 14 des Landesgejeges vom 24. März 1888 
jämmtliche landwirthſchaftliche Dienftboten dem Krankenverſicherungszwange unterworfen und es befinden ſich 
hierunter auch eine Anzahl von Dienftboten, welche gleichzeitig Geichäfte der Yandwirthichaft und der Haus— 
wirthſchaft beiorgen, aljo auch die Eigenschaft als häustiche Dienftboten befigen; die nicht gleichzeitig in der 
Yandwirchichait beſchäftigten häuslichen Dienftboten sind in der überwiegenden Mehrzahl in Folge der oben- 
gedachten jtatutarischen Beltimmungen, zum Theil auch kraft freiwilligen Beitritts zur Gemeinde-Kranken— 
verfiherung oder zu den Orts-Krankenkaſſen (vergl. 883 4 Abſatz 3 und 26 Abſatz 4 Ziffer 5 des Geſetzes vom 
15. Juni 1883) bereits gegen Krankheit verfihert. Der allgemeine Beizug der verhältnigmäßig nicht jehr 
zahlreidyen hänstichen Dienftboten, welche bis jett der Kranfenverficherung noch nicht unterworfen find, empfiehlt 
ſich ſowohl im Intereſſe der Dienftherrichaften und des Gefindes als in demjenigen der Armenverbäude, welche 
jeither im Fällen der Hilfsbedürftigkeit für die erkrankten häuslichen Dienjtboten einzutreten hatten; der jeit- 
herige Zuſtand einer ungleichartigen Negelung der Dienftbotenverjicherung in den einzelnen Gemeinden und Be— 
zirfen ift da und dort, insbejondere von den ihren Dienftort wechielnden Dienjtboten und von den Armen» 
verbänden, als ein Mißſtand empfunden worden. 

Wenn die hänslichen Dienitboten kraft Landesgeſetzes allgemein der reichsgeſetzlichen Rranfenverjicherung 
unterworfen werden, bleibt es dem weiteren Vollzuge, imsbejondere der Beſchlußfaſſung der Organe der Ge— 
meinden, anheim gegeben, nad Lage der örtlichen Berhältniffe umd unter Berücdfichtigung der für bie Rranfen- 
perficherung beitchenden Organijationen, zu beftimmen, durch welche Einrichtungen die Kranfenverficherung ber 
häuslidyen Dienjtboten zu erfolgen habe. it auch im Allgemeinen anzunehmen, daß dort, wo die reicdhsgeich- 
liche Gemeinde-Rranfenverficherung organifirt ift, die Verficherung der häuslichen Dienftboten in der Hegel durch 
dieie Anftalten bewirkt werden wird, jo iſt cs doch nach dem Krantenverficherungsgeieke zuläffig, daß für die 
Berjicherung der häuslichen Dienftboten von der Gemeinde beiondere Orts-Krankenkaſſen errichtet und jomit dem 
in einzelnen Städten beftehenden Wuniche nad) Erhaltung getrennter Einrichtungen für Bieje Verſonenklaſſe 
Rechnung getragen werde. Wo jeither eine reichsgejegliche Rranfenverjicherung nicht organifirt war, jondern 
gemeinjame Orts-Krankenlaſſen für ſämmtliche Verſicherte beitehen, können die häuslichen Dientboten der Orts- 
Krankenlaſſe überwiejen (vergl. aud) $ 18a und $ 43a der in der dritten Berathung vom Reichstage ange: 
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nommenen Novelle zum Stranfenverjicherungsgejege) oder es kann für biefelben eine gejonderte reichsgejegliche 
Gemeinde: Arankenverficherung organifirt werden. 


Im Einzelnen ift zu den Beſtimmungen des Entwurfs Nachitehendes zu bemerken: 


Zu Artifei 1, und zwar zu 


8 14. 


Durd) die Novelle zum Kranfenverficherungsgeiche wird eine Feine Abänderung des 8 14 des Landes- 
geleges vom 24. Mürz 1888 erforderlich, indem nunmehr im Anſchluß an die in $ 1 Abjas 1 des Aranfen- 
verficherungsgejeges vorgenommene Abänderung der den Begriff der vorübergehenden Bejchäftigung feitiegenden 
Beftimmung aud Hinfichtlich der landwirthichaftlichen Arbeiter auszuſprechen iſt, daß eine nach der Natur des 
Gegenftandes vorübergehende Beichäftigung mur dann von der Verficherungspflicht befreit jei, wenn jic auf einen 
Zeitraum von weniger als einer Woche beichränft ift. Bei diefer Gelegenheit ericheint es auch angemefien, daf 
die Worte des $ 14 des Landesgejeges: „Perjonen, welche in der Laud- und Forſtwirthſchaft beichäftigt find“, 
im Anſchluß an $ 2 Abjag 1 Ziffer 6 der Novelle durch den Ausdruck: „Die in der Yand- und Forſtwirthſchaft 
befehäftigten Arbeiter und Betriebsbeamten“ erjegt werden; es wird dadurd) in Uebereinſtimmung mit der jeit- 
herigen Praris der Behörden, Harer feſtgeſtellt, daß die Zerficherungspflicht jich nur anf die gegen Yohn oder 
Gehalt in der Land- und Forſtwirthſchaft beichäftigten Arbeiter, Dienftboten und Betriebsbcamte, nicht auch anf 
diejenigen Familienangehörigen eines Landwirths eritrede, deren Beichäftigung im dem Betriebe nicht auf Grund 
eines Arbeitövertrags jtattfindet, vergleiche $ 2 Abjag 1 Ziffer 3 der Novelle zum Strankenverjicherungsgeiege 
und Artitel 1 8 15 Abjag 1 Biffer 2 diejes Entwurfs. 


Zus 15. 

Die Ausdehnung der Beitimmungen des ranfenverjicherungsgejeges auf die land- und jorjtwirthichaft- 
lichen Arbeiter und die Dienftboten hat am jich wicht zur Folge, daß durch jtatutarifche Beftimmung die Kranken— 
verficherumgspflicht and, anf die m $ 15 Abjag 1 Ziffer I und 2 bezeichneten, mad) dem Geſetze nicht ver- 
jicherungspflichtigen Perſonen eritreett werden faun; denn die nadı 8 2 Abjag 1 Ziffer 1 und 3 des Aranfen- 
verficherungsgeieges vom 15. Juni 1885 (Faflung der Novelle) in dieſer Dinficht gegebene Berugnih erjtredt 
jih nur anf diejenigen Perionen, welche in den durch & 1 des Kranfenverficherungsgeieges bezeichneten (meijt 
gewerblichen) Betrieben beichäftigt werden. Wenn auch ein beionderes Bedürfniß, den Kranfenverficherungs- 
zwang in der Yand- und Forſtwirthſchaft auf die bloß vorübergehend, d. h. anf fürzere Zeit als eine Woche, 
beichäftigten Perſonen ımd anf die im Betriebe des Familienhaupts bejchäftigten Angehörigen auszudehnen, mır 
jelten bejtehen wird, jo ericheint es doch angezeigt, der jtatntariichen Beitimmung die Möglichkeit einer joldhen 
Ausdehnung ansdrüdlic vorzubehalten; mangels eines jolchen Borbehalts fünnten ſich leicht ungerechtfertigte 
Ungleichheiten dadurch ergeben, daß für einen Kaſſenbezirk eine jolche Ausdehnung nur fiir die im gewerblichen 
und Handelsbetrieben, nicht auch für die in der Land- und Forftwirthichaft beichäftigten, bei der gleichen Kaſſe 
zu verfichernden Perionen jener Art zuläffig jein würde, 


Dem insbejondere aus einer Anzahl von Städten geäußerten Wunjche entiprechend iſt durch $ 15 Abiag 1 
Ziffer 3 des Entwurfs die jeitherige Vorjchrift des $ 15 Abfag 1 Ziffer 2, wonach auc die ohne Lohn 
beichäftigten Geſellen, Gehilfen umd Lehrlinge durch jtatutarische Beitimmung dem Verſicherungszwange ımter- 
worjen werden fünnen, aufrecht erhalten worden. 


Zus 16. 

Insbeſondere von einigen größeren Städten ijt der Wunjch geäußert worden, cs möge nad dem Vor— 
gange des jeitherigen 8 17 Ziffer 2 des Geſetzes vom 24. März 1888, die Ausführung der Unfall- und 
Krantenverficherung betr., den Gemeinden und weiteren Kommunalverbänden die Möglichleit gewahrt werden, der 
Krantenverficherung der häuslichen Dienitboten auch fünftighin die Eigenichaft einer Krankenpflege verjüherung 
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zu geben, jomit die Gewährung des Krankengeldes ansznichließen. Dieſem Wunſch wird durch € 16 ent 
iprochen. 
3u & 17. 

Diernach jind für die Aranfenverficherung der land- und forjtwirthichaftlichen Arbeiter und der Dienft- 
boten die reichsgeſetzlichen Borfchriften allgemein maßgebend, und zwar fjomohl die materiellen über die Ver— 
jicherungspflicht und »Berechtigung, über die Unterſtützungsanſprüche, die Beiträge u. ſ. f., als die formellen 
über die Zugehörigkeit zu der Gemeinde - Aranfenverfiherung und zu den Krankenkafſen. Binfichtlich der land- 
und forftwirthichaftlichen Arbeiter, Dienftboten und Betriebsbeamten kommen neben den Vorſchriften des Kranken— 
verficherumgsgejeßes von 1885 ımd der dazu erlaffenen Novelle noch die beiondern Beltimmungen des Reichs— 
geiekes vom 5. Mai 1886, betreffend die Unfall: und Granfenverficherung der in land- und foritwirthichaft- 
lichen Betrieben befchäftigten Perſonen, FF 135, 134 Abjat 2, 156, 137, 138, 141 und 142 (vergl. Art. 32 
Abi. 2 der Novelle zum Sranfenverficherungsgeiege) in Betracht. Auch wenn in Zukunft Aenderumgen der 
reichsgeſetzlichen Beſtimmungen über die Kranfenverficherung erfolgen, finden diefelben nach der Faſſung des 
$ 17 des Entwurfs anf die land- und forftwirthichaftlichen Arbeiter und Betriebsbeamten und die Dienftboten 
unmittelbar Anwendung. 

Dinfichtlich der Beitritts- Berechtigung der in 8 14 des Entwurfs bezeichneten PBerionen, welche nicht 
verfihernngspflichtig jind (3. B. wegen der vorübergehenden Natur ihrer Beichäftigung), war eine beiondere 
landesgefegliche Beftimmmmg nicht zu treffen, da schon nadı 8 4 Abſatz 2 des Krankenverſicherungsgeſetzes von 
1883 den in der Pand- und Forſtwirthſchaft beichäftigten Arbeitern, jofern ihr jährliches Gefammteinfommen 
2000 AM wicht überjteigt, und den Dienstboten, welche nicht verficherungspflichtig find, die Befugniß, der Ge— 
meinde-Kranfenverjicherung beizutreten, eingeräumt ijt und im Uebrigen durch das Start der Ortskrankenkaſſen 
gemäß $ 26a Abſatz 2 Ziffer 5 des Arantenverjicherungsgejeges Faſſung der Novelle) für dem freiwilligen 
Beitritt zur Ortskrankenkaſſe in denjenigen Gemeinden und Bezirken, wo die Ghemeinde-Arantenverficherung nicht 
organifirt iſt, Vorſorge getroffen werden kann. Zu beachten ift, daß nad der Novelle zum Krankenverſicherungs— 
gejege nunmehr kraft ſtatutariſcher Beſtimmung (8 4 Abſatz 2) auch den jelbjtändigen Yandwirthen, deren Ge— 
jammteinfommen 2000 A im Jahre nicht überfteigt, das Weitrittsrecht zur Gemeinde-Kranfenverficherung ein- 
geräumt und durch Beſchluß der Gemeinde beziehungsweiie Kaſſenſtatut (K ba Abjae 1 Ziffer 5 & 21 Abfar 1 
Ziffer 5 amd 8 22 Abjat >) bejtimmt werden fann, es jeien den der Gemeinde» Nranfenverficherung bezw. der 
Ortstrankenkaſſe angehörigen Verficherten auf ihren Antrag gegen Zahlung eines befonderen Beitrags auch für 
ihre Yamilienangebörigen freie ärztliche Behandlung, Arzneien und Heinere Heilmittel zu gewähren. 

Die Hauswirthſchaft iſt an ſich als ein „Betrieb“ im Simme der jozialen Gejeßgebung nicht zu ber 
trachten: es könnte ſich daber bei Durchführung des Gejekes der Zweifel ergeben, ob die weder in Gewerbs- 
zweigen noch in Betriebsarten (vergl. KE 16 bis 19 des Kranfenverficherungsgeieges) beichäftigten häuslichen 
Dienftboten zu einer Orts-Nranfentaffe vereinigt oder zuſammen mit jonftigen in Gewerbszweigen ober Betriebs- 
arten beichäftigten Berionen einer ſolchen Kaffe zugetheilt werden können; um derartigen Zweifeln vorzubeugen, 
ift im F 17 Abſatz 2 des Entwurfs beftimmt worden, daß die Beichäftigung als Dienſthote im Sinne dieler 
Geſetzgebung als eine Betriebsart zu behandeln jei. 


Zug is. 

Der $ 18 des Landesgejeges vom 24. März 1888 bedarf einer formellen Aenderung in jofern, als die 
dort erwähnte landesgeſetzliche Arantenverfiherung im Zukunft nicht mehr bejtehen wird. Die neue Faſſung 
wurde derart gewählt, daß dentlich feitgeftellt wird, es greife die Beſtimmung and dann Platz, wenn der 
Dienftbote nicht bei der Gemeinde-Krantenverfiherumg oder einer organifirten Krankenkaſſe, jondern bei einer 
den reichsgefeglichen Anforderungen entjprechenden Hülfskaſſe verfichert iſt. 


Zu Artikel 2. 


Es ericheint als zwedmäßig, daß die zumächit nur für den Fall des F 142 des Meichsgejeges von 
5. Mai 1886 getroffene Beſtimmung des $ 21 des Kandesgejeges vom 24. März 1885 auf die übrigen Fälle 
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ausgedehnt werde, in denen nach dem Krantenverjicherungsgeiege vom 15. Juni 1883 und der Novelle hierzu 
die Erlaffung von jtatutariichen Beitimmungen für den weiteren Rommmmalverband oder Theile desjelben vor- 
geiehen ift. Namentlich dort, wo Gemeinde-Krankenverficherungen und Orts-Krantentaflen für eine Mehrzahl 
von Gemeinden oder den ganzen Amtsbezirk errichtet find, empfiehlt es ſich, daß die der jtatutariichen Be— 
ftimmung vorbehaltene Borjchrift einheitlich für den ganzen Gejchäftsbezirt der Kaffe durch den Bezirksrath 
erlaffen werde, vergl. die Fälle der SE 2, 4 Abſatz 2, 51 Abjag 2 und 54 des Geſetzes vom 15. Juni 1883 
in der Faſſung der Novelle, 


Zu Artikel 3. 


Es hat ſich als ein Mißitand erwieſen, daß die Znftändigfeit zur Enticheidung über die auf Grund der 
Kranfenverficherungsverhältnific erwachienden Streitigkeiten nad) der jeitherigen FFaflung des F DE des Geſetzes 
vom 15. Juni 1883 verichiedenartig geregelt war, je nachdem es fi um Erjtattungsanjprüche der Armen- 
verbände u. ſ. f. gegen die Kranfenfaffen oder nm den Umterjtügungsaniprud und die Beitragspflicht jelbit 
handelte; für die beftrittenen Erftattungsaniprüche waren jeither dic Verwaltungsgerichte, für die übrigen Strei- 
feiten, nach vorläufiger Entfcheidung der Sache durdy die Aufjichtsbehörde,, die bürgerlichen Gerichte zuftändig. 
Dadurch wurde auch die Einheitlichkeit der Rechtſprechung beeinträchtigt; denn bei der Geringfügigkeit des Streit- 
werths fonnten die beitrittenen Unterſtützungs- und Beitragsaniprüche meift nur bis an’s Landgericht, ſehr 
jelten an dag Oberlandesgericht und faſt nie an's Meichsgericht gebradht werden. Durch die dem F 58 in ber 
Movelle gegebene Faſſung ift der Landesgeſetzgebung die Befugniß eingeräumt, zu beftimmen, daß die Entſchei— 
dungen der Auffichtsbehörden über das beftrittene Verſicherungsverhältniß, über die Verpflichtung zur Leiftung 
oder Einzahlung von Eintrittsgeldern und Beiträgen, über Unterftügungsaniprüche jomwie über die im F 50 des 
Gejeges bezeichneten Erftattungsaniprüche im Wege des Verwaltungsſtreitverfahrens angefochten werden können. 
Die Großherzogliche Regierung hält es für wünjchenswerth, daß von diejer Befugniß Gebrauch gemacht werde. 
Nach der zu diefem Zwecke vorgeichlagenen Beftimmung des Artitel 3 wird der Verwaltungsgerichtshof zur 
Enticheidung des Streitverhältnifies in thatjächlicher und rechtlicher Beziehung berufen jein, ohne daß die Ein— 
ſchränkungen des 5 4 Abſatz 2 umd 3 des Bermwaltungsrechtspflegegeietes vom 14. Juni 1884 Anwendung 
finden. Für das Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof ift F 41 des letztgedachten Gejekes maßgebend; 
die Nothfriſt zur Einreichung der Klage, F 41 Ziffer 1 dajelbft, beträgt nadı $ 58 Abjag 1 des Krankenver— 
ficherungsgejeges (Faflung der Novelle) vier Wochen. 


Zu Artikel 4. 


Es ericheint als angemejien, daß diejes Landesgeſetz auf den gleichen Zeitpunkt in Kraft trete, auf welchen 
die Movelle zum Krankenverjicherungsgeiege (Artikel 25 dajelbit) Wirkjamteit erhält. Jedoch ift, wie dies ſchon 
jeiner Zeit bei Einführung des Rrantenverjicherungsgejeges vom 15. Juni 1883 in $ 88 umd bei Einführung 
des Landesgejeges vom 24. März 1858 in $ 25 deffelben gejchehen ift, dafür Sorge zu treffen, daß die vor- 
bereitenden Schritte zur Durchführung des Gejeges unter Anwendung der neuen Beftimmungen jchon im Laufe 
des Jahres 1892 erfolgen können. 


Berhandlumgen der 2. Rammer 1891/92, 4tes WBeilageheft. 70 
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Bericht 


Kommilfion der Bweiten Kammer 


über 


den Gefekentwurf, die Abänderung des Einkommenftener-, des Gewerbfieuer- und 
des Rnpitalrentenfteuergefehes betr. 


erjtattet von dem Abgeordneten Boffmanm. 


L- 


Die Beſteuerung der Genoffenichaften und Verficherungs-Sejellichaften auf Gegenfeitigfeit wurde im Jahre 
1884 durch die Einführung der Einfommenjteuer und der damit in Verbindung jtehenden Abänderung des 
damaligen Erwerb- und Kapitalrentenjteuergejeges einer Neuregelung unterzogen. Seither werden aus der Zahl 
der genannten Steuerpflichtigen die Konſumvereine mit offenem Laden, die eingetragenen Genofjenjchaften mit 
bantähnlichem Betrieb, und die auf Gegenjeitigfeit gegründeten unter Verwendung von Agenten betriebenen Ver- 
jiherungsgeiellichaften jomwohl zur Einkommen: als zur Gewerbjteuer herangezogen. Won den hierdurch ge 
troffenen Steuerpflichtigen find es vorzugsweiſe die badijchen Streditgenoffenfchaften und die auswärtigen im 
Großherzogthum zum Gejchäftsbetrieb zugelaffenen Verficherungsgeiellichaften auf Gegenjeitigfeit, welche fich theils 
durch die Bejtenerung überhaupt, theil® durch die Höhe derjelben beſchwert fühlten und diefen Beſchwerden 
durch zahlreiche Petitionen auf mehreren Landtagen Ausdrud verlichen. Von dem zu den genannten beiden 
Steuergattungen herangezogenen Konjumvereinen, jowie von den inländiichen Verjicherungsgejellichaften auf Gegen- 
jeitigfeit find dagegen Klagen über zu hohe oder ungerechte Beiteuerung zur Kenntniß der Kammern nicht gelangt. 

Auch dem gegenwärtigen Landtag jind wiederum 2 Petitionen zugefommen, welche Ihrer Kommiffion zur 
weiteren gejchäftlichen Behandlung überwieſen wurden. Die eine derjelben wurde von den badijchen Kredit⸗ 
 genofjenjchaften und zwar Namens des oberbadijchen Verbandes mit 31 Genofjenichaften und 19816 Mitglie— 
dern und Namens des unterbadiichen Verbandes mit 45 Genojjenjchaften und 32090 Mitgliedern eingereicht 
und betrifft ‚Abänderung der Beitimmung des Einfommen-Gewerbejteuergejeges bezüglich der Beſteuerung der 
eingetragenen Sreditvereine“. Die andere Petition it von der Feuerverſicherungsbank für Deutjchland zu Gotha 
eingereicht und betrifft ihre Veranlagung zur Einfommen- und Gewerbeiteuer. 

Die Klagen der Srebitgenoffenichaften, wie jie früheren Landtagen und dem gegenwärtigen vorgetragen 
wurden, laſſen fich dahin zufammenfafjen, daß ihre Beiteuerung eine unerträglich hohe jei. Sie weißen in einer 
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ben Kammern im Jahr 1887 übergebenen Zufammenjtellung nach, daß dieſelbe in einzelnen Fällen bis zu 20°/o 
des Ertrages ausmache und daß fie häufig zur Steuer weit höher herangezogen ſeien als große Bantinftitute. 
Die im Gejeg aufgenommene Bezeihnung „banfähnlicher Betrieb“ treffe nur die Form aber nicht das Weſen 
der Sadıe. Sie jeien von den Banken wejentlich verjchieden, erzielen weder Einfommen noch gewerblichen 
Gewinn und deßhalb erjcheine es hart fie zu den Einfommen und Gewinn beiteuernden Abgaben heranzuziehen. 

Auf einem anderen Boden bewegen jid) die früheren Petitionen mehrerer auswärtigen Verficherungsgejell- 
ichaften auf Gegenjeitigfeit jowie auch insbejondere die vorliegende Petition der Feuerverficherungsbanf für 
Deutichland zu Gotha. Ihre Gejuche gehen ſtets dahin, daß die auf Gegenieitigfeit gegründeten Verficherungs- 
geiellichaften jowohl von der Einfommen: als Gewerbefteuer zu befreien jeien. Es jei überall anerfannt, auch 
durch Verwaltungsgerichtliche Entjcheidungen legter Inſtanz, daß eine Verficherungsgejellicaft auf Gegenfeitigfeit 
fein Gewerbe betreibe, daß ſie fein Einfommen babe, und daß jie demgemäß auch zu dieſen Steuern nicht 
herangezogen werben könne. Die ;jeuerverficherungsbanf zu Gotha macht insbejondere noch geltend, daß fie in 
feinem anderen deutichen Staat, auch nicht in der Schweiz zu diefen Steuern herangezogen werde und daß 
ihre in neueſter Zeit erfolgte Veranlagung zur Einfommenjteuer in Meiningen auf erhobene Berufung alsbald 
faffirt worden jei. 

Die hohe erite Kammer hat auf allen Landtagen die Beichwerden ſowohl der Kreditgenoffenichaften als 
der Verficherungsgejellichaften auf Gegenfeitigfeit für begründet erflärt und die betreffenden Petitionen der 
Großh. Regierung empfehlend überwiejen. Die zweite Kammer dagegen ift principiell dieſem Standpunft niemals 
beigetreten. Auf die erjtmals eingefommenen Petitionen wurde Uebergang zur Tagesordnung beſchloſſen und erjt 
auf dem vorlegten Landtag, hat fich die ziveite Kammer infofern den Anfchauungen des anderen hohen Haufes 
genähert, als fie anerfannte, daß die gegenwärtige Befteuerung der Streditgenoffenschaften als eine zu weit: 
gehende zu betrachten jei, und da auch bezüglich der Beſteuerung der Berficherungsgeiellichaften auf Gegen- 
jeitigfeit Abänderungen und Erleichterungen geboten erjcheinen. In diefem Sinne wurden nunmehr auch von 
der zweiten Kammer die fraglichen Petitionen der Großherzoglichen Negierung empfehlend überwiejen. 


Soweit jich der vorliegende Gejegentwurf auf die Abänderung der Bejtenerung der Genoffenichaften und 
der Berficherungsgejellichaften auf Gegenjeitigfeit bezieht, it er die Folge diejer empfehlenden Ueberweiſungen. 

Zur Abänderung der erwähnten Bejchwerden jchlägt der Geſetzentwurf bezüglich der Erwerbs und Wirth- 
ichaftögenoffenichaften vor, diejelben von der Einfommenfteuer zu befreien, deren Gejchäftsbetrieb jedoch nad) 
wie vor als gewerbliche Unternehmung aufzufaffen und ſie demgemäß der Gewerbjtener zu unterwerfen. 
Diefer Beizug joll jedoch in doppelter Hinficht beichränft werden. Steuerfrei jollen bleiben Vorſchuß— und 
Kreditvereine, deren Betriebsfapital die Höhe von ME. 50000 nicht erreicht. Ebenſo jollen von der Steuer 
befreit bleiben landwirthichaftliche Genoffenjchaften, die den Zweck haben, Erzeugniffe ihrer Mitglieder zu ver: 
faufen, oder den Einfauf von Wirthichaftsbebürfnifien für den landwirthſchaftlichen Betrieb gemeinjchaftlich zu 
bejorgen, oder aber gemeinschaftlich. landiwirthichaftliche Gebrauchsgegenftände für ihre Mitglieder anzuſchaffen. 
Vorſchuß- und Streditvereine, deren Betriebsfapital Mk. 50000 und darüber beträgt, jollen mit der Hälfte 
deffelben zur Gewerbiteuer herangezogen werden, alle übrigen Genoſſenſchaften dagegen mit ihrem ganzen 
Betriebskapital. 

Bezüglich der Verſicherungsgeſellſchaften auf Gegenſeitigkeit ſchlägt der Geſetzentwurf vor, dieſelben ſowohl 
von der Einfommen: als Gewerbſteuer zu befreien, dieſelben dagegen zur Kapitalrentenſteuer herbeizuziehen, 
jofern dieſelben nicht jchon jegt nach Art. 5 Ziff. 4 dieſes Gejeges umd nach Art. III Ziff. 2 des Entwurfes 
vom Beizug befreit find. Dabei joll e8 nad) dem Entwurf dem Ermeffen der Steuerbehörde anheim geitellt 
werben, für den Ertrag des Theil der Kapitalien, der den Verficherungsiummen entipricht, die auf außerhalb 
Badens wohnende Berjicherte entfällt, Steuerbefreiung zu gewähren. 

Ferner wird in dem Gejegentwurf eine Abänderung des Kapitalrentenjteuergejeges vorgejchlagen, wodurch 
den Gemeinden die Möglichfeit gejchaffen werden fol, auch die Zinfen von Schulden die nicht fauft- oder 
mterpfänblich eingetragen find, an ihrem Einfommen an Zinjen und Renten in Abzug zu bringen. Obgleich 
die Schuldverhältniffe der Gemeinden offenkundig find und von der Staatsbehörde insbejondere jederzeit genau 
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ermittelt werden fünnen, war es im Hinblid auf Art. 8 des Kapitalrententeuergeieges nicht zuläffig, Zinſen 
von nicht fauſt- oder unterpfändlich eingetragenen Schulden in Abzug zu bringen. Ihatjächlich wurde jedoch 
jeither ein jolcher Abzug von den Gemeinden jtillichtweigend ausgeübt und es joll nunmehr diefer an ich wohl 
gerechtfertigten Uebung die geießliche Grundlage gejchaffen werden. 


un 


Ihre Kommiſſion kann fich mit den in dem Geſetzentwurf zum Ansdrud gebradjten Abänderungen hinfichtlich 
der Beitenerung der mehrfach, erwähnten Kategorien von Steuerpflichtigen im Allgemeinen einveritanden erklären. 

Art. J des Entwurfes beitimmt, dab in dem Art. 5 lit B des Einkommenſteuergeſetzes vom 20. Juni 
1884 der zweite Abſatz geitrichen werde. Demzufolge werden nunmehr die Genofjenichaften ſowie die auf 
Gegenjeitigfeit gegründeten Verficherungsgejellichaften von dem Beizug zur Einfommenjteuer befreit. 

Eine Petition der Handelsfammer für die Nreije Karlsruhe und Baden, welche bei der II. Stammer ein: 
gereicht und Ihrer Kommiſſion zur weiteren gejchäftlichen Behandlung übergeben wurde, weit auf die große 
Konkurrenz bin, Die in dem gröheren Städten den einzelnen Gewerbetreibenden durch die Konſumvereine 
erwachſen jei. Es wird in der Petition hervorgehoben, dak durch das immer weiter um jich greifende An- 
wachjen der Konjumvereine eine ganze Neihe bürgerlicher Geſchäfte in ihrem Beitand bedroht ericheine und daß 
namentlich; dem mittleren Kaufmannsſtand die Yebensadern immer mehr unterbunden werden, Es wird Die 
Doffnung ausgejprochen, daß aus Ddiejen Gründen der zweite Abjas in dem Art. 5 B des Einfommenjteuer- 
gejeges ſtehen bleibe oder höchitens eine Abänderung dahingehend erfahre, daß Vorſchuß- umd Kreditvereine, 
deren Betriebsfapital die Höhe von ME. 50,000 nicht erreicht, vom Beizug zur Einkommenſteuer befreit 
bleiben jollen. 


Ihre Kommiſſion jchlägt Ihnen gleichwohl die umveränderte Annahme des Art. I des Entwurfs vor. 
Bon einer Seite wurde dafür geltend gemacht, daß es als feititehend betrachtet werden müfje, daß die Genojjen- 
ſchaften als jolche ein Einfommen überhaupt nicht haben und daß es unthunlich jei, lediglich aus Zweckmäßig— 
feitsgründen dieſen Grundſatz bei einzelnen Gattungen von Genofjenjchaften zu durchbrechen. Von anderer 
Seite wurde hervorgehoben, daß Die jchädigende Konkurrenz der Konſumvereine nur in wenigen größeren 
Städten hervorgetreten und deßhalb unter die Ausnahmen zu vechnen jei, während es im Allgemeinen angezeigt 
ericheine, die Bildung von Konſumvereinen zu fürdern und diejelbe nicht durch allzuſtarke jteuerliche Belaftung 
zu erſchweren. Imsbejondere wurde von allen Seiten anerkannt, daß die jeitherige Beſteuerung der Vorſchuß— 
und Kreditvereine als eine zu hohe zu erachten jei und daß den im diefer Hinficht laut gewordenen Klagen 
Rückſicht getragen werden müjje. 

Art. U des Entwurfes enthält die im Gewerbjteuergejeg vorgejchlagenen Aenderungen: 

Unter Ziff. 1 wird grumdjäglic) die Gewerbitenerpflicht aller Erwerbs: und Wirthichaftögenojjenichaiten 
ausgejprochen. Die Kommiſſion empfiehlt die unveränderte Annahme des Regierungsentwurfes insbejondere aud) 
im Hinblick davanf, day Wünſche, welche auf eine vollftändige Steuerbefreiung abzielen, jelbjt von Seiten der 
Genoſſenſchaften niemals verlautbar geworden find. 

Ziff. 2 heitimmt die Ausnahmen von diefem Grumdjag und will vom Beizug zur Gewerbeſteuer befreien: 

a. Vorſchuß⸗ und Kreditvereine, deren Betriebsfapital die Höhe von M. 50,000 nicht erreicht. 

b. Bereine, die ausjchlieplich den gemeinjchaftlichen Verkauf landwirthichaftlicher Erzeugnifje der Bereins- 
mitglieder oder den gemeinjchaftlichen Einfauf von Wirthichaftsbedürfniffen des landiwirthichaftlichen 
Betriebes für die Vereinsmitglieder oder die gemeinjchaftliche Beichaffung und Benugung landwirth— 
fchaftlicher Gebrauchsgegenitände durch die Vereinsmitglieder bezweden. 

Ferner wird bier ausdrücklich ausgejprochen, da auf Gegenjeitigfeit gegründete Verlicherungsgejellichaften 
vom Beizug zur Gewerbjtener frei bleiben jollen. 

Ihre Kommiſſion fanı jedoch die unter a. ausgejprochene Befreiung der dort näher bezeichneten Vorſchuß— 
und Krebitvereine in ihrer Mehrheit nicht zur Annahme empfehlen. Wenn es aud nicht in Abrede gejtellt 
werden fann, daß gerade die Meinen, meiftentheils ländlichen Vorjchuß- und Kreditvereine, welche jeither ſieuerfrei 
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waren, da jie regelmäßig nicht unter den Begriff des „bankähnlichen Betriebes“ fielen, eine beſondere Schonung 
bebürfen, jo war die Mehrheit der Kommiſſion doch der Anficht, daß es im Intereſſe diejer Vereine jelbit 
gelegen jei, die im Entwurf angenommene Grenze von M. 50000, von der ab die Steuerpflicht beginnen jolle, zu 
bejeitigen. Es wurde betont, daß die Sicherheit des ganzen Geichäftsbetriebes von einem möglichit hohen 
Berriebsfapital bedingt werde, das bei Dielen Vereinen jich im Wejentlichen aus Stammantheilen und 
Neiervefond zujammenjegt. Die Steuerfreiheit bei einem Betriebsfapital unter M. 50000 würbe aber bei 
kleineren Bereinen , bei welchen häufig das Betriebstapital in diefer Höhe herüber und hinüber ſchwankt, einen 
Anreiz bilden, die Stammantheile jowie den Nejervefond und damit das Betriebsfapital möglichit niedrig zu 
halten, wodurd; die Bajis für ein jolides Geichäftsgebahren erheblich gefährdet werde. 

‚Ferner wurde nod) darauf hingewiejen, dak unter Ziff. 3 feitgejegt wird, dan alle BVorſchuß- und Kredit 
vereine nur mit der Hälfte des Betriebstapitals zur Gewerbfteuer herangezogen werden jollen, woburd bie 
jteuerliche Belaftung auch der jeither von der Steuer befreiten kleineren Vereine feine allzu brüdende werde. 

Die Kommijfion beantragt daher im Art. II unter Ziff. 2 die Worte „Vorſchuß- und Krebitvereine, beren 
Verriebötapitat (Art. 7) die Höhe von M. 50000 micht erreicht, ferner“ zu ftreichen. 

Unter Ziff. 3 müſſen nunmehr als Konjequenz diejes Antrages aud die Worte geftrichen werben „wicht 
nad Art. 2 Ziff, 4 befreiten.“ Im Uebrigen empfiehlt die Kommiffion, die darin ausgefprodene Begünftigung 
dahingehend, daß Vorſchuß— und Kreditvereine nur mit der Hälfte des Betriebsfapital® zur &ewerbefteuer 
herangezogen werden jollen. Die oben erwähnten Petitionen des ober- und umterbadifchen Verbandes ber 
Kreditgenofienjchaften haben ſtets Klage über zu hohe Beitenerung geführt und eine Befreiung vom Beizug zur 
Eintommenftener allein, wie jie im Art. 1 des Entwurfes vorgefehen ift, wiirde diefen Wünſchen micht in 
genügendem Maße Rechnung tragen. Dabei muß noch in Rückſicht gezogen werden, daß die Genoſſenſchafter 
jelbft von ihren Bezügen nicht nur Einfommenfteuer, jondern auch Sapitalrentenfteuer zu entrichten haben 
(Art. 10 des Kapitalrentenftenergejeres). Es würden jomit bei uneingejchränttem Beizug zur Gewerbefteuer bie 
Genoſſenſchaften ungünftiger behandelt werden als die offene Handelsgejellichaft, deren Mitglieber neben ber 
bie Firma trefiende Gewerbefteuer nur einfommenfteuerpflichtig find. 

Art. 111 des Entwurfes enthält die im Kapitalrentenfteuergejeg nöthig fallenden Abänderungen. 

Ziff. 1 will die Gemeinden beredtigen, aud die Zinſen von Schulden, die nicht umterpfändlich verfichert 
jind, an ihrem Ginfommen an Zinſen mund Renten abzuziehen. Wir empfehlen die unveränderte Annahme 
berjelben und verweilen auf die ausführlidıe Begründung der Gr. Negierung, der wir nichts hinzuzufügen haben. 

In Ziff. 2 werden diejenigen Anftalten, Genojienichaften und VBermögensverwaltungen genannt, melde 
als ſolche nicht zur Kapitafrentenftener herangezogen werden, deren Mitglieder dagegen, jeder von feinen betr. 
Bezügen, die Kapitalrentenfteuer einzeln zu entrichten haben. 

Abgejehen von einer redaktionellen Aenderung jchlägt die Kommiſſion vor, Hierzu noch die auf Gegen- 
jeitigfeit gegründeten Rentenverficherungsanitalten hinzuzufügen. Es würde eine offenbare Härte gegen bieje 
Gejellichaften jein, wenn jie einerjeits als joldye mit den Rentenkapitalien, die fie für ihre Mitglieder verwalten, 
zur Steuer herangezogen würden, während anderjeits dieje Mitglieder jelbjt wieder mit ihren Bezügen aus 
den gleichen Kapitalien itenerpflichtig find (Art. 2 umd 9 des Hap.-Rentenjteuergejeges). Dazu fommt noch, 
daß nunmehr, nachdem die Kapitalrentenftener die einzige Steuer it, zu der die Verjicherungsgejellichaften auf 
Segenjeitigfeit beigezogen werden, Die auswärtigen Gejellichaften diejer Art überhaupt vollftändig jteuerfrei 
werben, da nad) Art. 3 des Kap.-Rentenſtenergeſetzes die Rapitalrentenfteuerpflicht von dem Wohnfig (Aufenthalt) 
im Großberzogthum bedingt wird. Seither waren aber jchon nad) Art. 5 Ziff. 4 eine Reihe von Berficherungs: 
gejellichaften gegen FFenerichäden und andere Unglücksfälle von der Kapitalrentenftener befreit und jollen es auch 
in Zukunft bleiben, und es ericheint deshalb nicht als angemefjen, die inländiichen auf Gegenjeitigfeit gegründeten 
Rentenverficherumgsanftalten, deren wirthichaftliche und soziale Wirkjamfeit als eine gleichfalls jegensreiche 
bezeichnet werden muß, in wejentlich verichärfter Weije zur Stener heranzuziehen, als dies vor Einführung der 
Eintommenfteuer umd auch nad) den jet in Geltung befindlichen Geſetzen der Fall war. 

Ziff. 3 benennt diejenigen Anjtalten, welche als jolche zur Kapitalrentenſteuer beizuziehen jind und jtellt 
es dem Ermeffen der Steuerdireltivbehörde anheim, diejen Anjtalten Steuerbefreiung zu gewähren von dem 


558 


Ertrag des Theils ihrer Kapitalien, der den Verſicherungsſummin entſpricht, die auf außerhalb Badens wohnende 
Verſicherte entfällt. 

Als Folge des unter Ziff. 2 beantragten Zujages ſchlägt die Kommiſſion vor, die hiergenannten ſteuer— 
pflichtigen Anjtalten durch einen Zujag noch dahin näher zu präzifiren, daß darımter nur jolche fallen ſollen, 
welche die Anſammlung und cinftige Vertheilung von Sapitalien zum Zwechk haben. 

Mit der Beitimmung, daß diejen Anftalten Stenerbeireiung gewährt werden joll von dem Ertrag bes 
Theils ihrer Rapitalien, die den Verſicherungsſummen entipricht, die auf außerhalb Badens wohnende Verjicherte 
entjältt, ijt die Kommiſſion eimverjtanden. Sie glaubt jedoch, daß dieſe Befreiung wicht von dem Ermejlen ber 
Stenerdiveftivbehörde abhängig gemacht werden jolle, jondern jchlägt eine Faſſung vor, weldye den Steuer- 
pflichtigen einen gejeglichen Anipruch gewährleiftet. Das in der Begründung des Gejegentwurjs ausgeiprochene 
Bedenken, dat Die Ermittlung des jteuerfrei zu belaffenden Theils des Zinjeneinfommens wejentlich nur auf 
Grund der eigenen Angaben der Anjtalten erfolgen könne, jcheint der Kommiſſion um jo weniger ins Gewicht 
zu tallen, als umjere ganze Steuerveramlagung lediglich auf Grund der eigenen Angaben der Steuerpflichtigen 
erfolgt, und es jchliehlich die Aufgabe des Schagungsrathes, der Stemerbehörde und in legter Imftanz bes 
Berwaltungsgerichtähofes ift, dieſe Angaben richtig zu ſtellen. Dabei fann wohl als zweifellos unterjtellt werben, 
dab es feine größeren Schwierigfeiten bieten fann, die Steuerpflicht einer Anjtalt feitzuftellen, die in der Regel 
einen gedrudten Gejchäftsbericht vertheilt, und eine geordnete Buchführung eingerichtet hat, als diejenige einer 
phyſiſchen Perſon. 


Die Kommiſſionſtellt hiernach folgende Anträge: 


Art. 1 
unveränderte Annahme 


Art. II 
Ziff. 1 unveränderte Annahme. 


Ziff. 2 folgende Faſſung zu geben: 

4) Vereine, die ausſchließlich den. gemeinichaftlichen Berfauf landwirthichaftlicher — der 
Vereinsmitglieder oder den gemeinſchaftlichen Einkauf von Wirthſchaftsbedürfniſſen des land- 
wirthichaftlichen Betriebes für die Vereinsmitgliedber oder die gemermichaftliche Beichaffung und 
Benügung landwirthſchaftlicher Gebrauchsgegenitände durch die Veremsmitglieder bezweden. 

5) umverändert. 

Ziff. 3 als Art. Ta folgende Beitimmung einzufügen : 
Vorſchuß- und Kreditvereine werden nur mit der Hälfte ihres Betriebsfapitals zur Gewerbſteuer 
herangezogen. 


Art. I11 


Ziff: 1 unveränderte Annahme, 
Ziff. 2 Art. 10 folgende Faſſung zu geben: 

Auf Gemeinichaftlichtert des Erträgnilies, der Verluſte und Verwaltungskoſten gegründete Spar: 
und Leihlaſſen, auf jolcher Gemeinjchaftlichfeit beruhende Wermögensverwaltungen mehrerer zu dieſem 
Bwed vereinigter Perjonen, ferner Erwerbs: und Wirthichaftsgenoifenichaften, endlich auf Gegen: 
jeitigfeit gegründete Rentenverjicherungsanftalten werden als jolche nicht zur Kapitalrentenſteuer 
herangezogen. 

Dagegen hat nach Art. 2 jeder Theilnehmer von jeinen Bezügen aus ber Anitalt, Genoſſenſchaft 
oder Vermögensverwaltung die Rapitalrentenitewer zu entrichten. 

Ziff. 3 Art. 11 folgende Fafjung zu geben: 

Auf Gegenjeitigfeit gegründete Lebensverficherungs- und jonjtige wicht nach Art. 5 Ziff. 4 

befreite Berjicherung® oder Verjorgungsanitalten,, injoweit jie die Anjammlung und einftige Ver— 
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theilung von Sapitalien zum Zweck haben, werden zur Kapitalrentenftener mit dem ganzen Ertrag 
ber für dieſen Zweck angelegten Kapitalien beigezogen. 
Dabei wird für den Ertrag bes Theiles der bezeichneten Kapitalien Befreiung von der Kapitalrentemjteuer 
gewährt, der den Verjicherungsiummen entipricht, die auf außerhalb Badens wohnende Verjicherte entfallen. 


Art, IV. 


unveränderte Annahme. 

Schließlich wurde in der Kommijjion noch die Frage‘ quige wotſen, ob in den in Berathung ſtehenden Steuer- 
geiegen etwa noch weitere Beitimmungen der Abanderung bedũrftig ſeien. Von verſchiedenen Seiten wurde 
hervorgehoben, daß mindeſtens im Einkommen- und im Kapitalrentenſteuergeſetz Beſtimmungen enthalten ſeien, 
welche eine Abänderung als wünſchenswerth erſcheinen laſſen. Mit Rückſicht darauf jedoch, daß eine gänzliche 
Reviſion der drei in Frage ſtehenden Steuergeſetze, die der Kommiſſion ‚geitglite Aufgat abe, weit „aberichreiten 
würde, anderjeits aber nicht behauptet werden konnte, daf die beſprochenen Wämgelder Art ni dah-deren jofortige 
Henderung dringend geboten ericheine, glaubte die Kommijjion davon Umgang nehmen zu jollen, noch 
weitere als die in dem Gejegentwurf enthaltenen Punkte in den Kreis ihrer Berathung und Beichluhfaffung 
zu ziehen. 

Die eingekommenen Petitionen ber babijchen Sreditgenofjenichaiten, der Fenerverfidjerungsbant für Deuuſchland 
zu Gotha und der Handelskammer ‚für, die Kreiſe Karlsruhe und Baden werden für erledigt erklärt. 


Bericht 


Kommilfion der Bmweiten Kammer 


zur Berathung 


des Gefebentwurfs, betreffend die Abänderung einiger Veſtimmungen 
der Gemeinde- und Htädteordnung, 


eritattet von dem Abgeordneten Straub. 


Einleitung. 


Indem Ihre Kommiſſion in die Berathung des vorliegenden Gejegentwurfs eintrat, einigte ſie ſich im 
Intereſſe einer thunlichit baldigen Erledigung derjelben von vornherein dahin, die Berathung auf die unmtittel- 
bar den Gegenjtand des Gejegentwurfs bildenden Punkte zu beichränfen umd demgemäß insbejondere die beiden 
zwar ebenfalld auf theilweiſe Mbänderung der Gemeindeordnung gerichteten, aber gegenüber dem Gejehentwurf 
ganz heterogene Gegenftände, nämlich die Beitimmungen über die Gemeindewahlen bezw. die Verbrauchiteuer 
betreffenden Anträge der Abgeordneten Mujer und Genofjen bejonderer Berathung vorzubehalten Insbeſondere 
glaubte man — abgejehen von einem bereit? in einem früheren Geſetzentwurf behandelten Bunkte, bezüglich) 
defjen in den Ausführungen zu Art. 2 eine Anregung gegeben it — auch nicht die etwaige Menderung der 
Beitimmnngen über die Gemeindebejteuerung in den Kreis der Berathung ziehen zu jollen, und zwar um jo 
weniger, als Seitens der Großh. Regierung die Erklärung abgegeben wurde, dak eine Revifion der Gemeinde: 
beitenerungsgejeggebung in's Auge gefaßt und - eventuell unter Anlehnung an eine etwa abgeänderte Staats: 
jtenergejeggebung — für den nächſten Landtag in Ausficht genommen jei. 


Bu Artikel J. 


1. Schon in dem IT. Konſtitutionsedikt vom 14. Juli 1807 (8 2) und ſpäter in der Verordnung vom 5. 
Auguft 1816 — Negierungsblatt Nr. XXVI — war beitimmt, daß die Gemeindebedürfniſſe zumächit aus dem 
Einkommen des Marfeigenthums, aus dem jonitigen Vermögen der Gemeinde und nur dann, wenn diejes nicht 
hinreicht, durch Umlagen beitritten werden jollen. Dieje dem alten Herkommen entjprechende Beitimmungen 
veritanden aber unter Marfeigenthum ebenjomwohl das jegt jogenannte Semeindegut, in deſſen Bejig und Genus 
jih die Gemeinde als Gejammtheit befindet, als das Allmendgut d. h. die Liegenichaften, deren Genuß von 
der Gemeinde den Gemeindegenojjen überlajjen it; e& mußte nad) diejen Beitimmungen jonach aud) das Allmend- 
gut bezw. das Erträgnik desjelben beigezogen werden, bevor zu Umlagen geichritten werden durfte; auch die 
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die Gemeindeverfaffung bis zur Erlaſſung eines fürmlichen Gejeges proviſoriſch regelnde Verordnung vom 
31. Auguſt 1819 beitimmt, dab, joweit die baaren Einnahmen der Gemeindefajfe zur Dedung der gewöhnlichen 
Gemeindebedürfniſſe nicht ausreichen, das Fehlende zumächit auf die einzelnen Gemeindemitglieder umzulegen jei, 
welche Gemeindeeigenthum im Genuß haben, und zwar bei gleichen Genuftheilen nad) Köpfen, bei ungleichen 
nach Verhältniß der Genußtheile. Die Auflage fonnte den ganzen Werth des Bürgergenufjes ergreifen, wo- 
gegen es den Genußberechtigten freiſtand, jtatt der Zahlung der Auflage auf den Genuß zu verzichten; ber 
Verzicht war aber ummwiderruflid). 

In den 88 59—61 der Gemeindeordnung von 1831 — Wegierungsblatt 1832 Nr. VIII — iſt ber 
Srundja der Belajtung des Bürgergenuffes, wenn auch mit einigen Einschränkungen, beibehalten; wenn näm— 
lich au den gewöhnlichen Gemeindebedürfnijien nicht zwei Drittel durch die Semeindeeinfünfte ſelbſt gededt jind, 
fonnte danach, joweit es zur Ergänzung diejer zwei Drittel nothwendig it, eine Auflage auf die Bürgernugungen 
gemacht werden, wobei jedoch ein Morgen Liegenichaften nebit 2 Klaftern Gabholz frei gelafjen werden mußte. Nad) 
den Beſtimmungen des Gejehes vom 28. Auguſt 1835 — 8 69 und TO — durfte num außerdem, daß ein Morgen 
Liegenichaften und zwei Klafter vorweg ganz unbelajtet bleiben müſſen, die Auflage die Hälfte des reinen Ge: 
nußwerths der übrigen, von der Belaftung nicht jchon vorweg befreiten Bürgernugungen nicht überjteigen, und 
nur wenn in einer Gemeinde die nad) dem Steuerfapital zu erhebende Umlage mehr als 4 Kreuzer von hundert 
Gulden Steuerfapital betragen würde, konnte durd) Gemeindebejchluß die Auflage bis auf drei Viertel des reinen 
Genußwerthes der Bürgernugungen erhöht werden, und unter denjelben Borausjegungen durfte auch auf den 
jonjt von aller Auflage frei zu lafjenden Theil der Bürgernugungen eine jolche Auflage, jedody nur bis auf 
ein Biertel des Genußwerths jtattfinden. 

Das eine durchgreifende Neuregelung der Art der Dedung des Gemeindeaufwands beziwedende Gejek 
vom 24. Februar 1879 wollte den Grundſatz, daß in erjter Neihe der Ertrag des Gemeindevermögens — auch 
des dem Genuſſe nad) unter die einzelnen Bürger vertheilten — zur Dedung des Gemeindeaufiwands bejtimmt jei, 
wiederum mehr in den Vordergrund jtellen umd jchritt deßhalb, wenn auch mit Rüdjicht auf die „ökonomiſche 
Lage eines großen Theils der Bürgerichaft und die Gejtaltung der jozialen Verhältniffe* von einer jofortigen 
oder allmähligen Aufhebung des Nugungsverhältnijjes für die nicht unter die Städteordnung fallenden Gemein, 
den abgejehen wurde, zu einer allgemeineren und höheren Belajtung der Bürgernugungen, indem einerjeits der 
‚zreitheil auf die Hälfte (itatt 2 Klafter und ein Morgen blos 8 Ster (= 2 Slafter) oder blos 36 Ar 
(1 Morgen) oder blos 4 Ster und 18 Ar) herabgejegt und außerdem die Belaftung des ;Freitheild unter der 
Borausjegung der Erhebung einer Umlage von mehr als 50 Piennig gejeglich vorgejchrieben wurde, und zwar 
wurde die ordentliche Auflage d. h. diejenige, welche den den ‚Freitheil überjteigenden Genuß ergreift, auf die 
Hälfte und die außerordentliche d. h. die den Freitheil ergreifende Auflage auf */,;. des reinen Genußwerthes des 
belafteten Theils feitgejegt, während der Geſetzentwurf jelbjt eine ordentliche Auflage bis zu %/,, und eine außer: 
ordentliche bis zu %/,, des Genußwerths vorgejchlagen hatte. 

Das Geſetz vom 2. Mai 1856, die Abänderung der Gemeindeordnung bezüglich der Aufbringung des 
Gemeindeaufiwandes betreffend, hat nun die zum Theil erwartete erhebliche Verſchiebung der Beitragsverhältnijjes 
der verjchiedenen Steuerkapital-Gattungen nicht zu ‚Folge gehabt und daher auf die zum Theil als vorausjicht- 
lich nothwendig angenommene Verlegung der Grenzlinie für den veritärkten Beizug des Bürgernugens that- 
jächlich nicht nothwendig gemacht, jo daß von dieſem Gejichtspunfte aus eine Aenderung der Beitimmung in 
Abi. 5 des 8 70 der Gemeindeordnung nicht geboten erjcheint. 

Dagegen theilt Ihre Kommiſſion die in der Begründung des Gejegentwurfs gegen die Zweckmäßigkeit der 
außerordentlichen Auflage überhaupt vorgetragenen Bedenken, insbejondere in der Richtung, daß erfahrungs- 
gemäß zur Vermeidung der außerordentlichen Auflage vielfach nothwendige aber doch wünjchenswerthe Auf- 
wendungen in den Öemeindevoranjchlag nicht aufgenommen werden, weil Dadurch der IImlagefuß von 50 Pfennig 
wenn vielleicht auch nur ganz unweſentlich überjchritten würde. Dieje Eventualität jcheuen aber nicht blos die 
in Folge des gleichheitlichen Beizugs aller Genußberechtigten durch die außerordentliche Auflage im Verhältniſſe 
zu ihrem Steuerfapital jchwerer belajteten geringbejtenerten Genußberechtigten, jondern erfahrungsgemäß vielfach 
auch die Höherbeitenerten, welche das Odium nicht auf jich laden wollen, daß in Folge von Unternehmungen 
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der Gemeinde, die vielleicht wirklich oder vermeintlic) dieſen Höherbejteuerten vorzugsweiſe zu Statten fommen, die 
Nieberbefteiterten die ala Kopfſteuer wirkende außerordentliche Auflage zu bezahlen haben jollen. 

Iſt es nun auch richtig, daß die Bürgergenukanflage nicht eime eigentliche Gemeindebeſteuerung it, für 
welche eim folcher gleichheitlicher Beizug allerdings nicht gerechtfertigt wäre, jondern „lediglich ein für Benutzung 
von GBememdeeigenthum und für Bezüge aus jolchem zu entrichtendes Entgelt, welches bei der Gleichheit der 
Reichniſſe auch nur eim gleiches jein fann, bei deſſen Feſtſetzung ſomit die Perſon des zum Genuſſe Berech— 
tigten und deſſen Verhältnifje im Uebrigen nicht in Betracht gezogen werden können“, jo jprechen andererjeits 
alle die Gründe, welche gegen die Aufhebung des Nupungsverhältnifies überhaupt vorgebracht werden künnen, 
auch gegen eine zu weit gehende Belaftung des Bürgergennijes, die naturgemäß die allmählige Aufhebung des- 
felben ebenfalls herbeiführen mühte. 

Ihre Kommiſſion glaubt deßhalb der Aufhebung der auferordentlichen Auflage und damit des Abſ. 5 
bes 8 70 der Gemeindeordnung umjomehr zuitimmen zu fünnen, als einerjeits der ‚sreitheil gegenüber der 
früheren Gefeggebung ohnedies um die Hälfte reduzirt it und anderjeits die nad) der ziffermäßigen Darlegung 
der Regierungsbegründung durch diefe Anfbebung eintretende faum nennenswerthe Mehrbelaitung der nichtbürger- 
fichen Umlagepflichtigen durd) die denjelben durch das Gejeg vom 22. Jumi 1890 eingeränmten Rechte und 
dadırrd) begründete größere Einflufnahme auf die Gemeindeverwaltung mehr wie aufgewogen wird. 

2. Ihre Kommiſſion hatte fich des Weiteren mit einer ihr überwiejenen, auf Die Frage der Bürgergenuf- 
auflage bezüglichen, mit 162 Unterjchriften von Bürgern und Bürgerwittwen der Gemeinde Schuttern Amts 
Lahr verjehenen Petition zu befafjen. 

In derjelben wird ausgeführt: in Schuttern werde eine Umlage überhaupt nicht erhoben, jondern der 
Gemeindeaufwand, joweit er nicht aus den Erträgniſſen des eigentlichen Gememdevermögens jeine Dedung 
findet, dich Vürgergenufauflage gededt; dieje Auflage, zur Zeit 15 Mark für den Genußtheil betragend, 
werde in ganz gleicher Höhe für Neich und Arm erhoben; dies jtehe im Wiederjpruch mit dem Streben der 
heutigen Steuergefeggebung, welche doch bemüht jei, die Beiträge zu den öffentlichen Yaften nach der Leiſtungs 
fähigfeit abzuftufen; zudem jeien die Ausmärker, welche viele und ertragreiche Liegenjchaften in der Gemarkung 
»befäßen, von Gemeimdelaften ganz befreit, was jich als Ungerechtigkeit den Bürgern gegenüber daritelle; da mm 
eine Menderung dieſes die Bittiteller beichwerenden Zuſtandes nur auf dem Wege der Geſetzgebung möglich jet, 
beantragen jie in eriter Reihe, den & TO der Gemeinde-Ordnung ganz zu ftreichen oder, falls dies zur Zeit nicht 
angehe, ihm eine folche Faſſung zu geben, daß die Ueberlaftung der Armen zu Gunſten der Reichen nicht mehr 
in -demjelbeu Maß tie jeither jtattfinden könne. 

Es ijt bereits oben auf die wirthichaftliche Bedeutung des Bürgergenuſſes hingewieſen und betont worden, 
daß eine Aufhebung oder eine die Aufhebung allmälig herbei führende zu ſtarke Belaſtung des Bürgergenußes 
aus wirthichaftlichen und jozialen Gründen nicht zu wünjchen jei. Derjelbe bildet in der That eine „nicht zu 
unterichägende Anhilfe zum gedeihlichen Bejtehen einer großen Zahl von Einzelwirthichajten und für eine micht 
unbedeutende Zahl dieſer Einzehwirthichaften die umentbehrliche gejicherte Grundlage eines landwirthichaftlichen 
Betriebes zur Erzeugung der für fie nothwendigen Bedürfniſſe.“ Es ift aber auch jchon ausgeführt, daß es von 
jeher Grundjag unjerer Gemeindegejeggebung geweſen it, daß im eriter Neihe der Ertrag des Gemeindever- 
mögens, insbejondere auch des zum Genuß umter die Bürger vertheilten, zur Dedung des Gemeindeaufmwands 
bejtimmt und deßhalb eine Belajtung des Bürgergenußes geboten jei; ebenjo it bereits ausgeführt, daß dieſe 
Belaftung für alle Genuftheile mit gleichem Genußwerth auch eine gleichmäßige jein müſſe, weil eben die aller- 
dings als Kopfiteuer Reich umd Arm gleich treffende Auflage nicht eine die Leritungsfähigfeit berüdjichtigende 
Gemeindebeſteuerung, jondern nur ein gleiches Entgelt jür gleiche Bezüge aus Gemeindeeigenthum jei. 

Ihre Kommiffion in ihrer großen Mehrheit glaubt der Petition feine Folge geben zu follen, weil fie zwar 
— und im diefer Beziehung einſtimmig — mit der Aufhebung der außerordentlichen Auflage d. h. mit der Auf 
hebung der Belaſtung des Freitheiles einverjtanden, aber mit Rüdjicht auf die große finanzielle Tragweite einer 
gänzlichen oder nahezu gänzlichen Aufhebung der Bürgergenußauflage — eritere würde einen Ausfall von nahezu 
800000 ME. für die betheiligten T50 Gemeinden zur Folge haben — keineswegs auch mit einer weiter- 
‚gehende Beſchränkung der Auflage einverstanden ift. 


Wir beantragen demgemäß: 


1. den Artifel 1 unverändert anzunehmen ; 
2. die Petition von Bürgern und Bürgerwittwen von Schuttern hierdurch für erledigt zu erklären. 


Zu Urt. 2. 


Die vorgejchlagenen Abänderungen der Abſätze 1 und 2 des 8 87 der Gemeimde- und Sräbteonenung ft 
lediglich durch die dem Geſetzentwurf über die Feitftellung des Staatshaushalts-Etats für die Jahre 1892 
und 1893, entiprechende Beitimmung des Art. 2 des Gejeges vom 9. November 1891, die Steuererhebung 
in den Monaten Dezbr. 1891, Januar und Februar 1892 betreffend veranfaßt, wonach der Abgabejag für'die 
Kapitalrentenfteuer jtatt, wie feither, auf 11 Pfennig, mit Wirkung vom Beginn der Budgetperiode 1892/93 d. i. 
von 1. Novbr. 1891 an auf 10 Pfennig von je 100 Mark Steiterfapital und für die Emfommenjteuer ftatt, 
wie jeither auf 2 Mark 50 Pfennig, von demjelben Zeitpunkt ab auf zwei Mark von je 100 Matt Steuer- 
anſchlag feitgejegt it. Da nämlich nad) Abſatz I des 8 87 der Gemeinde- und Städteorinung von dem 
Kapitalrentemitenerkapital höchitens eime Gemeindeumlage im Betrage von RO Prozent der Staatsſteuer und nad 
Abſatz 2 dieſes 8 von dem dort genannten Einkommen aus öffentlicher Berufsthätigkeit höchſtens eine ber 
Staatsfteuer gleichfommende Umlage erhoben werden kann, würde jenes Geieh vom 24. Novbr.. 1891, welchen 
ein gleichlautendes für die Monate März und April nachgefolgt ift, und welchem das Geſetz über die Feſt— 
jtellung des Staatshaushalts-Etats für 1892/93 Himfichtlich der Feſtſetzung der Abgabefäge vorausſichtlich 
ebenfalls entiprechen wird, an ſich ohne Weiteres zur Folge habe, daß die Gemeindenmlage von 100 Mark Kapital 
rentenstenerfapital nicht mehr, wie jeither höchitens 8,8 Piennig, jondern höchſtens nur noch 8 Pfennig und von 
100 Mark Einfommenfteueranjchlag nicht mehr, wie jeither höchitens 2 Mark 50 Pfennig, ſondern höchſtens 
nur noch 2 Mark erhoben werden dürfen. Es Tiegt num aber fein innerer Grund vor, für die Gemeinde 
beitenerung die hmfichtlich der Belaftung der Kapitalrentenjteuerkapitalien und der erwähnten Einkommen jeit- 
gejegten Marimalgrenze bloß deßhalb zu ändern, weil diefe Marimalgrenze für die Kapitalrentenitenerfapttalien 
in Prozenten der Staatsjtener ausgedrüdt und für die fraglichen Einkommen durch die Höhe der Staatsſteuer 
beitimmt wird. 

Ein jolcher innerer Grund läge allenfalls nur vor, wenn neben der Minderung des Gtaatsfteuer: 
bedürfniffes eine gleichmäßige Minderung des Umlagebedürfniſſes einherginge; da hiefür aber‘ die Voraus— 
jegung fehlt, jo würde die Herabjegung der Belaftungsgrenye von 8,8 Pfennig auf 8 Piennig, bezw. von 
2 Mark 50 Piennig auf 2 Mark naturgemäh in allen Städten und Gemeinden, für welche fie praftich wirkſam 
würde, einen gewiſſen Einnahmeausfall zur Folge haben, der wiederum durch Erhöhung der Umlage auf das 
Grund-Häufer und Gewerbeiteuerfapital und auf die Einkommenſteueranſchläge bezw. auf ‘die durch oe Mari 
malgrenze nicht geſchützten Einfommenfteueranjchläge gedeckt werden mühte. 

Dies würde aber eine Berjchiebung des jeitherigen Beitragsverhältniſſes zwiſchen den emzelnen 
Arten von Steuerfapitalien bezw. zwiſchen diefen und den Einkommenſteueranſchlägen zur Folge haben, 
die überall nicht beabjichtigt it und gerade dazu führen fönnte, dab für gewiſſe Steuerkapitalien, für 
welche durch die Steuerermäßigung eine Entlaftung herbeigeführt werden joll, eine Mehrbelaftung durch ver: 
ftärften Beizug zur Gemeindenmlage emtritt. Dieje Verjchiebung des Beitragsverhältniffes will nun der Ge 
ſetzentwurf dadurch verhüten, daß er die Marimalgrenze der Umlage nicht mehr nach Proyenten der Staatsiteuer 
bezw. nach der Höhe der Staatsitener, jondern ohne Bezugnahme auf die Abgabeſätze der Staatsftener in be 
jtimmten Beträgen firirt, indem die Marimalgrenze für die VBelaftung der Kapitalrentenjteuerfapitalien, den 
80 Prozent der jeitherigen Staatsſteuer entiprechend, auf 8,8 Pfennig und die Marimalgrenze für die Belajtung 
der Einkommen aus Öffentlichen Beruf, entiprechend- der jeitherigen Staatsfteuer, auf 2 Mark 50 Pfennig feit: 
gejegt wird. Dadurch it das jeitherige Beitragsverhältniß zwijchen den zur Gemeindebeitenerung beigezogenen 
Steuerfapitalien beziehungsweiſe Einfommeniteneranjchlägen elbit aufrecht erhalten, wenn auch, was aber nad) 
dem Ausgeführten unerheblich ift, die Marimalgrenze der Belaftung gegenüber der ermäßigten Stmatsjteuer fich 
für die Kapitalventenjteuerfapitalien von RO auf 88%, und für die Einfommen aus — Beruf von 
1000/0 auf 125% der Staatsſteuer erhöht hat. 
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Ihre Kommiſſion jtimmt daher dem Entwurfe vorbehaltlich der noch zu erörtenden 
Berichtigung eines Drudfehlers zu. 

Mag auch die Feitiegung des Umlagefußes auf 8,8 Pfennig, weil er nicht wenigitens auf volle Pfennig 
aufs oder abgerundet it, nicht ganz den vom legislatorichtechniichen Standpunfte aus zu jtellenden An: 
jorderungen entiprechen und jpäter ohne Kenntniß der dieſer Feſtſetzung vorausgegangenen Entwidlung der 
Gejeggebung nicht mehr vecht verjtändlich ericheinen, jo glaubte man, ganz abgejehen, dab für den Monat 
Dezember 1891, mit welchem die Herabſetzung der Staatsjteuerabgabejäge wirfiam geworden und für das 
Jahr 1892, für welche alle Gemeindevoranjchläge jchon mad) den jeitherigen Sägen von 8,8 Piennig bezw. 
2 Mart 50 Pfennig vorbereitet jind, eine Aenderung diefer Säge zur berhütung von allerlei Unzuträglichkeiten 
— vergl. Regierungsbegründung zu Art. 5 — ohmedies unter allen Umjtänden vermieden werden müßte, aus 
den bereits oben — Einleitung — entwidelten Gründen eine etwaige anderweitige Feitjegung des Marimaljages 
von 8,8 Pig. auch für die Zeit von 1893 ab jegt nicht vorjchlagen, jolche vielmehr der zu erwartenden all 
gemeinen Revijion der Gemeindejteuergejeggebung überlaffen zu jollen. 

Inden Ihre Kommijjion im Uebrigen von Vorjchlägen für dieje allgemeine Reviſion abjehen zu jollen 
glaubt, will jie einer in ihrem Schooße gegebenen Anregung zufolge doch nicht unterlafien, Großherzoglicher 
Regierung die Prüfung der Frage zu empfehlen, ob nicht allenfalls auf den in dem $ 85 des Geſetzentwurfs, 
die Abänderung der Städteorduung bezüglich der Aufbringung des Gemeindeaufwands ꝛc. betr. von 1886, zum 
Ausdrud gebrachten, in das Geſetz jelbit aber nicht übergegangenen Gedanken eines ermäßigten Beizugs der 
Gewerbeiteuerfapitalien und einer andern, als dreifachen — etwa der vierfachen — Vervielfältigung der Ein- 
fommenjteueranjchläge zurüdgefommen werden fünnte. Das Gejeg von 1886 hatte, indem es jich nach Erlaſſung 
des Einfommenjteuergejeges für den Beizug der Einfommenjteueranjchläge auch zur Gemeindebeiteuerung 
entjchied, ausgejprochenermahen nicht die Abficht, das Verhältni des Beitrags der verjchiedenen Gattungen 
von Steuerkapitalien und der verjchiedenen Gruppen von Steuerpflichtigen zur Dedung des Gemeindeaufwands 
zu ändern oder neu zu gejtalten; es jollte vielmehr „das jeitherige, wohlerwogene und im Wejentlichen bewährte 
Beitragsverhältnig thunlichſt beibehalten und vorerjt abgewartet werden, wie das Einkommenſteuerweſen jich 
weiter entwicle, und welche Wirkungen die neue Steuergejeggebung äußern werde,“ und e8 handelte jich jonach 
wejentlich darum, einen Erjag für die in Folge des Einfommenjteuergejeges in Wegfall gefommenen früher vom 
perjönlichen Verdienſt jowohl der gewerblichen einschl. landiwirtbichaftlichen Unternehmer, als der nad) Urt. 1. B. 
des Erwerbſteuergeſetzes Steuerpflichtigen gebildeten Erwerbjteuerfapitalien zu finden bezw. den fich daraus er- 
gebenden Ausfall anderweit zu deden; dieſe Dedung juchte man der Hauptſache nad) in dem Beizug der Ein- 
fommenjteneranjchläge, jedoch nicht blos der Einfommen aus Gewerbe bezw. Landwirthichaft, jondern aller, 
auch derjenigen aus Kapital, zum Theil aber auch in dem erhöhten Beizug der nunmehr auf die Stenerfapi- 
talien von den Betriebsfapitalien bejchränften Gewerbeiteuerfapitalien, indem dieje mit dem vollen Betrage und 
nicht, wie früher die Erwerbjtenerfapitalien mit blos 80%;,, beigezogen werden; man hielt einen jolchen er- 
mäßigten Beizug, der jich hinfichtlich der früheren Erwerbfteuerfapitalien damit rechtfertigen ließ, daß ein Theil 
diefer Erwerbſteuerkapitalien nur auf dem perjönlichen Verdienſt beruhte, hinfichtlich der Gewerbeiteuerkapitalien 
nicht mehr für gerechtfertigt, wenn, wie das jegt der Fall, der perjönliche Verdienft aus Gewerbe zur Ge 
meindebejteuerung nur gleich jedem andern perjönlichen Einkommen in den Einfommenjteueranjchlägen beigezogen 
wird, aljo weit geringer als früher. 

Die Abficht des Gejeges von 1886, an dem früheren Beitragsverhältnig der einzelnen Kategorien von 
Steuerpflichtigen nichts zu ändern, jollte ſonach erreicht werden 

a. durch eine wenn auch umerhebliche Ermäßigung des von dem Grund» und Häuſerſteuerlapital auf— 
zubringenden Lmlagebetrags, und zwar mit Nüdjicht darauf, daß der Ertrag aus Gebäuden und 
Grundjtüden nunmehr auch in der Einfommeniteuer getroffen wird; 

b. durch eine jtärfere Belajtung der Gewerbe-(Betriebs;Stapitalien — Beizug mit 1000/, jtatt mit 
80%, — und zwar aus den oben entwidelten Gründen ; 

c. durch einen ermäßigten Beizug der Stapitalrentenjtenerfapitalien, und zwar wegen Beizugs des 
Ertrags derjelben auch zur Einfommeniteier. 


ur 
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Dieſe Abficht it nach den Voranjchlagsergebniffen für die der Städteordmung unterjtehenden Städte in 
den Jahren 1886, 1887 und 1888, wie jolche in der Zeitichrift für badiiche Verwaltung xc., Jahrgang 1887 
©. 113 ff. und 1589 ©. 43 ff. dargejtellt find, volltommen erreicht. 

Insbejondere haben die Grund: und Häuferjtenerfapitalien im Jahr 1885 — aljo vor dem Geſetz von 
1886 — 36,31%, im Jahr 1886 nur noch 34,68%, des ungededten Gemeindeaufwands aufgebracht, jomit 
1,63°%/, weniger; die Gewerbeitenerfapitalien (Betriebskapitalien) dagegen im Jahr 1885 nur 19,88%, im 
Jahr 1886 dagegen 24,31%), jomit 4,43°%/, mehr und die Kapitalrentenjteuerfapitalien im Jahr 1885 noch 
18,32 %/, im Jahr 1886 nur 14,49%, alſo 3,83%/6 weniger; ähnlich it das Verhältnis; nach den Voranjchlage- 
ergebnifjen für 1887 und 1888. Die erwähnte Darſtellung aeitattet weiter emen Vergleich, in welchem Ver— 
hältnifje jich der nicht gedecte Gemeindeaufwand auf die vier Daupteintommensquellen — Grund: und Hänfer- 
beſitz ſammt Landwirthichaftsbetrieb, Gewerbebetrieb, Kapitalbefig und das Einkommen aus jonitiger (nicht als 
Gewerbe- oder Landwirthichaftsbetrieb jich daritellender) Arbeit und Dienitleiitung — im Jahre. 1885 
nach dem früheren Geſetz und jet anf Grund des Gejeges von 1886 ſich verteilt. 

Dabei ift der durch die gemeindliche Einfommenjteuer aufgebrachte Betrag auf die angeführten 4 Eins 
fommensquellen entjprechend vertheilt. 

Die Verjchiebung des Beitragsverhältniſſes nad) dem früheren und jegigen Geſetz iſt eine faum merfliche: 
der Grund- und Häujerbejig hat jegt im Allgemeinen etwas mehr, als früher am ungededten Gemeindeaufwand 
zu tragen, umd zwar wenn man die Jahre 1855 und 1888 vergleicht, böchitens um 3,32%, (Bruchjal), im 
Durchſchnitt um 1,7%,; das Einfommen aus „jonjtiger Arbeit und Dienſtleiſtung“ it mit Ausnahme von 
Freiburg und Pforzheim, wo eine Mebrbelajtung von 0,45 bezw. 1,49%/, eingetreten ift, weniger belajtet, und 
zwar durchichnittlich um 0,76%, — Heidelberg um 1,79%, —; das Einkommen aus Napitalbefig it jet 
teils etwas weniger (Karlsruhe um 0,85 %,, Pforzheim um 1,79%, Baden um 1,900%/,, Freiburg um 2%,), theils 
höher belajtet (Mannheim um 0,629%/,, Bruchjal um 1,76°/,, Konſtanz um 2,47%, und Heidelberg um 5,36%). 

Bon Bejonderem Jutereſſe it, da der Gewerbebetrieb d. h. das Gewerbe im Ganzen durchweg 
weniger belajtet it, als früher, während allerdings die Gewerbe (früher Betriebs-) Ktapitalien, wie erwähnt, 
jtärfer als jrüher beigezogen jind. Folgende Ueberficht läßt dies erfennen: 
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Ihre Kommiſſion umterläht es ausdrüdlich, zu der gegebenen Anregung in materieller Hinficht Stellung 
zu nehmen ; jie will lediglich zu der Prüfung Anlaß geben, ob nicht in dem Beizug der Gewerbejteuerfapitalien 
nach ihrem vollen Betrage injofern gegenüber dem Beizug der Hrund- und Hänjeritenerkapitalien eine gewilje 
Mehrbelaitung liegt, als die Beſtandtheile der Gewerbejtenerfapitalien nad) ihrem wirklichen mittleren 
Wert), die Grund- und NHäujeritenerfapitalien aber durchſchnittlich nur zum geringeren Statajterwerth 


566 


veranlagt find, und als ohnedies der jtädtiiche Liegenſchaftsbeſitz nach jeiner Natur größerer und dauernderer Werths 
erhöhung in Folge der von der Stadt gebotenen Vortheile fähig it, als der Gewerbebefit. Die Prüfung wird, 
ferner darauf zu erſtrecken fein, ob nicht cin Ausgleich in der Belaſtung eines mit erheblichem Betriebskapital⸗ 
aber verhältnigmähig geringem Verdienſt arbeitenden Gewerbetreibenden gegenüber derjenigen eines Gewerbe— 
treibenden mit feinem oder nur geringem Betriebsfapital, aber erheblicherem Verdienſt herbeigeführt werden 
jollte, endlich daranf, ob micht durch jtärferen Beizug der Einfommeniteneranfchläge auch die nicht aus 
Grundbeſitz oder Gewerbebetrieb, jondern aus jonitigem perjünlichem Berdienit erflichenden Einfommen mehr 
belaftet werden jollten. 

Unter Berichtigung des in dem Entwurf enthaltenen, in der Auslaſſung der Worte „der Geiſtlichen“ 
bejtehenden Drudjehlers beantragen wir: 

Den Artikel 2 in folgender Faſſung anzunehmen: 

An die Stelle der Abjäge 1 und 2 des $ 87 der Gemeinde und Städteordnung tritt folgende Beitimmung : 

Bon dem Kapitalrentenjtenerfapital dürfen höchitens 8,8 Pfennig von 100 Marf erhoben, die Dienft- 
emfommen, Ruhe und Suftentationsgehalte der öffentlichen Diener des Reiche, des Staates (einjchliehlich der 
Voltsichullehrer), des Großherzoglichen Hofes und der Gemeinden, der Geiftlichen, jowie die entiprechenden 
Bezüge ihrer Wittwen und Waijen zur Gemeindebeitenerung höchitens mit einer Umlage von 2M. 50 Preunig 
von 100 Mark des itaatlichen Eintommeniteneranjchlags befaitet werden. 


Zu Artikel 3. 
Bon den abgejonderten Gemarkungen. 


I. Im Allgemeinen. 


Die Gejammtzahl der politiichen Gemeinden des Yandes beträgt 1583, die Gejammtzahl der Gemarfungen 
2179, wovon 2113 bewohnt und 66 unbewohnt find; von den Semarfungen find 1448 eigentliche Gemeinde- 
gemarfungen, 481 weitere Gemarfungen bilden die Ortsgemarfungen von 135 zuſammengeſetzten Gemeinden ; 
der Reit mit 250 fällt auf die in feinem Gemeindeverband ftehenden jog. abgejonderten Gemarfungen. Von 
den leteren find 66 unbewohnt, während 137 weniger als 40 Eimwohner, 28 zwijchen 40 und 100 Einwohner, 
T zwijchen 100 und 200 und 3 mehr als 200 Eimvohner zählen; 9 weitere bilden Theile von Gemarkungen 
elſäßiſcher Gemeinden; unbewohnt find meiitens die abgejonderten Waldungen, bewohnt die abgejonderten Hof: 
güter, aud) Kolonien genannt. 

Während nun jede Gemeinde neben dem VBorhandenjein einer Gemarkung auch das VBorhandenjein einer 
Anzahl zu geordnetem Zufammenleben auf der Gemarkung organic zujammengefaßten Einwohner — Bürger: 
ichaft im weiteren Sinn — zur nothwendigen Borausjegung hat, jehlt der abgejonderten Gemarkung entweder 
eine Einwohnerſchaft ganz oder es bildet die letere wenigitens feine organijirte Gemeinjchaft, jo daß ſie micht 
als eine öffentliche Corporation, jondern lediglich Ms ein Komplex von Grundeigenthum ericheint, der aber, 
ob bewohnt oder nicht, als ein Theil des Staatögebiets, der einem Gemeindeverband nicht angehört, doc noth— 
wendigerweiſe für ſich Gegenjtand gewiſſer öffentlich-rechtlicher Beziehungen werden muß und direch die jeitherige 
Bejeggebung — Nachtrag zur Gemeindeordnung SS 174—177 und verjchiedene Einzelgeſetze — thatjächlich 
auch einen öffentlich- rechtlichen Charakter erhalten hat, indem der abgejonderten Gemarkung eine Reihe öffentlich“ 
rechtlicher Aufgaben übertragen worden ift, deren Erfüllung jonit der Gemeinde obliegt. 

Ie mehr die Zahl diejer Aufgaben gewadjen it, und je mehr fich die abgejonderten Waldımgen und 
Hofgüter befiedelt haben, um jo fühlbarer wurde die Unzulänglichleit, Unbeitimmtheit und theilweije Unzweck— 
mähigfeit, ja rechtliche Anfechtbarfeit der in dem erwähnten Nachtrag zur Gemeindeordnung und im der Vollzugs- 
verordnnung biezu vom 22. September 1837 enthaltenen Bejtimmungen, ſowohl binfichtlich des Umfangs der 
den abgejonderten Gemarkungen übertragenen Verpflichtungen, als hinfichtlich ihres Verhältniſſes jur Nachbar: 
gemeinde, deren Organe und Einrichtungen jie bemüten, als endlich himfichtlich der Aufbringung des öffentlich 
rechtlichen Aufwands innerhalb der abgejonderten Gemarkung jelbit. Vor Allem ijt es von jeher zweifelhaft 
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und Gegenjtand von Streitfragen gewejen, ob und inwieweit durch die dürftigen Beltimmungen der 88 174 und 
175, wonach einem Stabhalter bezw. einem benachbarten Bürgermeiſter die „polizeiliche Aufſicht“ über ein 
abgejonderte Gemarkung übertragen wird, dem Gemarkungseigenthümer zugleich auch die Verpflichtung aufgetragen 
werden wollte, die vielleicht mit ganz, unverhältnißmäßig hohem Nojtenaufwand verbundenen Maßnahmen und 
Einrichtungen, die irgendwie in polizeilichem Interejje angezeigt jein fünnten, für die Gemarkung zu treffen; 
die erwähnten Beitimmungen jcheinen wejentlih nur die Strafpolizei in's Auge gefaht zu haben, und wenn 
nad) $ 5 der Vollzugsverordnung vom 22. September 1837 die vom benachbarten Bürgermeijter bezw. vom 
Stabhalter zu „verwaltende Polizei” alle in $ 54 der Gemeindeordnung bezeichneten Zweige derjelben umfaßt, 
„ſoweit fich in einer Kolonie Gegenſtände dazu darbieten,“ jo haben ſich gerade an dieſe wegen ihres Geſetzes 
inhaltes vielleicht wicht unanfechtbare Beitimmung einer Vollzugsverordnung eine Reihe von Verwaltungs und 
Verwaltungsvechtsitreitigfeiten gefmüpft. Noch mihlicher ijt das Fehlen irgendwelcher brauchbaren Bejtimmungen 
hinsichtlich der Benügung der Organe und Einrichtungen einer benachbarten Gemeinde. Sieht man von deu 
regelmäßig ganz unerheblichen Gelditrafen ab, welche nach $ 175 Abj. 5 bei Hofgemarfungen der Kaſſe der 
Gemeinde zufallen, welcher der die PBolizeiaufficht führende Bürgermeijter vorgejegt it, jo beiteht in dieſer 
Beziehung nur noch die einzige Beitimmung in $ 177 Abi. 2, wonach der die polizeiliche Aufficht führende 
Bürgermeifter für polizeiliche Verrichtungen in der tolonie von dem Gemarfungseigenthümer die Zahlung der 
Tagesgebühren zu fordern hat, wenn ſolcher nicht über eine jährliche Wechjeljumme mit ihm übereingefommen 
it. Es iſt dies bis auf die neueite Zeit — noch in einem Erfenntniffe des Berwaltungsgerichtshofes vom 
Oktober 1889 — Zeitjchrift für badijche Verwaltung 1890 ©. 170 — dahin aufgefaßt worden, daß Diejes 
Entgelt für die Führung der Ortspolizei lediglich eine Vergütung an die Perjon des Bürgermeijters jür das 
einzelne auswärtige Dienjtgeihäft, nicht aber eine Vergütung an Die ihn bejoldende Gemeinde jei, und daß 
Mangels jeder anderen Bejtimmung vie Verpflichtung, auch zu dem Gehalte diejes oder eines anderen Gemeinde- 
beamten (imsbejondere des Natbjchreibers) oder für Benügung von Gemeindeeinrichtungen an die Gemeinde kraft 
öffentlichen Rechts etwas beizutragen, damit ausgejchloffen jei. Abgejehen von der Führung der polizeilichen Aufſicht 
muß aber für verjchiedene, durch bejondere Gejege der abgejunderten Gemarkung übertragene öffentlich-rechtliche 
Aufgaben, wie für die Standesbuchrührung, ‚sührung der ‚Feuerverficherungsbücher, Aufitellung von Wählerliſten 
bei den Landtags: und Reichstagswahlen, Aufjtellung der Stammwollen ꝛc. unter allen Umftänden eine benad)- 
barte Gemeinde mit ihren Organen in Anſpruch genommen werden, ohne daß aber nach obiger Bejtimmung 
irgend welche Vergütung hiefür Seitens der letzteren verlangt werden könnte. Umgekehrt würde der Gemarkung 
eigenthümer, der ſich der Beichaffung gewiſſer Einrichtungen z. B. Eritellung eines Ortsgefängnifjes, von 
Feuerlöſcheinrichtungen ꝛc. geſetzlich nicht entziehen kann, jtatt der ihn unverhältnißmäßig belajtenden beſonderen 
Beihaffung vielfach gerne von den deßfallſigen Einrichtungen der Nachbargemeinde auch für die abgejonderte 
Gemarkung Gebrauch machen; er kann aber im Weigerungsfalle die Gemeinde, der feine gejegliche Verpflichtung 
obliegt, ihre Einrichtungen durch Dritte bemügen zu laſſen, biezu nicht zwingen. Einerſeits jind ſonach der 
Nachbargemeinde verjchiedene für die abgejonderte Gemarkung zu erjüllende Aufgaben gejeglich übertragen, 
wofür jie feine entjprechende Vergütung erhält; anderjeits hat der Gemarkungseigenthümer trot der Bereit 
willigkeit zu einer entiprechenden Bergütung feinen rechtlich verfolgbaren Anjpruch auf Benügung der Einrich- 
tungen der Nachbargemeinde. 

Die Praxis hat ſich nun zwar wenigitens zeitweile und im einzelnen Fällen durch Wusdehnung der 
Beitragspflicht auf den allgemeinen umd jachlichen Aufwand zu helfen gejucht, indem z. B. der VBerwaltungs- 
gerichtshof den Gemarfungseigenthümer für verpflichtet erklärte, zum Gehalte der Gemeindehebamme verhältniß— 
mäßig beizutragen, da die Aufitellung der Hebamme ein Zweig der Bejundheitspolizei ſei und daher der bereits 
angeführte $ 5 der Vollzugsverordnung von 1837 angewandt werden künne; wenn aber in derjelben Entjcheidung 
die Friedhofunterhaltung als außerhalb der öffentlicy-rechtlichen Aufgabe der abgejonderten Gemarkung liegend 
erklärt ijt, jo beweilt dies gerade die unjichere Mechtsiprechung, jofern doch auch die Sorge für das Begräbniß 
und den Begräbnihort gleichfalls der Gejundheirspolizei angehört — vgl. Zentralbl. 1866 ©. 194 vgl. mit 
©. 193 -- ; dazu kömmt, dab durch die bereits erwähnte Entjcheidung des Verwaltungsgerichtshofs von 1889 im aus- 
geiprochenen Gegenjag zu der oben bejprochenen Wntjcheidung vou 18656 jede Veitragspflicht des Gemarkungs— 


eigenthümers zu dem Gehalte irgend eines Gemeindebeamten oder zu andern Gemeindebedürfniffen für aus: 
geichlojfen erflärt wird, umd wenn num wiederum jm direkten Gegenjag zu der Enticheidung von 1889 der 
Berwaltungsgerichtshof in der allernenejten Enticheidung vom Oftober 1891 — vgl. Zeitichrift 1891 ©. 181 - 

die von der Berwaltungsbehörde dem Gemarkungsinhaber gemachte Auflage, zur Beitreitung der für die Kolonie 
vorhandenen Bedürfnifie bezüglich der Feuerpolizei, Hebammenbeitellung, Abdeckerei, Fleiſchbeſchau und Leichenichau 
an die Nachbargemeinde Beiträge zu leiiten, nicht als direkt gejegwidrig und deßhalb nicht als rechtsunverbindlich 
erklärt, auch eine Vergütung über die nach $ 174 zu gewährenden Tagesgebühren hinaus an den mit der 
Koloniepolizei betrauten Bürgermeijter weder für gejegwidrig noch unbillig hält und dasjelbe hinfichtlich eines 
Beitrags zum Gehalt des Rathſchreibers und zur Dedung des Sanzleiaufivandes annimmt, jo thut dieje 
wechielnde Nechtsiprechung ganz bejonders die Nothiwendigfeit einer auch in der Entſcheidung von 1889 für 
dringend wünjchenswerth erklärten feiten Ordnung der vorliegenden ichwantenden Verhältniſſe dar. 

Nicht minder unzulänglic und geradezu unzweckmäßig jind die Beitimmungen über die Aufbringung des 
öffentlich-rechtlichen Aufwandes innerhalb der abgejonderten Gemarkung jelbit. 

In erjter Reihe ijt der Gemarkungseigenthümer allein zur Beitreitung des Semarfungsaufiwands verpflichtet 
erklärt, und da für den Fall des getheilten Grundbeſitzes die Vollzugsverordnung von 1837 — 88 T—10 — 
ausreichende Beitimmungen getroffen hat, find Stomplifationen wur in den beiden Ausnahmefällen möglich, 
wonach daneben auch die Einwohner der Gemarkung zu öffentlichen Laſten beigezogen werden fünnen, indem 
jie nämlich) dem Eigenthümer bei der Wegunterhaltung gewiſſe Frohnden zu leiiten haben und indem ander: 
jeitö die „Eltern“ verpflichtet erflärt jind, die Koſten des Unterrichts der Kinder jelbit zu beitreiten, während 
der Gemartungseigenthümer nur zu einem billigen Beitrag biezu verpflichtet it. Hauptſächlich die Aufbringung 
des Aufwandes für den Schulunterricht ift es nun, Die jortgejegt zu vielen Schwierigkeiten und Streitigkeiten 
geführt hat; regelmäßig wird kraft alten Herfommens, kraft getroffener Vereinbarung oder auch kraft itaatlicher 
Zuweiſung ob ſolche in rechtsverbindlicher Weiſe geſchehen kann, bleibe dahingeſtellt — die Schule einer 
Nachbargemeinde benützt und dann der Schulaufwand nach der Seelenzahl auf Gemeinde und Gemarkung 
ausgeſchlagen; die Gemeinde kann ſich nun aber mit ihrem Anſpruch nicht an den Gemarkungseigenthümer 
jondern nur an die „Eltern“ halten; dabei werden Eltern von nichtichulpflichtigen Kindern oder Eltern, die 
für den Unterricht ihrer Kinder in anderer gejeglicher Weile — Privatunterricht oder Verbringung in eine aus- 
wärtige Anjtalt — jorgen, nicht zahlungspflichtig jein; ein Vertreter der als zahlumgspflichtig noch übrig 
bleibenden, vielfach wohl noch zahlungsunfähigen Eltern, der der Gemeinde gegenüber für den Gejammtbeitrag 
haftbar wäre, fann zwar nach $ 12 der Vollzugsverordnung von 1837, muß aber nicht beitellt werden, jo 
daß die Gemeinde ſich gegebenen ‚Falls nur an die einzelnen Zahlungspflichtigen jelbit halten fann; nad) welchem 
Mafitab nun aber der Aufwand auszujchlageu, ob nach dem Steuerfapital oder nach der Sinderzahl der 
Pflichtigen, ob und wie ein Ausfall in Folge der Umbeibringlichfeit durch die übrigen Pflichtigen zu deden, 
darüber gibt der 8 11 der Vollzugsverordnung nur die zu allerlei Meinungsverichiedenheiten Anlaß gebende 
Beitimmung, daß die Koften nach einem „der Natur der Ausgaben und den Verhältniffen, im welchen ſie den 
verjchiedenen Einijajien zu Nugen kommen, entiprechenden Umlagefuß umzulegen jeien.“ 

Ob, falls die Benügung einer benachbarten Schule nicht möglich, den Eltern etwa auch die Verpflichtung 
auferlegt ift, für gemeinjamen Unterricht zu jorgen, wird mehr als zweifelhaft jein, und $ 5 des jeitherigen 
Schulgejeges vom 8. März 1868 verlangt eine öffentliche Schule nur für die Gemeinde, wicht auch für die 
abgejonderten Gemarkungen; die Bejtimmungen des $ 177 jind ſonach ebenjo unzweckmäßig, als unvolljtändig. 

Durch dieje Ausführungen dürfte die Nothwendigkeit einer durchgreifenden gejeglichen Neuregelung der Verhält- 
niffe der abgejonderten Gemarfungen, und zwar in den drei beiprochenen Richtungen, zur Genüge dargethan jein. 

Der vorliegende Geſetzentwurf hat nun gerade den Weg eingeichlagen, die dargelegten Lücken der Geſetz 
gebung auszufüllen, als unzweckmäßig erfannte Bejtimmungen zu bejeitigen und die beiprochene mangelhafte 
Vertretung durch eine jämmtliche Beitragspflichtige mitumfafiende zu erjegen. 

Ihre Kommiffton jtimmt danach der vorgejchlagenen Neuregelung — vorbehaltlich der noch zu erörternden 
Abänderung einiger Eingelbeitimmungen einſtimmig ju und beantragt zunächſt Die von der jeit- 
hberigen etwas abweichende Ueberichriit „Bon den abgejonderten Semarkungen“ anzunehmen. 
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II. Im Befonderen : 
Bu & 174. 

Indem der Entwurf den Gemarkungseigenthümern für den Bereich der abgejonderten Gemarkung allgemein 
alle Pilichten auferlegt, welche der Gemeinde für den Bereich ihrer Gemarkungen im öffentlichen Intereffe 
gejeglich obliegt, folgt derjelbe der Gemeindegejeggebung einer größeren Zahl anderer Bımdesftaaten, er wird 
ug leich aber auch in der allein als ausreichend zu betrachtenden. Weije der dargelegten Nothwendigkeit gerecht, 
den Umfang der öffentlicherechtlichen Verpflichtungen der Gemarkungseigenthümer nad) den verfchiedenften im 
Betracht kommenden Richtungen unzweideutig feſtzuſtellen. 

Ein Bedenken, daß damit den Gemarfungseigenthümern etwa zu viel angejonnen jei, hat Ihre Kommiſſion 
nicht, weil ja jelbjtverjtändlich die Verpflichtung derjelben nur jo weit geht, als ſich Gegenftände hierzu auf 
der Gemarkung darbieten, weil ferner den Eigenthümern unter allen Umjtänden das Necht zufteht, eine Ent 
ſcheidung der Verwaltungsbehörde nah $ 6 Ziff. 2 des Verwaltungsgejeges und hiergegen eventuell eine 
Entjcheidung des Verwaltungsgerichtshofes herbeizuführen, weil endlich diejenigen geſetzlichen Verpflichtungen 
einer Gemeinde, welche weitaus am meijten mit einem Koſtenaufwand verbunden jind, jchon nach den ber 
ſtehenden Gejegen den abgejonderten Gemarkungen auferlegt find. Insbeſondere iſt hinfichtlich des Armen— 
aufwands jchon durch $ 1 des bad. Einführungsgejeges zum Unterjtägungswohnjiggejeg beitimmt, da jedes 
abgejonderte Hofgut, gerade jo wie jede politiiche Gemeinde, einen Ortsarmenverband bildet; weiter it die Ver: 
pflichtung zur Unterhaltung der die abgeionderte Gemarkung durchziehenden „Vizinalwege“ dem Gemarfungs- 
eigenthümer jchon durch den beitehenden $ 176 der G-O. auferlegt und durch $ 33 des Strahengejeßes dahin 
erweitert, daß alle Beitimmungen diejes Gejeges, welche jich auf die Gemeinden beziehen, in gleichem Maße 
auch für die Eigenthümer der abgejonderten Gemarfungen für anwendbar erklärt find; es gilt dies insbejondere 
hinsichtlich des Neubaus und der Unterhaltung der Gemeindewege (88 6, 8, 9), hinjichtlic) des Neuban’s und 
der Unterhaltung der Kreisſtraßen (58 13 und 14), hinfichtlich des Neuban’s und der Unterhaltung der Land- 
itraßen (8$ 17 und 18), hinfichtlich des $ 20 (Befreiung wegen geringen Nutzens), 8 21 (Nachlak megen 
geringer Leiftungsfähigfeit), $ 25 (Umfang der Werbaupflicht), $ 26 (Hinfichtlich der Schneeanhänfungen), & 27 
(binfichtlich der Baupflanzungen) und 8 32 (binfichtlich der Staatsunterſtützung). 

Nur bezüglic, der unter Umſtänden mit erheblichem Aufwand verbundenen Schullaft ift eine grundſätzliche 
Henderung vorgeichlagen, injofern jolche nach dem beitehenden $ 177 in erſter Neihe den Eltern auferlegt ift, 
wobei es, wie ausgeführt, jeither zweifelhaft war, ob die Eltern bezw. Einwohner auch zur Errichtung einer 
eigenen Boltsjchule verpflichtet jeien; nach dem 8 7 des Gejetentwurfs, betreffend die Aenderungen des Geſetzes 
über den Elementarunterricht, ſoll nun in Amvendung des in dem vorgeichlagenen $ 174 ausgefprochenen all: 
gemeinen Grundſatzes der Gemarkungseigenthümer auch hinfichtlich der Schullajten, wie ſonſt überall, der 
Träger der nach dem Geſetze jonft der Gemeinde obliegenden Verpflichtungen jein. Daß gerade im biejer 
Beziehung eine empfindliche Lücke jeither beftand, it oben dargethan. Die gejeliche Schulpflicht jegt voraus, 
dag alle Eltern unter allen Umständen aucd das Necht haben müſſen, ihre Slinder irgendwo zur Schule zu 
ſchicken. Wie für mehrere Gemeinden, joll nach dem erwähnten 8 7 des Schulgejepentwurfs durch die Ober: 
ichulbehörde auch für Gemeinden und abgejonderte Gemarfungen eine Volksſchule gemeinfam gehalten, d. h. 
ein Schulverband mit Vertheilung des Aufwands nad) der Seelenzahl gebildet werden fünnen. Diejer Fall wird 
jedoch nur praftijch werden, wenn eine Kolonie dauernd eine verhältnißmäßig größere Zahl von Schulfindern 
aufzuweifen hat; jonit wird von Bildung eines bejonderen Schulverbandes abgejehen und naturgemäß nur die 
weniger fojtjpielige Mitbenügung der in der Nachbargemeinde beitehenden Schule im Sinne des vorgejchlagenen 
$ 176 herbeigeführt werden. In dem einen und anderen Fall ift nun aber dod) die Möglichkeit gegeben , die 
Benugung einer benachbarten Schule durch die Schulkinder der Kolonie erzwingen zu fünnen. 

Abgejehen von dem Armen: und Wegbauaufwand, der jchon jeither gejeglich dem Gemarfungseigenthümer 
oblag, find es aber auch die Aufwendungen für polizeiliche Einrichtungen aller Art, wie Ortsgefängniß, Feuer— 
Löfcheinrichtungen, Leichenſchau, Fleiſchbeſchau zc., die wenigitens nach der bereits beiprochenen Praxis und ins 
bejondere nad) der meueiten Entjcheidung des Verwaltungsgerichtshofs als dem Gemarfungseigenthümer obliegend 
Schon jeither behandelt worden ſind. 

Verhandlungen der 2. Kanımer 1891/92, Ates Beilagebeft. 72 
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Der Kreis der Verpflichtungen des Gemarfungseigenthümers wird jonad), wenn durch die erweiterte 
Faſſung des Abſ. 1 auch weiter gezogen, thatjächlich doch nur um ſolche vermehrt, die gegenüber den bereits 
jeither bejtandenen oder wenigftens angenommenen Verpflichtungen voransjichtlich einen mehr geringfügigen Auf: 
wand erfordern werben. Dagegen ijt dem Gemarkungseigenthämer durch die 88 176 und 178 des Entwurfs 
das jehr wichtige Recht eingeräumt, die Verpflichtung einer benachbarten Gemeinde, ihre Einrichtungen für die 
abgejonderte Gemarkung gegen ein von der Verwaltungsbehörde feſtzuſetzendes Entgelt benützen laſſen zu müfjen, 
herbeiführen zu können; gerade das Fehlen einer jolchen Beftimmung konnte jeither den Gemarfungseigenthümer 
zur befonderen Beichaffung von Einrichtungen nöthigen, die dann eimen Aufwand erfordern könnte, das 
ganz außer Verhältniß zu dem Koſten einer etwaigen Mitbenügung einer benachbarten Gemeindeeinrichtung jtand. 
Die im innigen Zufammenhang zu 8 174 des Entwurfs jtehenden 88 176 und 178 füllen daher eine längit 
beitehende Lücke in der zwedmäßigiten Weiſe aus. 

Das in Abi. 2 vorgefchlagene Beitragsverhältni entipricht der jeitherigen Beſtimmung des $ 7 der mehr: 
erwähnten VBollzugsverordnung von 1837, dasjenige nad) Abj. 3 erjegt die veralteten unziwecmäßigen Beitimmungen 
über ben Beizug der Einwohner zu den Koſten der Wegbauunterhaltung und des Schulanfwands durch das zeit: 
gemäßere der Ausjchlagung des Aufivands auf die Steuerfapitalien und Einfommenjteneranichläge nad) Maßgabe 
der Gemeindebeiteuerung. 

Wir beantragen im Einverjtändnig mit Großh. Negierung, den $ 174 mit der Maßgabe 
anzunehmen, daß das vorlegte Wort des Paragraphen jtatt Einfommensanidhlag heißen 
foll: Einfommenjteueranjchlag. 


Zu 8 175. 

Die Bildung eines Verwaltungsrathes ijt bei einer größern Zahl von Gemarkungseigenthümer unum— 
gänglich ; die vorgejchlagene Zufammenjegung it zwedmäßig. Ihre Kommiſſion glaubte nur dem zweiten Satz 
des Abi. 1 eine etwas veränderte redactionelle Faſſung geben und in Abſ. 3 die Worte „unter Berüdjichtigung“ 
durch „nach Maßgabe“ der Steuerverhältnifje zc. erjegen zu ſollen. Es joll damit etwas jchärfer ausgedrückt 
werden, dab die Steuerverhältniffe die wejentliche Grundlage für die Feitjegung des Stimmenverhältnifjes bilden 
follen, ohne daß jedoch das letztere gerade mathematijc genau der Größe der Steuerfapitalien bezw. Ein- 
fommenjteneranjchläge der einzelnen Verwaltungsrathsmitglieder zu entipregen braucht; es joll der Verwaltungs: 
behörde vielmehr auf der erwähnten Grundlage ein gewiſſes Ermeſſen und eine gewiſſe Berüdjichtiguug auch 
anderer Verhältniffe eingeräumt jein. Erwähnt jei noch), daß nach $ 7 Ziff. 3 des Gejegentwurfes, betreffend 
die Aenderungen des Gejeges über den Elementarunterricht, die Befugnifje, welche in $ 10 diejes Gejeges den 
Gemeinden übertragen find — örtliche Anfficht über die Volksſchule, Verwaltung des örtlihen Schulvermögens ꝛc. 
— für Schulen in abgejonderten Gemarkungen nach Maßgabe des vorliegenden 8 175 auszuüben jind. 

Wir beantragen im Einverftändnijje mit Großh. Regierung: 

a. den Abjag 1 folgende Faſſung zu geben: 
Ueber die Erfüllung der in 8 174 bezeichneten Verpflichtungen beſchließen die Eigenthümer. Sind 
in einer abgejonderten Gemarkung mehrere Eigenthümer vorhanden, geichieht bie 
Beichlußfaffung nah Stimmenmehrheit. 

b. den Abjag 2 unverändert anzunehmen. 

e. in dem jonjt unverändert zu laffenden Abjag 3 die Worte „unter Berückſichtigung“ * nach 
Maßgabe“ zu erſetzen. 

d. Abſatz 4 unverändert anzunehmen. 


Bu & 176. 


Aus den zu 8 174 entwidelten Gründen beantragen wir die Annahme dieſes Paragraphen. 


Bu 8 177. 


In Abjag 1, der eine neue Bejtimmung nicht enthält, fchlägt Ihre Kommiffion vor, den zweiten Satz 
umzuftellen. 
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Zu Abjag 2, dem wir ebenfalls zuftimmen, wird bemerft, daß nach der Erklärung ‚dev. Großh. Regierung 
womit ji) Ihre Kommiſſion einverftanden. erklärt, durch die vorbehaltene Genehmigung des Bezirksamts nicht 
etwa die Vollziehbarerflärung der höheren Verwaltungsftelle, vielmehr die jonjt nad) $ 23 3: 3 des Pol.St.G. 
erforderliche Zuftimmung des Gemeinderaths erjegt werden joll, jo daß, wenn die bezirfsamtliche Genehmigung 
erfolgt ift, noch die Beitimmung in & 23 3. 3, Abſ. 2 Pol.-St.-G. zur Anwendung fümmt, wonach ſolche orts— 
polizeiliche Vorjchriften erit in Wirkſamkeit treten, nachdem jie von der früheren Verwaltungsitelle (Landes: 
fommifjär) für vollziehbar erklärt oder 30 Tage nach der Vorlage ohne Entſchließung derſelben abgelaufen ſind. 

Wir beantragen im Einverſtändniß mit Großh. Regierung den $ 177 mit der Aende— 
rung anzunehmen, daß der Sat 2 des Abi. 1 lauten joll: der Stabhalter iſt amtlich zu 
verpflichten und hat die Strafbefugniß eines Bürgermeiſters. 


Zu 8 178. 

Die Zwedmäfigfeit diefer mit $ 176 in Verbindung ftehenden Beftimmungen ift bereits zu $ 174 erörtert. 

Nach $ 24 des Gefepes, die FFeuerverficherung der Gebäude betr, werben Höfe, welche eine abgefonderte 
Gemarkung Haben, in Beziehung auf die Führung des Feuerverfiherungsbuches einer benachbarten Gemeinde 
zugetheilt, und zwar in der Regel derjenigen, welcher fie in pofizeilicher Hınficht zugewiefen ift und nad $ 13 
der Inftruftion III zu obigem Geſetz ift für ſolche Höfe ein befonderer Band des Feuerverſicherungsbuches 
anzulegen. Nach der Dienftweifung für die Standesbeamten vom 16. Dezember 1875 — G.- u. V.⸗Bl. S. 375 — 
bezw. Abänderung ber Inftruftion vom 19. Juli 1879 bildet jede Gemeinde einen Standesamtäbezirf, wogegen 
Kolonieen, Weiler und Höfe, welche feiner Ortögemarfung angehören, dem Standesamtsbezirf derjenigen 
Gemeinde zugetheilt, der fie gegenwärtig in polizeicher Hinficht oder in Hinficht auf die Standesbuchffihrung 
überwiefen find. Fiir die Neichstags-, Landtags- und Kreiswahlen werben Kolonieen und Hofgüter mit 
benachbarten Ortſchaften zu einem Wahlbezirk vereinigt; die Aufftellung der Liften hat bie betreffende Gemeinde 
zu beforgen. Wir nehmen an, daß für biefe oder ähnliche Verrichtungen, welche die Nachbargemeinde für bie 
abgejonderte Gemarkung auch Künftig eintreten läßt, ebenfalls ein Peitrag zu dem bezüglichen allgemeinen und 
fachlichen Aufwand zu feiften ift. Nach $ 1 der Anleitung zur Führung der Grund- und Pfandbücher vom 
23. April 1868 bezw. 29, Juli 1879 bilden die Gemeinderäthe das Gewähr- und Pfandgericht für die zur 
DOrtögemarkung und für diejenigen Liegenfchaften, welche, weil fie feiner Gemeindegemarfung einverleibt find, 
ihnen zu biefem Zwecke befonbers zugewiefen find. In $ 9 ift ichon ausdrücklich beftimmt, daß für die feiner 
Gemeindegemarkung einverleibten Liegenschaften von dem tamit beauftragten Gemeinderath ein beſonderes 
Grund- und Pfandbuch auf Koſten der Eigenthümer geführt wird. 

Der Paragraph hat nad) einer nachträglichen Erflärung der großh. Regierung einen Abſatz 2 des 
Inhalts erhalten, daß gegen die Entſchließung des Bezirksraths lage an den Verwaltungsgerichtshof ftattfinbet ; 
es Soll damit vermieden werden, daß eine Klage gegen eine Entichliekung des Bezirksraths als Verwaltungsbehörde 
bei demjelben Bezirfsrath als Verwaltungsgericht erhoben werden muß. Der Verwaltungsgerichtshof ſoll viel- 
mehr in erfter und letzter Inftanz auf die gegen die Enticheibung des Bezirksraths als Verwaltungsbehörbe 
erhobene Klage erkennen, und zwar foll diefe Klage unbefchränft im Sinne des $ 3 des Geſetzes fiber bie 
Verwaltungsrehtspflege und nicht etwa mur als Nichtigfeitsflage im Cinne des & 4 Abf. 2 dieſes Geſetzes 
zuläſſig fein. 

Erwähnt fei noch, daß in Anwendung des 8 176 bezw. 178 und 8 7 Biff. 4 des Gefehentwurfs, die 
Anwendung bes Gefeges über den Elementarunterricht betr., beftimmt ift, daß auf Antrag des Eigenthümers 
der Gemarkung bezw. fofern ein bejonderer Verwaltungsrath beftellt ift, auf Antrag diefes durch den Bezirks 
rath beftimmt werben fann, daß die Ichulpflichtigen Kinder einer abgejonderten Gemarkung die Volksſchule eines 
Nachbarortes zu befuchen haben, und daß der Semeinderath als VBermwaltungsbehörbe die Vergütung feftzufegen 
hat, welche für Benützung der Nachbarfchule zu entrichten ift; auch gegen dieſe Entſchließung des Bezirksraths 
findet in gleicher Weiſe Klage an den Berwaltungsgerichtshof ftatt. 

Wir beantragen, im Einverftändnijfe mit Gr. Regierung, ben & 178 in folgender 
Yalfung anzunehmen: f 
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Mit Nüdfiht anf den Umfang der gegenüber der Gemeinde in Anſpruch ge- 
nommenen Benüßgung ihrer Einrichtungen und Anjtalten ($ 176) und der aus 
der Bolizeiverwaltung erwachſenden Gejchäfte (& 177) beitimmt der Gemeinde- 
rath die Vergütung, welche biefür von den zur Beitreitung des Gemarkungs 
aufwandes Verpflichteten zu übernehmen ift. 


Gegen die Entichliehung des Bezirfäraihes findet lage an den Verwaltungsgerihtähof ftatt. 
Bu $ 179. 


Wir beantragen die unveränderte Annahme dieies Paragraphen unter Streichung des. Komma zwiſcheu 
„ernannt“ und „und“. 


Zu $ 180. 


Im Schooße Ihrer Kommiſſion faßte mau dem vorliegenden Paragrapheu als die am tieſſten ein— 
ihneidende Beſtimmung des Entwurfs über die abgeſonderten Gemarkungen auf, und zwar deßhalb, weil dauach 
auch bei Widerſpruch der Betheiligten die Vereinigung einer abgeſonderten Gemarkung wit einer benachbarten 
Gemeinde anders, ql& auf dem Wege der Geſetzgebung möglid; jein ſoll. Mau legte von biejer Seite. deßhalb 
von vornherein der Erhaltung, der Selbjtäudigkeit ſolcher Gemartungen cine jo große Bedeutung bei, ba 
man, ſofern man nur dieſe Selbftändigkeit wicht durch eine derartige Beſtimmung gefährdet wüßte, die etwa 
gegen die übrigen, Beſtimmungen bejtehenden Bedenken zurüdireten dajjen zu können erklärte, Gegenüber 
der. allerdings nicht zu leugneunden herrſchenden Praxis, welche die Staatsgenehmigung aud danu für genügend 
erklärt, wenn gegen den Willen der Juhaber der betheiligten Gemarkungen Aenderuugen am den legteren vor— 
genommen werden. jollen, hielt mau es Angejichts der Faſſung des Abi. I u. 2 des $ 3 der GeM. und aus 
den in Wielandts bad. Gemeindegejeugebung Ben. 7 zu 89 weiter entwidelten Gründe im Gegentheil für jehr 
zweifelhaft, ob nad) dem bejtehenden Geſetz die Bereinigung einer abgefonderten Gemarkung mit einer Nachbar: 
gemeinde gegen deu Willen der Betheiligten anders, als im Wege der Gejengebung  geihehen füune, und es 
einigte ſich deßhalb Ihre Kommiſſion ſchließlich dahin, daß um Falle des Einverjtändnilfes der Betheiligten die 
Vereinigung mit bloßer Staatsgenehmigung, beim Widerſpruch der Betheiligten jedoch nur im Wege der Geſetz 
gebung jolle geichehen fönnen. Um aber zu verhindern, daß möglicherweife ein vereinzeltes widerftrebendes 
Element, das vielleicht wur ein ganz umerhebliches Stenerfapital der Gemarkung repräjentirt, die gütliche Herbei- 
führung einer Bereinigung hintertreiben könne, wird vorgejchlagen, daß das Eiuverjtänduiß, jhon als vorhanden 
anzunehmen jein joll, wenn diejenigen, welche jich für die Vereinigung ausfprechen, wenigftens drei Viertel der 
in der Gemarkung zur Bejtreitung ded Gemarfungsaufwands beigezogenen Steuerlapitalien und Einkommen— 
iteneranjhläge ($ 174 Abſ. 2 bezw. $ 174 Abi. 3 vgl. mit 8 175 Abi. 4) bejigen. Ob die Zuſtimmung 
der Anfchlußgemeinde bezw. der geordneten Vertretungsorgane derjelben — Gemeindeverjammlung oder 
Bürgerausihug — vorliegt, beantwortet ſich lediglich nad) den Beſtimmungen der. Gemeindeordunng. Für 
die Frage, ob der Weg der Geſetzgebung zu bejchreiten fei, joll e8 im Uebrigen feinen Unterjchied machen, ob 
die Bereinigung mit einer Gemeinde mit oder ohue Beibehaltung der eigenen Gemarkung der jeitherigen abge 
jonderten Gemarkung gejchehen joll. Ihre Kommiſſion ijt der Meinung, dan auf dem vorgejchlagenen Wege 
die ſich als nothwendig oder zweckmäßig erweijende Vereinigung abgefonderter Gemarfungen mit beuahbarten 
Gemeinden doch ohne allzu große Schwierigleiten und Umjtändtichkeiten möglich jein werde und beantragt, den 
8 180 in folgender Faſſung zu genehmigen: 

Unter Staatsgenehmiguug fünnen abgejonderte Gemarkungen mit benachbarten Gemeinden 
wach. Auhörung der Eigenthümer und der zur Bejtveitung des Gemarfungsanfvandes Beitrags: 
pflichtigen, jowie der betheiligten Gemeinden und des Bezirksraths vereinigt werden, wenn die Be— 
theiligten einverjtanden jind. 

Das Einverjtändniß. wird bezüglich der abgejonderten Gemarkung ange: 
nommen, wenn die Zujtimmenden drei Viertel der in der Gemärkung zn Bei- 
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trägen beigezogenen Steuerfapitalien einschließlich der Einfommenjteueran- 
ichläge bejigen. 

Iſt ein ſolches Einverſtändniß der Betheiligten nicht vorhanden, jo fann die 
Vereinigung nur im Wege der Öejeggebung erfolgen. 


Zu 8 181. 

Dieſe Beſtimmung iſt namentlich für die Frage der Erwerbung des Unterſtützungswohnſitzes von Bedeu— 
tung und ſteht im Einklang mit den bei Verdnigmg mehrerer Gemeinden jeweils erlaffenen bezüglichen 
Beitimmungen. 

Wir beantragen, den $ 181 unverändert anzunehmen. 


Zu Art, 4 
Wir beantragen nuveränderte Annahme des Artikel 17 1? (frsst 
Zu Art. 5. | 
Daß Art. 2 des Geſetzes vom 1. Dezember 1891 ab in Kraft treten muß, ift bereits oben ausgeführt. 
Die übrigen Artikel jollen nad) der Erklärung der Großh. Regierung, womit Ihre Kommiſſion einverſtanden 
iſt, am 1. Januar 1893 in Wirlſamleit treten. 
Wir beantragen, den Artikel 3 dahin zu genehmigen wa 
Artikel 2 des Gejeges tritt vom 1. Dezember 1891 ab, die übrigen Artikel am 1. Januar 1893 
in Wirffamfeit, 
Das Großgerzogliche Minifterium des Innern ift mit dem Vollzuge beauftragt. 


‚r 
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Bericht 


der 
Kommilfion der Zweiten Kammer 
für Straßen nud Eifenbahnen, 


über die Petition einer Anzahl Gemeinden bes Kreifes Kouftanz, Die Erftellung von 
Eifenbahnen in der Bodenfeegegend betr. 


Erjtattet von dem Abgeordneten W. Pfefferle. 


In dem Beitreben den nördlich” dem Bodenjee gelegenen Yandestheil dem Eiſenbahnnetze anzujchließen, 
jind dem Landtage jchon jeit vielen Jahren wiederholt zahlreiche Petitionen zugegangen. Im früheren Jahren, 
erftmals im Jahr 1871, richteten fich dieſe Bittgefuche hauptjächlich dahin, die Bahnlinie Radolfzell —Meßkirch 
mit Durchziehuug des nördlichen Seelands mit der württembergiichen und der bayerischen Staatsbahn via 
‚Friedrichshafen — Lindau in Verbindung zu bringen und wurden dieſe Bahnprojefte, für welche verjchiedene 
Zugsrichtungen in Vorjchlag gebracht wurden, gewöhnlich unter dem Sammelbegrifi der Bodenjeegürtel: 
bahn bezeichnet. 

Unterftügt wurden dieje Wünjche der dortigen Bevölkerung durch einen im Jahre 1865 zwiſchen Baden 
und Württemberg abgejchloffenen Staatsvertrag, nad) weldyem die Bodenjeegürtelbahn unter der Bedingung 
des gleichzeitigen Anjchluffes in Friedrichshafen und Lindau als zufünftige Staatsbahn in's Auge gefaht war. 
Auch der zweite Staatövertrag vom Jahr 1873, der imjoferne eine Erleichterung für die Ausführung des bisher 
verjchobenen Bahnprojeftes brachte, als nunmehr, unabhängig von einem gleichzeitigen Anſchluſſe in Lindau, 
nur noch der Anſchluß in Friedrichshafen verlangt wurde, war lange Zeit geeignet die Hoffnungen jenes Yandes- 
theiles auf Erlangung einer durchgehenden Schienenverbindung rege zu erhalten. 

Trogdem aber jederzeit anerfannt wurde, daß die Grjtellung einer Bodenjeegürtelbahn geeignet Wäre, 
dem nördlichen Seeufergebiete und vor allem der Stadt Leberlingen wejentliche volfswirtbichaftliche Vortheile 
zu bringen und diefer Landestheil einer Hebung jeiner wirthjchaftlichen Lage bis zu einem gewiſſen Grade be: 
dürftig jei, jo fonnte fich aber doc) das hohe Haus in feiner der mit der Frage der Bodenjeegürtelbahn bejchäftigten 
Kammertagungen dazu entjchlichen, eine alsbaldige Angriffnahme dieſer Bahn zu empfehlen. Einerjeits hielt man den 
Lolalverlehr bei der vorherrichend Landwirthichait treibenden Bevölferung für zu unbedeutend und den Durchgangs 
verkehr in Anbetracht der Konfurrenzjähigfeit der bayerischen und württembergiichen Staatsbahnen für nicht groß 
genug, um eine Rentabilität der in Vorſchlag gebrachten Staatsbahn zu erzielen; anderjeits war es die damalige 
mindergünjtige ‚sinanzlage des Yandes, welche die mit der Durchführung diejes Staatsbahnprojeftes verbundene 
vorausfichtlich große Mehr-Belajtung unjeres Staatshaushaltes als nicht räthlich erjcheinen ließ. So kam es, 
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daß die Frage der Bodenjeegürtelbahn beinahe zwei Jahrzehnte hindurch zwar immer wieder aufgetvorfen, aber 
deren Löſung jeweils wieder hinausgeichoben wurde. 

Mit dem Jahre 1886 trat injoferne eine Menderung bezüglich der Eifenbahnbejtrebungen jenes Theiles 
des Seefreifes ein, als nunmehr, nachdem alle bisherigen Bemühungen um Erreichung einer durchgehenden 
großen Staatsbahn vergeblich gewejen, die Stadt Weberlingen mit einer Anzahl Gemeinden der Seegegend um 
die Errichtung einer Eijenbahn von lofaler Bedeutung mit jelundärer Einrichtung und Betrieb, unter Anſchluß 
an die Bahnlinie Radolfzell —Meßkirch vorftellig wurde, In dem über dieje Petitionen erjtatteten Kommiſſions— 
bericht des Hrn. Abgeordneten Klein-Wertheim ijt als einitimmige Meinung der damaligen Kommiſſion nieder: 
gelegt, „daß mit der bisherigen Anficht, da durch die Erbauung einer Bodenjeebahn mit Anjchluß derjelben 
an die Arlbergbahn den badijchen Bahnen ein irgend nennenswerther durchgehender Verkehr hätte zugewendet 
werden können, auf das entichiedenjte gebrochen werden mühte und daß für in diefer Nichtung als nothwendig 
betrachtete Bahnverbindungen nur Lofalbahnen angeftrebt und erbaut werden könnten.“ 

In der Seſſion des Jahres 1887/88 wurden diejelben Intereffenten auf den Weg, „der mit dem für Die 
Erbauung von Lofalbahnen angenommenen Grundiägen im Einklang ſteht“ vertwiejen, womit ihnen die Bor- 
lage eines unter Zuſchüſſen der Juterejienten und des Staates von Privatunternehmern zu eritellenden Lokal— 
bahnprojeft nahe gelegt war. 

Wohl in Folge diefer Hinweiſung ift dem letztverfloſſenen Landtage nunmehr eine gemeinjchaftliche 
Petition der Gemeinderäthe von Ueberlingen, Markdorf, Stodad), Meßlirch und 11 anderen Gemeinden um 
Erbauung einer Schmaljpurbahn von Ueberlingen nad) Stockach zugegangen, welche von der hohen zweiten 
Stammer der Großherzogl. Regierung in der Vorausjegung einjtimmig empfehlend überwiejen wurde, „daß, 
auch wenn ein einmaliger Staatsbeitrag bis zu ME. 25000 pro Kilometer erforderlich jein jollte, es den Pe- 
tenten gelinge, für Bau und Betrieb der projeftirten Bahn einen leiſtungsfähigen Unternehmer zu jtellen.“ 

Inzwiſchen iſt aber die Eritellung einer Bahnverbindung für die Seeufergemeinden dadurch in ein neues 
Stadium getreten, als in dem dem jebigen Landtage zur Berathung unterbreiteten Staatshaushaltsentwurfe 
sub. Hauptabtheilung VII im Spezialbudget der Eifenbahnverwaltung Titel II 8 19 eine Poſition eingeftellt 
ijt für „Herjtellung einer Seitenbahn von Stahringen nach Ludwigshafen mit MF. 1000000,“ 
Die diefer Anforderung beigegebene Regierungserläuterung hebt hervor, daf; die Bemühungen der Stadt Ueber— 
lingen um Erlangung einer Bahnverbindung mit der Staatsbahnlinie Radolfzell —Stockach bisher wegen un- 
günjtiger Ergebniffe der über die bezüglichen Projekte angeftellten Berechnungen ohne Erfolg geblieben jeien ; 
in&bejondere habe jich das vom legten Landtage empfohlene Projeft einer Schmaljpurbahn von Ueberlingen 
nach Stodac als finanziell undurchführbar erwieſen. Es werde mit Bezug auf eine weitere Eingabe der 
Stadt Uleberlingen und einiger anderen Gemeinden daher vorgejchlagen, auf kürzeſtem Wege eine Verbindung 
mit Neberlingen in der Weife herzuſtellen, daß durch die Staatsbahnverwaltung eine normaljpurige Seitenbahn von 
Station Stahringen nad) Ludwigshafen erbaut, zwiichen Ludwigshafen und Leberlingen aber der Verkehr durd) 
die Dampfichifffahrt weiter vermittelt wird. Die Einmündung der Seitenbahn in Stahringen werde den 
Intereſſen ſowohl von Ueberlingen wie des allgemeinen Berfehrs am beiten entjprechen ; auch dürfte fid) die Erbauung 
und der Betrieb der Seitenlinie als Bwijchenglied des Staatsbahnneges und der Bodenjee-Dampfichifffahrt 
auf Stojten des Staates wohl empfehlen. Dabei werde vorausgejegt, daß, da dieje Seitenbahn, wenn jchon im 
Ertrag weniger ungünftig als andere Linien, immerhin der Eifenbahnverwaltung finanzielle Opfer aujerlegen wird, die 
betreffenden Gemeinden ſich durch unentgeltliche Stellung des erforderlichen Geländes an dem Aufwand betheiligen, 
wozu fie fich bereit erflärt hätten. Die often für dem Geländeerwerb jeien auf ME. 98,000 veranfchlagt: 
Dieje Budgetforderung gab nun zu einer Reihe von Bittgefuchen Anlaß, die dem hohen Haufe zugegangen find. 

I. Eine gedrudte Petition des Gemeinderats und ber Emmwohnerjchaft der Stadt Stodad), weldyer 
ſich 121 Gemeinden der Amtsbezirke Stodad), Ueberlingen, Engen, Meßkirch und Pfullendorf, 
jowie die Baumwollſpinn- und Weberei Arlen angejchloffen haben: 

„Hohe Zweite Sammer wolle: 
1) Der Anforderung für eine Bahnverbindung Ludiwigshafen-Stahringen die Zuftimmung nicht 
ertheilen und 
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2) bei Gr. Regierung befürworten, daß die Frage der Bahnverbindung in der mehrbezeichneten 
Landesgegend (Bodenjeegegend) einer Löſung entgegenführt und falls darnach eine Bahn für 
durchgehenden Verkehr nicht im Ausficht zu nehmen jein jolte, auf Erftellung von Lokalbahn— 
Berbindungen thunlichjt in der angegebenen Weile (Ueberlingen Stodad) und Markdorf — 
Stockach event. Engen) oder doch jo Bedacht genommen werde, daß die erwähnten Bodenſee— 
und Thalorte in gleihem Make berüdfichtigt werden.“ 


Die gedruckte Petition it in den Händen der Herren Abgeordneten und fünnen wir daher von einer 
Wiedergabe des Inhalts Umgang nehmen. Die Gemeinden Bonndorf, Ittendorf und Rickenbach 
bemerken dazu, daß jie ſich auch der Petition der Stadt Ueberlingen (II.) angeichlojien haben, daß 
fie aber eine Thallinie vorziehen; die Gemeinden Adelsreuthe, Altheim, Radrach und Tüfingen haben 
jowohl Petition J als IT unterzeichnet, ohne etwas dazu zu bemerfen. 


II. Eine gedrudte Petition des Gemeinderaths und der Einwohnerſchaft der Stadt Leberlingen, der 
ſich 34 weitere Gemeinden der Seegegend angeſchloſſen haben: 


„Hohe Landſtände wollen das von Großh. Staatsregierung im Eiſenbahnbau-Budget 
vorgeichlagene Projekt einer Vollbahn von Stahringen bis Ludwigshafen bezw. die hiefür 
vorgejchenen Mittel hochgeneigteit genehmigen.“ 

Derjelben fügt die Gemeinde Bodman nod) die weitere jchriftliche Bitte an, „daß der zwiſchen 
Stahringen und Ludwigshafen zu erbauende Bahnhof, jorweit als thunlich in die Nähe des Ortes 
Bodman verlegt werde.“ 


Da ein Abdrud dieſer Petition ebenfalls in den Händen der Herren Abgeordneten ift, ſo kann deren In— 
halt zuwiederholen unterlaifen werden. 


111. Eine gedrudte Petition des Gemeinderaths und der Einwohnerjhaft der Stadt Nadolfzell, der 18 
umliegenden Gemeinden beigetreten find: 


„Hohe II. Kammer wolle das von Großh. Staatsregierung im Eijenbahnbau + Budget 
pro 1802 und 1803 vorgeſchlagene Projeft des Baues einer normaljpurigen Eiſeubahn 
Lubwigshafen-Stahringen hochgeneigt genehmigen.“ 

Sechs Gemeinden, nämlich Dettingen, Güttingen, Yigeltetten, Yiggringen, Diarkelfingen und 
Stahringen haben aud die Petition II, welche aber dasjelbe Petitum enthält, unterzeichnet. 
And hier können wir von einer Wiedergabe ded Inhalts der Petition Umgang nehmen, da je ein ger 
dradtes Eremplar fich im Beſitze der Herren Abgeordneten befindet. 
IV. Eine gejdjriebene Bitteingabe der Gemeinde Singen, dahingehend: 

„Hohe II. Kammer wolle die Eijenbahnlinie Stockach-Engen nicht genehmigen, dagegen 
der Erbauung einer Seitenbahn von Stahringen nad) Yudwigshafen die YZuftimmung 
ertheilen.“ 


Dabei führt dieſelbe aus, daß fie es vollkommen billigen müſſe, daß den berechtigten Wünſchen 
der Bevbllerung am Ueberlinger See nach einer Bahnverbindung einmal Berückſichtigung zu Theil 
wird, und daß ſie Deshalb mit der projektirten Bahn Stahringen-Ludwigéhafen einverſtanden ſei. 
Dagegen müſſe ſie Stellung nehmen gegen die Beſtrebung der Städte Stockach und Engen, 
welche eine Bahnverbindung Ludwigshafen · Stockach⸗ Engen anſtreben; in einer direlten Bahn: 
verbindung Stocach-Eungen erblicke ſie eine bedeutende Schädigung der Eiſenbahnlinie Engen-Singen-⸗ 
Madolfzell⸗Konſtanz, ganz beſonders aber eine Benachtheiligung des dortigen Hauptknotenpunktes 
weshalb jie fich zu obigem Bittgeſuche veranlaft jehe. 

V. Ein ſchriftliches Bittgefuch der Einwohner der Gemeinde Steißlingen des Inhalts, „die projektirte 
Seitenbahn Ludwigähafen-Stahringen wolle über Steiglingen, Wiechs, Volfertshaujen und Ehingen 
nad) Welfchingen weitergeführt werden.“ Zur Begründung ihrer Bitte führen die Petenten an, 
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daß die amgedeutete Linie durch große Orte mit über 3000 Seelen Geſammtbevöllerang führe 
Steiglingen, das größte Dorf des Höhgaues mit 1400 Seelen, habe einen ausgedehnten Felbba u 
beffen Produfte die Bahn alimentiren lönnten; auc der Abjag an Mindvieh und. Schweinen’ jei 
jehr bebeutend, jo daß faum eine Landgemeinde Badens im Stande wäre, einen jolden nachzuweiſen. 
Die große Baummollfpinnerei Vollertshauſen und die im nächfter Nähe befindliche Bapierfabrit Ach 
würden biefer Bahn bedeutende Einkünfte verſchaffen. Terainfchwierigfeiten feien keine vorhanden 
und durch das überall vorhandene Schöttermaterial fei der Bam leichter und billiger, als wo 
ſolches fehlt. Ueberdem fet die Gemeinde Steiflingen bereit, einen ihren Kräften entipvechenden 
Beitrag zu leiften, was von den anderen Gemeinden ebenfall$ erwartet wird. Im Hinblid auf bie 
angeführten Gründe 'glauben fie eine hohe Kammer bitten zu dürfen, ihr Geſuch einer‘ hohen 
Regierung empfehlend zu überweifen. 


VI. Eine nachträglich eingelaufene zweite fchriftliche Petition des Gemeinderaths umd vieler Einwohner 
ber Gemeinde VBodman, in welcher diefelben — wie folches ſchon in der erften Bittſchrift dieſer 
Gemeinde (Petition I1.) gejchehen — nochmals um eine Berüdfichtigung bei der Anlage des zwiſchen 
Ludwigshafen und Stahringen zu erjtellenden Bahnhofes vorjtellig werden. Sie jtellen die Bitte, 
die Bahnlinie wolle fo gelegt werden, daß diejer Bahnhof — als Bahnhof Bodman-Ejpafingen — 
etwa in bie Mitte zwiſchen dieje zwei Ortfchaften zu liegen komme, und begründen ihr Gejuch 
damit, daß die Gemeinde Bodman durch die Bahnanlage infofern benachtheiligt werde, als bei 
Weiterführung ber Bahn nach Ueberlingen der Dampfbootverfehr Ueberlingen: Ludwigshafen, der 
zur Seit Bodman berühre, aufhören werde, und dadurch diefe Gemeinde der jegigen Verlkehrs— 
erleichterung verluftig gehe; durch Näherlegung des Bahnhofes gegen Bobman würde aber dieſe 
Schädigung ihrer Verfehröverhältniffe wieder einigermaßen ausgeglichen werden. 


Ihre Kommiſſion verfennt e8 nun feineswegs, daß in diejen jehr zahlreich eingelaufenen Petitionen ein be- 
achtenswerther Beweis dafür erbracht ift, daß die Eifenbahnfrage für jene Landesgegend- eine Dringliche geworden 
ist; fie erfieht aber auch aus ber Berjchiedenartigfeit der vorgebrachten Wünjche bezüglich der Zugsrichtungen, 
daß es für die maßgebenben Faktoren — Staatöregierung und Volfsvertretung — eine jehr jchwierige Aufgabe 
ift, ben im bem verjchiedenen Bittichriften hervortretenden divergirenden Interefjen gleichzeitig gerecht zu werben. 
Insbejondere jcheint es für den erjten Blick jehr fraglich, ob der von der Grofherzoglichen Regierung gemachte 
Vorſchlag einer normaljpurigen Seitenbahn von Stahringen nad) Ludwigshafen nebjt Auſchluß einer Dampf 
bootverbindung Lubwigshafen-Ueberlingen geeignet ift, Die in der Seegegend jeit Jahrzehnten gehegten und mit 
großer Ausdauer verfolgten Wünſche nach pafjenden Eijenbahnverbindungen vollauf zu befriedigen. 

Bor allem find es die berechtigten Interejjen der Stadt Ueberlingen, der größten Stabt des Landes, die bis jet 
einer Eifenbahnverbindung entbehrt, welche bei Anlage der beabjichtigten Eijenbahn in Berüdfichtigung gezogen werden 
follen ; dieſer Anficht hat das hohe Haus in jeiner legten Kammertagung einitimmig Ausdrud verliehen. Sowohl die Be- 
deutung der Stadt als Sig vieler Behörden, als namhafter Marktort mit großem und tüchtigem Gewerbe und 
Handelsftand rechtfertigen ihr langjähriges Bejtreben nach einer Bahnverbindung, als es auch für diejelbe als Bade und 
Fremdenſtadt von nicht zu unterjchägender Bedeutung ijt, endlich die gewünjchte Eijenbahnverbindung zu erhalten. 
Es ift daher zunächit die Frage aufzumerfen, ob die von der Großherzoglichen Regierung vorgejchlagene Bahn⸗ 
und Dampfbotverbindung diejen Zweck volllommen erfüllt. Zwar hebt die der Bubdgetforderung beigegebene 
Negierungsbegründung ausdrüdlich Hervor, „dab mit diejem Vorjchlage ſowohl den Intereffen der Stadt Leber- 
lingen als auch denjenigen bes allgemeinen Verkehrs am beiten eutiprochen ſei“; ebenjo erflärt die Stabt 
Ueberlingen in ihrer Petition (II.) ausdrüdlic, „daß das von der Großherzoglichen Negierung vorgejchlagene 
Projekt ihren Wünſchen vollfommen entjpreche.“ Allein wenn man in Berüdjichtigung zieht, daß die Vertreter 
der Stadt Ueberlingen in den dem hohen Hauje in früheren Jahren eingereichten Petitionen wiederholt darauf 
abgehoben haben, baf der Dampfichiffsverkhr für die Stabt ein durchaus ungenügender fei, ba er auf Grund 
ber Mebrfracht, Beitverfäumniß und unberechenbarer Betrieböftörungen nicht im Stande fei eine Bahnverbindung 
zu exjegen, jo liegt die Vermuthung ſehr nahe, daß mit der projektirten Seitenbahn Stahringen —Ludwigs⸗ 
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hafen jelbft für die Stadt Ueberlingen eine volle Befriedigung in der Eifenbahnfrage nicht erzielt wird, Die 
Petition der Stadt Ueberlingen fpricht es auch umverhofen aus, daß mit diefer Seitenbahn „den Beitrebungen 
nach einer Bodenſeegürtelbahn entgegengefommen würde, indem die projeftirte Linie als Theilftrede derjelben 
zu betrachten fein bürfte.* Die in berjelben Petition ausgeſprochene Zuftimmung ber Stadt Ueberlingen zu 
dem jegigen Staatsbahnprojefte ſchließt ſomit den Wunſch nad) Weiterführung der Staatsbahn nach und über 
Ueberlingen hinaus in fich und muß, von diefem Standpunkte aus betrachtet, das geplante Staatsbahnunter- 
nehmen für die Entwidelung der Bahnverhältniffe am Bodenjee als präjubizirend betrachtet: werden. 

Neben den Interefien der Stadt Ueberlingen haben, nad Anficht Ihrer Kommilfion, aber auch jene bes 
Bezirks Ueberlingen gerechten Anſpruch auf befondere Berüdfichtigung ; Hier ift ein Landestheil, der, wenn man 
vom Dampfbotverkehr, von dem ja nur die dem Seeufer mahegelegenen Ortſchaften einen . mennenswerthen 
Vortheil ziehen können, abfieht, der modernen Verfehrsrichtungen nad vollftändig entbehrt. Dabei zeichnet 
ſich derjelbe durch einen intenfiven Landwirthichaftsbetrieb mit vorzüglichem Obftbau und namhafter Viehzucht 
vortheilhaft aus; der bisherige ungiinftige Abfag feiner Produkte aber lafjen diejen Bezirk den Mangel einer 
Schienenverbindung ſchwer empfinden und ift es beſonders das Salemer Thal und die Stadt Markdorf, die eines 
Anſchluſſes an den Bahnverkehr bebürftig ericheinen. 

Run fuchen aber gerade die Gemeinden diejes Bezirkes ihren Bahnanſchluß nad) verſchiedenen Richtungen, 
während ein Theil derjelben (Petition II.) die Ausführung der projeftirten Staatsbahn Stahringen— 
Ludwigshafen befürworten und darin eine bedeutende Berbefferung ihrer Verlehrsverhälniſſe erblicken, wünschen die 
andern, und zwar die Mehrzahl (Petition I.), die Erftellung von Lokalbahnen und zwar einerſeits von Ueberlingen nad) 
Stockach und anderfeits von Markdorf durd das Salemer- und Deringer Thal nah Stockach, da bei ihnen 
die Befürchtung rege ift, baf bei Durchführung der fogenannten Seelinie als Staatsbahn die Thallinie, wenn 
auch nur als Lofalbahn, auf abjehbare Zeit feine Berückſichtigung finden werde, und ſie jo auch fernerhin 
der erfehnten Bahnverbindung entbehren müßten. 

Außer diefen beiden Hauptinterefjenten, der Stadt und dem Bezirke Ueberlingen, find es jene Bezirke 
des Seekreiſes, welche von der Staatsbahn Radolfzell-Mefkirch durchzogen werden, deren Intereſſen bezüglich 
der Erftellung der Bodenſeebahn in Betracht gezogen werben müffen. Einerſeits ift e8 die Stadt und ber 
Bezirt Radolfzell (Petition III.) und die Gemeinde Singen (Petition IV.), welche für bie Stantsbahn 
Ludwigshafen — Stahringen eintreten, anderjeit® aber die Stadt Stodad, ſowie die Bezirke Stockach, Engen, 
Meptich und theilweife Pfullendorf, die für einen Anſchluß der Bodenjeebahn in Stodac im jehr zahlreichen 
Petitionen (Petition I) vorftellig werden. 

Wenn nun Ihre Kommiſſion auch anerkennt, daß durch die Linie Ludwigshafen-Stahringen-Radolfzell für 
die Stadt Ueberlingen und die öjtliche Seegegend ein fürzerer Weg zur badiichen Hauptbahn und zum Haupt- 
verfehr des Landes geboten, und — vorausgejegt, dab die Bahn über Ludwigshafen hinaus fortgeſetzt wird 
— dadurch jener Gegend eine namhafte Berfehrserleichterung gejchaffen wird, jo kann fie fich aber nicht 
verhehlen, daß auch der Anjchluß der Seebahn in Stockach ſowohl den Intereſſen des Bezirks Leberlingen, 
als jenen der nördlichen Scegegend, einen wejentlichen Vorſchub leiten würde und daher für die ganze Gegend 
von großer Bedeutung iſt. Einmal würde dadurch die alte Verbindung Ueberlingens mit den Hauptorten des 
nördlichen Seekreijes, Stockach, Meßlirch und Pfullendorf bedeutend erleichtert umd gefördert werben ; alsdann 
würde durch diefen Bahnanjchluß die nördliche Seegegend eine möglichit nahe direkte Verbindung zum Bodenjee 
und deſſen Dampfbootverfehr erhalten und dem verjchiedenen Bezirken Gelegenheit geboten, ihre Produkte auf 
billigem Wege auszutaufchen, wobei insbejondere einerfeits der reiche Obſtſegen des Bezirks Ueberlingen, 
anberjeits die namhaften Holzbeftände der nördlichen Bezirke in Betracht zu fommen hätten. Da aber in allen 
diefen Bezirfen auch die Viehzucht auf einer außerordentlich Hohen Stufe fteht und eine ziemlich gleichmäßige 
ift, jo würde auch für dieſen Zweig der Landwirthichaft eine möglichit nahe Bahnverbindung unzweifelhaft von 
großem Werthe ſein, indem fie den Kaufliebhabern manche Verfchrserleichter ungbringen ımd dadurch den Abſatz 
diejer werthvollen Produkte fördern würde. Vor Allen aber ift es die Stadt Stockach, welche ald Sit vieler 
Staatöbehörden, mit einer gewerbäthätigen Bevölkerung und beachtenswerther Induftrie, für eine bejondere 
Berückſichtiguug um jo mehr. berechtigt erjcheint, als jie, die jeiner Zeit ein Knotenpuntt zahlreicher und 
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bedeutender Poftjtrahen geweſen, durch die veränderten Verfehrsverhältniffe an ihrer früheren Bedeutung als 
Verfehrsplag nicht wenig eingebüßt hat und fich mur durch die außerordentliche Gewerbsthätigkeit ihrer 
Bewohner auf ihrer jegigen Höhe erhält. 

Bon einer in derfelben Petition befürworteten Fortjegung der Bahn von Stodad) nad) Engen, zum An- 
ſchluß an die Schwarzwaldbahn, welcher Wunſch auch die Petition der Gemeinde Steihlingen (Petition V) 
ausfpricht, joll nach Anficht Ihrer Kommijfion, als einer weniger dringlichen, vorläufig abgejehen werden. 

Faßt man aber all’ die divergirenden Intereffen, wie fie in ‚den verjchiedenen Petitionen zum Ausdrud 
gelangt find, und deren vorjtehend dargelegte Bedeutung in's Auge und zieht in Betracht, daß einmal die vom 
hohen Haufe in der letzten Seffion empfohlene Erftellung einer Lofalbahn durch Privatumternehmen wegen 
ungünftigem Ergebniß der über das bezügliche Projekt angeitellten Beredynungen fich als unausführbar gezeigt 
bat;. [9 dit / aber eine laͤugere Verzögerung des Bahnbaues für jeue Gegend ſich wicht wohl rechtjertigen, läßt, 
To erſcheint die “Erftellihrg” einer Staatsbahn für ‘jenen Candestheil als mit den allgemeinen Staatsinterefien 
vereinbar und im Hinblick auf den großen. Zuſchuß der Staatskaſſe zur Eiſenbahnſchuldentilgungskaſſe für 
gerechtfertigt, wobei allerdings vorausgeſetzt werden muß, daf die befreffenden Gemeinden zu den Baufoften 
entiprechende Beiträge leiten. 

Ihre Kommiffion glaubt daher von diejen Gefichtspunften ausgehend die von der Großherzogl. Regierung 
projeftirte Staatsbahnitrede Yudwigshaien-Stahringen zur Ausführung empfehlen zu jollen. Sie fnüpft aber 
daran die Vorausjegung, daß die projektirte Stantsbahn ſofort bis nach Ueberlingen gebaut wird und eine 
gleichzeitige Abzweigung nad) Stockach erhält und daß überdem eine Fortſetzung dieſer Bahn durch das 
Salemer Thal nach Markdorf in Vorbereitung genommen wird, und findet fich in dieſer Vorausjegung mit 
Ihrer Budgetkommiſſion, injofern in vollem Einklang, als diefe Kommiſſion anläßlich der Berathung wegen 
Bewilligung der im Budget vorgejehenen Baujumme für die Bahnftrede Ludwigshafen — Stahringen einen An- 
trag einjtimmig angenommen bat, der mit den Anjchaunngen Ihrer Eiſenbahnkommiſſion übereinſtimmt. 

Nur auf dieſem Wege wird es möglich werden, die vitalen Intereſſen der dortigen Landesgegend 
wirkſam zu fördern und einen Zuftand zu jchaffen, -Der-jich ‚mit den Interefjen der Allgemeinheit bedt. 

Indem daher Ihre Kommiſſion fich den von der verehrlichen Budgetkommiſſion gejtellten en zu eigen 
macht, beantragt fie: 

„Die hohe Sammer wolle 
1. den Wunsch zu Protokoll zu erklären, 

1. daß die Großherzogl. Regierung entweder nach dem gegenwärtigen oder doch jpäteftens dem 
nächſten Landtag eine Vorlage wegen Fortjegung der Bahn von Ludwigshafen nach Ueber: 
lingen auf Staatsfoften mache, und gleichzeitig aucd) das Stüd Eipafingen-Stodad als Staate- 
bahn baue; 

2. daß die Großherzogl. Regierung weiter eine auf Staatsfoften zu erjtellende Bahnverbindung 
zwifchen Ueberlingen und Markdorf durch das Salemer Thal in Angriff nehme.“ 

I. die eingegangenen Petitionen dadurch für erledigt erflären ;" 
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Friedrid, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von YZähringen. 


Bir beauftragen hiermit Unferen jFinanzminifter Dr. Ellftätter, Unferen getreuen Stänben, 
zunächit ber zweiten Sammer, den anliegenden Gejegentwurf, die Ergänzung ber Gehaltsorbnung betreffend, 
zur Berathung und Zuftimmung vorzulegen. 

Bum, Regierungslommifjär für dieſe Vorlage ernennen Wir ben Minifterialdiretor Seubert. 


Gegeben zu Karlsruhe, ben 28. April 1892 


FIriedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit Höchſten Befehl: 
Dr. Waltz. 


Ellftätter. 


Gelehrs-Entwurf. 


Die Ergänzung ber Gehaltsordnung betreffend. 


a 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. | 


Mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände haben Wir beſchloſſen und verorbnen, was folgt: 


Einziger Artikel, 


Nachitehende Beitimmungen des Gehaltstarift (Anlage zu 8 1 der Gehaltäordnung vom 24. Juli 11888, 
Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 450, ergänzt durch das Geier vom 11. Juni 1890, Geſetzes- und Ver— 
orbnungsblatt Seite 285) erhalten die beigejegte veränderte Faſſung: 
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1800| 3600 9| 300) 3 


Abtheilung .H- 
Setretariatö: und Reviſionsaſſiſten⸗ 
ten (Revidenten) bei Kollegialmit⸗ 
telftellen, dem Statiſtiſchen Bureau, 
der Berfiherungsanftalt Baden - 
Betrieböjetretäre und Aſſiſſenten der 
Zentralverwaltung bei der Eijen 
bahnverwaltung, auch Revijoren 
II. Klaſſe bei. ber Main-Nedar- 
bahn BO MER REE Er, 
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“btheilung H. 
(Fortfegung.) 


Buchhalter bei Zentraltaffen und bei 
der Berfiherungsanftalt Baden . 
Affistenten der Zentralvenwaltung bei 
der Oberbireftion des u. und 
Straßenbaues : : 


Sefretariatsajjijtenten bei Yandgerich- 
ten und Staatdanwaltichaften, 
Regiftratur- und Erpediturafjijtenten 


bei Landgerichten, dem General- | 
landesarchiv, dem Verwaltungs- 
rath der Generalbrandtafje und 
jenem der Beamtenwittwenkaſſe, jo: 
wie bei der Berfiherungsanftalt 


Baden 
Sefretäre bei Hociaulen ı und deren 
Anstalten ! 


Verwaltungsaffiftenten bei den Zen: 
traltaſſen der Staatäanjtaltenver- 
waltungen . . { 

(Amortifationdtaffe fallt weg) 


Altuare bei Univerfitäten . 

Erpeditiond- und Bureanaffüftenten 
bei der Eijenbahn- und. Dampfichiff- 
fahrts-, ſowie bei der Wafler- und 
EStrakenbauverwaltung . 

— 


— und rmhenhi 
finnen ; 


Abtheilung K. 
Kanzleiaffiftenten bei Kollegialmittel- 
ftellen, Landgerichten, Bentralfafien, 
der Berfiherumgsanftalt Baden . 
Verwaltungsgehilfen 
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Su D.3. 9. 

In biefe Kategorie gelangen 
nur Beamte, welche min- 
deſtens bie Prüfung als 
Finang- ober Eifenbahn- 
affiftent befanden haben 
ober ala Attuare efatmäßig 
angeftellt waren. 


Ord ·gahl 


Abtheilung K. 


Gortſetzung.) 
ı 11 dl re En Ep EEE ER 
Gärtner an Hochjchulen . 
Ranzleidiener bei den Minifterien, der 
Oberrechnungstammer, dem Ober: 
landesgericht, dem Berwaltungs- 
gericht3hof, Geheimen Kabinet, den 
Kollegialmittelftellen, der Baubdiret- 
tion, dem Generallandesardhiv, der 
Berfihernngsanftalt Baden, Diener 
der Ständelammern . 
Kafjendiener bei den Zentralfafjen 
und ber Berfihierungsanftalt Baden 
Pedelle an Hochſchulen 


11 | Badwärter, Kaſſiererinnen, Weih- 
zeugbeichließerinnen, Badaufſeher⸗ 
innen bei der Babanitaltenverwal- 
tung, Wirihſchafterin bei der Obft- 


bauſchule 


141Kanzleidiener bei Landgerichten und 
Staatsanwaltſchaften 
Diener bei der —— 
und den Kunſtgewerbeſchulen 


Gegeben 


Berhanblungen der 2. Kammer 1391/92. 4. 


Hoͤch · Friſt [Betrag] Frift | Beirag 
für die ber Jfür dief ber 


Anfangs [ordentlichen 
zulage 





er Bemerkungen. 
gehalt |@ehalt 


Zulage 


4 A 


A 1 Yahrel A | Jahre 


Zu 8.3. 10. 

b. Daneben bei Ranzleibie- 
nern, Dienern der Stände: 
fammern, Kaſſendienern 
unb Gefangenwärtern Na 
turallieferung freier Dienft- 
fleidung. 


1000| 1450| 3] 1500 5 


Zu 23.11. 

Den Beamten ber Babanftal« 
tenverwaltung wirb ber 
Werthanſchlag bes wandel · 
baren Einkommens auf den 
Gehalt in Anrechnung ge 
bracht. 


1200) 14000 31 150 4 


Zu O.3. 14. 

Den KRanzleidienern ber Land» 
gerichte und Staatbanwalt · 
Ihaften daneben Natural: 
lieferung freier Dienftflei« 
dung; auch wird 

(wie bisher). 


9501 135 3 12 


— — — 


Beilageheft 
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Begründung. 


Bei der Aufſtellung des Staatsvoranſchlags für die Jahre 1892 und 1893 hat ſich bei mehreren Ver— 
waltungszweigen das Bedürfniß ergeben, für gewiffe Amtsjtellen die Möglichkeit etatmäßiger Uebertragung vor: 
zufehen. Nach dem auf dem Landtag 1889/90 eingehaltenen Verfahren ift zu diefem Zwede eine fünmliche 
Ergänzung des Gehaltstarifes vorzunehmen und wird demgemäß ber vorliegende Geſetzesvorſchlag eingebracht. 

Die Begründung der Vorjchläge im Einzelnen findet fi) in den, Spezialbubgets (Gehaltsetats) ber in 
Betracht kommenden Verwaltungdzweige, worauf an diejer Stelle hingewieſen werben darf, nämlich: 


Budget. Seite. 


Ubtheilung. 
B 5. Vorſtand der vereinigten Sammlungen und Konſerwatooe 111 49 
C?. Gewerbſchulinſpektoren.. II 29 
D 5. Bergmeilter . . . . Dean ae ee IV 111 
E 3. Bureauvorjteher bei der Direktion der —— ar vu 69 
E3. Metorloge . . . . . Ze IV 101 
E 5. Saifier bei ‚der Berfigemgbanfialt — Erf: Aue re as IV 111 
F 4. Reviſoren ꝛc. bei der Verficherungsanftalt Baden . . 2 22... IV 111 
F 7. Oberbuchhalter ıc. bei der Beziwkäfinamguerwaltung . » » : 22. — V 63 
H 3 und 4. Revidenten ꝛc. bei der Berficherungsanftalt Baden. . . . . . IV 111 
H 8. Verwaltungsaſſiſtenten bei Zentrallaffen . . . . . TEE V 59 
H 9. Bureauaffiftenten 'bei der Wafjer- und —— — Ads ah IV 107 
H 13. Erpeditiond- und Telegraphengehilfinnen . . 2 2: 2 nn — vu 55 
K 2, Stanzleiajfiitenten bei der Verficherungsanftalt Baden . . . 2... IV 111 
K 10. Sanzlei» und Kaſſendiener bei der Verficherungsanitalt Baden... . IV 111 
K 11. Badaufſeherinnen. IX 9, 


Die unter H 13 genannten Gehilfinnen find im Gehalt den Vollsſchulhauptlehrerinnen gleichgeitellt. 

Die unter K 11 des Entwurfd neu aufgeführte Umtsftelle einer Wirthichafterin bei der Obftbaufchule 
it im Budget noch nicht vorgeiehen, weil es fich zunächft nur darum Handelt, einer erfahrenen und für ihre 
wichtigen Gejchäftsaufgaben beſonders befähigten Perſönlichleit nach Maßgabe des vorliegenden Bedürfniſſes 
die etatmäßige Anjtellung in Ausficht jtellen zu können, 
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Eine bloße Redaktionsverbeſſerung findet fich bei D 5 und G 2, wo berüdfichtigt iſt, daß die frühere 
agrikulturschemiiche Verjuchsftation und die pflanzen-phyfiologiiche Verjuchsanftalt nunmehr die Benennung 
landwirthſchaftlich —chemiſche“ und „Iandwirthichaftlih<—botanijche Verjuchsanftalt* führen. Ebenjo find die bis 
jegt in K 11 genannten Amtsjtellen nun in der Mehrzahl aufgeführt, weil fich die Möglichkeit ergeben kann, 
mehr als eine Kaifiererin ꝛc. anzuftellen; endlich find in K 14 die „Kanzleidiener bei Staatsanwaltichaften“, 
die fchon jeither wie „Kanzleidiener bei Landgerichten“ behandelt wurden, nun ald bejondere Kategorie aus- 
drüdlich angeführt, und in der Bemerkung zu K 10 die Diener der Ständelammern, die bisher ſchon als 
Kanzleidiener“ freie Dienjtkleidung erhielten, beſonders genannt. 

Sonjtige Aenderungen des Gehaltstarifd, namentlich jolche, die eine Verbefjerung des Dienſteinkommens 
einzelner Beamten zum Zwed haben, werden für jet von der Großh. Negierung nicht als angängig erachtet, 
da es im Hinblid auf die für den nächiten Landtag zugeiagte Durchficht des Gehaltstarif3 weder ald hin— 
reichend begründet noch ohne Unbilligleit ala durchführbar erichiene, die Aufbeſſerung des Gehalts eınzelner 
Kategorien jegt vorweg zu nehmen. 


— — m — 
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Beridt 


ber 
Kommiffion der zweiten Kammer 


zu dem 


Gefetesvorfhlag der Abg. Birkenmayer und Gen. und zu dem Antrag der 
Abg. Mufer und Gen., Die Einführung des dDirelten Wahlrechts bei den Wahlen 
zur zweiten Hammer der Badiſchen Landftände betreffend. 


Erftattet von dem Abgeordneten Fieſer. 





Bei Beginn des Landtags wurden, wie jchon jeit einer Reihe von Jahren, ſowohl von den Mitgliedern 
des Zentrums, als von bemofratifch-freifinniger Seite, Anträge auf Abänderung unferer Berfafinng durch Ein: 
führung bes direkten Wahlrehts für die Wahlen zur zweiten Kammer ber Lanbftände eingebracht. 

Während ber eine der Anträge, der ber Abg. Muſer und Ben., fi darauf beſchränkt, die Großh. Regie 
rung um Vorlage eines Gefekesentwurfs über Einführung bes direlten Wahlrechts für bie zweite Kammer zu 
erjuchen, hat der andere, der der Abg. Birkenmayer und Gen., in Form eines Ynitiativantrags ($ 65a ber 
Berfaffung) die Aenderungen, welche die Einführung bes direkten Wahlrehts an ben Beflimmungen ber Ber: 
faffung nothwendig machen foll, beftimmt bezeichnet, dabei aud die BVerfaffungsbeftimmungen über die Ein- 
theilung der Wahlbezirke in den Kreis feiner Abänderungsvorſchläge gezogen, indem berjelbe eine andere Ein: 
theilung der Wahlbezirfe und eine neue Feſtſetzung ber Zahl ber Abgeordneten für geboten eraditet. In 
legterer Beziehung beſchränkt fi aber ber nitiativantrag des Zentrums darauf, die Aufhebung ber jet bes 
ftehenden Geſetze über die Wahlfreiseintheilung auszuſprechen, indem er den Vorſchlag über eine neue Wahl: 
freiseintheilung einem weiteren Gefeßesvorjchlage vorbehält, der aber bis jetzt nicht eingereicht worben ift. 

In der Kommiffion Hat fi auch das ſozialdemokratiſche Mitglied berjelben den Anträgen auf Einführung 
bes bireften Wahlrechts angejchloffen. 

Dabei haben die Mitglieder ber genannten Parteien erklärt, dab fie nicht eine Gejammtrevifion ber 
Verſaſſung, fondern nur eine Aenderung ber auf die Wahlen zur zweiten Kammer bezüglihen Beftimmungen 
für geboten erachten. 

Während hiernach die Antragfteller in dem Vorſchlage über die Nothwendigkeit der Einführung des biref: 
ten Wahlſyſtems und über den Umfang des aktiven und paffiven Wahlrechts, ſowie auch Über die Notbwendig- 
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teit einer neuen Wahlkreiseintheilung völlig einig find, ift unter denſelben infofern eine Berjchiebenheit ber 
Anfihten zu Tage getreten, ala ber Geſetzesvorſchlag des Zentrums die Beftimmung bes 8 38 der Berfaffung 
über die Partialerneuerung ber Kammer unberührt läßt, bie Mitglieder der bemofratijch-freifinnigen und ber. 
jozialbemofratifchen Partei dagegen die Integralerneuerung ber zweiten Kammer nad Ablauf der Legislatur- 
periobe für geboten erachten und das ſozialdemokratiſche Mitglied der Kommiffion bei ber Direften Wahl ber 
Abgeorbneten nicht die abjolute Mehrheit der erjchienenen Wahlberechtigten, ſondern die relative Mehrheit 
der Abflimmenben zur Giltigkeit der Wahl für genügend erachtet. 

In Uebereinftimmung mit der gebrudten Begründung bes Geſetzesvorſchlags der Zentrumsmitglieder wurbe 
zur Rechtfertigung ber geftellten Anträge geltend gemacht, daß feit Einführung bes direkten Wahlrehts für 
bie Reichstagswahlen bie öffentliche Meinung fih in ftändig fteigender Weife, in Preffe, Berfammlungen und 
durch Petitionen gegen das indirekte Wahlrecht erklärt, auh in Motionen und Smitiativanträgen innerhalb 
ber Kammer ſchon mieberholt fich geltend gemadt, im Jahre 1882 aud eine Mehrheit ber Sammer für fih 
erlangt babe, daß insbeſondere die legten Wahlen bie Unhaltbarkeit unferes derzeitigen Wahliyftems gezeigt haben, 
nicht nur in der geringen Wahlbetheiligung, wie ſolche in vielen Wahlbezirken bervorgetreten ſei, ſondern ins» 
bejonbdere in bem Umſtande, daß gegen bie Natur und den med bes indirekten Wahlfyftems, welches dem 
Urmwähler nur die Wahl ber Wahlmänner, ber freien Entjhliegung ber Wahlmänner allein aber die Entichei- 
bung über die Wahl der Abgeordneten anheimgebe, in allen Wahlbezirken die Erſcheinung hervorgetreten fei, 
baß der Kandidat für das Mbgeorbnetenmandat und zwar von allen Parteien vor ber Wahlmännerwahl be: 
ftimmt bezeichnet werden mußte, daß die Wahlmänner auf die Namen ber bezeichneten Kandidaten gemählt 
wurden, jo daß thatjähhlich die Grundlage des indireften Wahlſyſtems durchbrochen und befejtigt worden ſei. 
Auch wurde auf bie bei den Tegten Wahlen in Mannheim und Bruchſal hervorgetretene Anomalie hingewieſen, 
baß die Mehrzahl der Urwähler, die fi bei der Wahl betheiligten, einer anderen politifhen Partei ange: 
hört haben, als der Gemählte, indem bei den Wahlmännerwahlen in Mannheim und Brudjal im Ganzen 
mehr Stimmen ber gegnerijchen Parteien abgegeben, trotzdem aber bie Wahlmänner ber Minorität durchge: 
brungen und nicht der Kandidat der Majorität der Abftimmenden, fondern der ber Minorität als Abgeordneter 
gewählt worben jei, eine Erjcheinung, die fi) auch bei früheren Wahlvorgängen jchon gezeigt habe und beren 
Wiederkehr nur durd Einführung ber direkten Wahlen unmöglich gemacht werde. Auch halten die Antrag- 
fteller das direkte Wahlrecht für das nothwendige Gorrelat ber allgemeinen Schul:, Wehr: und Steuerpflicht. 

Es wurde aud von ber Majorität der Kommiffion anerkannt, da feit Einführung bes direkten allge 
meinen Wahlrechts zu ben Reihstagswahlen die Öffentlihe Meinung im Lande fi in fiändig fteigendem Maße 
der Einführung ber bireften Wahlen zum Landtage zuneige. Insbeſondere könne bei dem Umftande, daß bei 
uns in Baden das allgemeine Wahlrecht zum Landtage ganz in demjelben Umfange wie bei den Reichstags: 
wahlen eingeführt jei, die Konſequenz nicht beftritten werden, daß wenn bie Reichsverfaffung bie politiſche 
Bildung des Volkes für jo fortgejchritten erachte, dab fie dem Wähler das Recht ber direkten Wahl bes Abge- 
orbnieten zu dem Reichötage, der bei Berathung der wichtigſten politijchen, jozialen und wirthſchaftlichen Fragen 
ber Nation mitzuwirken berufen jei, einräume, die Qandesverfaffung demjelben Wähler das Recht der direkten 
Wahl zur zweiten Kammer der Landftände nicht wohl auf die Dauer verfagen könne. Ebenjo könnte die Ber 
bauptung der Anhänger bes bireften Wahlrechts, dab die indirekte allgemeine Wahl möglicher Weile zu 
der Anomalie führen könne, daß der Abgeordnete nicht der DVertrauensmann der großen Maſſe ber Wähler 
bes Bezirks, ſondern nur der einer Minderheit berfelben fei, nicht beftritten werben. 

Dagegen konnten die weiteren Ausführungen der Antragfteller, daß das indirekte Wahliyftem bie Beein: 
Huffung ber zur Abgeorbnetenwahl Berechtigten erleichtere und begünftige und daß das birefte Wahlrecht das 
nothwendige Eorrelat der allgemeinen Schul:, Wehr und Steuerpflicht fei, nicht anerkannt werben, 

Die indirekte Wahl beruht auf dem Grundfage, daß bie Urmähler in den Wahlmännern Männer von lau: 
terem Charakter und Feſtigkeit der politiſchen Grundſätze wählen, die jedem der Wähler, der ihnen bie Stimme giebt, 
als ſolche befannt und bie als ſolche eine viel größere Selbftändigfeit und Freiheit in Ausübung ihres Wahl: 
rechts zu bethätigen in der Lage find, ala die große Maſſe der Wähler, die nur zu leicht durch demagogiſche 
Mittel und ftart wirkende Einflüffe anderer bei politiſchen Wahlen durchaus verwerflicher Art aufgereizt und in 
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der freien Geltenbmachung ihres Stimmrechts beirrt werben können. Die Majorität der Kommilfion beharrt 
daher auf ihrer Anfchauung, daß das birefte Wahliyftem nicht mit der Behauptung begründet werben könne, 
dab es an ſich mehr Garantien für Selbſtändigkeit und Freiheit des Wahlförpers biete, als das indirekte 
Stimmredt. 

Ebenfo ift es offenbar unrichtig, daß bie allgemeine Schul, Wehr: und Steuerpflicht mit nothwenbiger 
und zwingenber Konſequenz das direkte Wahlſyſtem fordern. Die Konſequenz der allgemeinen Wehr: und Steuer: 
pflicht führt nur zu der Gewährung des allgemeinen politiihen Wahlrechts. Die weitere Frage, ob bireft 
ober indireft zu wählen fei, ift nur eine frage ber Zweckmäßigkeit, die bei vorzugsmeife politiihen Wahlen, 
wie zum Reichs: und Landtage bejaht, bei Wahlen zu Repräfentativkörpern aber, die vorzugsweiſe wirthichaft: 
liche Imtereffen zu verfolgen haben, wie bei Gemeindewahlen, aus demfelben Grunde der Zweckmäßigkeit verneint 
werden Tönnen, 

Wenn biernah von der Majorität der Kommiffion das Gewicht ber jeit Einführung bes direkten 
allgemeinen Wahlrehts im Reiche täglich ftärker hervortretenden Gründe für Einführung bes gleichen Wahl: 
inftems zum Landtage anerkannt wurde, jo konnten doch von berjelben andrerſeits die Bedenken, die durch ben 
Mißbrauch des direkten Wahlrechts für eine ftetige gebeihliche Entwidlung unferes Staats: und Berfaffungs- 
lebens verbunden find, nicht verfannt werben. 


Der Zwed bes Staates ift die Förderung der Wohlfahrt des Volkes auf allen Gebieten bes öffentlichen 
Lebens. Die Berfaffung regelt den Umfang der Rechte der Staatäbürger und ftellt bie Grenzen feft, innerhalb 
deren bie Faktoren der Staatögewalt zur Erreihung dieſes Zwedes mitzuwirken haben. 


Die Summe aller Rechte der Staatsgewalt vereinigt in ſich der Landesherr. Die legislative Gewalt ift 
zwifchen ber Regierung und ben beiden Ständekammern getheilt. Die Erefutive fteht nur dem Banbesherrn 
und den von ihm ernannten Miniftern und Beamten zu, bod find die Minifter und Beamten ber Begis- 
lative für den Vollzug ber Bejege und Wahrung ber verfaffungsmäßigen Freiheit der Einzelnen verantwortlich. 


In der richtigen Scheibung ber erefutiven und legislativen Gewalt, in ber Wahrung bed richtigen Ber: 
hältniffes zwiſchen biefen Gewalten unter fi) liegt die Bürgihaft für bie gebeihliche Entwidlung des Staates. 
Alle einzelnen Beftimmungen der Berfafjung müffen von dieſem Stanbpunfte aus beurtheilt werden, alle Be: 
flimmungen der Berfafjung die Garantie bieten, daß am dieſen Grundlagen nicht gerüttelt werde, daß fie dieſe 
Grundlagen ftärken und fördern, nicht daß fie biefelben erjchüttern und gefährden und damit bie gebeihliche 
und ftetige Entwidlung des Staates unberedenbaren Zujällen ausjege. Wie alle andern weſentlichen Beflimmungen 
ber Berfaffung, jo muß alfo aud das Wahlfyftem dieſem höchſten Ziele angepaßt werben, da e# nicht Selbft- 
zwed, ſondern nur Mittel zur Erreihung eines höheren Zweckes, der Förderung ber Volkswohlfahrt ift. 


Detrachtet man nun das Direkte allgemeine Wahlrecht von dieſem Standpunfte, jo kann nicht ernfthaft 
beftritten werben, daß es Gefahren manderlei Art für bie gebeihliche Entwidlung unferes Volkslebens in fich 
berge, daß es insbeſondere der Gefahr des Mißbrauchs ausgeſetzt ift und daß die Berfaffung Eautelen gegen 
einen folhen Mikbraud; gewähren muß. 

In den Anträgen auf Einführung des direkten Wahlrechts ift die Eriftenz der erflen Kammer nicht in 
Frage geftellt und man könnte darauf hinweiſen, daß ſchon in ber Eriftenz bes andern hohen Haufes, in deffen 
Zufammenfegung eine folde Cautel geboten jei. Allein abgejehen von dem Umſtande, daß nad) unferer Ber: 
faffung der erften Kammer an einem ber wichtigſten Volfsrechte, an dem Steuer: und Ausgabebewilligungs- 
rechte der Volfsvertretung nur ein unbedeutender Einfluß eingeräumt ift, jo fann bei unbefangener Beurtheilung 
von feinem Kenner der gejhichtlihen Entwidlung des Berfaffungslebens beftritten werden, baß das harmo- 
nifhe Zuſammenwirken unferer beiden Kammern, wie daffelbe fich bei dem indirekten Wahlfyfteme naturgemäß 
gezeigt hat, durch Einführung der direften Wahl zu der zweiten Kammer gefährdet if. In Zeiten rabikaler 
Strömungen, die bei dem direkten Wahlfyfteme ſich hänfiger einftellen werben, würden ernftliche Konflikte 
zwiſchen den beiden legislativen Körperſchaften nicht ausbleiben. Bei länger andauernden ernften Konflikten 
zwiſchen einer bireft gewählten Vollskammer und unjerer erften Kammer in ihrer derzeitigen Zufammenfegung 
wäre aber bie Eriftenz ber legteren ernſtlich bedroht. 
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Schon jegt find von denjelben Parteien, die das divelte Wahlrecht zur zweiten Kammer jorbern, Anträge 
geftellt worben, basfelbe Wahliyftem auch auf die Bemeinde- und Kreiswahlen auszubehnen und es ift wenigftens 
bei einem Theile der Antragfteller feinem Zweifel unterworfen, daß fie in der Gemeinde nicht nur bie Bes 
feitigung bes indireften Wahlrechts bei den Wahlen der Gemeindebeamten, jondern auch die Bejeitigung bes 
Klaffenwahliyftems zum Bürgerausihuffe fordern werben. 


Die Forderung bes direften Wahlrechts beſchränkt fih alfo nicht bloß auf die Wahlen zu den politifchen 
Körperfchaften, jondern erſtreckt fich jchon heute auch auf das Gebiet vorzugsweiſe wirthihaftliher Korporationen, 
auf welchem @ebiete nad Anjhauung ber Majorität der Kommijfion doch eine Nüdfihtnahme auf das Maaß, 
mit welchem die Wahlberechtigten zur Beftreitung ber Laften wirthichaftlicher Rorporationen herangezogen wer: 
den, nur die Erfüllung einfacher Gerechtigkeit ift. 

Auch muß darauf hingewiejen werden, daß bei dem direkten Wahlrecht mehr wie bei jedem andern Wahl- 
foftem bie Gefahr gewiffenlofer Demagogie vorhanden ift. 

Die unbefangene Beurtheilung der Zuftände im deutſchen Reiche hat dies unwiderleglich bewieſen. Jede 
Reihstagswahl Führt zur Aufwühlung aller wirthſchaftlichen, politiſchen und konfeſſionellen Gegenſätze bes 
Volkslebens. Eine niedere, vor keiner Verleumdung des Gegners zurüdichredende Demagogie macht fid breit, 
eine biefer Demagogie ebenbürtige Preſſe unterftüßt diejelbe, ein großer Theil des Volkes fteht diefer unlautern 
Agitation ohne die genügende Reife des Urtheils gegenüber. Nicht die Einfiht in die wirklihen Intereſſen, 
jondern das radifale Schlagwort führt in vielen Wahlbezirken die Wähler zur Urne. Haft in jeder Wahl: 
periode wechjeln die Mebrheiten der verſchiedenen Parteien. Auch hat die Vorſchrift, dab die abjolute Ma- 
jorität entjcheidet, zu ganz unnatürlihen Wahlbündniffen und vielfach zur Unterbrüdung ber eigentlihen Ma— 
jorität de Wahlbezirtes geführt. 

Zugleich hat die Fapitaliftifhe Probuftionsweije die Entftehung der fozialdemofratifchen Partei zur Folge 
gehabt, die in dem Streben auf Befferftellung der Arbeiterklaffe ein berechtigtes Ziel verfolgt und durch 
Disziplin und Aufopferungsfähigkeit vieler ihrer Glieder es zu einem bebeutenden Aufſchwung gebracht bat, bie 
aber doch nicht ausſchließlich als politiihe Partei auf dem Boden des jegigen Staates fteht und lediglich auf 
dem Wege gejegliher Entwidlung der Erreihung ihres Ziels zuftrebt, fondern auch Auswüchſe gezeitigt hat 
und in Formen aufgetreten ift und auftritt, welche die Grundlage unjerer fozialen und wirthſchaftlichen Ord— 
nung und damit die organifche Entwidlung unferes Staatslebens ernftlih zu gefährden geeignet find. Der 
politiihe Idealismus, der nod in ben Bewegungen der 40er Jahre das Volk geleitet hat, ift zurückgetreten 
hinter den wirthihaftlihen Fragen. Der Intereſſenpartikularismus überwudert das Staatsinterefle. 


Ob in diefem Stadium der Entwidlung des Staatölebens ber Zeitpunkt zu einjchneidenden Berfafjungs: 
änderungen gekommen ift, ift nicht über jeden Zweifel erhaben, ebenjo wie die frage, ob mit der Einjührung 
dieſer Berfaffungsänderung das eigentlihe Ziel des Staates die beffere Förderung der Volkswohlfahrt, bie 
Löfung der vielen jozialen und wirthſchaftlichen Probleme befjer gefördert wird. 

Die Geſchichte unferes indirekten Wahlſyſtems ſcheint eher das Gegentheil zu beweiſen. Selbft zu ben 
Zeiten, ald noch das aktive und pajfive Wahlreht an Beſchränkungen vielfaher Art gebunden war, hat bie 
zweite badiſche Kammer ein getreues Spiegelbild des politiihen Bolfslebens geboten. Seit 1870 ift jede Ber 
ſchränkung des aktiven Wahlrechts gefallen und das allgemeine Wahlrecht durchgeführt worden. Jeder lebens- 
fähigen Partei ift bamit die Möglichkeit der Vertretung gegeben und bat das indirefte Wahljyitem basjenige 
erreicht, wa8 bei der Entſcheidung über das Wahliyitem das Maaßgebende jein folte, die Zujammenjegung 
ber zweiten Kammer ift von fraffer Reaktion, wie von übertriebenem Radikalismus glei fern, eine feite Burg 
ber Ordnung und bürgerlichen Freiheit geblieben. 

Das direlte Wahlreht zum Reichötage gewährt auf den wichtigſten politiichen, ſozialen und wirthicaft: 
lichen Gebieten aud den badijhen Staatsbürgern die Möglichkeit alle Hoffnungen, welche die Antragfteller 
auf dieſes Wahljyftem bauen, zu verwirklichen, wenn dies überhaupt möglich ift. Die Entjheidung ber Frage, 
ob auf denjenigen Gebieten, die der Gejeggebung der Einzelitaaten verblieben find, bie Aenderung des Wahl- 
rechts in gleichem Sinne dringend geboten ift, läßt eine verjdiebene Beantwortung zu. 
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63 find in keinem ber deutſchen Eingelftaaten die Beftrebungen nad Einführung des direkten Wahlrechts 
bis jegt mit folder Energie hervorgetreten wie bei uns. Es eriftiert zwar das direlte Wahlrecht in Sadjen 
und Württemberg, allein in feinem biejer Staaten in der Unbeſchränktheit, in welcher es bei uns gefordert 
wird. Sa, nicht einmal in der Reichöverfaffung ift es jo frei von jedem Gegengemwichte gewährt, wie es bei 
uns gefordert wird. In Sachſen ift das direlle Wahlrecht aktiv und paſſiv an einen Zenſus gebunden, in 
Württemberg befteht die Vollskammer nit nur aus direkt gewählten Mitgliedern, ſondern es find in derjelben 
auch konſervative Elemente, Ritterſchaftliche, Geiftliche, als Vertreter in erheblicher Zahl vorhanden. In ber Reichs: 
verfafjung werben dur bie Diätenlofigkeit und dadurch, daß dem Reichstage das Bewilligungsrecht ber be: 
fiehenden direkten und indirekten Steuern nicht eingeräumt if, und durch die Rechte des Bundesraths Baran- 
tien gegen die Ausjhreitungen bes birelten Wahlrechts geſchaffen. 


In dem führenden deutſchen Staate, in Preußen, befteht inbireltes, auf die Klaſſenwahl aufgebautes 
Wahlſyſtem mit offener Stimmabgabe, ohne daß in dem Abgeordnetenhauje die Forderung des direkten all- 
gemeinen Wahlrechtes in regelmäßiger Wiederkehr geftellt wird. 


Aus dieſen Gründen hat bis jegt mit Ausnahme einer Abftimmung im Jahre 1882, wo ber Antrag 
auf Einführung des direkten Wahlrechtes eine Majorität von wenigen Stimmen erlangte, ber Antrag auf 
Einführung diejes Wahljyftems die Majorität nicht erlangt. 

Wenn aber aud auf Grund ber Eriflenz bes direkten Wahlrechtes im Neiche und des allgemeinen Wahlrechtes 
in Baden bie täglid wachſende Agitation auf Einführung des direften Wahlrehts und bie ftändig wachſende 
Hinneigung weiter Volkskreiſe zu dieſer Art des Wahlrechtes dazu führen, bafjelbe in unferer Verfaſſung 
einzuführen und wenn aud die Majorität der Kommilfion ihre Bedenken gegen die Einführung dieſes Wahl- 
ſyſtems fallen läßt, jo Hält diefelde als Gegengewicht für diefe Konzeſſion eine Gefammtrevifion unferer Ber: 
jafjung für geboten, durch welde wirkſame Garantieen gegen bie Gefahren bes direkten Wahlrechtes geichaffen 
werben. 


Als eine ſolche Sarantie ift vor Allem eine Reform ber erften Kammer in’s Auge zu faflen. 


Schon unter der Herrfhaft des jekigen Wahlſyſtems ift die Frage der Reorganifation der erften Ram: 
mer von beiden Käufern des Landtags, ernften und ausführlihen Erörterungen unterzogen worden. Obwohl 
in mehreren wichtigen Beziehungen Einigkeit in beiden Kammern herrſchte, haben bie aus der Initiative ber 
Bolkävertretung hervorgegangenen Beftrebungen auf Reorganifation ber erftien Kammer nicht zu ihrer Erfüllung 
geführt. Die Zufammenfegung der zweiten Kammer aus Vertretern der Städte und ber Aemter mit einem 
gewiffen Vorrechte der Städte in Verbindung mit dem indireften Wahlrecht zur zweiten Kammer haben bie 
Reform der erften Kammer nicht ala dringliche erſcheinen laffen, da die Intereſſen des Großgrundbefiges, der 
Großinduftrie und bes größeren beweglichen Kapitals, jowie die wirthſchaftlichen Intereffen der großen Stäbte 
in der Art der Zufammenfjegung und ber Wahl der zweiten Hammer in biejer die ihnen gebührende Wiürbi- 
gung fanden. 


Die Einführung bes direkten allgemeinen Wahlrehts, welche nach ben geftellten Anträgen zugleich die Bejei- 
tigung der derzeitigen Wahlkreiseintheilung erftrebt, Damit das den Städten eingeräumte Vorrecht befeitigt und 
bie Wahlkreiseintheilung lediglih auf die Zahl der Wahlberechtigten gründet, legt aud, abgefehen von ber 
Gefahr bes Mißbrauchs ber Wahl durch demagogiſche Wahlbeeinfluffung, ſchon durch die Thatfahe, daß nur 
bie Zahl ber Wahlberechtigten ohne jede Rüdfiht auf die Bedeutung der Intereffen, die fie vertreten, bie Ent: 
ſcheidung giebt, die Gefahr nahe, daß wichtige, entſcheidende und berechtigte Intereffen und erhebliche für bie 
Boltswohlfahrt aud bedeutende Minderheiten nicht mehr die ihnen gebührende Rückſicht finden werben. 

Die derzeitige Zufammenjegung ber erften Kammer gemährt dieſen Intereſſen eine Vertretung an ſich 
nit. Der unveräußerlihe Großgrundbeſitz hat zwar in ben Häuptern ber ftandesherrlichen Familien und burd 
das Wahlrecht der Grundherren, joweit diefe zu den Großgrundbefigern gehören, eine ſtändiſche Vertretung. 
Allein abgejehen davon, daß das Wahlreht der Brundherren nicht von der Größe ihres Grundbeſitzes, Tſondern 
wie dad Recht ber Mitgliedichaft der Standesherren weſentlich nur auf hiftorifhen Grundlagen beruht, find bie 
Defiger bes veräußerlihen Großgrundbefiges als ſolche nicht wählbar. Großinbuftrie, das Großfapital und bie 
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größeren Städte, wel’ letztere als Mittelpunft des höheren Kulturlebens im Intereffe der Vollswohlſahrt bei 
Bildung der Vol svertretung Berückſichtigung beanfpruden können, haben an ſich bajelbft ebenfalls fein Ber: 
tretungsredt. 

Soll die Zujammenjetung der zweiten Hammer einer radikalen Aenderung unterzogen werden, jo muß 
im Intereffe der Erhaltung der Grundlagen unferer Verfaſſung als Gegenge vicht der andere wejentliche Faktor 
der Gejeßgebung, die erfte Hammer, einer Reform entgegengeführt werden, die das Gleichgewicht ber 3 Fat: 
toren der Gejehgebung erhält und erſcheint dies bei Einführung der direften Wahl zur zweiten Kammer um 
jo mehr geboten, als ſchon jet die Art der Zuſammenſetzung der erften Kammer und die Zahl der Mitglieder 
berjelben außer Verhältniß zu der zweiten Hammer ftcht, ganz abgejehen davon, dab bdiejelbe in ihren Sitz— 
ungen immer im einer jolden Zahl verjammelt zu fein pflegt, daß die ernannten Mitglieder derjelben eine 
ganz entjcheidende Zahl bilden, und daß die Beſchlußſähigleit des anderen hohen Hauſes auf die Zahl von 10 
herabgejegt werden mußte. 

Es iſt nicht die Anfiht der Majorität der Kommijjion, daß die erite Kammer als Hemmſchuh gegen die 
Beſchlüſſe der zweiten Sammer zu betrachten je. Die erſte Hammer jteht nicht nothwendig im Gegenfah zur 
zweiten Kammer; Sie joll wähigend, vermitielnd, aber unter Umftänden auch ergänzend, berichtigend und 
jördernd auf den Gang der Geſetzgebung wirken. Soll fie dies erfolgreich jener aus direften allgemeinen Wahlen 
heroorgegangenen Vertretung gegenüber thun können, jo muß fie nad ihrer Zuſammenſetzung im den realen 
Verhältniffen der geſellſchaftlichen Zuftände tiefe und jtarfe Wurzeln haben. 

Es bedarf wohl nicht der Verfiherung, daß diefe Ausführungen nidt gegen die erſte Kammer in ihrer 
jegigen Zufammenfegung gerichtet find. Die zuhmvolle Geihichte der erjten Kammer in ihrer jehigen Zu: 
jammenjeßung, die nie einem wirklichen und entjcheidenden yortichritte der Geſetzgebung entgegengeftanben ift, 
fichert dem hohen anderen Haufe ſtets die dankbare Anerkennung ber Xolfsvertretung. Aber in einer Zeit, 
in welcher die fyorderung des direlten Wahlrehts mit ſolchem Nahdrud geltend gemacht wird, bürfen bie 
oben niebergelegten Rejormgedanfen mit um jo größerer Berehtigung vorgetragen werben, ala fie in den 
realen Verhältniffen ihre Begründung haben und als die hohe erſte Kammer in den Verhandlungen bes 
Jahres 1865 die oben dargeftellten Grundgedanken der Reform jeldft als zutreffend anerkannt hat. 

Al eine weitere Frage von Bedeutung und ernfter Erwägung erjchien der Majvrität der Kommiſſion 
die Erwägung der Frage, ob und in weldem Umfange der reorganifirten erften Kammer ein größerer Antheil 
an dem Budgetrecht zuzumeijen ſei. Schon mit der Vermehrung der Zahl der Mitglieder des andern Hauſes 
wird eine Erweiterung des jeitherigen Budgetrechts der erſten Kammer verbunden fein, da ſchon durd eine 
Vermehrung der Zahl der Mitglieder der erften Kammer das ihr nah $ 61 der Verfafjung zuftehende Necht 
wirkſamer geftaltet wird und eine gleichzeitige Vermehrung der Zahl der Mitglieder der zweiten Kammer 
ſchon durch die Rückſicht ausgeſchloſſen wird, daß wir jet, naddem ein großer Theil der Geſetzgebungsrechte 
auf das Reich übergegangen ift, unfere Volkövertretung über das Maaß des dur die Wahlreform bedingten 
Bedürfniſſes hinaus, nicht wohl vermehren fönnen. Die Kommiſſion hat die Frage der Ordnung des Budget: 
rechts einer Prüfung im Einzelnen nicht unterzogen. Die Majorität derjelben ift auch nicht der Anſicht, daß 
die Einführung der direkten Mahl zur zweiten Kammer etwa eine gleichheitlihe Bertheilung des Budgetrechts 
nad) fi ziehen müffe. Die zweite Kammer wird aud) bei direlter Wahl die eigentliche Vertretung der großen 
Mehrzahl der Steuerzahler fein, deßhalb mit Recht nad wie vor ein erhebliches Uebergewicht bei der Feſt— 
jegung des Staatsvoranjchlags haben müſſen. Aber eine genaue Feſtſetzung deffen, was unter einem bie 
Finanzen betreffenden Gejegentwurf zu verflehen ift und die jorgfältige Prüfung der Frage, ob nicht der 
reorganifirten erften Kammer eine Mitwirkung infofern zu geftatten ei, daß an ben beftehenden Steuern ohne 
ihre Zuftimmung eine Aenderung von der zweiten Kammer allein nicht bejchloffen werden könne, dürfte der 
forgfältigften Erwägung bei NRevifion der Berfaflung würdig fein. 

Der Ynitiativantrag des Gentrums läht, wie bereits oben erwähnt, die derzeitige Beſtimmung der Ver: 
fafjung über die Partialerneuerung unberührt und haben die Mitglieder der Partei in der Kommiſſion aud) 
ausdrüdlic erklärt, dad die Antragfteller auch bei Einführung der direften Wahl an der Art der Erneuerung 


der zweiten Kammer nichts geändert haben wollen. 
Verhandlungen der 2. Kammer 1891/92. 4. Betlagebeft. 75 
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Dem gegenüber find alle andern Mitglieder der Kommiſſion, ſowohl die Liberalen als bie demokratiſchen 
Mitglieder und der fozialdemokratifhe Vertreter übereinftimmend der Anfiht, daß bei der viel intenfiveren 
Agitation, welche die direkte Wahl im Gefolge hat, und daß mit einer gewiflen innern logiihen Konſequenz 
und Nothwendigfeit, wenn der richtige Vollswille bei der Wahl zur Geltung kommen jol, eine Totalerneuerung 
der Bolkövertretung an Stelle der Partialerneuerung in die Verfaffung aufgenommen werden müffe. 

Schliehlih ift auch noch die Frage der Stichwahlen einer Erörterung unterzogen worben. Die Mit: 
glieber des Centrums und der bemofratijchsfreifinnigen Partei halten daran feft, daß nur bie abjolute Mehrheit 
bei der Wahl des Abgeordneten zu entiheiden hat. Die Mitglieder der liberalen Partei, denen aud das 
ſozialdemokratiſche Mitglied der Kommiſſion beitrat, find dagegen ber Anjchauung, daß die Unterdrüdung ber 
eigentlihen Majorität eines Wahlbezirks durch unnatürlihe Wahlbündniffe ſoviel als thunlih unmöglich ge: 
macht werden joll, und daß deßhalb bei Einführung der direkten allgemeinen Wahl zur Wahl des Abgeordneten 
auch die relative Stimmenmehrheit genügen joll, jo daß unter ben verjchiedenen Kandidaten eines Wahlbezirks 
nicht nur derjenige, der mehr Stimmen erhalten bat, als die Gegenfandidaten zufammen, fondern beim erjten 
Wahlgange derjenige Kandidat als gewählt zu betrachten ei, ber mehr Stimmen erhalten bat, als jeder Ein- 
zelne der Gegenkandidaten. 

Die Majorität der Kommiffion konnte es nicht als ihre Aufgabe betradten, den Initiativantrag des 
Centrums durch jpezielle Bezeihnung und Formulirung der nad ihrer Anficht bei Einführung ber bireften 
Wahl zur zweiten Kammer nöthigfallenden Uenderungen ber Berjaffung zu ergänzen. Eine Gejammtrevifion 
ber Berfaffung kann jhon aus äußern Gründen während ber laufenden Arbeit eines Landtags nicht von einer 
Kommiffion defjelben ausgehen. Verfaſſungsänderungen bedürfen mehr als alle andern gejehgeberijchen Arbeiten 
der ruhigen Erwägung und Berathung aller gejeggebenden Faktoren. Die Initiative zu einer Gelammt: 
revifion der Verfaſſung muß der Großh. Regierung anheim gegeben werden. 


Nach diefen Ausführungen fommt die Majorität der Kommiſſion zu dem Antrage: 


In Erwägung, daß der Jnitiativantrag der Abgeordneten Birkenmayer und Genofjen nadı 
jeinem Wortlaut und daß der Antrag ber Abgeordneten Mufer und Genoffen nad der Erklärung 
des Antragftellers in der Kommijfion, eine Revifion der Verfaſſung nur bezüglich der Wahlen zur 
zweiten Sammer unb beziehungsweije der Wahlfreiseintheilung ins Auge faflen ; 

in Erwägung, daß aber bei Einführung direkter Wahlen zur zweiten Sammer und einer 
damit verbundenen Aenderung ber Wahlkreiseintheilung eine Gefammtrevifion der Verfafjung noth— 
wendig erjcheint; 

in Erwägung, daß ber bei Vorlage des Ynitiativantrags der Abgeordneten Birkfenmayer und 
Genofjen angekündigte, nad dem Inhalte des Jnitiativantrags mit diefem in untrennbarem Bu: 
ſammenhang ftehenbe weitere Gejegentwurf über bie Neueintheilung der Wahltreife jür die Wahl 
ber Abgeordneten zur zweiten Kammer bis jet nicht eingebradt ift und bei dem vorgerüdten 
Stadium der Landtagsverhandlungen nit mehr in beiden Kammern berathen werden könnte, 

ein Gingehen auf die Einzelberathung des eingereichten Geſetzesvorſchlags daher zwecklos 
ericheint, 

wirb der Antrag geftellt: 

1. Die Anträge der Abgeordneten Birkenmayer und Genoffen und der Abgeordneten Muſer 
und Genofjen abzulehnen, 


2. auszuſprechen, daß die zweite Hammer mit der Aenderung bes Wahlſyſtems durch Eins 
führung der direkten Wahlen einverftanden jei, daß fie aber für den Fall der Ein- 
führung diefes Wahliyftems eine Gejammtrevifion der Verfaffung für nothwendig erachte, 

3. die Großh. Regierung zu erſuchen, dem Landtag einen Gejegesentwurf auf Abänderung 
ber Verfaſſung in diefem Sinne vorzulegen. 
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Beridt 


der 


Minorität der Kommiffion 


zur Berathung des Geſetzesvorſchlags des Abgeordneten Birken- 

mayer uud Genofjen und des Antrags des Abgeordneten Muſer 

und Genofjen, die Einführung des direften Wahlrechts für die Land— 
tagswahlen betreffend. 


Erftattet vom Abgeorbneten Muſer. 


Es handelt fich nicht um die Frage, welches das abfolut beite, oder gar das ibeale Wahliyitem, ſon— 
dern nur darum, ob das direfte oder indirefte das relativ befjere und mit dem Grundprinzip umferer Ber- 
jaſſung vereinbarliche ift. 

Die Minorität der Kommiſſion erklärt jich für dad direkte Wahlrecht und hält die von der Majo- 
rität verlangten Kautelen für unnöthig. Sie unterläßt es, eine erichöpfende Darlegung aller ihrer Gründe 
zu geben und fich auf eine detaillirte Widerlegung der für den gegentheiligen Standpunkt gemachten Aus- 
führungen einzulafjen, weil das „zür" umd „Wider gerade bei diefer Frage jchon fehr häufig erörtert 
wurde und die grundfäglichen Differenzpuntte als allgemein bekannt gelten dürfen, wohl auch in der in Aus— 
ficht ftehenden Kammerverhandlung eine gründliche Beſprechung erfahren werden. Wir befchränten und des— 
halb auf die kurze Hervorhebung der wefentlichjten allgemeinen und grundfäglichen, nicht blos für Einführung 
der direften Wahlen überhaupt, jondern auch für die unbedingte Gewährung des direften Mahlrechts 
jprechenden Gefichtspuntte, 

Durd Einführung der gerade von liberaler Seite jo lange erfehnten und emergijch angejtrebten Re— 
präjentativverfaffungen follte der Wille de Volkes zu einem mahgebenden Faktor der Geſetzgebung er: 
hoben und mit entjcheidendem Einfluß auf diefe ausgeftattet werden. 

Bu diefem Zwede wurde das Injtitut der Volkövertretung gejchaffen, welche nur dann die ihr natur- 
gemäß und vernünftigerweije zufommende Funktion zu erfüllen im Stande ift, als legitimirter Nepräfentant 
des Volles und mit der Wirkung zu handeln, daß ihre parlamentarijchen Entſchließungen auch ald diejenigen 
des Volkes jelbit gelten können, wenn fie ihr Mandat auch in der That von der Mehrzahl der wahl- 
berechtigten Volkägenofien erhalten hat. 

Wenn deshalb die Nepräfentativverfaffung eine Wahrheit jein foll, fo muß der eigentlichite Zweck 
der Wahlen darin gefunden werden, daß fie den thatjächlich herrichenden Woltswillen möglichſt umverfälicht 
zum Ausdrud bringen und ihm dadurch die Möglichkeit der verfafjungsmäßigen Geltendmachung im Rarla- 
mente verjchafjen. 


.. 
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Wer diefe weientlichite Zweckbeſtimmung der Wahl im Auge behält, wird die Frage des Wahlfyitems 
nicht mit anderen Fragen zuſammenwerfen, mit welchen ſie grumdfäglich nichts zu thun hat. Die Gegner 
des direften Wahlrecht machen jo gerne darauf aufmerffam, daf auch, wie z. B. im Frankreich, unter ber 
Herrichaft des direkten Wahlrechts der Woltswille jich bisweilen zu augenjcheinlichen Berirrungen fortreißen 
taffe, das demofratiiche Wahlſyſtem alſo keineswegs die Zauberkraft befite, welche kurzfichtiger Doktrinaris- 
mus ihm jo gerne zuſchreibe. Gewiß ift dem fo: Enttäufchungen wird jeder erleben, welcher dem Wahl- 
Initem eine Bedeutung beilent, die ihm feinem Weſen nach gar nicht zutommt und die Erfahrung lehrt, daß 
auch ein Volt, welches das direkte Reichstagswahlrecht befitt, auf abichüfjige Bahnen gelodt werden kann. 

Allein abgefehen davon, daß manche Erjcheinung im Völkerleben eine Konſequenz des individuellen 
Volfscharakters und der konkreten Voltsgejchichte, nicht aber der betreffenden Staatsverfaſſung iſt, abgejehen 
ferner davon, daß, wie ſchon bemerkt, Niemand behauptet, das direkte Wahlſyſtem fei das ideale und daß 
noch viel weniger bewiefen werben kann, daß etwaige Exzeffe unter der Herrichaft des indirekten Wahlſyſtems 
vermieden worden wären, verfolgen ja die Wahlen nicht den Zwed, den thatjächlich vorhandenen Volks— 
willen zu verjcjleiern oder zu forrigiren, ſondern wahrheitägetven, jo wie er ift, nicht wie er vielleicht fein 
jollte, in die Erfcheinung treten zu laſſen; fie haben zunächit einen dellarativen Charakter und fodann 
den Zwed, dem in feiner wahren Geftalt eruirten Noltswillen eine adäquate Vertretung zu konjtituiren. 


Ver im einzelnen Falle Urjache zu baben glaubt, fich über die thatjächliche Richtung des herrjchenden 
Volkswillens zu entrüften, Mage dieſen an und juche ihn auf dem Wege überzeugender Belehrung im die 
richtigen Bahnen zu lenken, er madje aber nicht der Erſcheinungsform, in der er zum richtigen Ausdruck 
gelangt iſt, ungerechtfertigte Vorwürfe. 

Genau zugejehen wird bie Entjcheidung über die Einführung der direftten Wahl bejtimmt durch Die 
Stellung, welche man zu der Frage des Nepräjentativfyftens überhaupt einnimmt. Wer einen wahren 
Konftitutionaliamus und mit diefem eine wirkliche Repräjentativ-Berfafjung erftrebt und die Konſequenzen 
steht, welche unjerer Meinung nach von einem folchen Standpunkt aus gezogen werden müffen, wird natur» 
gemäß ein Fremd direfter Mahlen fein und dafür forgen, daß der Wille des Volkes durch die Volksver— 
tretung zur Geltung gebracht und diefe in der Ausübung der ihr zutommenden Funktion nicht gehemmt wird, 


Die ımmittelbare Wahl verfchafit die Gewähr, daß derjenige Staatsbürger zum Abgeordneten erwählt 
wird, welchen die Mehrheit der Wahlberechtigten nominirt jehen will, während das bei der mittelbaren Wahl 
gebildete Wahlmännerkollegium nicht nur nicht die entfernteſte Garantie dafür bietet, daß es denjenigen 
Mann auf den Schild erhebt, welchen die Majorität der Wahlberechtigten als den Mann ihres Vertrauens 
bezeichnet, jondern fogar im einzelnen Fall gerade denjenigen Abgeordneten dem Wahlbezirte oftroiren kann, 
den biejer nicht will und der demgemäh keine Legitimation befitst, ich als den eigentlichen Vertreter der Ur— 
mwählermafje zu geriren. Faktiſch kann jich deßhalb der ungefunde Zuitand ergeben, daß der Abgeordnete 
wohl der Erwählte der wenigen Wahlmänner, nicht aber auch zugleich der Vertrauensmann der großen Zahl 
Derjenigen ift, die er vertreten foll und das natürliche und unmittelbare Verhältniß fehlt, im welchem der 
Volfsvertreter und das Volt jelbit jtehen ſollen. Letzteres braucht aber in der That feinen Mittler zwijchen 
lich ıumd feinem Repräfentanten und diefer mühte fich bei fonjeguenter Durchführung des Grundprinzips ber 
Repräfentativ-Berfajfung für verpflichtet halten, fein Mandat niederzulegen, wenn er des Vertrauens der 
großen Wählermaffe verluftig gegangen ift, follte ihm dasſelbe auch auf Seite der Wahlmänner erhalten 
geblieben fein, 


Dit vollem Recht fpricht K. v. Rotteck dem indirekten Wahljyitem das vwernichtende Urtheil, wenn 
er ſchreibt: 

„Diefes Syſtem, indem es des Wahlrecht der Bürger zu chren jcheint, zermichtet dasjelbe im 
Grund und in der That, d. b. es verwandelt die Ausübung desielben in eine Veräußerung und verhöhnt 
dergejtalt den wahren Geſammtwillen, wie die echte Repräfentation. 


Es heißt nicht, jeinen Vertreter jelbit wählen, wenn man blos Andere zu ernennen hat, welche jodann 
itatt unjerer wählen. 
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Ein von gewählten Wahlmännern gewählter Landtag ift micht mehr natürliches, fondern künſtliches 
Organ des Gejammtwillens.“ 

E3 mag hier auc) angeführt werden, wad8 Mittermaier gegen das indirekte Wahljyitem jagt: 

„Unter den Befugniſſen, die fich nicht übertragen laffen, gibt es keine, die fo ungeſchickt dazu 
wäre, als die Befugniß, eine perjönlihe Wahl auszuüben. 

Man jpielt durch die indirefte Wahl — durch Kollegin — die Enticheidung aus der Hand ber 
Leidenschaft in die der Sleichgiltigkeit und ſchließlich der Intriguen. 

Es ijt eine befannte Erfahrung, da der Mensch nicht mit Interefje eine Handlung vor- 
nimmt, von welcher er jich nicht jagen fann, daß fie etwas wirft. Die Wahlvon 
. Wahlmännern aber sit eine Handlung, bei der ver Wählende jih niht jagen ann, 
daß er durch fie cin erwünſchtes Ergebnih herbeiführen werde; denn der Wähler weiß 
ebenjowenig, ob der Wahlmann demjenigen die Stimme geben werde, welchem der bei der Urwahl Wählende 
fie geben möchte. 

Es iſt darnach eine Täuſchung, wenn man den Bürgern, die Wahlmänner wählen dürfen, 
verſichert, daß jie mittelbare Wahlrechte in Bezug auf die Wahl haben, denn da}, was 
jie dürfen, gewährt ihnen kaum Bürgſchaft, daß ihre Stimmen wahrhaft Einfluß auf die definitive Wahl haben 
werden. 

Die Folge davon ift die Gleichgiltigkeit, mit welcher die Urwähler die Wahl der Wahlmänner vor— 
nehmen und dahır Namen gedantenlos oder weil ein Anderer jie ihnen vorjagt, auf ihre Wahlzettel 
ichreiben. 

Ohnehin iſt die Erfahrung enticheidend, dak da, wo Jemand fich entjchließen fol, viele Perſonen auf 
einmal zu wählen, die Wahl unzuverläffig wird, weil die Auswahl Vieler ihn in Verlegenheit jeßt. 

Die Wahl iſt keine Wahrheit, weil nicht abzufchen iſt, daß der Gewählte auch die Mehrheit der 
Stimmen der Urwähler vereinigt und der Mann ihres Vertrauens it. Die mittelbaren Wahlen erleich- 
tern das Geſchäft der Wahlintriguen und oft vermag die Beredtſamkeit und Gewandtheit eines 
einzelnen Wahlmannes das ganze Wahlfollegium für feine Ziele und zwecke zu gewinnen.“ 

Es bat fich nun bei uns die Sachlage vielfach jo gejtaltet, dah man ſchon vor der Wahlmännerwahl 
beftimmte PBerfonen als Kandidaten für das Abgeordnetenmandat aufitellt und als folche bezeichnet, jo daß 
die Wahlmänner auf den Namen jener Kandidaten gewählt werden. 


In einem ſolchen Falle glaubt der Urwähler, ev ertheile den Wahlmännern in der That ein imvera- 
tives, von Diefen auch angenommenes Mandat, den bejtimmten Kandidaten zum Abgeordneten zu ernennen, 
er wählt dann die betreffenden Wahlmänner nur in der ficheren Vorausiegung, daß fie auch feinem Auf 
trag gemäß handeln. 

Man mag dagegen die gejeglich voransgeiehte Souveränität der Wahlmänner betonen, jo viel man 
will, die Macht der Ihatjachen iſt ftärter, als nejegliche Filtionen, und man wird es nicht zu verhüten 
vermögen, dab; der Wahlmann, der das zu ihm aehegte Vertrauen täujcht und „umfällt“, von dev öffent 
lichen Meinung verurtgeilt wird, und derjenige, der ſich in feiner Entjchlieijung durch einen fremden Willen 
gebunden hält, zu einem höchit überflüfjigen Werkzeug in der Hand jeiner Wähler herabjintt. 

Nicht einmal dic Garantie bietet das indirefte Wahlſyſtem, daß auch nur die Wahlmänner — 
gejchweige demm der Abgeordnete — die Vertrauensmänner der Mehrheit der Urwähler find. Die Wahl: 
dijtriftseintheilung bringt es mit jich, deß in dem einen Diſtrikt eine weit gröhere Zahl von Wahlberechtigten 
überhaupt oder von ſolchen einer bejtimmten politischen Anjchauung wohnen kann, ats in einem anderen, 
während in beiden die gleiche Anzahl von Wahlmännern zu wählen und es völlig gleichgiltig it, ob in den 
teipeftiven Bezirken für ein: Liſte eine oder viele Stimmen mehr abgegeben wurden, als für Die andere, 

In der Stadt Bruchſal z. B. fielen bei der letzten Wahl auf die Namen der Demofratijchen 654, auf 
die der nationalliberalen Wahlmänner nur 619 Stimmen und trogdem erhielt dieſe Minorität mehr Wahl- 
männer (und jtellte in Folge dejjen den Abgeordneten), ald jene Majorität. 
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Bekanntlich zeigte fih in Mannheim ein ähnliches Verhältnik. Für die nationalliberale Partei wurden 
mehr Urwählerſtimmen abgegeben, als für die ſozialdemokratiſche und trogdem bekam dieſe bie Mehrheit der 
Wahlmänner. 

In beiden Fällen repräjentirte alſo das Mahlmännertollegium nicht die Majorität, jondern bie Minorität 
der Wahlberechtigten ! 

Unfere badifche Verfaffung ftammt aus einer Zeit, in der die Volksbildung noch nicht jo weit vor— 
geichritten war, wie heutzutage; mußte ja doch die Wahlordnung vom Jahre 1818 bejondere Vorjchriften 
für diejenigen Urwähler geben, welche nicht Lefen und nicht jchreiben konnten! Bei der Möglichkeit eines 
derartigen Mangels der elementarften Bildung mochte e8 einen Sinn haben, daß man dem Urwähler in 
der Perſon des Wahlmannes einen Vormund stellte, bei welchem man größere Bildung und befjeres Ver— 
ſtändniß für die öffentlichen Angelegenheiten wenigftend vorausfegte, während heute mit vollem Recht unter- 
jtellt werden darf, da der Urwähler die Bedeutung der Wahl ebenfogut zu erfaffen vermag, wie der Wahl- 
mann und dieſem an Bildung nicht nachiteht. 

Wir halten es auch für ungereimt, daß den adeligen Bejigern von Grundherrjchaften — die das 
21. Lebensjahr zurückgelegt haben, während die Staatsbürger, welche Wahlmänner für die Wahl des Ab— 
geordneten zur zweiten Kammer ernennen wolen, dad 25. Lebensjahr zurüdgelegt haben müjien — das 
Recht der direkten Wahl der grumdHerrlichen Abgeordneten für die erjte Kammer zuftcht, während diejes 
Recht hinfichtlich der Wahl der Abgeordneten zur zweiten Kammer nicht gewährt ijt, jowie daß die badijchen 
Staatsbürger als Angehörige des deutjchen Meich® bei den Reichstagswahlen, nicht aber auch bei den 
Landtagswahlen, dirett wählen dürfen. 

Man pflegt dem letzteren Argumente entgegenzuhalten, daß das direfte Wahlrecht für den Reichstag 
nur mit der „Kautel“ der Diätenlofigleit der NReichstagsabgeordneten eingeräumt worden jei. 

Allein abgejihen davon, daß in diejer nicht eine Bejchränkung des aktiven, jondern nur des paljiven, 
den Kreis der zu Mählenden cinengenden Wahlrechts, um welches es fich bei unſerer Frage nicht handelt, 
fiegt, hat fich der deutſche Neichstag wiederholt mit überwältigender Majorität für die Einführung der 
Diäten auögefprochen und in der entjchiedenen Verwerfung der Diätenlofigleit auch die volle Zuitimmung 
jolcher Politiker gefunden, welche ſich gegen die direlte Wahl für den Landtag gerade aus dem Grunde 
erklären, weil hier jene verwerfliche „Kautel“ fehle. Der häufig gemachte Einwand, daß nirgends in Deutjch- 
land ein direktes und unbejchränttes Landtagswahlredht eriftire, jollte feinen Eindruck machen in einem 
Lande, welches, wie Baden, fich noch heute geine der Zeit rühmt, in der es ald tonangebender Bahnbrecher 
des politischen Kortjchritis für das übrige Vaterland angefehen wurde und fich in der friihen Bethätigung 
einer vorwärtsſtrebenden volfsihitmlichen Politik auch durch den Hinweis auf die Ihatfache nicht hätte ein— 
ſchüchtern lajjen, daß es jich Diele geſteckt habe, welche ſonſt noch nirgendwo erreicht ſeien. 

Auch der Verſuch, die direften Wahlen mit der Behauptung zu diöfreditiren, daß die Beeinflujjung 
der Wähler durch unlantere Mittel, die Aufwählung der abjchenlichiten Leidenjchaften und Die niedrigften 
Verdächtigungen der aufgeftellten Kandidaten in höberem Maße möglich jeien, als bei der indirekten Mahl, 
fann nicht glüden, wenn man ſich die Erfahrungsthatjache vor Augen hält, daß die Bearbeitung eines 
Heineren, vielfach Hauptiächlich aus abhängigen Gewerbetreibenden bejtchenden Wablmännertollegiums viel 
leichter und gründlicher zu bewertjtelligen ift, al8 die der großen Wählermaſſe. 

Die periönliche Verunglimpfung des Kandidaten fann bei jedem Wahliyitem von dem Augenblid an 
borgenommen werden, wo jeine Aufftchung bekannt gegeben wird, was bei uns notoriſch ſchon vor der 
Wahlmännerwahl der Fall it. Die beite Iuftitution ift nicht vor Mißbrauch ficher und dieſen, nicht die 
Inſtitution ſelbſt, befämpfe man. Wird Jemand die militärische Disziplin bejeitigen wollen, weil fie auch 
die brutalen Soldatenmißhandlungen begünftigt? Der Gefetgeber, der wegen der Möglichkeit des Miß— 
brauchs die Einführwrg einer norhwendigen Neform unterläft, müßte ich; den Vorwurf gefallen Iafien, daß 
er jeinen Beruf verichlt habe. 

Es erübrigt uns noch, der zwei Hauptjächlichiten Einwürfe gegen unjeren Vorſchlag zu gedenken, weiche 
ſich dahin richten, daß 
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1) der Zeitpunkt für die Venderung der Verfaſſung angefichts „der jozialen Bewegung und Aufregung“ 
fein geeigneter jei, und 

2) die Verfaffung nicht blos in dem einen Punkte geändert werben könne, die Realifirung der Forde— 
rung nach Einführung des direkten Wahlſyſtems vielmehr eine allgemeine Verfaſſungsreviſion in 
der Richtung erheijchen würde, daß insbefondere eine Erweiterung der Rechte der erjten Kammer 
vorgenommen werden müfle. 

Der erjte Einwand ift nicht recht verjtändlic), jedenfalls aber ein unbegründeter. 


Daß diejenigen Faktoren, welche die Verfaffungsänderung zu beſchließen haben, durch die vorhandene 
joziale Aufregung in der ruhigen und fachlichen Behandlung der Angelegenheit und in deren geſetzlichen 
Regelung irgendwie beeinflußt werden könnten, wird im Ernite Niemand behaupten wollen. 

Aber auch der Nachweis dafür, daß die beantragte Verfaſſungsänderung eine ſchädliche Wirkung auf 
die Entwidelung unferer jozialen Verhältnifje ausüben werde, it nie und nimmer zu erbringen, im Gegen: 
theil, gerade der heutigen Zeit ift die Aufgabe ald eine bejonders dringliche an's Herz zu legen, durd) eine 
volf3thümlichere, auf dem Grundfag der Gleichberechtigung Aller ruhende, in den joliden Bahnen eines ver- 
nünftigen Fortſchritts vorwärtsjchreitende Politit wenigſtens einige Quellen der fozialen Uuzufriedenheit und 
der damit verbundenen fozialen und kulturellen Gefahren zu verjtopfen und auf dieje Weije eine für bie 
friedliche Weiterbildung unjerer Zuftände heiljame fozialpolitiiche Wirkſamkeit zu entfalten, 

Die Verfaffung des Jahres 1892 muß eine andere fein, als die vom Jahre 1818, weil fich bie 
Menſchen und Zuftände in jehr weientlihen Punkten geändert haben, denn nur diejenige Verfafjung iſt 
eine vernünftige und gejunde, welche dem in einem Lande herrfchenden realen Verhältmiffen entjpricht, und 
nicht8 ift verlehrter und gefährlicher ala der Wahn, der Anipruch der zur Erkenntniß ihrer thatjächlichen 
Bedeutung und Macht gelangten großen Volksmaſſen auf politische Gleichberechtigung und Befeitigung der 
mit diejer in Widerfpruch ftehenden Privilegien Laffe fich mit Erfolg und auf die Dauer unterbrüden, wenn 
man ihn in der Gejehgebung nicht anerfenne. 


Wer wollte leugnen, daß es, inöbefondere in einer Zeit wie der unjrigen, in welcher der ölonomijch, 
Unterſchied zwifchen Reich und Arm jchärfer als je in das Bewußtſein der Mafjen getreten und zum 
Ausgangspunft einer tiefgreifenden und aufregenden Agitation gemacht worden ift, als vorzüglichite Auf: 
gabe einer weit blidenden, auch jozialen Gefichtöpunften Rechnung tragenden Politik zu gelten habe, daß 
nicht auch noch eine politifche Ungleichheit und zwar durch die ftaatliche Geſetzgebung und mit der aus- 
gejprochenen Tendenz, dem „Beſitz“ auch eine bejondere politifche Privilegifirung zu Theil werden zu Lafjen 
abfichtlih und künftlich geichaffen und auf diefe Weife an der Erweiterung und Bertiefung der ohnedies 
ſchon gefährlichen Kluft zwijchen Befigenden und Nichtbefigenden gearbeitet und zur Vergrößerung der Ge- 
fahr revolutionärer gewaltjamer Ausjchreitungen mitgeholfen werden. In Wahrheit liegt die Sadıe jo, daß 
an Stelle des Willens der großen Maſſe des Volkes der einer Minderheit entjcheiden jol, von welcher man 
vorausfegt und erwartet, daß ſie das „Lonjervative Element des Beſitzes“ repräfentire; auf deſſen 
politiiche Bevorzugung ift es in der That abgejehen und hierin liegt vornehmlich die joziale Gejahr des 
Syſtems. 

Wer an der Beſeitigung dieſer mitarbeitet, wirft jozial verſöhnend, und wer glaubt, durch eine 
volt3thümliche Aenderung der Verfaſſung werde einer revolutionären Volföbewegung eine Konzeffion gemacht, 
befindet jich im demjelben Irrthum wie Derjenige, der meint, er leijte der ungeitümen Fluth eines reikenden 
Wildbaches Vorſchub, wenn er jür ihn, jtatt ihn zu ignoriren, ein geordneted Wett heritelle. 


Es ift eine alte Lehre der Gejchichte, daß man nur die Volksmaſſen zu fürchten hat, denen man 
zweifelloje Rechte vorenthält, aber nicht die, welche man in die ihnen zulommenden Rechte einweiijt 


Der oben unter Ziffer 2 bervorgehobene Einwand ift zwar far, aber unjtichhaltia. 
Daß partielle Verfafjungsänderungen vorgenommen werden können, lehrt uns ichon die zeitgendf- 
ſiſche Geſchichte. 
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Unter der ausbrüdlichen Gutheißung der Gegner unjerer Anträge hat der deutjche Reichstag die drei- 
jährige in eine fünfjährige Legislaturperiode umgewandelt, und zwar ohne dieje Verfaffungsänderung von 
der Diätenbewilligung für die Reichstagsabgeordneten abhängig zu machen. 

Der dem erwähnten Einwand zu Grunde liegende, unjerer Meinung nach unzutreffende und mit den 
Grundprinzipien des Liberalismus im Widerſpruch jtehende Gedanke iſt in dem Bericht der Petitions-Kom— 
mifjion der zweiten Sammer über die Petition des Worjtandes des demofratifchen Vereins zu Mann- 
heim zc., die Einführung des direkten Wahlrechts für die Landtagswahlen betreffend vom Jahre 1890, 
eritattet vom Abgeordneten Strübe, in folgenden Worten zum Ausdrud gelangt: 

„In der Volksvertretung muß eine gewijje Stetigfeit der politifchen Entwidelung unjeres Baterlandes 
und in der Behandlung jeiner Angelegenheiten gejichert fein, und dazu jind Yeute im der Volks— 
vertretung nöthig, die durch Bildung oder Beſitz eine Garantie dafür geben, daß nicht über: 
jtürzende Bejchlüjje hier gefaßt werden, 

Dies ijt umſomehr zu wünjchen, als die größeren, allgemein politifchen und jozialpolitifchen Fragen 
an das MNeich übergegangen find und hier ganz wejentlich über wirthichaftliche Interefien Beſchlüſſe gefaht 
werden, die Kammer alſo wejentlicy eine Interejjenvertretung iſt. ine Garantie der Stetigleit — (mas 
wird hierunter verjtanden ?) — muß geboten jein, und man hat jie bei den verjchiedenen Verfafjungen auf 
verjchiedenen Wegen zu finden gejucht." 

Man hält zugeitandenermahen eine Erweiterung der derzeitigen verfaflungsmähigen Nechte der erjten 
Kammer für nöthig, um eine „Kautel“ gegenüber einer aus direlten Wahlen hervorgegangenen zweiten 
Kammer zu jchaffen, indem man von der durchaus unbegründeten Anſchauung ausgeht, eine ſolche zweite 
Stammer werde an dem Defekt hinreichender Zuverläfjigfeit und Solidität leiden umd die „Stetigkeit der 
politiichen Entwidelung* durch „überjtürzte Beſchlüſſe“ gefährden, weshalb die zur Paralyjirung der da- 
durch erwachjenden Gefahren berufene erjte Kammer, welche ſchon vermöge ihres konjervativen Charat- 
ter3 bejonnene Ruhe, ſachliche Gründlichkeit und überlegtes Maßhalten erwarten lajje, mit vergrößerten 
Machtbefugnifien ausgerüftet werden müjje. 

Wir vermögen nicht zu ergründen, warum die bireft gewählte Kammer weniger befähigt jein follter 
eine für das Land gedeihliche Wirkſamkeit zu entfalten, als die auf indireftem Wege zu Stande gebrachte 
und womit das jener in optima forma ausgejtellte Mißtrauensvotum gerechtfertigt werden könnte. 

Es ift auch der Beweis noch nie verjucht, gefchweige denn erbracht worden, daß jih das Volt bei 
direfter Wahl in der Perſon jeiner Abgeordneten vergreiten und Männer mit feinem Vertrauen beehren 
werde, denen die für die richtige Wahrung der Allgemeininterefjen -—- um dieſe, nicht um die Vertretung 
einzelner Separatinterefjen handelt es fich — nöthige intellektuelle Fähigkeit oder jittliche Kraft abgehe, und 
daß deshalb dajjelbe Volt, welchem bei den Neichstagswahlen die Mündigkeit zuerkannt wird, für die Land- 
tagswahlen einem umjelbtjtändigen Minderjährigen gleich, in der Ausübung des vorzüglichiten politischen 
Rechts, des Mahlrechts, der Vertretung durch einen Vormund bedürfe, in deſſen Perjon man ohne allen 
Grund das Vorhandenjein gerade derjenigen Eigenjchaften für jelbitverjtändlich hält, welche dem Bertretenen 
abgehen jollen. 

Was man gerne „Garantie der Stetigfeit der politijchen Entwicdelung“ nennt, iſt bei Licht bejehen 
eine prinzipielle Negation des Grundprinzips der Nepräjentativverfajlung. 

Der wejentliche, jcharf zu betonende Unterjchied zwiichen unjerem Standpunfte und demjenigen der 
Majorität der Kommiſſion befteht hiernady im Folgendem: Wir find der Ueberzeugung, daß die indirekten 
Wahlen eine ungerechte und ungefunde, die direkten dagegen eine gerechtere und gejundere Inſtitution find 
und jchon aus diefem einfachen inneren Grumde die Befeitigung der erjteren und die Einführung der legteren 
anzuftreben it. Während nun aber die Majorität der Kommiſſion ſich tür die direften Wahlen nur ent- 
ſcheiden will, wenn gewijje Bedingungen, jogenannte „Kautelen“ oder Schugmahregeln, darunter insbejondere 
eine Ausdehnung der Rechte der erjten Kammer, verfaſſungsmäßig fejtgejtellt werden, ijt die Minorität der 
Anficht, dab ein als untauglich erflärtes Wahlſyſtem in jedem alle und unbedingt befeitigt und durch 
das ald tauglicher erkannte erfegt und bamit der nothwendige Fortſchritt zum Beſſern gemacht werden 
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müſſe, ohne daß diefer mit Opfern an biöher bejtehenden Volksrechten und augenfcheinlichen Rückſchritten 
in anderer Beziehung erfauft und die endliche Abjtellung ſeitheriger begründeter Voltsbeichwerden mit 
der künftlichen Schöpfung meuer Bejchwerdepuntte verbunden werden dürfe. Man will, wie e8 fcheint, bei 
der vorliegenden Frage diejelbe Politit einschlagen, welche man vor zwei Jahren bei der Abänderung der 
Gemeindeordnung befolgte, indem man durch Konjtitwirung der Eimvohnergemeinde einen zeitgemähen Schritt 
nach vorwärts, aber durch die reaktionäre Entziehung des Rechts der direkten Wahl der Gemeinderäthe und 
de Bürgermeijterd, jowie durch die Art und Weije, wie man die zur Wahl des Bürgerausfchujjes Be— 
rechtigten in Klaſſen eintheilte, mehrere Schritte rückwärts machte umd dadurch tiefgehende Unzufriedenheit 
und Verbitterung in den Gemeinden hervorrief. Nirgends Hat die immer mächtiger nach direkten Wahlen 
rufende Volksjtimme, welcher nachgeben zu wollen die Majorität der Kommiſſion erflärt, ein Verlangen in 
der Richtung geftellt, daß die Gelegenheit, eine voltsthümliche Nenderung des Wahlfyitems vorzunehmen, 
dazu benüßt werden jolle, die Nechte des Vohkes zu jhmälern, indem man die der eigentlichen 
Volksvertretung bejchneidet. Es iſt auch unzweifelhaft, da, wenn es gelingen follte, die Verfafjung in 
dbiejer Richtung rüdwärts zu revidiren, an die Stelle der jeitherigen Agitation für Einführung des 
direften Wahlrechts eine nicht minder emergiiche Bewegung für Wiedergewinnung unnöthiger Weile auf: 
gegebener Volksrechte treten würde. 


Auch wir hätten gegen die Gejammtrevifion der Verfafjung durchaus nicht? einzinvenden, wenn 
jie den modernen Unjchauungen entjprechend in dem Geifte eines zeitgemäßen Fortſchritts und nicht in 
dem eined unzeitgemäßen Rückſchritts vorgenommen werden wollte Wir glauben eben, daß unjer Volt 
dad Mißtrauen nicht verdient, welches man ihm entgegenbringt, wenn man jeiner auß direkten 
Wahlen hervorgegangenen Vertretung weniger Einficht, Gewifjenhaftigkeit und Patriotismus zutraut, als der 
auf indireftem Wege geichaffenen. 


Ueber die von der Mehrheit vorgejchlagene Einführung der vollitändigen Erneuerung der Kammer an 
Stelle der jet beitehenden hälftigen Erneuerung ift die Minderheit getheilter Anficht. Der Berichterjtatter 
und dejjen politifche Freunde jowie das jozialdemokratijche Mitglied der Kommifjion ftehen dieſem Vor: 
ichlage jympathifch gegenüber, während die anderen Mitglieder ſich ablehnend verhalten. 


An Stelle der bei den Wahlen zum deutjchen Reichstage erforderlichen abjoluten Mehrheit will ſodann 
die Mehrheit der Kommifjion die velative gejet willen. Die Minderheit ift der Anjicht, da gegen eine 
jolche Aenderung erhebliche Gründe ſprechen. E3 ift ein entjchiedener Vorzug des Syſtems der abfoluten 
Mehrheit, daß bei der erjten Wahl jede in Betracht fommende Partei mit einem eigenen Bewerber auftreten 
fann, und daß aus der Zahl der den einzelnen Kandidaten zugejallenen Stimmen ſich ein genaues Bild 
der unter der Wählerjchaft vorhandenen politischen Anſchauungen ergibt. Bei der Stichwahl treten dann 
die mehr untergeordneten trennenden Punkte zurüd, die Parteien gruppiren ſich nad) großen, allgemeinen 
Geſichtspunkten, insbefondere nad) ihrer Stellung zu den aktuellen Tagesfragen, und aus der Urne geht 
der Bewerber hervor, der zwar nicht in jeder Einzelheit, aber doch im dem wichtigjten und brennendſten 
Fragen den Anſchauungen und Stimmungen der Mehrheit der Wählerjchaft entipricht. 


Under beim Syftem der relativen Mehrheit. Bier muß eine Minderheitspartei entweder auf ein 
jelbftftändiges Vorgehen verzichten, oder fie läuft Gefahr, den Bewerber einer ihr jelbjt diametral ent- 
gegenftehenden Partei unter Umftänden mit wenigen Stimmen über einen ihr weit näher ftehenden Politiker 
jiegen zu ſehen. Im erfteren alle ergeben die Wahlen fein Bild von der politiichen Stimmung ber 
Wählerſchaft, im letzteren vertritt der Abgeordnete vielleicht nur eine verhältnigmähig Heine Minderheit. Im 
beiden Fällen hat die kleinſte der drei Parteien auch nicht die geringjte Gelegenheit gehabt, ihre politischen 
Anfhauungen zur gebührenden Geltung zu bringen. Daß dieje Uebelſtände in verftärttem Make hervor- 
treten, wo mehr als drei Parteien vorhanden find, Liegt auf der Hand. 

Gegen das Syitem der abjoluten Mehrheit und der damit verbundenen Stichwahlen wird nun geltend 
gemacht, e3 gebe Anlaß zu „umfittlichen" Wahlbündnifjen. Wenn num auch nicht zu leugnen it, daß ba 
und dort Wahlbündnifje abgejchloffen worden find, welche man mit Recht als „umfittlich” bezeichnen kann, 
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jo wirb ambererjeitd Niemand behaupten wollen, bat jedes Zujammengehen bei Stichwahlen ein „unfitt- 
liches" ift; es laſſen fich im Gegentheil ohne Mühe Fälle benfen, in denen ein folche® Zuſammengehen 
geradezu zur fittlichen Pflicht wird. E3 wird z. B. dieſe Pflicht am zwei auf dem Boben bürgerlicher 
Freiheit jtehende Parteien immer dann herantreten, wenn dieſe Freiheit von einer dritten Partei bedroht 
wird. Andererſeits lehrt uns die Gejchichte, dat Wahlbündniffe, welche man mit Recht als „umfittliche“ 
bezeichnen kann, auch jchon vor der Hauptwahl, nicht erit zwifchen Hauptwahl und Stihmwahl, abgefchloffen 
worden find. 

Die beiden vorliegenden Anträge haben das nämliche Ziel im Auge Während aber der Initiativ- 
antrag deö Abgeordneten Birlenmayer und Genofjen einen förmlichen Gejegentwurf im jich ſchließt, bejchräntt 
ſich der Antrag Mufer und Genoſſen darauf, die Großherzogliche Regierung um die Vorlage einer die be- 
Iprochene Materie regelnden Gejegesvorlage zu erfuchen. 

Die Minorität der Kommiffion beantragt: 

Es wolle die Kammer: 
1) dem Antrag des Abgeordneten Birtenmayer und Genofjen, unb im 
Falle dejjen Ablehnung 
2) dem Antrag des Abgeordneten Mujer und Genojjen zujtimmen. 
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Beilage zum Protokoll der 75. Sigung der zweiten Kammer vom 13. Mai 1892, 


Beridt 


ber 
Kommiffion der zweiten Kammer 


zur Berathung des Initiativantrags der Abgeordneten Muſer und 

Genofjen, betreffend das Beamtengeſetz, die Gehaltsordnung und ben 

GehaltsTarif, jowie der Petitionen, welche ſich auf dieſe Geſetze 
beziehen. 


Erftattet von dem Abgeorbneten Wilckens. 


In der 3. öffentlihen Sigung der zweiten Kammer vom 20. November 1891 wurde von ben Ybgeorb, 
neten Muſer und Genoffen nachjtehender Imitiativantrag übergeben: 

„Die Kammer möge befchließen: 

Grofherzugliche Regierung wolle da8 Beamtengeſetz nebſt Gehaltsordnung und Gehaltstarif vom 
24. Juli 1888 ſammt den zum Bollzuge derfelben erlafjenen Beftimmungen einer Revifion, indbefondere in 
den folgenden Punkten, unterziehen und bem gegenwärtigen Landtage einen entiprechenden Geſetzentwurf 
vorlegen: 


I. Zum Beamtengefek. 
a. Menderung des $ 3 dahin, daß fämmtliche Stellen der Abtheilungen A biß- einfchließlich F bes 
Gehaltstarif3 dur) Landesherrliche Entſchließung übertragen werben. 
b. Abänderung des $ 98 dahin, dab durch Geſetz diejenigen Kategorien von Unterbeamten bezeichnet 
werben, gegen welche ald Ordnungsftrafe Arreſt verhängt werben darf. 

Dabei wäre davon auszugehen, daß die Verhängung von Arreftitrafen nicht über den Kreis 
derjenigen Unterbeamten hinaus ausgedehnt werben darf, welche einer der militärischen ähnlichen 
Unterordnung und Disziplin unterworfen find. Auch foll die Verhängung von Arreftitrafen nur 
den Minifterien, jowie den Kollegialmittelitellen zuftehen.*) 








*) Dazu fam jpäter nod 
o. Strich des folgenden Sapes in $ 12: 
„In den unter Ziffer 3 bezeichneten Fällen darf die Genehmigung nur eriheilt werben, jofern nicht 
die Stelle unmittelbar oder mittelbar mit einem Getwinn ober einer Belohnung verbunden iſt.“ 
18* 
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II. Zur Gehaltsordnung. 

a. Aenderung des $ 6 Abſatz 3 in dem Sinne, daß, joweit im Gehaltstarif jür Beamte der gleichen 
Benennung verjchiedene Gehaltsklafjen vorgejehen jind, für die Einreihung der Beamten in biefe 
Klafjen nicht die Art der Vorbildung, jondern die dienſtliche Brauchbarkeit und das Dienftalter 
maßgebend find. - 

b. Stri von Abjag 5 des $ 9 bejagend: 

„Im Falle einer Verjegung wird für die Verwilligung der Zulage in der neuen Amtsſtelle Die 
Zeit, welche der Beamte ſeit der legten Gehalts» oder Zulageverwilligung auf der jeitherigen Amts— 
ftelle zugebracht hat, fall3 er den für diefe Stelle maßgebenden feiten oder höchſten Gehalt bezog, 
zur Hälfte umd, falls dies nicht der Fall war, mit der ganzen Dauer eingerechnet.“ 

Im Zufammenhang hiermit Strich der gleichen Beitimmung in $ 20, 

c. Aenderung des $ 20 in dem Sinne, daß der Gehalt derjenigen Beamten, welche beim Inkrafttreten 
der Gehalt3ordnung noch nicht im Bezug des tarifmähigen Anfangsgehaltes waren, auf den leßteren 
unter Aufrechterhaltung des Anſpruchs auf die tarifmähige Anfangszulage, erhöht wird. 

Die Frift für diefe Zulage wird jo berechnet, wie wenn die jeit der eriten Anstellung bezw. feit 
der legten ordentlichen Zulagebewilligung verflofiene Zeit unter der Herrichaft der Gehaltsorbnnung 
zugebracht worden wäre; die inzwijchen erfolgte Aufrundung des Gehalt? auf den tarifmähigen 
Anfangsgehalt bleibt außer Betracht bei Berechnung der Zulagefrift.*) 


Il. Zum Gehaltstarif. 

Aenderung in der Richtung : 

a. Daß die Bezüge der mittleren und unteren Beamten-Abtheilungen — E bi8 mit K des Gehaltstarifs — 
mindeftens im gleichen Umfange eine Aufbeſſerung erfahren, wie fie den Beamten der Abtheilungen 
A bis mit D durch den Gehaltstarif vom 24. Juli 1888 zu Theil geworden ift. 

b. Daß die Zulagefriften für alle Beamtenkategorien in gleicher Weije beftimmt werden. 

c. Daß die Zulagebeträge jo bemejien werden, daß der Höchitgehalt bei allen Beamtenklajjen inner 
halb des gleichen Zeitraums erreicht werden kann. 

d. Befeitigung der Alterzulagen und dementiprechende Erhöhung des Höchitbetrages der Gehalte. 

e. Entjprehend dem Antrag unter Buchjtabe a zur Gehaltsordnung Strich der Bemerkungen im 
Gehaltstarif Abtheilungen G zu O8. 6 und H zu O.Z. 1, 3, 4, 8 und 9, nach welchen mur 
jolche Beamte in dieje Kategorie gelangen können, welche eine Prüfung abgelegt haben." **) 

In der gleichen Kammerfigung wurde von den Abgeordneten Fiefer und Genofjen die‘ Anfrage an 
die Großherzogliche Regierung gerichtet, „ob diefelbe gejonnen jei, dem jegigen Landtage eine Geſetzesvorlage 
über Aenderung de3 Beamtengejeges vorzulegen, welche eine Bejeitigung der beim Vollzuge des genannten 
Geſetzes hervorgetretenen Mißſtände herbeizuführen bejtimmt jei". 


Mit Schreiben des Herrn Präfidenten des Großherzoglichen Staatsminifteriums vom 27. November 1891 
erflärte fich die Großherzogliche Negierung bereit, die Anfrage der Abgeordneten Fieſer und Genofjen im 
Anſchluß an die bevorftehende Verhandlung über die den gleichen Gegenjtand berührenden Anträge der 
Abgeordneten Mufer und Genofjen zu beantworten. 


In der 13. öffentlichen Sitzung der zweiten Kammer vom 18. Januar 1892 wurde Seitens der Abge- 
ordnneten Mufer und Genoſſen eine ausführliche Begründung der von ihmen eingereichten Anträge zum Be: 
amtengefeß, zur Gehaltsorbnung und zum Gehalts-Tarif nebſt drei weiteren Anträgen übergeben. 


) Dazu fam fpäter noch 
d. Abänderung bes $ 23, Abjah 2 der Gehaltsordnung dahin, „daß die an Stelle der früheren Remuneration 
getretene Dienftzulage zum Gehalt geihlagen, alfo ſpäter nicht wieder abgezogen werde", 
) Dazu fam ſpäter noch ein weiterer Antrag (£.), wegen deſſen Seite 83 der Muferihen Begründung verglichen 
werben wolle. 
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Am 19. Januar 1892- wurde zur Behandlung der auf das Beamtengefeg und die Gchaltsordnung 
nebjt Gehalts-Tarif eingelommenen Anträge eine bejondere „Kommilfion gebildet. Derjelben wurden auch 
die zahlreichen, auf den gleichen Gegenftand bezüglichen Petitionen zugewiejen, die während des gegen- 
wärtigen Landtags eingelaufen find. 

In der nämlichen Kammerfigung, in welcher der Abgeordnete Mufer die Begründung der von ihm 
und jeinen PBarteifreunden gejtellten Anträge überreichte, wurde Seitens der Grofherzoglichen Regierung ein 
Geſetzentwurf, den Wohnungsgeld-Tarif betreffend, eingebracht, bei deſſen Uebergabe der Großherzogliche 
Herr Finanzminiſter erklärte, daß dieje Vorlage in einem gewiffen Zufammenhange mit den Wünſchen ftehe, 
die jic) auf die am 1. Januar 1890 in Wirkſamleit getretene Beamtengefepgebung bezögen, und daß es 
jehr nahe Liege, wenn fich die Großherzogliche Negierung bei fraglichem Anlaß über ihre grundſätzliche 
Stellung zu diefen Wünfchen ausipreche. Er fei ermächtigt, den Standpunkt der Großherzoglichen Regierung 
in diefer Beziehung, wie folgt, darzulegen: 

„Das Beamtengefeg vom 24. Juli 1888 hatte die Aufgabe, die Rechtsverhält— 
nijje der Beamten, nämlich der früheren Staatsdiener und der früheren Angejtellten, 
in einheitliher Weife, im Wefentlichen nad) dem Vorbild des Neichsbeamtengejeges, zu 
ordnen. Durch die Löfung diejer Aufgabe find die Bejtrebungen der unteren und mittleren Ber 
amten, die zu diefer Neform den Anſtoß gegeben hatten, vollauf befriedigt worden, und zwar in 
wichtigen Beziehungen erheblic, über da3 Maß binaus, das bei genauem Anjchlu an die Vor- 
ſchriften des Neich3beamtengejeges einzuhalten geweſen wäre. 


Eine Aufbejjerung der Befoldungen und Gehalte herbeizuführen, lag an ſich 
nicht im Zwed jener Gefesgebung. Eine ſolche iſt deshalb, abgefehen von einigen wenigen 
Fällen, mur inſoweit erfolgt, ald es geboten erjchien, um für die Bemeffung der Ruhegehalte und 
für die Hinterbliebenenverforgung eine einheitliche Grundlage zu gewinnen, außerdem um das 
neue Syitem des fejtbeitimmten Vorrüdens im Gehalt durchzuführen. Hätte die Großherzogliche 
Negierung über die Löfung diefer nächjtliegenden Aufgabe hinaus eine Aufbefferung des Dienit- 
eintommens der Beamten vorgejchlagen, jo würde wegen der damit verfnüpften wefentlich höheren 
Belajtung des Staatshaushaltes bei der damaligen Haltung der Landesvertretung die ganze - 
Vorlage nach aller Wahrjcheinlichkeit abgelehnt worden fein. 


Das gejammte in Rede ſtehende Geſetzgebungswerk ift nur mühſam nad) Ueberwindung fujt 
zahllofer Schwierigkeiten zu Stande gebracht worden und jetzt erft Eurze Zeit in Wirkſamkeit. 
Ueber Mifftände, weiche bei dem Vollzug bervorgetreten fein follen, find jchon am vorigen Land— 
tag sehr eingehende Verhandlungen gepflogen und die bezüglichen Befchwerden damals im 
Wefentlihen im Einvernehmen mit der Kammer erledigt worden. 

Die Großherzogliche Negierung ſteht aber nicht an, auszufprechen, daß eine Aufbejie 
rung des Dienjteintommens der Beamten im Hinblick auf die heutigen Anforderung en 
an das Leben und auf die Ordnung, die diefen Verhältnifjen in andern deutſchen Staaten 
zu Theil geworden ift oder noch bevorjteht, ſich wohl begründen läßt. Sie ift deshalb ge— 
ſonnen, nad) dem Vorgang anderer Staaten die Neuordnung der Beamtengehalte in die Hand 
zu nehmen und eine-darauf jich befchränfende Gejegesvorlage vorzubereiten. Eine joldye Vor— 
lage würde aber jchon wegen de3 Umfangs und der Schwierigkeit dieſer Gefegesarbeit jedenfalls 
dem gegemwärtigen Landtag nicht mehr gemacht werden können. Um aber in den Bezügen der 
unteren Beamten eine Berbefjerung jchon jest herbeizuführen, hat die Großherzogliche Regierung 
die Gejegesvorlage, betreffend den Wohnungsgeldtarif, bearbeitet und vorgelegt." 

Es hat jodann der Grofherzogliche Herr Finanzminijter anläßlich der Berathung des fraglichen 
Geſetzentwurfs in der 55. öffentlichen Sigung der zweiten Hammer vom 30. März d. I. ausgeführt, es jei 
dieſe Vorlage nur der Vorläufer einer größeren Gejegesvorlage, die im nächiten Landtage fommen folle, 
Die Großherzogliche Regierung gehe davon aus, daß unſere Yeamtengejeggebung, wie fie 1890 in's Leben 
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gefreten, nur eine erſte Etappe bilde. Dieje Gefeggebung Habe weder die Abficht, noch den Zwed gehabt, 
die Gehalte der Beamten zu verbeſſern. Vielmehr habe es fich damals nur darum gehandelt, ein einheit- 
liches Beamtenrecht herzuftellen, was eine Aufgabe von jolher Schwierigkeit geweſen fei, daß es die Regie» 
rung mit Genugthuung erfüllt habe, ald es ihr gelungen jei, auch nur dieſe erfte Etappe zu erreichen. 
Freilih habe im Jahre 1888 auch die Gehaltsfrage nicht ganz außer Betracht bleiben können, indem vor 
Allem einheitliche Normen für die Penſions- und Reliktenverjorgung aller Beamten hätten gefunden werben 
müffen. Diefe Einheitlichfeit habe fich aber nur in der Weiſe durchführen laſſen, daß eine Verbeſſerung der 
betreffenden Säge für die unteren Beamten, dagegen eine Verjchlechterung jener Säge für die oberen Be— 
amten in's Werk gejeht worden ſei, und im Zuſammenhang damit habe wieder eine Ausgleichung durch 
Steigerung der Attivitätöbezüge der höheren Beamten erfolgen müſſen. Die Gehaltzfrage habe aber weiter 
auch deßhalb nicht vollftändig außer Betracht bleiben können, weil man mit der neuen Beamtengefeggebung 
das Syſtem der Durchichnittsfäge verlaffen habe und zu dem Syitem des feft beftimmten periodifchen Bor- 
rüdend im Gehalt übergegangen fei, ſowie weil da3 Remunerationsweſen in Wegfall habe kommen follen. 
Endlich habe man die Gehaltsfrage aus dem Grunde nicht ganz unberührt laſſen können, weil bei einer 
Reihe von Beamten eine Gehaltsfeſtſetzung nothwendig gewejen ſei, die früher ihr Eintommen in Gebühren- 
form bezogen hätten. Die Regierung babe aber damals, als das Geſetz von ihr vorgelegt worden, nicht 
verfannt, daß die Frage der Gchaltserhöhung demnächit werde in Angriff genommen werden müſſen. Sie 
habe niemals überfehen, daß es Angeſichts der Vertheuerung aller Lebensverhältmiffe jowie im Hinblid auf 
die Vorgänge in anderen Staaten nicht zu vermeiden fei, auch diefer Frage zu entjprechender Zeit näher zu 
treten. Die Großherzogliche Regierung habe es aber damals, als fie die erjte Frage in Angriff genommen, 
nicht für angezeigt erachten können, mit derjelben dieſe zweite, nicht minder fchwierige Frage zu kombiniren. 
Sei doc; darüber kaum ein Zweifel möglich gewefen, daf, wenn beide Fragen gleichzeitig behandelt worben 
wären, Die eine der anderen im Wege gejtanden hätte, worauf man um jo mehr habe gefaßt jein müffen, 
ala die Aufnahme, welche der Vorſchlag der Grofherzoglichen Regierung, die Beamtengefeggebung zu refor- 
miren, bei dem damaligen Landtage gefunden, wenn auch nicht gerade eine kühle, aber doch eine recht vor« 
ſichtige geweſen fei. Es habe damals nicht an Stimmen gefehlt, welche bezweifelt hätten, ob man fich auf jo weit 
greifende Aenderungen, wie fie die Negierung vorgejchlagen, einlafien könne, und es jei bei jener Gelegenheit in der 
zweiten Kammer eine nicht unanjehnliche Minderheit vorhanden gewejen, welche den Antrag geftellt habe, 
gar nicht auf bie Berathung der Gejegesvorlage einzugehen, fondern die Regierung zu erjuchen, zu einer 
fpäteren, pajjenderen Zeit eine neue Vorlage zu bringen, welche die Finanzen des Landes nicht in dem 
Maße, wie die gemachte, in Anfprucd nehme. Es habe des entjchiedenen Eintretend des Finanzminifters 
beburft, um dieſen Antrag zurüdzumweiien. Aber auc die Mehrheit des Haufe habe der Vorlage gegen: 
über eine recht vorfichtige Haltung eingenommen und der Regierung die bündigften Fragen zur Beantwor- 
tung vorgelegt, um davon das Schidjal jenes Geſetzes abhängig zu machen. Sie babe die Grofherzogliche 
Negierung gefragt, ob die finanzielle Wirkung des Geſetzes nicht in abjehbarer Zeit eine Erhöhung unjerer 
Steuern herbeiführen werde und ob, abgejehen von einer ſolchen Erhöhung, nicht etwa zu bejorgen jei, daß 
andere wichtige Qandesinterejien in Gefahr kämen, auf die Seite gejtellt zu werden. Nur bei entichiedener 
Verneinung bdiefer Fragen durch die Negierung jet die Vorlage damals durchzubringen geweien. Der 
Finanzminiſter habe mit „Nein“ geantwortet und glaube Recht behalten zu haben. 

Diefe Darjtellung des Herr Finanzminiſters jcheint uns die Deutung zuzulafjen, daß die Sroßherzog- 
liche Regierung jchon im Jahre 1888 der Wieinung war, ed erjcheine eigentlid) eine ausgiebigere Erhöhung 
der Beamtengehalte, al3 fie ſolche jelber in Antrag brachte, angemejien, daß fie aber im Hinblid auf die 
in den Streifen der damaligen Landſtände obwaltenden Anfichten von einer weiteren Verfolgung dieſes Ge— 
danfend Umgang nahm. Sollte in Negierungstreifen in der That eine derartige Anſchauung beitanden 
haben, jo ift jedenfalls ſoviel ſicher, daß darüber jeiner Zeit keine Mittheilungen erfolgt find, und daß der 
ganze Verlauf der Sache den Glauben erweckte, mit der Annahme der Vorjchläge der Grofherzoglichen Regierung 
jei bie Neform, um die e8 ſich handelte, auf abjehbare Zeit abgeſchloſſen. Die Volkövertretung mußte um jo 
mehr zu dieſer Meinung kommen, ald die Großherzogliche Regierung verjchiedenen, aus dem Schoofe der Be: 
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amtengejeg-Kommifjion der zweiten Kammer gegebenen Anregungen gegemüber, welche fich in der Nichtung 
einer Erhöhung der Altivitätsbezüge einzelner Beamtenkategorien bewegten, unter Berufung auf den finan- 
ziellen Effekt Wideritand entgegenjegte. Der Großherzogliche Herr Finanzminister hat auch noch in der 
34. öffentlichen Sigung der zweiten Sammer vom 29. März 1890 erklärt, zu einer irgend erheblichen Er- 
böhung der Gehälter jeien die Mittel nicht ausreichend. Wenn auc) jett vielleicht Mittel zur Aufbeſſerung 
der Bezüge der mittleren und unteren Beamtenklaſſen vorhanden feien, jo vermöge doch die Regierung keine 
Verantwortlichkeit dafür zu übernehmen, daß folche Mittel auch für die Zukunft ohne Störung des Stants- 
haushalts aufgebracht werden könnten, Auch hat der Herr Finanzminister in einem fpäteren Theil feiner 
desfalljigen Rede bemerkt, ev hoffe, daß der Abgeordnete Mufer für den von ihm im Ausſicht geftellten 
Antrag auf Abänderung des Gehaltd-Tarifd keine Unterſtützung finden werde; denn wenn aud) 
einzelne Mängel bei einem jo umfajjenden und jchwierigen Geſetze wirklich vorhanden jeien, jo 
würden jie doch durch den Vollzug thunlichft ausgeglichen. Gine Menderung des Gefeges fei aber un» 
möglich, wie der Abgeordnete Mufer bei einem etwaigen Verſuche bald einfehen werde. Ob zur Anfs 
befierung der Aktivitätsbezüge der Beamten ausreichende Mittel vorhanden feien, werde die Regierung 
im geeigneten Zeitpunfte prüfen; vorläufig ſei zu einem ſolchen Worgehen fein Bebürfnik vor 
handen, wie eine Vergleichung der Lage der Beamten mit den verjchiedenen Erwerbszweigen darthun. 
Hiernacd macht ımd die Sache den Eindrud, daß die Grofherzogliche Negierung bei Vorlage des Beamten- 
gefeßes und der Gehaltsordnung eben von der Anſchauung geleitet wurde, es fei zu einer erheblicheren Auf- 
beſſerung der Aktivitätögehalte weder ein ausreichendes Bedürfniß, noch genügend Geld vorhanden, und daß 
fie deshalb mit ihren diesbezüglichen Vorjchlägen nicht weiter ging. Die Kammer, welcher natürlich, keinerlei 
Vonvurf daraus erwachien kann, daß fie ich um die finanziellen Folgen der geplanten Reform recht ein- 
gehend befümmerte, die im Gegentheil ihre Pflicht verlegt hätte, wenn fie dies nicht gethan haben würde, 
war aber in diejer wichtigen Sache vor Allem auf die Vorjchläge der Regierung angewiejen, über welche 
jie ohne zwingende Gründe im Wejentlichen nicht hinausgehen zu jollen glaubte. Jedenfalls kann aber nicht 
ex post behauptet werden, daß, wenn die Srofherzogliche Negierung Hinfichtlich der Altivitätsbezüge der 
Beamten weiter gehende Anträge geftellt hätte, dieſe Anträge ichlechthin abgelehnt worden wären. Die 
Kammer würde vielmehr aller Wahrjcheinlichkeit nad) auch derartige Anträge mit dem Wohlwollen behandelt 
haben, welches fie in ihrer großen Majorität in dieſer Sache überhaupt an den Tag gelegt hat. Wir 
fönnten es aljo nicht al3 richtig zugeben, wenn etwa behauptet werden woHte, daß die Volkävertretung bie 
Hauptverantwortlichleit dafür trage, dak im Jahre 1888 für unjere Beamten, was ihre Altivitätägehalte 
anbelangt, nicht mehr erreicht worden fei. Vielmehr trifft diefe Verantwortung in eriter Reihe die Großes 
berzogliche Regierung, welche diejelbe aber auch unbedenklich übernehmen kann, da fie jeiner Zeit gewiß 
gute Gründe für ihr Vorgehen hatte, und der Niemand einen Vorwurf daraus machen wird, wenn jie 
neuerdings erklärt, die Verhältnifje hätten jich inzwifchen geändert, und fie halte jekt ben Moment für 
gelommen, in dem auch die frage einer Aufbejferung der Aktivitätäbezüge der Beamten einer Regelung 
unterworfen werben könne. Daran, daß fie in diefer Frage nunmehr einen anderen prinzipiellen Standpuntt 
einnimmt, al3 in den legten Jahren, dürfte aber faum zu zweifeln fein, und es bejteht unſeres Erachtens aud) 
auf feiner Seite ein Intereffe, dies zu beabreden, da ſonſt Erörterungen in der Richtung naheliegen dürften, 
ob, wenn man in Regierungsfreifen jchon bei Vorlage der 1888er Gejegentwürje eine außgiebigere Erhöhung 
der Aktivitätägehalte der Beamten, als die vorgefchlagene, für angemefjen gehalten haben jollte, es nicht 
beffer gewejen wäre, ohne Rückſicht auf die Folgen behufs völliger larftellung der Sache die Vollsver— 
tretung hiervon zu unterrichten. 

Mag übrigens, was die Vergangenheit betrifft, die Sache liegen, wie jie will, jo haben wir jebenfalls 
jegt mit der Thatjache zu rechnen, daß die Grofherzogliche Regierung der Volfsvertretung gegenüber. auf's 
Beitimmtefte erklärt hat, fie jei gejonnen, die Neuordnung des Dienſteinkommens der Beamten jelbit in bie 
Hand zu nehmen und eine diesbezügliche Gejegesvorlage für den nächſten Landtag vorzubereiten. 

Angefichtd diefer Erklärung glaubten wir und auf eine jummarifche Erörterung des umfangreichen 
Materiald, welches in Bezug auf unſere Beamtengejeggebung dem gegenwärtigen Zandtage vorliegt, be» 
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ichränten zu follen. Kann doch darüber kein Zweifel betehen, daß, wenn in alle Einzelheiten eingegangen 
werben wollte, eine Aufgabe ermwüchje, die einen fehr großen Zeitaufwand beanspruchen würde.  E3 wäre 
aber jehr fraglich, ob die betreffende Arbeit auch den Nutzen hätte, welcher zu diefem Zeitaufwand im rich— 
tigen Verhältniß ftünde Wir könnten uns von derfelben nämlich nur dann einen eigentlichen Erfolg ver- 
iprechen, wenn die Verhältniſſe aller Beamtenkategorien an und für fich und in ihren Beziehungen zu ein- 
ander zuvor einer jorgfältigen Einzelunterfuchung unterworfen worden wären. Es liegt aber in der Natur 
der Sache, daß dieje Unterfuchung in erjter Reihe von der Regierung bewirkt werben muß umd dab e& ſich 
für die Volksvertretung bloß darum handeln fann, die betreffende Arbeit ſ. Zt. nachzuprüfen, daß ihr aber 
nicht zuzumuthen ift, fie ſelbſt zu leiften. Leßtere® wäre um jo weniger angängig, als die der Vollöver- 
tretung zur Verfügung jtehenden Grundlagen für die im Betracht fommende Arbeit, inſoweit fie durch Pe- 
titionen oder durch Kenntniß der Verhältniſſe Seiten einzelner Mitglieder etwa beichafft werden fünnten, 
teineswegs jämmtliche Zweige unjeres großen und ausgedehnten Staatsdienftes umfaſſen, alfo von vorne 
herein als unvollftändig bezeichnet werden mühten. 


Iſt mithin eine gebeihliche Behandlung der einjchlägigen Fragen nur zu erwarten, wenn bie Sache zu— 
nächjt von der Großherzoglichen Regierung in der erforderlichen Weife vorbereitet witd, fo kann andererjeits 
darüber fein Zweifel obwalten, daß diefe Vorbereitung längere Zeit beanjpruchen wird, wenn etwas Gründliches, 
allen Verhältniſſen Rechnung Tragendes zu Stande gebracht werden joll. Eben deßhalb it aber auch daran, 
daß dieſe Arbeit etwa noch während der Dauer des gegenwärtigen Landtags präjtirt werden fünnte, nicht zu 
denfen. Vielmehr muß im Interejfe der Sache jelber gewünfcht werden, daß jie erjt auf dem nächiten Land» 
tage zur Entjcheidung komme, indem nur in diefem Falle eine gewijje Gewähr dafür vorhanden it, daß eine 
allfeitige, erjchöpfende Erwägung der einschlägigen Geſichtspunkte wird jtattfinden fünmen. Für viele der be- 
theiligten Beamten mag diefer Aufjchub unerwünſcht jein. Diejelben werden fich aber bei näherer Ueberlegung 
jagen müfjen, daß es bejfer it, wenn jeßt noch kurze Zeit zugewartet und dann auf Grund jorgfältiger Vor— 
bereitung eine allgemeine Revijion des Gehaltstarifs in's Werk gejegt, als wenn fofort in mehr oder weniger 
übereilter Weife dieſem oder jenem, etwa mit befonderem Nachdrud geltend gemachten Wunjche Rechnung ge- 
tragen wird, während andere, ebenjo wichtige oder noch wichtigere Anliegen vielleicht nur deßhalb unberüd: 
jichtigt bleiben würden, weil jie von den Betheiligten nicht ſtark genug accentuirt worden. Ueberdies fann ein 
Auſſchub deßhalb leichter in Kauf genommen werden, weil aus eigener Initiative der Großherzoglichen Negierung 
dein dringendjten Bebürfnijfe einer materiellen Bejjerjtellung bereits auf diefem Landtage dadurch entiprochen 
worden ift, daß den Beamten der V. und VI. Dienjtflafje jorwie dem größten Theile der nicht etatmäßigen 
Beamten vom 1. Januar 1892 an in Form einer proviforischen Erhögung des Wohnungsgelds eine namhafte 
Aufbeiferung ihres Dienjteinfommens gewährt wurde. 


Wir find bei diefer Sachlage in der Kommiſſion unter Zuſtimmung der Abgeordneten Mufer und 
Genoſſen übereingelommen, und im Wejentlichen darauf zu befchränfen, bei dem hohen Haufe zu bean— 
tragen: 


daß basin dem Muſer'ſchen Initiativ-Antrag und in deſſen Begründ- 
ung, jowie in den Petitionen niedergelegte Material der Grofherzog- 
lihen Regierung behufs Bearbeitung und Berwerthung bei der bevor- 
ttehenden allgemeinen Nenorbnung der Beamtengehalte zur Kenntniß— 
nahme zu überweiſen jei. 


Wir glauben, indem wir diefen Antrag jtellen, auf eine ausführliche Wiedergabe des Inhalts der Mufer- 
ſchen Arbeit, ſowie der Petitionen verzichten zu können, da nicht bloß die erftermähnte Arbeit, ſondern auch die 
Petitionen (mit wenigen Ausnahmen) fich gedrudt in den Händen ber Kammer-Mitglieder befinden. 


Dagegen möchten wir unjerem Antrage die nachjtehenden Bemerkungen beifügen: 
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A. Zum Beamtengejeb. 
a. Im Allgemeinen. 

Was das Beamtengeſetz jelber betrifit, jo nehmen wir den Standpunkt ein, daß ich dasjelbe in der 
Hauptjache bewährt und daß die Nommiffion der zweiten Hammer auf dem 1888er Yandtage das Richtige 
getroffen hat, wenn fie diejes Gefep als einen großen Fortſchritt auf dem Gchiete der einjchlägigen 
Geſetzgebung bezeichnete. Es muß daran erinnert werden, daß das im Frage jtchende Gejch den Beamten: 
begriff einheitlich durchführt und in hohem Grade human üt, indem es wicht nur den Nechtsjchug, auf 
den der Beamte Anſpruch hat, in weitgehender Weife erhöhte, jondern namentlich auch auf dem Gebiete der 
Ruhegehaltsregelung und Hinterbliebenenverjorgung den Nüdjichten der Billigkeit in einer Neihe von 
Fällen zur Geltung verhalf, in welchen ein Rechtsanſpruch nicht zugejtauden werden kann. Das Gejch 
bat jodann insbejondere auch den fog. niederen Beamten bei der Neuordnung des Wohnungsgeldes, des 
Ruhegehaltes umd der Hinterbliebenenverjorgung große Vortheile gebracht, und die Lage aller 
Beamten dadurch, daß es ihnen ein regelmähjiges Aufiteigen im Schalte gewährlciitet, wejentlich verbefjert. 
Daneben ift die etatmähige Amjtellung in einem Umfange ausgedehnt worden, wie er ber Geſetzgebung 
anderer Staaten unbekannt it. Diefe Borzüge des Geſetzes find in den reifen der Betheiligten offenbar 
mitunter nicht gemügend gewürdigt worden, und es iit nujeres Erachtens auch unbegründet gewejen, es ſtets wieder 
auf's Neue zu tadeln, dat; den höheren Beamten bei der Regelung dev Gehaltsbezüge ein mäßiger Vorzug vor 
dem niederen gewährt wurde, weil chen durch das Eeſetz die Penſions- beziehungsweije Neliftenverjorgungs- 
anjprüche der höheren Beamten eine nicht unerhebliche Berjchlechterung erfuhren, für die ein gewiljer Ausgleich 
geichaffen werden mußte. 

Bemerkenswerth ijt immerhin, dai weder in dem Muſer'ſchen Imitiativ-Antrage, noch im den einge- 
fommenen Petitionen Einwendungen gegen das Beamtengejep selber enthalten jind, denen eine größere 
Bedeutung zugejprochen werben könnte. 


b. Im Einzelnen. 


1. Es tann ja vielleicht zugegeben werden, dab es rathjam wäre, nicht bloß diejenigen Stellen aus 
Tarifabtheilung F, welche eine höhere wijienjchaftliche oder technische Berufsbildung erfordern, jondern über- 
haupt alle Stellen diefer Abtheilung im Wege landesherrlicher Entjchliefung zu bejegen (vergleiche lit. a 
der Mujer'schen Anträge zum Beamtengejeg). Daß aber aus dem dermaligen Verfahren, wonach die Stellen 
aus Tarifabtheilung F nur mit der oben angegebenen Einschränkung durch Landesherrliche Entjchliegung 
übertragen worden, erhebliche Mihftände ſich ergeben hätten, it zum Mindeſten fraglich. Weberdies könnte 
unſeres Erachtens, wenn man dem betreffenden Borjchlage der Abgeordneten Mujer und Genofjen Rechnung 
tragen will, dies auf Grund des $ 3 Abſatz 2 des Beamtengejeged durch eine entjprechende Aenderung des 
$ 10 der landeöherrlichen Verordnung vom 7. Februar 1890, die Aufnahme in den jtaatlichen Dienst 
betreffend, gejchehen, ohne daß eine Menderung des Geſetzes zu erfolgen bräuchte. 


2. Auch dem unter lit. b gejtellten Muſer'ſchen Antrage zum Beamtengejeg kann, injoweit man den- 
jelben für begründet hält, entiprochen werden, ohne daß das Geſetz geändert wird. Geht die landesherrliche 
Verordnung vom 14. Januar 1890, die Dienjtpoligei betreffend, im der Bezeichnung der Sategorien von 
Unterbeamten, gegen welche Arrejtitraje Anwendung findet, in der That zu weit — und wir wollen zugeben, 
daß es bei einzelnen der Beamtentategorien, gegen welche nach $ 4 diefer Verordnung Arrejt als Ordnungs— 
itrafe verhängt werden darf, zweifelhaft ift, ob es zwedmähig war, jie dieſer Strafart zu unterwerfen — jo wird 
im Wege einer Abänderung der gedachten Verordnung Abhilfe getroffen werben fönnen, ohne daß das Geſetz 
jelber eine anderweite Faſſung erfährt. Im Uebrigen jind wir mit den Abgeordneten Mujer und Genofien 
darin ganz einverftanden, daß die Strafe des Arreſtes nur bei jchwereren Dienjtvergehen Pla greifen jollte. 
Unjeres Wiſſens wird aber auch diejer Grundjag in der Praxis jchon längit beobachtet. Im Uebrigen 
jcheint uns gegen willfürliche Beftrafungen das Recht der Beichwerbe, welches jedem von einer Strafe 
betroffenen Beamten zujteht, hinlänglichen Schug zu bieten. Diejer Edyug dürfte um jo mehr genügen, al® 
die Anbringung der Bejchwerde in der Regel aujjchiebende Wirkung bat. 

Verhandlungen ber 2. Kammer 1891/92. 4tes Beilageheft. 77 
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3, Wenn $ 12, Abſatz 2, Ziffer 3 des Beamtengefeges beftimmt, daß die vorgängige Genehmigung der 
zuftändigen Dienjtbehörde erforderlich jein joll, falld ein Beamter in das Gründungs-Komite, den Vorſtand, 
Verwaltungs⸗ oder Aufſichtsrath einer auf Erwerb gerichteten Geſellſchaſt eintreten will, und wenn Abſatz 4 
a. a. D. weiter verfügt, daß in diefen ‚Fällen die dienitpolizeiliche Genchmigung nur ertheilt werden dürfe, 
jofern nicht die Stelle mittelbar oder unmittelbar mit einem Gewinn oder einer Belohnung verbunden jei, 
jo jtehen hier Beſtimmungen des Geſetzes in Frage, zu deren Aenderung wir aus dem, was zur Begründung 
de3 unter lit. c. geitellten Antrags der Abgeordneten Mufer und Genofjen zum Beamtengejeg auf 
Seite 19 der Mufer’schen Arbeit ausgeführt ift, einen hinreichenden Anlaß nicht zu entnehmen vermögen. 
Es ift im Interejje des Anjehens des öffentlichen Dienjtes entjchieden zu wünjchen, daß die aktiven Be— 
amten an der Verwaltung von Erwerbsgejellihaften überhaupt nur ausnahmsweife und jedenjall3 nicht 
gegen Honorirung ihrer diesbezüglichen Thätigfeit Theil nehmen, und wir können daher einer Abſchwächung 
diejed Grundjages in der von den Abgeordneten Mujer und Genoſſen vorgejchlagenen Richtung, wornach 
auch dann, wenn mit der betreffenden Stelle eine Belohnung verbumden ift, einem Beamten die dienjtpoli- 
zeiliche Ermächtigung zu deren Bekleidung ſoll ertheilt werden können, nicht das Wort reden. 

4. Nach $ 72, Ziffer 5 des Beamtengejees erlijcht die Verpflichtung zur Zahlung von Wittwenkaſſen— 
beitrag für den im Ruheſtand befindlichen Beamten dann, wenn derjelbe weder verheirathet ift, noch umver- 
heirathete eheliche Kinder unter 18 Jahren bejigt. -Diefe Beſtimmung bezieht fich aber nur auf die nadı 
dem Intrafttreten der neuen Beamtengejeggebung in den Ruheſtand verjegten Beamten. Was dagegen die 
vor dem 1. Januar 1590 penfionirten Staatsdiener anbelangt, jo iſt für ihre Nechtöverhältnifje der $ 142 
des Beamtengejeged maßgebend, wornad ihre Nechte und Verpflichtungen, jowie diejenigen ihrer Hinter— 
bliebenen ſich auch fernerhin außjchliehlich nach den Vorfchriften, welche bis dahin für den Eivildienerwittwen- 
fistus- Verband maßgebend waren, bezw. nach $$ 20—22 des Staatödiener-Etat3 richten. Nach $ 16 des 
Statutö über den Eivildienerwittwenfistus von 1810 hat aber ein Beamter auc nach jeiner Penfionirung 
den Beitrag zur Wittwenfajie in der gleichen Höhe weiter zu bezahlen, wie vor jeiner Penſionirung. Dagegen 
haben auch die Relikten aus einer nac der Zuruheſetzung abgejchlojienen Ehe des Beamten noch Anipruch 
auf Verforgung, während, wenn ein unter der Herrichaft des Benmtengejeged penjionirter Beamter nad 
feiner Verjegung in den Ruheſtand noch eine Ehe eingeht, den Hinterbliebenen aus dieſer Ehe nadı $ 60, 
Abfag 2 des Beamtengejeges ein derartiger Anſpruch nicht mehr zujteht. Wenn num in den Kreiſen ber 
Betheiligten die Verpflichtung zur Fortentrichtung diefer Beiträge mitunter als eine Härte und Unbilligteit 
empfunden und eine Aenderung des Geſetzes in dem Sinne, daß die Beitimmung des $ 72, Ziffer 5 des 
Beamtengeſetzes auch auf die vor dem Inkrafttreten der Beamtengeſetzgebung penfionirten Beamten für an- 
wendbar erklärt werden möge, angejtrebt wird, jo konnte die Mehrheit Ihrer Kommilfion aus den Gründen, 
welche die Petitionsfommifjion der zweiten Klammer auf Dem 1890er Landtage anlählich der Berathung der 
Petition eines in Mannheim lebenden Penjionärd entwidelte umd aus denen dann die Kammer in ihrer 
Sitzung vom 14. Juni 1890 über das betreffende Geſuch zur Tagesordnung überging, die Berechtigung 
diefer Beftrebungen nicht anerfennen und glaubt, daß zu einer Wenderung des $ 142 des Beamtengejetes 
fein hinreichender Anlaß gegeben jei. 

5.. Auch dafür war in der Kommifjion feine Stimmung vorhanden, daß, wie in einer Petition, ein- 
gereicht von dem Gerichtövollzieher Feederle und Genoſſen in Karlsruhe, beantragt wird, die Beitimmungen 
der neuen Beamtengejeggebung über den Ruhegehalt auf alle vor dem 1. Januar 1890 in den Ruheſtand 
getretenen Beamten der Zivilftaatöverwaltung für amwendbar erklärt werden ſollen. Es it begreiflich, daß 
die Interefienten diesbezügliche Wünjche hegen. Die Errüllung ſolcher Wünſche würde aber zu Konſequenzen 
führen, welche unſeres Erachtens zu weit gehen. 

6. Eher dürfte noch in Betracht kommen, ob nicht der $ 51 Ziffer 3 des Beamtengeſetzes, wornad) 
das Necht auf den Bezug des Ruhegehaltes ruht, jolange der Bezugsberechtigte aus einer Verwendung im 
inländifchen öffentlichen Dienjte ein Eintommen bezieht, injoweit al3 defien Betrag unter Öinzurechnung des 
früher erdienten Nubegehaltes den Betrag des bei Bemeflung diejed legteren zu Grunde gelegten Ein— 
kommensanſchlags um mehr al3 10 Prozent überjteigt, eine Milderung zu Gunſten der Bezugäberechtigten 
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erfahren follte. Ein hierauf abzielender Vorſchlag wird in einer von dem penjionirten Gendarm P. Baro 
und Genoſſen in Heidelberg eingereichten Petition gemacht. Dieſelbe geht aber infofern von einer unrichtigen 
Norausjegung aus, als die Petenten behaupten, es dürfe das Einkommen eines im öffentlichen Dienite 
wieder venvendeten Penjionärs, gleichviel, welche Stelle er jpäter bekleide, den Betrag des bei Bemeſſung 
des Nuhegehalts zu Grund gelegten Einkommensanſchlags zuzüglich von 10 Prozent nicht überfteigen, 
während er allerdings im öffentlichen Dienste auch ein höheres Einkommen erlangen kann, und nur, infolange 
er ein jolches bezieht, das Necht auf Ruhegehalt ruht. 

Vermögen wir hiernach genügende Gründe zu einer erheblicheren Aenderung des Beamtengejeges jelber 
zur Zeit nicht zu erbliden, jo wollen wir doc) nicht beabreden, daß der dem Gefege angejchlofiene Wohn: 
ungsgeld:Tarif (vergleiche $ 22 des Beamtengejetes) injofern vielleicht der Nenderung bedarf, als es zweifel- 
haft erjcheint, ob die in diefem Tarife bewirkte Eintheilung der Gemeinden des Landes in drei Ortsklaſſen 
den heutigen Verhältniſſen in der That noch vollanf entjpricht. Es dürfte dies um jo zweifelhafter fein, 
als die jegige Eintheilung der Gemeinden des Großherzogthums im Wejentlihen noch die gleiche ift, wie 
fie durch den dem Geſetze vom 9. Januar 1874, die Gewährung von Wohnungsgeldzuichüfien an die welt- 
lichen Staatödiener und YAngeftellten betreffend, beigegebenen Tarif gejchaffen wurde. Die betreffende Klaſſi— 
fitation ift jpäter nur einmal, nämlic) durch Gejeg vom 16. Dezember 1883, in der Weife geändert worben, 
dat Konjtanz in die erjte und Kehl im die zweite Ortsklaſſe eingereiht wurde, welche Aenderung auch in 
den jet geltenden Wohnungsgeld-Tarif überging. Nach den dem gegenwärtigen Landtage vorliegenden 
Petitionen wird in den Kreifen der Beteiligten angejftrebt, zu verſetzen: 

1. aus der zweiten Ortsklaſſe in die erſte: 

Bruchjal, Lahr, Offenburg und Raſtatt; 

2. aus der dritten Ortöklajje in Die zweite: 

Achern, Bretten, Emmendingen, Müllheim, Schopfheim und Tauberbifchojsheim. 

Es muß der Großherzoglichen Regierung anheimgegeben werden, über die von Den Petenten vorge: 
tragenen thatſächlichen Verhältniffe, die nad) ihrer Anficht die von ihnen gejtellten Anträge zu rechtfertigen 
geeignet jind, forgfältige umd eingehende Erhebungen zu machen und je nad) deren Ausfall dem nächſten 
Landtage eine Aenderung der Drtöflaffeneintheilung des Wohnungsgeld-Tarifd in Vorſchlag zu bringen. 
Wir wünjchen dabei übrigens, daß derartige Erhebungen auch bezüglid; derjenigen Orte erfolgen, aus denen 
feine Betitionen vorliegen, damit jih auf Grund umfafjenden ftatiftiichen Materiald beurtheilen läßt, ob 
die in Frage ftehende Eintheilung überhaupt noch haltbar ift, oder in welchen Einzelpunkten fie etwa der 
Aenderung bedarf. 

B. Zur Gehaltsorduung : 


a. Im Allgemeinen. ; 

Disfutabler als das Beamtengejeg find einzelne Beftimmungen der Gehaltsordnung, und wir geben ohne 
Weiteres zu, dab deren Durchführung die eine oder andere Unzuträglichfeit im Gefolge gehabt haben mag. 

Mandje diejer Unzuträglichfeiten hätten jich vielleicht vermeiden Lajjen, wenn für den Vollzug des Gejehes 
mehr Zeit zur Verfügung geitanden hätte und es den Behörden möglich gewejen wäre, vor dem Inkrafttreten 
der neuen Beitimmungen die Sehaltsverhältniffe jedes einzelnen Beamten einer genauen Prüfung zu unterwerfen 
und, injoweit nöthig, durch entjprechende Gehaltszulagen Ausgleichungen zu bewirken, wie ſie jet, nachdem das 
Geſetz in Kraft getreten iſt, nicht mehr ohne Weiteres ausführbar find. Es wird auf Mittel und Wege geionnen 
werden müſſen, wenigitens da, wo ganz zweifellofe Unbilligfeiten und Härten vorliegen, noch nachträglich einen 
gewiſſen Ausgleich zu bewirken. 

Ganz werden ich übrigens derartige Inkonvenienzen bei einem Werfe von fo großem Umfange, wie bei 
dem vorliegenden, auch beim beiten Willen nicht vermeiden Lafjen, und wir fünnen und des Eindruds nicht er- 
wehren, als ob dieſe Schattenfeiten in den reifen der Betheiligten mitunter zu ftark in den Vordergrund geftellt 
und betont würden. Es mag ja einem Beamten empfindlich fein, wenn er zu der Annahme Grund zu haben 
glaubt, er jei von einem jüngeren Kollegen mit Unrecht überholt worden. Mitunter hat aber eine derartige 
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Ueberholung in ganz anderen Dingen, als in einer Mangelhastigkeit der Gehaltsordnung, ihren Grund, und es 
wird der betreffende Grund auch bei näherer Prüfung häufig als ein jtichhaltiger erſcheinen. 

Immerhin dürfte es zweckmäßig jein, wenn die Gehaltsordnung Seitens der geſetzgebenden Faltoren einer 
neuerlichen Durchficht unterworfen wird. 


b, Im Gingelnen. 


1. Was zumächjt den Vorjchlag der Abgeordneten Muſer und Genojjen zur Sehaltdordnung (lit. a) 
anbelanst, wornach, ſoweit im Gehaltstarif fiir Beamte der gleichen Benennung verjchiedene Gehaltsklaſſen 
vorgefehen find, bei der Einreihung der Beamten in dieje Klaſſen, auf die Art der Vorbildung feine Rüd- 
jicht genommen werden joll, jondern wornad für dieje Einreigung lediglid die dienstliche Brauchbarkeit und 
das Dienftalter maßgebend jein jollen (vergl. $S 6 Abjag 3 der Gehaltsordnung), jo ift in der Begründung 
diefes Vorjchlags unerwähnt geblieben, daß die Frage, ob Ipeziell der Mangel atademijcher Vorbildung 
geeignet jei, von dem Aufrüden in eine höhere Gehaltsklaſſe dann auszuichliehen, wenn für die nämliche 
Beamtenfategorie mehrere Gehaltsklaſſen vorhanden jind, bereits auf dem legten Landtage Gegenitand ein» 
gehender Erörtermg war. Wir verweilen im diefer Beziehung auf die Darlegımgen der Budgetkommiſſion 
in dem Berichte über das Eijenbahnbetriebsbudget für 1890 und 1891, erftattet von dem Abgeorbneten 
Wilckens (Verhandlungen der zweiten Hammer vom Landtag 1889/90, 5. Beilageheft Seite 514 ff.), aus 
denen hervorgeht, daß die Großherzogliche Negierung den Wiünfchen der Kammer damals in der Weiſe ent- 
gegentam, dab ſie fich bereit erklärte, zu Gunjten derjenigen Beamten, welche bereit3 am 1. Januar 1890 
in Amtsjtellungen geweſen, für die der Gehalistarif mehrere Gehaltsklaſſen vorfah, beim Worhandenfein der 
übrigen Borausjejungen von dem Erforderniß des Ablaufs zweier "Zulagefriiten, von welchem $ 6 der 
Bollzugsbeitimmungen zur Gehaltsordnung das Einrücen ſolcher Beamter, die nicht auf Grund einer von 
ihnen abgelegten Staatsprüfung umter die Zahl der Amwärter für höhere Stellungen im Staatsdienit auf- 
genommen worden, in Die oberjte Gehaltsklaſſe u. A. abhängig macht, abzufehen ımd außerdem auch von 
dem weiteren Erforderniß der jtattgehabten Erreichung des jeitherigen Höchitgehalte® dann Abitand zu 
nchmen, wenn der Beamte jich mindejtens 10 Jahre in der betreffenden Amtsstellung befunden habe. Die 
Sammer hat damals mit diefem Entgegentommen die Sache für erledigt gehalten. Wenn die Abge- 
ordneten Mujer und Genoſſen nunmehr erheblich weiter gehen und den Sat aufftellen, daß der Staat 
bei Honorirumg jeiner Beamten das Hauptgewicht auf ihre thatjächlichen Leiftungen legen müffe, umd 
dak es für ihm, joweit es fi um mit der Verſehung ftaatlicherfeit® einmal betraute Beamte 
handelt, aleichgiltig fein könne, auf welchem Wege ein Beamter die zur Verfehung dieſer Etelle erforderlichen 
Kenntniſſe erworben habe, und wenn fie im Zufammenhang mit diefer Anſchauung aud; die Bemerkungen 
im Gehaltstarif Abtbeilung G. zu D.-3. 6 und Abtheilung H. D.-3. 1, 3, 4, 8 und 9, nach welchen in Die 
höhere Kategorie nur jolche Beamte gelangen können, welche eine gewiſſe Prüfung abgelegt haben, gejtrichen 
wifjen wollen, jo kann eingeräumt werben, daß bezüglich der jetzt ſchon im Dienite befindlichen Beamten 
eine rage in Betracht fommt, welche erneuter Prüfung und Unterfuchung werth ift. Im Allgemeinen wird 
aber daran jejtzuhalten fein, daß die Feſtſetzung der VBorbedingungen für die Erlangung von Staatsämtern 
nicht Sache der Legislative, Sondern der Executive ift (vergl. den Bericht der Kommiſſion für die Gehalts- 
ordnung, eritattet von dem Abgeordneten Fieſer, Seite 25). 

Auch die Abgeordneten Mujer und Genoſſen gehen übrigens davon aus, daß für das Einrücen in die 
obere Gehaltsklaſſe die dienjtliche Vrauchbarkeit und das Dienftalter mahgebend fein jollen und es ſchießt 
die bei dem hohen Haufe eingefommene Petition des Vereins badiicher Neallehrer jedenfall3 über das Ziel 
hinaus, wenn fie für das Nuffteigen dieſer Beamten-Kategorie aus der zweiten Gehaltsklaſſe in die erite 
lediglich das Dienitalter den Ausschlag geben laſſen will. Darauf fann, wenn wir eim tüchtiges, leiftungs: 
fühiges Beamtenthum erhalten wollen und unſer Staatsdienst nicht jchliehlih im eine große Verforgiumgs- 
anitalt für die Staatsbeamten ausarten foll, grundſätzlich nicht eingegangen werden. 

2. Wir geben auch zu, daß die von den Abgeordneten Muier und Genojien unter lit. b., c. und d. 
gejtellten Anträge zur Sehaltsordnung beachtenswerthe Momente zu enthalten jcheinen. Wir müjjen es 
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aber ablehnen, zu diefen Anträgen jegt ſchon bejtimmte Stellung zu nehmen. Daß insbejondere die Ueber— 
gangsbeftimmungen zur Gehaltsorduung im der einen oder anderen Hinjicht verbefferungsbedürftig fein 
mögen, foll unjererjeits nicht beiteitten werden. Diejelben ſtehen beijpielsweife den Uebergangsbejtimmungen 
wie jie unlängst bezüglich der Volksſchullehrer bejchlojjen worden find, im verjchiedenen Punkten nad, und 
ed wird Aufgabe der Großherzoglichen Regierung fein müſſen, genau zu prüfen, ob ſich nicht dieje oder 
jene Härte, welche die Einführung der neuen Gehaltsordnung mit jich brachte, nachträglid; noch ausgleichen 
läßt. Es wird namentlich auch unterfucht werben müffen, ob die in $ 23 Abſatz 2 vorgefehene, unter gewifjen 
Vorausjegungen eintretende Nichtgewährung, beziehungsweife Kürzung oder Zurüdziehung des fogenannten 
Nemunerationserfages im Falle von Zulagen auf die Dauer uufrecht erhalten werden kann und ob c# 
gerecht ijt, bei Bemejjung diejes Erjates ein und für alle Mal den Betrag zu Grund zu legen, welchen 
der Beamte im Durchſchnitt der Jahre 1887/89 ala ordentliche Nemuneration bezogen hat. Im lepterer 
Hinficht macht eine bei der zweiten Kammer eingelaufene Petition einer Anzahl von Eifenbagnbeamten, wic 
uns jcheint, mit Recht darauf aufmerkſam, daß einzelne Angeftellte, die zufällig in den genannten drei Jahren 
wegen einer am ich vielleicht nicht jeher bedeutenden Dienjtwidrigteit eine Ordnungsſtrafe erlitten und in 
Folge davon eine Kürzung ihrer Nemuneration erfahren haben, unter der betreffenden Beitrafung noch auf 
Jahre hinaus zu leiden haben, da eben der Nemunerationserjag nad dem bemefjen wird, was die Beamien 
in den Eritiichen drei Jahren thatjächlid) an ordentlicher Remuneration bezogen haben, Dieje Konjequenz 
it natürlich für die davon Betroffenen ſehr hart und dürfte kaum im den Intentionen des Gejeßgebers 
gelegen haben. Sämmtliche Fragen, die hier einjchlagen, ganz bejonders aber diejenigen, welche fich auf 
den Uebergang beziehen, find indeh von jolcher Schwierigfeit und Tragweite, daß über diejelben in dem 
dermaligen Stadium der Sache ein bejtimmtes Urtheil micht gefällt werben kann. Erſt wenn die Großher— 
zogliche Regierung die gegebenen Anregungen geprüft und beantwortet haben wird, dürfte es an der Zeit, 
jein, daß fich auch die Voltävertretung in der Sache endgültig ſchlüſſig macht. 


©. Zum Gehaltd:Tarif. 


Daß der Gehalts-Tarif in verichiedenen Nichtungen der Verbeſſerung nicht bloß fähig, jondern auch 
bedürftig iſt, joll micht bejtritten werden. 


Bei einer Reviſion desjelden jollte aber nicht bloß auf Bejeitigung der Bejchwerden, welche gegen 
einzelne Rojitionen desjelben in den Streifen der Beamten beitehen, abgehoben, fondern namentlich auch 
darauf bingewirkt werden, daß der ganze Tarif möglichit vereinfacht werde. Die im demjelben enthaltene 
Zahl der Abftufungen, deren inuere Gründe vielfach nicht mit der nöthigen Klarheit zu erlennen find, üt 
offenbar zu groß und hat gewiß zum guten Theile mit zu der Unzufriedenheit‘ beigetragen, welche. die Be- 
amtengejeggebung bei manchen Beamtenlategorien beworgerufen hat. Die weitgehende Verſchiedenartigkeit 
in den Anfangs- und Höchitgehalten, in den Zulagebeträgen und in den Zulagefriſten, wie jie namentlid) 
auch innerhalb der einzelnen Abtheilungen de3 Tarife zu Tage tritt, mußte die Beamten zu Vergleihungen 
förmlich herausfordern, und es ijt gewiß nicht zu viel behauptet, wenn wir jagen, daß manche Beamte. mit 
dem, was ihnen der Gehalts-Tarif bietet, nicht deshalb unzufrieden find, weil jie es an jich für zu ‚gering 
halten, jondern Lediglich aus dem Grunde, weil jie der Meinung jind, daß andere Beamte !mit Unrecht 
mehr erhalten. 


DiejejBereinfahung braucht aber unjered Erachtens nicht gerade jo weit zu gehen, daß man, wic Die 
Abgeordneten Mujer und Genofjen in ihren Anträgen b. und c. zum Gehalts-Tarif: verlangen, die Zulage- 
jriiten für alle Beamtentategorien in gleiher Weije beitimmt, und die Zulagebeträge jo bemißt, daß der 
Höchitgehalt bei allen Beamtenklajjen innerhalb des gleichen Zeitraums erreicht werden fanı. Ob ein Ber 
dürfniß für eine jolche Uniformirung vorliegt, dürfte denn doch fraglich jein. Dagegen wird die Noth— 
wendigleit einer gleihmähigeren Gejtaltung dieſer VBerhältnifje im Allgemeinen ımd namentlich auch innerhalb 
der einzelnen Tarifabtheilimgen nicht von der Hand gewieſen werden können. 
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Was die aus den Kreifen der etatmäßigen Beamten bei der zweiten Kammer eingelaufenen Petitionen 
anbelangt, die jich ganz oder doch in der Hanptjache auf den Gehalts-Tarif beziehen, jo find Dies folgende: 

1. Die Ingenieure der Wafjer- und Strabienbauvermaltung beantragen, abgejehen 
von verſchiedenen organifatorijchen Aenderungen bei den Minijterien und in der Kollegialmitteljtelle jowie in 
der Bezirfsverwaltung, 

a. Gewährung von Dienjtzulagen für die Infpeftionsvoritände in größeren Bezirken, Alterszulagen für 
die übrigen, jowie Schaffung von weiteren Dienjtwohnungen, 

b. Gleichitellung der Großherzoglichen Ingenieure (Ingenienre 1. Klafje) bei ihrer landesherrlichen Er— 
nennung mit den übrigen wiſſenſchaftlich gebildeten Beamten in Nang und Gehalt durch gleichheitliche 
Eintheilung in die Gehaltsordnung (D) und in die entjprechende Wohnungsgeld- und Diätenklafie. 

c. Wegfall der Unterabtheilung der Ingenieure II. Klafje für die ftaatlich geprüften Beamten unter ent 
Iprechender Vermehrung der Stellenzahl der Großherzoglichen Ingenieure, 


2. Die Sroßherzoglihen Bahningeniceure beantragen, abgejehen von verfchiedenen organiſatoriſchen 
Nenderungen, in welcher Beziehung jich die Wünſche in ähnlicher Richtung beivegen, wie jene der unter Ziffer 1 
angeführten Beamten: 

a. die Gleichitellung der fandesherrlich angejtellten Ingenieure mit den übrigen wiffenjchaftlich gebildeten 
Beamten in Rang und Gehalt, insbefondere die gleichheitliche Eintheilung in die Abtheilungen der Ge— 
haltsordnung, in die Wohnungsgeld- und Diätenklajjen ; 

b. die grimdfägliche Ausſchließung (jelbitwerjtändlich ohne rückwirlende Kraft) aller nicht ſtaatlich ge» 
prüften Ingenieure von der landesherrlichen Anjtellung. 

3. Die ftantlig geprüften Majhineningenieure jchließen ſich den Wilnjchen der Bahn- 

Ingenieure an. 

4. Die Direktoren der jfiebenflajjigen Realſchulen wäünſchen unter Aufrechterhaltung 
der Alteräzulage von 300 A im Gehalts-Tarif zwijchen C 6 und C 7 mit einem Höchitgehalt von 5 200 M. 
und einer Zulagefriit von 3 Jahren eingereiht zu werben. 


5. Die atademiſch gebildeten Lehrer an den Mittelſchulen tragen die Bitte vor, daß 
die Mittelſchulprofeſſoren mit den Beamten in D 1 auch in Bezug auf die Höhe der Zulagen 
gleichgeitellt werden möchten. 

6. Eine Anzahl von Mitteljhulprofejjoren, die in den Jahren 1885 und 1886 angeitellt 
worden find, will in Folge ungenügender Negelung ihrer Bejoldungsverhäftnifie vor dem Inkrafttreten des Be— 
amtengefeges von erheblich jüngeren Stollegen im Gehalte nicht bloß eingeholt, jondern auch noch überholt 
worden fein umd bittet um Ausgleichung diejer Irregularität, die nicht in der Abjicht der gejeßgebenden Faktoren 
gelegen haben fünne. 

7. Der Berein badifcher Neallehrer wünscht, abgejehen von der fchon oben berührten Bitte, wonad) 
für das Anfrüden der Reallehrer aus der unteren im bie obere Gehaltsflafje das Dienjtalter maßgebend fein 
joll, eine Regelung der Gehalte der Reallehrer, welche beim Inkrafttreten des Beamtengejeges bereits angejtellt 
waren, in der Art, dab diefe Beamten bei der im Gehaltstarif feitgejegten Art des Aufrüdens jpäteitens mit 
dem 55. Lebensjahre den für fie vorgejehenen Höchitgehalt erreichen jollen. 


8. Der Verband badifcher Gewerbe: und Zeichenlehrer trägt die Bitte vor, cs möge auch den Zeichen» 
lehrern die Möglichkeit des Borrüdens von G 2 nad) F 5 verfchafft werden. 


9. Die badischen Gemwerbelehrer wünschen, daß diejenigen, welche am 1. Januar 1890 als Gewerbe- 
lehrer bereits angejtellt waren, ſpäteſtens mit dem 24, etatmäßigen Dienjtjahre den Höchitgehalt erreichen und 
dab die Gewerbelehrer, welche 5 Dienitjahre in etatmäßiger Stellung zugebradht, von G 2 nad F 5 vor- 
rücken jollen. 

10. Drei Lehrer an der Kunſtgewerbeſchule Pforzheim, die gegenwärtig nad G 2 ge« 
hören, wollen ihre gegenwärtige Stellung nur als „Durchgangspoſten“ aufgefaht wiſſen und glauben, etwa nach 
5 etatmäßigen Dienftjahren Anſpruch auf Beförderung nach der Wötheilung D zu haben, 
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11. Die Mehrzahl der Bezirfsgeometer, welche gegenwärtig nach F 4 (Gehaltsflaffe 1) beziehungs- 
weife G 3 GGehaltsklaſſe IT) eingetheilt find, wünfchen, daß ein Theil diefer Beamten, gleich den Steuer: 


fommifjären, nach E 6 gewieſen und daß jedenfalls eine größere Anzahl von Bezirfägeometern, als die dermalen 
im Budget vorgejehene, unter F 4 eingereiht werde. 


12. Die Geriht3jchreibereibeamten beantragen 
a. bezüglich der Jujtizaftuare und Kanzleiaffiitenten: 
2. Vermehrung der etatmäßigen Juftizaftuarsftellen in einem Umfange, da die etatmähige An- 
ftellung der Jujtizaftuare nach zurüdgelegtem 5. Dienftjahre möglich ift; 
3. Erhöhung des Anfangsgehafts der Juftizaktuare von 1200 auf 1400 M, des Höchſtgehalts von 
1600 auf 1800 M; 
y. Abkürzung der Frift für die Anfangszulage auf 2, für die ordentliche Zulage auf 3 Jahre: 
. Verfegung der etatmähigen Juftizaktuare und SKanzleiaffiftenten in die Abtheilung H des Ge- 
haltö-Tarifß. 
b. bezüglich der Gerihtsjchreiber und Negiftratoren: 
a. Feſtſetzung bes Anfangsgehalts auf 1600 M, Herabjegung der Zulagefriiten in I, und IT. Ge- 
haltsllaſſe auf 2 Jahre; 
". Vermehrung der Zahl der Gerichtsichreiber I. Gehaftsklaffe derart, daß der Höchitgehalt der 
T. Gehalt3Hlafje etwa mit dem 30. Dienjtjahre erreicht werden kann. 
c. bezüglich de8 Wohnungsgelds der Gerichtäjchreiber II. Gehaltstlaſſe, Amtsgerichtsregiſtratoren, 
Kanzleiafjiitenten und Jujtizaktuare Erhöhung auf einen Betrag, der dem wirflichen Aufwande 
diefer Beamten näher komme, als dies jet ber Fall jei. 


13. Der Verein der Finanzaſſiſtenten legt im einer eingehenden Denkjchrift die mihliche Lage 
ber Finanzgehilfen und Finanzaffiitenten dar und macht behufs Verbejjerung Diefer Lage eine Anzahl von 
Vorjchlägen, bezüglich welcher wir auf die Dentjchrift jelber, reipektive auf die Eingabe des Vonſiands des 
Vereins vom 19. Dezember v. I. verweijen. 

14. Die Straßenmeiſter wollen ihr dienjtliches Einkommen demjenigen der Bahnmeijter gleich. 
gejtellt jehen. 

15. Dagegen glauben die Bahnmeijter zu der Bitte berechtigt zu fein, ftatt in J 4 mit einem 
Höcjitgehalt von 2200 M, in H mit einem Höchitgehalt von 2600 AM. eingereiht zu werben. 

16. Eine Anzahl von Ajjiitenten der Zentralverwaltung bei der Eifenbahnverwaltung 
wünfcht, außer einem anderen Titel, ein höheres Dienfteinfommen (Gehalt und Wohnungsgeld) jowie eine Ver: 
mehrung der Reviforenitellen. 

17. Mehrere Beamten derMain-Nedar-Bahn, die Mangels einer von ıhmen abgelegten Prüfung 
bis jegt nicht nach H 3 vorrüden konnten, wünfchen gleich demjenigen ihrer Kollegen, die jich, ohme eine Prüfung 
abgelegt zu haben, bereit am 1. Januar 1890 zehn Jahre in der betreffenden Amtsjtellung befunden hatten, 
jeweild dann nad) H 3 eingetheilt zu werden, wenn auch fie 10 Jahre tadellos in der einfchlägigen Dienit- 
jtellung zugebracht haben. 

18. Die Hohbauajsjijtenten bei der Eijenbahnverwaltung wollen von H 6 nad 6 3 
vorrüden, indem fie den Anſpruch erheben, mit den Werfjtättevoritehern gleichgeftellt zu werben. 

19. Die nicht geprüften Bureau-Ajfijtenten bei den Großherzoglihen Bahnban— 
injpeftoren, welche gegenwärtig nach K 1 gehören, wünjchen ebenjo, wie die geprüften, behandelt und bem- 
gemäß unter IT 9 einrangirt zu werden. 

20. Die Werkſchreiber der Eijenbahbnverwaltung erachten jich durch ihre Einreihung unter 
K 6, wo fie einen Anfangsgehalt von 1050 AM. und einen Höchftgehalt von 1600 M beziehen, für benad)- 
theiligt und tragen die Bitte vor, unter K 2 mit einem Anfangsgehalt von 1200 A und einem Höchitgehalt 
von 1800 AM locirt zu werden. 


u 


666 


21. Eine größere Anzahl von Bahn- und Weichenwärtern bittet um Erhöhung des Dienitein- 
tommens diejer Sategorie von Beamten und beantragt insbejondere die Erhöhung des Gehaltsmarimums von 
800 auf 1000 M 

22. Nachitehende, nicht etatmäßige Beamte glauben berechtigt zu jein, den Auſpruch auf etat- 
mäßige Anftellung erheben zu dürfen: 

a. die Kataſter- und FFeldbereinigungsgeometer, 

b. die Stenermahner, 

e. die jtaatlichen Brückenwärter am Rhein und Nedar. 

Wenn wir es und auch im dermaigen Stadium der Angelegenheit verjagen müſſen, auf eine 
nähere Würdigung diejer Petitionen ſowie der unter d. und f. gejtellten Muſer'ſchen Anträge zum 
Sehalts-Tarif einzugehen, jo können wir doc nicht umbin, jegt ſchon unjere Weberzeugung dahin 
auszufprechen, daß unter allen Umjtänden den Wünjchen der Ingenieure in möglichit ausgiebiger 
Weiſe Nechnung getragen werden jollte. Die wenig günjtige Behandlung, weldje unſere ſtaatlichen Tech— 
nifer im Vergleich zu amderen Beamten-fategorien in Bezug auf Nang, Dienjtitellung und Eintommen jeit- 
her erfahren haben, muß aufhören, wenn wir einem der wichtigiten Zweige der Staatsverwaltung ein tüdj- 
tiges und leistungsfähiges Beamtenthum erhalten wollen, und e3 ift nicht nur ein Gebot der Gerechtigkeit 
den Betheiligten gegenüber, ſondern Liegt zugleich auch im eigenjten Interejje des Staates, daß wir auf 
diefem Gebiete zu bejieren, auch die Imterejjenten zufriedenftellenden Zuftänden gelangen. Wir bedauern 
lebhaft, daß es auf diefem Landtage nicht mehr möglich it, dieje wirflich dringende Sache zur Erledigung 
zu bringen, hoffen aber, daß die Grofherzogliche Regierung nichts verfäumen wird, um fie auf dem nächjten 
Landtage einer gedeihlichen Löſung zuzuführen. 

Auch stehen wir nicht an, unfere Meinung bereits jeßt dahin zu äußern, daß dem alten Petitum der 
Mittelfchulprofefforen, wornach diefelben hinfichtlich der Höhe der Zulagen den in DI aufgeführten Beamten 
gleichgeitellt werden wollen, entiprochen werden jollte. 

Daß ſich im Uebrigen die Neform des Gehalts-Tarifs weſentlich in der Richtung einer Beſſerung der 
Bezüge der niederen und wohl auch eins Theil® der mittleren Beamten zu beivegen haben wird, erachten wir 
‚für jelbjtverftändfich, und es iſt ja auch von der Großherzoglichen Regierung dieje Richtung bereit® einge 
jblagen worden, indem jie die MWohlthat der proviforijchen Erhöhung des Wohnungsgeldes den Beamten zu- 
wandte, welche, den Abtheilungen G, H, J und K des Gehalts-Tarijs angehören. 

Ein bejtimmtes Mindejtmaah für die beffallfigen Aufbeſſerungen in’3 Auge zu fajjen, wie dies in 
dem Mufer'jchen Antrage a zum Gehaltstarif geichehen it, jcheint uns aber zur Zeit nicht angängig zu fein. 
Wenigſtens mu dies die Mehrheit der Kommiſſion, infolange nicht die deffallfigen Vorſchläge auf ihren 
finanziellen Effett genau geprüft worden jind, ablehnen. Dagegen jtimmt die Kommiffion mit den Abge— 
ordneten Muſer und Genoſſen darin überein, daß durch die neue Beamtengejeßgebung jedenfalld keine 
Beamtenklaſſe ungünftiger geitellt werben jollte, wie vorher, und dafj, wenn beim Bollzuge gleichwohl hin- 
fichtlich des einen oder anderen Beamten eine Minderung ficherer Bezüge desjelben eingetreten wäre, eine 
entiprechende Remedur zu erfolgen hätte. 

Mie weit im Webrigen bei der Aufbeflerung der Beamtengehalte zu gehen jein wird, muß im eriter 
Reihe Sache pflichtmäßiger Erwägung der Großherzoglichen Negierung fein. Bei allem Rohlwollen für die 
Beamten wird fie dabei aber auch die Prüfung der Frage nicht außer Acht laſſen dürfen, ob die durch Neu- 
ordnung der Gehaltäbezüge entstehende Belaitung von unjerem Staate auf die Daner getragen werden kann, 
Wir hoffen, daß letzteres möglich jein wird, wenn man jich darauf bejchränft, nur die wirffich gerechten 
Forderungen zu erfüllen, unberechtigte oder übertriebene Anjprüche aber zurüchweiit. 

Rir wiederholen den auf Seite 6 gejtellten Antrag. 
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Beridt 


der 


Kommiffion der zweiten Kammer der Landftände 


über den 


Gefeentwurf, die Beftenerung der Kunftweinfabrifation betr. 


Erftattet von dem Abgeordneten W. Pfefferle. 


Mit Vorlage diefes Gejegentwurfes kommt die Großherzogliche Regierung einem von dem hohen Hauſe 
in den legten Rammertagungen wiederholt ausgejprocdhenen Wunſche entgegen, der dahin geht, dem einheimijchen 
Weinbau, als einem der wichtigften Zweige unſerer landwirthichaftlichen Produktion, gegenüber der durd) die 
gewerbsmäßige Darftellung weinähnlicher Getränke in den Tegten Jahren gewordenen Konkurrenz, durch Feſt— 
fegung einer Steuer auf folche Kunftweine einen entſprechenden Schug zu gewähren. 

Sowohl in dem im Fahre 1888 vom Abgeordneten Klein» Wertheim ertatteten Bericht über den Gejet- 
entwurf, die Steuerbefreiung des als Haustrunf bereiteten Weines betr., als in jenem des Abgeordneten Geldreid) 
vom Jahre 1890 über die Bitte des Oberbadifchen Weinbauvereins um Beftenerung des Kunftweins, kam dieſe 
Anſchauung jeweils zur vollen Geltung, und hat das hohe Haus befonders durch die einjtimmige Annahme der 
diesbezüglichen Anträge der Petitionsfommiffion während der letten Kammertagung fich in entjchiedenfter Weiſe 
für die Beftenerung des Kunftweines ausgefprochen. Ebenſo ift in dem während der jegigen Sejfion erftatteten 
Berichte des Abgeordneten Dr. Wengoldt über eine Anzahl Petitionen, die die Verbefferung der derzeitigen Ber- 
hältniffe unferes Weinbaues anftreben, auf's Nene die Anficht niedergelegt, daß neben den fortgejegten fchlechten 
Herbfterträgniffen es die Runftweingefchäfte find, weldhe an der mißlichen Lage umjerer Rebbauern jchuld find. 

Aber auch die Hohe Erfte Kammer Hat ſich ſowohl im Jahre 1888 als im Jahre 1890 für die Noth- 
wenbdigfeit der Beſteuerung des Kunſtweins ausgefprochen, und darf auf die im Kommijfionsbericht ihres Mitgliedes 
Kommerzienrath Diffen& niedergelegte ansführliche Begründung der Berechtigung für eine ſolche Beftenerung 
befonders hingewiefen werben. Zwar hat dieſes Hohe Haus in der legten Tagung darauf abgehoben, daß bieje 
Kunftweinbeftenerung als Reichsſache durchzuführen und im Zujammenhang mit der Löjung „der Weinfrage“ 
zu erledigen fei; doch hat daffelbe anläßlich der Berathung „des Antrags v. Hornftein und Andern“ im Laufe 
der jegigen Sejfion durch Annahme diefes Antrages die Erlaffung eines badijchen Kunſtweingeſetzes befürwortet. 
Diefe gemeinfame Anjchauung beider Hohen Häufer in fraglicher Angelegenheit findet ihre Berechtigung einerjeits 
in der hohen Bedeutung, den der Weinbau feit Jahrhunderten in unjerm Heimathlande eingenommen hat und 
die darauf bafirt, daß bei der außerordentlich großen Parzellirung unſeres gegen 21 000 Hektar umfafjenden 
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Nebgeländes für einen namhaften Theil unjerer Bevölkerung im Weinbau die Lebenseriftenz bedingt ift, ander- 
jeit8 aber in der Thatſache, daß der Weinbau feit bald 15 Jahren keine Rentabilität mehr aufweijen kann und 
dadurch unjere Winzer in eine Nothlage gerathen jind. 

Um Wiederholungen zu vermeiden, darf hier auf die während den legten Tagungen und vor Allen aud) 
auf die im Laufe diejer Seſſion in beiden Hohen Häufern gepflogenen Verhandlungen über verſchiedene, die 
Hebung des darniederliegenden Weinbaues bezwedenden Anträge hingewiejen werden, und find es wieder bie 
beiden oben angedeuteten Berichte der Abgeordneten Geldreich und Dr. Weygoldt, welche dieje Verhältniffe ein- 
gehend behandeln. 

Nur darauf muß befonders hingewiejen werden, daß wenn auch die vielen Mißjahre des legten Jahrzehntes 
die Haupturſache der mißlichen Lage unjeres Weinbanes bilden, es doch nicht abgejprochen werden kann, daß 
and) die in den legten Jahren fehr überhand genommene Fabrikation von Kunftwein unfern Naturweinen und 
bejonders den einen namhaften Theil des heimischen Weinbaues darjtellenden jogenannten Heinen Weinen eine 
jehr empfindliche Schädigung zugefügt hat. Denn gerade eim durch viele Mißjahre zurüdgegangener Weinbau 
ift am allerwenigjten geeignet, eine foldye ungleiche Konkurrenz, wie fie ihm in der Stunftweinfabrifation 
entgeoentritt, auszuhalten, ohne gründlichen Schaden zu nehmen, während umgefchrt feine mißliche Zage dem 
Kunftwein die befte Gelegenheit bietet, fi) übermäßig breit zu machen. 

Thatjächlich hat die Kumftweinfabrifation auch nichts verſäumt, diefe ihre günftige Lage möglichſt anszu- 
nügen, und kam ihr in diejem Beftreben die Zollgefeggebung durch einen jeit mehreren fahren bedeutend er- 
mäßigten Zollſatz auf getrodnete Weinbeeren (Rofinen) leider jehr zu ftatten. Diefe Zollermäßigung für 
Rofinen macht es möglich, einen Kunftwein (Mofinenwein) darzuftellen, der, wenn ihm auch die Eigenfchaften des 
Naturweins abgehen, immerhin als Getränke beicheidenen Anfprüchen genügt und zum Theil den Geſchmacks— 
anforderungen des Publikums beffer entipricht, als die häufig fauren Heinen Naturweine, dabei aber faum die 
Hälfte an Herftellungskoften verurjacht, wie jelbft der billigſte Landwein. 

Der bejondere Umftand aber, daß einerjeits der in den Mofinen enthaltene Zucker — der zur Weinfabrifation 
in Betracht fommende Hauptbeftandtheil — durch die übermäßige Verbilligung des Rofinenzolles thatſächlich 
nur eine Stenerlaft, die der Hälfte der inländijchen Zuckerſteuer entjpricht, zu tragen hat, anderjeit3 aber bie 
jetzt reichsgejeglich zugelaffene Verbefferung der Naturweine nur mit Zufag von reinem Zuder, aber nicht mit 
Rofinen gejchehen darf, gibt dem Kunftwein auch mad) diefer Seite Hin einen namhaften Vorjprung in ber 
Konkurrenzfähigkeit. 

Durch die feit 1. Februar d. J. im Kraft getretenen Zoll- und Handelsverträge ift aber der Kunftwein- 
fabrifation injofern noch eine weitere bedenkliche Förderung zu Theil geworden, als ihr in der Trefter (Trefter- 
wein) der eingeführten eingejtampften Weintrauben ein äußerft billiges und vermuthlich maffenhaftes Material 
zur Darftellung ihrer Yabrifate geboten wird. 

Diefe Verhältniffe gebieten e8 aber dringend, dem einheimischen Weinbau gegenüber dem Kunſtweine, welcher 
durch dieje Verwerthung der Produkte des ausländiihen Weinbaues unjern Weinbau bedenklich fchädigt, einen 
angemefjenen Schuß zu gewähren, was für den einzelnen Bundesftaat nur durd Einführung einer Steuer auf 
den Kunſtwein möglich ift. Gleichzeitig ift aber damit auch Gelegenheit geboten, den guten Auf unjeres Landes 
als Weinland nohdrüdlicd zu wahren, da durch das Kunftweingejeg eine angemeffene Kontrole über den bei 
ung hergeftellten Runftwein erzielt wird. 

Mit Einführung einer Kunſtweinſteuer werden wir aber feineswegs vereinzelt daftehen, da ſchon andere 
Weinbau treibende Länder in diefer Sache Ähnlich vorgegangen find. Innerhalb Deutjchland ift es das König- 
reich Bayern, welches eine Beiteuerung des Kunſtweines ſchon längere Zeit eingeführt hat; vom Ausland find 
es Ungarn und Frankreich, die in ähnlicher Weiſe Vorjorge getroffen, und, foweit befannt, bamit günftige 
Rejultate erzielt haben. Es läßt ſich daher hoffen, daf auch bei ums ein derartiges Gejeg für den Weinbau 
förderlich fein wird. Dabei darf allerdings nicht verfannt werden, daß es für einen vollfommenen Schuß des 
einheimijchen Weinbaues von großer Bedeutung wäre, wenn dieje Angelegenheit in allen deutſchen Bundesstaaten 
eine gleichmäßige Behandlung — am beiten als NReichsjahe — erfahren würde; allein nad) der dem Gefet- 
entwurf beigegebenen Begründung der Großh. Regierung ift in abjehbarer Zeit eine folche einheitliche Löſung 
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biefer frage durch das Neich nicht zu erwarten, jo daß es eben den einzelnen befonders intereffirten Bundes— 
ftaaten überlaffen bleibt, ihren Weinbau foweit als thunlich durd die Landesgeſetzgebung zu ſchützen, felbft auf 
die Gefahr hin, daß ſolches nur unvolllommen gefchehen kann. 

Nachdem jedoch Bayern mit der Beftenerung des Kunſtweines ſchon vorgegangen ift, und aud) in Elſaß— 
Lothringen ein ähnliches Geſetz, das zwar leider nur den mit Hilfe von Nofinen dargeftellten Kunſtwein einer 
befonderen Beitenerung unterzieht, eben in Kraft tritt, fo ift immerhin die erfreuliche Ausficht vorhanden, dafi 
fi auch auf diefem Wege nach und nad) eine gemeinschaftliche und geeignete Megelung diefer Angelegenheit für 
das ganze deutjche Weinbaugebiet erzielen laffen wird. 

Daß ſich eine ſolche Beftenerung des Kunftweins in mäßigen Grenzen halten muß, liegt auf der Hand, 
da neben den Intereffen des Weinbaues auch jene des Konfumenten und vor Allem der weniger Bemittelten, 
welche befonders bei Fehlherbſten auf die Beichaffung eines billigen Erjages für den Wein angewieſen find, in 
Betracht gezogen werden müffen, und es nicht wohl angeht, diejen Bevölkerungsſchichten die Lebensmittel ums 
gerechtfertigt zu vertheuern. Allein deren Intereſſen jcheinen durch unfere bisherige Geſetzgebung genügend gewahrt, 
da das im Jahr 1888 erlaffene Geſetz über „die Befreiung des als Haustrunk bereiteten Weines" Gelegenheit 
bietet, ſich ſolche Weine für den eigenen Bedarf ſteuerfrei herzuftellen, und ſoll nad Anficht Ihrer Kommiſſion 
diefe Erleichterung unjerer Bevölkerung ungefchmälert erhalten bleiben. 

Eine hohe Beftenerung des Kunſtweines würde unter Umftänden auch geeignet jein, deſſen Fabrifation 
ganz lahm zu legen, was ſich nicht rechtfertigen liche und durch diefen Geſetzentwurf aud nicht beabfichtigt 
werben joll. 

Auf den Anhalt des Geſetzentwurfes jelbft eingehend, ſucht derjelbe den Kunſtwein durd Einführung einer 
Steuer auf deffen Darftellung, einer YFabrifationsjteuer, einer geeigneten Bejtenerung zu unterwerfen. 

Es möchte nun auf den erften Blick erjcheinen, als ob durch cine angemeffene Erhöhung der durch unjer 
Weinftenergefeg dem Kunftwein ſchon auferlegten Konfumftener fich der gleiche Zweck hätte einfacher erreichen 
laffen, als durch eine befondere Geſetzgebung mit Einführung einer Spezialftener; es wäre in diefem Fall nur 
eine Movelle zum Weinftenergejete nöthig geweſen, die die Accife, welche jegt für Natur- und Kunftwein die 
gleiche ift, für den Kunſtwein entjprechend erhöht hätte; auch wäre damit Gelegenheit geboten gewejen, den nicht 
im Großherzogthum erzeugten Runftwein ebenfalls diejer Extraſteuer zu unterziehen. Allein diefer Weg würde 
das beabfichtigte Ziel nicht erreicht haben, da, wie in der Begründung zum Gefegentwurfe ausführlich dargelegt 
ift, der Artikel 40 der deutſchen Neichsverfaffung und der Artikel 5 II $ 2 des Follvereinigungsvertrags vom 
8. Juli 1867 für Wein nur eine Landesbefteuerung bis zu 6,06 3 für das Liter zuläßt, während wir den 
Wein im Grofherzogthum schon feither mit einer Verbrauchſteuer von 5 Z (Aecife 3 J, Ohmgeld 2 5) 
belegt haben. Mit der nun noch zuläjfigen Erhöhung diefer Korfumftener für den Kunftwein um 1,06 4 auf 
das Liter würbe ſich aber ein wirkſamer Schug für den Naturwein jelbftredend nicht erzielen laffen. 

Aus diefem Grunde mußte daher der andere Weg, jener der Einführung einer Gewerbeftener, welche den 
Betrieb der Kunftweinfabrifation mit einer befonderen Steuer belegt und auch in Bayern eingeführt ift, gewählt 
werden. Dod wird auch dieje Beitenerungsart infofern eine Lücke haben, als es uns zwar zuftcht, den bei 
uns eingeführten Runftwein, gerade wie den im eigenen Sand erzeugten, bei der Einlage gemäß ben Bejtim- 
mungen unjeres Weinftenergejeges mit der Weinftener zu belegen, dagegen aber eine Ausdehnung ber von uns 
für das in Baden hergeftellte Fabrikat feftgejetten Gewerbeftener auf die in das Grofiherzogthum eingeführten 
Fabrikate durch den $ 3 des Neichsgejeges wegen Befeitigung der Doppelbejtenerung vom 13. Mai 1870 aus- 
drüdlich unterjagt ift. 

Die Wahrjcheinlichkeit ift daher vorhanden, daß die Kunftweinfabrifation fid) dieſen Umſtand zu 
Nugen macht und fid in jene Nachbarländer verzicht, im welchen eine derartige Beftenerung noch 
nicht befteht, und ift es im diefer Bezichung bejonders bedauerlih, daß das chen fertingeitellte Gejeg für die 
Reichslande die anfänglich beabfichtigte Beſteuerung aller Kunftweine nur auf die Nofinenweine beſchränkt; auch 
wird durch eine Verlegung der Runftweinfabrifen in die Nachbarländer der Fiskus in Folge der damit ver- 
bundenen Berminderung der Steuerlapitalien einigermaßen verfürzt. Mllein wenn man dagegen die im Vor— 
jtehenden ausgeführten Gründe für eine Kunftweinbeftenerung und befonders die Bedeutung Badens als Wein: 
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land abwägt, jo erjcheinen die Bortheile, die das vorgeichlagene Geſetz für die Allgemeinheit bringen wird, 
gegenüber den damit verbundenen Unvollfommenheiten bedeutend zu überwiegen. Bor allem wird ber dem Fiskus 
mit der Einfchränkung der Kunftweinfabrifation fcheinbar beigebradhte Nachtheil durch die Hebung des heimifchen 
Weinbaues und bie damit verbundene Förderung des Wohlftandes der fehr namhaften Winzerichaft des Landes 
und deren Steuerkraft reichlich aufgewogen. Auch wird diefer Zuftand vorausfichtlid nur ein vorübergehender 
fein, da aud die anderen weinbautreibenden Staaten Deutſchlands allen Anlaß haben, ihren Weinbau vor dem 
allzugroßen Ueberhandnehmen der Kunftweinfabrifation zu fchügen. 


Bezüglic) des Gegenftandes der Beftenerung lehnt fich der vorliegende Gefegentwurf an das noch vor 
Schluß der jüngften Seffion des Reichstages befchloffene Reichsgeſetz „betreffend den Verkehr mit Wein, mwein- 
haltigen und weinähnlichen Getränfen" infofern an, als berjelbe alle jene Getränke, welche diefes Reichsgeſetz als 
Berfälihungen und Nahahmungen von Wein im Sinne des deutſchen Nahrungsmittelgefeges anficht, als Kunſt— 
weine zur Beftenerung heranziehen will. Dabei vermeidet der Entwurf, alle verſchiedenen Arten der zu beftenernden 
Getränke einzeln namhaft zu machen und bejchränft fi) darauf im negativen Sinne — wie ſolches aud im $ 3 
bes Reichsweingeſetzes geſchieht — fetzufegen, welde Arten der Weinbereitung und Weinbehandlung nicht ala 
Darftellung von Kunftwein im Sinne diefes Steuergeſetzes anzufehen find. 


Diefe Anlehnung des Kunftweingefeges an das die Nahrungsmittelpolizei regelnde Reitgäweiugejeh ift 
offenbar als eine glüdliche zu betrachten; fie erleichtert die Handhabung der Gefege ganz weſentlich und erhöht, 
indem fie bewirkt, daß ein und berfelbe Gegenftand, je nachdem er vom nahrungsmittelpolizeilichen oder vom 
fteuerpolizeilichen Standpunkt aus betrachtet werden muß, immer als Kunftwein anzujehen ift, die Rechtsficherheit 
diefer Materie nicht wenig und bringt damit aud für den Rechtsunkundigeren eine wünfchenswerthe Klarheit 
der Sadjlage herbei. 

Nebſt dem wird dadurch, daß diefes Runftweinftenergefeg die durch den $ 3 des Reichsweingeſetzes zugelaffene 
Weinbehandlung und PVerbefferung nicht in feinen Wirkungsfreis hineinzicht, dafür Sorge getragen, daß unjer 
Weinhandel die im Neichsgejege zugeftandenen Vortheile ausnügen kann; die Folge hievon wird die jein, daß 
fich eine jehr große Nachfrage nach unferen geringen Naturweinen einftellen und damit einmal unjer Weinbau 
eine beachtenswerthe Förderung erfahren wird, daß aber nunmehr unjer Weinhandel gegenüber demjenigen anderer 
Weinbau treibenden Staaten, in welchen die Weinverbejjerung meift ſchon feit Jahren einheimifch ift, fonfurrenz- 
fähiger wird, und da ein leiftungsfähiger, auf guten Grundlagen bafirter Weinhandel zur Förderung unferes 
einheimijchen Weinbaues eine Hauptbedingung ift, dem legten auc hieraus nur Vortheile erwachſen. 


Es macht fi nun allerdings theilweife die Befürchtung geltend, als ob mit der VBerbefferung der Naturmweine 
eine allzugroße Vermehrung des Quantums verbunden werden könne, jo daß der Weinbau dadurch im Gegentheil 
nur Schaden nehmen werde. Zwar wird es noch bei der Beſprechung der Einzelbeftimmung nöthig fallen, auf 
diefen Gegenstand zurüdzutommen, nur jo viel möchte jchon jegt gejagt fein, daß eine derartige ungebührliche 
Vermehrung des Weinguantums nicht nur den Geſchmack der Konſumenten gegen fid) haben wird, fondern auch 
das Reichsweingeſetz, das die rationelle Weinverbefferung zuläßt, ſelbſt, indem dasjelbe zunächſt eine Grenze 
für die Vermehrung des Quantums beftimmt, jodann aber dafür Sorge trägt, daß derartig verbefferter Wein 
unter feiner tänfchenden Bezeichnung verfauft wird, was es durd) Feſtſetzung jehr namhafter Strafbeftimmungen 
zu erreichen fucht. Es dürfen daher alle derartigen Bedenken fallen gelaffen werden, und wollen wir nur noch 
darauf abheben, daß gerade die Zulaffung einer mit mäßiger Vermehrung des Quantum verbundenen rationellen 
Verbefferung unferer einheimifchen geringeren Weine, welche geeignet ift, unjeren Zandwein mundgerechter und 
entfprechend billiger zu machen, das befte Kampfmittel gegen die vorzüglich die ausländiſchen Weinprodufte 
perwerthende Runftweinfabrilfation fein wird. 


Indem der ums vorgelegte Gefekentwurf jo geeignet erjcheint, einerſeits durd Einführung einer wirt. 
famen Beftenerung auf die Kunftweinfabrifation unjeren einheimifchen Weinbau zu ſchützen, und anderſeits den 
Weinhandel durdy Gewährung der für feine gedeihliche Entwidlung nöthigen freien Bewegung zu fördern, erflärt 
ſich Ihre Kommiſſion mit demfelben im Allgemeinen einverftanden. 

Zu dem einzelnen Artikel ift zu bemerken: 
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Zu Artikel il. 

Diefer Artikel hebt zunächft darauf ab, daf nur die gewerbsmäßige Darftellung von Kunftwein der Be- 
jteuerung unterzogen werden joll. Ihre Kommiffion ift damit einverftanden und will hier nur nochmals auf 
ihre Ausführungen bezüglich des ftenerfreien Haustrunfs aufmerkjam machen. Daß durch die Einführung einer 
bejonderen Gewerbfteuer auf den Kunftwein derjelbe von den Beftimmungen des allgemeinen Gewerbftener: 
gefeges vom Jahre 1886 nicht befreit wird, halten wir für gerechtfertigt, und tritt diefe Spezialftener, wie in 
der Geſetzbegründung dargelegt wird, als Ergänzungsiteuer zu der allgemeinen Staatsfteuer hinzu. 

Da diefer Artikel zunächſt als Stewerobjefte nur „den aus getrodneten Weinbeeren dargeftellten Wein" 
bejonders erwähnt und im Uebrigen nur „von fonftigen künſtlichen Weinen" fpricdht, hat fi) im Schooße Yhrer 
Kommiffion die Frage aufgeworfen, ob es zur Vermeidung von Mifverftändniffen nicht angezeigt wäre, nad) 
bem Worte Weinbeeren den weiteren Zufag zu machen: „Weintreftern, Weinhefe“, um vornherein feitzuftellen, 
daß auch dieje Erjakgetränfe als Kunftweine zu beftenern feien. 

Dean glaubte eine ausdrüdtiche Hervorhebung diefer Weine auch noch deßhalb beantragen zu follen, ba 
neben dem Rofinenwein es gerade die Herftellung derartiger Getränke ift, die dem Naturwein die größte Kon- 
furrenz zu machen geeignet ift und da, mit Bezug auf die durch die neue Zollgeſetzgebung außerordentlich 
erleichterte Einfuhr von eingeftampften Trauben, bejonders die Herftellung des ZTrefterweines (das Betiotifiren) 
in der nächſten Zeit eine namhafte Ausdehnung erfahren wird. Eine Darftellung folder Getränke durch Auf- 
gähren von Weintrefter mit Zuderwaffer wird aber für unfern Weinbau um fo bedenflicher, wenn man in 
Betracht zicht, daß diefe Prozedur mit den eingeführten ſüdländiſchen Weintreftern mehrere Mal, ja jelbft bis 
fünf Mal wiederholt werden kann. 

Allein nachdem die Großh. Regierung dagegen geltend gemacht hatte, daß es nicht wünſchenswerth fei, 
ben Tert des Geſetzes ummöthigerweife zu befaften, da im Artikel 3 diefe Angelegenheit zur Genüge geregelt 
fei, fowie daß fie bei Erlaffung der Vollzugsverordnung auf eine bejondere Aufzählung diefer beiden Wein- 
gattungen befondere Rüdjicht nehmen werde, ift Ihre Kommiſſion von der Stellung eines biesbezüglidyen An- 
trages wieder abgefommen. 

Die Kunftweinftener wird nad) der Menge des hergeftellten Fabrikates erhoben, weil darin der geeig- 
netſte Maßſtab für die Veranlagung der Steuer gegeben jei umd fich diefelbe jo am praftiichiten durchführen 
laffe. Der Steuerjag wird auf AM 6 beftimmt und ift Ihre Kommiffion damit einverftanden. 

Urſprünglich war zwar die große Mehrheit der Kommijfion der Meinung, daß der Steuerjag auf A 10 
erhöht werden jolle, nm dem Weinbau einen möglicht wirkſamen Schutz zu gewähren. 

Nachdem jedoch die Großh. Negierung hierzu ihr Einverftändnif unter überzeugender Darlegung ihrer 
Gründe verweigert hatte, hat ſich Ihre Kommiffion dahin geeinigt, dem Regierungsvorjchlage zuzuftimmen. Als 
Hauptgrund wurde der Umftand namhaft gemacht, daß ein allzuhoher Steuerfag einem Verbote des Aunftweins 
gleich zu betrachten wäre und in Bayern thatjächlich in Folge der hohen Steuer, welche in einer Gewerbefteuer 
von A 72 fefter Normalanlage und M 10 per Hektoliter Betriebsanlage bejtcht, die Fabrikation aus der 
Deffentlichfeit ganz verjchwunden ſei. Dies fei aber kein wünfchenswerther Zuſtand, da einmal die Möglichkeit 
nicht ausgeichloffen jei, daß die Fabrikation, weil jo noch Iufrativer, ihr Wefen im Stillen weiter treibe, und 
anderjeitS auch, wie wir ſchon oben ausgeführt, die Konfumenten Anſpruch auf Berüdjihtigung hätten. Auch 
ließe es ſich nicht rechtfertigen, die Darftellung von mweinähnlichen Getränken, fo ferne mit ihr feine Täuſchung 
der Käufer verbunden umd fie nicht gegen das Nahrungsmittelgejek verftößt, als unzuläffiges Gewerbe anzufehen 
und demgemäß vollftändig zu unterdrüden. 

Alsdann fei zu bedenken, daß dadurch, daß wir in Baden für alle Weine feither eine Konſumſteuer von 
zufammen M 5 (AM 3 Accis, A. 2 Ohmgeld) haben, durch die hinzutretende Gewerbefteuer der Kunftwein in 
ber Folge mit „AM 11 für das Hektoliter belaftet würde, während Bayern auf den Wein gar keine Konfumfteuer 
erhebt, und in Eljaß Lothringen eine foldhe auf den Kunftwein mit A 6 pro Heltoliter neben einer Gewerbe 
ftener von M 3 — zuſammen AM 9 — per Heftoliter erheben will. Thatjächlich ift aber inzwifchen im Reiche« 
fande nur die Erhöhung der Konfumftener, und zwar nur für den Rofinenwein, mit AM 6 erfolgt. 

Antrag auf unveränderte Annahme. 
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Zu Artikel 2. 
Antrag auf unveränderte Annahme. 


Zu Artikel 3. 


Hier wird der Begriff des Kunſtweines feitgeftellt und unternimmt der Artikel dies, wie jchon früher 
bemerkt, in negativer Weife. Wir haben uns über die Art der Namhaftmachung des Steucrobjektes, ſowie über 
deren Anlchnung an die Reichsgejeggebung ſchon oben näher ausgelaffen und können ung, um Wiederholungen zu 
vermeiden, daher darauf beichränfen auszuſprechen, daß, da in der Zeit zwiichen der Vorlage des Gefegentwurfes 
und defjen Behandlung in der Kommijfion das bei Abfaffung des Entwurfes noch unfertige Reichsgeſetz vom 
Reichstage angenommen worden ift, eine Anlehnung des Stenergejeges an das Reichsweingeſetz um fo gerecht— 
fertigter if. Es würde nun zwar als das Einfachere erjcheinen, bier nur namhaft zu machen, daß unjer 
Runftweingefeg alle jene Getränte, welche nad) dem Reichsgejege als Kunftweine zu betrachten find, auch als 
jolche befteuere. Allein indem der Artikel alle jene Vorgänge in der Weinbehandlung und Weindarftellung, 
welche er nicht als Kunftwein beftenern will, einzeln aufführt, behält derjelbe fich für unfere Geſetzgebung eine 
jelbjtändige Handhabung in der Beſteuerung der Weindarftellung vor, was zu billigen ift. Anderſeits ift im 
dem Nachſatze des Artikels dafür Vorforge getroffen, daß ſolche Darjtellung von Getränken, welche nad) reichs— 
gejeglichen Beitimmungen als Kunftweine angejehen werden müfjen und nicht ſchon durch die Vorſchriften dieſes 
Gejeges zur Beſteuerung herangezogen find, alsbald auch unter die Beitimmungen dieſes Steuergejeges fallen. 

Was den zugelaffenen Verjchnitt von Naturweinen und bie übliche Kellerbehandlung desfelben betrifft, fo 
find foldhe für den rationellen Weinhandel unerläßliche Bedingungen; indem das Geſetz nunmehr auch den 
Verjchnitt von Weiß- mit Nothwein zuläßt, wird ſolches mit Bezug auf die zu erwartende große Einfuhr von 
ſüdländiſchen rothen Verſchnittweinen befonders für unjern Heinen Landwein von großer Bedeutung werben. 
Dagegen ijt die in der Regierungsbegründung ausgeſprochene Anſicht, dag der Verjchnitt von Kunſtwein mit 
Naturwein die Folge haben folle, daß das ganze hiedurcdh gewonnene Gemenge als Kunftwein zu verftenern ſei, 
vollauf zu billigen, und tritt Ihre Kommiſſion derſelben bei. 

Bezüglich der erlaubten Kellerbehandlung möchten wir noch darauf aufmerkſam machen, daß das Reidys- 
mweingejeß zur Haltbarmahung der Naturmweine einen bejtimmten Heinen Zufag von reinem Alkohol geitattet, 
der für deutſche Weine 1 Procent nicht überfteigen darf; dieſe Beftimmung wird durch diefes Gejek nicht be- 
einträchtigt. 

Die vom Steuergeſetze freigelaſſene Entſäuerung der Naturweine durch kohlenſauren Kalk (das Chaptali— 
ſiren) bezwedt, den jauren Landwein für den Konſum mundgerecht zu machen, ohne die bei der Verbeſſerung 
mit Zucker nöthig fallende Vermehrung des Quantums zu veranlaffen. Da dicjes Verfahren thatfächlich eine 
Verbefferung der geringen Weine und, mit fohlenjaurem Kalk ausgeführt, auch vollftändig gejundheitsunfchädlich 
ift, fo hat das neue Reichsweingejek joldyes ohne Vorbehalt zugelaffen und liegt fein Grund für uns vor, der- 
artig verbefferten Wein als Runftwein zu befteuern. Doch wollen wir hier bejonders hervorheben, daß das 
Neichsgejeg nur den Zujag von reinem fohlenfauren Kalf gejtattet, was auch hier gelten ſoll. 

Ueber die Steuerfreilaffung der Weinverbefferung durch Zucderzufag (das Gallifiren) haben wir uns 
ihon oben eines Näheren ausgejprochen, und iſt folche, nachdem durd das neue Reichsweingejeg bezüglich 
der mit diefer Verbefferung verbundenen Quantumsvermehrung eine beitimmte Grenze geſetzt ift, nicht mehr 
bedenklich. Es iſt dabei vom Reichsgeſetz vorausgejest, daß nur techniſch reiner Rohr, Rüben-, ynvert- oder 
Stärfezuder verwendet wird und foll dies auch hier ausdrüdlich hervorgehoben werden; cbenjo aber aud, daß 
derartig verbejferte Weine unter feinen Bezeichnungen feilgehalten oder verkauft werden dürfen, welche die 
Annahme Hervorzurufen geeignet find, daß ein derartiger Zufag nicht gemacht ift. 

Es hatte ſich nun zwar anfänglich im Schooße Ihrer Kommiffion eine Heine Minderheit gegen die 
Stenerbefreiung ber ſolchergeſtalt verbefferten Weine ausgeſprochen, da diejelbe die Vefürchtung hegte, es würde 
ſich mit der Zulaffung der Weinzuderung eine derartige Weinvermehrung einftellen, daß der Weinbau darunter 
Schaden nehmen müßte. Allein nachdem inzwichen das neue Neichsweingefeg zu Stande gelommen tft, konnte 
fih Ihre Kommifjion auf Annahme der vorgeichlagenen Steuerfreilaffung einigen. 
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In Folge der Beitimmung der Ziffer 3 diefes Artifel8 find an das Hohe Haus 133 gleichlautende und 
mit zahlreichen Unterſchriften verſehene gedruckte Petitionen aus den weinbautreibenden Bezirken des Landes 
eingelaufen. Ein Abdruck der Petitionen befindet fi in den Händen der Herren Abgeordneten. Die Petenten 
machen geltend, daß die Gejekvorlage bei ihnen große Freude hervorgerufen habe, und daß fie, obgleich 
fie eine höhere Beftenerung der für die Landwirthichaft jo nachtheiligen Kunſtwein-Induſtrie gewünjcht hätten, 
fie auch diefe Vorlage, wenn ſich eine Erhöhung der Steuer nicht erreichen laſſe, dankbar annehmen. 

Dagegen feien fie der Anficht, daß der Artifel 3 in jeinem erjten Abjag Ziffer 3 eine Beftimmung ent: 
halte, welche den Werth des ganzen Geſetzes wieder aufhebe und die erhoffte Begünftigung des Weinbaues faft 
gänzlich vernichte, da gerade die hier ftenerfrei belaffene Weinverbefferung, die richtiger „Weinvermehrung" und 
„Weinverfälihung" genannt würde, den Weinbau mehr jchädige, als die eigentliche Kunftweinfabrifation; fie fei 
auch thatſächlich eine wirkliche Kunftweinfabrifation, zu welcher allerdings nod ein Theil Naturwein verwendet 
werde; die Hauptſache jei aber das Waffer, und darin liege der Grund, weßhalb die Weinhändler mit jo großem 
Eifer für diefe Weinverbefferung, die ihnen geftatte, Waſſer für Wein zu verkaufen, eintreten. Sie befürchten, 
daß der Weinpflanzer darunter um fo mehr leide, weil dadurch der wirkliche Naturwein an Werth verliere, im 
Preife herabfinte und zulegt ganz unverfäuflich bleibt und bitten darım das hohe Haus dringend, dasjelbe wolle 
bei der Berathung dieſes Gejetes die Ziffer 3 des Artikels ftreichen und jo das Geſetz genehmigen. 

So erfreulich es ift, daß eine jo große Anzahl Winzer im Allgemeinen ihre Zuftimmung zu dem vor 
liegenden Gejegentwurfe fundgegeben haben, und darin ein Wink für die Zweckmäßigkeit der beabfichtigten Geſetz— 
gebung erblidt werden darf, jo kann doc Ihre Kommijfion die in der Petition niedergelegten Befürchtungen 
feineswegs theilen. Sie befindet fich hierin vielmehr mit dem durch das neue Reichsweingeſetz dargelegten An- 
ſchauungen des Reichstages in Uebereinftimmung und glaubt im Vorftehenden zur Genüge dargelegt zu haben, 
daß die Zulafjung der rationellen Weinverbefferung dem Weinbau keineswegs zum Nachtheile gereichen wird. 
Ihre Kommiffion ftellt daher den Antrag: 

1. den Artifel 3 unverändert anzunehmen; 
2. die eingegangenen Petitionen dadurch für erledigt erflären zu wollen. 


Bu Artikel 4, 5 und 6. 
Antrag auf unveränderte Annahme. 


Bu Artikel 7. 


Diefer Artikel will eine genügende Kontrole der KRunftweinfabrifation während des Betriebs und ihrer 
Erzeugniffe, jobald fie in den Verkehr übergehen, fichern. 

Innerhalb Ihrer Kommiffion hat ſich aber die Frage aufgeworfen, ob dieje Beſtimmungen den beabfichtigten 
Zwed vollauf erfüllen. Es wurde erörtert, ob der Transport nicht auch in Flafchen gejchehen könne, und ob 
nicht in dem Ausſchank dieſer Getränle, wenn er ohne augenfällige und unaufgeforderte Deklaration ftattfinden 
werde, für die Konjumenten eine Hauptgefahr wegen Unterjchiebung diefer Kunſtprodulte für Naturwein liege, 
wobei befonders geltend gemacht wurde, daß ein großer Theil des Publikums nicht in der Lage fei, mit Hilfe 
des Geihmadjinnes jofort zu erkennen, ob ihm Natur- oder Kunſtwein vorgefegt jei. Es wurde daher Antrag 
geftelit, die Ziffer 3 diefes Artikels in folgender Weiſe zu faffen: 

„3. die zur Lagerung, zum Transport umd zum Wusichant des Kunftweins dienenden Gefäße 
(Fäffer, Flaſchen ꝛc.) müffen zc. zc." 

In dieſer Abficht würde man fomwohl durch die Beitimmung des $ 2 des Gejegentwurfes für Elfaß- 
Lothringen, der auch den Transport des Kunftweins in Flaſchen ſolcher Geftalt kenntlich gemacht haben will, 
als durd) eine amtliche Beftimmung des Kantons Zürich beftärkt, welche vorjchreibt, daß im allen Lokalen, wo 
Kunftwein ausgeſchänkt wird, ſolches durch einen entjprechenden Anfchlag im Schanklofale namhaft gemacht wird. 

Einerjeit8 wurde jedoch dagegen eingewendet, daß der Transport in Flafchen für den Kunſtwein zu theuer 
erſcheine und andererjeits hatte das Großh. Finanzminifterium eine ſolche Mafregel als eine für ein Finanz- 
gejeg ungeeignete Beftimmung bezeichnet. Letzteres jei deßhalb der Fall, weil die von Ihrer Kommiffion beabfichtigte 
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Faffung eine polizeiliche Mafregel im fich fchließe, und fei die Finanzverwaltung überdem nicht in der Lage, 
eine derartige Kontrole durch ihre Organe durchzuführen. Es ſolle eine folde Regelung der Nahrungsmittel- 
polizei vorbehalten bleiben; auch fei ſchon im $ 4 des neuen Reichsweingeſetzes dafür Vorſorge getroffen und 
werde eine diesbezügliche Reichsverordnung kaum ausbleiben. In Folge diefer Einwendungen hat Ihre Kommijfion 
von dem Antrag wieder Abftand genommen; doch joll hier ausdrüdlich hervorgehoben werden, daß Ihre Kommiffion 
nad) diefer Richtung Hin eine gemügende Kontrole des Ausſchanles der Kunftweine durch die Organe der Polizei- 
verwaltung für dringend geboten Hält. 
Antrag auf unveränderte Annahme des Artikels. 


Zu Artikel 8. 


Gegen die Beftimmungen diejes Artiteld und deren Begründung ift im Allgemeinen nichts einzuwenden. 
Dod; wünſcht Ihre Kommiffton, daß im Abjag 2 noch ausdrücklich namhaft gemacht wird, daß man nur bie 
Abgabe aus Darftellungs- oder Lagerräumen im Auge hat, da jonft die Möglichkeit von Mißverftändniffen 
nicht ausgejchloffen jei darüber, ob Kunftwein an Dritte überhaupt in Mengen unter 20 Liter abgegeben 
werden dürfen, während es doch nicht beabfichtigt ift, den Stleinverfauf des Kunftweins derart einzufchränten. 
Die Großherzogliche Regierung ift mit der Ergänzung einverjtanden und jchlägt daher Ihre Kommiffion vor, 
im Abſatz 2 Hinter „darf“ einzuſchalten: 

„aus den Betriebsräumen” 

und ben Artifel mit diejer Ergänzung anzunehmen. 


Zu Artitel 9, 10, 11 und 12. 
Antrag auf unveränderte Annahme. 
Zu Artikel 13 und 14. 


Nach der dem Gejegentwurf beigefügten Begründung ftellt die Großh. Megierung es als unerläßlich Hin, 
daß der Verkehr in den Weinhandlungs- und Weinlagerkellern einer jchärferen Kontrole unterzogen werde, weil 
der Gefahr begegnet werden müßte, daß in dieſen Räumen die Kunftweinfabrifation heimlich betrieben wird; 
um num die Inhaber von Weinhandlungs- und Weinlagerpatenten in der freien Bewegung möglichſt wenig zu 
hindern, befchränfe fich der Entwurf auf die Vorſchrift, daß über alle in den betreffenden Kelfern ftattfindenden 
BWeineinlagen und Abfaffungen fortlaufende Aufzeichnungen zu führen find, die jederzeit eine Berechnung bes 
Sollvorrathes ermöglichen. Doc) ſei weiter angeordnet, daß, damit diefe Aufzeichnungen fich mit der thatjäch- 
lichen Geftaltumg der Vorräthe in den betreffenden Kelfern nad Möglichkeit in Uebereinftimmung befinden und 
etwaige Irrthümer in nicht allzugroßen Zwiſchenräumen entdedt und berichtigt werden können, die Inhaber der 
fraglichen Patente alljährlich auf einen beftimmten Zeitpunkt, der, ſoweit möglich unter Berückſichtigung der 
Wünſche und gejchäftlichen Intereſſen der betreffenden Gewerbetreibenden, von der Steuerbehörde feftzufegen ift, 
einen Beftandsnacdweis einzureichen haben. Diefe Aufftellung ſolle ſodann den Ausgangspunkt für die in dem 
nächften Beitabjchnitt zu bewirfenden Anfchreibungen bilden. Der Steuerbehörde bleibe vorbehalten, die Nichtigkeit 
bes Nachweiſes durch eine auf Grund des Artikels 30 des Weinftenergefekes anzuordnende Aufnahme der Wein- 
vorräthe zu prüfen; doch folle eine derartige Aufnahme nicht alljährlich, jondern nur nach Bedarf veranlafit 
werden. Im Wejentlichen beftehe fomit die durch den Entwurf den Patentinhabern auferlegte Verpflichtung 
in der für die Zwede der Steuerverwaltung beftimmten Buchführung über ben Verkehr in den Kellern. Anläßlich 
einer mit dem Vertreter der Großh. Regierung gepflogenen Erörterung über die Beftimmungen des Entwurfes 
wurde ſodann von derſelben bezüglich der beabfichtigten Kontrole des Kellerverlehrs noch weiter hervorgehoben, 
daß im dieſer Kontrole für dem redlichen Weinhandel zu deſſen Schutze das befte Mittel geboten fei, indem er 
dadurch in der Lage fei, fih vor allen Verdächtigungen zu wahren. 

Ihre Kommiſſion ift im ihrer Mehrheit mit diefen Anſchauungen der Großh. Regierung, fowie mit der 
Abſicht des Artikels, and) die im Sinne des Artikels 3 des Entwurfs ftattgehabte Vermehrung der Weinmenge 
durch Anjchreibung feftzuftellen, einverftanden, und macht noch befonders geltend, da in dem durch den $ 20 
des Entwurfs feitgefegten Prozentjage (109/,) der zuläffigen Differenz zwiſchen dem thatjächlichen Vorrath und 
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dem mit Abzug des im Artikel 13 vorgejehenen Abganges für Zehrung und Hefe, etwa nachgewieſenen Berluftes 
und des Hausverbrauds beredjneten Sollvorrath, eine genügende Garantie dafür geboten jei, daß dem reellen 
Weinhandel ungerechtfertigte Beläftigungen erjpart bleiben, 

Die Minderheit Ihrer Kommiſſion war dagegen der Meinung, daß die erjten beiden Abjäge diejes Artikels 
zu ftreichen jeien umd führte dafür die nachfolgenden Gründe in’s Feld. 


Zunächſt ſei zu bedenken, daß die Einführung einer derartigen Kellertontrole für den Gejchäftsbetrieb 
"der betreffenden Weinpatent: und Weinkeller eine große Beläftigung bebeute, die fid) gegenüber dem nur Natur- 
weine verjchleußenden Weinhandel nichtzrechtfertigen laffe und mit der von der Großh. Negierung in der Be- 
gründung zum Geſetzentwurfe wiederholt ausgejprochenen Abficht, „den Weinhandel in feiner freien Bewegung 
möglichjt wenig zu hindern", im einem gewiffen Widerſpruch ſteht. Es ſei nicht ausgeichloffen, daß trog des 
im & 20 vorgejchenen verhäftnigmäßig hohen Prozentjages der zuläffigen Differenz zwiſchen thatfächlichem und 
Sollbeftand in Anbetracht des Umitandes, daß viele Faßbeſtände diefer Keller nicht geaicht find, und daher bie 
Weinaufnahmen auf Abjchägungen und Tabellenberehnung gefußt werden müffen, hin und wieder Differenzen 
zwiſchen den Patentinhabern und dem fontrolirenden Finanzbeamten vortommen können. Auch biete hiezu die 
Thatſache, daß die Weine je nad) Jahrgang und Lage eine große Verfchiedenartigkeit im Hefenabfag zeigen und auch 
die einzelnen Keller je nad; Lage ꝛc. einen jehr namhaften Unterſchied im Schwand aufweifen, noch weitere 
Gelegenheit. Kein anderes Gewerbe des Landes jei einer ähnlichen Mafregel unterzogen und fei auch vom 
Ausland eine derartige Beaufſichtigung des Weinhandels nicht befannt; vor allem habe aber auch Eljaß-Lothringen 
in jeinem neuen Runftweingejege eine derartige Maßnahme nicht vorgejehen. Dabei jehe dieje Kellerkontrole 
nur auf den Weinhandel ab, während es doch nicht ausgeſchloſſen fei, daß aud) in den Kellern der Weinprobu- 
zenten und bejonders der Befiger größerer Weinbergareale heimliche Kunftweinfabrifation vorfommen könne. Die 
Minderheit der Kommiſſion jei aber der Meinung, daß eine derartig beabjichtigte Kellerkontrole für alle 
Weinkeller defhalb unnöthig jei, weil einmal Jedermann, der Kunftwein gewerbsmäßig herftelle, ſolches vorher 
der Steuerbehörde anmelden müſſe und im Unterlaffungsfalle die im Gefegentwurfe vorgefehenen jehr empfind- 
lichen Strafen zu gewärtigen habe, alsdann es aber den Inhabern von Batentfelfern kaum möglich jei, größere 
Quantitäten Runftwein ohne Mithilfe anderer Perjonen herzuftellen, was für die Webertretung des Geſetzes 
allein ſchon eine große Erjchwerung biete. Dazu fomme aber, daß derartig heimlich hergeftellter Kunftwein, 
um den Folgen der Uebertretung unjeres Runftweingejeges zu entgehen, und um ben beabfichtigten betrügerijchen 
Nugen einzuheimfen, als Naturmwein oder verbefjerter Wein veräußert werden müßte; einem ſolchen Vorgehen ftehe 
aber glüdlicherweife wieder das neue Reichsweingeſetz und das Nahrungsmittelgefeg entgegen, die eine derartige 
Handlungsweije verbieten und mit äußerft namhaften Strafen belegen. Ueberdem jei aber der Steuerbehörde 
durch den $ 30 des Weinfteuergejeges genügend Gelegenheit geboten, in den ſämmtlichen Weintellern eine ihr 
nöthig feheinende Kontrole jederzeit auszuführen, von welchem Recht fie überall da Gebraud machen fol, wo 
fie ‚fteuerfachlichen Anlaß zu haben glaubt. 

Außer diejen fachlichen Gründen glaubt die Minderheit der Kommifjion auch noch einen formellen anführen 
zu jolfen, da die Anordnung der Kontrolirung aller Patent» und Lagerleller als eine Zufagbeftimmung zum 
Weinftenergejeß zu betrachten jei, und, wenn ſolche erforderlich erjcheinen jollte, daher durch eine Ergänzung 
jenes Gejeges erfolgen müßte; das Gleiche würde alsdann für die Beftimmungen des Artitels 14, foweit fie 
die Ausführung der Kontrolvorjchriften anbelangen, und bezüglich der im Artikel 19 und 20 enthaltenen Straf- 
beftimmungen, nothwendig werben. 

Was fodann die mit Einführung diejer Kellerkontrole beabfichtigte Feſtſtellung der mit der ftewerfrei 
befaffenen Weinverbefferung verbundenen Vermehrung des Weinguantums betrifft, jo ſei die Minderheit der 
Kommiſſion der Anficht, daß, da einerjeits das neue Meichsweingefeg diejelbe nunmehr zulaffe und auch diefer 
Gejegentwurf eine jolche nicht beftenere, und anderſeits der $ 7 des Meichögefeges gegen einen Mißbrauch bder- 
jelben genügend Vorſorge getroffen habe, eine ſolche nicht angezeigt erjcheine. 

Ueber die Beitimmungen des leiten Abjages diejes Artikels herricht dagegen in der Kommiſſion volle 
Einigkeit. 

Antrag auf unveränderte Annahme. 

Berhandlungen der 2. Kammer 1891/92. dtes Beilageheft. 79 
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Zu Artikel 15, 16, 17, 18, 19 umb 20. 
Antrag auf unveränderte Annahme. 
Bu Artikel 21. 
In Beile 1 diejes Artikels joll das Wort „ſubſidiäriſch“, als zur Deutlichfeit des Tertes überflüſſig, 
geftrichen werben, und ift die Großh. Regierung damit eimverftanden. 
Antrag auf Annahme mit Strid, des Wortes „jubfidiäriich“. 
Zu Artikel 23, 24 und 20. 
Antrag auf unveränderte Annahme. 


Schließlich ſtellt Ihre Kommiſſion den Antrag: 
„dem Gefegentwurfe mit den vorgefchlagenen Abänderungen die Zuftimmung ertheilen zu wollen”. 
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Bericht 


Kommiffion der Bweifen Kammer 


über 


den Gefekentwurf, die Gewerbekammern betr. 


Erftattet von dem Abgeordneten Geſell. 


Die Frage der Errichtung von Gewerbefammern hat den badijchen Landtag jchon zu wiederholten Malen 
beichäftigt. Zum erjten Wale gejchah dies bereits im Jahre 1861, als die badifche Regierung den Geſetz— 
entwurf über die Gewerbeordnung vorlegte.e Durch dieſes Geſetz follten alle Schranfen, von welchen bas 
Gewerbe bis dahin in Form von Privilegien der Zünfte, Innungen u. j. w. umgeben war, aufgehoben und 
die Gewerbefreiheit und die ‚Freizügigkeit eingeführt werben. 

Der Gejegentwurf enthielt als Artifel 30 folgende Beſtimmung: 

„Die Regierung ift, wo ſich das Bebürfniß zeigt, ermächtigt, die Errichtung befonberer Bewerbebehörben anguorbnen, 
welchen bie Wahrung unb Förderung ber gemeinfamen Intereffen aller oder einzelner Klaflen bes Bewerbeftanbes eines Ortes 
ober Banbestheils zur Aufgabe geftellt iſt (Gewerbelammern, Handelslammern x.) unb beren Mitglieder aus ber freien 
Wahl ber beteiligten Klaffen hervorzugehen haben. m Uebrigen werben für jebe einzelne derartige Behörde die näheren 
Beftimmungen über ihre Verfafſung und Ginrictung, ihren Bezirk und Wirkungsfreis in eigenen Sahungen unter 
Berüdfihtigung ber Anträge ſachtundiger Betheiligter unb ber einfchlägigen beſonderen Derbältniffe von ber Regierung 
feftgeftelt *, 
und ber Artilel 31 lautete: 

„In ben Satzungen lann angeorbnet werben, bab bie Ablehnung ber Wahl nur aus beflimmten Entſchuldigungs · 
gründen flattfinde, und baf alle entflehenden Koften in Ermangelung anderer Mittel durch Umlagen auf bie Gewerbefleuer- 
tapitalien ber betheiligten Klaffen aufzubringen feien,.* 

Die Begründung zu biefen Artikeln führte u. A. aus: 

Wenn ber freien Entwidelung des gewerblichen Affociationsmwefens durch einen gejeglichen Zwang nicht vorgegriffen 
wird, und wenn es biernad immerhin geichehen kann, daß an manden Orten und in manchen Bezirken bie beftehenben 
Innungen verſchwinden und neue Derbindbungen nit an ihre Stelle treten, ober daß wenigftens bie Geſammtheit bex 
Gewerbetreibendben burch ſolche Vereine nicht vertreten, ober daß die Geſammtheit ihrer gemeinjamen Intereſſen durch fie 
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nicht geförbert iſt, ſo wird ſich binnen Kurzem das Bedürfnih geltend machen, dieſe Lücke auf andere Weile ausfüllen zu 
önnen, ohne daß die Theilnahmlofigleit Eingelner und ihr Widerfpruch dem Nuhen der Mehrheit hindernd in ben Weg 
treten dürfte. Auch für den Staat, wenn er bie Aufgabe ber Gewerbeförberung richtig löſen foll, wirb ein Organ 
erforderlich werben, welches feine Beziehungen zum Gewerbeftand vermittelt, ihn mit deſſen Bebürfnifien, Nöthen und 
Wonſchen unausgeiegt und verläffig befannt erhält, nnd den Behörden auf Anfragen über gewerbliche Verhältnifie Rede 
und Antwort ſteht. Bis jet Gaben berartige Imftitute in umferem Laube nicht beflauden. Die in einigen Stäbten 
aegränbeten Hanbelstammern, melde zum Theil mit ausgezeichnetem Erfolg gewirkt und für ihren Stand das Organ, bon 
welchem bier bie Mebe ift, eriegt Haben, find im Grunde Inuungen ber Kaufleute und können wohl nad Maßgabe bes 
Geſehes auch fernerhin beftehen, wicht aber als ein Gefammtorgan des Bewerbeftaubes betrachtet werben. 

Freilich iſt es mißlich, ein völlig neues Organ, das eine fo wichtige Aufgabe erhalten foll, zu bilden, ohne ganz 
fihere Anhaltspunkte für einen folgen Verſuch zu befigen. Das Groß. Handelöminifterium bat ben Gegenſtand in feinem 
Erlaffe vom 10. Oktober, frage XI., in Anregung gebracht und den @ewerbeftand zu eingehenden Vorſchlägen aufgefordert. 
Sole find nur ſpärlich eingetroffen, und im Ganzen ift aus den mannigfaltigen und fehr verichiedenartigen Andeutungen 
welche über bie Loſung biefer frage abgegeben worben find, als Gefammtrefultat nur der Wunſch herauszuziehen, daß 
überhaupt ein ſolches Organ für jeben Bezirk gebildet werden möge. 

Manche Stimmen ſprachen fi zwar dafür aus, daß mit biefer neuen Schöpfung überhaupt noch eine Zeit lang 
zugewartet werben möge, bis die Wirkungen ber einzuführenden Gewerbefreigeit fihere Erfahrungen an bie Hand gegeben 
unb bie Anfiten über das vorliegende Bedürfniß fich mehr abgeflärt haben würden, Die Regierung ifl nun allerdings mit 
der Iepterwähnten Anficht infofern einverftanden, als es auch ihr nicht räthlich erſcheint, fofort in jedem Bezirk eine 
Gewerbefammer ind Beben zu rufen, vielmehr nur das Mar erfannte Bedürfniß, wo es fich zeigt, zu dieſer Einrichtung 
führen fol. Auf der anderen Seite mühte fie es aber bebauern, wenn fie aus Mangel an ben nötigen gefeßlichen 
Beftimmungen gehindert wäre, au Orten oder in @egenden, wo ſich das Bebürfnik in allerfürgefter Zeit geltend machen 
wäürbe, basfelbe unvermweilt zu befriedigen. Auf bem Wege der bloßen Verordnung könnte dies nicht gefchehen, weil bier 
notöwenbig Beftimmungen getroffen werben müßten, welde in bie {Freiheit und das Eigenthum eingreifen; zu einem 
proviforifchen @efehe aber wäre der Gegenſtand boch wieder nicht dringlich genug. 

Diefe Erwägung in Berbindbung mit den hierher bezüglihen Vorſchlagen der Beiräthe führten zu ben oben genannten 
Artiteln des Entwurfes, welche im Allgemeinen die Borausfegungen feitftellen, unter denen die Regierung zur Errichlung 
von Gewerbelammern befugt fein foll nnd die Hauptgrundfäße normiren, nad welchen fie hiebei zu verfahren hätte, fonft 
aber im Einzelnen ihrem Ermeffen anheimftellen, wo und von welchem Zeitpunft an damit vorzugehen wäre, 


Die Zweite Kammer erklärte fi mit [biefem Vorſchlage einverftanden, nachdem die betr. Kommifjton deſſen 
Annahme mit folgender Begründung empfohlen hatte: 


In der Rommilfion haben fich zwei gang conträre Anfichten über ben Gegenſtand diefer beiben Artikel geltend zu 
machen gefucht: eine, welche fich von bem Projekt ber Gewerbelammern ſehr wenig verſprach und auf Strich beider Arlilel 
antrug, und eine, welche fehr bebeutfame folgen zu Gunften ber Gewerbe von dem neuen Juſtitute in Ausficht ftellte und 
bemgemäß eine möglichfte Erweiterung der Kompetenz beffelben befürwortete. 

Begen bie beiden Artikel wurbe insbejonbere geltend gemacht: bie projektirten @ewerbefammern mwürben, wie zu 
erfehen, mehr oder weniger offizielle Stellen werben; fie würden alfo zunächft neben, balb aber auch gegenüber und vielleicht 
entgegen ben freien @ermwerbevereinen auftreten, bie ſchon bis dahin alle biefe Aufgaben Fi zum Ziele geſetzt hätten und 
von jegt an noch mehr veripräden. Man habe ba ein noch unbefanntes Inſtitut vor fi, das Bedürfniſſen dienen folle, 
die erft fich noch geltend zu machen Hätten. Die wenigen Erfahrungen, bie man bisher über ſolche Gewerbefammern habe, 
ſprächen nicht für fie und ein Smftitut, wie die Conseils des prud’ hommes, laſſe ſich nicht anführen, denn dieſes babe 
einen beftinmmten, nambaft gemachten und deshalb auch zu unterfuchenden Zwed, während biejer Artifel 30 ganz allgemein 
laute. Nun aber folle man gar noch im Voraus eine Art Stenerbewilligung mit einem Zwang gegen alle @ewerbetreibende 
defretiren, und das fei fogar bie Hauptſache, denn nur ber Artikel 31, nicht der Artikel 30 bebürfe einer geſehlichen 
Erledigung. Die Ausgaben folher Kammern könnten allerdings recht Mein, aber ebenfogut redht groß werben, das hänge 
von ihrer fpeziellen Aufgabe ab, und die feune man gerade noch nicht. GBewerbefammern würben allerdings vieljeitig 
gervünfcht, aber die Gewerbetreibenden ſelbſt hätten nur die allgemeine Vorftellung, daß biefe Kammern ihnen einen befonderen 
Nupen bringen follten. 

Für bie beiden Artikel wnrde ausgeführt: Allerdings follten und müßten die Gewerbelammern auch einen offiziellen 
Gharalter haben. Es wäre höchſt wünfchensiwerth, daß fie theils Handlungen ber Verwaltungsbehörde in Gemwerbeangelegen« 
beiten übernähmen, teils die Grundlage für jene würden und jedenfalls könnten fie eine Art ſtändiger Beiräthe abgeben. 
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Die Conseils des prud' hommes fönnten doch eben auch als Beweis eines wohlyelungenen Vorganges bienen, vor Allem aber 
müſſe man an bie Analogie ber Handelslammern fich erinnern, deren durchaus günftige Wirkfamfeit Niemand in Frage 
ftellen werbe. Wolle man aber überhaupt Gewerbefammern, jo müfle man auch bie zur Erreichung bes Zieles nothwendigen 
Mittel gewähren und infofern fei Artifel 31 feinesfalls wegzulaſſen. Die Gewerbefammern würben aber auch einen 
Zufammenhalt für die Gefammtimaffe ber Gewerbetreibenden abgeben, bie nun nach Beleitigung ber Zunftverfaffung einen 
folhen recht gut würden brauchen können. Ebenſo könnten diefelben bie Stüßpunkte für alle einzelnen ben gewerblichen 
Interefien förberlichen Makregeln und Beitrebungen werben. 
Die Kommiſſion hat fich fchließlich legterer Anfiht zu Gunften der Gewerbefammern zugeneigt. 


Die erjte Kammer war über dieje Frage anderer Anſicht; in dem betreffenden Kommifjionsbericht wird 
angeführt, daß man ganz mit der Abficht der Errichtung von Gewerbefammern einverftanden jei, daß man aber 
die größten Bedenfen hege, denjelben die zwangsweije Erhebung von Steuern von ihren Mitgliedern zur 
Dedung des Berwaltungsaufwandes zuzugeitchen. In Folge deifen wurde unter Zuftimmung der beiden 
Kammern umd der Gr. Regierung aus dem Gewerbegeſetz der Artikel 30 über das Beitenerungsrecht geftrichen, 
dagegen blieb der $ 29 aufrecht erhalten, welcher die Errichtung von Gewerbelammern, Handelskammern u. ſ. w. 
ohne jeden jtaatlihen Zwang geitattete, 

Unter der Herrichaft dieſes Artikels wurden gar feine Gewerbekammern errichtet, dagegen blieben die 
bereit3 beſtehenden Handelsfammern und Handelsgenoſſenſchaften theils erhalten, theils wurden folche ‚neu 
organifirt. 

Im Laufe der Jahre machten jich aber in ‚Folge der jteigenden Kloten für dieje Körperjchaften bei gleich- 
zeitigem Rüdgang der Mitglieder der Genofjenichaften und der erhöhten Bedeutung, welche ihnen ſeitens des 
Handels und der Induſtrie jowohl, wie jeitens der Negierung beigelegt wide, das Bedürfniß der Einführung 
bes Mitgliederzwangs und des Beltenerungsrechtes für die Dandelsfammern in dem Maße geltend, daß die Gr. 
Regierung fich zur Vorlage eines dahin zielenden Gejegentwurfes im Jahre 1878 entichloß. Beide Kammern 
der Landftände ftimmten demjelben zu und es trat das neue Handelsfammer:Gejeg auf den 8. April 1879 
in Kraft. 

Es läßt ſich nun nicht leugnen, dal von jenem Zeitpunkte am für die meiiten der auf Grund jenes 
Gejeges nen in's Leben gerufenen bezw. neu organifirten Handelsfammern eine jchaffensfrendige Epoche anbrach, 
da fie durch die ihmen zuflichenden veicheren Mittel in der Lage waren, tüchtige befoldete Schriftführer 
anzuftellen und den um das Wohl ihrer Wähler bemühten Sammermitgliedern das Bewußtjein zu geben, daß 
fie die Vertreter ſämmtlicher Intereſſenten und nicht nur wie früher einzelner derjelben jeien, 

Das Befteuerungsrecht gab andy den Handelsfammern außer den Mitteln zur Einrichtung eines voll- 
jtändigen Bureaus nad) aufen das Anſehen einer Behörde, die Wahlberechtigten fühlten durch die Zahlungs 
pflicht auc) das Necht, ſich bei allen Beichwernifien an die Handelskammer zu wenden, was bei den freiwilligen 
Nereinigungen lange nicht in dem Maße der Fall war, da dort meiltens unbejoldete Kräfte thätig waren, denen 
man feine erheblichere Arbeit zumuthen wollte, 

Die günftigen Ergebnifje bei den Handelstammern legten es natürlich verjchiedenen Vertretern des Klein 
gewerbes nahe, auch für diejes eine Ähnliche Organijation anzujtreben. 

In erfter Linie hoben jie hervor, daß, wenn der badische Handelsſtand mit jeiner doch viel größeren 
Intelligenz es nicht vermochte, in freier Vereinigung jeine Intereffen wirkjam zu vertreten und eine durch Gele 
geichaffene obligatorische Organijation für feine Vertretung benöthigte, dies um jo mehr beim &ewerbejtand ber 
Fall jein müßte, 

Im Grundjag fanden jchon jeit Jahren die betr. Antragiteller bei weiten Streifen der Bevölkerung jowohl 
wie bei der Regierung Zujtimmung für ihre Anträge, allein jobald an die Verwirllichung derjelben gegangen 
werden jollte, zeigte fich eine jolche Verjchiedenheit der Anſchauungen über die Art und Weije der Ausführung, 
da zuerit eine Klärung der Anfichten eintreten mußte, che die gejeßgeberiichen Faktoren jich mit der Frage 
endgiltig befaſſen konnten, 

In Folge der gegebenen neuen Anregungen jchenfte die Regierung der Frage wiederholt ihre Aufmerkjamteit. 
Der jtündige Ausſchuß der Landesgewerbehalle bejchäftigte jich im Jahre 1880 eingehend damit, ebenjo ftand 
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bei demielben im Jahre 1881 die über dieſen Gegenstand abgefahte Denkfchrift des Herrn Dr. Landgraf zur 
Berathung. Fielen auch die damals gefaften Bejchlüffe völlig zur Ungunften der pfälziichen Gewerbevereine 
ans, jo brachten die Lesteren ihre Wünſche auf's Neue wieder im Jahre 1885 zur Verhandlung bei der 
Landesgewerbehalle, nachdem diejelben eine ihre Anträge begründende Dentichrift verfaht hatten. 

Der Widerſtand, den die Handelstammern früher der Errichtung von Gewerbefammern entgegen gebracht 
hatten, ſchwand nad) und nach, da ſich bei genauer Betrachtung der Vorſchläge zeigte, daß es möglid) jet, 
Sewerbefammern ohne Beizug der Großinduitriellen zu errichten. 

Durch die Einführung der jozialpolitiichen Gejege mit ihren auch für den Handwerferjtand jehr fühlbaren 
Folgen trat für diefen in den letzten Jahren ein erhöhtes Bedürfniß nach einer Organilation bezw. Vertretung 
hervor, auferdem beichäftigte jich auch Negierung und Volfsvertretung eingehend mit gewerbepolitiichen Fragen. 

Die Regierung veranitaltete im Jahre 1884 Erhebungen über die Lage des Kleingewerbes und veröffentlichte 
deren Ergebniffe, mit deren Erwägung die Zweite Kammer der Landjtände eine Kommiſſion beauftragte. 

Aus dem Berichte diejer Kommiſſion, erjtattet durch den Abgeordneten Wildens, entnehmen wir ©. 13 
die folgenden auf die Gewerbefammerfrage bezüglichen Stellen: 

‚Ihre Kommiffion fteht in ihrer Mehrheit in biefer Frage auf bem Standpunkte, bak mit ben Gewerbelammern ein 
Derfud bei uns gemacht werben follte. Wir geben uns zwar darüber feiner Täuſchung Hin, daß die weitgehenden Hoffnungen, 
welche man in manden Kreifen an bie Bewerbefammern Inüpft, ſich in vollem Umfange verwirklichen werben. Ihre 
Thätigfeit wird ebenfo wie biejenige der Haudelsfammern (vgl. das babifche Geſetz vom 11. Dezember 1878, die Hanbels- 
fammern betr., Art, 15) im Wefentlichen nur eine anregende und begutaditende fein lönnen. Immerhin wirb durch 
Errichtung einer obligatorijchen Bewerbelammer ein die Gefammtinterefien des Gewerbes vertretendes, geſetzliches Organ 
geſchaffen, wie es feither bei uns gefehlt hat und wie ein folches namentlich nicht in ben Gewerbe» und Ynbuftrievereinen 
mit ihrer lofen Oxganifation gefunden werben kann. Die Ueberzeugung, dab ſolche gefehliche Organe geichaffen werben 
follten, bricht fich in ben: gewerblichen Kreifen immer mehr Bahn, und wir meinen, bie Gefehgebung unferes Landes hätte 
Deranlaffung, biefer Strömung Rechnung zu tragen und zwar um fo mehr, als ein reichögefepliches Hinderniß gegen 
berartige Einrichtungen auerlannter Maaßen nicht befteht. 

Detaillirte Vorfchläge in biefer Beziehung zu machen, wirb nicht Aufgabe Ihrer Rommiffion fein körnen. Diefelbe 
glaubt ſich darauf befchränten zu follen, der Gr. Regierung die forgfältige Prüfung dieſer Frage ſowie bie Einbringung 
eines diesbezüglichen Geſetzentwurfs an's Herz zu legen. Selbftverftänblich werben Rammern ber fraglichen Art nur ba zu 
errichten fein, wo das Gewerbe in einer Weiſe entwidelt if, daß ein Bebürfnik nah Schaffung eines befonberen Ber- 
tretungsorgans ald vorhanden erfcheint. 

Wir wollen dabei nicht in Abrede ftellen, daß Seitens ber Gewerbe» und Inbuftrievereine des Bandes, fowie feitens 
bes ftänbigen Ausfchuffes ber Landesgewerbehalle, wie er feit 1879 von ber Gr. Regierung einberufen wird, zur Vertretung 
der gewerblichen Intereſſen bereits viel Nüpliches und Gutes geleiftet worden ift, glauben aber bo, daß eine Gewerbe. 
fammer-Orgawifation der angeregten Art, mamentlih, wenn fie etwa mit einer flaatlichen Zentralftelle für Gewerbe in 
Derbinbung gebracht würde, noch größeren Nutzen zu erzielen im Stande wäre,” 

Diejen Ausführungen ftimmte die Zweite Kammer zu und geht aus ihnen zur Genüge hervor, daß die 
badijche Volksvertretung fich der Frage der Errichtung von Gewerbefammern ganz ſympathiſch gegenüberjtellte. 
Auch im Jahre 1890 war dies der Fall bei der Berathung einer Petition der Gewerbe-Vereine des Pfalzgau- 
Verbandes, welche der Regierung zur Kenntnißnahme überwiejen wurde. 

In Folge deſſen entſchloß jich die Gr. Regierung, einen vorläufig ausgearbeiteten Gejepentwurj über die 
Errichtung von Gewerbe Kammern den Handelsfammern jowohl wic den Gewerbe-Bereinen zur Begutachtung 
zu unterbreiten. Wenn fich auch die Mehrheit diejer Körperichaften gegen die Erlaffung eines jolchen Geſetzes 
ausfprach, jo jah fich die Gr. Regierung dennoch veranlaft, den Landitänden den uns zur Berathung vor- 
liegenden Entwurf zur Beichluhfaffung zu unterbreiten. Sie begründet dies damit, Daß es gerade die zu den 
rührigiten gehörenden Gemwerbevereine des Landes find, welche unentwegt an der Anjchauung feithalten, daß 
eine Meberwindung der ihrer erfolgreichen Wirkſamkeit entgegenjtehenden Hindernifje ſich nur durch Schaffung 
jolcher Organe werde ermöglichen laſſen, weil erjt einer von allen Gewerbetreibenden gewählten Vertretung 
das nöthige Anjehen zufomme und weil nur bei einer Deranziehung der Gejammtheit die Mittel für die Er- 
füllung der dei gewerblichen Vereinigungen obliegenden Aufgaben in genügender Werje würden flüfjig gemacht 
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werben fönnen. Die Errichtung von Gewerbefammern für das ganze Land durch Gejeg anzuordnen, liegt 
allerdings ein Hinreichender Grund nicht vor; wohl aber dürfte es gerechtjertigt ericheinen, der ſeit Jahren fejt- 
gehaltenen Anjchauung der Minderheit injofern Rechnung zu tragen, daß durch gejegliche Anordnung Die 
Möglichkeit gegeben wird, da, wo wirflid; ein bezüglicher Wunjch bejteht, die Gewerbetreibenden eines ‚Bezirks 
auch gegen den Willen Einzelner in einer Gewerbefammer zujammenzufajlen. Ein derartiges Vorgehen wird, 
wen die endgiltige Entjcheidung über die Bedürfnißfrage in eine völlig unparteiische Hand gelegt wird, um jo 
weniger bedenklich erjcheimen, als jich nicht verfennen läßt, daß eine gejeglich orgamifirte Vertretung, welche nicht 
blos einen Bruchtheil, jondern ſämmtliche in einem Bezirke befindliche Intereffenten umfaßt, auch bei beichränften 
Befugnifjen in manchen Fällen eher in der Lage jein wird, das Gewerbewejen im eriprießlicher Weiſe zu 
fördern und die auf die Gewerbepflege gerichtete jtaatliche Thätigfeit zu unterjtügen, als die ſtets nur auf dem 
guten Willen ihrer Mitglieder angewiejenen freiwilligen gewerblichen Bereinigungen. 
Den voritehenden Erwägungen der Gr. Negierung über 


die Nothwendigkeit der Errichtung von Getwerbefammern, 


welche zur Vorlage des Ihnen überwiejenen Gejegentwurfes geführt haben, können wir nur in vollem Umfauge 
unfere Zuftimmung geben. Nach unjerer Unficht dürfte nämlich. die ablehnende oder abwartende Stellung vieler 
um ihre Meinungsäußerung über diefe Angelegenheit erſuchten Korporationen darauf zurückzuführen : jein, daß 
man einerjeits jich von dem Wiederaufgreifen einer bereits jeit vielen Jahren jchwebenden frage feinen Erfolg 
verjprach, daß man aber andererjeits auch feine klare VBorjtellung über die Thätigfeit, Organifation u. ſ. w. ber 
zu fchaffenden Vertretungen hatte. Eine Bewegung zu Gunſten der leteren eine reaftionäre in wirthichaftlicher 
Beziehung zu nennen, wie dies früher geſchah, Halten wir entichieden für unrichtig. Wir dürfen nämlich nicht 
verfennen, daß der Kleingewerbejtand, der Handwerferjtand, heutzutage in jeiner Mehrheit und in jenen 
berufenitens®Bertretern durchaus nicht mehr zu der mittelalterlichen Wirthichaftspolitif der Zünfte und 
Innungen mit ihren Einjchräntungen gewerblicher Freiheit zurüdfehren will, jondern, dem Beijpiel der 
fortjchreitenden Induftrie folgend, fein Glück und jeine Exiſtenzfähigkeit allein im dem gewerblichen. Fortichritt, 
in ber Bildung des befferen Gejchmades, in der Nugbarmachung aller neuen Einrichtungen: und Erfindungen 
u. j. w., erblidt. Aber nicht allein Hierdurch it das Handwerk heutzutage aus der früheren Abgeſchloſſenheit 
heraus mehr in das öffentliche Leben getreten, ſondern auch durch den Umſtand, daß es in den Bereich unſerer 
modernen gewerblichen und jozialpolitiichen Geſetze hineingezogen wurde. Die Gewverbeordnung, die Gejehe über 
Kranken, Unfall-, Alters und Invaliditätsverficherung der Arbeiter und andere gejeglichen Maßnahmen zum 
Schutze derjelben (Bentilation, Dampfteſſel u. j. w.) jind es, Die heute den Handwerker nicht weniger intereſſiren 
als den Imbuftriellen und in ihm den ebenjo dringenden wie gerechtjertigten Wunſch auffommen lajjen, durch 
von dem gejammten Gewerbeitand berujene Vertretungen bei der Schaffung. jolcher für ihm bebeutungsvoller 
Geſetze durch Aeußerung jeiner Meinung und Schilderung jeiner Verhältniſſe mitzuwirken und ſich andererfeits 
auch wieder bei den von ihm jelbjt gewählten Vertretern Raths über die Handhabung diejer Gejege zu Holen. 
Aus den vorjtehenden Gefichtöpuntten ergeben jid) die Aufgaben der vewerbelammern, wie ſie 
auch in den 88 1 und 2 des Geſetzentwurfes feſtgeſtellt find, nämlich 
1. die begutachtende und berichtende Thätigfeit den Regierungsbehörden gegenüber; 
2. die befehrende und berathende Thätigfeit den Gewerbetreibenden gegenüber; 
3. die Mitwirkung bei der Leitung und Beauffihtigung von der Förderung des Gewerbes dienenden 
öffentlichen Anstalten und Einrichtungen (Schulen, Ausftellungen, Muſeen u. ſ. w.) 
Die Hauptfchtwierigkeit bei der Schaffung eines Geſetzes über die Errichtung von Gewerbefammern bejteht 
in der Löfung der Frage, wer durch das Geſetz zwangsweiſe demjelben zugetheilt werden, wer alſo * 
Perſonenkreis 
bilden ſoll. 
Bei den Handelskammern lag dieſe Frage ungemein einfach, indem alle Diejenigen ber einzelnen Kammier 
zugetheilt werden, welche in deren Bezirk eine im Handelsregiſter eingetragene Firma befigen. 
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Bei ben Gewerbefammern dagegen können eine ganze Reihe von Vorſchlägen für die Löſung biefer Frage 
gemacht werben, von denen jeder eime gewiſſe Berechtigung im fi trägt. Die weiteftgehenden Wünſche bezüglich 
der Ausbehmung bes Beizugskreiſes ftrebt der Gewerbeverein bes Pfalzgaues an. 

Diefer will zu den Gewerbe⸗Kammern herangezogen wiſſen alle jelbftftändigen, im Vollbeſitz ber bürgerlichen 
Ehrenrechte und der Rechtsfähigkeit befindlichen Handwerker, Kleinfabritanten und Großinduftriellen de8 Kammer— 
bezirfes, welche techniſch arbeiten oder gewerblichtechnifch herangebildete Arbeiter beihäftigen. Zum Mindeften 
wünfchen fie bie im Gejegentwurf erwähnte Steuergrenze von 10000 bis auf 20000 Mt. erhöht zu fehen. Die 
betr. Vereine gehen bei ihrer Forderung von ber Anficht ans, daß, wenn diefe Erhöhung nicht ftattfänbe, ben neu 
au ſchaffenden Organen nicht die Eigenschaft von Vollhandwerkerkammern zufommen würde. Dieſem Fehler könne 
auch durch den freiwilligen Beitritt der über die vorgejchlagene Steuergrenze hinaus veranlagten Gemwerbetreibenden 
nicht abgeholfen werden, da dieſe fehr wenig vom biefer Befugniß Gebrauch machen würden. 

Die Frage der Ausdehnung des Beitritiszwanges auf bie Gemwerbetreibenden mit einem Steuerfapital von 
10— 20000 Mt. wird am Beſten vorerft auf fich beruhen. Diefelbe faun jpäter immer wieder aufgegriffen werben, 
wenn das Bebürfniß ſich dazu heransftellt. Die Handelskammern find gegen diefe Ausdehnung, weil fie dadurch 
eine große Anzahl von Steuerpflichtigen verlieren und von ihnen, wie nad) ber Regierungs-Begründung anzunehmen 
ift, nicht mit Unrecht eingewendet wird, daß bei einer nad) oben ftattfindenden Verlegung der Grenze für den Bei— 
trittszwang, dieſer auf eine große Zahl von, dem Handwerk nicht mehr zugehörenden Gewerbetreibenden ausgedehnt würbe. 

Sind in einer Neihe von Städten Gemwerbelammern einmal gebildet und findet der freiwillige Beitritt 
der größeren GewerLetreibenden ($ 4 Abjog 2) nicht in genügendbem Maße ftatt, und follte ſich namentlich heraus—⸗ 
ftellen, daß bie feftgefette Grenze den beabfichtigten Zweck nicht entfpricht, jo wird es fir eine künftige lanbftändifche 
Bertretung leichter fein, fi in diefer Frage auf Grund der inzwijchen gemachten Erfahrungen ſchlüſſig zu machen. 

Eine gedeihlihe Behandlung der an die Gewerbefammern allein, ebenfo wie am vereinigte Handels- und Ge: 
werbefammmern überwieſenen Angelegenheiten, ift nur dann möglich, wenn die Bezirke diefer Kammern möglichft eng 
begrenzt find. Die Pflege ber Fleingewerblichen Intereſſen erforbert einen fortgejegten perjönlichen Verkehr ber 
Kammern mit den Wahlberechtigien. 

Wir glauben deshalb entichleden den Standpunkt betonen zu müſſen, daß wir eine möglichſt enge Begrenzung 
der GewerbefammersBezirke ald wünſchenswerth halten, vorausgefegt nur, daß deren Lebensfähigkeit gefichert ift. 

Dabei wird nad) der nun erfolgten meuen Organifation in der oberen Zeitung des gewerblichen Unterrichts 
baran gedacht werben können, daß die Gewerbelehrer ala Mitarbeiter für bie Gewerbefammern herangezogen werben 
föunen, woburd bie gegen ben größeren Aufwand abgeleiteten Bedenken entträftet werben und gleichzeitig zum 
Nugen und Frommen des gewerblichen Unterrichts eine innige Fühlung zwiſchen Schule und Werkftatt erzielt wird. 

Nur erwähnt foll die Zuläffigkeit und Zwedmäßigkeit eines Berbanbes ber Gewerbelammern zu GausBerbänden 
und Baubed-Berbänden werben, wobei es indeſſen als jelbftverftändlich gilt, daß, jolange die bejtehenden Gewerbe 
Vereine fich Iebensfähig ermeifen und nicht durch Gewerbesftammern thatfächlich erjegt find, biefelben ben Gewerbe: 
fammern in all’ den Fragen gleichberechtigt zur Seite ftehen, mit welchen fie bis jegt Seitens ber Großh. Regierung 
betraut wurden. \ 

Ihre Kommifjion beichäftigte jich auch eingehend mit der Frage einer Gejammtvertretung des Gewerbe— 
ſtandes im Anjchlu an die in Folge des vorliegenden Gejegentwurfes in's Leben tretenden Gewerbefammern 
fowohl als an die bejtehenden Gewerbevereine und die Handelsfammern des Landes, Die im diefer Hinficht 
mit. ben Vertretern der Großh. Regierung gepflogenen Verhandlungen ergaben eine llebereinjtimmung der 
Anfichten dahin, daß eine landesherrliche Verordnung zu veranlafjen jei, welche einen 

Landesgewerberath 
ins Leben ruft, dem die Aufgabe zufallen würde, in Verbindung mit der Zentralſtelle für Gewerbe mit allen 
wichtigen Fragen für Gewerbe, Induſtrie und Handel ſich zu befaſſen. 

Der Gewerberath würde ſich mit allen auf das Gewerbewejen, Zoll, Steuer, Arbeiterjchug, Gewerbe: 
dordnung u. j. w. bezüglichen ragen: zu befafjen haben. Insbejondere wäre auch Werth darauf zu legen, daß ein Theil 
jeiner Mitglieder dem in Kürze ins Leben tretenden Gewerbeſchulrath angehört, damit eine erjprießliche Einwirkung 
deffelben auf diejem für den Gewerbejtand jo bedeutungsvollen Gebiete jtattfinden kann. 
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Wenn wir von diefen allgemeinen Betrachtungen zur Prüfung der einzelnen Artikel des Geſetzentwurfes 

übergehen, jo finden wir, dah in dem provijorijchen Geſetzentwurf bei 

g 1 
die Rede war von dem „Stleingewerbe*, während es in dem ums jegt vorliegenden Entwurfe heißt „handwerks— 
mäßiges Kleingewerbe.“ 

Es wurde nun die Frage aufgeworfen, ob nicht noch eim Schritt weiter gegangen und einfach gejagt 
werden jollte „des Dandwerferjtandes“. 

Dies hätte zur Folge gehabt, daß überall in dem Geje das Wort „Gewerbetreibende* durch „Hand— 
werfer“ erjeßt umd auch jtatt „Gewwerbefammer* die Bezeichnung „Handwerkerkammer“ gewählt worden wäre. 

Ihre Kommiſſion konnte ſich hierzu aus verjchiedenen Gründen, insbejondere aud) im Hinblick auf den 
im 84 Abjat; 2 vorgefehenen freiwilligen Beitritt von größeren Gewerbetreibenden im allgemeinen Sinne nicht 
entjchließen. 

Wir jchlagen Ihnen deßhalb die küberäinberke Annahme der 88 1 und 2 vor. 

Bei der in 8 3 vorgejehenen Genehmigung der Statuten der einzelnen Gewerbekammern wird es fi) 
empfehlen, dafür zu jorgen, daß je nach dem Bedürfniß in den betreffenden Bezirken die Wahlen zu den Gewerb- 
fammern in den einzelnen Orten oder nad) den Gemwerbejweigen getrennt vorgenommen werden. 

Auch bei 8 3 jchlagen wir underänderte Annahme vor. 

Dem & 4 
ichlagen wir vor folgende Faſſung zu geben: 

„Die Mitglieder der Gewerbefammer werden in geheimer Abjtimmung durch einfache Stimmenmehrheit von 
den jelbitjtändigen Gewerbetreibenden des Kammerbezirkes gewählt, welche: 

1. bewegliche Sachen für andere handwerksmäßig beritellen, bearbeiten oder verarbeiten und zur 
Gewerbeſteuer nicht oder mit weniger als 10000 M. veranlagt find; 
2. bei Nichtzutreffen der vorjtehenden Beitimmungen ihre Aufnahme in die Wählerliften jelbft beantragen. 

Das Wahlverfahren wird durch Verordnung geregelt.“ 

Bei 8 4 war die Frage aufgeworfen worden, ob durch die Ihnen vorgejchlagene Faflımg des Abjapes 1 
auch die Bauhandwerker (Maurer, Tüncher, Anjtreicher, Zimmerlente, Schreiner u. j. w.) betroffen werden. Die 
Gr. Regierung jowohl wie Ihre Kommiſſion ijt der Anficht, daß dies der Fall iſt und wollen wir nicht ver: 
fehlen, dies als beabjichtigt ausdrüdtich hervorzuheben. 

Es wurde auch die Frage aufgeworfen, ob es nicht empfehlenswerth jei, alle diejenigen Gewerbetreibenden 
der Gewerbefammer ziwangsweije zu überweijen, welche feiner Handelstammer angehören. 

Die Gr. Regierung jowohl wie die Mehrheit der Commiſſion ſprach ſich jedoch gegen eine derartige 
Beitimmung aus. 

Es geichah dies insbejondere im Hinblick darauf, dat es winjchenswerth jei, daß die verjchiedenen 
Gewerbefammern, welche auf Grund des neuen Gejeges ins Leben treten, nicht gar zu große Verjchiedenheiten 
in der Zujammenjegung ihrer Wahlverechtigten darbieten. 

Es wurde allerdings anerfannt, daß es ungerecht jei, wenn an einem Orte, wo eine Handeläfammer jowohl 
wie eine Gewerbefammer bejteht, es vorfäme, daß ein Geiwerbetreibender mit einem 10000 M. überfteigenden 
Gewerbejteuerfapitat weder zu der einen noch zu der anderen Eorporation beitragspflichtig wäre, allein man 
glaubte, daß dies nur vereinzelte Fälle jein können. Außerdem war man der Anjicht, daß es Aufgabe der Gr. 
Regierung jei, darauf hinzuwirken, daß die Amtsgerichte eine Neihe von Gewerbetreibenden als zum Eintrag 
in's Handelsregijter verpflichtet erklären, weldye nach der ganzen Art und dem Umfang ihres Betriebes dies 
jeßt jchon wären, aber bisher troß ihrer Anmeldung nicht aufgenommen wurden. Es find dies insbejondere die in 
das Baufach eimfchlagenden Gewerbe. Es liegt gar fein Grumd vor, warım ein Bauunternehmer, der für 
eigene oder fremde Rechnung Häuſer baut, ein Groß-Zimmermann, der Rohholz kauft und verarbeitet wieder 
verfauft, ein Asphalt- und Gementgeichäft, das humderttaufende von Mark jährlich für Rohmaterialien und 
Arbeitslöhne ausgibt und einen ganz kaufmänniſchen Betrieb hat, nicht berechtigt und anderjeits auch verpflichtet 
jein jollten , ihre Syirma im Handelsregijter eintragen zu laffen. 

Verhandlungen dev 2. Kammer 1891/92. Ates Beilageheft. su 
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Wollte man dieſer Anficht nicht beipflichten und als Grund dafür anführen, dab die Herſtellung 
unbeweglicher Sachen fein Handelsgejchäft jei, jo müßte auch ein Groß- Induſtrieller ausgejchloffen fein, der z. B. 
nur eiferne Brüden, eijerne Bahnhofhallen u. ſ. w. baut. 

In dem legten Abjat des $ 4 ijt vorgejchen, dat das Wahlverfahren durd Verordnung geregelt wird. 
Wir find mit diefer Abficht einverjtanden. 


85 Abjah 2 joll lauten: 


„Auf das Wahlrecht können verzichten diejenigen Gewerbetreibenden, welche nicht zur Gewerbejteuer 
veranlagt find und auch fein ftenerbares Einkommen aus Gewerbebetrieb haben, das 700 M. oder mehr 
beträgt; ſowie 

Frauensperſonen, welche ein in der Negel nur von jolchen betriebenes Gewerbe ausüben.“ 


Der 8 6 ſoll folgenden Abjah 2 erhalten: 


„Ausgenommen find die nah 8 4 Ziffer 2 freiwillig den Wahlberechtigten der Gewerbekammer bei- 
getretenen Gewerbetreibenden.“ 


8 7 foll lauten: 


„Wählbar zum Mitglied einer Gewerbefammer find die nach dem 8 4 in Verbindung mit dem $ 5 wahl- 
berechtigten Gewerbetreibenden, wenn fie das 25. Lebensjahr zurüdgelegt haben und im Kammerbezirk wohnen. 
Dod) können bei Erfüllung der jonjtigen Vorausjegungen auch ſolche Perſonen gewählt werden, welche früher 
em jelbftitändiges Gewerbe betrieben haben.“ 


8 8 Ubjaß 1 joll lauten: 


„Die Kammermitglieder verwalten ihr Amt als Ehrenamt, doch erhalten fie für ihre Auslagen bei Dienit: 
reifen eine angemefjene Entſchädigung.“ 
In 8 8 Abſatz 3 jollen die Worte „für den Nejt der Amtsdauer“ erjeßt werden durch die Worte „für den 
Reſt der Wahlperiode“. 
8 9 Abjag 1 joll lauten: 


„Die Gewerbefammer wählt aus ihrer Mitte je für 3 Jahre einen Vorfigenden und deſſen Stellvertreter. 

Scheidet einer derjelben früher aus, jo erfolgt für den Reit feiner Amtsdauer eine Erfagivahl.“ 
Die in 8 12 

vorgeichriebene Genehmigung zur Erhebung von Beiträgen bildet die Sicherheit, daß die Steuerzahler nicht 
allzu jehr belaftet werden. Wie groß früher die Befürchtungen in dieſer Beziehung waren, geht daraus her: 
vor, daß der Hauptgrund, welchen die Commiſſion der Erjten Kammer zur Berathung des Gewerbegeſetzes 
im Jahre 1861 für die Ablehnung des Steuerrechtes der Gewerbeftammern anführte, in der Befürchtung 
bejtand, „die Gewerbe-Stammern könnten Steuern „zur Wahrung und Förderung allgemeiner geiverblicher In— 
terefien* ausjchreiben laffen, um mit dem Ertrag derjelben beliebige, durch das Geſetz nicht bejtimmte und nicht 
beitimmbare Anftalten zu errichten oder Unternehmungen auszuführen; dies würde zu unabjehbaren Konjequenzen 


führen, da jene Intereſſen unendlich veich und mannigfaltig und ihre Verfolgung nach Umſtänden höchit 
bebeutende Koſten verurjachen könnte“. 


8 12 und 13. 

Im Interefje möglichjter Verminderung des Verwaltungsaufwandes iſt es gelegen, die zur Beſtreitung 
der Koſten der Gewerbefammer erforderlichen Mittel auf die einfachite Weije zu erheben. 

Wollte man für die Gewerbefammern, ähnlid wie für die Handelsfammern die Beiträge der Wahl: 
berechtigten durch Umlage auf die Steneranjchläge erheben, jo würde dies große Koſten verurjachen, wegen 
dem Ausrechnen der vielen Fleinen Beiträge, und das Gejammtergebnig doc) ein fleines fein, weil die ganz 
großen Kapitalien fehlen, welche bei den Hanbelsfammern den Ausfall der Heinen decken. 
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Mit der aus diefen Gründen vorgeichlagenen Erhebung gleicher Beiträge oder der Eintheilung der Wahl- 
berechtigten in Klaſſen, deren Zugehörige gleiche Beiträge zu entrichten haben, fönnen wir uns einverftanden 
erklären. 

Die Kommiſſion beantragt deßhalb die unveränderte Annahme der beiden eriten Abjäge des 8 13, da- 
gegen jollte der 3. Abja folgenden Wortlaut erhalten: 

„Die Beiträge werden auf Antrag der Gemwerbefammer gegen Entrichtung der geordneten Gebühren von 
der jtaatlichen Steuerbehörde eingezogen. 

Erfolgt der Einzug nicht durch die ſtaatliche Steuerbehörden, jo werden die Beiträge in gleicher Weije 
wie Gemeindeabgaben beigetrieben.“ 

Wir famen zu diefem Beſchluß, weil durch die hierdurch den Gewerbefammern ermöglichte Erhebung 
ihrer Beiträge durch die Steuerbehörden ihnen mehr das Anſehen einer Behörde, anjtatt eines Vereins, in den 
Augen ihrer Wähler gegeben wird. 

Außerdem hat eine Mitwirfung der Stenerbehörden ohnedies wohl unter allen Umftänden ftattzufinden, 
jei es zur ————— der Liſte der IR jet es zu derjenigen einer * Beitragäflafjen geordneten 
Einzugslifte. Ir 

Wir empfehlen den betheiligten Behörden dafür ; zu forgen, daß die often für dieſe Liſten ſowohl wie 
für die Erhebung der Beiträge ſo nieder wie möglich gehalten werden, da bei den Handelskammern ſchon der 
Aufwand für dieſelben als drückend empfunden wird und dies noch mehr bei den finanziell ſchwächeren Ge— 
werbekammern der Fall wäre. 


8 14. 


In der Begründung wird hervorgehoben, daß es insbejondere die Rüdficht auf die bejonderen Verhält- 
niffe in Pforzheim jeien, welche es geboten erjcheinen lafjen, daß auch gemeinfame Handels und Gewerbe: 
fammern errichtet werden fünnen, um insbejondere in: Pforzheim für die dort vorwiegende SON 
eine Scheidung der Vertretung je nach dem Umfange der einzelnen Gejchäfte zu vermeiden. 


Dieje Erwägungen waren allerdings zutreffend bei dem von der Pforzheimer Handelsfammer abgegebenen 
Gutachten über den provijoriichen Gejegentwurf. Diejer hatte in feinem $ 4 nur von Gewerbetreibenden im 
Allgemeinen als wahlberechtigt gejprochen ; der endgiltige Gejegentwurf präzifirte dieſe jedoch dahin, daß bie 
betr. Gewerbetreibenden „bewegliche Sachen handwerksmäßig für Andere heritellen, bearbeiten oder verarbeiten.“ 

Durch dieje Bezeichnung bleiben die jämmtlichen Pforzheimer Bijouterie-Fabrifanten der dortigen Handels- 
fammer nach wie vor zugetheilt; weil deren Betrieb über den handwerfsmäßigen Umfang hinausgeht. 

Es hätte jomit die Frage aufgeworfen werden fünnen, ob man nicht unter diefen Umftänden ‚auf den 
& 14 des Entwurfes völlig verzichten fünne. Die Kommiſſion war jedod) der Anficht, daß dies nicht wünjchens- 
werth jei. Für die Vereinigung der Handelsfammer ‚mit der Gewerbefammer wird überall dort eine ganze 
Reihe von Gründen jprechen, wo die Handelsfammer mehr einen lofalen Charakter trägt, wie dies z. DB. in 
Piorzheim der Fall ift, wie dies aber noch an anderen Plätzen ebenfalls eintreten fann, wenn die ‚Bezirke der 
bejtcehenden Handelsfammern verkleinert oder neue Handelsfammern z. B. in Konftanz, Villingen, Mosbach 
u. j. w. errichtet werden. 

Es fanı dann für die Handelsfammer nur wünjchenswerth jein, eine Vertretung der RER 
zu haben, um mit derjelben gemeinjame Intereffenangelegenheiten zu berathen; der Mangel einer ſolchen hat 
jich namentlic) in den legten Jahren ‚bei dem Ausbau der jozialpolitiichen Geſetzgebung fühlbar gemacht. 

Es ift fein Grumd vorhanden, an Orten wo die Handeläfammer zu der Bereinigung mit der Gewerbefammer 
geneigt ift, dies nicht durch bezügliche gejeliche Beitimmungen zu ermöglichen. 

Sodann würde auf die Thätigfeit der Gewerbefammer Hinwiederum die mehr oder minder große 
Uebung der Handeläfammer-Mitglieder in der Beurtheilung legislatoriicher Vorlagen , die gemeinjame Leitung 
durch den Vorſitzenden der Handelsfammer und die bureaumäßige Geihäntsrübtung der feßteren frucht 
bringend wirken. u 
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Neue Ideen würden in die Kreiſe des Handiwerferitandes hineingetragen, es würde gewiflermahen ein 
Ausgleich zwiſchen den Anjichten des Handwerkerſtandes weniger beweglichen und derjenigen der rajcher fort- 
ichreitenden Indujtrie angebahnt. 

Aud vom jozialpolitichen Standpunkt erjcheint uns die Bereinigung empfehlenswerth, indem durch eine 
Heranziehung von Vertretern des Mitteljtandes zu denen der Mehrbegüterten die mehr oder minder große Kluft 
zwiſchen dieſen beiden Klafjen ausgeglichen würde. 

Aus diefem Grunde beantragen wir unveränderte Annahme des 8 14. 


Wir beantragen: 
1. den Geſetzentwurf in der vorgelegten Faſſung mit den von ums zu den einzelnen Paragraphen 
beantragten Abänderungen anzunehmen; 
2. die Petitionen der Gewerbevereine des Palzgaues und der Handelsfammern Mannheim, Heidelberg, 
Karlsruhe und Lahr für erledigt zu erflären. 


Bufammenftellung der Rummilfions-Dorfcläne. 


81. 
Unverändert nach der Regierungsvorlage. 

82. 
Unveränbert. 

83. 
Unverändert. 

SA. 


Die Mitglieder der Bewerbefammer werden in geheimer Abitimmung durd einfahe Stimmenmehrheit 
von den felbftändigen Gewerbetreibenden des Stammerbezirfes gewählt, welde: 
1. Beweglihe Sachen für Andere handwerksmäßig heritellen, bearbeiten oder verarbeiten und zur Ge: 
werbefteuer nicht ober mit weniger als 10000 Markt veranlagt find. 
2, Bei Nichtzutreffen der vorftehenden Beitimmungen ihre Aufnahme in die Wählerlifte jelbit beantragen. 
Das Wahlverfahren wird durd Verordnung geregelt. 


85. 
Erſter Abjag unverändert. 
Zweiter Abſatz ſoll lauten: 
Auf daB Wahlreht können verzichten diejenigen Gewerbetreibenden, welche nicht zur Gewerbeſteuer 
veranlagt find und aud fein fteuerbares Einkommen aus Gewerbebetriebe haben, das 700 Mark oder mehr 


beträgt, fowie 
als Abſatz 3: 
Frauensperſonen, welche ein in der Regel nur von ſolchen betriebenes Gewerbe ausüben, 
$ 6. 
Unverändert. 


Als zweiter Abſatz joll eingefügt werden: 
Ausgenommen find die nah $ 4 Ziffer 2 freiwillig den Wahlbererhtigten der Gewerbefammer beige 
tretenen @ewerbetreibenden. 
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87. 

Wählbar zum Mitglied einer Gewerbelammer find die nah dem $ 4 in Verbindung mit dem $ > 
wahlberechtigten Gewerbetreibenden, wenn fie daB 25. Lebensjahr zurüdgelegt haben und im ſtammerbezirk 
wohnen. Doh können bei Erfüllung der fonitigen Borausfehungen auch ſolche Perſonen gewählt werden, 
welche früher ein felbititändiges Gewerbe betrieben haben. 


88. 

Die Kammermitglieder verwalten ihr Amt als ein Ehrenamt, doch erhalten fie für ihre Auslagen bei 
Dienftreifen eine angemeifene Entſchädigung. 

Die Wahl derfelben erfolgt auf 6 Jahre, alle 3 Jahre jheidet die Hälfte der Mitglieder aus. Die 
Austretenden find fofort wieder wählbar. 

Wenn innerhalb einer Wahlperiode einzelne Stellen in der Hammer durch Tod, Berluft der Wähl- 
barkeit, freiwilligen Austritt oder in Folge von Ablehnung einer Wahl nad beendigtem Wahlverfahren 
erledigt werden, jo werden fie durch Wahl der Hammer für den Reit der Wahlperiode befekt. 


89. 
Die Gewerbelammer wählt aus ihrer Mitte je für 3 Jahre einen Vorſihenden und befien Stell. 
vertreter. Scheidet einer derfelben früher ans, jo erfolgt für den Reſt feiner Amisdauer eine Erjakwahl. 
Die Gewerbelammer beftellt ferner einen Schriftführer (Sekretär) und einen Kaflenführer. 
8 10—16. 
Unverändert nach der Regierungsvorlage. 
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Bericht 
der 
Kommiſſion der zweiten Kammer 


zu dem 


| Gefeßentwurf, die Beiteuerung für allgemeine kirchliche Bedürfniffe 
1— betreffend. 


Erjtattet von dem Abgeordneten Fieſer. 


A. Allgemeine Vorbemerkungen. 


Nachdem das Belek vom 26. Juli 1888 den Kirchen und kirchlichen Vereinen im Staate das Recht der 
Belteuerung für örtliche Kirchliche Bedürfniſſe eingeräumt hat, beabfichtigt der von der Großh. Regierung 
vorgelegte Geiegentwurf, den beiden chriftlihen Kirchen und den mit Korporationsrehten ausgeftatteten kirch— 
lichen Vereinen das Recht der Befteuerung ihrer Angehörigen zu allgemein kirchlichen Zweden und die Hilfe 
der Staatögewalt zur Durchführung diefer Befteuerung zu gewähren. Der Entwurf entipricht, wie das Geſetz 
vom Jahr 1888, dem Verhältniffe zwiſchen Staat und Kirche, wie joldes durch die ftaatliche Gejeggebung ge: 
regelt wurde, indem die Kirchen durch das Geſetz vom 9. Oftober 1860 ald autonome öffentlich rechtliche 
Korporationen anerfannt find und alio auch auf dem Gebiete der Belteuerung das Recht der Autonomie be- 
anſpruchen können. 

So berechtigt aber auch das Beftreben der Kirche ift, ihre hohen Kulturaufgaben in möglichſter Selbft: 
ſtändigkeit zu erfüllen, jo muß fi der Staat das Recht wahren, das Verhältniß, in welchem das Befteuerungsrecht 
der Kirche zu dem bes Staates und der Gemeinden fteht, nad eigenem Ermefjen zu beftimmen und kann der- 
jelbe ftaatlihen Zwang zur Erhebung kirchlicher Steuern nur in ſoweit gewähren, als die Nothwendigkeit des 
Bedürfniſſes nachgewieſen ift, die kirchliche Steuer nicht einen Umfang annimmt, der mit der Steuerfraft der 
Staatsangehörigen außer Verhältniß ſteht und den Staat -jelbft in Erfüllung feiner eigenen Zwecke be— 
ichränfen würde. 

Die Prüfung des von der Großh. Regierung vorgelegten Entwurfs hat ergeben, dab bderjelbe in allen 
wejentlihen Punkten auf diefen Grundſätzen aufgebaut ift und jind daher aud in der Kommiſſion prinzipielle 
Bedenken gegen die Annahme des Entwurfs im jeinen grumdlegenden Beitimmungen nicht hervorgetreten. 
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Nur bezüglich des Steuerſyſtems haben ſich Meinungsverſchiedenheilen ſowohl in der Kommiſſion als zwiſchen 
der Kommiſſion und der Großh. Regierung ergeben, die aber jchließlih in den meiſten Punkten zu einer 
Einigung geführt haben. 


1. 


Die erfte wejentliche Vorausſetzung zur Gewährung des Rechtes der Beſteuerung für allgemeine kirchliche 
Zwecke ift der Nahmeis des Bedürfniijes. 

Diefer Nachweis iſt von der Großh. Regierung der Kommiſſion gegenüber bezüglich ber beiden großen 
Landeskirchen erbracht worden. 

Bei der evangelifh:proteftantiichen Kirche ift das Bedürfniß ein bejonders dringendes. 

Wie jhon in dem Berichte ber Budgetfommilfion zu der Anforderung unter $ 4 des außerordentlichen 
Kultusbudgets ausgeführt ift, ergibt fih aus der Borlage des Evangeliſchen Oberkirchenraths an bie General: 
ſynode des Jahres 1891, das Kirchenvermögen betreffend, daß bei fortichreitender Abnahme des allgemeinen 
tirhlichen Vermögens, die bezüglihen Fonds und Kaſſen, aus denen der allgemeine Aufwand zu beftreiten ift, 
nad Bergleihung von Einnahmen und Ausgaben am Schluſſe der letzten Rechnungsperiode mit einem Fehl— 
betrag von 66805 4 abidließen, obwohl zur Zeit neben dem von der Kirche jelbft getragenen Aufwand von 
ftaatlicher Seite für die Aufbefferung gering bejoldeter evangeliſcher Kirchendiener 250 000 „A jährlich geleiftet 
werben. Jener fFehlbetrag fällt um jo mehr ins Gewicht, ald er wejentlih aus der Unzulänglichkeit der 
Gentralpjarrkafje herrührt und die größeren unmittelbaren Fonds bis zum 1. Juni 1889 zur Dedung ſolcher 
Fehlbeträge ſchon Zufhüfle im Gejammtbetrage von 493500 „A bei gleichzeitiger Grundftodsverminderung 
geleiftet haben. Mit ber Dedung des Fehlbetrages iſt indeß aud das nächſtliegende Bedürfniß noch micht ge- 
beit. Denn in dem kirchlichen Gejege über die Dedung der allgemeinen firchlihen Ausgaben für 1891/96, 
welches den Fonds einen jährlichen Gefammtzujhuß von 62602 „A neben den 5jährig wiederkehrenden Koften 
für die Generaljynode mit etwa 28000 M auferlegt, ift aus Mangel an Mitteln davon Abftanb genommen, 
jelbft die nächftliegende und durhaus dringende Verbefferung der Hinterbliebenenverjorgun s in 
Angriff zu nehmen. 

Außer dieſer Aufgabe, welche in Folge eines im Jahr 1889 an die Landftände gerichteten Geſuches 
eines Ausſchuſſes der evangeliihen Gejammtgeiftlichkeit des Landes Gegenftand der Verhandlungen bes legten 
Landtags war (vgl. den Bericht ber Petitionstommiffion, erftattet von dem Abg. Strübe), wird namentlid) aud) 
die Aufbejjerung ber Nuhegehalte ber Geiftlihen erwogen. Sodann ift zu beachten, daß die an 
fi gebotene Aufbejferung des Gehaltes ber Geiftlihen aus der Staatskaſſe nicht uls eine fländige 
Einrihtung gedacht if. Von dem oben erwähnten Staatszujhuß von 250 000 HK jährlich ift. der Betrag von 
50 000..# nur für die laufende Bubdgeiperiode angefordert, und geht bie in dem vorliegenden Gejegesentwurf 
bezüglid; des Reſtes von 200 000 A eingenommene Stellung dahin, daß diefe ftantliche Leiftung zunächſt nur 
für die Ucbergangäperiode bis Ende 1899 jür jortdauernd erklärt wird. Damit tft der Rüdgang der Pfründe- 
erträgniffe zufammenzubalten. Während diejelben, joweit fie in der Verwaltung der Centralpfarrkaſſe ftehen, im 
Sahre 1878 nod 835 980 A betrugen, beliefen ſich diejelben im Jahre 1888 nur noh auf 785341 A. 

Die proteftantifhe Kirche bedarf hiernach zur Dedung des Defizits in der Centralpfarrkaſſe, wenn bie 
weitere Einzehrung des Grundftodvermögens der Kirche verhindert werden joll, ferner für eine beſſere Hinter— 
bliebenenverjorgung und für die Aufbeflerung der Ruhegehalte der Beiftlihen und jür Aufbefferung der Gehalts- 
bezüge der aktiven Geiftlihen. neben der Staatsdotation von jährlih 200000 .M, eine Summe, die jährlich) 
auf 200 000 .# bis 300 000 .# anzuſchlagen ift. 

Auch für den katholiſchen Theil ift das Bedürfniß zur kirchlichen Beſteuerung ſchon jetzt vorhanden, 
ganz abgejehen von der Frage der Fortdauer der ſtaatlichen Aufbeſſerung. Nah erhaltener Auskunft wilrde 
die Durchführung des Gejeges vom 15. Auguft 1876 bei voller Belegung der Pfründen allein jhon 267 742.# 
erheiichen, während der Staatöbeitrag z. Zt. nur 200000 .# beträgt. Der Beihluß der zweiten Kammer 
vom 17. Mai 1890, wornad aus Ueberſchüſſen eine weitere Berüdfihtigung der auf 1600 .# bezw. 1800 A 
und 2200.4# aufgebefferten Geiftlihen, mit befonderer Rüdfiht auf das Dienftalter, ftattfinden jo, ‚würde 
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bei fiattfindender Beſetzung der Pfründen aus Mangel an den vorausgeſetzten Ueberſchüſſen gegenſtandslos 
werden, obwohl Gehalte von 1600, 1800 und 2200 bei Geiſtlichen von vorgeſchrittenen Lebens- und 
Dienftjahren als ungenügende erjcheinen. Auch bisher hat dieſe Nachvertheilung, melde in Beträgen von 
100 ober 200 A. für das volle Jahr ausgeführt wurde, jomit eine Aufbefferung auf 1700 .# bis hödhftens 
2000 A bewirkte, nicht joweit gereicht, daß aud nur ſämmtliche Geiflliche im 50. Lebensjahre daran hätten 
betheiligt werden können; von den 270 im Jahre 1891 auf 1600 beim. 1800 .# aufgebeflerten Pfarrern 
nehmen an der Nacvertheilung der Ueberſchüſſe aus der derzeitigen Staatäbotation 104 mit 25 oder mehr 
Dienftjahren, 29 mit 23—24 Dienftjahren Theil. Daneben dauert der Rückgang aus den Pfründeerträgnifien 
aud bier fort. Derjelbe beträgt nad einer der Kommilfion von Seiten der Großh. Regierung gemachten, auf 
Berechnungen des fatholiichen Oberftiftungsraths fußenden Mittheilung, für das Jahrzehnt 1882—1892 rund 
167 000 .#. 

Hieraus erflärt fi, dad das Erzbiihöfliche Ordinariat, welches nad) den Motiven ber Vorlage zunächſt 
auf die Anwendung des Geſetzes zur Zeit zu verzichten erklärt hatte, nad neuerer Mittheilung in ber Lage 
ift, zur Durchführung des Geſetzes mitzumirfen. 

2. 


Benn hiernad das Bebürfnik, den Kirchen zur Beftreitung des allgemeinen Aufwands neue Einnahnte: 
quellen zu eröffnen, nadgewiejen ift, da das für allgemeine Kirchenzwede vorhandene Vermögen theils wegen 
Rüdgangs der Erträgniffe, theils wegen des Anwachſens des Bedürfniffes nicht ausreicht, jo können nur zwei 
Wege ber Abhilfe in Betraht fommen. Entweder muß der Staat mit feinen Mitteln ber Kirche zu Hilfe 
fommen, oder aber e8 muß der Kirche das Beſteuerungsrecht gewährt werben. 

Wie bereitd im Eingange des Berichts ausgeführt, hat fi die Kommiffion mit der Grundlage bes 
Regierungsentwurfs einverftanden erklärt, dab die Einräumung des Beſteuerungsrechts das richtige und dem 
Weſen des modernen Staates wie ber Autonomie der Kirchen und ihrer Würde allein entiprechende ift. 

Der Zweck der Kirchen ift die Erziehung des Volkes zur Religion und Sittlichkeit. Wenn damit aud 
die Kirchen einen Theil der Zwecke bes Staates erfüllen, zu deſſen Beruf die Förderung der Volkswohlfahrt 
auf allen, aljo aud auf den ibealen Gebieten gehört, und wenn deßhalb auch der Staat fi allen auf Er: 
jüllung dieſes Zweckes gerichteten Beftrebungen der Kirchen naturgemäß freundlih und fördernd anjchließen 
muß, und er daher auch beredtigt und verpflichtet erjcheint, die Kirche mit materiellen Mitteln zu Erreichung 
ihrer hohen Zwecke zu unterftüßen, jo ift der Staat doch nad) feiner Brundlage nicht dazu berufen, im Ein- 
zelnen über die finanziellen Bebürfniffe der Kirche zu entjheiden und ihr das Maaß bderjelben und bie Art 
ihrer Befriedigung im Einzelnen vorzuſchreiben, aljo wenn ex ber Kirche in allen diefen Dingen das Selbftbeftim: 
mungsrecht einräumt, aus feinen eigenen Mitteln alle diejenigen Bebürfniffe zu befriedigen, die die Kirche für 
Erreihung ihrer Zwecke nöthig erachtet. Die Kirchen find nach ihren mejentliden Grundlagen konfeffionell, 
der Staat als folder, wenn auch aus der Grundlage hriftliher Humanität herausgewachſen und fortbauernd 
auf diefer Grundlage ſich entwidelnd, konfeſſionslos. Der Staat gewährt jeinen Angehörigen Gewifjensfreibeit. 
Die Staatsangehörigkeit fann im modernen Staate nicht von der Zugehörigkeit zu einer Konfeffion abhängig 
fein. Der Staat fann aljo den Kirchen, die für einen großen Theil der Staatsangehörigen die höchſte Be— 
deutung haben, wohl jürbernd beiftehen, kann aber grunbjäßlih nicht dazu berufen fein, aus feinen Mitteln 
die materiellen Bebürfniffe der Kirchen in allen ihren Theilen zu beftreiten.. Die Autonomie der Kirche ift 
aljo die nothwendige Konjequenz des richtigen Verhältniffes zwijchen Staat und Kirche. Der Staat muß ber 
Kirche das Beſteuerungsrecht einräumen und ihr zur Durdführung deffelben feine Hilfe leihen. 

Da aber die Angehörigen der Kirchen aud die Staatsangehörigen find, und er in Erfüllung feiner 
Zwede die Beiteuerung bes Vermögens ber Staatsangehörigen in erfter Reihe in Anſpruch nehmen muß, jo 
fann dieſes Recht der Befteuerung den Kirchen nicht uneingefchränft eingeräumt werden, und ift e8 Aufgabe 
des Staates, durch jeine Gejeggebung die Steuerobjefte zu bezeichnen, auf welde die Kirchenfteuern zu Tegen 
find, und fi dabei das Recht zu wahren, das Maaß zu beftimmen, in welchem er ftaatlichen Zwang zur 
Durhführung ber Betenerung gewähren kann, ohne die Erreichung feiner eigenen Zwecke zu jehr einzuſchränken 
ober zu gefährben. 
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Die Feſtſtellung ber Steuerobjefte, die Abgrenzung bes Maaßes ber Steuer ift ſonach ausſchließlich 
Sade bes Staates. 

Bon diefen Grunbjägen geleitet, hat die Kommiffion ihre Beichlüffe zu dieſem weſentlichen Theile bes 
Entwurfes gefaßt. 

Was bie Frage des Steuerfyftems anbelangt, jo ſchlägt ber Entwurf, in Webereinftimmung mit bem 
DOrtslirchenfteuergejege und mit dem heſſiſchen Gejege vor, daß der Aufwand für die allgemeinen kirchlichen 
Bebürfniffe auf der Grundlage ber Gemeindefteuerfapitalien und »Anjhläge erhoben wird. Nad den Motiven 
ber Großh. Regierung find praftiiche Erwägungen für diefe Vorjhläge maßgebend geweſen. Durch Anlehnung 
ber allgemeinen Sirchenfteuer an das Gemeindefteuerigftem, wird die Konkordanz mit dem Geſetze über bie 
Örtliche Kirchenfteuer vom Yuli 1888 hergeftellt. Dabei enthält aber der Entwurf zwei ganz wejentliche Ab: 
weihungen von dem Ortölivchenfteuergefeg, indem er bie Steuerfapitalien der Ausmärker, der Stiftungen, bes 
Korporationd: und Gejellihaftsvermögens nicht beizieht, die Steuerpflicht auf die der Kirche angehörigen phyſiſchen 
Perſonen befhräntt und auch bei dieſen die Steuerfreiheit der Steuerfapitalien und Steueranſchläge bis zu 
600 «# ftatuirt. 

Es ift in ber Kommiſſion nicht verfannt worden, ba es zwedmäßig wäre für bie beiden Kirchenfteuer: 
geſetze das nämlihe Steuerfyftem zu wählen, indem dann nur ein Katafler für beide Kirchenfteuern beftände 
und die gemeinfame Erhebung der Steuern, ſowie die mit einer verfhiedenen Rataftrirung verbundenen Roften 
und Mühen vermieden wären. Allein diefe äußerlichen Gründe ber Zweckmäßigkeit lonnten für die Entſchei— 
bung biefer Frage von grundlegender Wichtigkeit nicht durdichlagend fein. Der Grundſatz, daß bie Örtliche 
Kirchenſteuer als vorzugsweiſe dazu beftimmt, örtliche Kirchliche Bedürfniffe zu befriedigen, insbejondere auch bie 
Koften von Kirhenbauten zu beftreiten, konnte mit Recht dazu führen, die örtliche Kirchenfteuer an bas Gemeinde: 
fteuerfgftem anzulehnen. Derjelbe Grundjaß in feiner Anwendung auf die allgemeinen Bebürfniffe ber Landes: 
irhen muß aber mit berjelben Konjequenz bahin führen, daß für bie allgemeinen Bebürfniffe der Landeskirchen 
das für die allgemeinen Staatsbebürfniffe beftimmte Steuerfyften zu Grunde zu legen jei. 

Schon jegt ift aber aud bie Reformbebürftigkeit unferer Gemeinbebefteuerung ſowohl von den Lanbftänden 
als bei der Regierung in bem Sinne anerkannt, daß bie Einfommenfteuer in höherem Maaßſtabe als dieß 
jegt ber Fall ift zur Beftreitung des Gemeinbeaufwands heranzuziehen jei. Das Steuerprivilegium ber Ein: 
tommensfteuer, die bei ber Gemeinbebefteuerung nur in dem dreifachen, bei der Staatöfteuer etwa dem 13, fachen 
Betrag ber Grund» und Häuferfteuer herangezogen wird; und das Privilegium der Kapitalrentenfteuer, welche 
für Zwede der Gemeinde nur mit *ıo des Kapitals befteuert werden barf, ift den übrigen direkten Steuern 
gegenüber ein jo ungewöhnlic hohes, daß die Ausdehnung biefes Privilegiums auf die allgemeine Kirchenfteuer 
mit um jo mehr Recht als unbillige Härte empfunden würbe, als gerade dieſe beiben Steuerarten gegenüber 
ben Grund: und Häufer und gegenüber den Gemwerbefteuerfapitalien ſchon bei ihrer Veranlagung ben Vortheil 
bes Schuldenabzugs genieken. 

Gegenüber diejem entſcheidenden materiellen Grunde Tonnten die Außerlihen Gründe der Konkordanz ber 
beiben kirhlichen Steuergejege und ber ſteuertechniſchen Bortheile umfoweniger ins Gewicht fallen, als örtliche 
Kirchenfteuern nur in wenigen Gemeinden erhoben werben, bie praktiſchen Bortheile aljo nur von fehr ges 
ringem Umfange find. 

Die Kommiffion gelangte daher einftimmig zu dem Beſchluſſe, daß bie allgemeine Kirchenfteuer an bas 
Syſtem ber Gemeinbebefteuerung nicht angelehnt werben könne. 

Da für die Kirchliche Beftenerung feine befonderen Steuerfatafter aufgeftellt werben tönnen, jo erübrigte 
nur ber Beichluß, auf das Staatsſteuerſyſtem zu greifen. 

Auch in diefer Hinfiht find ſich verfchiedene Anfhauungen in der Kommiffion gegenüber geflanden. Währenb 
ein Xheil ber Kommilfion es im Intereſſe einer gerechten Bertheilung der Steuer für geboten erachtete, jämmt: 
lie direkte Steuern in dem Verhältniffe, in welchem dieſelben zur Beftreitung bes ftaatlihen Aufwands heran« 
gezogen werben, aud als Grundlage ber kirchlichen Befteuerung zu betradhten, wurbe zunächſt von einer Mehrheit 
ber Rommilfion, theils aus materiellen, theils aus formalen Gründen ber Antrag geftellt und angenommen, bie 
allgemeine Kirchenfteuer lediglich auf die Einkommenfteuer zu legen, bie Grund» unb Häuferfteuer, bie Gewerbe · 

Verhandlungen ber zweiten Kammer 1891/92. 4. Beilageheft. 8 
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fteuer und bie Kapitalrentenfteuer aber völlig von der Steuer frei zu laffen. Es wurde geltenb gemadt, daß 
in unjerem Steuerjyftem die Einfommenfteuer die geeignetfte ſei, dba bei ihrer Veranlagung bie Schulben 
abgezogen und die Steuerträger nur nad ihrer wirklichen Leiftungsfähigkeit herangezogen werden, während bei 
ben Ertragäfteuern ein Schuldenabzug nicht ftattfinde und bei dem Umſtande, daß ein großer Theil der Steuer- 
träger mit Schulden belaftet jeien, jede Erhöhung ber Steuern bejonders empfindlich wirke. Auch empfehle 
fich dieſes Syftem aus ftenertechniichen Rüdfichten, da die Umlegung der Kirchenfteuer auf die Eintommenfteuer 
eine jehr einfache, ohne Mühe und Koftenaufwand durchzuführende jei, während ber Beizug ber übrigen Steuern, 
insbejondere ber Grund- und Häuferfteuer und ber Gemwerbefteuer wegen der Ausmärfer mit bejonderen 
Schwierigkeiten und Koften verbunden fein werde. Bon den Anhängern diejes Steuerſyſtems wurde nicht ver- 
fannt, daß dann allerdings die Städte einen erheblicheren Antheil an der Gejammtfteuer zu tragen hätten, 
auch daß bei diefer Art ber Steuererhebung die Steuerträger in gleihem Maaße herangezogen würden, ohne 
Nüdfiht darauf, dab das Gele zwiſchen fundirtem und nichlfundirtem Einkommen feine Unterjheidung made. 
E3 wurde biefem Umftande aber um deßwillen feine entſcheidende Bedeutung beigemeflen, weil bie allgemeine 
Kirchenfteuer feinen hohen Umfang erreichen und eine erhebliche Belaftung der Steuerträger nicht nad ſich ziehen 
werde, 

Auch berufen fi die Anhänger des letzterwähnten Syftems auf die Kirchenfteuergefege in Preußen und 
Oldenburg, wo die Nirchenfteuer in ähnlicher Weile umgelegt werde. Das preußiiche Recht, welches für die 
Örtliche Befteuerung (vgl. $ 31, Ziff. 8 des Gejekes vom 25. Mai 1874) die Umlegung auf die Staatd- oder 
Kommunalfteuerkapitalien alternativ freigiebt, fließt die allgemeine Kirchenſteuer (Art. 16 bes Gejeges vom 
3. Juni 1876) an bie Klaſſen- und Einfommenfteuer an, unter Vorbehalt der Beftätigung durch Staatsgeſetz 
im alle der Ueberjchreitung von 4% ber ftaatlihen Steuer durch bie kirchliche Umlage. Das olbenburgijche 
Geſetz vom 16. Dezember 1876 jür das Herzogthum Oldenburg legt den allgemeinen firhlihen Aufwand auf 
die Einfommenfteuer, während das Gejet vom 5. September 1855 für das Fuürſtenthum Birkenfeld die Ber: 
theilung nad) dem Verhältniß der Gejammmtfteuerkapitalien anorbnet. 


Der Bollftändigkeit halber mag hier noch beigefügt werden, daß bas Gejeß für den Kanton Bern vom 
18. Januar 1874 mit dem Ausführungsdekrete vom 2. Dezember 1876 ben allgemeinen Kirchenaufwand auf 
bie Gemeinden nad der Seelenzahl ausfhlägt und nad dem Einmwohnergemeindefteuerregifter erhebt. Das 
heſſiſche Geieg vom 23. Dezember 1875 läßt den allgemeinen kirchlichen Steuerbetrag nad bem Verhältniß der 
Kommunalfteuerkapitalien auf die Gemeinden ausichlagen, und innerhalb diefer nad) demfelben Maafftab weiter 
erheben. 

Ein Wahlrecht zwiſchen verſchiedenen Steuerfyftemen findet fih außer dem preußifchen Geſetz auch in ben 
Art. 66 und 67 bezw. 39 und 40 der in Württemberg gefondert für die beiden Hauptbefenntniffe erlaffenen 
Geſetze über bie Vertretung der Kirchengemeinden vom 14. Juni 1887, wo für die Regel die Erhebung bis zu 10% 
der von ber Geſammtheit der kirchenfteuerpflichtigen Genoffen zu entrichtenden direkten Staatsfteuer aus Grund: 
eigenthbum, Gebäuden, Gewerben, Kapital-Renten-, Dienft- und Berufseinfommen geftattet, dabei aber zugleich 
beftimmt, daß der Maaßſtab für die Vertheilung der Umlagen von dem Kirchengemeinderath nad den ört— 
lihen Berhältniffen und zwar für den Einzelfall oder nad) Umftänden für einen längeren Zeitraum mittelft 
Etatut3 ftattfinden kann, ja daß jelbit ein Umlagemaapftab nad Klaſſen jeftgejegt werben dürfe, in welde die 
Kirchengenofſen nah ihren Vermögens: und Eintommensverhältniffen einzureihen find. 

Die Kommiffion ließ fih von der Großh. Regierung ftatiftijhes Material für die Berechnung der Kir— 
henfteuer nad den verſchiedenen Vorſchlägen geben. Dasfelbe ift in den 3 Anlagen enthalten. 

Anlage 1 ftelt die Steuerfapitalien und Steueranjhläge dar, ohne übrigens die im Entwurfe des Ge: 
fees vorgejehene Befreiung nah unten zu berüdfichtigen. Anlage 2 ift lediglich den Eintommensanfdlägen 
gewidmet und läßt zugleich die Wirkung der Steuerfreiheit der juriftiichen Perfonen und ber Eintommen unter 
900 Mark erkennen; in beiden Anlagen ift die Bertheilung auf Stadt und Land erfihtlih. Am bebeutjamften 
ift die Anlage 3, welche jedoch bei der Unmöglichkeit der Darftellung der Wirkungen des Beizugs oder der Be: 
freiung der Ausmärfer, jowie etwaiger Steuerbefreiungen nicht fehlerfrei fein kann. Auch ift die Annahme, 
daß ungefähr der Seelenzahl entjprechend, auf das evangeliſche Belenntniß "a der Steuerkraft entjalle, keine fichere. 
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Als Hauptergebniffe diefer Anlagen ergibt fi: 


1. Das Steuerfapital von Stadt und Land, wenn man die Städte unter 10,000 Seelen dem Lande zu: 
rechnet verteilt fih in Millionen Mark aufs unb abgerundet, wie folgt: 


Steuer : Stadt: Lanb: zufanmen : 
Grund: und Häuferfteuerfapital 386 1986 2372 
Gewerbefteuerkapital 290 245 535 
Rentenfteuerfapital 6882 4556 11438 
Eintommensfteueranjhlag 109 112 221 
7667 6899 14566 


2. Die Belaftung von Stadt und Land beträgt in Verhältnißprogenten ausgebrüdt : 


Stadt: Band: 
nad dem Regierungsentwurf 31 69 
„ n Kommiffionsantrag 39 61 
„  . Eintommenfteuerfyftem 53 47 


Dabei ift jedoch zu beachten, daß bie beiden erften Syfteme fich je nad der unabjhägbaren Wirkung der 
Behandlung der Ausmärfer, d. 5. je nachdem diefelben von der Steuer ganz oder zum Theil befreit werben, 
im Ergebnifje fich weſentlich aunähern können. 


3. Das im Hinblid auf die Berhältniffe der evangelifchen Kirche gewählte Beifpiel (Anlage 3) aus Ya 
ber vorhandenen Steuerfapitalien und Steueranjchläge etma 300 000 ME. Roheinnahme zu erzielen, hatte das 
Ergebnib, daß in Pfennigen vom Hundert zu erheben wären: 


8. b. c. 
aus Grund, Häuſer-, Gefäll- aus Kapitalrenten- aus Einkommens» 
und Gewerbefteuerfapital : fteuerfapital: anſchlag: 
nach dem Regierungsentwurf 2,3 0,69 6,9 
„  . Kommiffionsantrag 1,36 0,91 18,2 
"„ + Eintommenfteueranichlag — — 40,7. 


Aus dem Vorſtehenden ergibt ſich, daß die Einkommensſteuer, welche allerdings den einfachſten Vollzug 
und bie Zufammenfafjung der Gejammtjteuerkraft einer Perjon darbietet, für fih allein als Grundlage einer 
nur einigermaßen ausgedehnten kirchlichen Steuer fih nicht empfiehlt. Sie zieht, wie ſchon ausgeführt, die 
ſtädtiſche Bevölkerung in einem ihrer Anzahl gegenüber unverhältnigmäßigen Umfang beran, während gerade 
durch die Ausdehnung der Seeljorge, auch in das kleinſte Dorf, der Hauptaufwand entfteht. Da die hohen 
Einkommenfteuerkapitalien der juriftiichen Perfonen, jowie die große Zahl der fleineren Einfommen nicht zur 
Steuer herangezogen werben, jo hätte der Mittelftand die Hauptlaft der Steuer zu tragen. Auch läßt biejes 
Syſtem den Unterſchied zwifchen fundirtem und nicht fundirtem Einkommen außer Betracht und macht einen recht 
hoben Steuerfuß nothwendig. Zudem ift fie dem Anſchlage nad die wandelbarfte Steuergattung und zu: 
gleich diejenige Steuer, welde aud für den Staat, wenn eine Erhöhung der Steuer nothwendig wird, wohl 
zuerſt binaufgejfegt werben muß. 


Die Großh. Regierung hielt in erfler Neihe an der Grundlage bes Entwurfs feft, ſchloß ſich aber even: 
tuell mit dem Bemerken der Anihauung der Minorität der Kommilfion an, daß zuerft der Plan beftanden 
babe, daß die allgemeine Kirchenſteuer lediglich von den Eintommensfteneranihlägen erhoben werde, daß man 
aber auf dringende Borftellung des Evangelifchen Oberkirchenrath3, welcher eine jo erhebliche Belaftung einer 
einzelnen Gattung von Steuerpflihtigen für unthunlich eradhtete auf das im Entwurf enthaltene Steuerjyften 
übergegangen fei, übrigens gegen Heranziehung des Staatsfteuerfyftems an Stelle des Gemeindeſteuerſyſtems 
nichts zu erinnern finde. 
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Da bie katholiſche Kirche auf abjehbare Zeit allgemeine Kirchenfteuern nur in geringem Umfange erheben 
wird, bei ber Größe ber Steuerfapitalien, wern man unterftellt, daß entjprehend ber Zahl ber Katholilen 
aud auf deren Steuerfapital *s ber vorhandenen Steuerfapitalien entfallen, Steuern nur in viel Elei- 
nerem Gteuerfuß erhoben werben mäüffen, in dieſem Falle aber die Ausdehnung der Steuererhebung auf 
die Grund» und Häuferfteuer, auf bie Gewerbe: und Kapitalrentenfteuer die Erhebung jo geringer Steuer: 
beträge nöthig maden würde, daß bie hierauf zu verwendenden Mühen und Koften außer allem Verhältniß 
zum Ertrag ftänden, jo gewann in dem MWiderftreit der Meinungen ſchließlich die Anfhauung in der Kom: 
mijfion die Oberhand, da man e3 in das Ermeſſen der einzelnen Kirchen ftellen könne, fo lange die Steuer 
eine gewiffe Höhe nicht erreiche, diejelbe entweder von ben Einfommenfteuerpflictigen allein oder aber von allen 
Battungen ber direkten Steuern zu erheben. 

Dabei waren alle Mitglieder der Kommijfion aber darin einig, daß bie Marimalgrenze der Beteuerung 
in bem Gejeße feftgeftellt werben müffe. 

Die Frage, ob und in welchem Umfange Steuern von ben Staatsangehörigen zu erheben feien, und 
erhoben werben können, ohne die Leiftungsfähigkeit der einzelnen Steuerträger allzujehr in Anfpruc zu nehmen, 
wird am Smedmäßigften von dem NRepräfentativförper entſchieden, ber nad ber Lanbesverfafjung für bie 
Entſcheidung biefer Frage berufen ift, von ber Volkövertretung jelbft. Nur bdiefer ift in Gemeinjhaft mit 
der Großh. Regierung in ber Lage, die Verhältniffe, wie fich biefelben dur bie Reihe: und Staats: 
und Gemeindefteuer ergeben, zu überfehen und zu würdigen. 

Dabei ſoll jelbftverftändlich jeder Eingriff in die Autonomie der Kirche vermieden werben. Die Frage, 
in welhem Umfange Steuern innerhalb der durch das Staatögejeg gezogenen Grenzen für allgemein Kirchliche 
Zwecke erhoben werden follen, und für welche Zmwede die erhobenen Steuern zu verwenden jeien, ift zunächſt 
Sade ber Kirche und ſoll diejelbe hierin an feine andere Beſchränkungen gebunden jein, als an bie pflichthafte 
Erwägung bes hiezu berufenen kirchlichen Repräfentativkörpers, und ber zur Ertheilung ber Genehmigung zu 
biefem Beichluffe berufenen oberften Staatsbehörbe. 

Seldftverftändlich if, daß die Maximalgrenze bes kirchlichen Befteuerungsrehts fo gezogen jein muß, 
daß die notwendigen Bebürfniffe der Kirche innerhalb der ftatuirten Grenze ihre Befriedigung finden. 

Nach den oben enthaltenen Ausführungen ift feftgeftellt, daß die beiden großen Landeskirchen und bie 
jenigen ftaatlidh anerkannten firhlihen Korporationen, welche vorausfihtlid von dem Geſetze Gebrauch machen, 
auf abjehbare Zeit für die vorausjehbaren Bebürfniffe Genüge finden werben, wenn ihnen das Recht eingeräumt 
wird, für allgemeine kirchliche Zmede 10 % ber derzeitigen Staatöfteuer, aljo 20 ._Einfommensfleuer vom 
100 .# Steueranjdlag, 1,5 ZH vom 100 Grund, Häufer:, Gefälle und Gewerbefteuerapital, 1 9 vom 
100 .# Rentenfteuerfapital zu erheben. 


Hiernad) einigte fi die Kommiſſion in ihrer Mehrheit dahin: 

1. daß nicht das Gemeinde, fondern das Staatsfteuerfyftem ber allgemeinen Kirchenſteuer zu 
Grunde gelegt werbe; 

2. dab im Höchſtmaaße ein Betrag von 10 % ber derzeitigen Staatsfteuer für allgemein kirchliche 
Zwecke erhoben werben bürfen; 

3. daß den zur Steuerbewilligung berufenen kirchlichen Repräfentativförpern, folange nicht dieſes Höchft: 
maaß der Steuer erhoben wird, mit Staatögenehmigung das Recht zuertheilt wird, zu beflimmen, 
ob die zu erhebende allgemeine Kirchenfteuer nur von ber Einfommensfteuer oder aber von 
allen Gattungen ber bireften Staatöfteuern erhoben werde; daß babei in Iegterem Falle bie 
einzelnen Steuergattungen in demſelben Berhältniffe, wie bei ber Staatöfteuer herangezogen 
werden jollen, daß jobald und ſoweit das Bebürfnig dazu führt, mehr Steuern zu erheben als 
durch die Erhebung von 20 Zr Einfommensfteuer gebedt wird, alle direkten Staatsſteuern 
in bem oben erwähnten Verbältniffe herangezogen werden müflen ; 


4. daß im Uebrigen bie beftehende Gteuerveranlagung im Wohnorte maßgebend iſt; 
5. daß zu Steuer nur die in Baden angejeffenen (phyſiſchen) Kirchengenoffen herangezogen werben. 
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Begen Befteuerung ber Nusmärker wurbe zur Verminderung allzu großer fleuertechnifcher Schwierigkeiten 
eine Einjhräntung gemacht, Lie ber Steuertechnit Rüdficht trägt. (vgl. Art. 12 des Entwurfs in ber Faſſung 
ber Kommifffon.) 

Um Mifverftändniffe zu befeitigen wird hier ausbrüdlich bemerft, daß das nad Ziff. 2 oben dargeſtellte 
Wahlrecht der Kirche nicht dahin geht, daß beliebig einzelne Gattungen ber direkten Steuern als Steuerobjefte 
bezeichnet werden können, jondern daß bafjelbe nur dahin zu verftehen ift, daß bis zur Marimalgrenze von 
10% ber Staatsfteuer, die Kirche nur die Wahl hat, entweder die Einfommenfteuer allein, ober in Ber: 
bindung mit ſämmtlichen übrigen bireften Staatsfteueranjhlägen, bezw. »Fapitalien heranzuziehen, und 
daß aber, ſobald die Obergrenze von 10%o ber — erreicht iſt, alle direkten Steuern in dem bezeich— 
neten Verhältniffe beigezogen werben müſſen. 


B. Anträge zu den einzelnen Beitimmungen de3 Entwurfs. 


1. Borausfehung der Zeſteuerung für allgemeine Rirdlide Zedürfniſſe. 
In diefer Beziehung ift die Kommilfion mit den Grundlagen des Entwurfs einverftanden. 
Das Befteuerungsreht joll auf Antrag der Kirchenbehörde gewährt werden. 


Zur Erhebung ber Steuer ift der Beſchluß einer von ben Kirchengenoſſen jrei gewählten Vertretung 
nothwenbig und bedarf ber Vollzug bes Beſchluſſes der Staatögenehmigung. 

Die Entjheidung der Frage, was ald allgemein Firchliches Bebürfnig anzufehen ift, ift im Wejentlichen 
Sade ber Autonomie ber Kirche. 

Mit dem Grundfage ber Subfibiarität ber Befteuerung (Ar. 3) ift die Kommiſſion ebenjalls ein: 
verftanben. 

Daber ift es aber im Intereffe ber Schonung ber kirchlichen Fonds wünfcenswerth, daß bei Beſtim— 
mung des Marimalumlagefußes, bis zu welchem ber Aufwand für Beauffihtigung ber firhlichen Vermögens: 
verwaltung und Beforgung bes kirchlichen Bauweſens durch jog. Regiefaffenbeiträge und Baubeiträge gebedt 
werben muß, eine mäßige Grenze eingehalten werde; auch jollte es bei geringerem durch Sirchenfteuer zu 
beftreitenden Gefammtaufwand für die allgemeinen kirchlichen Bebürfniffe geftattet werden, ben Aufwand für 
bie bezeichneten Zwede ganz im Wege ber allgemeinen Kiechenfteuer zu beden. 

Bei Art. 3 und 5 find Aenderungen weſentlich rebaftioneller Art vorzufhlagen, wobei bemerkt wird, daß 
unter Erträgniffen bes Kirhenvermögens im Sinne bed Artikel 3 auch angefammelte Ueberſchüſſe verftanden 
werden. Die Kommilfion ftellt hiernad den Antrag: 


Zu Art. 1. 
Annahme in der Fafſung der Regierungsvorlage. 

Zu Art. 2, 
Ebenſo. 

Zu Art. 3 


ſoll Abfag 1 folgende Fafjung erhalten: 

Kirhlihe Steuern dürfen nur erhoben werden, wenn und fomweit für die betreffenden Be— 
bürfnifje weder ein jonft aus Öffentlihem Recht ober ein privatrechtlich Verpflichteter einzutreten 
bat, noch bie Beftreitung aus ben Erträgniffen bes eigenen allgemeinen Kirchenvermögens ober 
allgemeinen kirchlichen Zwecken gewibmeter Stiftungen gejhehen fann, noch Zumenbungen ohne 
Rechtszwang gemadt find. 

Abja 2 und 3 unverändert. 
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Art. 4. 
Antrag auf unveränderte Annahme, 


Art. 5. 


Sollen in ber 4. Zeile des Entwurfs die Worte „in ber Mehrzahl ber Mitglieder” ge 
ftriden, im Uebrigen ber Entwurf unverändert angenommen werben. 


II. Bertrefung der Kirhengenoffen. 
Art, 6—10. 


Da wie oben unter I. 2 der Vorbemerkungen ausgeführt ift, die Höhe ber für allgemeine Kirchliche 
Bedürfniſſe zu erhebenden Steuern, in dem wejentlichften Theile durch die Volksvertretung feitzuftellen ift, indem 
diefe die obere Steuergrenge beftimnıt, jo glaubte die Kommilfion aud bier mit ben mwejentlihen Grundlagen 
des Entwurfs, der ber Autonomie. der. Kirchen bei Bildung des zur Steuerbewilligung berufenen Repräjentativ: 
förpers einen wejentlihen Spielraum läßt, fi einverftanden erklären zu können. 

Es entſpricht insbefondere der Natur der Sache, daß der Repräfentativförper im Wejentlihen aus Laien 
befteht, daß aber aud, da es fi nit nur um die frage der Höhe ber Steuern, fondern aud um beren 
Verwendung für kirchliche Zwede und um die Peftimmung biefer Zwecke handelt, ber Geiſtlichkeit nit nur ein 
Recht der berathenden, fondern au der beiliegenden Mitwirkung einzuräumen ift. 

Auch joll insbefondere die Möglichkeit nicht ausgefchloffen werben, daß die evangelifch-proteftantifche Landes: 
firhe ihrer Organijation gemäß die Generaliynode als Repräjentativförper für die Steuerbewilligung in ber 
Weiſe konftituiren Tann, daß für bie Steuerbemwilligung zu ben 24 dem Laienftande angehörigen Mitgliebern 
der Synode 6 von ben gewählten geiftlihen Vertretern berjelben ernannte Geiftliche hinzutreten. 

Für die katholifhe Kirche ift die Möglichkeit gegeben, bie Vertretung aus den durch freie Wahl ber 
Kirchengenoffen gewählten Ortsftiftungsräthen dur Wahl bilden zu können, 


Für die Yraeliten ift nad der Erklärung der Großh. Regierung eine lediglih aus Laien beftehende Ber: 
tretung in Ausfiht genommen. 

In zwei Beziehungen hielt die Kommiſſion eine veränderte Faffung für geboten. 

Einmal jhien es ihr nothwendig, das aftive und pajfive Wahlrecht in Konkordanz mit ben Beitimmungen 
über das Ortökirchenfteuergefeß zu bringen und damit die Gründe der Ausſchließung von der Wahl jeft abzugrenzen, 
auch dem Laienelemente im Verhältniß zu bem geiftlihen Mitgliedern des Steuerbemilligungsförpers ein größeres 
Uebergewicht zu geben. | 

Sodann war fie ber Anfhauung, daß bie Frage ber Biltigkeit der Wahl nicht durch kirchliche Sagungen 
eingeengt werben darf, ſondern daß die Verſammlung ſelbſt hierüber zu enticheiben babe, dagegen ſchien es nicht 
geboten, die Frage, an welchem Orte die Vertretung tagt in bem Gejege zu beftimmen, da bies füglich der 
Vereinbarung zwiſchen Regierung und Kirchenbehörde überlaffen werben kann. 


Hiernach ftellt die Kommilfion folgende Anträge: 


Art. 6 
joll lauten: 

Die Vertretung der Kirchengenoſſen (Art. 5) kann ausfhließlih aus weltlihen Mitgliedern 
zufammengejegt werden. Befteht dieſelbe aus geiftlihen und weltlichen Mitgliedern, fo ift — zur 
Ausübung der ihr nah dem gegenwärtigen Geſetz zufommenden Befugniffe — hinfichtlich der 
geiftlihen Mitglieder erfordert, daß biefelben aus ber Wahl der im aktiven Kirchendienſt ftehenden 
Geiftlihen hervorgehen und in ihrer Anzahl nicht mehr als ein Fünftel der Vertretung bilden. 
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Die Stimmberechtigung zu biefen Wahlen regelt fich nad ben Beftimmungen bes Urt. 4 bes 
Geſetzes v. 16. Juli 1888 über bie Befteuerung für örtliche kirchliche Bedürfniſſe. 

Die Gejamtvertretung einer Kirche oder Religionsgemeinſchaft ſoll nidit unter 30 Mitglieder 
zählen. 

Für jeden Wahlbezirk ift die Zahl der Vertreter im Verhältniß zur Seelenzahl defjelben feſt— 
zuftellen. i 

Die Wahlordnung und Wahlbezirkseintheilung ift gemeinjhaftlic durch die Großh. Regierung 
und die Kirchenbehörbe feftzuftellen. 


Art. 7 
joll lauten: 
Die Vertretung der Kirchengenofjen wird von der oberfien Kirchenbehörde im Einverftänbnik 
mit der Großh. Regierung einberufen. Ihre Beratyung und Beſchlußfaſſung ift der Regel nad) 
Öffentlich). 


Art. 8 
ſoll lauten: 
Die Mitglieder der oberften Kirchenbehörde oder beren Bevollmächtigte, ſowie die Mit- 
glieder der mit der Verwendung der allgemeinen kirchlichen Fonds betrauten fonftigen Oberbehörde 
find berechtigt zc. wie im Entwurfe. 


Art. 9 
foll lauten: 


Ueber die Prüfung ber Biltigkeit der Wahlen zur Vertretung ber Kirchengenoſſen entſcheidet 
die Berfammlung. Ueber die Gejhäftsordnung biefer Vertretung find kirchliche Satzungen zu er: 
lafien, welde der Stantsgenehmigung bedürfen. 


Art. 10 
unverändert. 


III. Steuerpffiht und Steuerfuß. 


Diefer Theil des Entwurfs mußte nad den oben dargeftellten Beichlüffen der Kommiſſion einer völligen 
Neurebaktion unterzogen werben. 

Die Aenderung des Steuerſyſtems legte e8 nahe, die Beftimmungen über die fteuerpflichtigen Perjonen 
und die Steuerobjefte von einander zu trennen. 

Dem Worte Wohnfig ift in Art. 11 in Klammer (Aufenthalt) beigefügt mit Rüdfiht auf Art. 5 bes 
Eintommenfteuergejeßes vom 10. Juni 1889 und auch des Reichögejeges vom 13. Mai 1870 über Bejeitigung 
der Doppelbefteuerung. Zwiſchen nländern und Ausländern im reichs- und landesrechtlichen Sinne befteht, 
foweit Ießtere überhaupt hierlands fteuerpflichtig find, ein Unterfchied nicht; beide find zur Kirchenfteuer ihres 
Belenntnifjes heranzuziehen. 

Der zweite Abjat des Artikels 11 gibt den Art. 17 des Entwurfs wieder, jomeit er nit in Art, 12 
Abſ. 3 überging. 

In Art. 12 mußte bezüglich des Beizugs ber Kapitalrentenfteuer aus praktiſchen Gründen die Beftimmung 
aufgenommen werben, daß nicht das Katafter bes Jahres ber Erhebung ber Slirchenfteuer, jondern bes vorher: 
gehenden Jahres maßgebend ift, da bie ftaatlihen Rentenfteuerkatafter jo jpät im Jahr aufgeftellt werden, daß 
beren Beizug für die Kirchenſteuer innerhalb des Kalenderjahres der Aufftellung des Katafters nahezu unmög- 
fi gemadt würde. 

Da die Kommilfion an Stelle des Gemeinbefteuerfyftems bie Staatäftenerfapitalien und »Anjchläge zur 
allgemeinen kirchlichen Steuer herangezogen wifjen will, jo mußte auch der Artifel 15 über bie Steuerbefreiung 
ber Nieberfibefteuerten, der auf Grundlage ber Gemeindeſteuer redigirt ift, anders gefaßt werben. 


648 


Endlich ift hier nochmals zu bemerken, daß wenn durch ben Beſchluß einer Kirche die Grund», Häufer: unb 
Gefälle, Gewerbe: und Rentenfteuerfapitalien von ber Kirchenfteuer frei bleiben und die Steuer nur don ben Ein: 
fommenfteueranjhlägen erhoben wird, der Saf von 20 2 unter allen Umftänden das Marimum der Kirchen: 
fteuer bleibt und daß auch eine etwaige Erhöhung bes ftaatlihen Steuerfußes hierin nichts ändert. 


Die Kommilffon ftellt hiernach den Antrag, die Artikel 11 bis 18 in folgender Faffung anzunehmen: 


Art. 11, (Steuerpflicgtige Perfonen.) 
Die Steuer für allgemeine kirchliche Bebürfniffe ift von ben dem Belenntniffe ber befteuern- 
ben Kirche angehörenden phyſiſchen Perfonen, welche ben Wohnfig (Aufenthalt) im Großherzog- 
thum haben, aufzubringen. 


Die Artikel 1, Abf. 2, jowie die Art. 16 bis 20 des Geſetzes vom 26. Yuli 1888, bie 
Befteuerung für örtliche Kirchliche Bebürfniffe betreffend, find bier finngemäß anmwenbbar. 


Art. 12. (Steuerobjefte.) 

Die durch Steuer aufzubringenden Summen find auf bie für bie Steuerpflidtigen im Staats: 
fteuerfatafier feftgeftellten Grund: und Häufer-, Gefäll:, Gewerbe: und Kapitalrentenfteuerkapitalien, 
ſowie auf die Einkommensanſchläge umzulegen. 

Die außerhalb des Wohnfiges (Aufenthalts) der Steuerpflihtigen feitgeftellten Steuerfapitalien 
fommen jedoch nur in Betracht, wenn fie in einem einzelnen Steuerbiftrifte ben Betrag von 3000 Mart 
erreichen. 

Maßgebend ift das Staatöfteuerfatafter desjenigen Kalenderjahres, für welches die Kirchen: 
fteuer erhoben wird; bezüglich der Kapitalrentenfteuer tritt jebod das Katafter bes Vorjahres an 
bie Stelle. 

Die Beftimmungen in Artikel 15 bes Ortskirchenfteuergefeges find aud für bie allgemeine 
Kirchenſteuer maßgebend. 


Art. 13. 
Steuerfrei find: 
a. bie Einfommensanjhläge bis zu 200.4 einjchliehlid ; 


b. die Steuerfapitalien jeder Art, wenn fie weber einzeln noch in ihrer Geſammtheit ben Betrag 
von 600 M überfteigen. 


Art. 14. GBefugniß des Verzichts auf Steuerobjekte.) 


Auf den Beizug ber Grund« u. Häufere, Gefälle, Gewerbe: und Kapitalrentenfteuerfapitalien 
kann don ber Vertretung ber Kirchengenoſſen bei der Bewilligung von Steuern für allgemein kirch— 
liche Bebürfniffe mit Staatsgenehmigung in der Weiſe verzichtet werden, daß alle diefe Steuer: 
fapitalien zugleich und gänzlich frei bleiben. 


Art. 15. (Hoͤchſter Steuerfuß.) 

Der Betrag ber für allgemeine kirchliche Bebürfniffe zu erhebenden Kirchenſteuer barf für 
ein Kalenderjahr einen Pfennig Kapitalrentenftener, anderthalb Pfennige Grund», Häufer:, Gefäll- 
und Gewerbefteuer unb zwanzig Pfennig Einfommenfteuer nicht überfteigen. 

Art. 16. (Beitragsverhältnig ber einzelnen Steuerobjekte.) 

Werben bie aufzubringenden Summen nit auf die Einfommensanjhläge allein umgelegt, 
fo hat die Aufbringung in bem Verhältniſſe zu gejchehen, daß bei gleichem Steuerfuß die Kapital- 
tentenfteuerfapitalien im einfachen, die Grund: u, Häufer:, Gefäll- und Gewerbefteuerkapitalien im 
anderthalbfaen, die Einfommensanjchläge im zwanzigfaden Betrage beigezogen werben. 
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Art 17. (Uebernahme der Steuer durd die Ortsfonde.) 


Bird von den Kirchen bezw. von ben Neligionsgemeinihaften die Erhebung der Betreffniffe 
an allgemeiner Sirchenfteuer den örtlichen Kirchengemeinden übertragen, jo werben letztere für 
biebei ausfallende Steuerbeträge ber Geſammtkirche im Großherzogthum nicht haftbar. 

Die auf die Kirdengenoffen einer und der nämlichen örtlichen Kirchengemeinde oder eines 
Theils derjelben entjallende Steuer jür allgemein kirchliche Bebürfniffe kann ganz oder theilweije 
auf das Einkommen des dortigen örtlichen Kirchenvermögens, einjchließlich der lirchlichen Stiftungen, 
durch ftaatlih und Firhenobrigfeitlih genehmigten Beihluß der dasjelbe verwaltenden Behörde 
übernommen werden, wenn jenes Vermögen unbeſchadet ber Erfüllung feiner Zwedbeftimmung hierzu 
die Einkünfte bietet. 

Sind in einem Kirchſpiel Altkatholifen vorhanden, jo find biejelben, auch wenn fie zu einer 
ftaatlih genehmigten Gemeinſchaft nicht vereinigt find, der Kirchengemeinde des andern katholiſchen 
Theils nicht zuzurechnen. Ebenjo ift e8 auch im umgefehrten VBerhältniffe bei Orten mit ftaatlid) 
genehmigten alttatholiihen Gemeinjhaften bezüglich ber Katholiken des andern Theils zu halten. 


IV. Berfaßren zur Zeſtſtellung und Erbebung der Steuern. 


Bei diefem Titel hat ſich eine entſchiedene Meinungsdifferenz zwiichen der Großh. Regierung und der 
Kommiffion in einem Puntte ergeben. 

Nah dem Entwurf foll die allgemeine Kirchenfteuer von kirchlichen Organen erhoben werden und legt 
die Großh. Regierung auf Beibehaltung dieſes Syftems entſcheidendes Gewicht, indem geltend gemacht wird, 
baß e8 in der Natur der Sache und in der Konfequenz des Grundgebantens des ganzen Gejees liege, daß 
wenn ber Kirche das Beiteuerungsrecht eingeräumt werde, kirchliche Organe auch die Erhebung der Steuern 
zu bejorgen hätten. Es liege durchaus außerhalb des Berufskreiſes der Staatsfteuerbehörde, für die Kirche den 
Steuererheber zu maden. Auch jei Gewicht darauf ‚zu legen, da dem Steuerpflichtigen Har fei, daß er die 
Steuer nit an den Staat, jondern an die Kirche entrichte. 

Die Kommiſſion konnte ſich jedod nicht davon überzeugen, daß dieje Gründe von durdjchlagender Be: 
deutung jeien. 

Die Feſtſtellung der allgemeinen Kirchenſteuer müffe jedenfalls unter Zuzug der ftaatlihen Steuerkommiſſare 
erfolgen. Nach Artikel 13 des Entwurfs find die Minifterien des Kultus und Unterrichts mit der Prüfung 
ber Richtigkeit des aufgeftellten kirchlichen Hauptfteuerregifters befaßt. Die Richtigkeit und Vollitändigfeit 
diejes Hauptfteuerregifters, jeine Uebereinftimmung mit dem Gejege muß von ben ftaatlihen Behörden bejorgt 
werden. Wenn e8 zur zwangsweiſen Erhebung von Kirchenfteuern kommt, fo müflen die ftaatlihen Organe um 
ben Bollzug angegangen werben. Die Thatfache, daß die Steuer von ber Kirche für die Kirche erhoben werde, 
jei jedem Steuerpflichtigen aus dem Steuerzettel erfichtlih. Der Einzug der Steuer aber werde fi praltiſch 
am einfachiten geftalten, wenn die ftaatliche Steuerbehörde benfelben bejorge. 

Die verhältnigmäßig untergeordnete Trage, ob ftaatliche oder kirchliche Organe die Erhebung der Steuer 
bejorgten, könne wohl unmöglid eine Frage von ſolcher Bedeutung jein, daß die Eriftenz eines jo wichtigen 
Gejeges von ber Entſcheidung berjelben in dem von der Kommiſſion vorgeſchlagenen Sinn abhängig jei. 

Da hervorragende Gründe praftijcher Art für den Einzug der Steuer durch die ftaatlihen Steuerbehörden 
fprechen, fo glaubt die Kommiffion auf ihrer Anſchauung beharren zu jollen und hat daher den in $ 25 
Abſ. 2 des Entwurfs enthaltenen Antrag geftellt. 


Art. 18. 
Unverändert. 


Art. 19. 


Eingang und Ziff. 1 und 2, unverändert. 
Berhandlungen der ziveiten Kammer 1391/92. 4, Neilaqeheft 82 


650 


Ziff. 3: Die hiernad im Wege ber kirchlichen Beftenerung noch aufzubringende Summe unb 
die Berechnung bes Betrags, welcher gemäß dem zweiten Abjchnitt dieſes Befeges auf je 100 Mark 
ber verſchiedenen Steuerfapitalien, bezw. -Anſchläge erhoben werben ſoll; 

Ziff. 4: Die auf die einzelnen Steuerbdiftrifte entfallenden Betreffniffe, ſowie ber 
Betrag, für welchen etwa die außerhalb des Ortskirchengemeinderaths ftehenden Kirchengenofjen 
beigezogen werben jollen. 


Art. 20. 
Unveränbert. 

Art. 21. 
Unverändert. 

Art. 22. 
Unverändert. 

Art. 23, 


Das auf Grund des Voranſchlags nad deffen entgiltiger Feſtſtellung und Genehmigung 
gejertigte Hauptfteuerregifter, welches die für einen Belenntnißtheil in Betracht kommenden Steuer- 
anſchläge und die Steuerbeträge der Pflihtigen nad Steuerbiftrikten getrennt nachweilt, wird von 
der oberften kirchlichen Landesbehörde dem Kultusminifterium vorgelegt und von diefem nad Be— 
nehmen mit dem Finanzminifterium für vollzugsreif erklärt. 

Abſ. 2 ſoll lauten: Die in Uebereinftimmung mit dem Hauptifteuerregifter in den Ortsfteuer: 
erhebungsregiftern der einzelnen Orte bezeichneten, auf die einzelnen Pflichtigen entfallenden Be: 
träge können fodann nad Maßgabe der Beftimmungen über die Beitreibung der Gtaatsfteuer 
zwangsweije erhoben werben. 

Abſ. 3: unverändert. 

Art. 24. 

Unverändert. 

Art, 25, 

Abf. 1: unverändert. 

Als Abſatz 2 beizufügen: 

Das nad Artikel 23 des Gejehes aufgeftellte Hauptfteuerregifter wird von der oberften Kirchen: 
behörde dem Kultusminifterium vorgelegt, welches dasjelbe ben ftaatlihen Steuerbehörden zum Ein- 
zug übermeift. 


Die übrigen Beftimmungen des Entwurfs jollen unter dem Titel 


V. Sonftige Bellimmungen 


zufammengefaßt werben: 


Art. 26: 

Bor Verkündung bed Geſetzes gewünſchte Vertretungen zc. wie im Entwurfe. 
Art. 27. 

Unverändert. 
Art. 28, 


Eingang und Ziff. 1 und 2 unverändert. 
Ziff. 3 ſoll geftrichen und 
Ziff. 4 als Ziff. 3 eingefegt werben. 
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Art. 29. 
Unveränbert. 

Art. 30, 
Unverändert. 

Art. 31. 
Unveränbert. 

Art. 32. 
Zu ftreichen. 

Art. 33. 
Zu ftreichen. 

Art. 34. 
Unverändert (aber als Art. 32 einzufügen.) 

Art. 35. 


Zu ſtreichen. 


Anlage 1. 


Darftellung 


über 


die Vertheilung der Steuerlapitalien und Steueranjchläge auf die Stabtgemeinden mit über 


10.000 Seelen und auf die übrigen Gemeinden des Landes. 





D.:3, 





nee | ou, || en | ai 
Runbzahl feuer» für 1890 
4 4 M 
Gejammtjumme nad) den Kataſtern für 
1891 und KRapitalrentenftener-Regiftern 
für 1890. 2 2 2 202020202 + B93722582405534 171 2000362361]221 078 6251143870840 
Es entfallen hievon auf die Städte mit 
mehr als 10000 Seelen: 
Baden . . . . 20.2.2. .5122838 130] 870941000 3830| 5791075] 50 918 020 
Bruchſal (inkl. Bufkarbh). ns Aw 14 782 250] 6176 S00| 2502] 2228 375] 10 804 940 
Freiburg „ Güntersthal und Sara 
und Sibfelien) . » . . | 55218 820| 28 284 900| 11 871] 14 473 200|111 503 380 
Heidelberg „ Neuenheim) . . . . . 148348380] 19295 000] 8003] 10.433 800] 82 085 800 
Karlsruhe (mit Mühlbura) - » » . . | 82141 150] 50 375 100] 18 177] 25 235 950199 673 200 
Sonfla 2 2 2 2 220202020204] 15 721 670) 7799 700| 3821| 3213 175| 20 122 440 
Lahr (mit Burabeim) . . 2 2 2.2. 9762 000) 10 188 200] 2916] 2283850] 8621 680 
Mannheim 2 2 2 2 2 2020202. 100 365 370]136 485 500] 21 928] 36 263 1251145 417 440 
Plorzheim (incl. Haibach und Thiergarten) | 29 759 070| 19 494 600] 7516| 7433 525] 51 418 400 
RO near er we ae ae 6 992 400] 2968 800] 1671| 1677 775) 7612 980 





zufammen . [385 929 220]289 868 000] 82 235]109 033 850]688 238 280 


Es entfallen jomit auf die Yandgemeinden [1986329020244 603 200]280126]112 044 7751455 632 560 
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Anlage 2 


Darftellung 


die Vertheilung der Einkommenfteueranfchläge auf die Stadt: und Landgemeinden bei Be: 
freiung der Einkommenfteuerpflichtigen von 200 «HM Steueranſchlag (900 -M Einkommen) 
und weniger, fowie bei Weglaffung der Einkommenfteueranfchläge der nicht phyſiſchen Steuer: 


pflichtigen. 


Geſammteinkommenſteueranſchläge für 1891... . ..221078 625. 4 
Die Pflichtigen (224 540) von 200 . Steueranſchlag mb ı weniger — zuſammen 30826 575 „ 


jomit Neft. . 190 252 050.4. 


In den Städten über 10000 Seelen würden befreit, nämlich in 


1. Baden. -. » 2 2.2... 1816 Pflichtige mit zul. 261 850.4 Steueranichlag, 
2. Brudial . . . » . ...1189 w RER 169 225 „ — 

3. Freiburgg5874 — 8884 250 

4. Heidelberg 22.20. 3868, nu 555635. : 

5. Haldrue . . . . . 7417 r „ n 1134200 „ a 

6. Konftanı . . » . ....1839 n 271050, 
Sb . 2» . . 1583 . 228775, 

8. Mannheim . . . . . 10061 . „ „ 1607275 „ j 

9. Pforzheim . . » . ... 3861 ” » un 554200 „ — 

10. Raſtat 2748 J 107600 





38256 Pflichtige mit zuſ. 5774 050.4 Steueranichlag. 
In den Landorten würden biernach befreit: 
186 284 Pflichtige mit zu). 25 052525. Steueranichlan 
Es blieben jomit noch jteuerpflichtig: 
in den Städten: 43979 Pflichtige mit zujammen 103 259 800 .H, 





auf dem Lande: 93 842 * ei 5 86 992 250 :#. 
Von den Gejammtfteueranfchlägen mit . 2: 22m m 221078 623 AM 
bezicehungsweife 1990 252 050 .4# 
chen weiter ab die Steueranjcjläge der Altiengefellichaften x. (Art. 5 B) mit zulammen . 10046675 „” 
Es betragen jomit die Steueranichläge der phnfiichen Berjonen mit einem Eintommen- 
jteueranfchlag von mehr als WO MM. nenne 180 205 375.4. 
Es entfallen von obigen . - > > = 2 22... 10046675 .# Steueranichlägen 
der Altiengefellichaften zc.: 
auf die Städte :» 2 2 2 2 202020. 7168 925.4, 
auf da Lad . ... 2 2 .. 2877 70.4. 
Es entfallen hiernach auf die phyſiſchen — mit einem Steueranſchlag von mehr ala 200 .#: 
m den Städten . » . . 96090875.4# Steueranichläge 


auf dem Land . . » » . 84114500.4# Steueranjchläge. 
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Anlage 3. 
ARE LET FE] Bu 
Berechnung 
über 
die Vertheilung des durch allgemeine Kirchenfteuer aufzubringenden Aufwandes auf bie Stäbte 


mit über 10000 Seelen und die übrigen Gemeinden ded Landes bei den 3 bis jetzt hervor— 
getretenen Syſtemen. 



















j Srund- und 
Häuferjteuer: 
fapital 


AM 











Einfommen- | Kapitalrenten- 
iteuerfapital | fteuerfapital 


AM HM 


Sewerbiteuer> 
fapital 
MM 















Gejammtbetrag der Steuerkapitalien nad) ben 
Kataftern für 1891 und den Kapitalrenten- 
jteuerregiftern fiir 1890 F 

Hievon entfallen — — —— auf den 
evangeliichen Religionstheil — 


2372 258 2401 534471200] 221078 625 1 143 870 840 








790 752 7461 178 157 0661 73692 875] 381 290 280 





I. Syſtem des Regierungs Entwurſs 
(jedoch ohne Ausſcheidung der auf die Ausmärker entfallenden Steuerkapitalien und ohne Berückſichtigung der 
Freigrenze des Art. 15 des Entwurfs). 


Die Stewerfapitalien find anzujeßen . . . „| im einfaden im einfachen im dreifachen {mit *ıo bes obigen 
Betrag Betrag Betrag Betrags 


= | 790 752 746| 178157 066| 221078 625] 114 387 084 
178 157 066 
221 078 625 
114 387 084 





Hätten dieje Steuerfapitalien zujammen, nämlich | 1 304 375 521] beifpielöweife den Betrag von 
300 000] aufzubringen, jo beträgt 
der Stenerfuß von 100 „A Grunde, Häuſer- und Gewerbfteuerfapital jomit 2,3 & 


„ 100 .# Eintommenjteueranihlag 3x 23= . . .69 „ 
„ 100 .# Sapitalrentenjteuerfapital 3ıs &23= . . 069, 
Die Steuerlapitalien der Städte über 10000 
Seelen betragen . . “.2...} 385 929 220] 289 868 000) 109 033 85001 688 238 280 
Hievon entfallen nach der Annahme auf die 
Evangeliichen Ya = . . . . 2... 128643073] 96 622 667] 36 344 616] 229 412 760 
Sa mn —— — 
Dieſe Steuerfapitalien bringen bei obigem Steuer- (100 3u 2,3 5) (100 zu 6,9 J) K100 zu 0,69 J) 
fuß an Steuer. 351811 22 25077.# 7815829. 484 
—— — — — —— —— — — — — — — — 
ſomit zufammen . 92 718.4 48 4 ober rımd 31 %. 
Die Stenertapitalien der Landgemeinden betragen | 1 986 329 020] 244 603 2 112 044 775| 455 632 560 
Hievon entfallen auf die Evangeliihen . . .| 662109673] 81534400) 37348 258| 151 877 520 
— — — — — 
(100 zu 2,3 5) (100 zu 6,9 $) (100 zu 0,69 9) 
Dieſe bringen an Steuer . . 2 2 20. 171038. 13 25770.# 29 3110479.4 543 


jomit zufammen . 2072874 96 J oder rund 69%. 


11. Syftem des Kommiffonsantrags 


(jedoch unter Einbegreifung aller auf die Ausmärker entjallenden Steuerkapitalien und ohne Berichtigung 
der Freigrenzen des Artikels 15). 
















Örund- und 
Häuferjteuer- 
tapital 


AM 














Stapitalrenten- 
jteuerfapital 


A 


Einkommens 
jteueranjchlag 


HM 


Sewerbjteuer- 
tapital 


MM 
















790 752 746] 178 157 066 381 290 280 


968 909 812 


!a des Gejammtiteuertapitals 73 692 875 















im 1’sfadhen 







Die Steuertapitalien find anzuſetzen im 20fadhen 
Betrag 


1 473 857 500 


im einfachen 
Betrag 
381 290 280 







381 290 280 









3 308 512498] den Betrag von 
300 000] aufbringen, jo beträgt 

der Steuerfuß von 100 AL Kapitalrentenjteuertapital Hemah . . ». »2:..0M1 dä 
„ 100 .# Eintommenjteneranihlag 20 x0,91= .....12 „ 

100 .# Grund, Häufer- u. Gewerbjteuerfapital 1,5 > 0,91 —= 1,86 „ 


Sollen dieſe Steuertapitalien zujammen, nämlich 





Die Steuertapitalien der Evangelijchen betragen 
in den Städten über 10 000 Seelen ("fa der 


—— — — — — — 
Geſammtſteuerkapitalien). . . ; 225 265 740 36 344 616] 229 412 760 
Dieje Steuertapitalien bringen bei obigem Steuer- (100 zu 1,36 5) (100 zu 18,2 Z)K 100 zu 0,91 3) 
fuß an Steuer . > 2 22 en 30636.4 144 66147.# 20 J|20876.4 569 
——— —— — —— — — — — ——— — u 
jomit zujammen . 117 659.4 oder rund 39%. 


Die Steuerfapitalien der Evangelifchen der Land- 
gemeinden ("s der Gejammtjteuertapitalien) 


AIR 5 2: 743 644 073 37 348 258| 151 877 520 
(100 zu 1,3645) (100 zu 18,2 S)K100 zu 0,91.) 

an Steuer . 101135.# 59J) 67973.4 83.1|]13820.4 854 

mm e nm —ñ — — — —— 


ſomit zufammen . 182 930 .# 27.5 ober rumd 61 %. 
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III. Syflem des Einkommenflenerkataflers. 


Von den Gejammtjteneranjchlägen mit 221 078 625 .# entfallen angenommenermaßen auf den evan- 
geliichen Meligionstheil "a — 73692 875 .#. Hiernach würde fich der Eteuerfuh für 100 .4 Steuer: 
anichlag bei einem aufzubringenden Aufwand von 300 000 .# auf 40,7 oder rund 41 4 berechnen. 


Hiernach bringen die Evangelifchen in den Städten mit zuſammen zen — 36344616 NM 
Steneranjchlag an Steuer auffff149 012 4 H 
oder rund 49 ®%. 
Die Landgemeinden mit zufammen = — 37 348 258 4 
Steueranſchlagggg.. 413127 Bd 


oder rund 51 %. 


Werden die Steueranjchläge der nicht phyſiſchen Plichtigen und derjenigen mit 200 .# Steueranjchlag 
und weniger weggelajien, jo bleiben noch 180 205 375 .# Steueranſchläge und fir die Evangelifchen "a bie- 
von mit 60 068 458 Steueranſchlag. 

Der Steuerfuß berechnet jich bei dem gleichen Aufwand hiebei auf 49,9 oder rund 50 4. 


Die Eteueranjchläge der Evangelijchen in den Städten betragen 5 — 32030 292 ‚AM und 
bringen an Steuer mW oo. 2 2 ren EOS IE 


oder rund 53 "bo. 
Die Steueranjchläge in den Landgemeinden betragen 
84 114 500 


a a >. 167 .# und bringen auf 140 190.4 83 4 





oder rund 47 "u. 
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Bon den Stabträthen zu Heidelberg und Karlsruhe, den Handelstammern in Karlsruhe und Heidelberg 
und dem Gewerbeverein Karlsruhe find dem hohen Haufe Pititionen übergeben und von diejem der Kommiſſion 
jür den Gejegesentwurf über die Einführung einer allgemeinen Kirchenſteuer zur Berichterftattung überwieſen 
worden, worin gebeten wird, baß bie allgemeine Kirchenfteuer nicht nad) den Grundfätzen der Gemeindehefteuerung, 
jondern auf die Staatsfteuerfapitalien umgelegt werbe. 

Zur Begründung dieſes Gejuches wirb übereinftimmenb in jämmtlichen Petitionen darauf hingewieſen, daß 
das dem Befegesentwurf zu Grunde liegende Gemeinbefteuerjyftem dem Grund: und Hausbefige und dem wit 
Betriebskapital arbeitenden Gewerbe große Präcipualbeiträge auferlegt und daß mit Annahme diejes Steuer: 
ſyſtems bie jchon bei ber Bemeinbebefteuerung jo fühlbare Laft nod vermehrt werde, während die jhon bei der 
Bemeindebefteuerung bevorzugten Berufs-Einkommen nur, mit aninimalen Beträgen beigezogen werben. 

Es wird dargeftellt, daß in den 7 größeren Städten des Landes Grundbefig, Gewerbe, abzüglid) der 
Schuldzinjen jhon jet das neunfache ber Steuerbeträge aus Berufseintommen zu zahlen haben. 

In einer der Petitionen ift auch darauf aufmerkſam gemadt, daß die Koften jür Paftoration der Ge: 
meinden durch Bereinigung mehrerer Kleiner und nahe beieinander liegenden Gemeinden vermindert und dadurd) 
auch das Bebürfniß für allgemeine Kirchenftenern verringert werde. 

Die Kommilfion ftellt mit Rüdficht auf die über das Steuerfyftem gefahten Beichlüffe, wonad) den Wünſchen 
der Petenten bezüglich des Beizugs des Staatsfteuerjyftems entſprochen ift, den Antrag: 


Die Petitionen der Städte und Handelsfammern Karlsruhe und Heidelberg und des @eiuerbe: 
vereind Karlsruhe für erledigt zu erflären. 


L ET 
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KR 


Beridt 


der 


Kommiffion der zweiten Kanımer 


über 


den Gefegentwurf, betreffend die Ausführung der Krankenverſicherung. 


Erftattet von dem Abgeordneten Dr. Schluffer. 


Der vorliegende Befehentwurf ift veranlaßt durch die umlängft verfündete Novelle zum Strantenver- 
fiherungsgejeg vom 15. Juni 1883 und bezwedt in Abänderung des von der Krankenverſicherung handelnden 
Theil des badiſchen Gejeges vom 24. März 1888, die Ausführung der Unfall: und Krantenverfiherung betr.. 
zunädft die Krankenverfiherung der häuslichen Dienftboten einer durchgreifenden Umgeftaltung zu unterziehen, 
weiter aber, dieſes Geje in einer Anzahl minder wichtiger Einzelheiten mit den Vorſchriften der Novelle in 
Einklang zu bringen und zwei Bollzugsanordnungen zu derjelben zu treffen. 

Was zunächſt die Krankenverſicherung der Dienftboten anlangt, jo ift hierüber im Allgemeinen zu bemeıfen : 
Ein Dienftbote, der ohne eigenes grobes Verſchulden erkrankt, ift nad) $ 8 des badiſchen Geſetzes vom 3. Feb: 
ruar 1868 von der Dienftherrihaft 8 Zage lang auf deren Koſten zu verpflegen, oder in eine öffentlihe Kran— 
fenanftalt unterzubringen. Das Dienftverhältniß kann 14 Tage nad der Erkrankung jeitens der Dienjtherr- 
ſchaft gelöft werben ($ 10 d. ©.), damit hört der Anſpruch auf Lohnbezug auf. Nach Verfluß diefer Zeit 
hat der Dienftbote aus eigenen Mitteln für jeine Berpflegung zu jorgen. Iſt er Hierzu außer Stande, jo 
fällt er beim Mangel ernährungspflichtiger, leiftungsfähiger Angehöriger, der öffentlichen Armenpflege anheim. 

Diefer Rechtszuſtand jchließt nun erhebliche Nachtheile in ſich. Vor Allem gewährt er dem Dienftboten 
nur ganz ungenügende Fürſorge. Da jolde Perfonen regelmäßig nur über geringe Mittel zu verfügen haben 
und ſehr häufig ganz mittellos find, jo bringt fie jede einigermahen andauernde Erkrankung in die Lage, 
öffentliche Armenunterftügung nachjuchen zu müffen und jet fie damit all den fittlichen Gejährdungen aus, 
welche, namentlich bei weiblichen Perjonen, mit der Hilflofigkeit verbunden find. Die Dienſtherrſchaften ihrer: 
jeits find durch die ihnen obliegende Verpflegungspflicht jländig von unvorjehbaren Koſten bedroht, welde 
eine nicht unbeträchtliche Höhe erreichen fönnen, wenn zufällig mehrere Erkrankungen auf einander folgen. 
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Streitigkeiten über die Verpflegung und den Fortbezug des Lohnes müſſen in großer Zahl erwartet werben. 
Aber aud; die Armenverbände werden mit erheblichen Aufwendungen und zahlreihen Geſchäften belaftet, zumal 
der in erſter Reihe hier einfchlagende 8 29 U.-Wohnf.-G. (Unterftühungspflicht des Dienftortes) zu mand- 
fachen Auntroverjen und langwierigen und verwidelten Prozeſſen Anlak gegeben hat. 

In Hinblid auf dieſe Verhältwiffe batte ſchon $ 34 des badiſchen Armengefeges vom 5. Mai 1870 bie 
Einrichkung von Gemeindetrantenverfiherungsanflalten vorgefehen. Dienftboten, Fabrik- und Hanbdarbeiter, 
Gewerbögehilfen und Lehrlinge jollten fih, wo eine foldhe Anftalt eingerichtet wurde, gegen Zahlung eines 
wöchentlichen Beitrags von höchſtens 9.9 freie Verpflegung im Falle der Erkrankung auf die Dauer von 
8 Moden fihern. Die Beiträge hatte der Arbeitgeber vorzufchichen; er konnte fie vollftändig von dem Ber: 
ſicherlen rüderheben. Die ganze Einrihtung war als eine Art Armenanſtalt gedacht. Daher die niebere und 
für Dienftboten jeden Alters und Geſchlechls gleihmähig bemeffenen Beiträge, welche den wirtlihen Aufwand 
nur jelten dedten, ſondern regelmäßig Zufhüffe der Gemeinde erforderten. Auf Grund dieſes 5 34 wurden 
im Banzen 105 Unftalten in 31 Amtäbezirten des Großherzogthums eingerichtet. 


Durch das Kranfenverfiherungsgefeg vom 15. Juni 1883 wurde nun zunähft für die gewerblichen 
Arbeiter in erheblich viel befferer Weife gejurgt. 

Dus Reichsgeſetz vom 5. Mai 1886, die Unfall: und Sranfenverfiherung der in land- und forftwirth: 
ſchaftlichen Betrieben beichäftigten Perjonen beir., ertheilt den Landesgejeßgebungen in $ 133 bie Befugnik, 
diefe Perſouen, alfo insbejondere die landwirthſchaftlichen Dienftboten der reichögefeglihen Krankenverfiherung 
allgemein. zuzumeien. Die badiihe Landesgejepgebung machte hievon Gebrauch; dur & 14 des jeßt zur 
Abänderung ftehenden badiſchen Gejeges vom 24. März 1858 wurden die land: ꝛc. wirtbidaftlihen Arbeiter 
und Dienftboten allgemein der reichsgeſetzlichen Krankenverſicherung unterftellt. 

Diejelben Gründe, welde jür Zumeifung der landwirthſchaftlichen Dienftboten an die reichsgeſetzliche 
Krankenverſicherung ſich geltend machten, waren aud) bei den häuslichen Dienftboten in gleicher Weife hervorgetreten. 
Krantenverfiherungsanftalten nad $ 34 des badifchen Armengejeges beftanden nur in einer verhälinigmäßig 
bejhränkten Anzahl von Gemeinden. Sie genügten dem Bebürfniffe nicht, jowohl was bas Maaß ber Unter: 
ſtützung, als was die Beſtimmung über die Beitragsleiftungen anlangte. In die Zeit der fozialen Geſetze paßte 
au der Zufammenhang der Anftalten mit den auf die Armenpflege bezügliden Maßnahmen und Beftimmungen 
nicht mehr. 

Das einfachfte wäre gewejen, wenn man bei Erlaffung des Geſetzes vom 24. März 1888 auch die häus— 
lichen Dienftboten, ebenſo wie die landwirthichaftlichen, der reichsgeſetzlichen Krankenverſicherung zugewieſen hätte. 
Auch in der Kommiſſion zur Berathung des Gejeges bejtand Neigung hiezu. Den häuslichen Dienftboten war 
nun zwar in $ 4 deö Sranfenverfiherungsgejeßes das Rechtt gegeben, der Gemeinbefranfenverfiherung ihres 
Beſchäſtigungsortes beizutreten. Aber eine Beſugniß, fie auf dem Weg der Landesgejeßgebung der reichsgeſetzlichen 
Kranlenverfiherungspilicht zu unterflellen, war reichsgeſetzlich nicht ausgejprodhen. Aus diefem Grunde 
trug man damals Bedenken, ob es rechtlich ſtatlhaft jei, den reichsgeſetzlichen Verfiherungszwang durch Landes: 
geiek auf fie auszubehnen. Man ſchuf darum in den $ 15—18 des mehrerwähnten Gejeßes vom 24. März 
1888 eine der reichsgeſetzlichen Krankenverſicherung nadgebildete landesgeſetzliche Einrihtung. Aber bie 
Berfiherungspflicht follte nur in den Gemeinden und Bezirken Platz greifen, wo dies duch ftatutarifhe Be- 
ftimmung angeordnet war, und die Verfiherung jollte durch eine von der reichögefeglihen nah Mitgliedſchaft, 
Einnahmen und Ausgaben getrennte landesgeſetzliche Gemeindekrankenverſicherung erfolgen. Im 
übrigen waren aber die Normen des Krankenverfiherungsgefeges über die reichsgeſetzliche Gemeindekranfenver: 
fiherung auch auf die landesgefegliche anwendbar — mit der einen Ausnahme, daß in letzterer der Bezug von 
Krankengeld ausgeicloffen werden konnte -—, ihre Verwaltung war durch die Organe der reichsgeſetzlichen Ge 
meindefranlenverfiherung zu führen. Der 3 34 des badifchen Armengejeges war dadurch überflüfftg geworben 
und wurde aufgehoben. 

Auf Grund dieſes neuen Geſetzes wurde nun im den meiften Amtsbezirken die landesgeſetzliche Kranken: 
verfiherung für die häuslichen Dienflboten theils allgemein, theils wenigftens für einzelne Gemeinden burd: 
geführt; nur in 10 Amisbezirlen find ſolche Veranftaltungen nicht getroffen worden. Wenn fi nun biefe 
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Einrichlung auch im Allgemeinen bewährt und namentlih die Erftredung ber Berpflegungsbauer von 8 auf 
13 Wochen ſehr wohlthätig erwiejen hat, fo find dod auch eine Reihe von Mängeln hervorgetreten. Zunächſt 
it es mißlich, daß die häuslichen Dienftboten nicht allgemein gegen Krankheit verfichert find, fondern nur ba, 
wo ein Statut befteht. Es macht ſich dies um jo empfindlicher geltend bei der Wanderluft zahlreicher Dienft: 
boten, die alio möglicherweiie einmal verfihert find, dann wieder nicht, meift ohne das jelber zu willen. 
Dazu lommt, daß die landwirthſchaftlichen Dienftboten jämmtlic der Wohlthat der Berfiherung theil- 
haflig find, ohne daß zwiſchen ihnen und den häuslichen Dienftboten ein jahliher Unterſchied beſtünde; auch 
iſt es micht immer leicht jeitzuftellen, ob eine Perjon zu den landwirthihaftlihen oder häuslichen Dienftboten 
gehört. Endlich aber haben ſich aud namentlih an Heineren Orten Schwierigkeiten aus der getrennten Ber: 
waltung ber reic;ögejeglihen und der Tandesgeiehlichen Krankenverfiherung ergeben. Die Führung der getrennten 
Rechnungen und Liflen, die Nothwendigkeit, Aerzte, Apotheker, Krankenhäuſer zc. zur Ausftellung getrennter 
Rechnungen für die beiden Arten von Krankenverfiherung zu veranlafen, brachte zahlreiche Umſtändlichkeilen 
und Kompfikationen mit fid. Die Folge davon war, da da und dort die Dienftboten veranlagt wurden, 
von den ihnen nad S 4 des Krantenverfiherungsgeießes zuftehenden Befugniß Gebraud zu machen und jrei: 
willig der reichögefeglihen Gemeindelranfenverfiherung beizutreten, ja daß in einem Bezirke die ſämmtlichen 
Dienfiboten einfah der legteren überwiefen wurden, indem man ihr Einverftändniß unterftellte Auch 
die Keiftungsfähigkeit einzelner landesgeſetzlicher Verfiherungen war der geringen Zahl der vorhandenen 
häuslichen Dienftboten vegen in frage geftellt, jo daß dieſelbe in einem Bezirke thatſächlich zu beftehen 
aufhörte. Bet ber unlängft ftattgehabten Berathung der Novelle zum Krantenverfiherungsgejeh im Reichstag 
wurde ſchon in der Kommilfion und dann im Plenum der Antrag geftellt, aud die häuslichen Dienftboten ber 
reichsgeſetzlichen Berfiherung zu unterftellen. Obwohl die Frage des Bedürfniſſes nicht beftritten wurde, fo 
drangen die Anträge aus dem Grunde nicht durd), weil man bei der außerordentlich verjciebenartigen Re: 
gelung ber Dienftbotenverhältuiffe in den einzelnen Theilen des Neichögebiets eine einheitliche reichsrechtliche 
Regelung ber Verſicherung nicht für durchführbar und empjehlenswerth hielt. Dabei wurde aber von allen 
Seiten anerkannt, daß einer landesgeſetzlichen Ausdehnung der reichsgeſetzlichen Krankenverſicherung auf die 
häuslichen Dienftboten keinerlei Bedenken entgegenftehen. 

Unter diefen Umftänden fchlägt die Großh. Regierung vor, die häuslichen Dienftboten allgemein ber 
reichsgeſetzlichen Krankenverfiherung zu unterwerfen. In welder Form alsdann an den einzelnen Orten Fünf: 
tighin die Verſicherung fid vollziehen joll, ob durch Gemeindekranfenverfiherung, duch Zuweiſung an eine 
beftehende Ortskrankenlaſſe oder durch Begründung einer eigenen Ortskrantenkaffe für die Dienftboten, wird 
Sache des Vollzugs fein. 

Ihre Kommiffion hält im Hinblid auf die im PVorftehenden dargelegten Verhältniffe gleichfalls die Aus: 
Dehnung der reichsgeſetzlichen Krankenverſicherung auf die häuslichen Dienftboten für eine burhaus empfehlens- 
werthe und einem Bedürfniſſe entiprehende Maßregel, wenn ſie dabei auch die Bedenken nicht verfeunt, welde 
einer abermaligen Aenderung auf dem Gebiet der fozialen Gejeggebung entgegenftehen, während in den Streifen 
aller Belheiligten ein entſchiedenes Bedürfniß nad einer Ruhepauſe beiteht. Die in einzelnen Städten be: 
fürchtele Erhöhung der Beiträge der Dienftboten in Folge Eintritts derſelben in bie vielfad höhere Beiträge 
erhebenden reichsgeſetzlichen Drganifationen wird ſich in den meiften Fällen beim Bollzug vermeiden Lafien. 

Sp erflärt fh Ihre Kommiſſion mit der wichtigften, in dem Gejegentwurj enthaltenen Neuerung einver: 
fanden. 

Anlaͤßlich der hiedurd bedingten Abänderung des Gejehes vom 24. Mai 1888 jdlägt nun die Großh. 
Regierung weiter dor, einige minder wichtige auf die Kranfenverfiherung der land» und forſtwirkhſchaftlichen 
Arbeiter bezüglichen Beflimmungen diefes Geſetzes mit der Novelle zum Kranlenverſicherungsgeſetze in Einklang 
zu bringen (8 14 und 15), enblih in Art. 2 und 3 zwei Bollzugsvorfriften zu neuen Beſtimmungen ber 
Novelle zu erlaffen. 

Ihre Kommilfion empfiehlt auch dieſe Vorfchläge der Großh. Regierung zur Annahme, vorbehaltlich 
zweier jpäter zu erörternden Abänderungsvorſchläge. 


Im Einzelnen ift zu bemerfen: 
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Zu 8:14. 


Bisherige Fafſung: 

Perſonen, welde in der Yands und Forſtwirthſchaft 
gegen Gehalt oder Lohn beſchäftigt find, find nad) 
Mahgabe der Vorichriften des Neichsgejehes dom 15. 
Juni 1883, betreffend die Krankenverſicherung der Ar» 
beiter, und des Abjchnittes B. des Reichsgeſetzes vom 
5. Mai 1886, betreffend die Unfall: und Strantenver: 
fiherung der in land» und forftwirthichaftlichen Be: 
trieben beſchäftigten Perfonen, gegen Krankheit zu ver- 
ſichern, fofern nicht ihre Beihäftigung ihrer Natur 
nad eine vorübergehende oder durch den Arbeitsvertrag 
im voraus auf einen Zeitraum von weniger als einer 
Mode beihräntt ift. 

Daffelbe gilt von den in land: und forftwirthichait: 
Lihen Nebenbetrieben beihäftigten Perſonen, fofern fie 
nicht ſchon gemäß $ 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes 
vom 15. Juni 1883 oder gemäh 8 15 des Geſetzes 
vom 28. Mai 1885, betreffend bie Ausdehnung der 
Unfall: und Krantenverfiherung, gegen Krankheit zu 
verfihern find. 

Betriebsbeamte unterliegen der Berfiherungspflicht 
nur, wenn ihre Arbeitöverdienft an Lohn oder Gehalt 
ſechszweidritiel Mark für den Arbeitstag nicht Überfleigt. 

Als Gehalt oder Lohn im Sinne dieles Geſetzes 
gelten aud Tantiemen und Naturalbezüge, 


Falfung nad bem Entwurf: 

Die in der Band» und Forſtwirkhſchaſt beichäftigten 
Arbeiter und Betriebsbeamten und die Dienftboten 
find, wenn fie gegen Gehalt oder Lohn beihäftigt find 
und die Beihäftigung nit duch bie Natur ihres 
Gegenftandes oder im Voraus durd den Arbeitsvertrag 
auf einen Zeitraum von weniger als einer Woche be: 
ſchränkt ift, gegen Krankheit zu verfihern, die Betriebs: 
beamten übrigens nur, wenn ihr Arbeitsverdienſt an 
Lohn oder Gehalt ſechs zweidriltel Marl für den Ar— 
beitötag oder, jofern Lohn oder Gehalt nad größeren 
Zeitabfhnitten bemeffen ift, zweitaufend Mark für das 
Yahr gerechnet, nicht überfteigt. 

Als Gehalt oder Lohn gelten auch Tantiemen und 
Naturalbezüge. Für die lehteren wind ber Durch— 
ſchnittswerth in Anſatz gebracht; diefer Werth wird von 
der unteren Derwaltungsbehörde jeitgejekt. 


Die bedeutjamfte Aenderung diejes Paragraphen befleht in der Einhaltung der Worte „und die Dienfl: 


boten”. Hiedurch find neben den landwirthſchaftlichen auch die häuslichen Dienftboten allgemein dem Kranlen- 
verficherungszwang unterworfen. In den Vorſchriften über die Berfiherungen der häuslichen: Dienftboten 
kann die Landesgejeßgebung beliebig von den Normen des Kranlenverſicherungsgeſetzes abweichen. Der Ent: 
wurf hat es, mit der einen zu 8 16 zu erörternden Ausnahme nicht gethan, vielmehr mit Recht im Jutereſſe 
der Gleihmäßigteit die Beitimmungen des Krankenverfiherungsgefeges allgemein auf die häuslichen Dienjiboten 
übertragen ($ 17). 

Bezüglic; der land» und. forftwirthihaftlihen Arbeiter und der landwirthſchaftlichen Dienftboten ift dagegen 
der Landesgeſetzgebung nicht in gleicher Weile freie Hand gelaffen. Sie hat zwar die Wahl; ob’ fie dieſelben 
der reichögejeglichen Krantenverfiherung unterwerfen will oder nicht. Enlſcheidet fie fich aber, wie es bei uns 
geichehen ift, für die Ausdehnung, fo ift für diefe Kategorie won Perfonen das Krankenverſicherungsgeſetz mit 
feinen verſchiedenen reichsgeſetzlichen Nachträgen unabänderlich maßgebend. $ 133 des Reichögejehes vom 5. Mai 1886. 

Eben darum: war ed aber aud) geboten, nachdem die Novelle zum: Krankenverſicherungsgeſetz bie dem bis: 
herigen $ 14 entiprechenden Beftimmungen für die gewerblichen Arbeiter*) in mehrfacher Beziehung einer Aenderung 
unterzogen hatte, aud in & 14 für die land» zc. wirtihaftlihen Arbeiter und Dienftboten die entſprechenden 
Faſſungsänderungen vorzunehmen. 

Die Novelle hat für die gewerblichen Betriebe in $ 2 Abf. 1 Ziff. 3 R.-B.-Gef. (Anhang) die bisher in der Praxis 
verſchieden beantwortete Trage entſchieden, ob Familienangehörige, welche nicht auf Grund eines Arbeitsvertrags, 
jondern in {Folge des Tyamilienverhältniffes gegen Naturalbezüge (melde ja aud als Lohn und Gehalt ange: 


*) Dieler nicht ganz erihöpfende Ausdrud fol der Kürze wegen im folgenden für die in $ 1 des Kranfenverfiherungsgejepes 
bezeichneten Maffen von Perfonen beibehalten werben. 
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ſehen merben) bei einem Unlernehmer befhäftigt find, als Arbeiter ber Kranfenverfiherungspflidt unter- 
fiegen, Sie hat die Frage verneint. Demgemäß ſchlägt der Entwurf vor, die Eingangsworte des $ 14, welche 
bisher die nicht als eigentliche Arbeiter mithelfenden Familienangehörigen möglicherweife mit umfaßten, in einer 
Weile zu ändern, welche jeden Zmeifel in bezeichneter Richtung ausſchließt. 

Gewerbliche Arbeiter waren bisher nach dem Wortlaut von $1 Abi. 1 des Krankenverfiherungsgejehes (Anhang) 
dann nicht verſicherungspflichtig, wenn ihre Beichäftigung ihrer Natur nad) eine vorübergehende oder im Voraus 
auf weniger als eine Woche beſchränkk war — alfo dem Wortlaut nah aud dann nicht, wenn die „vorüber: 
gehende Beſchäftigung“ Tänger als eine Woche dauerte. In legterem falle aber die Krankenverficherungspflicht 
auszuichliegen, Tag nicht in der Abſicht des Sranfenverficherungsgeiches. Die Novelle hat die unvolltommene 
Redallion verbefjert, indem fie die VBerficherungspflicdt nur dann ausſchließt, wenn die Beihäfligung nicht „durch 
die Natur ihres Gegenſtandes oder im Voraus durd den Arbeitsvertrag auf ben Zeitraum von weniger als 
eine Woche bejchränft ift”. Der Entwurf jchlägt vor, deingemäß auch in $ 14 cine Fafjungsänderung vor: 
aunehmen, 

Gewerbliche Betriebsbeamte follten nad der uriprüngligen Faſſung des Krankenverſicherungsgeſetzes ($ 1 
Abſ. 2) dann nicht verfiherungspflihtig jein, wenn ihr Arbeitsverdienft mehr als 6% M. für den Arbeitstag 
beträgt. Die Novelle ($ 2b) ftellt dem gleich, wenn ihr Lohn oder Gehalt, nad größeren Zeitabjchnitten be- 
mehlen, 2000 M. überfteigt. Der Entwurf ſchlägt eine dem entiprechende Einicaltung in & 14 vor. 

Endlich ift der zweite Satz des Abj. 2 in $ 14 neu beigefügt, emtipredhend einer gleihlautenden Ein« 
haltung in $ 1 Abſ. 5 bes Krankenverſicherungsgeſetzes, welche bezwedt, die Gejeesftelle mit der analogen 


Beſtimmung des Imvaliditäts- und Altersverfiherungs:Gejeges ($ 3) in Einklang zu bringen. 
Ihre Kommiſſion erklärt fi mit den vorgeidlagenen Aenderungen einverftanden, 


Antrag: Unveränderte Annahme. 


$ 15. 


Bisherige Faffung. 

Durch flatutariſche Beftimmung einer Gemeinde 
tann feftgefeßt werben, dab die nachftehenden im Bezirke 
ber Gemeinde beichäftigten ‘Perfonen durch die landes- 
geſetzliche Gemeinde⸗ſtrankenverſicherung gegen Krank⸗ 
beit zu verſichern find: 

1. Dienftboten, welche nicht jhon gemäß; $ 14 ver: 

ſichert find, 

2. Berjonen, welche als Gejellen, Gebilfen uber 
Lehrlinge in Eranlenverfiherungspflichtigen Be— 
trieben ohne Gehalt oder Lohn beſchäftigt find. 

Für den Bezirk einer nad dem Reichsgeſetze vom 
15. Juni 1883 gebildeten gemeinjfamen Gemeinde: 
Krantenverfiherung kann bie ſtatutariſche Beſtimmung 
durch den Bezirksrath nad; Anhörung des Vertretungs: 
organs der gemeinfamen Gemeinde⸗Krankenverſicherung 
erſolgen. 


Die ſtatutariſchen Beſtimmungen bedürfen ber Ge: 


nehmigung der höheren Verwaltungsbehörde und find 
in der für die ortö- beziehungsweiſe bezirkspolizeilichen 
Vorſchriften mafgebenden Form zu veröffentlichen. 


Entwurj. 

Durch ftatutarische Beſtimmung einer Gemeinde für 
ihren Bezirk oder eines weiteren Kommunalverbandes 
für feinen Bezirk oder Theile deffelben kann die Aranten: 
verſicherungspflicht erſtreckt werden: 

1. auf diejenigen in 3 14 bezeichneten Perſonen, 
beren Beihhäftigung durch die Natur ihres Gegen: 
ftandes oder im Boraus durch ben Arbeitsper: 
trag auf einen Zeitraum von weniger als einer 
Woche beihränkt ift, 
auf diejenigen Familienangehörigen eines land— 
und forftwirthichaftlichen Unternehmers, deren Be: 
ihäftigung in dem Betriebe nit auf Grund 
eines Arbeitsvertrags ftattfindet, 

. auf Perfonen, welche ala Gejellen, Gehilfen ober 
Lehrlinge in Erantenverfiherungspflichtigen Be: 
trieben ohne Bohn oder Gehalt beihäftigt find. 

Die auf Grund diefer Vorſchrift ergebenden ſtatu— 
tariichen Beftimmungen müflen die genaue Bezeihnung 
berjenigen Klaſſen von Berjonen, auf welche die Kranken: 
verfiherungspflicht erftredt werben ſoll, und Beftim- 
mungen über bie Berpflichtung zur An: und Abmeldung, 


— 


es 
2 


ſowie über die Verpflichtung zur Leiſtung und Ein 
| zahlung der Beiträge enthalten, 


h6R 


| Sie bedürfen der Genehmigung der höheren Ber: 
waltungsbehörbe und find in ber für die orts- bezw. 
bezirkspolizeilichen Vorſchriften maßgebenden Form zu 
veröffentlichen. 

Das Krankenverſicherungsgeſetz zählt für die gewerblichen Betriebe neben den in 81 bezeichneten Perſonen, 
welche der Srantenverfiherungspjlicht unterliegen, in $ 2 jechs Kategorien von Perjonen auf, welde durch 
ſtatutariſche Beſtimmung für verfiherungspflidtig erklärt werden fünnen. Und zwar kann das Statut ſowohl 
für eine Gemeinde, als jür ben Bezirk oder Theil eines weiteren Stommunalverbands erlaffen werben.. Die 
unter 1 und 3 aufgeführten giebt es aud für die Band» und Forſtwirthſchaft. Es empfahl fi daher, in $ 15 
eine dem 8 2 Ziffer 1 und 3 entiprechende Vorfchrift aufzunehmen, unter Aenderung des Eingangs, Tonjorm 
nit dem Eingang von 8 2 des Krankenverſicherungsgeſetzes. 

Die bisherige Ziffer 1 fällt weg, weil die Dienftboten jegt jämmtlih unter $ 14 fallen. 

Die unter Ziffer 2 (mm 3) bezeichneten Perſonen find wenig zahlreih. Es empfahl fih aber nicht, fie 
aus dem Gejeße zu ftreiden, weil es im allgemeinen Intereffe liegt, das Gebiet ber öffentlichen Armenpflege 
tyunlichft einzuengen und weil die biäherigen Erfahrungen Leine Bedenken gegen die Möglichkeit der Verſicherung 
wacdgerufen habe. 

Die beiden letzten Abſätze entſprechen den Abfägen 2 und 3 des $ 2 bes Krankenverſicherungsgeſetzes 
Abi. 2 beftimmt insbefondere, daß die Statuten Vorjhriften über An: und Abmeldung, jowie über. die Ber: 
pflichtung zur Leiftung und Einzahlung der Beiträge enthalten müflen. Es Tönnen in dieſen Richtungen 
aud Beſtimmungen getroffen werden, welche von den Regeln des Srantenverfiherungsgejeges abweichen. Es 
4 B. die Meldepflicht dem Arbeiter auferlegt werden, an Stellen beö Arbeitgebers (mas namentlich bei Ziffer 1 
wunſchenswerth jein wird), e3 kann die Erhebung der Beiträge beim Arbeiter ftatt beim Arbeitgeber vorge: 
ſchrieben werden (namentlich bei Ziffer 1 von Bedeutung); es faun der Beitrag dem Arbeiter ganz zur Laſt 
gelegt werben. (3. B. bei Ziff. 3). 


Ihre Kommiffion erflärt ſich mit den vorgeichlagenen Abänderungen einverftanden. 
Antrag: Unveränderte Annahme. 


Zu 8 16. 

Der bisherige $ 16 lautete: 

Die landesgeſetzliche Krantenverfiherung tritt nicht ein, wenn und jo fange die betreffenden 
Perjonen der reichögejeßlichen Gemeinde-Strantenverfiherumg oder einer der in $ 4 Abjag 1 des 
Krantenverfiherungsgejeges bezeichneten Krankenkaſſen angehören, 

Diefe Beftimmung ift, nachdem der Unterjchied zwiſchen reichs- und landesgejeglicher Krankenwerſicherung 
gefallen ift, überflüffig geworden. 

Der $ 16 des Entwurfs entjpricht materiell dem bisherigen $ 17 Ziff. 2 (j.w). Er bezieht fih nur 
auf die häuslichen Dienjtboten, weil bezüglich der landwirthihaftlihen Dienftboten eine Aenderung der rveichd- 
geieglichen Vorſchrift über das Krankengeld unftatthajt ift. Vergl. die Ausführungen zu $ 14. 

Ueber die Trage, ob es fih empfehle, den Dienftboten im Falle der Erwerbsunfähigkeit, ſoweit fie nicht 
in Krantenhäufern untergebracht find, Krankengeld zu gewähren, gehen die Meinungen der zu gutachtlicher 
Aeußerung über den Entwurf aufgejorberten Behörden auseinander. Es wird in der Gewährung von Kranken— 
geld ein, Anreiz zur Simulation befürdtet, namentli da, wo es üblich iſt, daß Dienftboten im Krankheits— 
fall fih in die nahe Heimath begeben, um ſich „zu erholen“. Das Krankengeld jei ohnedem bucchgängig 
höher als der Lohn in geiunden Tagen. Andererſeits wird darauf hingewiejen, daß der Gefahr der Simu— 
lation jederzeit leicht dur Einmeifung der Kranken in ein Krankenhaus begegnet werden fünne; dazu ift die 
Verfiherung nad $ 7 des Krankenverſicherungsgeſetzes in den meiften Fällen befugt. Es jei ferner bei den, 
wenn auch nicht zahlreichen, verheiratheten Dienftboten hart, ihrer Familie das Krankengeld zu entziehen und 
fie darin erheblich jchlechter zu ftellen als die gewerblichen Arbeiter. Endlich beſtehe fein innerer Grund, das, 
was man den landwirtbichaftlihen Dienftboten gewähre, den häuslichen zu verjagen. 
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Der Entwurf überläßt unter dieſen Umſtänden mit Recht die Entſcheidung dem Statut, welches unter 
Berädfichtigung der örtlichen Berhältniffe beftimmen mag. 
Antrag: Unveränderte Annahme. 


Zu & 17. 
Disherige Fafjung. Entwurf. 

Auf die landesgefegliche Gemeinde: rantenverfiche- | Für die Arankenverfiherung der in den 88 14 und 
rung finden die Vorſchriften der 88 5 bis 14, 49, 50, 15 bezeichneten Perjonen ift im Uebrigen das Reichs: 
51, 52 Abſatz 1, 53, 55 bis 58, 76 bis 78, 80 biß  gejeß vom 15. Juni 1883, die Sranfenverfiherung 
83 des Strantenverfiherungsgefeges mit folgenden Maße | der Arbeiter betreffend (Reichs-Geſetz-Blatt Seite 72), 
gaben finngemäße Anwendung : nebt den Ergänzungs: und Abänderungsbeftimmungen 

1. Die landesgeſetzliche Gemeinde-Krankenverſiche⸗ bierzu maßgebend. 
rung tritt für die in 8 15 bezeichneten Perjonen, welche Die Beihäftiaung als Dienftbote ift als eine Be— 
im Geltungsbereiche der flatutarifchen Beitimmung bes  triebsart im Sinne der reichögefeglichen Beſtimmungen 
ihäftigt find, von demjenigen Zeitpunkte an ein, wo ($ 16 des Krankenverficherungsgeſeßes vom 15. Inni 
die ſtatutariſche Beftimmung vollzugsreif geworben ift. 1883) zu behandeln. 

3. Dur die ftatutarifche Beftimmung kann jefl: ' 
gefetgt werden, daß den in & 15 bezeichneten Perjonen 
im Falle ber Erwerbsunfähigkeit ein Krankengeld nicht 
zu gewähren fei; in diefem Falle find die Berficherungs: 
beiträge entfprechend der dadurch bedingten Ermäßigung 
der Leiftungen für Krankenunterſtützung niedriger jeft- 
zufegen, als die für die reichögefegliche Gemeinde: 
Kranfenverfiherung feftgejegten Beiträge. 

3. Die Einnahmen. und: Ausgaben der landes- 
gejeglichen Gemeinde-Strankenverfiherung find von den 
Einnahmen und Wusgaben der reichögefeglichen Ge: 
meinbeStrantenverfiherung getrennt zu halten. 

4. Sofern die landesgeſetzliche Gemeinde-Kranken⸗ 
verfiherung durch ſiatutariſche Beſtimmung des Be: 
zirlsraths eingeführt wurde, ift die Verwaltung durch 
die Organe der reichögejeglihen (gemeinjamen) Ger | 
meinde⸗Krankenverſicherung zu führen. Im Uebrigen 
fteht die Verwaltung den Organen der Gemeinde zu, 
für deren Bezirk die ftatutarifche Beftimmung ber Ges 
meinde erlafjen wurde. 


Ziffer 2 der biöherigen Faſſung entſpricht dem neuen $ 16. 


Die Vorſchrift in $ 17 des Entwurfs hat, wie oben zu $ 14 dargelegt, bezüglich der land- ꝛc. wirth: 
ſchaftlichen Arbeiter und Dienftboten lediglich einen deflaratoriihen Charakter. 

Zu den „Ergänzungs: umb Abänderungsbeftimmungen“ gehören insbejonbere bie SI 133—142 des 
Neichögefeges vom 5. Mai 1886, melde bezüglich der land» x. wirthſchaftlichen Arbeiter und Dienftboten ein: 
zelne Mobdifitationen des Krankenverſicherungsgeſetzes vorſchreiben. Unter Anderm hat auch jernerhin eine unehe- 
lihe Wöchnerin von der Krankenkaſſe, wenn fie häuslicher Dienftbote ift, auf die Dauer von 4 Wochen nadı 
der Entbindung Krankengeld zu beanjpruchen, während bei landwirthſchaftlichen Dienftboten nur ehelichen 
Wöcnerinnen ein ſolcher Anſpruch zukommt. Solche unbillige Intonfequenzen zu befeitigen, liegt aber nicht 
in ber Sand der Landesgeſetzgebung. 
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Desgleihen find unter ben „Ergänzungs- und Abänderungsbeflimmungen” auch die künftig etwa zu er: 
laffenden inbegriffen. 
Durd Abſ. 2 wird die Möglichkeit gegeben, die Dienftboten in Ortskrankenkaſſen zufammenzufafien: es 
iſt dies namentlich für einige größere Städte von Bedeutung. 
Antrag: Unveränderte Annahme. 


Zu $ 18. 
Bisherige Yafjung. | Entwurf. 

Soweit für die Dienftboten durch die reich: uber Soweit fir die Dienftboten eine ben Anforderungen 
landesgeſetzliche Krantenverfiherung in Erkrankungs: der reichsgeſetzlichen Krantenverfiherung entſprechende 
fällen Fürſorge getroffen ift, greift die der Dienft: | Fürforge in Erkrankungsfällen getroffen ift, greift die 
herrſchaft gejelich obliegende Verpflichtung zur Kranken— | der Dienſtherrſchaft geſetzlich obliegende Verpflichtung 
verpflegung und zur Uebernahme der Koſten für Arzt | zur Krankenverpflegung und zur Uebernahme ber 
und Arzneien nicht Platz. Koften für Arzt und Arzneien, fowie, während ber 

Die der Dienſtherrſchaft gejeglich obliegende Ber: | Dauer der Erwerbsunfähigkeit, zur Fortzahlung bes 
pflichlung zur Fortentrichtung des Vohnes während der | Lohnes nicht Plath. 

Zeit dev Erwerbsunfähigfeit greift nur dann Plab, 
wenn der Dienftbote kein Krankengeld bezieht. 

Die Aenderungen find nur redaktioneller Natur, Die neue Redaktion gibt übrigens zu einem Zweifel 
Anlaß. Der Eingang läßt die Deutung zu, daß die Befreiung ber Dienftherrichaft von ben bezeichneten Ber: 
pflichtungen nur dann eintrete, wenn in ber betreffenden Gemeinde den Dienftboten allgemein bie reichögejeh: 
lihen Mindeftleiftungen für StrantHeitsfälle garantirt feien. Zu den Erfteren gehört nah 3 6 Ziff. 2 bes 
Kranfenverficherungsgejeges aud) das Krankengeld. An ben Orten nun, wo nad $ 16 des Entwurfs Letzteres 
ausgeſchloſſen ift, müßten bei diefer Auslegung die Dienftherrfhaften für 8 Tage Verpflegung und für 14 Tage 
den Yohn auch dann zahlen, wenn der Dienftbote in einem Krankenhaus untergebradjt, für 8 Tage Arzt und 
Arzneien dann, wenn er frank, aber nicht erwerbsunfähig ift. Das will der Entwurf offenbar nicht, er will 
jagen, daß Befreiung der Dienftherridhaft eintreten joll, jobald im einzelnen Falle für den Dienftboten jo 
gejorgt ift, wie es das Reichsgeſetz für den betreffenden Fall vorjhreibt. ft aljo auch ein Ortsftatut nad 
$ 16 erlaffen, fo ift die Dienftherrichaft nur in dem einzigen Falle zur Verpflegung, bezw. Fortzahlung bes 
Lohns verpflichtet, wenn der Dienftbote erwerbsunfähig ift, aber nicht im Krankenhaus Aufnahme findel. 

Ihre Kommiſſion ſchlägt um dieſen Zweifel zu beſeitigen, folgende Fafſung vor: 

Soweit im einzelnen Falle für einen erfrankten Dienftboten eine den Anforderungen der 
reichsgeſetzlichen Krankenverſicherung entiprechende Fürſorge getroffen ift, greift die der Dienftherr: 
ſchaft gejeplih obliegende Verpflichtung zur Krankenverpflegung und zur Uebernahme ber Koften für 
Arzt und Arzneien, jowie, während der Dauer ber Erwerböunfähigkeit, zur Fortzahlung bes 
Yohnes nicht Plab. 


Zu Art. 2, 


In einer Anzahl von Beltimmungen des Aranlenverfiherungsgefeges und ber Novelle hiezu find Gegen: 
ande der Megelung durch flatutariiche Beſtimmung eines weiteren Kommunalverbanbes übermwiefen. Die 
Ausführung diefer Beſtimmungen begegnet im Großherzogtum Schwierigkeiten. Die Amtsbezirfe Tonnten 
bisher nicht eigentlich als „weitere Aommunalverbände* angejehen werden. Die zu denfelben vereinigten @e- 
meinden bilden zujammen feine juriftiiche Perfönlichleit.. Der Kreis, welcher wohl als weiterer Kommunal: 
verband angejchen werden kann, eignet fih nad) feiner Ausdehnung, wie nad feiner Organijation nit zur 
Erlaffung folder Statuten. Und doch ift es zweifellos Bedürfniß, daß die Möglichkeit beftehe, ſtatutariſche 
Vorſchriften für mehrere Gemeinden einheitlich und ohne Weiterungen zu erlaffen. Dies gilt insbejondere 
für jolde Gemeinden, weldhe zu einer gemeinfamen Gemeindefrantenverfiherung oder Bezirkskrantentaffe ver 
einigt find. Nah 8 2 des SKrankenverfiherungsgejeges (Anhang) können 3. B. gewiſſe Klaſſen von Per: 
jonen der Verſicherungspflicht durch Statut unterftellt werden. Es geht nun nicht wohl an, baß in der einen 
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zu einer gemeinjomen Werfiherung gehörigen Gemeinde ein ſolches Statut beftehe, in anderen nit. Anbrer- 
jeitö wird es nicht immer zu ermöglichen, jedenjalls aber mit großen Umfländlichkeilen verknüpft fein, über- 
einftimmende Belchlüffe alfer in Betracht kommenden Bürgerausihüffe zu erziehlen. Nur nebenbei ſei bemerkt, 
daß der Mangel einer entipredhenden reichsgejeklihen Beltimmung im Gemerbegerichtsgefeß fih ſchon jekt ale 
wejentlihes Hemmnih bei deſſen Vollzug herausgeftellt hat. 


Aus diefen Gründen hat jhon $ 21 des badiihen Bejekes vom 24. März 1888 für einen einzelnen Fall, näm— 
lid für die Verfiherung der unftändigen land: und forſtwirthſchaftlichen Arbeiter ($ 142 des Landw. Unf. Geſ.) 
beftimmt, daß ber Amtsbezirk einem Kommunalverband im Sinne des genannten $ 142 gleichzuſtellen und 
ſtatutariſche Beſtimmungen für denſelben oder einen Theil durch den Bezirksrath erlaffen werben können. 


Der Art. 2 des Entwurfs will nun diefe Vorſchrift verallgemeinern und zugleich auf alle andern Reichs— 
gefeße ausdehnen. Bei dem im Vorftehendem nachgewieſenen Bedürfni hat Ihre Kommiſſion Nichts dagegen 
einzuwenden. Sie verfennt dabei nicht, daß ſich vom geſetzestechniſchen Standpunkt Bedenken dagegen erheben 
laffen, eine jolhe allgemeine Beftimmung gerade in diefem Spezialgejeg zu trefien. Aber da der Gegenftand 
zu unbedeutend war, um ein eigenes Gefe zu bilden, jo ift Ihre Kommiffion mit der Einbeziehung in den 
Entwurf einverftanben. 


Bon fonftigen Reichsgeſetzen kommt zur Zeit nur das Invaliditäts: und Alteröverfiherungsgejeg und bie 
Gewerbeordnung in Betradt. 


Ihre Kommiffion erachtet es als wünſchenswerth, daß vor Erlaffung folder ſtatutariſchen Beftimmungen 
den einzelnen Gemeinden Gelegenheit zur Aeußerung gegeben werde. Sie hält es aber weiter der Bedeutung 
ber der Städteordnung unterftehenden Städte für angemeffen, wenn jolde Vorfhriften für den Bereich der 
Städte nicht ohne deren Zuſtimmung erlaffen werden. Aus letzterem Grunde jchlägt fie vor, dem Art. 2 
folgende Faſſung zu geben: 


Die nah diefem Gejeke und mac fonftigen reichsgejeglihen Vorſchriften vorgejehenen ftatu: 
tarifhen Beflimmungen für den Bezirk eines weiteren Kommunalverbands oder mehrere Gemeinden 
umfaffenden Theile besfelben können für den Amtsbezirk oder Theile desfelben, für die der Städte: 
ordnug umterftehenden Gemeinden indeh nur mad; vorheriger Zuftimmung der betreffenden @e: 
meindebehörden, durch den Bezirksrath erlaffen werben. 


Zu Artikel 3. 


Nah & 58 des Kranlenverſicherungsgeſetzes war hinſichtlich aller Streitigkeiten, welde zwiſchen Verſicherlen 
und Ortskrankenlaſſen oder Gemeindetranfenverfiherungen über Beiträge, Unterftügungen u, ſ. w. entflanden, 
zunächſt eine Entſcheidung der Auffichtsbehörde zu erwirken. Aufſichtsbehörde ift in Städten über 10000 Ein— 
wohner der Oberbürgermeifter, in den übrigen Gemeinden das Bezirksamt. Gegen deren Enlſcheidung war 
nun Berufung auf den ordentlichen Rechtsweg binnen zwei Wochen ftatthaft Es konnte aljo je nad dem 
Werth des Streitgegenftandes das Amtsgericht oder Landgericht angerufen werden; gegen beren Entſcheidung 
fand dann der weitere Inſtanzenweg offen: vom Amtsgericht ans Landgericht, vom Landgericht ans Ober: 
landesgeriht und (was kaum vorkam, weil nur bei Streitwerthen über 1500 „#4 ftatthajt) ans Reichsgericht. 


Dem gegenüber waren die gleihen Anſprüche auf Unterftügung, ſofern fie von einer Gemeinde verfolgt 
wurden, welche als Ortsarmenbehörde den Verfiherten vorläufig unterftügt hatte und dadurd in deſſen Au— 
Ipruch gegen die Verſicherung eingetreten war, den Berwaltungsgerichten zugewiejen. 


Ein innerer Grund, eine derartige Unterfcheidung zu maden, lag offenbar nicht vor. Vielmehr gehören 
beide Arten von Anfprüde dem öffentlichen Rechtsgebiet an. Beide wurzeln gleihmäßig zum Unterſchiede 
von der vertragsmäßigen PVerfiherung bei privaten Berfiherungsgeiellihaften in der vom Staate über: 
nommenen jocialen Aufgabe zu Gunften weiter Bevölferungsicichten und zugleih auf einem geſetzlich zu 
diefem Zwecke geregelten Berfiherungszwang. Der einzelne Verſicherte fteht daher der Krankenverſicherung als 
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geſetzliches Genofienichajtsmitglied gegenüber, wobei . jeine Eigenſchaft als Privatperfon ganz außer Betracht 
bleibt. Dementjprehend find durch das Badijche Verwallungsredhtspflegegejeß 3. B. die aus der ſtaatlichen Ge: 
bdudeverſicherung fich ergebenden Streitigkeiten den Verwaltungsgerichten zugemiejen. 

Die Novelle hat auch hierin eine Wenderung eintreten laſſen. Sie beitimmt, daß in Streitigkeiten 
zwifchen Verſicherung und Berficherten oder Arbeitgebern über Berfiherungsverhältnig, Beiträge, Eintritts- 
gelder und Unterſtützungen zwar wie bisher zunächſt eine Vorentjheidung der Auffichtsbehörde angerufen 
werden jollte und daß dieſe Entſcheidung binnen vier Maden mitteljt Klage im ordentlichen Rechtswege, 
foweit aber das Landesgeſetz ſolche Streitigkeiten dem Verwaltungsftreitverfahren überweije, im Wege des 
Letzteren angefochten werben können. Den bezeichneten Streitigfeiten find gleichgeſtellt Streitigkeiten zwiſchen 
Arbeitern und Arbeitgebern über den Unterſtützungsanſpruch des erftern, jofern er im Ausland erkrankt — in 
diefem {Fall hat der Unternehmer jürforglich die Kafjen zu vertreten — ferner den Erjaganfpruc der Verſicherung 
gegen ben Arbeitgeber, welcher die Anmeldung des Arbeiters unterlaffen hat. 

Schon der vorftehend dargelegte innere Grund jprad dafür, von der dem Landesgeſetz vorbehaltenen Be: 
fugniß Gebraud) zu machen. Aber auch praktijhe Erwägungen mußten hiezu führen. Gerade jür ein Geſetz, 
das ganz neue Rechtsgebiete eröffnet, mußte es dringend geboten fein, daß ſich in zweifelhaften Fragen eine 
einheitliche Rechtſprechung feftftellte. Das war aber bisher nicht möglich, ſolang ein Theil der Etreitigkeiten 
dem bürgerlichen Richter, ein Theil dem Verwaltungsgeriht zugewiefen war. Ja nicht einmal innerhalb des 
dem bürgerlichen Gericht überwiefenen Gebiet vermochte ſich eine einheitliche Judikatur zu bilden, weil jolde 
Streitigkeiten vermöge der Geringfügigfeit ihres Werthes jelten ans Oberlandesgericht, jaft nie ans Reiche: 
gericht gelangen. Es muß aber weiter auch zugegeben werden, daß das ganze Gebiet der jocialen Geſetzgebung 
dem bürgerlichen Richter verhältnigmäßig ferne liegt, da der einzelne nur ganz jelten einmal einen Rechtöftreit 
aus dem Krankenverſicherungsgeſetz zu emtjcheiden hat. Auch aus diefem Grunde ift das Berwaltungsftreit: 
verfahren vorzuziehen. 

Ihre Kommiſſion ift damit einverftanden, wenn von der dem Landesgejeg vorbehaltenen Befugniß Gebrauch 
gemadt und die oben bezeichneten Anſprüche der Verwaltungsrechtspflege überwiejen werden. 

Verwaltungsrechtliche Streitigkeiten find regelmäßig in erfter Inſtanz vom Bezirfsratl, in zweiter vom 
Verwaltungsgerichtshof zu enticheiden. Weil aber bei den bier in Frage ftehenden Anſprüchen in weitaus 
den meiften Fällen (mämlih in allen Gemeinden unter 10 000 Einwohner) die nach Reichsgeſetz zunächſt 
anzurufende Vorentjheidung vom Bezirksamt zu erlafjen ift, jchlägt der Entwurf vor, daß die Anfechtung der 
Borenticheidung unmittelbar beim Verwaltungsgerichtshof erfolgen folle. Es würde mißlich jein, wenn ein 
Kollegium die Rekursinftanz gegen die Entſcheidung jeines eigenen Vorfigenden bilden jollte, zumal in der 
Negel Rechtsfragen in Betracht kommen und in nur wenigen Fällen fi im Bezirlsrath neben den Borfigenden 
Nechtstundige befinden. Auch würde die Schaffung von drei Inſtanzen leicht eine Verſchleppung der Streitig: 
feiten herbeiführen, während doch namentlich bei den Unterftügungsanfprühen raſche Erledigung dringend geboten 
ft. Ihre Kommiffion hat fich deshalb mit dem Art. 3 des Entwurfes einverftanden erklärt. Zu bemerken 
ift dabei, da der Verwaltungsgerichtshof fih nicht auf Prüfung der Rechtsfrage zu beichränfen Hat, jeine Nach— 
prüfung fi) vielmehr innerhalb der von den Parteien geftellten Anträge auf das ganze Sachverhältniß erftredt. 
Die Anfehtungsklage muß binnen 4 Wochen nad der Zuftellung beim Bezirksamt (bezw. Bürgermeifteramt) 
oder Verwaltungsgerichtshof eingereicht werden; Anmwaltszwang befteht nur für die mündliche Verhandlung, 
die Partei kann aber auch von einer Vertretung in der miündlihen Verhandlung abjehen und lebiglid) 
ichriftlih Entſcheidung nad Lage der Akten begehren. 


Antrag: Unveränderte Annahme, unter Einjegung des Datums der Novelle (10. April 1892). 
Indem Ihre Kommiſſion ſich fchließlic noch mit dem 


Art. 4 
einverfianden erklärt, ftellt fie den ergebenften Antrag 
Hohe zweite Hammer wolle dem vorliegenden Gejegentwurf im folgender Faſſung feine Zu: 


flimmung ertheilen: 
84* 
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Art. 1. 


Der zweite Abjchnitt, 88 14 bis 18 bes Gefeßes vom 24. März 1888, die Ausführung der Unfall» und 
Krantenverfiherung betreffend (Geſetzes- und Berorbnungsblatt ©. 189), werden durd folgende Beftim: 


mungen erjeßt: 


Bweiter Abſchnitt. 
Die Aranfenverfiderung. 
8 14—17 wie in der Borlage. 


8 18. 

Spweit im einzelnen Falle für einen erkrankten Dienftboten eine den Anforderungen der reichsgeſetz 
lichen ſtrankenverſicherung entiprechende Fürſorge getroffen ift, greift die der Dienftherrichajt geſetzlich obliegende 
Verpflichtung zur Krankenverpflegung und zur Uebernahme der Koften für Arzt und Arzneien, ſowie, während 
ber Dauer der Erwerbsunfähigkeit, zur Fortzahlung des Lohnes nicht Plat. 


Art. 2. 

Die nad diefem Gejege und nad jonftigen reichägefeglihen Vorſchriſten vorgejehenen ftatutarijchen 
Beftimmungen für den Bezirk eines weiteren KHommunalverbandes oder mehrere Gemeinden umfaflenden Theile 
desfelben Lönnen für den Amtsbezirk ober Theile desjelben, für die der Städteordnung unterftehenden Ge: 
meinden indeh nur mac vorheriger Zuſtimmung der betreffenden Gemeindebehörden, durch den Bezirksrath 


erlaffen werben. 
Art. 3. 

Der Verwaltungsgerichtshof ertennt in erfter und letzter Inſtanz über Klagen gegen die nad) $ 58, Abi. 1 
des Srantenverfiherungsgejeges vom 15. Juni 1883 (Faſſung vom 10, April 1892) ergangenen Entjdei- 
dungen ber Auffichtsbehödrbe. 

Art. 4. 
Wie in der Vorlage. 
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Anbang. 
Ansjug aus dem SKrantenverfiherungägelege vom 15. Juni 1883 in der Faſſumg der Novelle 
| vom 10. April 1899, x 


(Die Aenderungen der Novelle find fett gedrudt.) 


81. 
Perjonen, welche gegen Gehalt oder Lohn beſchäftigt find: 
1. in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanflalten, Vrüchen und Gruben, in Fabrilen und Hütten: 


werten, beim Eijenbahn: und Binnenſchifffahrts- und Baggereibetriebe, auf Werften und bei 
Bauten, 


2. im Handelögewerbe, im Handwerk und in jonftigen ſtehenden Gewerbebetrieben, 


2a! in dem Geichäftsbetriebe der Anwälte, Notare und Gerichtsvollzieher, der Krankenkaſſen, Be: 
rufögenofienshaiten und Berfiherungsanitalten, 


3, in. Betrieben, in denen Dampffeffel oder durch elementare Kraft (Wind, Wafler, Dampf, Gas, 
heiße Luft ze.) bewegte Zriebwerle zur Verwendung kommen, jojern diefe Verwendung nicht aus- 
ſchließlich in vorübergehender Benutzung einer nicht zur Betriebsanlage gehörenden Kraftmaſchine 
beſteht, 

ſind mit Ausnahme der Gehilfen und Lehrlinge in Apothelen, ſowie der im S 2 unter Ziffer 2 bis 6 auf: 
geführten Perſonen, ſofern wicht die Beidhäftigung durd die Natur ihres Gegenitandes oder im Boraus durch 
den Arbeitävertrag auf einen Zeitraum von weniger als einer Woche bejhräntt ift, nad) Maßgabe der Vor: 
ſchriften dieſes Gejeges gegen Krankheit zu verfichern. 

Daffelbe gilt von PBerfonen, welche in dem gejammten Betriebe der Poſt- und Telegraphenverwaltungen, 
jowie in den Betrieben der Marine: und Heeresverwaltungen gegen Gehalt oder Kohn beichäftigt find und 
nit bereits auf Grund der vorftehenden Beitimmungen der Arankenverfiherungspflicht unterliegen. 

Die Bejakung von Seeſchiffen, auf welche die Borfchriften der 85 48 und 49 der Seemanndordnung 
vom 27. Dezember 1872 (Reichögejegbl. S. 409) Anwendung finden, unterliegt der Verſicherungspflicht wicht. 

Handlungsgehülfen und Lehrlinge unterliegen der Berfiherungspfliht nur, jojern durch Bertrag, die 
ihnen nad Artikel 60 des deutschen Handelsgeſetzbuchs zuftehenden Rechte aufgehoben oder beſchränkt find. 

Als Gehalt oder Lohn im Sinne biefes Geſetzes gelten auch Zantiemen und Naturalbezüge Für die 
legteren wird der Durdichnittöwerth in Anſatz gebracht; diefer Werth wird von der unteren Verwaltungs: 
behörde feſtgeſetzt. 


82. 


Durch ſtatutariſche Beſtimmung einer Gemeinde für ihren Bezirk, oder eines weiteren Kommunalver— 
bandes für feinen Bezirk oder Theile deſſelben, kann die Anwendung der Vorſchriften des 81 erſtreckt werben: 
1. auf diejenigen im $ 1 bezeichneten Perfonen, deren Beihäftigung durch die Ratur ihred Gegen: 
ftandes oder im Boraud durch den Arbeitävertrag auf einen Zeitraum von weniger als einer 
Woche beichräntt ift, 
2. auf die in Kommunalbetrieben und im Stommmmaldienfte beihäftigten Perfonen, auf welche die 
Anwendung des 8 1 nicht durch anderweite reichsgeſetzliche Vorſchriften erftredt ift, 
3. auf diejenigen Familienangehörigen eined Betrieböunternehmers, deren Beihäftigung in dem 
Betriebe nicht auf Grund eines Arbeitövertrages ftattfindet, 
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4. auf jelbftftändige Gewerbetreibende, welche in eigenen Betriebsftätten im Auftrage und für Red- 
nung anderer Gewerbetreibender mit der Gerftellung oder Bearbeitung gewerblicher Erzeugniffe 
beihäftigt werben (Hausinduftrie), und zwer auch für den Fall, daß fie die Roh: und Hülfe: 
foffe ſelbſt beihaffen, und aud für die Zeit, während welder fie vorübergehend für eigene 
Rechnung arbeiten, 

5. auf Handlungsgehilfen und Lehrlinge, joweit diejelben wicht nach S 1 verfiherungspflictig find, 

6. auf die in der Land: und Forſtwirthſchaft beiäftigten Arbeiter und Betriebsbeamten. 


Die auf Grund diefer Vorjchrift ergebenden ſtatutariſchen Beltimmungen müffen die genaue Bezeihnung 
derjenigen Klaſſen von Perjonen, auf welche die Anwendung der Vorfchriften des 8 1 erftredt werben joll, 
und in den Fällen der Ziffern 1 und 4 Beftimmungen über die Verpflichtung zur An: und Abmeldung, fo: 
wie über die Verpflichtung zur Einzahlung der Beiträge enthalten. 

Sie bedürfen der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde und find in der für Bekanntmachungen 
der Gemeindebehörden vorgeichriebenen oder üblihen Form zu veröffentlichen. 


$ 2b (erſetzt ben bisherigen $ 1 Abi. 2.) 

Betriebsbeamte, Werkmeifter und Tedmiler, Gandiungsnehülfen und Lehrlinge, fowie die unter S 1 
Abſatz 1 Ziffer 2a fallenden Perjonen unterliegen der Verfiherungspfliiht nur, wenn ihr Arbeitöverdienit an 
Kohn oder Gehalt ſechszweidritiel Mark für den Arbeitötag oder, ſoſern Kohn oder Gehalt nach größeren 
Zeitabſchnitten bemefien ift, zweitauiend Mark jür das Jahr gerechnet, wicht überfteigt. 

Daſſelbe gilt von amderen unter S 2 Abſatz 1 Ziffer 2 und S 2a fallenden Perſonen, joweit fie Be: 
amte find, 
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Bericht 


der 


Kommiſſion der zweiten Kammer der Landſtände 


über den 


Antrag des Abgeordneten Straub und Genoſſen, Die Gewährung von Vergütungen 
aus der Staatskaſſe an Gemeinde: Beamte bezw. :Bedienftete, betr. 


Erjtattet von dem Abgeordneten Straub, 


In der 36. Sitzung des Hohen Hanjes wurde der von den Abgeordneten Straub und Genoſſen geſtellle 


Antrag: 
„Brofh. Regierung zu erſuchen, in das nächſte Budget cinen Betrag einzuitellen, wodurch den 


Gemeinden des Landes — mit Ansnahme der der Städteordbnung unterftchenden — zum Zwecke ber 
Sewährung einer theilwerjen Vergütung an die Gemeindebeamten bezw. Oemeindebedienfteten für die 
den Gemeindebehörden übertragenen, lediglich oder vorzugsweife aber ftaatlidye Aufgaben cerfüllenden 
Dienjtgeichäfte Gebühren bezw. Gchührenaverjen zugewendet werden können“ 
begründet und verhandelt und, nachdem man hiebei von mehreren Seiten ſich grundfäglid) für, von feiner Seite 
genen den Antrag ausgeiprocdhen hatte, einer Kommiffion zur eingehenderen Berathung überwieſen. 

Auf Grund diefer Berathung bechrt fi mm Ihre Kommiffion, wie folgt, zu berichten: 

Es ijt bekannt, wie ſehr fidy die Dienftgeichäfte unferer Gemeindebehörden im dem legten Fahren geſteigert 
haben, und daß die ohmedies namentlich in den Heineren Gemeinden faſt durchweg ſehr niedrigen Gehalte und 
Entlohmmgen der Gemeindebeamten und Gemeindebedienfteten mit diefer Zunahme der Dienftgeicdhäfte nicht oder 
wenigftens nicht in demfelben Maße eine Erhöhung erfahren haben, und die Klagen der Gemeindebeamten und 
Gemeindebedienſteten über cine ihrer Thätigkeit nicht entfprechende, allzu geringe Entlohnung find ebenſo ver- 
breitet, als vielfach auch gerechtfertigt. Ein ftaatlidjer Zwang auf Erhöhung der zu niederen Gehalte joll und 
wird aber bei’ der hinſichtlich der Gehaltsfeftferung den Gemeinden eingeräuntten Autonomie in der Regel nicht, 
vielmehr nur in ganz befonderen Ausnahmefälfen auf Grund des F 1728 der Gemeindeordnung bezw: des $ 6 
Ziff. 2 des VBerwaltungsgejeßes zur Anwendung fommen, und das Beftreben der Staatsbehörde, die Gemeinde: 
orgame vom der Nothwendigleit bezw. Erfprießlidjteit einer Gehaltserhöhung zu überzeugen, da lettere im 
Intereſſe der Gewinnung und Erhaltung tüchtiger Semeindebeamten und alfo im Intereſſe der Gemeinde felbft 
geboten fei, jcheitert erfahrungsgemäß vielfach) an der Auffaſſung, daß es in der Gemeinde ſchließlich noch immer 
Leute gebe, melde um denfelben oder jelbft geringeren Gehalt ein Gemeindeamt übernähmen, öfters aber aud) 
an deim Umftande, daß in Heineren Gemeinden eine auch nur unerhebliche Gehaltserhöhung cine Steigerung der 
Umtage zur Folge haben kann. Dazu kömmt, daß ohnedies die finanziellen Anfprüche an die Gtmeindeverwaliiing 
nad) den verſchiedenſten Ridytungen erfahrungsgemäß fid) gefteigert haben. 

Frägt man nun, weldhe Art von Dienftgeichäften vorzugsweije eine Geichäftspermehrung für! unjerc 
Semeindebeamten und Gemeindebedienfteten herbeigeführt haben, fo find es weniger diejenigen, welche aus ber 
Berhätigung des Selbftverwaltungsrehts der Gemeinde ſich ergeben, als diejenigen, welche durch die der Ge: 
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meinde oder ihren Organen übertragenen, ftaatlihen d. h. über die eigentlichen Obliegenheiten der Gemeinde 
hinausgehenden Aufgaben von allgemeinerem öffentlichen Intereſſe erwachſen. Die Gemeinde ift nämlich) einerjeits 
„eine felbftändige Perfönlichkeit mit eigenen Lebenszweden, Rechten und Pflichten" — ein Selbftverwaltungs: 
förper —; anderjeits bildet fie den legten Kreis der: Eintheilnng und Wirkſamkeit des Staates, und es ift die 
Gemeindebehörde im diefer Beziehung ein Glied der vollziehenden Gewalt und felbit des Behördenſyſtems des 
Staates innerhalb des räumlichen Sreifes der Gemeinde. Es ift nun nur natürlid), daß die Gemeinde für 
diejenige Thätigkeit ihrer Organe, welche ſich auf die Beforgung der eigenen Angelegenheiten der Gemeinde, 
insbejondere die Verwaltinig ihres Vermögens 'ıc. — Selbftverwaltung — bezieht, die erforderliche Vergütung 
and) jelbit zu leiften hat. Dagegen ift es aber nicht ohne Weiteres natürlid), daß die Gemeinde aud) den Aufwand 
für diejenigen Berrichtungen ihrer Organe auf ſich zu behalten hat, die zur Erfüllung der ihr bezw. ihren 
Organen übertragenen ftaatliden Aufgaben vorgenommen werden. Es liegt im Gegentheil nahe, daß der Staat 
für dieſt Vertichtungen eine Vergütung eintreten Taffe. Eine bezügliche allgemeine geſetzliche Beſtimmung befteht 
nun nicht. Ob für dieſe Verrichtungen ſtaatlicherſeits eine Vergütung an die Geueinde zu leiſten fein ſoll, 
fönnte alſo nur von Fall zu Fall beſtimmt fein, wie auch nur von Fall zu Fall Seitens der Geſetzgebung 
bezw. Verwaltung auf den verſchiedenſten Verwaltungsgebieten beſtimmt wird, welche ſtaatliche Funktionen der 
Gemeinden übertragen werden jollen. Direkte Vergütungen aus der Staatskaffe werben aber, foweit ſich die 
Fälle überjchen laffen, für ſolche Berrichtungen überhaupt nicht gewährt. Wohl aber ift den Gemeinden in 
einigen Fällen die Befugniß eingeräumt, für gewiffe derartige Verrichtungen ihrer Organe von den Betheiligten 
Gebühren zu erheben, jo bei der Standesbuchführung, der Grund: und Pfandbuchsführung, der Thätigfeit der 
Gemeindegerichte, wodurch wenigitens eine theilweie Vergütung für die bezüglichen Mühewaltungen ermöglicht 
ift. In einigen andern Fällen wird ftaatlicherjeits der Gemeinde ſelbſt vorgejchrieben, für gewiffe Dienft- 
verricdhtungen der mehrerwähnten Art den betreffenden Gemeindebeamten bezw. Gemeindebedienfteten eine gewiſſe 
Vergütung zu gewähren, jo für die Ausftellung der Quittungsfarten (je 10 3), dem Rathichreiber und Orts: 
diener für ihre Thätigkeit bei der Einſchätzung zur. landwirthichaftlichen Unfallverſicherung (je 5 für jeden 
Eintrag bezw, für jede Zuſtellung von Fragelarten). Soldye Gebühren und Vergütungen für die Gemeinde: 
beamten und Gemeindebedienfteten jind aber Ausnahmen; fie werden überdies gewöhnlid; aus der Gemeindekaffe 
und nur jelten von den Betheiligten bezahlt. Die Gemeinde hat aljo der Hauptſache nad) für alle Vergütungen 
aufzulommen, die für die jtaatlichen Verrichtungen ihrer Organe gemacht werden müſſen. 

Trogdem find wir nicht der Meinung, daß nun für alle dieje Verrichtungen Vergütungen aus der 
Staatslaffe geleiftet werden jollen. Ebenſowenig, wie für die Geſchäfte der reinen Selbftverwaltung (Gemeinde: 
verwaltung, Verwaltung der örtlichen Schule, Verwaltung des Gemeinde: und örtlichen Stiftungsvermögens :c.), 
jollen für die vielen Verrichtungen, welche aus den der Gemeinde jchon längit, insbejondere jchon durd) die 
Gemeindeordnung von 1831 übertragenen Zuftändigkeiten entftchen, Bergütungen aus der Staatslaffe geleiftet werden, 
alfo namentlidy nicht für die Verwaltung der der Gemeinde übertragenen Ortspolizei (Sicherheits-, Reinlichleits-, 
Gefundheits:, Armen, Straßen, Feuer, Markt, niedere Gewerbe, weltliche Kirchen-, Sittlidjleits-, Gemarfungs:, 
Bau> und Gefindepolizgei, Aufficht auf Maaß und Gewicht), cbenjowenig für die Standesbuchführung, Grund- 
und Pfandbuchsführung, für die Thätigfeit des Schagungsraths und diejenige der Gemeindegerichte. Wir halten 
alle diefe der Gemeinde zugewieſenen Zuftändigleiten im Intereſſe der Gemeinde, wie im allge: 
meinen ftaatlihen Intereſſe für jo widhtig und werthvoll, daß wir nicht Gefahr laufen wollen, 
fie unter Umftänden defhalb au den Staat zu verlieren, weil von legterem gewilfe Vergütungen für die bezüg- 
lichen VBerrichtungen dev Gemeindebehörde verlangt würden. 

Zweifelhaft fanı man darüber fein, ob es ſich empfiehlt, für folgende, den Gemeindeorganen umab- 
häugig von den Beftimmungen der Gemeindeordnung, aber ebenfalls ſchon längjt übertragenen, im Laufe der 
Zeit allerdings ihrem Umfang nad) zum Theil - beträchtlicdy erweiterten Verridhtungen Vergütungen vom Staate 
in Anſpruch zu nehmen: 

I. für die Geſchäfte aus Anlaß des Militärerſatzgeſchäftes und der Einquartierung, insbejondere : 
1. Anfertigung der Stammrollen, Auszüge aus den Standesbüchern, 
2. Begutachtung der Reklamationen, 


IV. 


V. 
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3. Aufſtellung bezw. Reviſion der Einquartierungskataſter, Berechnung, Ausſchlag und Aus— 
zahlung der Vergütung für Quartier und Verpflegung, Liquidation für geleiſtete Fourage, 
Vorſpann ꝛc., 

4. Unterſtützung der Militärbehörde bei der Kontrole und Regelung der Militärverhältniſſe der 
Perſonen des Benrlaubtenjtandes ; 


. für die Thätigkeit in Strafjachen, insbefondere: 


1. diejenige des Bürgermeifters als Hilfsbeamter der Staatdanwaltichaft, 

2, die Austellung der Leumunds- und Vermögenszeugniſſe umd die Thätigkeit bezüglich der 
Strafregifter, 

3. Aufftellung der Schöffen. und Geſchworenenliſten, 

4. Vornahme von Sühneyerjudsverhandlungen ; 


. für einzelne Gejchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit, daneben Fürjorge für Geiftesfranfe, insbejondere 


altjährliche Aufftellung bezüglicher tabellariicher Verzeichniffe ; 
für die Gejchäfte aus Anlaß der Wahlen zum Reichstag, Yandtag umd zur Kreisverjammlung ind 
beſondere Aufitellung der Wahlliften :c.; h 


für die Gejchäfte wegen Kontrole der Beichäftigung jugendlicher Arbeiter, Tabelle darüber, Ausftellung 
von Arbeitskarten und Arbeitsbüchern. 


Gewiß läßt fich eine Vergütung aus der Staatskaffe für dieſe Verrichtungen, namentlich ſoweit fie eine 
wejentliche Gejchäftsvermchrung gegenüber der früheren Zeit im Gefolge gehabt haben, an ſich rechtfertigen; 
unter allen Umftänden kann dieje Geichäftsvermehrung deßhalb bei Bemeffung einer ftaatlichen Vergütung, jofern 
folche in der Form einer Nverjalvergütung geſchehen ſollte, wenigftens mitberücdjichtigt werden. 

Geradezu unabweisbar ericheint uns aber eine Vergütung aus der Staatsfaffe für die folgenden 
Verrichtungen:: 


I. 


I. 


III. 


IV. 


für die von Jahr zu Fahr wachjenden zeitraubenden jtatijtijchen Arbeiten (Erhebungen über land- 
wirthichaftliche Verſchuldung, jährliche Vichzählung, Erhebungen und Fetftellungen für das ftatijtifche 
Jahrbuch und den amtlichen Jahresbericht, Erftattung des Ernteberichts; die Arbeiten für bie 
Volkszählung, Hagelſtatiſtik 2c.); 

für die Geſchäfte in Folge der Kranfenverficherung, insbejondere Entgegennahme der An- und Ab 
meldungen, Gejchäfte der Semeiddebehörden als Organe der Gemeindefranfenverficherung :c.; 

für die Geichäfte in Folge der Unfallverficherung, Entgegennahme der An- und Abmeldungen, Prüfung 
der Regiebaunachweifungen, Aufjtellung der Katafter ꝛc. für die landwirthichaftliche Unfallverficherung ꝛc.; 
für die Gejchäfte in Folge der Invaliditäts- und Altersverficherung, insbejondere Entgegennahme der 
An und Abmeldungen, Ausjtellung, Umtauſch und Aufrechnung der Quittungsfarten, Führung ber 
Verzeichniffe der ausgejtellten Quitiungsfarten, Stontrole bezüglich) der Verficherung unftändiger 
Arbeiter, Ausſtellung von Arbeits und ranfheitsbefceinigungen, Vorbereitung der Anſprüche auf 
Alters» und Invalidenrente, Beurkundungen über den Empfang von Menten ꝛc. Außer für bie 
Ausftellung der Unittungsfarten werden Vergütungen für dieje zeitranbenden umd zum Theil ſchwie— 
rigen Berrichtungen nicht bezahlt; die Vergütung für Ausftelung der Onittungsfarten wird überbies 
nad den dermaligen Bejtimmungen aus der Gemeindekaſſe, nicht aus der Staatskaffe bezahlt; die 
vielfach al8 ungenügend erſcheinende Vergütung für den von den Krankenkaſſen zu bejorgenden Einzug 


der Verficherumgsbeiträge ift nach $ 112 des Jmvaliditäts- und Altersverficherungsgejeges zwar der 


BVerficherungsanftalt, nicht dem Staate auferlegt, jollte aber — beiläufig bemerft — nad Anficht 
Ihrer Anımmiffion entiprechend erhöht werden; 


. für die zum Theil ſehr zahlreichen Zuftellungen und Verkündungen in Sachen der Kranken-, Unfall 


und Invaliditätsverſicherung; 


. für die Gefchäfte ans Anlaß der Gebäude - Feucrverficherung, insbejondere Führung der Feuerver— 


fiherungsbücher, Fertigung des jummarifchen Auszugs aus dem Feuerverſicherungsbuch, Yertigung 
der Beitragstabelle und der Beitragsberechnung. Die hiefür zu leiftende Vergütung, deren Gewährung 


Verhandlungen ber 2. Kammer 1891/92, Ates Beilageheft. 85 


. 
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allerdings eine Aenderung des $ 34a und d und $ 78 Abi. 2 des Geſetzes über die Großh. Bad. 
TFeuerverfiherungsanftalt für Gebäude vom 29. März 1852 vorausieken würde, könnte Seitens der 
Staatskaſſe von der FFeuerverficherungs anitalt wieder rüderhoben ober geietlich der letzteren direkt 
auferlegt werden. 

Hiermit find die Gejchäfte der Gemeindebeamten und Gemeindebedienfteten, weiche eine Vergütung aus 
der Staatskaſſe an fic rechtfertigen würden, noch bei Weitem nicht erichöpft. 

Vorzugsweiſe find es die Bürgermeifter und Nathichreiber, denen die erwähnten außerordentlich vielſeitigen 
Gejchäfte zufallen, daneben der Gemeinderechner bezw. Ortsrechner und die Ortödiener. 

Was nun die Form der aus der Staatskaffe zu gewährenden Vergütung betrifft, jo liegt es nahe, die- 
jelben für die einzelnen Verrichtungen befonders zu bejtimmen, wie z. B. die den Gemeinden auferlegte Ber- 
gütung von je 10 4 für Anstellung der Quittungskarten, von 5 J für jeden Eintrag in die Katafter für die 
landwirthichaftliche Unfallverfiherung ohne Weiteres auf die Staatsfaffe übernommen werden könnte; bei vielen, 
vielleicht den meiften anderen Geſchäften, iſt es aber jchwer oder gar nicht möglich, eine paſſende Grundlage für 
Einzelgebührenfäge zu finden. Es frägt jich deßhalb, ob es jich nicht empfehlen würde, an Stelle der Einzel- 
gebühren Gebührenaverjen feitzuiegen, welche den einzelnen Gemeinden des Landes — mit Ausnahme derjenigen 
der Städteordnung — etwa in entſprechender Abjtufung nad) Maßgabe ihrer Einwohnerzahl zuzuweiſen umd 
unter die Gemeindebeamten bezw. Gemeindebedienfteten der einzelnen Gemeinden nad) dem Maße der von den- 
jelben bejorgten bezüglichen Dienftgefchäfte jodann weiter zu vepartiren wären; die Feſtſetzung von Gebühren- 
averjen hätte vielleicht auch den Borzug, den finanziellen Effeft der Maßregel zum Voraus genau überjehen zu 
fünnen. Die Frage, ob etwa die Zuweijungen an Gemeinden, die feine Umlage erheben, zu unterlaffen wären, 
glauben wir verneinen zu follen, und zwar in der Erwägung, daß die Zuweiſungen nicht den Gemeinden, jondern 
oden betreffenden Gemeindebeamten bezw. Gemeindebedienfteten zufommen jollen, und zwar für Beſorgung von 
Gejchäften, die die Gemeinde an ſich nicht oder nur nebenher berühren. 

Ob nun aber die Vergütung in der Form der Einzel- oder Averjalvergütung geichehen joll, wird zunächit 
am zwedmäßigften der Großh. Regierung, der das erforderliche Material zu einer ſolchen Prüfung zur Ver- 
fügung fteht, zur Erwägung anheimgegeben. Mag aber der cine oder andere Weg ceingejchlagen oder ein 
gemijchtes Syitem gewählt werden, unter allen Umftänden joll nad) Anficht Ihrer Kommiffion die durch die 
Gemeindegejegeligarantirte Selbjtändigkeit der Gemeindeverwaltung und, Gemeindeorgane unangetaftet bleiben 
Ebenjo müßte Vorjorge getroffen werden, daß die Vergütungen auch wirktic den Gemeindebeamten bezw. den 
Gemeindebedienfteten zukommen. Daß fie ihnen aber in der einen oder anderen Form zukommen, jcheint uns 
ebenjo ein unabweisbares Bedürfniß, als ein Gebot der Gerechtigkeit und Billigfeit zu jein. 

Wenn die Gemeinden der Städteordnung bisher nicht im den Kreis der Erörterung gezogen wurden, jo 
liegt der Grund darin, daß bezüglich diejer Gemeinden nicht zutrifft, was Eingangs des Berichts hinfichtlich 
der Zurüdhaltung der Gemeindevertretung in Bezug auf die Feitiegung der Gehalte der Gemeindebeamten bezw. 
Gemeindebedienfteten ausgefügrt ift und daß deßhalb eine Zuweiſung an Legtere nicht geboten ericheint; da— 
gegen iſt Ihre Kommiſſion der Anficht, daß and) den Gemeinden der Städteordnung, welche gerade in Folge 
der fozialpolitiichen Berficherungsgejege, insbejondere des Jnvaliditätsverficherungsgejeges, zum Theil recht be- 
trächtliche Aufwendungen zu machen haben, wenn auch nicht zum Zwecke der direkten Verwendung für die be- 
treffenden Gemeindebeamten bezw. Gemeindebedienjteten bezügliche Vergütungen zuzuweiſen jeien. 

Ihre Kommiſſion macht ficd daher in dieſem Sinn dem geftellten Antrag zu eigen und beantragt deßhalb, 
das hohe Haus wolle beſchließen: 

„Großh. Regierung zu erjucden, in das nächſte Budget einen Betrag einzuftellen, wodurd den 
„Gemeinden des Landes für die den Gemeindebehörden übertragenen, lediglich oder doch vorzugsweiſe 
„Aber ftaatliche Aufgaben erfüllenden Dienftgejhäfte, und zwar den der Städteordnung nicht unter- 
„stehenden Gemeinden zu dem ausdrüdlichen Zwed der direften Gewährung einer theilweifen Ver— 
„gütung an die betreffenden Gemeindebeamten und Gemeindebedienfteien, Gebühren bezw. Gebühren 
„aderjen zugewendet werden fünnen.“ 


675 


Beridt 


der 


Kommiffion der zweiten Kammer 


zur Berathung 


des Antrags der Abgeordneten Muſer und Genofjen, die Gemeinde 
verbrauchsjtener betreffend. 


Eritattet vom Abgeordneten Rau. 


Der unterm 26. Januar 1892 von den Abgeordneten Mufer und Genofjen wegen Aenderung des 
$ 78 der Gemeinde und Städteordnung eingereichte und dahingerichtete Antrag, daß von der Gemeindever- 
brauchsſteuer diejenigen Gegenſtände auszufchließen find, welche, „wie Mehl, Brod, Fleiſchwaaren und TFeuer- 
materialien zu den nothiwendigiten Lebensbedürfniſſen gehören", wird mit folgenden Hinweiſen begründet: 

1. Es jolle nad) den Grundjägen eines gejunden Gemeindefteuerjyjtems die Aufbringung bes 
ungebedten Aufwandes nach Maßgabe der finanziellen Leiftungsfähigkeit des Einzelnen erfolgen ; 
2. in einzelnen Gemeinden werde ein jehr erheblicher Theil des Gemeindeaufmandes unter 
Außerachtlaſſung dieſes Prinzipes aufgebracht; 
3, eine Verbrauchsjteuer auf unbedingt nothwendige Lebensmittel fteHe fich als eine den wirth- 
Ihaftlih Schwachen ftart belaftende Kopfiteuer dar; umd 
. 08 jei auch nach Ausſchluß der nothwendigen Lebensbedürfniſſe von der Verbrauchäbeftenerung 
immerhin noch ein entjprechender Kreis von Verbrauchsjteuergegenftänden zur Befteuerung 
vorhanden. 

Eine Gemeindeverbrauchsbeiteuerung im Sinne dieſes Antrages it in den nachfolgenden badiſchen 
Städten eingeführt: Mannheim, Karlsruhe, Freiburg, Heidelberg, Pforzheim, Konſtanz und Baden. 

Die Beurteilung diejes Untrages und feiner Begründung führt naturgemäß zu einer Prüfung ber 
Beiteuerungdfrage überhaupt, Der Aufwand des Reiches, eines Einzeljtaate® oder einer Gemeinde muß 
infomweit durch Steuern aufgebracht werden, als die eigenen Einnahmen dafür die Mittel nicht bieten. Daß 
Steuern geradezu als erfreuliche Erjcheinungen angejehen werden follen, ift und wird nie erivartet werben. 


Auch die Beſteuerung hat ihre Gefchichte und ihre ganze Entwidelung ift daß getreue Spiegelbild der Kultur 
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der Menfchheit. Die Erijtenz des eigenen Staates zu fichern, behalf man fich im Altertum vielfach mit 
bem barbarijchen Mittel, einen Nachbarftaat zu überfallen und ihn feiner Schätze undjMenfchen zu berauben. 
Die gewöhnlichen Staat3abgaben wurden aber noch zu jeder Zeit als eine ſchwere Belaftumg empfunden 
und gemeinfam mit der Strömung der öffentlichen Meinung der Gegenwart klagten ſchon zu ihren Zeiten 
auch die Aihener und Römer über den Drud der Abgaben. Mit feiner vormwiegenden Naturalwirthfcaft 
führte das Mittelalter mehr oder weniger geordnete Abgaben in Naturalien ein. Aus folchen‘ Entrichtungen, 
wie Zehntabgaben, ſowie Schuggebühren, Thorjteuern, Marktgeldern, Straßenjteuern u. ſ. f. hat fich bas 
heutige indirefte Steuerfyjtem heraus entwidelt. 

Der heutige Staat kann auf die indirefte Befteuerung nicht verzichten, weil die Einforderung der zu 
jeinem Bejtehen nothiwendigen Mittel auf dem einzigen Wege der direlten Steuern von den eigenen Staatd- 
angehörigen verweigert würde, obfchon auch und namentlich in den zwei legten Dezenniengroße FFortfchritte 
auf dem Wege zum Ziele einer gerechten Ausbildung der direkten Beſteuerung gemacht worden find und 
weil fie, d. i. die indirefte Beſteuerung, auch ein Mittel ber gerechten Beſteuerung ift. 


E3 muß vor Allem betont werben, daß wenn in der Gefammtbejteuerung Syſtem und Methode erhalten 
bleiben joll, die direfte und untrennbar mit ihr die indirelte Beſteuerung ald ein einheitlich Ganzes zum 
gleihen Zwede erachtet werden muß. Der ganze Verlauf und die Entwidelung der Grundſätze im ber 
Betenerung verjchaffen die umumftöhliche Ueberzeugung, daß die ſchwere Aufgabe, den Steuerbedarf bei den 
einzelnen Steuerjubjelten einzuziehen, einfeitig durch eine Steuergattung nicht zu löſen ift. 

Beide Stenerarten dienen jich wechjeljeitig als Ergänzungsiteuern, infojern immer die eine Belajtungs- 
art einigermaßen das erfaßt, was der andern entjchlüpft iſt. Beiderlei Steuern jegen einander voraus, weil 
von jeder eine Wirkung vollzogen, die durch die andere nicht erreicht wird und nur beide Arten zujammen 
erfaffen die Steuerträfte allgemein und volljtändig, aber auch ganz und in voller Nüdficht auf alle bejondere 
Leiftungsfähigfeiten und in der Anpaffung an die gegebenen Verhältniſſe. 

Eine wohlangelegte indirekte Beftenerung — auch diejenige der Gemeinde — erfüllt ihre jpezifiichen 
Zwecke, welche die direkte Befteuerung nicht erfüllen kann und zwar: 

1. als Mittel der Selbjtbelaftung und Selbitentlaitung, 

2. als ergänzende Belaftung entjchlüpfter Steucrkräfte, 

3. als Mittel zur jteuerlichen Heranziehung jolcher Perfonen, welche aus irgend cimem Grunde 
von der direkten Beſteuerung befreit find, (in badijchen Städten, die ſich da aufhaltenden aut 
läudiichen Kapitaliſten) und 

4. als Ausgleich fehlerhafter und ſummariſcher Ergebniſſe der dirkten Beſteuerung. 

Dieſe allgemeinen, zur Rechtfertigung einer mähigen indirekten Beſteuerung dienenden Ausführungen ſind 
der Hauptſache nach den Grundſätzen der Steuerpolitik Schäffle's entnommen. Sie hier vorauszuſchicken war 
umſomehr ein Gebot der Nothwendigkeit, als der Muſer'ſche Antrag feiner Tendenz nach auf eine vollſtändige 
Brfeitigung ber ftädtifchen Verbrauchsiteuern abzielen muß, wenn er auch jinem Wortlaute nad) es nur auf 
eine Beichräntung derjelben abgehoben wiljen will. 

Mit welchen Gründen joll c8 denn gerechtfertigt werden, die dann nur moch übrig bleibenden Biert 
und Weine der indireften Gemeindebefteuerung zu unterwerfen, wenn ber Braten, das Wildpret und das 
Geflügel vom Oktroi befreit werden! Sind Bier und Wein nicht auch nothwendige Lebensbedürfnijje? 

Beachtenswerth ift imanerhin auch diejenige Seite des Antrages, durch welche die Staatsgewalt veranlait 
werben joll, Steuerliche Inftitutionen in den Gemeinden zu befeitigen, die das legitime Ergebniß kommunaler 
Selbftjtändigkeit und Selbftverwaltung in eigener Sache find. 

Wendet man fih nun den Begründungen zu, jo jprechen die Erfahrungen der Wiffenjchaft und Prayid 
dafür, daß die im erften Punkte hervorgehobene Leiftungsfähigleit des Einzelnen fteuergerecht nur burd cin 
möglichſt gemifchtes Syſtem der Vertheilung erfaht wird. Etellt fich anderjeit8 dasjenige, was die Gemeinde 
leiftet, auch ala eine Leiftumg diefer auf den Kopf des Gemeindezugehörigen dar, fo überzeugen wohl die Ziffern 
der nachfolgenden Berechnungen, daß die indirefte Belaſtung in den badijchen Städten feine ungeredte Ber 
jchwerung des Einzelnen ift. 


In den der Unterfuchung der ganzen Frage zu Grunde gelegten 
Verhältniffen der Stäbte 


betragen die Gemeindeausgaben pro Jahr (Voranjchlag 1891) auf den 
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Karlsruhe und Freiburg 








Kopf und rund gerechnet M 35.— M 36.34 
Eigene Einnahmen hat die Stadt * Soyf, Oftrsi — „ 20.68 „ 21.30 
Somit bleiben ungededt aufzubringen M. 14.32 A. 15.04 
Hieran werden aufgebradt direlt . „ 10.99 „ 10.70 

indireft (Verbrauchsjteuerergebnik) „ 833 „434 

zuſammen wie oben M 14.32 A. 15.04 


Verfolgt man aber, was auf den Kopf der Bevölterung geleistet, d. d. von diefem von der Gemeinde 
beanfprucht wird, fo ergibt fich nach den VBoranjchlägen pro 1891 für die bezeichneten zwei Städte folgendes 


Bild: Es beträgt die runde Kopfausgabe der Stadtverwaltung 


in Karlsruhe in freiburg 


für Schule M. 5.45 M. 4.94 
er. Zinfen. 

für Bolizei P M 1.08 A. 1.09 

für Gejundheitspflege *q 1.20 -7 

Armen- und Strankenpflege . „ 2.62 „ 19 

für Verwaltung „ 342 n„ 2.15 


Ein jehr erheblicher Theil des Semeinheiufoanbeh wich bekanntlich durch den Betrieb von eigenen, 
jehr hoc) rentirenden Gewerbeeinrichtungen, jogenannter Gemeinderegien, Stadtmonopole aufgebracht, insbe: 
fondere der Wafjerwerfe und Gasanftalten der Stadtgemeinden. Gerade die beiden erwähnten Einrichtungen 
find darauf angelegt, den jogenannten Heinen Mann gar nicht oder nur ſehr befcheiden heranzuziehen, ohne 
ihm die Vortheile der Benugung der beitehenden Anftalten irgendwie zu erjchweren. Die Betriebörejultate 
der jtäbtiichen Wajjer- und Gasanjtalten repräfentiren ohne Zweifel eine mittelbare Bejteuerung ber breiten 
Schichten des Mitteljtandes und namentlich des Gewerbejtandes. Bis jest haben dieſe hierdurd) belafteten 
Stände nicht verlangt, daß ihnen das Waſſer und Gas zum Selbjttojtenpreis abgegeben und daß der daraus 
entjtehende Ausfall in der Gemeinderechnung nach Maßgabe der finanziellen Leijtungsfähigkeit den zur 
Tragung der Gemeindelajten Heranzuziehenden aufzulegen jei. Sicherlich aber mühte der Entgang diejer 
namhaften Betriebsgewinne eine derartige Wirkung auf die Vertgeilung der Umlage äußern, daß dem 
gegenüber die behauptete Kopfſteuer der Verbrauchsbefteuerung in Hintergrumd tritt, Es betragen die Ab— 
fieferungen an die Stabtlafje, alſo die Betriebsgewinne aus 


Wafferwerten Garanjtalten 
in Karlsruhe .. M 146 650.— ‚MH. 314 400.— 
in Treiburg . „136 417.— „ 220 943.— 
jomit rund auf ben Kopf 
in Karlsruhe z 1.06 “ 4.20 
in Freibug . » 2.» r 2,79 J 4.50 
oder beides —— 
in Karlsruhe 6,16 „A. gegenüber 3.33 AM. Verbrauchsſteuereinnahme, 
in Freiburg 7.29 „ — 4.34 „ R n 
Die direkten Staatsfteuern in Baden betrugen im Yahr- 1899 auf den Kopf MH. 71.81 
die indirekten Steuern „ 5.06 
und die Accife . 2248 
et 
zuſammen AM 15.35. 


) Karlsruhe verausgabt auf dieſer Poſition die Koſten der Straßenreinigung mit 70 000 
Unterſchied. 


M; daher der große 
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Das prozentuale Verhältniß diejer Beträge zu 100 9% ift 
direfte Stuem . . . . 51%, 
indirefte „ 0.0. 88% und 
Gebühren . » 2... 16%, 


zufammen . . . 100 a. 

Werden hiergegen die oben aufgezählten direkten und indirekten Steuerleiftungen an die Gemeinde in 
den Städten Karlsruhe und Freiburg zufammengerechnet, jo ergibt fich ein prozentuale Verhältniß von 
Umlage zu Verbrauchsiteuern 

in Karlörube . . . 76% zu 24% — 100%, 
in Freibug . . . 71 „ 29% = 1000. 

Nicht ohne Intereſſe wird es fein, zu erjahren, welchen Einfluß auf den derzeitigen Umlagefuß in ben 
beiden Städten es ausüben würde, wenn die Verbrauchäbeiteuerung fallen gelafjen und der Ausfall nach 
den Grundfägen zur Vertheilung des ungededten Gemeindeanfwandes umgelegt wird. Dabei joll einerjeit® 
die Wirkung zum Ausdruck fommen, wenn nach dem Muferichen Antrage verfahren und demgemäß Wein 
und Bier jernerhin oftroipflichtig bleiben und amderjeit3 die Verbrauchsbejteuerung für diefe Getränke auf- 
gehoben wird. In der Hier folgenden Berechnung find jelbitverjtändlich die diesbezüglichen Rüderjagbeträge 
wegen handelsmäßigen Ausfuhren in Abzug gebracht worden. Der Umlagefuß pro 1891 betrug 

in Karlärube in freiburg 





für Grund-, Häufers und Gewerbejteuertapitalien . » » 2 2 2 —436,0 4 35,0 4 
Derjelbe müßte aber auf - © 2 2 2 0 en nee 38,0 „ 45,0 „ 
erhöht, wenn dem Antrag Muſer jtattgegeben wird, und fogar bis auf . . 42,7, 525 „ 


pro 100 Mark Steuerkapital gebracht werden, fall die Verbrauchsbeitenerung auch für Wein und Bier in 
Wegfall füme, Der bezügliche Einfommenumlagefuß ift zu verdreifachen. 

Bei dem einmal vorhandenen und im ganzen Volkscharakter liegenden individuellen Widerwillen, hohe 
Umfagen zu zahlen, müßte aber die unausbleibliche Folge des Mufer'ichen Antrags die fein, daß die Aus— 
gabebudgeis der Städte auf ein beicheidenes, vorwiegend wohl auf die Erfüllung der ftaatögejeglichen Ge- 
meindeverpflichtungen zugejchnittened Maß eingerichtet werden. Damit würde jedoch die Altionskraft der 
Stadtgemeinden in ihren eigenen wirtbjchaftlicyen Unternehmungen, durch welche ganz hervorragend Gewerbe 
und Verdienit gefördert werden, nahezu brad) gelegt. Den wirtbichaftlih Schwachen in der Gemeinde fann 
man ja um jein Betreffnig an der indireften Bejtenerung erleichtern, doch wurden Die Nachtheile, welche 
eine jolche Erleichterung im Gefolge hat und die unzweifelhaft auf eine Minderung der Arbeitögelegenheit 
und damit auch auf Herabjegung des Arbeitslohnes hinzielen, weitaus überwiegen. In einer vorzüglichen Begrün— 
dung zur Einführung der Verbrauchsſteucrordnung und des Dftroitarifes für die Stadt Karlsruhe im Jahre 
1879, der man jich nur voll enjchliegen kann, führte der damalige Bürgermeijter Schnegler unter Anderem 
folgendes aus: „Da erhebt fich nun vor allem der jchwere Vorwurf, daß diefe Steuern, welche nur dann 
einträglich find, wenn fie nothwendige und weitverbreitete Bedürfniſſe treffen in progreffiver Weije den Armen 
mehr als den Neichen belaften und in der That jcheint auf den erjten Blick hin nichts einfacher und natür- 
licher ala dieje Folge. Brod, Fleisch, Wein, Bier und Heizungsmaterialen, d. h. aljo die nad) der phyſiſchen 
Beichaffenheit des Menjchen und den Gewohnheiten unjerer Zeit als unentbehrlich zu betrachtenden Mittel 
der Lebenserhaltung und des Lebensgenuffes find die hauptjächlichiten Objekte der Verbrauchsſteuer. 

Diefe teuer erfaht die bejagten Gegenjtände, ohne daß eine durchgreifende Rückſicht auf die Qualität 
möglich it, nur nach dem mechanifchen Maßſtabe ihrer Made, ihres Gewichts oder Nauminhaltes. Der 
ichlechte ımd der quite, der echte und der gefälichte Wein, das Pfund Fleiſch aus den beiten Theilen eines 
Maftochjen und aus den fchlechteften einer alten Kuh, das feinjte und das fräftigite Brod müſſen auf die 
gleiche Weiſe beitenert werden. Der Arme ißt und trinkt gerade jo viel, ja fogar zufolge der ihm obliegen- 
den anjtrengenden Mustelbethätigung mod) mehr als der Neiche, doch ißt und trinkt er jchlechter, vorzugs— 
weife ift er der Konſument verfälichter, verdorbener oder geringwerthiger Nahrungsmittel, der Beſitzer alter, ab« 
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gethaner, viel Holz und Kohlen aufzehrender Defen, er iſt aljo — wer möchte die Nichtigkeit des Schlufjes 
leugnen? — bei der Verbrauchajteuer in erſter Linie der Zahlende, aber genan betradtet verhält 
ſich dem doch anders. Erſtlich iſt es umwahr, zum Mindeften’nicht enwiefen, daß die Verbrauchsſteuern 
einzig von dem Konfumenten getragen werden. Wenn diejes wahr wäre, jo mühten bei im Uebrigen gleichen 
Produltionsverhältniſſen die Lebensmittelpreife mit der Höhe der Verbrauchsſteuern jteigen und ſinken. Ein 
derartiger Nachweis hat aber noch nicht geführt werden können, im Gegentheil läßt eine Vergleichung der 
Lebensmittelpreije verjchiedener Städte cher abjolute Einfluhlojigkeit mäßiger Dctroifäge vermuthen." 

Eine ftatiftifche Erhebung verjchiedener Lebensmittelpreife der Städte Karlsruhe, Durlach, Bruchjal 
und Ettlingen für das Jahr 1891 erbringt den Beweis diejer damals aufgejtellten Behauptung. 


Sohin ergibt ſich, daß ein mähiges Octroi und, wiederholt gejagt, nur um ein jolches kann es ſich 
handeln, einen erfenntlichen oder irgendwie mehbaren Einfluß auf die Lebensmittelpreife nicht ausübt, es 
verſchwindet vielmehr in feiner Wirkſamkeit unter jonjtigen Produftionsfaktoren und am allerwenigiten 
läßt fich erwarten oder ijt jemals praftifch beftätigt worden, daß die Aufhebung 
niederer Octroifäge ein Sinten der Preije herbeigeführt hat. Die Aufhebung der come« 
munalen Mahl- und Schlachtiteuer in 70 preußiſchen Städten von 79 hat die gehoffte Wirkung auf die 
Nahrungsmittelpreife nicht herbeigeführt, Dagegen die Erhöhung der direlten Steuern in einer häufige und 
ſchwere Klagen veranlafjenden Weije nothwendig gemacht. (Dentjchrift zum preußiſchen Gejegentwurf über 
die Aufbringung der Gemeindefteuern vom Jahre 1877.) 

So nahe es liegt, die aufgeworfenen Fragen eingehender zu behandeln, jo muß doch immerhin die 
Erwägung Plag greifen, daß ein Iandjtändifcher Bericht in einer Materie, über welche nur große wiſſen— 
ſchaftliche Werke ich erichöpfend auszufpsechen im Stande find, einen gewifjen Rahmen der Ausdehnung 
nicht überjchreiten darf und daher auch von einer tieferen Eindringung Abſtand zu nehmen jei. 


Indeſſen hält Ihre Kommijfion den Gedanken für erwägenswerth, ob nicht, wenn es in einiger Zeit 
zur Nevifion der Gemeindeftenergefeßgebung kommen jollte, der $ 78 der Gemeinde und Städteordnung 
eine genauere Faſſung Hinfichtlich der Art der mit einer Verbrauchsjtener zu belegenden Gegenitände und 
binfichtlich der Grenze dieſer Beiteuerung erhalten jollte, jowie ob nicht in den Gemeinden, welche eine 
Verbrauchsbejteuerung eingeführt haben, auf den Beizug der unteren Einfommenjtufen zu den direften Ges 
meindeumlagen verzichtet werden dürfe, um einem Vorwande abzujchneiden, der vielfach, wenn auch mit 
Unrecht verbreitet ift, da ein Semeindeoktroi vorzugsweiſe die unteren Eimvohnerklafjen bejchwere. 

Nachdem aber dargethan ericheint, daß die vier Hauptbegründungen zum Muſer'ſchen Antrage und 
zwar diejenige ded ungefunden Steuerſyſtemes, ſowie die der Erheblichkeit des Antheiles der indiretten Be- 
jteuerung am Steuerganzen, ferner die Frage der jogenannten Kopfbeſteuerung und endlich diejenige eines 
noch verbleibenden Beſteuerungsreſtes als nicht ftichhaltig oder doch nicht triftig genug erkannt werben 
nachdem ferner die Ueberzeugung durchdringen muß, daß die dermaligen Oktroiſätze die Preiſe der von ihnen 
betroffenen Lebensmittel nicht erhöhen, eine Beleitigung des Dftrois cine Verbilligung diefer Preije nicht 
herbeiführen wird, eine Bejeitigung oder jchon eine erhebliche Beſchränkung der ftädtijchen Verbrauchsbe— 
ſteuerung aber in ihren Folgen als eine ſchwere Schädigung der Unternehmungskraft der Städteverwaltungen 
in der Erfüllung der ihnen zugewiejenen Rulturaufgaben erblidt werden muß und dadurch gerade diejenigen 
Klaſſen der Bevölkerung, zu deren vorgeblichem Schuße die Dktroifreiheit verlangt wird, mit aller Sicherheit 
zufolge einer geminderten Gemeindethätigkeit empfindliche materielle Benachtheiligungen verjpüren müßten, 
beantragt die Majorität Ihrer Kommiffion, 


den Antrag des Abgeordneten Mujer und Gentjen, die Abänderung 
des 8 78 der Gemeinde» und Städteordnung betreffend, abzulehnen. 


Gleichzeitig beantragt die Kommiffion: 


Dashohe Haus wolle die Großherzogliche Regierungerjucen, bei der 
in Ausſicht geſtellten Revifionder®emeindeftenergejeggebungguerwägen, 
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a. ob nicht die Gegenſtände, welche mit Verbrauchſsſteuern belegt werden 
dürfen, fowie Die Grenze, biß zu welder in der Belegung der einzelnen 
Artikel gegangen werden fann, gejeglich zu firiren feien; 


b. ob nicht der bei der Berathung der legten Novelle zur Gemeinde-Drb- 


nung außgejprodhene Gedanke, wornah in den Gemeinden in denen 
Verbrauchsfteuern erhoben werden, durch Gemeindebejhluß mit Staats— 
genehmigung auf den Beizug der unteren Eintommenjteuerjtujen zu 


der dDireften Semeindebeiteuerungfjoll verzichtet werben bürfeu, weiter 
zu verfolgen jei. 
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Beſchlüſſe 


der 


Kommiſſion der zweiten Kammer 


den Antrag der Abgeordneten Muſer und Genoſſen, die ſtaatliche Entſchädigung 
außer Berfolgung geſetzter Angefhuldigter und freigefprodener Angeklagter 
betreffend. 


Berichterftatter Abgeordneter VBirtenmaper. 


1. Die Kommilfion hält die Landesgefeggebung zur Entjcheidung obiger Frage für zuftändig. 

2. Die Großh. Negierung ift zu erfuchen, zum Behufe der gejeglichen Megelung diejer Frage dem nächften 
Landtage einen Gejegentwurf vorzulegen. 

3. Die Entihädigung hat in allen Fällen einzutreten, in welchen die Schuldlofigkeit nachgewieſen ift. 

4. Ueber die Ausdehnung der Entjchädigung auf andere Fälle, fowie über die fafultative Entſchädigung, 
ferner über den Einfluß der Strafausihliefungsgründe, der Anwendung eines milderen Strafgejeges, der 
Nealtonkurrenz, des mangelnden Strafantrags, der Verjährung und dergleichen und endlich über das 
Berfahren zur Erlangung der Entihädigung hat nad) Anficht der Kommiſſion vorläufig der zu erwartende 
Geſetzentwurf Beftimmungen zu treffen. 


Hiernad) ftellt die Kommiffion — vorbehaltlih mündliher Begründung — den 
Antrag: 


„Hohe zweite Kammer wolle bejchliegen, die Großh. Regierung fei um Vorlage eines Gejek- 
„entwurfs für den nächſten Landtag zu erjuchen, in welchem dem Antrag der Abgeordneten Mufer 
„und Genoffen unter Wahrung der oben unter Ziffer 3 genannten Borausjegung entſprochen wird.“ 


Verhandlungen der 2. Kammer 1891/92. Ates Beilageheft. 86 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Wir beauftragen hiermit Unjern Staatsminifter Dr. Turban und Unjern Finanzminijter Dr. El» 
jftätter, das anliegende Lebereinfommen zwijchen dem Neid und Baden vom 23. Mai d. %., betreffend die 
Herjtellung der im Intereſſe der Landesvertheidigung erforderlichen Eijenbahnverbindung zwiſchen Röſchwoog 
und Karlsruhe, Unſeren getreuen Ständen und zwar zumächft der zweiten Kammer zur Kenntnignahme und 
joweit erforderlich zur Zuftimmung vorzulegen. 


Gegeben Karlsruhe, den 25. Mai 1892. 


Friedrich. 


Turban. Ellſtätter. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit Höchſten Befehl: 
Gantz. 


Behufs Herjtellung der im Intereſſe der Landesvertheidigung erforderlichen Eifenbahnverbindung zwijchen 
Röſchwoog, Station der Bahnlinie Straßburg — Germersheim, und Karlsruhe haben die Unterzeichneten, 
und zwar: 

für das Neid): 
der Stellvertreter des Reichskanzlers, Staatsminifter v. Boctticher, 
für Baden: 
der Großherzogliche außerordentliche Gejandte und bevollmächtigte Minifter, Geheimer Rath 
von Brauer, 
der ihnen ertheilten Ermächtigung gemäß Folgendes verabredet: 


51 
Die Großherzoglich badiiche Negierung übernimmt die Herjtellung der auf badijchem Gebiete Tiegenden 
Strede Mitte Rhein bei Noppenheim bis Karlsruhe und wird ic im Unter» und Oberbau zweigeleifig 
ausführen. 
Die Ausführung des Baues der Rheinbrüde bei Roppenheim wird aud) für deren — Hälfte der 
Kaiſerlichen Generaldircktion der Eiſenbahnen in Elſaß-Lothringen übertragen. 


g2. 


Der Ausführung werden die vereinbarten Entwürfe und Koftenanfchläge zu Grunde gelegt. 


83. 

Dem Großherzogthum Baden ſteht das ausjdjliehliche Eigenthum an den auf Grund diejes Abkommens 
ausgeführten Bauanlagen ($ 1) und jonftigen Einrichtungen, jowie an dem für die Zwecke des Unternehmens 
erworbenen Grund und Boden zu. 

84. 
Der Bau wird thunlichſt beſchleunigt und bis zum 1. April 1895 vollendet werden. 


6. 
Die Großherzoglid; badische Negierung wird die Bahnanlagen in einer die Durdführung des Militär: 
fahrplans verbürgenden Weije fortdauernd umterhalten und erneuern, jowie zur Sicherung der Leiftungsfähig- 
feit für den Kriegsfall die Bahnftrede im Frieden als Vollbahn betreiben. 


g6. 
Das Neid) gewährt zu den Herftellungsfoften, einſchließlich der Koſten für die Beſchaffung der Betrichs- 
mittel, eine Geldleiftung an Bader ohne Anſpruch auf Verzinfung und Rüdzahlung. 


87. 
Die ziffermäßige Feſtſtellung dieſer Geldleiſtung erfolgt auf Grund des in Höhe von 10 778000 M 
vereinbarten Koftenanichlags ($ 2); das Reich trägt T5 Procent (8 083500 A), Baden den Reit. 
86* 
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Außerdem wird das Neid) zu den von der Großherzoglich badifchen Negierung gleichzeitig auszuführenden 
Umbauten der Bahnhofsanlagen in Karlsruhe und ihrer Anſchlüſſe an die beftehenden Bahnen, wofür die Koften- 
anjchläge auf 8450 000 AL feſtgeſetzt worden find, gleichfalls ohne Anſpruch auf Verzinfung und Rüdzahlung 
eine Geldleiftung und zwar in Höhe von 22”/, PVrocent (1901250 A) des Anfchlages beitragen. 


S8. 

Die Leitungen des Reichs gelten als Paufdy-Abfindung in dem Sinne, daß Mehr: oder Minderausgaben, 
welche fich gegenüber dem Anſchlage bei Ausführung der im $ 1 und $ 7 Abi. 2 bezeichneten Bauanlagen 
beziehungsweiſe Einrichtungen und Anichaffungen herausftellen, anf Rechnung Badens kommen. 

Einer Nechnungslegung gegenüber dem Reiche bedarf es nicht. 


89. 

Bon dem nah $ T Abjat 1 Ceitens des Reichs zu leiftenden Zujchuffe von 8083500 „AM. wird 
der für die badifche Brüdenhäffte in dem Koftenanfchlag vorgejehene Betrag von 2036 000 A. der bau— 
ansführenden Verwaltung (Kaiſerlichen Generatdircktion in Straßburg) als Pauſchalſumme zur Verfügung 
geftellt in dem Sinne, daß Mehr: oder Minderausgaben, die ſich gegenüber dem Anſchlage bei der Ausführung 
ergeben, anf Rechnung des Reichs kommen. 

Einer Rechnungslegung gegenüber Baden bedarf c8 nicht. 


$ 10. 
Für den Betrieb, die Unterhaltung und Erneuerung der Anlagen ($ 1 ımd 8 T Abjag 2) wird die 
Großherzoglich badiſche Negierung ausichlichlic aus eigenen Mitteln Sorge tragen. 


gs 1. 

Das Neid) wird feine Geldleiftung in Naten durch Ueberweiſung des feiner Quote entiprechenden Theils 
des jeweiligen Baubedarfs an Baden abführen und zwar die erfte Mate im Höchjtbetrage von 500 000 AG zum 
Beginne der Bauausführung und die folgenden Raten im Hödjjtbetrage von einer Million Mark, jobald die 
Großherzogliche Negierung mittheilt, daß die bisherigen Baugelder bis auf 10 000 A aufgebraucht feien, oder 
daß größere den vorhandenen Beſtand überjteigende Zahlungen unmittelbar bevorjtchen. 

$ 12. 
Die Genehmigung der gejeggebenden Faktoren bleibt, joweit erforderlich, vorbehalten. 


Sp geichehen zu Berlin, den 23. Mai 1892. 


(L. S.) von Boettiher. 
(L. S.) von Brauer. 
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Erläuterung. 


Zur Begründung des von dem Reichstag angenommenen Geſetzes, betreffend die Feititellung eines Nach— 
trags zum Neichshaushalts-Etat für 1892/93 (ſ. Drudjadye 804) ift u. U. folgendes bemerkt: 
„Im Intereſſe der Landesvertheidigung hat ſich erneut das Bedürfniß einer Erhöhung der 
„Leiltungsfähigfeit des deutſchen Bahnnetzes dringend geltend gemacht. 
„Durdy eingehende Bearbeitung diejer Frage ijt ermittelt worden, wie unter thunlichiter Ein- 
„Ihränkung der aufzuwendenden Geldmittel ein möglichft großer militäriicher Nutzen zu erreichen iſt 
„Das Ergebniß find nachſtehende Forderungen: 


A. Neubau 


„einer Linie von Röſchwoog (Station der Strede Germersheim-Straßburg) in der Nichtung auf 
„Karlsruhe, mit Ucberbrüdung des Rheins bei Roppenheim. 


B. u. j. w. 
„Die Verhandlungen mit der Großherzoglid) badifchen Megierung bezüglich des auf badijchem Gebiete 
„zu bauenden Theils der Bahnlinie ſchweben noch. Es ift daher hier nur der Betrag für die 6 Kilometer 
„lange reichsländiiche Strede mit 2049 000 AG und der Gejammtbetrag für die Aheinbrüde mit 
„4 072 000 A eingejtellt worden. Wegen des auf badijches Gebiet entfallenden Theils der Brücke 
„bleibt die Frage der Bauausführung und der nachträglichen finanziellen Betheiligung Badens den 
„Berhandlungen vorbehalten.“ 

Dieje Verhandlungen haben durch vorjtchenden Bertrag vom 23. Mai d. J. ihren Abſchluß gefunden, 
nachdem über die Führung und die technischen BVerhältniffe der Bahn, ſowie über die Koftenbetheiligung des 
Reiches länger dauernde und eingehende Erörterungen gepflogen worden waren. 

Ueber die vereinbarten Entwürfe der Bahnanlage und der dadurd) bedingten Umbauten in Naftatt und 
Karlsruhe enthält die Begründung zu dem gleichzeitig vorgelegten Nadjtrag zum Staatshaushalts- Etat das 
Nähere. 

Die Vertragsbejtimmungen find ähnliche wie in dem Vertrag vom 11. März 1887 über die Herftellung 
der Umgehungsbahnen an der Schweizergrenze; jedoch ijt die Geldleiftung des Reichs auf eine feite Summe 
von 8083500 + 1901250 — 9 984 750 M vereinbart, was fid) zur Vermeidung langwieriger Nahweifungen 
über den rechnungsmäßigen Aufwand empfiehlt. 

Die neue Bahn hat für Baden wenig wirthſchaftliche Bedeutung, fie ſchließt, abgejehen von Wintersdorf 
und Durmersheim fein neues Gebiet auf, dagegen wird fie dem Verkehr der beftcehenden Bahnen ſchmälern, 
indem er zum Theil auf die kürzere Linie übergehen wird. Die Regierung konnte fic jedoch, nachdem militä- 
riſche Intereſſen die Bahn erforderten, der Ausführung um jo weniger entziehen, als größere Umbauten bei 
Karlsrufe — wenn auch nicht fofort, fo doch im abjehbarer Zeit hätten ausgeführt werben müffen und nun jo 
bemeffen werden fonnten, daß fie den Bedürfniffen des Friedensverkehres für eine vorausfichtlicd lange Zeit 
entjprechen. 
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Sriedrid, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Wir beauftragen hiermit Unſern YFinanzminifter Dr. Elljtätter, Unjern getreuen Ständen, und 
zwar zunächſt der zweiten Kammer, den anliegenden Gefegentwurf, betreffend die Abänderung des Gejekes vom 
29. März 1890 über die Erbauung einer Nebenbahn von Gernsbach nad Weiſenbach, zur Berathung und 
Zuftimmung vorzulegen. 


Gegeben zu Karlsruhe, den 25. Mai 1892. 


Siriedrich. 
Ellſtãtter. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit Höchſten Befehl: 
Gantz. 
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Gefebentwurf, 


Die Abänderung des Gefetzes über die Erbauung einer Nebenbahn von 
Gernsbad nad) Weifenbad) betreffend. 


Sriedrid), von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mir Zuftimmung Unferer getreuen Stände haben Wir beſchloſſen und verordnien, wie folgt: 


Das Geſetz vom 29. März 1890, die Erbauung einer Nebenbahn von Gernsbach nad) Weifenbad) 
betreffend (Gef. u. Verordgsbl. S. 149) erleidet die nachftchenden Aenderungen: 
1. In Art. 5 hat der Abjag 1b zu lauten: 

b. durd; Gewährung eines einmaligen, unverzinslichen, nicht rüdzahlbaren Baufoftenbeitrags aus 
der Staatskaffe im Betrag von 140 000 M, woraus aber zunächſt die Mehrkoften, welche 
die Benusbarmahung genannter Straße für den Bahnbetrieb veranlaflen wird, der Straßen- 
bauverwaltung zurüdzuvergüten find. 

2. der Art. 8 hat zu lauten: 
Die Wirkjamkeit des Geſetzes erlifcht mit Ablauf des Jahres 1893, wenn bis dahin der Bau 
nicht vollendet ‚if, Mit Unferer Genehmigung kann die Wirkſamkeit jedoch noch auf ein weiteres 
Jahr erftredt werben. 


Gegeben ꝛc. 
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Begründung. 


Nach der Begründung zu Art. 5 des Gefeges (Seite 6 der Regierungs-Vorlage) iſt zufolge einer vor— 
länfigen Berechnung der Oberdireftion des Waffer- nnd Straßenbaues angenommen worden, daß die Mehr— 
koften für die Benugbarmahung der nen zu erftellenden redhtsfeitigen Murgthalftraße zwiſchen Gernsbach und 
Hilpertsau für den Bahnbetrieb fid) auf ungefähr 30 000 A belaufen und der Murgthalbahngefellichaft von 
dem Staatsbeitrag als Zufchuß zu den Baufoften der Bahn nod die reftlihen TO000 A. zur Verfügung 
bleiben werden. Nach genauerer Bearbeitung des Planes und Ueberfchlags für den gemeinfamen Straßen- und 
Bahnkörper hat fich indeffen ergeben, daß der Mehraufwand für die Straße nicht nur auf 30 000 A, jondern auf 
mind eftens 70000 A zu veranfchlagen ift, wornad) der Gejellichaft nur noch 30000 A als Beitrag zur 
Bahnerjtellung verbleiben würden. 

Im Hinblid auf diefe veränderte Sachlage, die mit den Abfichten und Vorausjegungen des Gefeges nicht 
mehr im Einflang fteht, hält cs die Großh. Regierung für angezeigt, eine Erhöhung des Staatsbeitrages von 
100 000 A. auf 140 000 A in Vorjchlag zu bringen. 

Weiter erjcheint es geboten, die in Art. 8 feſtgeſetzte Friſt für die Wirkjamfeit des Gefetes um weitere 
zwei Jahre zu verlängern, da die Vorverhandlungen mit der Mititärbehörde nnd der Etrafenbauperwaltung 
über die Art der Ausführung der Bahn längere Zeit erfordert haben, jo daß deren Vollendung innerhalb der 
früher angenommenen Frift nicht möglich war. 
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Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Wir beauftragen hiermit Unſern Yinanzminifter Dr. Elljtätter, Unjern getreuen Ständen, umd 
zwar zunächſt der zweiten Kammer, den anliegenden Gejegentwurf, betreffend die Abänderung des Geſetzes vom 
22. Juni 1890 über die Erbauung einer Lofalbahı von Ettenheimmünfter an den Rhein, zur Berathung und 
Zuftimmung vorzulegen. 


Gegeben zu Karlsruhe, den 25. Mai. 1892, 


Siriedrich. 
Eliftätter. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit Höchften Befehl: 
Sant. 


Verhandlungen ber 2. Kammer 1891/92. Ates Beilagebeft. 87 
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Gefehentwurf, 


die Abänderung des Geſetzes über die Erbauung einer Lokalbahn von 
Ettenheimmünfter an den Rhein betreffend. 


Sriedrid, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände haben Wir beichloffen und verordnien, wie folgt: 


Der erjte Abjag des Art. 5 des Gejeges vom 22. Juni 1890, die Erbauung einer Lofalbahn von Ettens 
heimmünfter an den Rhein betreffend (Gej.- u. Verordbl. S. 409), erhält folgende Faſſung: 


Unter der Vorausſetzung, daß von den betreffenden Gemeinden und jonjtigen Intereſſenten der gefammte 
zur Herftellung der Bahn erforderliche Grund und Boden, injoweit nicht öffentliche Wege mitbenügt werden 
dürfen, unentgeltlich und laftenfrei zur Verfügung geftellt und außerdem ein Baufoftenzufhuß in der zur 
Ermöglihung des Unternehmens erforderlichen Höhe aufgebradjt wird, kann neben den Vergünftigungen in 
Artikel 4 für die Ausführung der Bahn vom Staat nody ein einmaliger, unverzinslicher, nicht rüdzahlbarer 
Beitrag aus der Staatskafje gewährt werden, welcher jedoch im Ganzen die Summe von 240 000 A nicht 
überſchreiten joll. 


Gegeben :c. 
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Begründung. 


Zur Zeit der Erlaſſung des Geſetzes waren mit einer Unternehmergejellicheft Unterhandlungen eingeleitet, 
die die Annahme rechtfertigten, es werde die Ausführung der Lofalbahn mit einem Ctaatsbeitrag von 
120 000 A. zu ermöglicyen fein. Dieje Erwartung iſt nicht eingetroffen. Die betreffende Geſellſchaft hat 
nad) weiteren Erhebungen über die Bau- und Betriebsverhältnifie der Bahn ihre Anerbietungen zwar nicht 
ganz zurüdgezogen, aber an Anforderungen gelnüpft, bie die betheiligten Gemeinden zu erfüllen nicht in der 
Lage waren. In jüngster Zeit hat nun eine andere Gejellicaft, die Firma Vering und Wächter in Hannover, 
das beftimmte Anerbieten gemacht, den Bau und Betrieb der Bahn vom Rhein über Orfchweier und Ettenheim 
nad) Ettenheimmünfter unter der Bedingung übernehmen zu wollen, daß ihr das erforderliche Gelände koften- 
und laftenfrei übermwiejen und an baaren Beiträgen vom Staat und den betheiligten Gemeinden 300 000 M 
gewährt werden. Die Gemeinden find nad) vorliegender Erklärung zur unentgeltlichen Geländeftellung und 
zur Aufbringung eines Geldbeitrages von 60 000 AM. erbötig; zugleidy bitten fie aber um Erhöhung des im 
Geſetz zugeficherten Staatsbeitrages auf 240000 AH. Nad) Lage der Verhältniffe ift die Großh. Negierung 
der Anficht, daß dem Geſuch ftattgegeben werden follte; hiezu ift aber eine Abänderung des Art. 5 des Geſetzes 
vom 22. Juni 1890 erforderlich, die mit gegenwärtiger Vorlage beantragt wird. 

Der erhöhte Staatsbeitrag würde für das Kilometer Bahn 15 000 A, betragen. 


877 
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Beridt 


der 


Kommijjion der zweiten Kammer 


zur Berathung über den 


Entwurf eines Gefehes, das Recht zur Ausgabe von Banknoten durch Die Badifche 
Bank in Mannheim betreffend. 


Eritattet vom Abgeordneten Ran. 


Der in einem Artikel niedergelegte Gejegentwurf verfolgt die Abſicht, die Großh. Negierung zu ermächtigen, 
die der Badiichen Bank in Mannheim ertheilte Befugniß zur Ausgabe von Banknoten vom 25. März 1895 ab 
auf einen weiteren, nicht über 25 Jahre hinausgehenden Zeitraum zu erftreden. 

Dieje Befugnig wurde der Badiſchen Bank durch die Entſchließung des vormaligen Großh. Handels- 
minifteriums vom 25. März 1870 auf eine Zeitdauer von 25 Jahren ertheilt und zwar auf Grund des Gejeges 
vom 16. März desjelben Jahres, die Verleihung des Rechts zur Ausgabe von Banknoten an eine badifche Bant 
betreffend. 

Die Badifche Bank ift eine Privatnotenbant im Sinne des NReichsbanfgefeges vom 14. März 1875, befien 
bezüglichen Beftimmungen fie auch unterftellt ift. 

Das erwähnte Neichsbanfgejeg, fowie das Neichögejeg vom 18. Juli 1884, betreffend die Kommanbit- 
geſellſchaften auf Aktien und die Aktiengejellichaften forderten die Abänderungen verjchiedener Beitimmungen bes 
urjprünglichen Statuts und fo erfolgte mit der Bekanntmachung des Großh. Minifteriums des Innern vom 
15. Auguft 1887 die Veröffentlichung der revidirten, den Vorjchriften beider Gejege angepaften und heute noch 
giltigen Statuten. Falls fi) nun die Gejellichaftsorgane der Badiſchen Bank im Sinne des Fortbejtehens 
diejer als Notenbank jchlüffig machen würden, und zu einer folden Entſchließung wird man fich wohl verfehen 
dürfen, jo wäre die Erfüllung eines dahin gerichteten VBerlangens von den nachfolgenden reichsgejeglichen und 
landesgejeglichen Bedingungen abhängig. 

Reichsgeſetzlich kommen in Betradjt Theile des Abjages 1 und Abſatz 2 des $ 47 des Meichsbankgejetes 
mit nachjtehendem Wortlaut: 

„jede Abänderung der Beitimmungen des Grundgejeges, Statuts oder Privilegiums einer Bank, welche 
die Befugnii zur Ausgabe von Banknoten bereits erworben hat, bedarf, fo lange der Bank dieje Befugnif 
zufteht, zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung des Bundesraths, jofern fie das Grundfapital, den Mefervefond, 
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ben Geſchäftskreis oder die Dedung der auszugebenden Noten, oder die Dauer der Befugniß zur Noten- 
ausgabe zum Gegenftande hat. 

Die Genehmigung wird, nah Erfüllung der fonftigen gejeglidhen Erforderniſſe, durd die 
betheiligte Landesregierung beantragt und muß verjagt werden, wenn die Bank nicht von den Beitimmungen 
des $ 44 Gebrauch macht." (Dieſer Paragraph enthält die Vorausjegungen unter denen die Noten einer Bant 
außerhalb des Staates, welcher hiezu die Berechtigung ertheilt hat, zu Zahlungen verwendet werden dürfen.) 

Als fonftiges landbesgejeglihes Erforderniß ift der Abſatz 1 des Geſetzes vom 5. Juni 1860, 
die Ausftellung von Schuldverfchreibungen auf den Inhaber betreffend, zu erfüllen. 

Diejer lautet: „Schuldjcheine, welche beftimmt find, als Umlaufmittel an der Stelle des Metallgeldes zu 
dienen, fönnen nur auf Grund eines Gefeges ausgegeben werben.“ 

Der Zwed dieſer Gefegesbeftimmung ift ein naheliegender; es joll dadurch der Schaffung und dem Umlauf 
von zweifelhaften Geldwerthzeichen nad) Möglichkeit vorgebeugt und bei der Wichtigkeit diefer Frage auch jeweils 
die gejeßgebenden Faktoren zur endgiltigen Enticheidung mit beigezogen werben. 

Durch den vorgelegten Entwurf verlangt nun die Großh. Regierung die im Berichtdeingange erwähnte 
gejeglihe Ermächtigung, der Badiſchen Bank die Befugnif zur Ausgabe von Banknoten auf weitere 25 Yahre 
zu ertheilen. 

Begründet wird die Forteriftenz einer Badiſchen Notenbank mit den im Jahr 1889 eingegangenen Erklä— 
rungen der Hanbdelsfammern des Landes, denen zufolge das Bejtehen ciner badijchen Bettelbant neben der 
Neichsbank einem entjchiedenen Bedürfniffe entſpricht. Jene Erklärungen wurden zwar zu dem Zwecke abge 
geben, die Großh. Negierung zu erſuchen, im Bundesrathe dafür einzutreten, daß auf die Dauer der nächſten 
Bankalte (bis mindeftens 1901) eine Verlängerung der beftehenden gejeglihen Beſtimmungen, insbejondere 
aber eine Verlängerung der Befugniß der Badiſchen Bank zur Ausgabe von Banknoten gefichert werde. 

Dieje in ihrer überwiegenden Mehrzahl übereinftimmenden Gutachten der Handelsfammern beftehen aber 
heute noch ungejchmälert fort und eine neuerliche Umfrage bei den genannten Gremien würde ein anderes 
Refultat nicht zu Tage fördern. 

Auch Ihre Kommiſſion anerkennt voll und ganz die werthvollen und nahezu umerjeglichen Dienfte, welche 
eine gutgeleitete Landesnotenbant dem gejammten Kreditverfchr und dem Handel des Landes zu leiften im 
Stande ift, umd fie hält dafür, da die Badiiche Bank die Erwartungen und Borausjegungen, die bei ihrem 
Inslebentreten in fie gejest wurden, ſämmtlich erfüllt hat und daß fie das chrenvolle Zeugniß einer jolid 
geführten und wohlgeordneten Zettelbank beanſpruchen darf. 

Die Badiſche Bank ift von vortheilhafteftem Einfluffe auf die Geftaltung und Entwidelung des inner: 
badijchen Streditverfehrs gewejen und ihre Aufhebung würde einer jchweren Schädigung der wirthichaftlichen 
Antereffen des gejammten Handels: und Gewerbejtandes des Landes gleichkommen. 

Ihre Kommiſſion jpridht damit aus, daß, infolange Feine reichSgejeglichen Veftimmungen dem zuwider: 
laufen, es nur wohlverftandenen volkswirthichaftlichen Intereſſen entipricht, dem Lande ein Noteninftitut auf 
den bisher bewährten und foliden Grundlagen zu erhalten. 

Eine geichichtliche Skizze der Badischen Banf und ein reiches, insbejondere auch ftatiftiiches Material 
enthält der eingehende jchägenswerthe Bericht des andern hohen Hauſes und indem wir auf denjelben hinzu- 
weijen uns erlauben, verjagen wir uns, die dort zur Geltung gelangten Geſichtspunkte hier zu wiederholen. 
Es hat deshalb diejer Bericht auch mehr die innere Seite des Gegenftandes zu beleuchten fich zur Aufgabe 
geftellt. — Die Notenbanfen vermehren ihre eigenen und angelichenen Mittel dadurch, daf fie Banfnoten aus: 
geben, wie die auf den Inhaber ausgejtellten Anweiſungen genannt werden, inhaltlich deren fie ſich verbindlich 
machen, den angegebenen Geldbetrag auf Verlangen jederzeit in baar auszuzahlen und welche in Folge diefer 
jederzeitigen Einlösbarkeit, fowie wegen der runden Beträge, auf welche jie lauten, als bequeme Zahlungsmittel 
umzulaufen vereigenichaftet find. Außer Frankreich und Defterreich «Ungarn, in welden Ländern die Ausgabe 
von Banknoten zum ausichließlichen Privileg der betr. Staatsbanfen erklärt wurde, hat im allen übrigen 
Ländern der Staat die Erlaubnig zur Ausgabe von Banknoten von feiner bejonderen Bewilligung abhängig 
gemacht. (In Baden durch das erwähnte Gejek vom 5. Juni 1860.) 
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Im Intereſſe der jebderzeitigen Einlösbarfeit von Banknoten lann es nur gelegen fein, wenn dem fie aus— 
gebenden Banken gejegliche Beichräntungen in ihrem Gejchäftsbetriebe auferlegt und ihnen auch Vorſchriften 
darüber gemacht werden, in welcher Weife und Umfang eine Dedung für die ausgegebenen Noten bereit zu 
halten iſt. 

Zettelbanten dürfen defhalb nur ſolche Forderungen erwerben, welche leicht realifirbar jind, und es find 
ihnen ſolche Geſchäfte zu unterfagen, die im Gegenjate zu ihrem Gejchäftsbetriebe von Kredit oder Hypothelen- 
banfinftituten eingegangen werben fünnen. 

Das Neichsbankgefeg vom 14. März 1875 und bie darauf am 1. Januar 1876 in's Leben getretene 
Reichsbank hat wohl mit einer größeren Zahl beuticher Zettelbanken gründlidy aufgeräumt, aber auch auf einem 
Gebiete einen Haren und geordneten Zuftand gejchaffen, der bis dahin gerade dieje beiden VBorausjegungen 
bei vielen Notenbanfen unjerer deutſchen Mittel» und Aleinftaaten zur eigenen wirthſchaftlichen Schädigung 
miffen ließ. 

Bon den zuvor bejtandenen 32 Notenbanfen find heute nur noch 9 übrig geblieben. Dieje haben fich 
den ftrengen Bejtimmungen des Reichsbanlgeſetzes gefügt umd damit nicht nur den Beweis der eigenen Eriftenz- 
fähigkeit gebracht, fjondern aud; mehr oder minder dargethan, daß fie neben dem großen Gentralinftitute der 
Reichsbank bejtchen und diejes mit in feinen Aufgaben ergänzend zu unterftügen vermögen. 

Es iſt ftrifte Beſtimmung, daß die Mittel der Notenbanfen nur zum Ankauf von Gold und Silber, 
Wechſel von nicht Über drei Monate Verfallzeit, Ertheilung von Darlehen auf Waaren und Werthpapiere, jowie 
zur Anlage von foliden inländifchen Effekten gejtattet ift. 


Bei allen diefen Geſchäften find die Vorjchriften, welche der Reichsbank gemacht worden find, zu beobachten ; 
es ift für die allmälige Anfammlung eines Refervefonds in BViertelhöhe des Grundfapitales zu jorgen, für den 
Betrag der ausgegebenen Noten muß mindeftens ein Drittel baare Dedung und der Neft durch gute Wechjel: 
deckung parate Sicherheit vorhanden fein. 

Die Notenausgabe darf einen fefttontingentirten Betrag über den Baarbejtand hinaus (bei der Badiſchen 
Bank 10 Millionen) nicht überfteigen ($ 9), widrigenfalls von dem Ueberihuß der ausgegebenen Noten eine 
Steuer von jährlich fünf vom Hundert an die Neichskaffe zu entrichten ift. Endlich hatten die Notenbanfen ein- 
zuwilligen, daß ihre Befugniß zur Notenausgabe zuerft zum 1. Januar 1891 und alsdann von zehn zu zehn 
Jahren nad) voraufgegangener einjähriger Ankündigung durch den Bundesrath oder durd die betreffende Landes— 
regierung ohne Entichädigung aufgehoben werden könne. ($ 44.) 

Seitens des Bundesrathes wird eine Kündigung nur eintreten Zwecks weiterer einheitlicher Regelung 
des Notenbankwefens oder wegen etwaiger Gejegesverlegungen. 

Unbeſchadet des bisherigen Auffichtsrechtes der Landesregierungen befteht and) ein Auffichtsrecht des Reiches. 


Das einer Altiengejellichaft eingeräumte VBorredht zur Ausgabe von Banknoten — jo ftrenge auch die 
gejeglichen Bejtimmungen für die gejchäftliche Führung des Bankinftitutes fein mögen — rechtfertigt außer den 
gewöhnlichen Steuern, welche fjelbftverjtändlic die Bank, wie jede andere Erwerbsgejellichaft zu leiften hat, eine 
bejondere Staatsauflage, ſei es in Form einer Gewinnbetheiligung des Staates, oder in Form eines unver— 
zinslichen Vorjchuffes an denfelben. 

In diefer Hinficht beftimmt das grundlegende Gefeg vom 16. März 1870 in Artikel 15, daß die Badiſche 
Bank gehalten it, ein Fünftheil desjenigen Ueberſchuſſes am jährlichen Reingewinn an die Staatslaſſe abzu- 
liefern, welcher fid) nad; Abzug einer Dividende von 5 Procent des Aktienkapital an die Aftionäre, ſowie 
der ftatntengemäß in den Reſervefond einzumerfenden und als Gewinnantheil an die Beamten fallenden Be— 
träge ergibt. 

Nach diefen Ausführungen über die allgemeine und gejegliche Stellung der Badiſchen Bank wurden im 
Schooße Ihrer Kommiffion zwei Fragen aufgeworfen, nämlid) : 

1. Die Erridtung von Bweigniederlajfungen, und 2. die Zujammenjegung des Auffichtsrathes, 


Die Erridhtung von Zweigniederlajjungen anlangend, jo können ſolche durd Beſchluß des 
Auffichtsrathes errichtet werden. 
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Schon im Artitel 21 der erjten Statuten war ihrer gedacht und es wurden hiefür — ohne die Bank an 
eine beftimmte Beitfrift zu binden — die Städte Freiburg, Heidelberg, Pforzheim, Lahr, Konftanz, Lörrach und 
Villingen in Ausfiht genommen. 

Aud hat die gleiche Beitimmung in den neneften Statuten vom Jahre 1886 Aufnahme gefunden. (Art. 16.) 

Bei Gründung der Bank ging man jedenfall3 von der ganz richtigen Anficht aus, daß der Errichtung 
von Filialen eine fefte Organifation an den Stammfigen, fowie eine naturgemäße Entwidelung der Geſchäfte 
dafelbft vorangehen müffe. 

Sicherlich hat nur die Eröffnung der Reichsbank im Jahre 1876 umd die damit verbundene Errichtung 
ihrer verjchiedenen Bantjtellen im Lande es veranlaßt, daß die Badiſche Bank bis dahin gezögert hat, die vor- 
dem bejtandene feſte Abficht, ihrerjeits Filialen im Lande zu jchaffen, zur Ausführung zu bringen. Indeſſeu 
kann dies heute — nachdem die Bank mit unbeftrittenem Erfolge den Beweis geliefert hat, daß fie neben dem 
großen Eentralinftitute der Reichsbant nüglih und fruchtbringend zu wirken im Stande ift — nicht mehr 
abhalten, dem Gedanken der Errichtung mindeftens einer Filiale für das badiſche Oberland näher zu treten. 


So verdienftlicd) auch die anerfennenswerthe Fürforge der Bank in Mannheim und befonders der Bankfiliale 
in Karlsruhe ift, an den meiften in Betracht kommenden Landesplägen durch Anknüpfung geeigneter Verbindungen 
init foliden Privatfirmen, Vorſchußvereinen, Gewerbelaffen u. ſ. f. ein Net von Vertretungen über das ganze 
Land zu Schaffen und die Vortheile des Beſtehens einer Landensnotenbank wenigitens mittelbar jedem foliden 
Kreditjuchenden zuzumenden, jo gerechtfertigt dürfte doch anderſeits das Verlangen erfcheinen, das auch über die 
Niederlafiungen in Mannheim und Karlsruhe hinaus wenigjtens die Errichtung einer weiteren Filiale für das 
badiſche Oberland beanjprudht. 

Ihre Kommiffion war hierbei von der Anficht geleitet, daß vorzugsweije eine Filiale mit dem Site in 
Freiburg in Betracht zu fommen hätte, welcher alsdann nad) dem Bemeſſen der Bankleitung die Gejchäfte eines 
Zandestheiles, ſpeciell aljo diejenigen des Oberlandes, zu überweiſen jeien. 

Es wurde u. U. auf das Vorgehen der bayerijchen Notenbank hingewieſen, welche in Bayern 3. Zt. außer 
der Hauptbanfftelle in Münden 6 Filialen und 48 Agenturen befige und daraus einen Erfolg ziehe, der im 
gleichen Maße dem Lande und insbejondere den bezüglichen Städten zu Gute fommen, al3 aud) der Bank jelbit. 

Wohl außer Zweifel dürfte ftehen, daß die Errichtung einer Bankfiliale in Freiburg, dem Handels— 
ftand der Stadt und ihres Gefchäftsbezirfes von großem Vortheil fein würde. In Gleichem läßt ſich für das 
Intereffe der Bank anführen, daß eine nähere Fühlung mit den Kreditjuchenden nur von Nuten begleitet fein 
fann. Die bejte Kreditkontrole befteht immerhin in einer möglichft direlten Annäherung der Bank und 
ihrer Kunden. 

Die Grofh. Regierung wird ſich hiernady einer Erwägung der Bedeutung einer Filiale in Freiburg nicht 
wohl entziehen können, um im Benehmen mit den maßgebenden Gejellichaftsorganen der Badiſchen Bank auf die 
Errichtung einer Filiale hinzuwirken. 

2. Die BZujammenjegung des Aufjihtsrathes der Badiſchen Bank anlangend, fo 
wurde in der Kommijfion geltend gemacht, daß mehrjeitig darüber Klage geführt werde, daß die Bildung des 
Auffichtsrathes nicht ganz den Borausjegungen entſpreche, die im nicht unbilliger Weiſe dahingehend geitelit 
werden, es möchten im Aufſichtsrathe auch geſchäftskundigen Vertretern des Handels und der Induſtrie des 
übrigen Landes, nicht nur jolhen aus den Städten Mannheim und Karlsruhe Sig und Stimme gewährt werden. 


So bejagt ein Bericht der Freiburger Handelsfammer vom März 1889, „e8 werde geltend gemad)t, 
daß die Babijche Notenbank fich vorzugsmweije den Intereſſen des Unterlandes widme, wie joldyes fi an- 
führungsweife aus der Zufammenjegung ihres für die Leitung der Gejchäfte maßgebenden Auffichtsrathes 
zweifellos erfennen laſſe“. 

Der Artifel 42 der Statuten beftimmt, dag von 10 Mitgliedern des Aufjichtsrathes mindeftens drei in 
Mannheim und drei in Karlsruhe ihren Wohnfig haben müffen, von dem übrigen vier dürfen zwei außerhalb 
des Großherzogthums wohnen. 

Zur Zeit befteht der Auffichtsrath aus jehs Mannheimer, drei Karlsruher und einem Franffurter Herrn. 
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Die Mitglieder des Auffichtsrathes werden von der Generalverfammlung gewählt. Diejer legteren nad) 
den heutigen Beftimmungen eine vorgezeichnete Direftive geben zu wollen, daß auch neben den berufenen 
Vertretern der beiden benannten Städte ſolche aus anderen Landestheilen Aufnahme finden müffen, ift nicht an- 
gängig. Dagegen dürfte der Großh. Regierung anheim gegeben werden, zu erwägen, ob nicht bei der bevor- 
fichenden Statutenänderung durch eine andere Faſſung bes Artikels 42 für eine geeignetere Vertretung der hier 
in Betracht kommenden Intereſſen des ganzen Landes Sorge getragen werben fann. 


IL 


Eine von der Handelätammer für die Kreife Karlsruhe und Baden an die zweite Kammer gerichtete 
Petition ſchließt mit der Bitte, „es möchte die der Badischen Bank in Mannheim verlichene Befugnif zur Aus- 
gabe von Banknoten auf weitere 25 Jahre erteilt und der Hauptjig ber Bank von Mannheim nad 
Karlsruhe verlegt werden. 

Begründet wird der legtere Theil der Petition mit dem Hinweife, daß der Hauptfig eines Gejchäftes 
dahin gehöre, wo die bedeutendften Ergebniffe erzielt werden; in Mannheim befinde ſich das Hauptrefervoir für 
dic Banknoten, jo daß die Disfontirung der in Karlsruhe eingereichten Wechſel, wegen erjt beizuichaffender 
Noten aus Mannheim bisweilen Verzögerung erleide und endlich umfaſſe das Karlsruher Depofitengefchäft heute 
etwa 42 Millionen, während das Mannheimer nur wenig über 11 Millionen aufweije. 

Es wird ferner hervorgehoben, daß die ohnedem nicht jehr reichlichen Mittel möglichft für die badifche 
Geſchäftswelt vorzubehalten wären, dies aber leichter zu erreichen fei, wenn der Hauptjig der Bank ſich in dem 
mehr zentral gelegenen Karlsruhe, als in dem an die bayeriiche Pfalz angrenzenden Mannheim befinde. 

Auch in den andern Ländern habe die Notenbank ihren Hauptfig in den betreffenden Hauptjtädten. Die 
Petition kommt jchlieglid auf die Zuſammenſetzung des Auffichtsrath8 der Bank zu Sprechen und es eradjtet 
die Petentin, daß, da doch die Badijche Bank ein Landesinftitut fei, der Beſtimmung des Artikels 42 ihrer 
Statuten in der Weife Rechnung getragen werde, daf von 10 Mitgliedern des Auffichtsrathes je 3 aus Karlsruhe 
und Mannheim und 4 aus den übrigen Theilen des Landes zu wählen jeien. Die dermalige Zujammenjegung 
des Auffichtsrathes entipreche nicht dem Charakter der Banf als Landesinftitut. 

In diefer Hinficht Hat fid) der Bericht bereitS ausgejprodhen, und zwar in ungefähr gleicher Weije und 
mit der gleichen Begründung, wie dies hier jeitens der Karlsruher Handelsfammer gejchehen ift. 

Was nun die Verlegung des Hauptfiges der Bank von Mannheim nad, Karlsruhe anbelangt, jo geben 
wir zunächſt den Hauptinhalt der an die Hohe Kammer gerichteten Petition der Handeldfammer für den Kreis 
Mannheim in diefem Betreffe wieder. Die letztere wendet ſich unter'm 24. Mai d. J. mit der Bitte an die 
zweite Kammer, dieſe wolle über die Forderung, den Hauptjig der Badiſchen Bank von Mannheim nad; Karlsruhe 
zu verlegen, zur Tagesordnung übergehen. Als Hauptgründe hiefür werden geltend gemacht, daß die Schaffung 
einer bejondern Filiale in Karlsruhe Feine freiwillige gewejen, jondern von der Großh. Regierung verlangt 
worden ift, daf die Gentrale fi) auf das Plaggeihäft von Mannheim beſchränke (was übrigens nadıträglid in 
Ihrer Kommiffion dahin berichtigt wurde, daß der Geihäftsfreis der Mannheimer Eentrale auch auf den Yandes- 
theil zwiſchen Bruchjal und der heſſiſchen Grenze ſich erftrede) und den übrigen Theil des Bankverfchrs des badijchen 
Landes der Filiale in Karlsruhe übertrage, wodurd allein bewirkt worden jei, daß ſich der Verkehr der Filiale in 
der befannten Weije entwideln konnte, Außerdem werden Zahlen mitgetheilt, aus denen erfichtlich ift, daß die 
Gejammtumjäge in Mannheim diejenigen von Karlsruhe überragen; wogegen freilich in der Petition der 
Handelstammer in Karlsruhe Zahlen niedergelegt find, die Mar und deutlich erkennen laffen, da im einzelnen 
Geſchäftszweigen, bejonders in dem der Verwaltung offener und geichloflener Depofiten, der Wedhiel-Diskontirung 
und der Provifionen Karlsruhe einen umverfennbaren Vorſprung gegenüber Mannheim gewonnen hat. 

Gegen die Verlegung des Hauptjiges der Bank von Mannheim nad; Karlsruhe wurde weiter geltend 
gemacht, daß die Verwaltung der deutjchen Reichsbank fid) feinen Moment im Zweifel befand, in Mannheim 
die Hauptjtelle der Reichsbank für das badische Land zu errichten. 
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Ihre Kommiſſion hat fich eingehend mit den beiderfeitigen und hier in ben Hauptzügen gefennzeichneten 
Darftellungen bejchäftigt und alle Gründe für und wider reiflid) erwogen. 

Sie kam dabei zur Anficht, daß an dem bisherigen eingelebten und bewährten Stand der Sache eine 
Aenderung anzuregen um jo weniger in einem Augenblicke angezeigt erjcheine, wo es fi um die hochwichtige 
Frage handelt, ein für das gejammte badijche Land höchſt bedeutungsvolles Krebitinftitut überhaupt zu erhalten. 

Ihre Kommiffion verkennt nicht die Gründe, welche die Karlsruher Handelsfammer zu ihrer Petition ge 
führt haben; fie hält aber dafür, daß der Hauptfig in Mannheim verbleiben und die mit den gleichen Geſchäfts— 
befugniffen wie die Gentrale ausgeftattete und in Karlsruhe errichtete Filiale als ſolche fortbeftehen folle. 

Auf Grumd der im erften Theile diefes Berichtes nicbergelegten Ausführungen gelangt Ihre Kommiſſion 
zu dem mit der Großh. Regierung und dem anderen hohen Haufe übereinftimmenden Ergebniffe, daß bie 
Badiiche Bank eine für den Handel und die ganze Vollswirthſchaft des Landes höchſt werthvolle, ja unentbehr- 
liche Einrichtung ift, deren mit den bisherigen Befugniffen der Ausgabe von Banknoten gefichertes Fortbeſtehen 
mit den materiellen Jmtereffen des ganzen Yandes auf das Engfte verbunden ift, und fie bechrt fich darnach, 
den Antrag zu ftellen: 

1. Die hohe zweite Kammer wolle dem Entwurfe eines Gejeges, das 
Recht zur Ausgabe von Banknoten durd die Badifhe Bank in Mannheim 
betreffend, ihre Zuftimmung ertheilen, und 

2. die Petitionen der Handelslammer für die Kreiſe Karlsruhe und 
Baden, Sowie diejenige für den Kreis Mannheim und des Stadtraths 
Mannheim für erledigt erklären. 


Verhandlungen der 2. Kammer 1841/92. dies Beilageheit. 88 


Beridt 


Kommiſſion der zweiten Kammer 


zur Berathung 


des Geſetzentwurfs über die theilmweife Abänderung der Gemeinde: 
und Städtenrdnnung, 
hier 
über die der Kommiſſion überwieſene 


Petition des badijchen Nathichreibervereins zc., „Die Sicherung der 
Eriftenz, die Verjorgung und Hinterbliebenenverjorgung 
der Rathſchreiber betreffend“. 


Eritattet von dem Abgeordneten Straub, 


Der feit 1865 bejtehende badiſche Rathichreiberverein bat ſich ſchon wiederholt, erjtmald 1869, dann 
1885 und zulegt 1890, an Regierung und Landjtände mit Bittgejuchen gewandt, die in der Hauptjache 
übereinftimmend für die Rathichreiber größere Selbititändigkeit dem Gemeinderath und Bürgermeifter gegen- 
über, Befjerung der Gehaltöverhältnifje, größere Stetigkeit ihres Dienftverhältnifjes und lestere zugleich als 
Grundlage für die gleichfalls erftrebte Ruhegehaltsberechtigung zu erreichen juchten. 

Nachdem die in der legten Tagung der Landjtände eingereicht gewejene Petition wieder zurüdgezogen 
worden it, wurde dem gegenwärtig verfammelten Landtag ebenfalld von dem badiſchen Rathichreiberverein, 
außerdem aber von nicht dem Nathichreiberverein angehörenden Nathichreibern der Amtsbezirle Bonndorf, 
Buchen, Bruchſal, Donauejhingen, Ettenheim, Heidelberg, Konſtanz, Lörrad, Mosbach, Offenburg, Sins- 
heim, Sädingen, St. Blafien, Lieberlingen, Villingen, Waldlirh, Waldshut und Wertheim eine neuerliche 
Petition vorgelegt, welche die dienftliche Stellung des Ratbjchreiber8 dem Gemeinderath und Bürgermeijter 
gegenüber ganz unberührt läßt, um jo eindringlicher aber die Schaffung einer ficheren Eriftenz für ben Rath» 
fchreiberjtand durch Gewährung einer regelmäßig umwiderruflichen Anjtellung und. ich darauf jtügenden 
Ruhegehaltöberehtigung und Hinterbliebenenverjorgung eritrebt. 

Das Bittgefuch trägt im Wefentlichen vor: 

„Die Nathichreiber jeien von der Wohlthat des Reichsgeſetzes über die Invaliditätd- und 
Alteröverficherung, welche viele Millionen von Deutjchen der arbeitenden Klaſſe gegen die miß— 
lihen wirthichaftlichen Folgen zunehmenden Alters und abnehmender Erwerbsfähigkeit jchüge, 
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ausgeſchloſſen; in unjeren Tagen, wo nicht mur für höhere und niedere Beamte umd Diener des 
Reiches ımd des Staates, der Kirche und der Schule, jondern auch für jeden gewöhnlichen 
Arbeiter Einrichtungen und Vorkehrungen getroffen jeien, welche die Abſchwächung der erwähnten 
wirthichaftlichen Folgen bezweden, ſei es gewiß ander Zeit, daß auch für die ohmedies nicht nur 
im Gemeindedienſt, jondern auch für den Staatsdienjt fo vielbejchäftigten Natbichreiber eine ge- 
wiſſe Fürſorge eintrete. 

Seit Gründung des deutſchen Reichs, insbeſondere in Folge der dadurch erweiterten Geſetz- 
gebung, namentlich der ſozialen Geſetze, ſeien an die Gemeindebeamten, vorweg an die Rath— 
ſchreiber, ganz andere Anforderungen geſtellt, als vor 1870; die ihnen obliegende Thätigkeit jet 
nicht mehr eine vorwiegend mechanifche; fie jege vielmehr ein nicht unbedeutendes Maß von 
Kenntnifien, jelbitjtändiges Urtheil, große gejchäftliche Pünktlichkeit und moralische Zuverläffigkeit 
voraus. Dieje unerlählichen Bereigenfchaftungen würden bei Bemefjung der Gehaltöbezüge nicht 
entiprechend in Betracht gezogen; es jei befannt, daß die Gehalte der Gemeindebeamten —- 
wenigjten in den Landgemeinden — zu dem Zeitaufwand und der Mühewaltung, welche der 
Dienst jet erfordere, nicht mehr in einem richtigen Verhältniſſe ftehen; die diesbezüglichen Klagen 
der Gemeindebeamten würden immer allgemeiner und dringlicher und die Rathichreiber hätten 
diejen lagen durch wiederholte Petitionen ihrerfeit®? Ausdrud gegeben; es fei auch immer 
von den Landftänden anerfannt worden, daß noch viele Gemeinden in der Bezahlung ihrer Rath: 
ichreiber allzu färglich feien umd die außerordentliche Gejchäftszunahme der Nathfchreiber ganz 
unberückſichtigt ließen und daß deshalb eine entiprechende Gehaltserhöhung für die Rathjchreiber 
dringend wünjchenswerth erjcheine. 

In neuerer Zeit habe Die bejjere Einjicht der Vertreter der umter die Städteordmung 
fallenden Städte im Interefje der Gewinnung und Erhaltung eines guten Gemeindebeamten- 
ſtandes eimerjeit3 eine richtigere Bezahlung der Gemeindebeamten nach Mafgabe des jtaatlichen 
Gehaltstarifs für gleichwerthige Beamtenfategoricen anderfeits beren Penfionsberechtigung her- 
beigeführt. 

Der zur Zeit noch 314 Mitglieder zählende badifche Rathſchreiberverein habe, um für bie 
Hinterbliebenen verftorbener Mitglieder wenigitens einigermaßen zu jorgen, ſeit 1865 bis Enbe 
1891 aus der vorhandenen Sterbekaſſe 253 000 AH. Benefizien verabfolgt und die ganze Summe 
durch eigene Beiträge im Wege der Umlage gededt; da die letzteren aber immer größer wurden, 
weil feine nenen Mitglieder mehr beigetreten jeien, habe der Verein Ende des vorigen Jahres 
in der Ueberzeugung, dat die Selbithilfe allein nicht ausreiche, die Unterſtützungslaſſe innerhalb 
des Vereins eingehen laſſen. 

Durch die ganze neuere Geſetzgebung fei doch im Prinzip anerkannt, daß zu derartigen 
gemeinnüßigen Unterſtützungsbeſtrebungen eine ftaatliche Mitwirkung jtattzufinden habe; wenn 
alle übrigen Klaſſen der Vevölkerung, joweit fie nicht in der Lage find, aus eigener Kraft die 
Zukunft ficher zu ftellen, im liberaler Weije durch die foziale Gejeggebung in den Kreis ihrer 
Fürſorge gezogen feien, warum folle die Fürſorge der Allgemeinheit gerade aufhören, wenn es 
fh um die Exiftenz der Gemeindebeamten handle? Gewiß verdiene der Gemeindebeamte, von 
deſſen treuer Pflichterfüllung das öffentliche Wohl ebenfo jehr abhänge, als von pflichtmäßiger 
Dienftleiftung jtaatlicher und kirchlicher Behörden, denfelben beruhigenden Ausblid, daß im Todes- 
fall für die Hinterbliebenen durch einen befcheidenen Verforgungsgehalt und bei Eintritt ber 
Erwerbsunfähigfeit durch einen entjprechenden Ruhegehalt geforgt fei. 

Das Beftreben, ähnliche Zuftände zu erreichen, ſei natürlich und materiell voll begründet; 
bei 1500 Rathſchreibern, worumter mindeſtens 1000 Berufsrathichreiber, handle es fich um bie 
Sicherftellung der Zukunft von etwa 1400 Familien. 

Dieſe Sicherſtellung könne vielleicht dadurch getroffen werden, daß Staat, Gemeinde und 


Gemeindebeamte die Verſorgung übernehmen, und daß die Aufbringung der zur Landesver— 
83* 
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forgungstaffe der Gemeindebeamten erforderlichen Mittel durch den Staat, durch bie Gemeinde 
als Arbeitgeberin und bie Gemeindebeamten als Arbeitnehmer gejchehe. Trägerin der Verficherung 
wäre die „Gejammtheit aller Gemeinden des Landes“, die Oberaufficht läge bei der Großherzog- 
lichen Regierung. 

Die Organifation diefer Verſorgungs- umd Penfiondkaffe dürfte nach Anlegung eines Be— 
foldungsfatafterß feine Schwierigkeiten haben und im Geifte der fozialpolitifchen Gefege unter 
Berüdfichtigung der befonderen einfchlägigen Verhältniffe durchzuführen fein; die Leiftungen ber 
Kaffe würden etwa in bem zu beftehen haben, was den angejtellten Beamten des Staates 
gewährt wirb. 

Die Einzelheiten in finanztechnifcher Richtung künne am bejten die Großherzogliche Regierung 
auf Grund des ihr zu Gebote ftehenden praktifchen Material prüfen. 

Unter allen Umftänden fei die Intervention des Staates unerläßlid; 
biefelbe werde durch einen Alt der Geſetzgebung erbeten. 

Außerdem fei aber eine Stetigfeit in ber Bejegung der Rathfchreiberftellen geboten; die 
Anstellung der Rathfchreiber müfje eine im Wefentlihen unwiderrufliche fein. 

Demgemäß wird gebeten, zu befürworten, daß 

1. zur Fürſorge der Rathfchreiber und zur Verſorgung ihrer Hinterbliebenen eine Landes- 

verforgungslaffe — Penſionsanſtalt — errichtet und die vom Staate hierzu zu Leiftenden 
auf Grund der Erhebungen erforderlihen Mittel in dad Budget eingeftellt werben; 

2. ber $ 20 ber Gemeindeordnung folgenden Zufag erhalten: 

Die Anftellung des Rathichreibers erfolgt auf unbeftimmte Zeit; feine Enthebung 
ober Entlaffung vom Dienfte fann nur in den Fällen der 88 23—26 der Gemeinde- 
ordnung erfolgen.” 

I. Wie vielfeitig die Dienftgefchäfte der Gemeindebeamten find, und daß dieſe Bielfeitigleit in neuerer 
Zeit durch den Vollzug der fozialpolitifchen Gefege noch eine namhafte Erweiterung erfahren hat, iſt bereits 
in dem Bericht über die Gewährung von ftaatlichen Vergütungen an die Bemeindebeamten und Bebienjteten 
näher dargelegt; es genügt hier defhalb ber Hinweis, dab von all’ diefen in jenem Berichte aufgeführten 
Dienitgejchäfien nur wenige e3 find, die nicht den Rathchreiber in irgend einer Richtung in Anſpruch nehmen, 
und dag bem Nathichreiber durch $ 57 der Gemeindeordnung neben der Führung und Beglaubigung bes 
Rathsprotokolls (Armenraths-, örtlichen Schul» und weltlichen Stiftungsrathsprotokolls), der Bejorgung der 
Ausfertigungen des DBürgermeifterd und des Gemeinderaths, ſowie der Beforgung der Negiftratur und 
öffentlichen Bücher ganz allgemein noch die Verpflichtung auferlegt ift, die ihm vom Bürgermeiſter oder vom 
Gemeinderath aufgetragenen jchriftlichen Berhandlungen und Kanzleigefchäfte aller Art zu beforgen. Daß 
die von den Gemeinden den Gemeindebeamten ausgeworfenen Gehalte vielfach Hinter den denfelben aufer- 
legten Leiſtungen zurücbleiben, trifft, wie wir auch bier nochmal ausdrüdlich zugeben, insbefondere auch 
binfichtlich der Rathichreiber zu, und gerade auf die Nathichreiber ift beſonders abgehoben, wenn in dem 
erwähnten Bericht die Gewährung von ftaatlihen Vergütungen an die Gemeindebeamten für ihre über die 
eigentlichen Aufgaben der Gemeinden hinausgehenden Dienftgejchäfte in Antrag gebracht iſt. Wir jtehen 
auch gar nicht an, gerne einzuräumen, daß der Dienst eined Rathſchreibers neben dienftlicher Pünktlichkeit, 
Zuverläffigkeit und Verjchwiegenheit, neben einer gewiffen Selbjtitändigkeit und doch Verträglichkeit des 
Charakters, kurz neben den allgemeinen und moralischen Bereigenfchaftungen, insbejondere auc) eine gewiſſe 
Befähigung vorausfegt, Die e8 ihm ermöglicht, der doch in letzter Reihe meijtend den Gemeindeorganen ob- 
liegenden Ausführung von Reichd- und Landesgeſetzen das erforderliche Verſtändniß entgegenzubringen. 

Für einen wirklich brauchbaren NRathichreiber genügen aber auch diefe Eigenjchaften noch nicht; um 
brauchbar zu fein, muß er in feinen Dienft auch „eingearbeitet“ fein, und je vieljeitiger feine dienftliche 
Thätigkeit ift, um fo nöthiger ift eine gewifje dienftliche Routine, die wiederum ein nicht geringes, meift nur 
allmählig zu erwerbendes Maß von Gejegesfenntnig und eine genaue Kenntniß der wirthichaftlichen und 
btonomiſchen Verhältniffe der Gemeinde, wie ber wirthichaftlihen und vielfach auch der perjönlichen und 
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Bermögensverhältnifie der Gemeindeangehörigen vorausfegt. Ye ſchwieriger und vielfeitiger ber Rathichreiher- 
dienst allmählig geworben iſt, um jo nöthiger ift eine mehr stabile Befegung der Rathichreiberitellen ge- 
worden und um jo mißlicher wird ein zu häufiger Wechjel in der Bejetung derielben jowohl für die Ge— 
meindeverwaltung als für die im jo vielfacher Beziehung auf die Mitwirfung der Gemeindebeamten, nament« 
Lich der Rathfchreiber angewiefene Staat3verwaltung empfunden. Ganz von jelbit iſt deßhalb die Beſetzung 
der Rathichreiberitellen in größeren und mittleren, felbft Meineren Gemeinden thatlächlich eine ſtetigere ge» 
worden, und in dem Mafe, in welchem der NRathichreiberdienit in einzelnen Gemeinden nach und nach bie 
ganze Kraft und Zeit eined Beamten in Anfpruch genommen hat, hat fich auch die Zahl der jogenannten 
Berufsrathichreiber, d. h. die Zahl derjenigen Rathfchreiber vermehrt, denen der Mathichreiberdienit der 
eigentliche Lebensberuf geworden iſt. 


Sp jehr nun nad) dem Angeführten eine gewifie Stetigkeit in der Beſetzung der Nathichreiberitellen 
vor Allem im Interejje einer erjprießlichen Gemeindeverwaltung ſelbſt gelegen und tbatfächlich auch vielfach 
eingetreten ift, jo vermag Ihre Kommiffion dod) dem Antrag, durch einen Zujag zu $ 20 der Gemeindeordnung, 
alfo durch eine allgemein gefegliche Beitimmung, die Anftellung des Nathichreibers in dem Sinne zu einer un 
wiberruflichen zu machen, daß dejjen Enthebung oder Entlafjung vom Dienfte mır in den ‚Fällen der $$ 23 
bi8 26 der Gemeindeordnung foll erfolgen können, nicht zuzuftimmen. ine ſolche Beſtimmung würde 
einen bedeutungsvollen Eingriff in das jeither jeitgehaltene und auch von Ihrer Kommiſſion hod)- 
gehaltene Prinzip der Selbjtverwaltung der Gemeinde enthalten, auf welchem unjere ganze Gemeindeordnung 
aufgebaut und in deſſen Weſen es vor Allem gelegen ift, daß, wie die Gemeinde ſich durch freie Wahl 
ihre eigenen Organe jchafft, dieſe Organe auch ihre Beamten nach jreiem Ermeſſen bejtellen und demgemäß 
auch Dauer und Modalitäten der Anstellung der Gemeindebeamten und Gemeindebebienjteten nach freiem 
Ermefjen bejtimmen. Scheint den Gemeindeorganen eine lebenslängliche Anjtellung geboten oder angezeigt 
jo haben ſie darin nad) dem in dieſer Beziehung übereinitimmenden $ 56 Ziffer 1 der Städte und Gemeinde» 
ordnung völlig freie Hand, da es genügt, wenn nur der Bürgerausſchuß, bezichungsweile wo ein jolcher 
nicht bejteht, die Gemeindeverjammlung einem bezüglichen Stadtrath3- beziehungsweiſe Gemeinderathsbeſchluß 
zuftimmt. Was in dieſer Beziehung in den Gemeinden der Städteordnung im Intereffe der Gewinnung und 
Erhaltung tüchtiger Gemeindebeamten und Gemeindebedienjteten gejchehen ijt, kann, ohne daß cs mehr ala 
der Zuftimmung des Bürgerausjchuffes beziehungsweije der Gemeindeverjammlung bedürite, auch in allen 
anderen Gemeinden gejchehen, und wenn eingewendet wird, daß eben thatjädjlich die der Städteordnung 
nicht unterftehenden Gemeinden fich zu Dienjtverträgen für Lebensdauer nicht verſtänden, jo tft anzunchmen, 
daß auch in diefen Gemeinden, insbeſondere joweit ein Gemeindeamt die ganze Zeit und Kraft eines Ge— 
meindebeamten in Anjpruch nimmt, der ja jelbft noch neue Vorgang der Gemeinden der Städteordnung 
allmäglig Nachahmung finden wird; aber auch, wo bies wicht der Fall, haben die Verhältniſſe von ſelbſt 
dazu geführt, dak in faſt allen einen Rathſchreiber vollauf bejchäftigenden Gemeinden deſſen Dienftverhältnit; 
thatſächlich — aljo auch ohme einen bezüglichen Dienjtvertrag — ein dauerndes geworden iſt d. b. 
thatjächlich von der Gemeinde wohl nur jelten aus anderen Gründen aufgelöjt werden wird, als joldyen, 
die zu einem Ddisziplinaren Einjchreiten nach den SS 23—26 der Gemeindeordnung YAnla geben könnten. 


Wie dem aber auch jein mag, Ihre Kommiſſion möchte die Selbitjtändigfeit der Ge— 
meinden hinsichtlich der Anstellung ihrer Beamten und Bedienjteten unter allen 
Umftänden gewahrt wiſſen und feine gefeggeberiihe Maßnahmen befürworten, 
welche den Gemeinden die unwiderruflihe Anftellung der einen oder anderen B:- 
amtentategorie oder auch nur die Bezahlung eines Minimalgehalts, wie die unter Hinweis auf Die 
vielfach allerdings ſehr niedrigen Gehalte der Gemeindebeamten und Gemeindebedienſteten in einer ber 
fonderen Betition der Gemeinderäthe des Amtsbezirks Adelsheim und des Amtägerichtäbezirts Boxberg ge— 
wünfcht wird, vorjchreiben würde. 


Il. Kann daher die an fich wünjchenswerthe größere Stetigkeit bei Anjtellung der Nathichreiber nur von 
der, wie wir glauben, allmälig felbjt dazu drängenden Entwidelung der Verhältniffe bezw. von der eigenen 
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Einficht der Bemeindeorgane erwartet werden, jo jcheint und gegenüber den Beitrebungen nach entjprechender 
Verjorgung für den Fall der Aufhebung bezw. Umnzulänglichkeit der Arbeitäfraft ein Gintreten des Staates 
durch finanzielle Unterftügung recht wohl ohne Eingriff in die Selbititändigkeit der Gemeinden möglich und 
auch wohl zu rechtfertigen. Selbjtverjtändlich joll jo wenig, wie etwa die Unwiderruflichkeit der Anitellung, 
die Anjtelung mit Ruhegehaltsberechtigung gefeglich vorgeichrieben, leßtere vielmehr nach wie vor ber 
Autonomie der Gemeinde überlafjen werbeı. 

Ihre Kommiffion hat auch erhebliche Bedenken gegenüber einer Yandesverforgungstaffe, wie jie in der 
Petition gedacht ift und wornad die „Geſammtheit aller Gemeinden des Landes" die Trägerin einer be— 
züglichen, Staat, Gemeinde und Gemeindebeamte zu Beiträgen heranziehenden Verficherung fein jol. Wohl 
aber ſteht fie den Beftrebungen der Rathichreiber nach einer entiprechenden Alterd-, Invaliditätd- und Hinter- 
bliebenenverjorgung im Allgemeinen durchaus ſympathiſch gegenüber; ſie erfennt das Bedürfniß nach 
einer folchen Berjorgung, beren fich in der einen oder anderen Weije nunmehr die großen Mafjen der ar- 
beitenden Bevölkerung, wie die ftaatlichen Beamten, erfreuen, unumminden an und it der Meinung, daß 
die Schwierigkeiten, die au& der Stellung ber Rathſchreiber als Gemeindebeamte ſich ergeben, Fein Hinderniß 
ſein dürfen, einen Weg zu ſuchen, auf welchem ſtaatlicherſeits ohne Eingriff in die Gemeindeautonomie eine 
Beranftaltung unterjtügt werden kann, die der Verſorgung von Gemeindebeamten gilt, an deren dienftlicher 
Tüchtigleit die Staatöverwaltung ein jo großes Intereſſe hat. Bei diefem lebhaften Intereſſe der Staats— 
verwaltung an der Erhaltung eines tüchtigen Natbichreiberftandes jcheint es uns auch nicht angezeigt zu 
jein, die Erörterung der ftaatlichen Unteritügung einer ſolchen Veranjtaltung etwa jo lange zu vertagen, bis 
die Frage der künftigen Organifation der Grumdbuchämter gelöft wäre; daß Ihre Kommiffion und das hohe 
Haus fich für die Belafiung der Geumdbuchführung bei den Gemeinden ausgejprochen haben, ijt bekannt; 
wie aber die fchliegliche Enticheidung diefer Frage ausfallen mag, dürfte immerhin mindeftens noch eine 
Reihe von Jahren vergehen, bis fie überhaupt erfolgen wird; gerade aber, wenn im Gegenſatz zu unferer 
Auffaſſung die Srundbuchführung von den Gemeinden losgetrennt werden follte, wäre im Folge des Weg- 
talld einer Haupteinnahme der Rathichreiber ein doppelter Grund vorhanden, dem, auch abgefehen von der 
Srundbuchführung ſehr wichtigen NRathichreiberdienit durch Beflerung der Verforgungsverhältniffe tüchtige 
Kräfte zu erhalten. 

Wie num aber die Einrichtung bejchaffen jein joll, welche den Natbichreibern die eigene Verſorgung 
im Ruheſtand und diejenige ihrer Hinterbliebenen zu fichern vermöchte, werden zunächſt die Betheiligten ſelbſt 
zu ermefien haben, wird fich aber wiederum naturgemäß weſentlich danad) richten müflen, für welche Art 
von Einrichtungen die Großherzogliche Staatskaſſe, deren Beihilfe wir ımter allen Umständen für unerläßlich, 
nah dem Ausgeführten aber auch für gerechtfertigt ımd geboten erachten, dieſe Beihilfe wird eintreten 
lafien wollen. 

Die jeitherigen Verſorgungsbeſtrebungen des badifchen Nathichreiberverein® erreichten ihren Zwed nur 
in jehr unvolltommener Weile; die nunmehr eingegangene Sterbelafje des Vereins franfte an dem Syſtem 
des Umlageverfahrens, wonach jedes bei einem Sterbefall ausbezahlte Benefizium — zulegt 300 M betra- 
gend — einfach auf die überlebenden Mitglieder ohne Unterſchied des Alters in gleichen Beträgen umgelegt 
wurde, was die naturgemäße Folge haben muhte, daß junge und gefunde Mitglieder nach und nad) aus— 
traten, weil fie jich überzeugten, da; fie unverhältnigmäßig länger Beiträge zu leiften hatten; daß aus dem- 
jelben Grunde auc der Zugang neuer Mitglieder allmälig in's Stoden gerieth und ſchließlich ganz auf- 
börie, liegt auf der Hand, und es ift nur natürlich, dab die zurüdgebliebenen alten und kranken Mit 
glieder in verhältnißmäßig kurzer Zeit für fo viele Sterbefälle aufzutommen und fo hohe Beiträge zu ent- 
richten hatten, daß jie den Anforderungen auf die Dauer nicht nacdhlommen konnten — eine Folge, die bei 
dem Syſtem des Umlageverfahrens, ſofern nicht ein Beitrittözwang beiteht, allemal eintreten muß — vrgl. 
Gutachten des Mathematiter Walz bei der Allgemeinen Verforgungsanftalt, abgedrudt in dem „Bürger- 
meiſter“ 1890 Nr. 19 Seite 149. — 

Auch von dem zwifchen dem badijchen NRathichreiberverein und der Allgemeinen VBerjorgungsanitalt im 
Großherzogthum Baden abgejchlofjenen Vertrag vom 25. November 1881, welcher den Mitgliedern bes 
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Vereins die Lebensverficherung und insbefondere die Sapitalverficherung thänlichſt nugbar machen foll und 
deßhalb denfelben verjchiedene VBergünjtigungen und Bonifilationen einräumt, wurde mur in geringem Um— 
fang Gebrauch gemacht; ob wegen der Schwierigkeit der Bezahlung der Prämie oder wegen der Form der 
Verſicherung — Kapital- ftatt Rentenverſicherung — muß dahin geſtellt bleiben. 

Thatjache iſt es, daß es die Betheiligten an fortgejegten ernjten Bemühungen, die Frage der Ver: 
jorgung der Mathjchreiber beziehungsweije ihrer Hinterbliebenen in befriedigender Weiſe zu löſen zu fuchen, 
nicht fehlen Liegen; IThatjache it es daher auch, dak ein Bedürfnig mach einer jolchen Löſung fortgejegt 
empfunden, Thatjache aber auch, daß dieje Löfung auf dem verjchiedenen, bereits betretenen Wegen bis jegt 
nicht gefunden worden iſt. 

Nach dem Inhalte der Petition dürfte eine befriedigende Löſung wohl auch nicht in der zugleich eine 
Alteröverjicherung enthaltenden abgekürzten Lebensverficherung erblidt werden, wonach das verficherte Kapital 
nach Erreichung eines beitimmten Lebensalters oder bei dem Tod, wenn er früher erfolgt, ausbezahlt würde. 
Es wird vielmehr ausdrücdlich eine Verjorgung für den Fall der Abnahme beziehungsweife des Aufhörens 
der Erwerbsfähigkeit, jonacd für die Invalidität im weiteren Sinn, angejtrebt, umd auch hier nicht in 
der Form einer Verficherungsfumme, jondern als Rente. Sollten hierbei nicht überall die Grundſätze der 
Zuruhefegung zu Grunde zu legen jein, weil eben die Anftellung der Rathichreiber regelmäßig cine wider- 
rufliche ift, jo dürfte doch zu berüdjichtigen fein, daf, wenn auch die widerruflichen Anjtellungen die Regel 
bilden, die Zahl der wirklichen Widerrufungen doch nicht jo jehr groß fein wird; ald Ausweg ließe fich jo- 
dann für dem Fall der Aufldjung des Dienjtverhältnifjes die Herauszahlung der bezahlten Prämien mit 
oder ohne Aufzinfung — je nach näherer Regelung — einichlagen, jofern der Beamte die Verſicherung 
mit Zahlung der Vollprämie nicht fdrtfegen will; auch dafür würde jich ja wohl eine Beftimmung finden, 
wann der Eintritt der Erwerbsunfähigfeit al vorhanden anzunehmen wäre, wenn nach Auflöfung des Dienft- 
verhältnifjes von einer Zuruhefegung nicht mehr die Rebe fein könnte. 

Die Schwierigkeiten, welche fich hiernad, einer Invaliditäts- (Muhegehalts) Verjorgung und der gleich; 
falls angejtrebten Hinterbliebenenverforgung entgegenjtellen könnten, find jedenfalls nicht unüberwindlich, und 
e3 wird nach Anficht Ihrer Kommiffion Aufgabe der Großherzoglichen Regierung fein, die Modalitäten zu 
erwägen, umter welchen einer folchen Verjorgungsanftalt jtaatliche Beihilfe zuzuwenden wäre. Wir gehen 
jedoch davon aus, daß es fich hierbei jedenfalls nicht um Errichtung einer Staats anſtalt, jondern vielmehr 
nur um eine mit Staatözufchüffen zu bildende oder zu unterftüßende jelbititändige bezw. an eine bereits 
beitehende ſolide Verjicherungsanjtalt jich anlehnende Privattaſſe handeln kann. Ob die ftaatliche Beihilfe 
in Form eines einmaligen Zufchuffes oder in Theilbeträgen der von den Berjicherten zu erhebenden Prämien 
gewährt werden joll, wäre zumächit der Großherzoglichen Regierung zur Erwägung anheimzugeben; von einer 
die Gemeinde zu Beiträgen verpflichtenden Vorjchrift wäre nach Anficht Ihrer Kommiffion ebenjo abzujehen, 
wie von einem Zwang zur Verſicherung; der Beitritt zur Verſorgungskaſſe ſoll vielmehr jedem Rathichreiber, 
die etwaige Uebernahme eines Theil der Prämien auf die Gemeindekaſſe der freien Entichließung der Ge- 
meinde überlafien werden. 

Beiläufig ſei noch fejtgeitellt, daß die auf einer Gegenjeitigkeit errichtete wegen ihrer Solidität und 
guten Verjiherungdeinrichtungen in weiten Kreijen anertannte Allgemeine Berjorgungsanftalt im Großher— 
zogthum Baden, welche mit den Minifterien und anderen Gentralbehörden einer größeren Zahl von Bundes» 
jtaaten, indbefondere auch von Baden, dem Kaiferlichen Generalpojtamt, einer Reihe von Eifenbahndirektionen 
u. |. w. wegen Verficherung ihrer Beamten und Unterbeamten unter Gewährung bejonderer Vergünftigungen 
Verträge abgeichlofjen hat, eventuell bereit wäre, an Stelle der jtatutengemäh jegt regelmäßig nur noch 
eingegangenen Sapitalverjicherungen — einfache und abgekürzte Lebensverficherung — ausnahmsweiſe mit 
Rückſicht auf den bejonderen Zwed auch den Abſchluß von Rentenverficherungen mit den Modalitäten der 
Ruhegehalts⸗ und Hinterbliebenenverjorgung in Erwägung zu ziehen. 

Selbjtverjtändlich joll damit nur auf einen der eventuell zu bejchreitenden Wege hingewiejen, die Wahl 
des Wegs, ebenjo wie die ‚Form der Verjicherung und die Art der jtaatlichen Unterjtügung aber zunächſt 
ganz der Großherzoglichen Regierung zur Erwägung anheimgegeben werde, wobei mur noch bemerkt werben 
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joll, daß wir es als jelbjtverftändlich betrachten, daß die zu wählende Verjorgungs-Einrichtung den Rath- 
jchreibern überhaupt, nicht etwa nur den Mitgliedern des Rathfchreibervereind zugänglich fein müßten. 


In diefem Sinne jtellt Ihre Kommilfion den Antrag: 


1. 


je 


Die Petition des Badijhen Rathſchreiber-BVereins und der Rathſchreiber 
verjhiedener Bezirke, foweit, aber auch nur foweit jie ſich auf Invalididäts— 
(Rubhegehaltd) und Hinterbliebenenverjorgung bezieht — Ziffer 1 der 
Betition — Grofherzoglicher Regierung empfehlend zu überweiſen; 


. die angeführte Petition der Gemeinderäthe des Amtsbezirkes Adelsheim 


und des Amtsgerichtbezirl8 Boxberg ala hierdurch erledigt zu erllären; 


. eine auf Erhöhung der Bergütung fürden Einzug der Invalididätsver— 


jiherungdbeiträge gerichtete Petition der Gemeinderäthe des Bezirkes 
Wertheim als durh den Beihluß des höohenHauſes über die Gewährung 
von Vergütungen an Bemeindbebeamte und Gemeindebedienftete erledigt zu 
erllären. 
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Beridt 


der 


Kommiffion der zweiten Kammer 
zu 


dem Uebereinkommen zwijchen dem Reich und Baden über Herjtellung 
einer Gifenbahnverbindung zwiſchen Röſchwoog und Karlöruhe. 


Erjtattet von dem Abgeordneten Fieſer. 


Unter dem 26. März d. 3. wurde von dem Reichsfanzler dem Reichstag ein Geſetzentwurf über einen 
Nachtrag zum Neichehaushaltsetat für 1892/93 vorgelegt, der durch die Nothiwendigkeit einer Erhöhung ber 
Leiftungsfähigkeit des deutichen Bahnneges im Interefje der Landesvertheidigung veranlaßt wurde. 

Nach der Begründung des Entwurfs hatte die eingehende Bearbeitung der Frage des Ausbaues der 
deutfchen Bahnen für jtrategijche Zwecke das Ergebnif, daß, wenn bei thunlichſter Einjchränfung der aufzu- 
wendenden Gelbmittel ein möglichft großer militärijcher Nutzen erreicht werden joll, neben dem zweigeleijigen 
Ausbau von 6 theild am der öftlichen, theils an der weitlichen Grenze bes Meich bereits bejtehenden Linien 
und neben der Heritellung bejonderer örtlicher Ergänzungsanlagen (Geleiſe, Wafjerverforgung und Ladevor— 
richtungen xc.) eine neue Linie von Röſchwoog (Station der Strecke Germersheim-Stragburg) in der 
Richtung auf Karlsruhe mit Ueberbrüdung des Rheins bei Roppenheim erbaut werden müjje. 

In der Begründung ift weiter angegeben, daß die Kojten der Erbauung der jtehenden Rheinbrücke bei 
Roppenheim 4072000 M betragen. Es iſt dabei bemerkt, daß, joweit die Bahn auf reichsländifchem Ge- 
biete liegt, diefelbe ausjchlieglich auf Koſten des Reiches hergeitellt und unterhalten, joweit die Bahn auf 
badiſchem Gebiete zu erjtellen ift, die Frage der Bauausführung und der finanziellen Betheiligung Badens 
an den Koften der Rheinbrüde und des Ausbaues der auf badijchem Gebiet zu errichtenden Strede ben 
Berhandlungen zwifchen dem Neiche und Baden vorbehalten bleibe, die zur Zeit der Vorlage des Gejeges 
an den Reichdtag noch nicht abgejchlojjen waren. 

Die Vorlage wurde bei der erſten Leſung im Neichdtage (205. Siyung vom 28. März d. I.) an die 
Budgetlommiffion vertwiejen, nad) mündlicher Berichterjtattung (Nr. 815 der Drudjachen) in zweiter Lefung 
am 30. März d. I. (207. Sigung) und im dritter Leſung am 31. März d. 3. (208. Sitzung) unverändert 
genehmigt und in dem Reichsgeſetzblatt Nr. 22 als Gejeg vom 10. April d. J. verkündet. 

Nach dem Berichte der Budgetlommifjion, wie ſolcher mündlich bei der zweiten Zefung von dem Ab— 
geordneten Hammacher vorgetragen wurde, hat die Militärverwaltung in den der Kommiſſion gemachten 
vertraulichen Mittheilungen überzeugend nachgemwiefen, daß es im Intereſſe der Landesvertheidigung dringend 

Berbandlungen ber 2. Kammer 1891/92. Ates Beilageheft. 89 
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nothwendig ijt, jowohl an der wejtlichen als an der öftlichen Grenze des Reiches mit der Vervollftändigung 
des Eifenbahnnetes in der durch den Nachtragsetat bezeichneten Weife vorzugehen. Der Plan der Militär- 
verwaltung, eine neue zweigeleifige Bahn von Karlöruhe nach Bendsdorf zu führen, jei ald nothmwendiges 
und dringendes Bedürfniß der Landesvertheidigung anzuerkennen. 

Soweit diefe Bahn auf reichsländiſchem Territorium zu bauen ift, aljo von Mitte Rhein bei Roppen- 
heim bis Röſchwoog, von da über Obermodern nad) Saaralben und Bendsdorf, wurde deshalb auch die 
Genehmigung der beanjpruchten Summen beantragt und wurden dabei auch die Geſammtkoſten der ganzen 
Rheinbrüce, die auf dem rechten Ufer bis Mitte Rhein auf badifches Territorium zu liegen fommt, vor: 
behaltlich eines vertragsmäßigen Abkommens über die finanzielle Betheiligung Badens an den Koſten der 
Rheinbrüde bei Roppenheim genehmigt. 

Bezüglicd) des Ausbaues der Bahn auf badifchem Gebiete wurden die näheren Beitimmungen dem 
zwijchen dem Reiche und Baden abzujchließenden Uebereintommen vorbehalten. 

Der Berichterftatter machte in diejer Beziehung darauf aufmerffjam, daß für das Weich feine fejten 
Normen bejtehen, welche einen ausreichenden Anhalt gewähren für die Vertheilung der Unkoſten bei der 
Erbauung neuer Eifendbahnen, die vorwiegend dem ftrategijchen Intereſſe dienen. Er wies darauf him, 
daß bei den erjtmaligen Verhandlungen des Reichätages in den Vorlagen der Jahre 1887/88 fejtgejtellt 
worden jei, daß die Neichäverfafjung den verbündeten Regierungen fein Necht einräume, von den Cinzel- 
ſtaaten des Neiches die Ausführung jtrategijcher Linien auf ihre Koften zu fordern. Da auch bezüg- 
lich der Vertheilung folcher Koften für die Herftellung folcher neuen Linien aus der Reichsverfaſſung ein 
leitender Geſichtspunkt nicht zu entnehmen jei, habe man ſich dahin geeinigt, als den richtigen Grundſatz den 
auszufprechen, daß in jedem fpeziellen Falle unter Berücjichtigung der dabei in Betracht fommenben Ver— 
hältniſſe und im Vertrauen auf ein gegenfeitiges loyales, patriotifches Entgegentommen eine Verftändigung 
zwifchen dem Reiche und dem betreffenden Einzelftaate anzufireben jei. Die Gefichtöpuntte, auf die es dabei 
anlomme, Tiegen auf dem Gebiete der Tragen, welchen accidentiellen wirthichaftlichen Nuten das betreffende 
Land durch den Ausbau der jirategifchen Bahn erlangt, wie hoch der Koftenaufwand iſt, der für den Bau 
der betreffenden Eijenbahn aufgewendet werden muß, und darin, wie ſich vorausfichtlic; die Betriebskoſten 
der jtrategifchen Linie zu den VBetriebseinnadmen ftellen werden. Daraus erfläre ſich auch, wie bei dem 
Ausbau der jtrategifchen Linien in Folge der Bewilligungen der Jahre 1887/88 in Bayern, Württemberg, 
Baden und in Preußen ganz verjchiedene Brozentfäge der vom Reich à fond perdu übernommenen Beiträge 
berechnet worden jeien. 

Was die Verhandlungen mit dem Großherzogthum Baden über die neue Linie Karlsruhe-Röſchwoog 
anbelange, fo jeien zwar in der Budgetlommiffion des Reichstags verfchiedenartige, zum Theil fich wider— 
iprechende Anfichten über die maßgebenden Grundſätze geäußert worden. Doc feien alle Mitglieder darin 
einig gewefen, ed möge mit vollem Bertrauen der Erledigung dieſes Punktes entgegengejehen werden, ba 
eineötheild das Reich von dem Grofherzogthum Baden nichts Umbillige8 verlangen und anderſeits Die 
Hingebung an die vaterländifchen Intereſſen die badiſche Regierung bewegen werde, allen billigen Anforder- 
ungen des Reichs zu entjprechen. 

Der Berichterftatter erklärte e3 ala jeine Pflicht darauf hinzuweiſen, daß nach den Erörterungen in 
der Kommilfion das wirthichaftliche Intereſſe Badens bei der Ausführung der Linie von Karlsruhe zum 
Rhein ein verhältnigmäßig geringfügiges fei, da jogar zum Theil entgegenjtehende, in dem vorhandenen 
Eifenbahnbetriebe gelegene Intereſſen e8 der großherzoglich badischen Regierung nicht wünjchenswerth machen, 
die fragliche Linie ald eine neue Verkehrsader zu benüßen. Ein Blid auf die Karte genüge, um zu 
ertennen, daß die Ausführung der Eijenbahnlinie von Karlsruhe zum Rhein und die Fortfegung auf dem 
linfen Rheinufer nad) Bendsdorf eine Abkürzung der jetzt jchon beftehenden Strede Karlsruhe-Kehl-Straß— 
burg in dem Verkehr zwilchen Karlsruhe und Avricourt zur Folge habe. 

In den Berhandlungen des Reichdtagd wurde dieſer Standpunkt der Kommiſſion als der richtige 
anerlannt. Wenn auch einer der Redner (Reichdtagsabgeordneter Hahn) hervorhob, daß wenn die Richtung 
der neuen Bahn von Karlsruhe nad) Röſchwoog über Naftatt gehe, die ganz bejonder® auf den Wunſch 
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der badiſchen Regierung gefchehe, und daß die Anlage der Bahn aljo auch den Interejien Badens förberlid) 
jei, fo wurde doch auch von dieſem Redner hervorgehoben, daß Baden nur joweit herangezogen werde, wie 
es Necht und Billigkeit verlangen. 

Die zwiichen dem Reich und Baden über die Führung und die technifchen Berhältniffe der Bahn, 
jowie über die Koftenbetheiligung gepflogenen eingehenden Erörterungen haben in dem Uebereintommen vom 
23. Mai d. J. das am 25. deffelben Monats dem Landtage vorgelegt wurde, ihren Abjchluß gefunden. 


Nach diefem Uebereintommen hat Baden folgende Verpflichtungen übernommen : 
1. eine zweigeleilige Bahn von Mitte Rhein zwijchen Wintersdorf und Roppenheim über Rajtatt 
nach Karlsruhe mit Einmündung in den dortigen Hauptbahnhof zu bauen. 
‚ ben Bahnhof in Raftatt der Art zu verlegen, daß die neue Linie vom Rhein her in benfelben 
eingeführt werden kann, und gleichzeitig die dadurch bedingte Verlegung der Einmündung 
. der Linien von Muggeniturm, Oos und dem Murgthal zur Ausführung zu bringen, 


. bei Karlsruhe einen NRangirbahnhof anzulegen und, zur Entlaftung des Perjonenbahnhofes von 
den Güterzügen, neue Anjchluplinien von der Marauer Bahn her — von Ddiefer zwiſchen 
Knielingen und Mühlburg abzweigend — und von der Rheinthalbahn her — bei Graben 
abzweigend — herzuftellen und dieje, jowie die beftehenden Linien und die neue Linie bon 
Rastatt her in den Nangirbahnhof einzuführen. 

Die Linie von Mitte Ahein über Naftatt nach Karlsruhe erhält bis Mitte Berfonenbahnhof eine Länge 
von 38,3 Kilometer und bis Mitte Rangirbahnhof eine folche von 37,5 Silometer. 


Die Linie fucht in gerader Linie das füdlich von Raſtatt ziemlich weit vorfpringende Hochgeſtade auf 
fürzeftem Wege zu gewinnen und kreuzt kurz vor diefem einen alten Rheinarm, den Sandbach. 

Ta im alle eines oberhalb der neu zu erbauenden Rheinbrücke eintretenden Dammbruches dieſer alte 
Rheinlauf eine namhafte Waffermenge abzuführen haben wird, muß für die jogenannte Sandbachbrüde eine 
folide Grundung und eine viel größere Durchlaßweite gewählt werden, ald dies die vom eigentlichen Sandbach 
abgeführte Waffermenge erfordern würde. . 

Auf dem Hochgeitade angelangt, tritt die Linie alsbald, und zwar auf der Weftjeite der Leopoldsfeite, 
in die vormaligen Befeſtigungswerke von Rajtatt, überjchreitet bei dem „Rohrer Steg" die im fcharfem Bogen 
fliegende Murg unter jpigem Winkel auf einer mit der verlegten Linie von Dos her gemeinjchaftlichen eiſernen 
viergeleijigen Brüde und erreicht jenjeitö der Murg den neuen Bahnhof Raftatt. Das neue Aufnahmsgebäube 
wird annähernd am Schnittpunkt der neuen Bahnaxe mit dem Weg nach dem bejtehenden Bahnhof zu Tiegen 
fommen und damit der Stadt erheblich näher gerüdt. Es find außer einem Hauptperron nod zwei durch 
Fußgängertunnel damit verbundene Injelperrond vorgejehen. 

Bon Rajtatt folgt die Bahn unter Berührung der Orte Detigheim * Durmersheim bis nahe gegen 
Bulach der kürzeſten, meiſt entlang dem Saume des Hardtwaldes ziehenden Linie. 

Bei Bulach trennt ſich die Linie im zwei zweigeleifige Zweige, von denen der eine direlt nach dem 
Rangirbahnhot führt, während der andere fich mit der an dieſer Stelle hochgelegten Hauptbahnitrede Ettlingen- 
Karlsruhe vereinigt und mit diefer in den Perjonenbahnhof geführt wird. 

Die Linie ift in ihrer ganzen Erjtredung in Unter» und Oberbau zweiſpurig. 

In Folge der Verlegung ded Bahnhofs Rajtatt müfjen auch die Cinmündungen von Muggeniturm, 
Dos und vom Murgthal her verlegt werden. Die Linien von Muggenſturm und vom Murgthal her können 
ohne bejondere Schwierigkeiten mit Verlegungen von 2 bis 2’. Silometer Länge eingeführt werden, während 
für die Einmündung von Oos her eine Verlegung von nahezu 5 Kilometer Länge erforderlich wird. Bei dem 
Eintritt in das vormalige Feſtungsgebiet trifft die verlegte Linie mit der von Röſchwoog herfommenden Bahn 
zuſammen, zieht neben diefer in 5 Meter Entfernung von ihr durch Raſtatt und überjegt die Murg auf ber 
bereits erwähnten, der Röſchwooger Linie und der Abzweigung nach Dos gemeinfchaftlichen Murgbrüde. Die 
beitehende Murgbrüce oberhalb Niederbühl wird entbehrlich. 
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Der neue Rangirbahnhofin Karlsruhe kommt auf dem füdöjtlichen Theil der jogenanmten 
Mittelbruchtwiefen und in den anftohenden Durlacher Wald zu liegen. Derjelbe erhält bei einer Breite von 
etwa 130 Meter eine Gefammtlänge von rund 3000 Meter. 

Die Güterzüge von Durlach umd Ettlingen her, werden mittels befonderer Anſchlußbahnen direkt in 
den Rangirbahnhof eingeführt, die Perfonenzüge beider Richtungen fahren in den Hauptbahnhof ein. — Für 
die von Mannheim her kommenden Züge der Rheinthalbahn, und zwar jowohl für Güter- als für Berjonenzüge, 
wird von Graben ab eine befondere Bahn auf der Ditjeite bes Hardtwaldes geführt, welche die Durlacher Allee 
jenjeits Gottesaue auf einer Brüde überjchreitet. Hier verzweigt ſich die Linie nach zwei Richtungen, von 
denen die eine nad) dem bejtehenden Perjonenbahnhof führt, während die andere — nad) Ueberſchreitung der 
Hauptbahn auf einer Brüde — nad) dem Rangirbahnhof herabfallend an deſſen Dftjeite einmündet. — Die 
Bahn Graben Hauptbahnhof und Nangirbahnhof Karlsruhe it im Unterbau zweifpurig, im Oberbau vorerjt 
einfpurig angenommen, 

Die bisherige Rheinthalbahır zwifchen Graben und dem Hauptbahnhof Hier ſoll künftig als Lolalbahn 
betrieben werden. Die Perfonenzüge der Marauer Bahn jollen auf dem bisherigen Weg durch den Mühl: 
burgerthorbahnhof nach dem Hauptbahnhof geleitet werden, für die Güterzüge aber muß eine bejondere Bahn 
hergejtellt werden, welche nordiweftlich von Mühlburg von der bejtehenden Bahn abzweigt, füblich von Mühlburg 
eine Güterftation Mühlburg erhält, dann längs der Alb und fpäter zwifchen den Orten Beiertheim und Bulach 
hinzieht und endlich — nach Kreuzung mit der Hauptbahn nach Ettlingen, welche jammt den nad) dem 
Perfonenbahnhof führenden beiden Geleifen der Röjchwooger Linie hochgelegt wird — in dem weitlichen Theil 
des neuen Nangirbahnhofs einmündet. Für die Mühlburger Güterbahn iſt Grunderwerb und der Steinbau 
der größeren Bauwerke zweijpurig, die Ausführung im Uebrigen in Unterbau und Oberbau einfpurig ange: 
nommen. 

Eine weitere eingeleifige Zweigbahn foll zur Verbindung des projeftirten Rangirbahnhofs mit dem Güter- 
bahnhof ſüdlich von Gottesaue angelegt werben. 

Der Betrieb auf der ſogenannten Kriegskurve geht nach Vollendung der vereinbarten Bauherſtellungen 
vollitändig ein. 

Durch den Hauptbahnhof werden fünftig keine Güterzüge mehr geführt, auch follen die Abjtell- 
geleife nad) dem Süterbahnhof verlegt werden. Auf dieſe Weife allein war ed möglid, im 
PBerjonenbahnhofden Raum für Geleiſe und Bahnfteige für Die neue Linie in eben 
noc genügender Weife zu gewinnen — Am Ettlinger Uebergang wird daher jegliches Rangiren 
in Wegfall kommen und brauchen die Barrieren aus dem weiteren Grunde jeltener gefchloffen zu werden, 
daß nur noch die Perjonenzüge den Uebergang befahren. 

Aehnlich Liegen die BVerhältniffe am Mühlburger Thor. Dort wird die Station nördlich der 
Kaifer- Allee gelegt. Die letztere wird vom Rangirgefchäft ganz freigehalten, da hier nur noch die Perfonen- 
züge der Marauerbahn und die Grabener Lokalzüge verkehren werden. 

Der Hauptgüterbahnhof fol am Plate des bisherigen Rangir- und Güterbahnhofes belaffen, aber den 
geänderten Verhältwiffen und Bedürfniffen angepaft werben. 

Wegen der für die Marauerbahn fich ergebenden Menderungen wird mit der Eigenthümerin dieſer 
Bahn — der Stadt Karlsruhe — in Erörterung zu treten fein. 

Nach den dem Uebereinkommen zu Grund gelegten vereinbarten fpeziellen Entwürfen und Softenan- 
ichlägen beträgt der Gefammtaufwand der Bahn von Mitte Rhein bis Karlsruhe, einichliehlich der gleich 
zeitig auszuführenden Umbauten der Bahnhofsanlagen in Karlsruhe und Naftatt und ihrer Anſchlüſſe an 
die beftehenden Bahnen 19228600 M, wovon auf den Bau der Linie Mitte Rhein bis Karlsruhe 
10 778000 A, auf die Bahnhofumbauten und die Anjchlüffe an die beftehenden Bahnen 8 450 000 M 
entfallen. 

An dem Aufwand für die Bahn Mitte Nhein bis Karlsruhe übernimmt das Reich 75%, Baben 
25%. Zu den Umbauten der Bahnhofsanlagen und ihrer Anschlüffe gewährt das Reich einen Zuſchuß 
von 22'290, während Baden den Reſt zu tragen hat. 
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An dem Gejammtaufiwand von 19228600 M trägt aljo das Neich im Ganzen 9084 750 .M, Baben 
9243850 .M. 

Das Neid) gewährt diefen Beitrag ohne Anſpruch auf Verzinjung und Rückzahlung. 

Das Eigenthum an den auf Grund des Vertrags zu erftellenden Bauanlagen und fonitigen Ein- 
richtungen, jowie an dem für die Zwede des Unternehmens envorbenen Grund und Bodens jteht Baden zur. 

Baden verpflichtet fih, die Bahn jofort in Angriff zu nehmen und bis zum 1. April 1895 zu voll» 
enden, die Bahnanlagen im ciner die Durchführung des Militärfahrplans verbürgenden Weije fortdauernd 
zu unterhalten umd zu erneuern, fowie zur Sicherjtellung der Leiftungsfähigteit im Kriegsfall, die Bahn- 
ftrede im Frieden als Vollbahn zu betreiben und für den Betrieb, die Unterhaltung und Erneuerung ber 
Anlagen ausfchliehlich aus eigenen Mitteln Sorge zu tragen. 

Die Leiftungen des Reichs gelten ala PBaufhabfindung in dem Sinne, daß Mehr- oder Minderaue- 
gaben, welche fich negenüber dem Anjchlag bei der Ausfihrung ergeben, ausschliehlich auf Rechnung 
Badens kommen. 

Der Bau der Rheinbrücke bei Noppenheim, welche zur Hälfte dem badifchen Gebiet, zur Hälfte dem 
Reichsgebiet zufällt, wird ganz von der Kaiferlichet Geneneraldirettion im Straßburg übernommen. Die 
Koften derjelben find auf 4072000 ‚A. veranjchlagt und wird der hälftige Antheil Badens hiervon mit 
2036000 M von der an Baden zu zahlenden Pauſchalſumme von 9 984750 A, in ber Weiſe in’ Abzug 
gebracht, daß die Summe von 2036000 .#. vom Weiche an die Generaldireftion in Strahburg als 
PBaufchalfunme ausbezahlt wird. 

Einer Nechnimgslegung zwifihen dem Reich und Baden und beziehungsweiſe zwiichen Baden und ber 
Generaldireltion in Straßburg bedarf es nicht. 

Bei Prüfung dieſes Uebereinkommens hat ſich die Kommiffion des Badifchen Landtags auf den Stand- 
punkt geftellt, der in den Verhandlungen des Reichdtag® in den Ausführungen des Berichterftatters ber 
Bubdgetlommiffion und in der Rede des Abgeordneten Hahn hervorgehoben worden iſt und bei jenen Ver— 
handlungen die Zuftimmung der Majorität des Reichſstags gefunden hat, daf nämlich, da für die Ber— 
theilung der Koften der Heritellung folcher ftrategifchen Eifenbahnen zwifchen Reich und Einzelſtaat aus ber 
Reichsverfaffung ein leitender Geſichtspunkt wicht zu entnehmen ijt, im jedem jpeziellen Falle unter Berück— 
fihtigung aller in Betracht kommenden Verhältniffe und im Vertrauen auf ein gegenjeitiges lonales, patrio- 
tifches Entgegenfommen eine Veritändigung zwiſchen dem eich und dem Einzelitaat anzuſtreben jet und daß 
ein jolches Uebereintommen nur dann dem richtigen Verhältniß zwiſchen dem Weiche und dem einzelnen 
Bundesstaat entipricht, wenn es die qegemjeitigen Intereſſen und alle in Betracht kommenden Verhältniſſe 
gerecht, d. h. ohme übermäßige Belaftung des einen oder des anderen Theiles abwägt. 

Bon diefem Standpunkte der Veurtheilung ausgehend ift die Kommiſſion des Badiſchen Landtags au 
dem Ergebniffe gelangt, dem"zmifchen dem Reich und Baden abgefchloffenen Uebereinkommen ihre Zuftimmung 
au ertheilen und dem Haufe die Zuftimmung zu demjelben in Vorſchlag zu bringen. 

Bei oberflächlicher Betrachtung der Verhältniſſe könnte man der Meinung ſein, ala ob eine neue Linie, 
die einen der Centralpunkte des badiichen Eiſenbahuverkehrs, Karlsruhe, durch eine jtehende Eifenbahnbrüde 
mit dem Imförheinifchen Ufer und deſſen Vertehrslinien in nähere Verbindung bringt umd zugleid) der Stadt 
Raſtatt den Verkehr mit dem benachbarten Reichdlande erjchlient, Für Baden von großem wirthfchaftlicyen 
Vortheile ſei, daß eine Beitragsleiftung des Neichd zur Erbauung diefer Linie im Betrage von 75%. 
eine verhältnißmäßig bobe ſei und daß ferner eine Beitragsleiftung des Neich& für die neuen Bahnhofs- 
anlagen in Karlsruhe für die Erſtellung der Verbindungslinien mit dem neuen Güterbahnhof in Karlsruhe 
fih überhaupt nicht rechtfertige, da diefer Bahnhof bei fteigendem Verkehr auch ohne die Erbauung der 
neuen ſtrategiſchen Linie in abfehbarer Zeit hätte erftellt werden müſſen. 

Eine nähere durchaus objektive und Loyale Prüfung der Verhältnijfe wird aber darthun, daß eine 
jolche Anschauung nicht zutreffend ift, daf vielmehr die Erbauung der neuen Linie und der Betrieb derfelben 
auch bei Berückſichtigung des erheblichen Zuſchuſſes des Meiches nicht die Gewährung eines wirthichaftlichen 
Vortheils für Baden, fondern eine nicht unerheßliche dauernde Belaftimg fr Baden bedeutet und daft die 
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Zuftimmung zu dem Bertrage weſentlich aus dem Gefichtäpunfte patriotifcher Pflichterfüllung fich recht- 
jertint. 

Der badiſche Reichstagsabgeorbnete Hug hat bei der zweiten Leſung des Nachtragsetats im Reichstag 
die badijchen Eijenbahmverhältnifje in durchaus zutreffender Weife gejchildert. Es foll hier aber von ber 
beträchtlichen Höhe der badifchen Eifenbahnfchuld, von dem Umijtande, daß der Verkehr auf ben babi- 
ſchen Bahnen nur annähernd die Mittel zur Verzinfung aufbringt, daß ſchon feit Jahren aus Steuermitteln 
iehr erhebliche Zuſchüſſe zur Eijenbahnfchuldentilgung — im Betrage von 4'4 Millionen im Jahre — 
geleiftet werden müſſen, ohne daß die Eifenbahnjchuld fich mindert, daß die badifche Eifenbahnrente dur 
die Konkurrenz der Lintscheinifchen deutjchen Eifenbahnen jeit 1870 zurüdgegangen ift und daß die in dem 
Jahre 1888 im badijchen DOberlande erbauten jirategiichen Bahnen einen fich vorausfichtlic jährlich 
fteigernden Betriebszuſchuß erfordern, völlig abgejehen und nur das Verhältnii der neu au erbauenden 
Linie Röjchwoog-Karlsruhe ind Auge gefaht werden. 

In dieſer Richtung hat jchon der Verichtertatter der Budgettommiffion des Neichätags, Abgeordneter 
Hammacher, bei der zweiten Leſung des Nachtragsetats anerkannt, daß die neue Bahnlinie für Baden ein 
geringfügiges wirthichaftliches Intereſſe hat, ja daß ſogar die Intereffen des vorhandenen Eifenbahnbetriebs 
der großherzoglich badijchen Verwaltung die neue Verkehrslinie nicht wünfchenswerth machen, da ſchon ein 
Blick auf die Karte genüge, um darzuthun, daß die neue Linie Karlsruhe-Röſchwoog und die Fortjegung 
derfelben nad) Bendsdorf eine Abkürzung der jegigen Strede via Kehl-Straßburg in dem Verkehr zwifchen 
Karlsruhe und Aoricourt zur Folge hat, jomit die Mente der bereits bejtehenden Eifenbahnlinie erheblich 
Ihmälern wird, weil der Verkehr und zwar jowohl der lokale ala der Durchgangsvertehr auf die kürzere 
Linie übergehen wird, 

Baden ijt mit den linfsrheinifchen Gebieten durch die Eifenbahnübergänge von Mannheim-Ludwigshaien, 
Echwegingen-Speyer, Philippsburg Germersheim, bei Marau, bei Kehl, bei Breifach, bei Müllheim, bei 
Hüningen und bei Bafel in einem für die Verfehrsverhältnijfe überreichen Maaße bereits verbunden. Nie 
würde es der badiſchen Verwaltung in den Sinn gekommen fein, die Verbindungen, die zwijchen Karlsruhe und 
der Pfalz und dem Elſaß durch die Linien Karlsruhe-Maxau, Appenweier-Kehl bejtehen, zu vermehren. Die 
neue Linie macht jowohl der Maxauer Bahn als der Kehler Bahn ganz erhebliche Konkurrenz, ſchmälert daher 
die Berriebseinnahmen beider Linien. Die Linie Röſchwoog-Karlsruhe it gegenüber der Linie Karlsruhe-Kehl— 
Straßburg um 27 Kilometer kürzer. Der Verkehr wird ſich zweifellos der fürzeren Linie zuwenden. Dabei 
erjchließt die neue Bahn fein neues Gebiet von wirthichaftlicher Bedeutung. Die Orte zwijchen Graben und 
Karlsruhe find durch die Nheinthalbahn beziehungsweije Lokalbahn Spöd-Karlsruhe jchon mit Karlsruhe ver- 
bunden. Die neue Linie zwifchen Karlsruhe und Röſchwoog berührt nur die Orte Durmersheim, Detigheim 
und Wintersdorf, lauter Candwirthichaft betreibende Kleinere Orte, die keinerlei erhebliche Verlehrsſteigerung 
bringen werden. Auch it der Ort Durmersheim ſchon durch eine jchmalfpurige Privatbahn mit Karlsruhe 
verbunden, jo dab die Verfehräjteigerung eine minimale fein wird. 

VWenn der Neichdtagsabgeordnete Hahn darauf bingewiefen hat, dak nach dem urjprünglichen Plane 
ber Reichöregierung die Bahn mit Umgehung von Raftatt direlt nad) Karlsruhe gebaut werden follte und 
daß die Richtung der Linie über Raftatt nur auf Wunſch der badifchen Regierung gewählt worden jei, daß 
aljo ein erheblicher wirthichaftlicher Vortheil für Raftatt fic ergebe, jo darf darauf hingewiejen werden, daß 
ber Verkehr zwifchen Raſtatt und den Reichslanden eine andere, mehr nördliche Rheinüberbrüdung hätte, 
wünjchenswerth erfcheinen laſſen, daß zwijchen Rajtatt, Röſchwoog und Hagenau ein irgendwie nennens- 
werther Verkehr fich nicht entwideln wird und daß die Linie Röſchwoog-Karlsruhe wegen der Terrainver- 
hältnifje zwijchen Raftatt und Karlsruhe, den zahlreichen Altwajjern des Rheins und der Gefahr der Be— 
ihädigung des Bahnkörpers durch Ueberfluthungen des Rheins, von dem Hocgeitade aus in die Nähe von 
Rajtatt geführt werden mußte, daß aljo nicht jowohl Nüdjichten des badischen Verkehrs, als vielmehr 
dringende technijche Interejien die Wahl der Linie nad) Rajtatt beeinfluſſen mußten. 

Um die finanzielle Einwirkung der neuen Linie Röſchwoog-Karlsruhe auf die Rente der Bahn ermeflen 
zu fönnen, hat jich die Kommiſſion von der Großherzoglichen Regierung eine Berechnung der im Perfonen- 
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und Güterverkehr fich vorausfichtlich ergebenden Ausfälle, ſowie eine Berechnung der Betriebstoften geben 
laſſen. 
Das Ergebniß dieſer Ermittelungen iſt in den Anlagen A. und B. enthalten. 
Nach Anlage A beträgt der Ausjall, d. h. der Verkehrsverluſt, den Baden dadurch 
erleidet, daß der Verkehr fich theilweiſe der kürzeren Linie Raſtatt-Röſchwoog bedienen wird, 
nach Abzug der auf der Kehler Linie erjparten Betriebskoiten 


im Berjonenverlebt - - - » > 2 2 0 2 200 000 M 
im Süterverleht - - > © = oe 2 8 8 8.8 0 en. 180000 „ 
zujammen . 350 000 A. 


Hiezu kommen die Kojten für den Betrieb der neuen Linie Karlsruhe-Raſtatt Mitte 
Rhein, die nah Anlage B. auf 60 m der berechneten Brutto-Einnahme von 


484100 A. jomit uf 2.2... i 22.290460 M. 

zu veranjchlagen find und denen zum Ausgleich mur bie Roheinnahmen aus 

dem eigenen Werlche mit» - - -» = a 0 m 0 22 an en ne BD 5 
gegenüberitehen, während der Reit mt 2 2:2 2 en 260220 AM. 


der badifchen Eifenbahnverwaltung zur Laſt bliebe. 
Der unferer Staatsbahn durch die Heritellung der neuen Bahn erwachjende Gejammt- 


nachtheil berechnet ſich hiernach im Ganzen auf einen Betrag von jährlih . » » » » .. 610220 AM. 

Dazu kommt noch die Verzinfung des Anlagelapitald, joweit dafjelbe von Baden zu beſtreiten ift, zu 
4% aud rund 9 Millionen mit 360 000 A, jo daß der jährliche Gejammtaufhvand für die neue Linie für 
Baden ſich auf rund eine Million berechnen wird. 


Betrachtet man dagegen die Vortheile, die das Uebereintommen Baden bietet, daß Baden der Eigen- 
thümer der neuen Linie wird, daß ein Beitrag von rund 10 Millionen vom Heid) an Baden & fonds perdu 
geleiftet wird, dah ferner die Erftellung des Rangirbahnhofes in Karlsruhe bei ſich jteigerndem Verkehr 
auch ohne die Erbauung der neuen jtrategijchen Linie von der badifchen Verwaltung auf eigene Kojten 
würde erfolgen müjjen, daß der Aufwand hierfür nach den dem Uebereinkommen zu Grumde liegenden Ent— 
würfen und Kojtenanjchlägen, wenn der Beitrag, den das Neid) für dieſe Bahnnhofsanlagen leijtet, als Lediglich 
durch dem jtrategijchen Zwed des Umbaus bedingt, in Abzug gebracht wird, d. h. wenn Baden ohne Rückſicht 
auf den ftrategijchen Zwed diefer Anlage, lediglich in eigenem Berkehrsinterejje den Umbau des Bahnhofs 
Karlsruhe vorgenommen hätte, jo joll die VBerzinfung des Anlagelapitald, dad von Baden zu leiften ift, nicht 
weiter in Berechnung gezogen werben. 


Wenn aber auch die Verzinſung des badifchen Antheild am Unlagelapital der neuen Linie außer Betracht 
bleiben fol, jo berechnet fich der unferer Staatsbahn durch die Herjtellung der neuen Linie erwachjende jährliche 
Gefammtnachtgeil durch Ausfall an der Rente der Eifenbahn auf rund 600000 M umd durch Verzinfung 
der 25 0 des Baufojtentapitals ($ 7 des Uebereintommens) auf weitere 100000 M, welcher Nachtheil durch 
die Ueberweifung des Eigenthums der Bahn an Baden und durch den Reichszuſchuß von rund 10 Millionen 
Mark fich nicht völlig ausgleicht. 

Wenn die Kommiffion nach Prüfung der Sachlage dem hoben Haufe die Zuftimmung zu dem Leber» 
einfommen vom 23. Mai empfiehlt, jo gejchieht dies in Uebereinjtimmung mit der in den Motiven der 
Großherzoglichen Regierung niedergelegten Anfchauung, daß Baden ſich der Ausführung der Bahn nicht 
entzichen kann, da militärische Intereffen die Erbauung der Bahn erfordern und die großen Umbauten am 
Karlsruher Bahnhof, wenn auch nicht jofort, doch in abjehbarer Zeit im Interejje der badischen Eifenbahnen 
hätten erfolgen müſſen, da diefe Umbauten des Karlsruher Bahnhofs den eigenen Verkehrdinterefjen die ge- 
bührende Rüdficht tragen und wir daher anerkennen können, da das Ablommen vom 23. Mai diefes Jahres 
ben gegenjeitigen Intereffen und einer billigen Berüdjichtigung aller in Betracht kommenden Berhältmifie 
entſpricht. 


2 


Die Kommiſſion betrachtet e8 als felbjtverjtänblich, dak an den an der neuen Bahnitrede gelegemen 
Orten Halteftellen für Perjonen mit Güterabfertigung errichtet werden. 


Der Antrag der Kommifjion geht Daher dahin: 
Dem lebereintommmen zwifchen dem Reich und Baden vom 28. Mai diejes 
Jahres, betreffend die Eijenbahnverbindung zwiſchen Rbſchwoog und 
Karlsruhe, die Zuftimmung zu ertheilen. 
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Anlage A. 


Srmittlungen 


über 
die Einwirkung der projeltirten Bahnlinie 
Karlaruhe-Raftatt-Röfchwoog-Hagenau 
auf den Verkehr der Großherzoglih Badiſchen Staatöbahnen. 


Durch die Ausführung der bezeichneten neuen Bahnlinie treten Abkürzungen für den Verkehr zwiſchen 
elfaß-lothringifchen beziehungsweife franzöfifchen Stationen einerſeits und ben zur Beit ihren Verkehr über 
Karlöruhes(Raftatt)stehl, 
Karlsruhe-⸗Maxau⸗Lauterburg, 
Karlsruhe-⸗Maxau⸗Weißenburg, 
Karlsruhe Saargemünd und Pfalzbahn Et. Ingbert 
leitenden deutſchen Stationen anderſeits ein. 
Bei Berechnung dieſer Abkürzungen ſind den neuen Linien folgende Entfernungen zu Grund gelegt: 
Karlsruhe⸗Raſtatt 22,54 km. 
Raftatt-Mitte Ahem 8,65 „ 
Mitte AHein-Röfchwoog 7,00 „ 
Roſchwoog⸗Hagenau 22,00 „ 
und ijt angenommen, daß fich hiernach unter Einrechnung eines Zujchlages von 12 km für den Rheinüber- 
gang ald Gefammtentfernung ergeben für: ’ 
Karlsruhe⸗Rbſchwoog 51 km 
Karlöruhe-Hagenau 73 „ 
Raftatt-Röfchwoog 28 „ 
Raftatt-Hagenau 50 „ 


a. Berfonenverfehr. 

Bei Aufftellung der Berechnung ift man, um überhaupt eine Grundlage für die ziffermäßige Darftellung 
zu gewinnen, davon ausgegangen, daß die Zugsverbindungen über Roſchwoog annähernd ebenfo "günftige 
Anſchlüſſe bieten werben, wie über die anderen Uebergangspunkte, und daß da, wo bie Abkürzung zwifchen 
Karlsruhe und Hagenau durch die im Vergleich zur Linie über Kehl um 27 km nähere Linie über Röfchwoog 
zur vollen Wirkung fommt, der Verkehr ſich ganz über die neue Linie bewegen und da, wo bie Abkürzung 
weniger beträgt, ſich Hälftig auf die alte und die neue Linie vertheilen wird. 

Unter diefen VBorausfegungen und in der Annahme, dab die neue Linie bis Rajtatt > Mitte Rhein für 
badische Rechnung betrieben wird, berechnet jich der en * Grund des 1891er Berkehrs 


zwiſchen Baden und Elſaß auf . . . 5 “2 2. 57490 M 
„London, Belgien und Baden x. J nn ER 
„Frankreich und Baden ıc. uf. . . 68920 „ 


„Elſaß und Main-Nedarbahn, Preußiſche Staotsbahnen. x. u. 15010 „ 


Ueberrag . . . 1440560 M 
Verhandlungen der 2. Kammer 1891/92. 4tes Beilageheft. 90 
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Uebertrag . . . 144050 AM. 


zwifchen Elſaß und Württemberg, Bayern w. auf » 2. 2 2 2.2.2...21880 „ 
an Militärtransporten auf . . . — IT a ar Eee TON 
„ Aufammenftellbaren Fahrjcheinen auf a re rei, EAU. 
ui GE BE: Sn ee a ee ANDON, 


zuſammen . . 217280 M 
wobei durchweg berüdfichtigt ijt, daß Baden ich) ciden 4 Keil des jet über — Linien ſich bewegenden 
Verkehrs auf der längeren Linie über Rajtatt-Mitte Rhein befördern wird, 

Davon ift wegen Erſparniß «an Betriebskoſten auf den alten Linien (deren Perjonenzüge nad der 
Zahl gar nicht umd nad) der Außrüftung nur in ünbedeutendem Maße eingefchräntt werden können) mur 
ein geringer Prozeutſatz in Abzug au bringen; . während anderſeits kin Zuſchlag zu machen wäre, weil nicht 
zwischen allen Stationen direfte Tarife beftehen und in Folge dejjen ein Theil der Neifenden darauf ange 
wieſen ift, auf Zwifchenftationen, wobei namentlich Siraßburg in Betracht kommt, neue Billete zu löfen. 
Wenn hiernad) der Einnahmeausfall im Perfonen-Verkehr zu rund 200 000 „M angenommen wird, jo wird 
dies jedenfalls nicht zu hoch gegriffen fein. 


b. Güterverkehr. 


Nach den zur Zeit beftehenden Abreden wird der Wettbewerb gegen den kürzeften Weg im Allgemeinen 
mur bis zu einer Mehrentfernung von 20% ber tonfurrenzirten Strede aufgenommen. 

Diefer Prozentjag würde überjchritten werden, wenn der zur Zeit über Karlsruhe — Kehl 
geleitete Verlehr von Karlsruhe (Raſtatt) loco und transit (Baden, Württemberg, Bayern, Oeſterreich, Un— 
garn ꝛc.) mit den Stationen Straßburg-Steinburg-Zabern-Bendsdorf-Metz-Hagendingen und weſtlich und 
ſüdlich ſowie Biſchheim auch künftig über Kehl ſtatt Röſchwoog geleitet würde. Es iſt daher anzunehmen, 
daß der fragliche Verkehr auf die neue Linie übergeht und ergibt ſich Hieraus nad) den im Jahr 1890 
(für 1891 liegt das Material noch nicht vollftändig vor) in den verſchiedenen Zarifllajien beförberten 
Mengen, die wie beim Perjonenverfehr — nach den — Relationen feſtgeſtellt worden jind, 
ein Ausfall von . . 224490 M 

Dagegen wird nad ben gleichen Srumndfägen ein 1 Zeil des zur Zeit über bie Balz 
geleiteten Verkehrs gleichjalld auf die (im diefem all für Baden günjtigere) Röſchwooger 


Linie übergehen und hieraus für die badische Bahn fich eine Mehreinnahme ergeben von. . 65430 M 
jo daß eine Mindereinnahme verbleibt von. . . . “2 2. 159060 M 
Hierzu kommt ein Einnahmeausfall am Thiervertehr, * anzufchlagen it 2 6000 „ 

— — — — 

im Ganzen ſomit eine Minder-Einnahme von . 165000 M. 


Auch hier wird die Erſparniß am Betriebätoften, ' bie Zahl ber veertuälern Süter- 
züge auf deu alten Linien kaumJwird vermindert werden können, nur gering anzufchlagen 


DE a ee 6000 

* — 7 — 
hoch gegriffen fein. Als Einnahmeausfall iſt hiernach anzunehmmeeee 10000 K 
und mit jenem aus dem Perſonenwerlehrz ... 200 000 


— 
im Ganzen . . 350000 M 
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Anlage B. 


BVerechnung 


der Betriebsloſten der Linie 
KHarlsruhe-Naftatt-Mitte Rhein. 





Die Roheinnahme der Linie Karlsruhe-Raſtatt-Mitte Rhein (bei Röſchwoog) berechnen ſich auf Grund 
berfelben Ziffern, welche für den Verkehr auf den alten Linien und deſſen theilweifen Uebergang auf die neue 
Bahn in Anlage A ala maßgebend angenommen find: 

a. im Berfonenverkehr, 

und zwar im Berfehr 
von Badan—Elfah uf -. » 2 2 2 30830 M 
» Baden— Belgien x. auf . . ... 14090 , 
„ Baden— Württemberg ic. Reantelch — . . 53650 „ 
Elſaß — Main⸗-Neckarbahn, Preuß. Staatsbahnen ıc. auf 9970 „ 
„ Eljapß— Württemberg, Bayern x. uf . . . . 15760 „ 
im Milttärverfehr uf . . . .. 5620 „ 
„ Berfehr auf —— — Sahne "oh . .'10450 °, 
„Gepäckverkehr uf - ... . . 7340 „ 


zujammen auf 135 110 M. 


b, im Güterverkehr 
1.25 and zwar im Berlehr 


von Baden—EljahsLotäringen uf - » » 2 2.2... 92470 M. 
„ Bayen—Eljah-Lothringen uff . 2. 2.2020. .33830 „ 
„ Württemberg—Elfah-Lothringen auf » » » +» . 97840 „ 
„ Dejterreichellngam— Eljaß-Lothringen uf . . . 11150 „ 
„ Dejterreichellngam—rankeeih uf . » .» . . 31740 „ 
Deutſchland ⸗·Frankreich uf . . 2 2 20. 0. 85720 „ 
im ·Thiewerkehr u: On 


zujammen auf 318 750 „MH. 
Hierzu die Einnahmen aus dem eigenen Berfehr der Stationen 
Bulach, Durmersheim, Tetingheim und Wintersdorf, berechnet nach 
der commerciellen Bevölkerung der auf diefe Etationen angewieſenen 


Drte, 
und zwar im Berjonenverkehr u.» » 2 2 2222020010000 M 
und im Güterverlcht u - - - = > 2 00 nenn. M240 „ 


im Ganzen zu 484100 M 
Bei der eine ſolche Brutto-Einnahme erzielenden Verkehrsgeſtaltung fünnen nach den Exgebniffen ber 
badijchen Staatsbahnen die Betriebskoften auf 60% der Bruttocinnahme, d. i. auf 290460 M DRAN werben. 
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Beridt 


Kommiſſion der zweiten Kanımer 


zu 
den Gefehentwürfen über 


1. die Abänderung des Gefeged vom 29. Mai 1890, die Erbauung einer Nebenbahn von Gernsbach 
nah Weiſenbach betr. 

2. Die Abänderung des Geſetzes vom 22. Juni 1890, die Erbauung einer Lokalbahn von Ettenheim- 
münfter an den Rhein betr. 


3. Die Veiftellung eines Nachtrags zum Staatshaushaltsetat für 1892/93 betr. 


Erftattet von dem Abgeordneten Fieſer. 


I. Die Abänderung des Geſetzes Über die Aebenbahn Gernsbach-Weiſenbach Betr. 


Auf dem letzten Landtage wurde ben Ständen ein Gejeentwurf vorgelegt, wonach der Bau und der 
Betrieb einer an die Murgthalbahn fi anjhließenden und der Bahnorbnung für deutſche Eifenbahnen unter: 
georbneter Bedeutung zu unterftellenben normaljpurigen Nebenbahn von Gernsbach nad Weiſenbach der Mturg: 
thalbahngejellichaft oder andern Unternehmern überlaffen werben Tann. 


Da ber Staat, abgejehen von ben großen volkswirthſchaftlichen Intereffen, die in der {Förderung ber 
daſelbſt beftehenben, zablreihen und bedeutenden Gewerbsanlagen und der Errichtung neuer Wafferwerksanlagen 
ihre Begründung finden, nod ein bejonderes nterefje an ber — 6 Kilometer langen — Bahn wegen feines aus: 
gebehnten Walbbefiges im oberen Murgthal bat, jo wurden dem Unternehmer ber Bahn unter ber Einräu- 
mung ber üblichen Steuererleihterungen, fowie des Zwangsenteignungsrechts die VBergünftigung eingeräumt; 


1. die Bahn auf der theilweije neu zu erbauenden rechtsſeitigen Murgthalftraße zwiſchen Gerns— 
bad) und Weiſenbach anzulegen 
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2. wurde dem Unternehmer ein nicht rüdzahlbarer Baukoftenbeitrag aus Staatsmitteln im 
Betrage von 100,000 c# zugefagt, woraus aber zunächſt bie Mehrkoften, 
welde die Benugbarmahung genannter Gtraße für den Bahn 
betrieb veranlajjen wird, der Straßenbauverwaltung zurüd— 
juvergüten find. 


Der Belepentwurf erhielt die Zuftimmung der beiden Ständelammern, wurde am 29. März 1890 im 
Staatsanzeiger publizirt; ift aber bis jeht nicht zur Ausführung gelangt. Es ift weder bie rechtäfeitige 
Murgthalftrafe von Gernsbach aus, noch die Bahn erbaut worben. 

Bei Berehnung bes Softenaufwands für bie Erftellung der rechtöfeitigen Murgthalftraße zwiſchen Gerns: 
bad), Hilpertsau wurde angenommen, daß die Mehrkoften des Straßenbaues, die durch Benützung der Straße 
als Bahnkörper entftehen, fi auf 30,000 .M belaufen, fo daß dem Unternehmer der Eifenbahn noch 70,000 »# 
verblieben wären. 


Nach genauer Bearbeitung des Planes und Koftenüberjclags für den gemeinjamen Straßen: und Bahn: 
törper hat fich aber ergeben, dab der Mehraufwand für bie Straße fih nit nur auf 30,000 «4, ſondern 
minbdeftens auf 70,000 # belaufe. 


Um nun den urſprünglich zugefagten, ben Verhältniſſen entſprechenden Staatäbeitrag für die Bahn auf 
ber durch das Gejeh vom 29, März 1890 vorgefehenen Höhe ‚von 70,000 .# zu erhalten, ſchlägt der Geſetz— 
entwurf vor, ben Artikel 5 des genannten Geſetzes, ſoweit berjelbe den Beitrag bes Staates für bie 
Bahn auf 100,000 feſtſtellt, dahin zu ändern, daß ber Staatäbeitrag für bie Bahn auf 140,000 4 
jeftgejegt wird, jo daß dem Unternehmer nad Abzug des für den Straßenkörper aus dieſer Staatsbotation 
zu bezahlenden Betrags von 70,000 .#, noch ber Beitrag von 70,000 «4, wie urjprünglic vorgejehen war, 
für den Bahnbau verbleibe. 


Zugleich ſchien es geboten, die in Art. 8 vorgejehene Friſt zur Erftellung der Bahn um weitere 2 
Jahre zu verlängern, da die Erftellung der Bahn ohne Verſchulden des Unternehmers in der urjprünglid 
vorgefehenen Friſt (bis Ende 1891) nicht möglich war. 


Die Rommilfion ift mit dem Vorſchlage der Gr, Negierung einverftanden und ftellt den Antrag: 


bem Gejegentwurf vom 25. Mai 1892 in ber vorgelegten 
Bafjfung die Zufimmung zu ertheilen. 


II. Geſetzentwurf über Abänderung des Gefehes vom 22. Juni 1890 über die Erbauung 
einer Loßalbahn von Ettenheimmünfter an den Wein. 


Schon auf dem Landtage 188788 hatte die Stadtgemeinde Ettenheim bei dem Landtage eine Petition 
eingereiht um Goncejfionirung einer Lokalbahn von Ettenheimmünfter über Ettenheim-Orfchweier nad Kappel 
am Rhein und ſich dabei nicht nur für umentgeltliche Abtretung des Geländes, fondern auch zu einem erheb: 
lien baaren Zuſchuſſe verpflichtet. — Da die Amtsftadt Ettenheim nahezu eine Stunde von der Staatsbahn 
entfernt Liegt, was für ihre gewerbliche und inbuftrielle Entwidelung von größtem Nachtheil fein mußte, jo 
haben ſich aud die Landſtände wie die Großh. Regierung dem Projekte entgegentommend gezeigt und ift durch 
Gejeg vom 22. Juni 1890 ber Großh. Regierung die Ermädtigung ertheilt worden, für den Bau und Betrieb 
einer ſchmalſpurigen Lolalbahn von Ettenheimmünfter über Münchweier, Ettenheim, Orſchweier, Grafenhaufen 
und Kappel bis zur Schiffbrücke bei Kappel einem Unternehmer die Conceſſion zu erteilen. 

Durd) das genannte Geſetz wurde außer den üblichen den Lokalbahnen gemährten Steuererleichterungen 


für die 16 Kilometer lange Strede ein Staatszuſchuß à fond perdu im Betrage von 7500 .# pro Stilometer, 
aljo im Ganzen von 120 000 .# in Ausfiht genommen, 
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Die Verhandlungen mit dem urjprünglic in Ausfiht genommenen Unternehmer haben fi zerichlagen, 
da berjelbe nad weiteren Erhebungen über den Bau und ben Betrieb Bebingungen ftellte, weldhe von ben 
betheiligten Gemeinden nicht erfüllt werden konnten. In jüngfter Zeit bat ſich nun ein Unternehmer gefunden, 
der ben Bau und Betrieb der Lolalbahn übernehmen will, wenn ibm außer dem freien Gelände ein Baar- 
zuſchuß von 300,000 A gewährt werbe. 

Die Gemeinden find nah vorliegenden Erklärungen zur unentgeltlichen Gelänbeftellung und zur Auf: 
bringung eines Baarzujhuffes von 60,000 AH erbötig. Die Aufbringung der reftlihen 240,000 M würbe 
aber die Leiftungsfähigkeit der Gemeinden überfleigen und ſchlägt die Großh. Regierung daher vor, das Geſetz 
vom 22. Juni 1890 dahin abzuänbern, daß ſtatt des Staatszuſchuſſes von 120,000 „4 ein folder von 
240,000 .# gewährt werbe, wa3 jür den Silometer ber Bahnlänge 15,000 .H# beträgt. 

Die Kommilfion ift einftimmig der Meinung, daß die Hebung der wirthihaftlihen Intereſſen des be— 
treffenden Lanbestheiles, insbefondere ber Stadt Ettenheim, melde für das Zuftandefommen der Bahn erheb- 
liche Opfer bringt, die Annahme bes Geſetzentwurfs rechtfertigen. 

Dei dieſem Anlaffe ift auch in der Kommilfion das Unternehmen einer Lolalbahn von Lahr nad) Reichen: 
bad zur Sprache gekommen, das j. 8. gleichzeitig mit dem Projekte der Ettenheimer Lokalbahn im Landtage 
verhandelt und von dem angenommen wurde, daß basjelbe durchaus bauwürdig jei, aber ohne Staatszu— 
ſchuß fi rentabel erweilen werde. Dieſe Annahme fcheint fi nicht als zutreffend zu erweilen. Die Kommiſſion 
ift in Uebereinftimmung mit dem von ber II. Sammer bei ben früheren Verhandlungen eingenoinmenen 
Standpunkte, noch heute ber Anficht, daß die Stabt Lahr als eine ber bebeutendften Induftrieftädte bes Bandes 
jede Berüdfihtigung verdiene und daß aud ihr die Ausführung des Straßenbahnprojefts nad Reichenbach, 
wenn basjelbe nicht durch die eigene Betriebseinnahme angemeffen rentiere, durch Staatshilfe ermöglicht werben 
müfje und glaubt bies bei diefem Anlaffe ausſprechen zu follen, um der Meinung entgegen zu treten, als ob 
das eine Projekt vor dem andern begünftigt werben jollte. 

Dezüglic des Gejegentwurfs über die Erbauung der Bahn Ettenheimmünfter-Fappel a. Rh. wird ber 
Antrag geftellt: 

ben Gejeßentwurf in der Yafjung der Gr. Negierung under: 
ändert anzunehmen 


III. Sefehentwurf über Feſtſtellung eines Nadtrags zum Staatshaushaltetat 
pro 1892/93. 


Der Gejehentwurf enthält außer den durch die Bahnbauten von Gernsbad nad Weiſenbach und von 
Eitenheimmünfter an ben Rhein erforderlichen erhöhten Staatöbeiträgen für die allgemeine Staatsverwaltung 
eine Anforderung von 8000 .M, behufs Erwerbung eines Bauplages zur Errihtung eines Dienftgebäudes 
für die Bezirfsbauinipeltion und die Wafler: und Straßenbauinipeltion in Waldshut, ferner eine Ausgabe 
von 50 000.4 als Zuſchuß an die Gemeinde Tobtnau zur Beltreitung der Grunderwerbstoften der Zell-Todt-— 
nauerbahn. Für die Eifenbahnbauverwaltung iſt außer der erften Rate jür die Erbauung der ftrategijchen 
Bahn Karlsruhe-Röſchwoog, eine Anforderung von 1787 000 4 jür Grunderwerb zur Exftellung eines beſon— 
deren Güterbahnhojs auf der Station Bafel eingeftellt, 

Die Anforderungen unter 

A. Allgemeine Staatsverwaltung 
Finanzminifterium 
Fitel III. Hochbauweſen 
Außerordentlicher Etat 


5 4. Wegen Erbauung eines Dienſtgebäudes für die Bezirlsbau- und für die Waſſer- und Straßenbau— 
inſpeltion Waldshut mit 8000 «# 


Titel IV. Allgemeine Saffenverwaltung. 
Außerordentlider Etat, 


$ 3a, Staatsbeitrag zur Erbauung einer Nebenbahn von Gernsbad nad) Weilenbad 40,000 A. 

8. 7. Desgleichen einer Lokalbahn von Ettenheimmünfter an den Rhein 240,000 HF. 

8 8. Zuſchuß an die Gemeinde Tobtnau zur Beſtreitung der Grunberwerbäfoften für die Zell-Todtnau 
bahn 50,000 ſind in ber Kommiffion als völlig gerechtfertigt erachtet worden, 


Die Kommiſſion ftellt unter Bezug auf die im Eingang enthaltenen Ausführungen über die beiden Bahn 
linien Gernsbach-⸗Weiſenbach und Ettenheimmünfter-Stappel, fowie auf bie in der Borlage enthaltene Begründung 
den Antrag 


Summe A. Allgemeine Staatöverwaltung mit 338,000 «A zu bewilligen. 


Die Anforderung unter 


B. Ausgeſchiedene Verwaltungszweige 


Ausgabe 
III. Eiſenbahnbauverwaltung 
Titel IStallesneee 1417,000 


bat in der Kommiſſion lebhafte Bedenken und Erörterungen hervorgerufen, die aber nad) Benehmen mit ber 
Großh. Regierung aud zu dem Ergebnifje geführt haben, dem Haufe die Bewilligung der Anforderung zuı 
empfehlen. 

Nach der Begründung der Vorlage (S. 5) haben die Verhältniffe auf dem Bahnhof in Baſel eine Er: 
weiterung besjelben als dringende Nothwendigkeit erjcheinen laſſen. Es befteht der Plan, den Güterbahnhoi, 
der mit dem Perſonenbahnhof vereinigt ift, vollftändig zu verlegen, den Perjonenbahnhof aber in jeiner jetzigen 
Lage zu belafjen und unter Benutzung des durch die Verlegung des Güterbahnhofs gewonnenen Gebiets ent: 
ſprechend zu erweitern. 

Die Koſten diejes Projektes find ſummeriſch auf 7550000 4 veranjhlagt. Die Feſtſtellung ber Pläne 
ift noch feine endgiltige, da das ganze Bahnhofgebiet auf jchweizerifchen Gebiete liegt und zunächſt Verband: 
lungen mit den beiheiligten jchweizeriichen Behörden zu pflegen find. Es wurde daher zunächſt eine erfte Rate 
zum Erwerb des für die Verlegung des Güterbahnhofes erforderlichen Geländes mit 1787000. vorgefehen. 


Die Großh. Regierung hat der Kommilfion die Pläne über die Verlegung des Güterbahnhofs vorgelegt. 
Nach Erklärung der Großh. Regierung find die Zuftände auf dem Bajeler Bahnhof unhaltbare geworben. 
Der Verlehr auf dem jegigen Hauptbahnhof habe ſich jo erheblich gefteigert, dab eine Vergrößerung unab: 
weisbar jei. Eine Vergrößerung auf dem jegigen Bahnhof iſt aber dadurch ausgeſchloſſen, daß das Gebict 
de3 jeigen Bahnhofs von bebauten Stabdttheilen und flädtiichen Straßen rings umgeben und überbieß von 
zwei Öffentlichen Straßen durchſchnitten ift, von denen die eine, die Sperrftraße, einen ſehr erheblichen Verkehr 
vermittelt. Das Bahnhofgebiet ift in Folge des ftetig wachſenden Verkehrs mit Gebäuden, Geleifeanlagen, 
Lolomotivftänden u. dergl. dicht bedeckt. Eine Vergrößerung der Bahnhojanlage ift ohne durchgreifende Aen— 
derung derjelben nicht ausführbar. Es erübrige daher nur die Verlegung des Güterbahnhoj3 unb die Er— 
mweiterung des Perfonenbahnhojs mit Unterführung der denjelben durchſchneidenden beiden verfehrsreihen Straßen. 

Nach dem Projekt der Großh. Regierung würde alfo der jetzige Hauptbahnhof ala Perfonenbahnhof neu 
bergeftellt und der Güterbahnhof verlegt. Der Lehtere würde dabei auch auf ſchweizeriſches Gebiet zu Liegen 
fommen und mit allen erforderlichen Räumen, Güterhallen, Lagerräumen, Bollabfertigungsräumen verjehen 
werben. 

Die Höhe der ganzen Anforderung und der Umſtand, daß eine jo bedeutende Summe zur Herftellung 
bes Güterbahuhois auf ausländiihem Gebiete verwendet werden joll, hat der Kommiffion die Verpflichtung 
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auferlegt, die Zwedmäßigteit des Planes und insbefondere die Frage näher zu prüfen, vb dadurch die vorhatt« 
denen Webelftände bejeitigt und den Intereſſen des Perſonen- und Gütervertehrs auf abjehbare Zeit genügt jei. 

Die Nothwendigkeit der Bejeitigung des jekigen Zuftandes mußte nad den Darftellungen der Gr. Re 
gierung anerfannt werden. Auch erſchien das Projekt der Trennung bes Güterbahnhofs von dem Perfonen: 
bahnhof, die Erweiterung des Bahnhofs mit Unterführung der das Gebiet des Perjonenbahnhofs durchziehenden 
beiden Verkehrsſtraßen als das richtige. Der in Ausficht genommene neue Güterbahnhof würde eine Größe 
von 13,6 Hektar erhalten und aljo bie für Aılage von Geleijen, Güter: und Lagerhallen nothwendige Ausdehnung 
jür lange Zeit erhalten. Die projektirte Einrichtung des neuen Güterbahnhofs, die durd den vorgelegten Plan 
erſichtlich gemacht wurde, ſchien der Kommiſſion eine zwedmäßige zu fein. Es konnte ſich daher nur fragen, 
ob ber Berwendung der bedeutenden Summen auf ausländiſchem Gebiete feine Bedenken entgegenftehen. Die 
Verlegung auf das badiſche Gebiet erſchien aber unthunlich, weil die Intereſſen des Verkehrs und die zoll: 
amtliche Behandlung die Lage bes Güterbahnhofs in die Nähe der Stadt unumgänglich nöthig erſcheinen laffen. 
Auch erjchien die Errichtung des neuen Güterbahnhofs auf ſchweizeriſchem Gebiete nad Artikel 38 der zwifchen 
Baden und der Eidgenofjenihaft und bem Kanton Bajel-Stadt im Jahr 1852 bezw. 1853 abgejchloffenen Staats— 
verträge unbebenklih. Der jchmeizerifchen Bundesregierung und ber Basler Kantonsregierung fteht zwar bas 
Recht zu, nad) vorausgegangener 5jähriger Kündigung das Eigentum und den Selbftbetrieb der auf Basler 
Gebiet liegenden Bahnftreden zu erwerben. Wird aber von diefem Rechte Gebrauch gemadt, jo müffen bie 
jämmlichen auf die rüderworbenen Bahnftreden verwendeten Anlageloften, die nad vollendetem Bau (gemäß 
Art. 7 des Staatövertrages) jeweils durch detaillirten rechnungsgemäßen Nachweis zwijchen ber badiſchen und 
ſchweizeriſchen Regierung feitzuftellen find, an Baden in fünf aufeinanderfolgenden Jahresraten erjegt werben. 
Die auf den Umbau des Bahnhofs zu verwendende große Summe müßte alfo im Falle eines Erwerbs ber 
Basler Bahnftrede durch die jchmeizerifche Negierung nebit den übrigen Bahnanlagefoften an Baden rüd: 
erſetzt werben. 


Da die Trennung des Güterverkehr von dem Perfonenverkehr wie auf allen unſern größern Bahnhöfen 
in Mannheim, Karlsruhe, Appenmweier, Freiburg jo auch in Bafel bei den ſich fteigernden Verkehrsverhältnifſen 
zum unabweisbaren Bebürfni geworben, der Plan der Großh. Eifenbahnverwaltung ein zwedmäßiger, ben 
Verkehrsbedürfniffen auf abjehbare Zeit genügender ift, die Erwerbung bes für ben neuen Gilterbahnhof er- 
forderlichen Geländes aber dringliche Maaßnahmen erfordert, um Preistreibereien zu verhüten, fo ift die tom: 
miffion zu der Anjhauung gefommen, daß die Bewilligung der fir Erwerb bes Geländes erforberlihen Summe 
von 1,787,000 .# zu beantragen jei. 

Diejelbe ift als I. Rate angefordert. Die Kommiſſion hat auch hiegegen Nichts zu erinnern, glaubt 
jedod hervorheben zu müffen, daß nad unferem Etatrechte die Bewilligung der für bie Fortſetzung bes Baues 
erforderlichen weiteren Raten von der Vorlage und Genehmigung der dem nädhften Landbtage zu madhenden 
ipeziellen Koſtenanſchläge und Nachweiſungen abhängig zu machen ift. 


Unter 
Titel III. Neue Bahnen 


find in Ausgabe 10 Millionen, in Einnahme 5,500,000 .# eingeftellt, 


Dieje Poften beziehen ſich auf die dur Vereinbarung mit dem Reich vom 23. Mai übernommene 
Verpflichtung des Baues der neuen ftrategiichen Bahn Karlsruhe-Röſchwoog, die nad jenem Vertrag bis zum 
1. April 1895 fertig zu ftellen ift und find die beiden Poften in denjenigen Beträgen eingeftellt, die voraus: 
fichtlih in der laufenden Butgedperiode zu verwenden find, wobei der Einnahmepoften in dem Berhältniffe be 
rechnet ift, in welchem das Reich Zuſchüſſe zu dem Bahnbau zu leiften hat. 

Inden wir zur Begründung diefer Anforderung auf den zu dem fraglichen Uebereinfommen erftatteten 
befonderen Bericht verweiſen, wird auch Hier die Genehmigung der Anforderung in Ausgabe und Einnahme 
beantragt. 

Dabei haben wir jedoch bezüglich der fyorm der Bewilligung der für die ausgejchiebenen Berwaltungs- 
zweige in Ausgabe geflellten Anforderungen eine Aenderung zu beantragen. 
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Nach ber Einrichtung des Eifenbahnbaubudgets und ber einſchlägigen Rechnungsnachweiſungen ift es erforder: 
ih, aus den beiden Ausgabepoften von 1787 000 .# für den Bahnhofumbau in Bajel und von 10000000 .# 
für die neue ftrategiiche Bahn Karlsruhe-Röſchwoog, die mit diefen Bahnbauten in Zaſammenhang ftehenden, 
in jenen beiden Eummen inbegrifferen Summen für Lajten und Verwaltungskoſten auszujcheiden. 

Nah bisheriger Hebung wird der Sat von 4 Prozent der Baufumme als Betrag der Laflen und Ber: 
waltungstoften berechnet. Diefelben bereuen fi) aus den angegebenen Summen auf rund 69 000 „# und 
344 000 .# und find unter Zitel IV Laften und Berwaltungstojten bejonders aufzuführen. 


Die Kommiſſion ftellt hiernad den Antrag: 


die Anforderungen unter 


B. Ausgeſchiedene Berwaltungsjiweige 


Ausgabe 
I. Eifenbahnbanperwattung 
Titel I Stationen . » ». » 2 22200 0..1718000 4 
Titel II Neue Bahnen. . . “+. 9616000 „ 
Zitel IV Laften und — . 453 000 
zuſammen . 11787000 .# 
fomie 
Einnaßme 
II. Eijenbabnbauverwaltung . . . ...5500000..# 


zu genehmigen. 

Da das Finanzgeſetz für die Budgetperiode 1892/93 bereits erlaffen und verkündet ift, jo find die nad 
träglihen Anforderungen und Bewilligungen in einem befonderen Gejege zu vollziehen, deffen Entwurf auf 
Seite 2 der Vorlage enthalten ift. 

Nach Artikel 2 des Entwurfs joll die Ausgabe für die Lokal: und Nebenbahnen, wie für die Erwerbung bes 
Bauplages für das neue Dienftgebäude in Waldshut mit zufammen 338,000 H., welche Ausgabe bie allge: 
meine Staatöverwaltung betrifft, dur einen Zuſchuß der Amortijationstafje, die —— der ausgeſchiedenen 
Verwaltungszweige aber durch weitere Ausgabe von Schüldverſchreibungen gemäß Art. 5 des Finanzgeſetzes 
erfolgen. 

Da das Budget ber. allgemeinen Staatsverwaltung pro 1892/93 mit einem Defizit abſchließt, das Bubget 
der Eiſenbahnbauverwaltung nach ben Finanzgeſetze aus Ane deencile zu eher ift, io " ‚aegen bieje Be- 
flimmung nichts zu erinnern. 


"Die Kommiffion ftellt den Antrag: 


dem Gefegentwurf vom 25. Mai 1892 über den Nadtrag zum Staatshaus— 
baftsetat pro 1892/93 die Zuftimmung zu ertheilen. 


LE EI VE Di 


Verhandlungen der 2, Kammer 1891/92. 4. Beilageheft. — | 9 
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An das hochverehrliche Präſidium der zweiten Kammer 
der Ständeverfammlung. 


Die erfte Kammer hat über den Gejekesentwurf, die Beſteuerung der Runftweinfabrifation betreffend, 
in ber heutigen Sigung berathen und foldhen in der beſchloſſenen Faſſung der hohen zweiten Kammer, jedoch 
mit folgenden — Yenderungen — angenommen. 


Zu Artikel 1. 


Im erften Abjag nad den Worten: „die gemerbsmäßige Darftellung von Wein aus getrodneten Wein 
beeren“ find folgende Worte einzuſchalten: „Trefterwein, Hefenwein*. 


Artikel 13 
erhält folgende Fafſung: 

„Die Inhaber von Weinhandlungs: oder Weinlagerfellern, welde in der gleichen Gemarkung, auf der 
fid) der Weinhandlungs: oder Weinlagerfeller befindet, die Sunftweinfabrifation betreiben, find der Kontrole 
nad Artitel 23 Ziffer 1 des Weinſteuergeſetzes unterworfen." 

„Im Mebrigen erläßt die Großh. Regierung die zur Durdführung diejes Geſetzes erforderlichen Kontrol: 
vorjähriften auf dem Weg der Verordnung. Imöbefondere können Inhaber von Weinhandlungs- und Wein: 
lagerpatenten verpflichtet werden, über alle in den Patentkellern ftattfindenden Weineinlagen und Abjaflungen, 
jowie die Vermehrung der Weinmenge im Sinne von Artikel 3 Abſatz 1 Ziffer 3 fortlaufende Anjchreibungen 
zu führen, mittel deren unter Berüdfichtigung ded Abgangs für Zehrung und Hefe, etwa nachgewieſener 
Berlufte und des Hausverbrauchs des Patentinhabers der jedeömalige Sollvorrath feitgeftellt werben lann. 
endlich alljährlich der Steuerbehörde auf einen von dieſer zu beſtimmenden Zeitpunkt einen Beſtandsnachweis 
einzureichen.“ 


Artikel 14, 


Zeile 2 find nad den Worten „Artikeln 7* die Worte „umd 13“ und ferner nad) dem Worle „An: 
Ihreibungen“ die Worte „und aufzuftellenden Beſtandsnachweiſe“ zu ftreichen. 
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Artikel 19. 
Zeile 4 Ordnungsjahl 3 ift zu ftreichen. 
Im Uebrigen wurbe ber Gejeesentwurf in der Faſſung der zweiten Kammer angenommen. 
Hochverehrliches Praͤſidium beehren wir uns mit Bezug auf die gejällige Zujchrift vom 18. v. Mits. 
hiervon zur dortjeitigen weiteren Behandlung ergebenft in Kenntniß zu jegen. 


Karlsrube, ben 14. Juni 1892. 


Der erfte Vicepräfident ber erfien Kammer ber Ständeverfammlung: 


Freiherr Franz v. Bodman. 


Die Selretäre: 


Frhr. dv. Bodman. 
A. Frhr. v. Rüdt. 
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Beridt 
ber 


Kirchenfieuer:KRommiffion der zweiten Kammer 
über 


die Petition der in Mannheim domizilivenden Altiengefelfhaften um Ab⸗ 
änderung des Geſetzes Die ‚„„Beitenerung für örtliche kirchliche Bedürfniſſe““ 
betreffend. 


Erftattet von dem Abgeordneten Bug. 


Die Altiengejellihajten in Mannheim haben an die zweite Kammer ber badiſchen Yandflände eine 
Petition vom 31. Januar ds. 8. gerichtet, womit fie eine Aenderung des Geſetzes in Betreff der Beftenerung 
für örtliche kirchliche Vebürfniffe in dem Sinn beantragen, daß die juriftiichen Perfonen, bezw. Geſellſchaften von 
Entrihtung örtliher Kirchenfteuer befreit werden und die Pflicht zur Zahlung diefer Steuer auf phyſiſche 
Perſonen beſchränkt bleibe. 

Zur Begründung ihrer Petition führen die Aktiengeſellſchaften an, daß die Pflicht zur Zahlung der ört— 
lichen Kirchenfteuer in dem Prinzip begründet, aber auch beihräntt jei, dab die Steuer nur von demjenigen 
erhoben werden dürfe, dem ber Zwed der Steuer mittelbar oder unmittelbar zum Wortheil gereidhe. Die 
A Uflage einer Steuer entbehre daher der redhtlihen Begründung, wenn fie von ſolchen Perionen gefordert 
werde, benen der Zwer der Steuer ſchlechterdings nicht zu gute kommen könne Zu diefen Perjonen gehören 
aber die juriftiichen Perfonen,, die ja niemals in die Lage fämen, von Kirchen und kirchlichen Organen Ge: 
braud zu machen. Auch ftehe ben juriftiihen Perjonen nicht der Ausweg offen, durch Austritt aus einer 
Konfeffionsgemeinde ſich der Pflicht zur Entrichtung der örtlihen Kirhenfteuer zu entichlagen Ferner feien 
die hier in Betradht kommenden juriftiihen Perſonen, nämlich die Aktiengejelihaften, gewiflermaken einer 
Doppelbefteuerung unterworfen, indem erftlich das Vermögen der Geſellſchaft zu verftenern jei und zweitens die 
furfirenden Aktien bei der Beſteuerung der Altionäre noch einmal zur Steuer herangezogen werden. Sodann 
jei den Aftiengefellihaften ein Wahlredt weder in den katholiſchen Stiftungsrat noch in den evangelichen 
Kirchengemeinderath gewährt. 


ö— — — — ——* — 
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Wenn ſich in den Motiven zum Geſetzentwurf über die örtliche Kirchenfleuer auf ben 8 26 bes Kirchen: 
bauebilts von 1808 berufen werde, jo ſei dies nicht hinreichend begründet. Ebenjowenig zureich” 1b ſei der zur 
Motivirung des Geſetzes ang⸗ jrte Grund, daß die juriftiihen Perjonen, bezw. die Akt’enge'cl’ichaften eine 
Beziehung zur Kirchengemeinde und ein Intereſſe an der Erhaltung der dem Kultus berfelben dienenden Ge: 
bäude infofern haben, als anzunehmen fei, daß Angehörige der Kirchengemeinde zur Ertragbarradu.ıg der in 
8 13 des Geſetzes genannten (juriſtiſchen Perfonen gehörigen) VBermögenswerthe wejentlih mitwirken. Dieſe 
Argumentation würde in conjequenter Durchführung dazu führen, daß man zur Kirchenfleuer zu Gunften ber 
einen GEonfejfionsgemeinde auch die phyfiſchen Mitglieder, zum Mindeften die phyfilchen Handel: und Gewerbe: 
treibenden der anderen Coneſſion herauziehe. Endlich ſpreche gegen den Beizug der juriftifhen Perfonen bezw. 
Aktiengejellihaftern ber $ 7 bes Gejehes vom 9. Oftober 1860, „die rechtliche Stellung der Kirchen und der 
tirchlichen Bereine im Staat betr.“, wornad die vereinigte evangeliic-proteftantifche und die römiſch-katholiſche 
Kirche ihre Angelegenheiten frei und jelbftändig ordnen und verwalten, 

Die bier ftatuirte Unabhäugigkelt der firhlichen Verwoltung beftche darin, daß die Kirche ihre Angelegen: 
heiten verwalten darf und fol, ohte jcemde Mitwirkung zu dulden, aber aud ohne fremde Mitwirkung an: 
zurufen. (Unter fremder Mitwirlung ift bier offenbar die Mitwirkung der juriftiichen Perfonen bezw. Aktien: 
gefellichaften verftanden.) 

Aus all’ diefen Gründen beantragt die Petition, die juriftifhen Perfonen bezw. Aktiengejellihaften von 
ber örtlichen Kirchenſteuer zu befreien. 

Um bie Petition zu prüfen, fällt es nöthig, die einfchlägigen Beftimmungen bes Befeges über die örtliche 
Kirchenfleuer, ſowie die demſelben zu Grunde liegenden Motive näher zu unterjuchen. Es find dies $ 12 und 
13 bes Gefeges, bie in ber Petition irrthümlih mit $ 11 und 12, dem urfprünglihen Gejegentwurf ent: 
ſprechend bezeichnet find. 

Dieje Paragraphen regeln das Maaß, in welchem bie juriſtiſchen Perfonen zur örtlichen Kirchenfteuer beizu: 
ziehen find. Sie machen die Frage bes Beizugs dieſer Geſellſchaften zur örtlichen Kirchenfteuer von bem Zweck abhängig, 
zu welchem bie Sirchenfteuer erhoben wird. Wird nämlich die örtliche Kirchenftener zur Beftreitung der im 
Artikel 2 Ziff. 2 und 3 genannten Bedürfnilfe, nämlich zur Anfhaffung und Unterhaltung der nad) ben 
Satzungen ober Gebräuchen jeder Kirche für den Pfarrgottesdienft, für Kirchliche Tererlichkeiten der Gemeinde 
und für bie Ausübung ber anberweiten feeljorgerlihen Verrichtungen nöthigen Geräthſchaften und fonftigen 
Erforderniffen , fowie zur Belnbnung der jogenannten niederen Kirhenbedienfteten (Küfter, Organiften ꝛc.) er: 
hoben, jo bleiben die jurifliihen Perfonen befreit von ber örtlichen Kirchenfteuer. Wird dagegen die Steuer 
zur Beftreitung ber Koften für firhlihe Bauten, Artikel 2 Ziffer 1 erhoben, jo können die juriftifchen 
Berjonen mit ihren Grunds, Häufer:, Gefäll:, Gewerb: und Kapitalrentenfteuerfapitalien, jowie Eintommenfteuer: 
anfchlägen, mit demen fie in ben ganz ober theilweife zum Kirchſpiel gehörigen Gemarkungen nad bem Ge— 
meindefteuerfatafter veranlagt find, zur örtlichen Kirchenſteuer beigezogen werden, worüber bie betreffende 
Kirhengemeindevertretung zu entjcheiden hat. Ihr Beizug muß ftatifinden, wenn die örtlihe Kirchenſteuer 
5 von 100 # Gemeinbeftenerfapital überfteigt. 

Die Steuerlapitalin und Eintommensfteueranfchläge der juriftifhen Perfonen find zu den Kirchenbau: 
foften beider Kirchen (ber fatholifhen und proteftantiichen), jedoch für jebe derfelben nur in demjenigen ers 
mäßigten Betrage beizuziehen, welcher bem jeweils durch die jüngfte Volkszählung feftgeftellten Verhältnis ber 
Zahl der Gemarkungseinwohner besjenigen Belenntnifjes, für welches die Kirchenfteuer erhoben wirb, zur Ge 
jammteinwohnerzahl der Gemarkung entipridt. -Beträgt 3. B. in einer Gemarkung, auf welcher für bie fatho- 
liſche Kirche örtliche Kirchenfteuer erhoben wird, die Bevölkerung 7000 und befinden fi) darunter 4000 Katho— 
lifen, jo wird bie in der Gemarkung etwa bomizilirende Aktiengefelihaft nur mit * ihrer bezüglichen Steuer: 
fapitalien und Einkommenſteueranſchläge zur örtlichen Kirchenfteuer beigezogen: Cine weitere Ermäßigung 
im Beizug zur kirchlichen Ortöbefteuerung tritt für die juriſtiſchen Perſonen dann ein, wenn fid mehrere Kirch— 
jpiele eines Belenntniffes auf eine und diefelbe Gemarkung erftreden. In diefem Falle ermäßigen ſich bie 
Stenerfapitalien und Einkommensſteueranſchläge in dem Verhältniß, in welchem bie Zahl der bem betreffenden 
Kirchſpiel zugetheilten zur Geſammtzahl der befenntnigangehörigen Gemarkungseinwohner ftehen. 
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Veranſchaulichen wir dieſe gejehliche Beftimmung an einem Beiſpiel. 

Die Gemarkung X. enthalte zwei katholiſche Kichipiele. Die Gefammteinwohnerzahl betrage 7000 und 
die Zahl der Katholiten beider Kirchipiele 4000, ferner die Zahl der Katholiken im Kirhipiel A 2500 und 
im Kirchſpiel B 1500. Hieraus ergeben fi als Verhältnißzahlen, mit melden die auf der Gemarkung X. 
ruhenden Steuerlapitalien ac, der juriftiichen Perfonen zu vervielfahen find, wenn im Kirchſpiel A für bie 
kalholiſche Kirche örtliche Kirchenſteuer erhoben wird: 

a) das Verhältniß aller Katholiken (4000) zur gefammten Einwohnerzahl (7000) jomit *r, 
b) das Verhältniß der Katholiken des Kirchſpiels A (2500) zur Gefammtzahl der Katholiken der ganzen 
Gemarkung (4000) jomit 2540. 

Wenn nun eine Altiengejellihaft in der Gemarkung X, mit einem Grund: und Häuferfleuerfapital von 
100000 .# in dem Gemeindefteuerfatafter aufgeführt ift, jo ermäßigt fih im gegebenen Fall das Steuer: 
fapital durch Vervielfahung mit den beiden Verhältnißzahlen von >< *>4o auf 35 714 AH. 

Wenn wir nun übergehen zur Betradtung der Gründe, weldhe den Beizug der juriftiicden Perjonen zur 
örtlichen Kirchenſteuer veranlaßt haben, jo muß allerdings als richtig anerlannt werden, daß dieſer Beizug mit 
dem oberjten Grundſatz des Geſetzes über die örtliche Kirchenfteuer, wornach dieſelbe nur von bekenntnisange— 
börigen phyſiſchen Perfonen erhoben werden fol, nicht im Einklang fteht. Wenn Lie juriftiihen Perfonen gleich: 
wohl in den Kreis ber Kirchenfteuerpflichtigen aufgenommen worden find, jo fteht dies im innigften Zufammen- 
bang mit der geſchichtlichen Entwidelung der kirchlichen Vefteuerung, insbejondere mit den Beitimmungen bes 
Kichenbanediktes vom Jahre 1808. Nah dem $ 26 des Kirchenbauedikts ſollen nämlich die Baukoften für 
Kirchen auf alle von In- und Ausmärkern bejeffene freie und unfreie Güter ohne Unterſchied, die ortöherr- 
lien mit eingerechnet, nad dem jeden Orts üblichen Schatzungsfuß ausgejchlagen werden. Demgemäß wurben 
anfänglid die Grund: und Gefällfleuerkapitalien aller zum Kirchſpiel gehörigen Gemeinbeglieber und jpäler als 
die Gewerbfteuer eingeführt wurde, auch die Gewerbeiteuerkapitalien beim Ausſchlag der Koften für die Kirchen— 
baulichkeiten beigezogen, Nah Einführung der Kapitalrentenfteuer und Eintommenfteuer find auch die Renten: 
feuerfapitalien und die Einkommenſteueranſchläge als beitragspflichtig zu Kirchenbaukoſten behandelt worden. 

Der Sinn, in weldem, wenigäftens jeit 1829, bie Praris den $ 26 bes Kichenbauebiks zur Anmwenbung 
gebracht hat, ift nach den Motiven der Regierungsvorlage dahin jeftzuftellen, daß die auf das Kirchſpiel fallenden 
Kirchenbaukoſten eine Gemarkungslaft derjenigen politiihen Gemeinden bilden, welche zum Kirchſpiel gehören 
und daß dieſe Koften von den betreffenden Gemeinden auf alle Arten von Steuerkapitalien und alle Einfommens: 
fteueranjchläge, welche zur Gemeinbebefteuerung beigezuogen werden, nad) dem Maafftab umgulegen find, mwelder 
für die Umlegung des Aufwands für die Bebürfniffe der politiihen Gemeinde gilt. Und eben, weil es fih um 
eine Gemarkungslaft, nicht um eine perlönliche Pflicht der Gemeindeangehörigen handelt, gejchieht die Umlegung 
ohne Rüdfiht auf die perjönlihen Verhältniſſe der Beſitzer der Steuerfapita'ien bezw. Steueranſchläge, insbe: 
ſondere ohne Rüdjiht auf deren religiöfes Bekenntniß, jowie deren Aufenthalt in der Gemeinde oder außerhalb 
derſelben. 

Wiewohl die zur Beſtreitung von Kirchenbaulichkeilen nad dem Kirchenbauedikt vom Jahr 1808 vorge: 
jehenen Kirchſpielsumlagen ihrer Entftehung, ihrem Wejen und Zweck nad kirchlicher Natur find, jo ift die An- 
orbnung und Erhebung derfelben gleihwohl nicht von kirchlichen Organen, jonbern von ber politiihen Gemeinde 
der betreffenden Gemarkung bewirkt worden, weil es an einer entjprechenden kirchlichen Organijation, an einem 
zur Beihlußfaffung über Kirchſpielsumlagen competenten kirchlichen Bertretungsförper gefehlt hat. 

Die Unterftellung ber petitionirenden Aktiengefellihaften, daß die Beſteuerung von Nicht-Konſeſſionsge- 
noffen, alfo auch der juriftiichen: Perjonen bisher (d. h. vor Erlaffung des Gejeges über örtliche Kirchenſteuer) 
unzuläffig war, ift nad) dem Vorgetragenen durchaus unrichtig. Auch die Altiengeſellſchaften waren nad; ber 
auf Grund des Kirchenbauedilts vom Jahr 1808 feftgehaltenen Praxis zur Zahlung von Kirchſpielsumlagen 
für kirchliche Bauten verpflidtet und zwar mit ihren vollen ber Gemeindebefteuerung unter- 
liegenden Steuerfapitalien und Anſchlägen, nidt bloß mit einem Bruchtheil derſelben. 

Bu dem in ber geſchichtlichen Entwidelung ruhenden Grund des Beizugs der juriſtiſchen Verſonen zur 
örtlichen Kirchenbaufteuer fommen noch. eine Reihe von Billigkeitögründen, welche diefen Beizuz rechlfertigen. 
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Erftlih gehören die Aktiengefellfhaften in der Negel zu den fteuerfräftigften Perjonen, bie wohl bie 
Örtliche Kirchenfteuer, zumal in dem bejchräntten Umfang, wie das Geſetz ihn vorfieht, unſchwer tragen können; 
fodann Haben die Aktiengejellihaften an der Erhaltung und dem Neubau kirchlicher Gebäude infofern ein 
Intereffe, als die von ihnen angeftellten Beamten und Arbeiter am kirchlichen Leben theilnehmen und ihre 
fittlic-religiöje Ausbildung vervolltommnen können. Auch die Analogie der befenntnigangehörigen Aus- 
märfer, die ebenfalls beitragspflictig find, obgleidy fie von den Kirchenbauten der betreffenden Gemarkung 
feinen direkten Nuten haben, dürfte für den Beizug der Aftiengejellichaften zur örtlichen Kirchenbauſteuer 
ſprechen. 

Wenn man ſchließlich erwägt, daß das Geſetz über die örtliche Kirchenſteuer erſt ſeit dem Jahr 1888 in 
Kraft getreten und bis jetzt nur in den wenigſten Gemeinden zur Anwendung gekommen iſt, daß man alſo 
nicht in der Lage war, genügende, die Nothwendigkeit einer Geſetzesänderung begründende Erfahrungen zu 
ſammeln, ſo wird man außer Stande ſein, dem Antrag der petitionirenden Aktiengejellichaften beizutreten. 

Auch der weitere von den petitionirenden Gejellihaften geltend gemachte Einwand, daß der Beizug ber 
Aktiengefellihaften zur örtlichen Kirchenbaufteuer, wie jede Befteuerung der Aktiengejellihaften eine Doppelbe- 
fteuerung enthalte, Tann nicht als ftihhaltig erfannt werden, zumal die Aktiengejellihaften auch nad) ben für die 
Staatöbefteuerung maßgebenden Grundſätzen zur Steuer beigezogen werden. Die Frage, ob und in wie weit 
der Beizug der Aktiengejellihaften zur Steuer überhaupt gerechtfertigt jei, ift allgemeiner Natur und kann im 
vorliegenden fall, wo es fih nur um ein bejchränktes, in den bier in Betracht fommenden Richtungen auf die 
Grundjäße der flaatlichen Befteuerung aufgebautes Steuergebiet handelt, füglich unerörtert bleiben. 

Wenn jodann die Petition der Anficht Ausdruck gibt, es durchbreche der Beizug der Altiengeſellſchaften 
zur Kirchenbauſteuer den Fundamentalſatz des Gejehes vom 9. Oktober 1860, welcher die Freiheit und Gelb: 
ftändigfeit der Kirchen in Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten ausjprede, jo vermögen wir aud) 
diejes Argument nicht für begründet zu erkennen. Das Geſetz über die örtliche Kirchenſteuer gemährt den 
Kirchengemeinden die Möglichkeit, ihre kirchlichen Bedürfniſſe — ſoweit lokale Fondsmittel nicht vorhanden 
find, — im Wege der firhlichen Befteuerung zu decken; dadurd wird an fich die freiheit und Selbſtändigkeit 
der Kirchen in finanzieller Beziehung nicht beeinträchtigt, fondern cher geftärkt; an der Nichtigkeit diefer Auf— 
fafjung ändert es nichts, daß die ftaatliche Geſetzgebung den Kreis der Kirchenftenerpflichtigen und die Boraus- 
jeßungen der Kirchenftenerpflicht beftimmt. 


Ihre Kommiffion ftellt hiernad) den Antrag: ' 


Hohe Kammer wolle bezüglich der vorliegenden Petition den Heber: 
gang zur Tagesordnung bejdhließen. 
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Beilage zum PrototoH der 93. öffentlichen Cigung der zweiten Kammer vom 17. Juni 1392, 


Bericht 


der 


Kommiffion der zweiten Kammer 


zur Berathung des Gejeh-Entwurfs, betreffend die theilweije Ab— 

änderung der Gemeinde: und Städteordnung, über den diejer Kom— 

mifjion überwieſenen Antrag der Abgeordneten Schumann und Ge: 
noffen auf Abändernug der Gemeindeordnung von 1890. 


Gritattet von dem Abgeordneten Wilckens. 





Der vorliegende Antrag der Abgeordneten Schumann und Senojien, wornach das Gejeg vom 22. Juni 
1890, die theilweife Abänderung der Gemeindeordnung betreffend, im einigen Punkten einer Aenderung unters 
zogen werden joll, beziwedt im Wejentlichen, in deujenigen, nicht unter die Städtenrdnung fallenden Etadt- und 
Landgemeinden, welche nach dem Ergebnijie der 1885er Volkszählung 500 Einwohner erreicht haben oder aber 
diefe Zahl bei einer fpäteren Volkszählung erreichen, Die früher in Geltung gewejenen Beſtimmungen, wornach 
der Bürgermeiiter und die Semeinderäthe unmittelbar von den Gemeindebürgern gewählt wurden, und wornach 
für die Wahl des Bürgerausichufies drei Klaſſen vorhanden waren, umd zwar die erite beitchend aus den 
Höchitbeftenerten und ein Sechstel der Bürgerjchaft umfaſſend, die zweite bejtehend aus den Mittelbeitcuerten 
und zwei Scchstel der Bürgerjchaft umfafiend, Die dritte beitehend aus den Niederitbejteierten und drei Sechstel 
der PVürgerjchuft umfaſſend, mit der Maßgabe wiederherzuitellen, dab nicht bloß die früheren Gemeindebürger, 
jondern auch die neuen Glemente, welche durch das auf dem legten Yandtage gutgeheigene Gejch zur Theils 
nahme an der Gemeindeverwaltung und Gemeindevertretung zugelajjien wurden und auf die unten noch zurüds 
zufommen jein wird, wahlberechtiat fein jollen. Weiterhin jtrebt der Schumann’sche Antrag an, dak in den in 
Frage stehenden Gemeinden das Amt des Bürgermeiſters wieder, wie früher, ſechs Jahre dauern joll, während 
es nach dem 1890er Gemeindegeſetz eine Dauer von neun Jahren hat. Endlich joll nad) dem Vorſchlage der 
Abgeorducten Schumann und Genoſſen die jet geltende Bejtimmung, wornach das Wahlrecht der Gemeinde 
bürger rubt, welche zur Entrichtung einer ordentlichen direkten Staatsſteuer im Großherzogthum micht verpflichtet 
find, geftrichen werden, 

Was jpeziell den letzten Vorſchlag anbelangt, jo ift er offenbar der am wenigſten cingreifende, Gr wird 
deßhalb eingebracht, weil angeblich eine Härte darin liegt, daß Leute, mamentlicy in ländlichen Gemeinden, in 
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Folge des Umitandes, dad fie ihr ganzes Vermögen an ihre Kinder abgegeben, ihre Erfahrungen im Interefje 
der Gemeinde nicht mehr Sollen nugbar machen können, weil eben, imiolanne ſie zu einer ordentlichen direlten 
Slaatsſleuer nicht verpftichtet ſind, ihr Wahlrecht rule. Die deßfallſige Beſtimmung ift feiner Zeit in das Geſetz 
aus dem runde hereingekommen, weil man der Meinung war, daß von den Birgen, welche Einfluß auf die 
(emeindeverwaltung an üben wollen, für die Nusubung des Wahlrechts im Weſentlichen das zu verlangen jei, 
was im der Erädieorinung amadezu zum Erwerb wie jur Erhaltung des Bürgerretts überhaupt 
vorausgeſetzt werd. und daß, wie nach dem VBürgerrechtsgejeb der Befip eines den Unterhalt emer Familie 
jichernden Bermönen> oder Nuhrungsziweigs den Antritt des Bürgerrechus bedinze, auch die Ansübung Des 
Bürgerrechts durd; Iheilnahme an den Wahlen an den Beſit mindeſtens eines ſteuerbaren Vermögens ober 
Einfommens geknüpft werden müſſe. Dieje Erwägung dürfte auch jet no.h zutrefſend ſein, und es ſcheint 
ei; halb zu einem Strich des $ 9b, Abſatz 4 Ziffer 2 ein Hinreichender Gruud wicht vor,uliegen. 

Bon größerer Bedentung iſt der Vorfchlag in Betreff der Amtsdauer der Bürgermeiſter. Die Groß— 
herzogliche Regierung hat auf dem lebten Landtage ihren Antrag, dieſe Amtsdaner von jechs Jahren auf 
neun Jahre zu verlängern, wejentlich damit begründet, daß der Zeitraum von ſechs Jabren bei den hoben 
Anforderungen an Yeiftungsfähigteit, Geſetzeslenntniß, Gejchäfts» und Yebenseriahrung des Gemeinde: 
vorjtandes, wenn es fich um die Beſtimmung jeiner Amtsdauer handle, als zu kurz erſcheine und daß eine 
Ausdehnung derjelben auf neun Iabre im Intereſſe der Erreichung einer gewiſſen Kontinnität im Gemeinde 
leben nothiwendig jei. Im der Konmiſſion der zweiten Sommer jand dieſer Vorſchlag die Zuſtimmung ver 
Mehrheit nicht. Die letztere machte gellend, es werde, wenn man die Amtsdauer der Bürgermeiſier au 
neun Jahre verlängere, ſchwer ſein, für das Amt des Bürgermeiſters noh Wanner zu gewinnen, welche 
bereit ſeien, das verantwortungsvolle Amt auf die Dauer von neun Jahren zu übernehmen. Auch ſei es 
wünjchenswerih, nach jweimaliger Erneuerung des Bürgerausſchuſſes Den Mitgliedern desjelben Gelegenhei 
zu geben, dem Vertrauen oder Mißfallen dem Gemeindevoritand gegenüber Ausorud zu verleihen, und war 
um jo mehr, als es jehwierig jet, einen mipliebigen, ungeeigneten, Bürgermeitier im Dienfipolizei- Wege zu 
befeitigen. Die bevorjichende Wiederwahl werte ein Sporn fein zu tüchtiger Amtsführung, um wieder 
gewählt zu werden. Tie Etatifiit beweiſe, daß tüchtige Dürgermeifier in großer Zahl wiedergewählt worden 
jeien, und es empfehle jich daher, an der Dienſtzeit von ſechs Jahren feſtzuhalten. Dem gegenüber machte 
die Minorität dir Konmiſſion geltend, die neunjährige Amtsdauer biete bei den hohen Anforderungen, 
welche dermalen an den Gemeindevorſtand gejtellt werden müßten, eine größere Garantie dafür, daß der 
Bürgermeijter, wenn er jich eimmal in den Dienjt eingearbeitet habe, mit größerer Zelbjtändigteit und 
Eicherheit feines Amtes walıe, als wenn er bereits im fünften Dienſtjahre ſchon wieder Die Eventnalität 
jeiner Wiederwahl in Berüdjichtigung ziehen müſſe. Es fei von Bedeutung, da; in dem beweglichen Gefüge 
der ganzen &emeindeveriretung ein Clement ſich befinde, welches gewiſſermaßen die Tradition der Ver— 
waltumgsgrundjäge reprüjentire und von den Einflüfjen der Wahl der Vertretungslörper wicht unmittelbar 
und fofort berührt werde. Die Beſtimmugen der Gemeindeordnung ſeien ausreihhend, um in den Fällen 
in welchen nicht nur nad) Anſicht Kinzelner ver Bürgermeiſter ſich als ungeeignet oder unzuverläjfig er 
wiejen habe, denjelben feines Amtes zu entheben. Aus ven zahlreichen Fällen (658 von 1582}, in welchen 
derjelbe Bürgermeijter wiedergewählt worden, ergebe jich, dak man auch in den Gemeinden auf die 
ruhige, fichere Leitung der Gemeindeangelegenheiten Seitens eines bewährten Bürgermeifters grojen Werth 
lege. Im hohen Haufe ijt jchlichlic; die Anſicht der Minorität der Nommijfion durchgedrungen. Die Re— 
gierungsvorlage wurde durch einen Mehrheitsbeſchluß wieder hergeſtellt und jo iſt denn in den Gemeinden, 
auf welche die 1890er Novelle überhaupt Anwendung findet, die neumjährige Amtsdauer der Bürgermeiſter 
geltendes Necht geworden, 

Man mag nun in diejer Frage eine Anjicht haben, weldje man will — jo viel dürfte jicher fein, dan 
hier weniger eine große Prinzipienfrage, ald vielmehr eine Jwedimäßigleitsivage in Betracht kommt. Die 
Gründe, welche eine längere Amtsdauer des Bürgermeijterd, als diejenige von jechs Jahren, als zwed 
mäßig erjcheinen laſſen, ſind aber jedenfalls in hohem Grade beachtenswerth. Es iſt insbejondere au 
faum zu bejtreiten, daß der Bürgermeiſter, welcher cine längere Amtszeit Hinter ſich hat, der Stasi 

Verhandlungen der 2. Kammer 1891/92. altes Beilageheft. m 
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gegenüber eine viel größere Sicherheit, Umabhängigkeit und Selbjtändigkeit erlangt, als ein Gemeinde: 
vorstand, der nur kurze Zeit im Amte ijt. Auch die Leiftungsfähigkeit eines Bürgermeiſters nimmt zu, je 
länger er ſich im Dienste befindet. Es iſt deshalb nach der Meinung der Mehrheit Ihrer Kommiſſion der- 
malen fein genügender Anlaß geboten, die frage zu ventiliven, ob zu dem früheren Rechtszuſtande, wornach 
die Amtszeit des Bürgermeiſters ſechs Jahre betrug, zurüdzutehren fei. 

Die Mehrheit Ihrer Kommiſſion hat ſich überhaupt von der Nothwendigkeit, die 1890er Gemeindegefeg- 
novelle bereitö jet wieder einer Aenderung zu unterziehen, nicht überzeugen können. 

Es jollte dieſe Novelle, wie fie auf dem lebten Landtage bejchlojjen wurde, die Aufgabe erfüllen, eine 
gleichmäßigere Theilnahme der Einwohner an der Semeindeverwaltung durchzuführen, als jolche bis dahin be— 
ſtanden hatte. Man kann jagen, daß das Geſetz diefe Aufgabe erfüllt hat. Während nämlich nad) ter früheren 
Deiepgebung den jtaatsbürgerlichen Eimvohnern, obwohl fie hinſichtlich der nicht mit dem Bürgergenuß zu— 
jammenhängenden Gemeindelajten die gleiche Behandlung erjubren, wie die Gcmeindebürger, cin maß— 
gebender Einfluß auf die Hemeindeverwaltung micht zuitand, folcher vielmehr lediglich den Gemeinde: 
bürgern eingeräumt war, bat zwar das vor zwei Jahren gutgeheißene Geſetz eine durchgreifende grundſätzliche 
Gleichjtellung der jtaatsbürgerlichen Einwohner mit den Gemeindebürgern, wie jolche jeiner Zeit bezüglich der 
größeren Städte des Landes in ber Schaffung der reinen Eimvohnergemeinde ihren Ausdrud gefunden, injofern 
nicht bewirkt, alö e3 aus Erwägungen fozialpotitifcher Art die alte VBürgergenußgemeinde fortbeitchen ließ, indeß 
immerhin dadurch, daß es dem nicht bürgerlichen Einwohnern unter gewijien Boruusjegungen, welche eine Ge: 
währ dafür zu bieten jchienen, daß die Betreffenden durch Aufenthalt, Erwerbsthätigkeit und Einfommen am 
Beitand der Gemeinde interejiirt jeien, das Wahl- und Wühlbarfeitsrecht übertrug, in Bezug auf die Gleich» 
mähigfeit der Behandlung Derjenigen, welchen die Gemeindelaſten aufgebürdet find, einen wejentlichen Schritt 
vorwärts gethan. 

Die gejeßgebenden Faktoren des Jahres 1890 waren aber darüber einig, daß diefer Schritt nur unter= 
nommen werden fünne, wenn man zugleich Vorkehr im der Richtung treffe, daß cine von jeder lleberſtürzung 
freie, ruhige wirthichaftliche Entwidlung der Gemeinden gefichert werde. Kautelen in diefer Richtung erfchienen 
um jo mehr als angezeigt, ald, wie der von dem Abgeordneten Weber (Stontanz) erjtattete Kommiſſionsbericht 
der zweiten Sammer mit Necht hervorhebt, darüber fein Zweifel beitehen konnte, dab bei der Aufnahme der 
jtaatsbürgerlichen Einwohner in den Gemeindeverband ein ganz neues Element im vielfach erheblicher 
Zahl zur Betheiligung an der Verwaltung der wichtigiten Gcmeindeangelegenheiten und des Vermögens ber 
Gemeinde berufen werde, von welchem nur der fleinere Theil vucch liegenſchaftlichen Befig, Tradition und 
Familienbande jo jehr mit der Gemeinde verwachjen it, daß er auch über das perjünliche Intereſſe hinaus den 
Beitand und die fichere Fortentwiclung der Gemeinde in derjelben Weiſe zu fördern bereit fin wird, wie dies 
bis dahin Seitens des anſäſſigen Bürgerſtandes geichehen. 

Dan glaubte nun auf dem 1800er Landtage in Uebereinſtimmung mit der Großherzuglichen Regierung 
dieje Kautelen darin finden zu müſſen, dafı man, was die Zuſammenſetzung des Bürgerausſchuſſes ſowie 
die Wahl des Gemeinderaths und VBürgermeifters beirifft, Beſtimmungen erließ, welche eine entfprechende 
Vertretung der berechtigten Interefjen zu fichern jcheinen. Es wurde dabei von dem Gedanken ausgegangen, 
daß die Gemeinde eben in erfter Reihe nichts anderes als ein Interejjenverband fei, der ſich aus 
verjchiedenen jozialen Gruppen mit verfchiedenen wirthichaftlichen und geiftigen Interejjen zufammenjege. 
Man nahın an, daß die Aufgabe des Gemeinderegiments zum guten Theile in der gleichmäßigen Wahrung 
diejer verjchiedenen Intereſſen beitehe und daß dieſelben daher aud in der Gemeindeverwaltung gleich— 
mäßig vertreten fein jollten. 

Von diefen Erwägungen ijt man feiner Zeit auc) geleitet geweien, als «8 ſich um die Einführumg 
der Eimwohnergemeinde in den größten Städten des Landes handelte. Sie führten zu der Organifation 
der Semeindeverwaltungen und Gemeindevertretungen, wie folche in der Städteordnung enthalten ift, zu 
einer Organijation, die fich im Weſentlichen bewährt und dazu beigetragen hat, daß jich die größeren Ge— 
meinden des Landes im Großen und Ganzen in glüdlicher, gedeihlicher und harmoniſcher Weiſe entwideln 
und ungehemmt ihre Kräfte entfalten konnten. 


731 


Eine ähnliche Organifation auch für die Gemeinden zu Schaffen, im welchen die nichtbürgerlichen Ein- 
wohner nenerdings zur Theilnahme an der Gemeindeverwaltung herangezogen werben jollten, lag um jo 
näher, als die in diefen Gemeinden unter dem früheren Syſtem gemachten Erfahrungen nicht als bejonders 
günſtig bezeichnet werden können. War es doch bei der großen Anzahl der zur ummittelbaren Mitwirkung 
bei der Wahl der Gemeindebcamten Berechtigten jchon jeither recht jchwer geweſen, die für Die Gemeinde- 
verwaltung geeigneten Männer, an welche von Jahr zu Fahr aröhere Anforderungen herantreten, zu finden 
und insbejondere Wahlen zu Stande bringen, bei denen ruhige, jachliche Erwägungen, nicht aber Rüdjichten 
des Parteigetiiebes, den Ausichlag gaben. Es wurde darauf hingewieſen, daß die Löjung diefer Aufgabe 
in hohem Grade erjchwert und gefährdet werden mähte, wern die Zahl der zur direkten Wahl Berechtigten 
noch weiter, und zwar jo erheblich vermehrt würde, wie dies namentlich in Gemeinden mit indujtriellem Be- 
trieb im Kalle der Hinzunahme der nichtbürgerlihen Einwohner ber Fall geweſen wäre, Dieje Ausdehnung 
des Kreiſes der Berechtigten jchien um jo bedenklicher zu fein, ald man fich jagen mußte, daß nerade Die 
nichtbürgerlichen Einwohner mitunter Schichten angehören, von denen im Hinblid auf ihre wirthichaftliche 
Lage und ihre materiellen Verhältniſſe nicht ohne Weiteres angenommen werden kann, daß fie den Dauern- 
den Inſereſſen der Gemeinde das gleiche Verſtändniß entgegenbringen, wie die an dem geficherten, geord- 
neten Bejtande der Gemeinde vorwiegend betbeiligten Bevölkerungskreiſe. Es konnte auch darüber Fein 
Zweifel obwalten, dak die Mißſtände, welche in verjchiedenen Landestheilen mit der Wahl des Gemeinde- 
raths und namentlich des Bürgermeifters durch ſämmtliche Gemeinbebürger verbunden waren, und wie jolche 
namentlich in anſtößigen Trinfgelagen vor und nach der Wahl zu Tage traten, noch eine weitere erhebliche 
Verſchärfung erfahren hätten, wenn die nichtbürgerlichen Einwohner ohne alles Weitere ebenfalls für wahl- 
berechtigt erklärt worden wären, 

In Berücdiichtigung diefer Momente ijt auf dem legten Landtage bejchloffen worden, in den Ge— 
meinden, auf welche das neue Geſetz überhaupt Anwendung findet, den Kreis der Wahlberechtigten auf die 
nicht bürg.rlichen Eimivohner nur mit der Mahgabe auszudehnen, daß gleichzeitig die Wahl des Bürger: 
meifters umd der Gemeinderäthe dem Bürgerausschug übertragen wurde. Man gab ſich dabei, wie der 
Kommifitonsbericht der zweiten Kammer ausführt, der Hoffnung hin, daß es dem Bürgerausschuß leichter 
und ficherer möglich fein werde, Diejenigen Männer zur Verwaltung der Gemeinde zu berufen, welche das 
Vertrauen ihrer Mitbürger befühen umd durch ihre Selbjtändigfeit, Erfahrung, Begabung und durch ihren 
Semeinjinn Die erforderlichen Bürgſchaften für eine quite Handhabung der Gemeindeverwaltung abgäben, als 
der groh.n Menge der Wähler, welche bei wrgleichem Antereife an dem Wohl der Geſammtgemeinde den 
verſchiedenſten Einflüffen ausgefegt feien. Im Weiteren war man der Meimung, daß überhaupt ver Bürger— 
ausschuß zur Wahl des Bürgermeiſters und der Gemeinderäthe das gecignetite Organ fei. Erjcheine es doch 
als eine natürliche Aufgabe des Vertretungskörpers der Gemeinde, der über die wichtigiten Fragen zu ent- 
ſcheiden berufen ſei, nicht nur eine gewiſſe Kontrole über den Vollzug auszuüben, fondern feinen durch die 
Beichäftigung mit den Gemeinde-Intereſſen geläuterten Einfluß, feine auf die Förderung der bedeutjamjten 
Gemeinde-Aufgaben gerichteten Abfichten auch gerade bei der Wahl der Vollzugs-Organe zum Ausdrud zu 
bringen. 

Bekanntlich bat es jchon auf dem legten Yandtage an Stimmen nicht gefehlt, welche diefen Gedanken 
befämpiten und die Anficht neltend machten, es jei nicht rathjam, den bisherigen Gemeindebürgern das 
birefte Gemwindewahlrecht zu entziehen, wie es auch nicht empfohlen werden könne, die ſtaatsbürgerlichen 
Einwohner mit der indirelten Wahlbere htigung abzufinden. Die Großherzogliche Regierung hat aber da- 
mals auf's Bejtimmtefte erllärt, fie halte die Wahl der Bürgermeijter und der Gemeinderäthe durch den 
Bürger usſchuß für die ſchlechthin unabweisbare Folge der Erweiterung des Kreiſes der Wahl: 
berechtigten. Sei doc, wenn man dad Wahlrecht einfach nur auf die nicht bürgerlichen Einwohner aus- 
dehne, von denen in vielen Gemeinden ein großer, in einzelnen Gemeinden fogar der gröfte Theil den 
Niederjtbeiteuerten angehöre, bei der erschblichen Zahl diejer Elemente, jorwie bei dem Umftande, daß die: 
jelben den Ortsbürgern gegenüber bei einer direkten, auf gleichem Wahlrecht aller Einwohner beruhenden 
Wahl leicht das Uebergewicht erlangen könnten, der rubige Gang der wirthichaftlichen Entwidlung der Ge— 
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meinden für gelährdet zu erachten, für welche Gefährdung die Großherzogliche Negierung keine Berantwor— 
tung übernehmen könne. 

Die Mehrheit dieſes hoben Hauſes hat fich damals den Erwägingen der Großherzoglichen Regierung 
angeichloffen. Sie ift auch, wenigjtens in Bezug auf die Gemeinden von 4000 und mehr Einwohnern, Den 
Vorschlägen beigetreten, welche renierungsfeitig in Bezug auf die bei der Wahl des Bürgerausſchuſſes zu 
Srumde zu Legende Klaſſenbildung gemacht wurden und wonach, wie bei den Städten der Ziödteordnung, 
die erſte Klaſſe, diejenige der Höchiibejtenerten, das erſte Zwölftel, die zweite Klaſſe, diejenige der Mittel: 
bejtenerten, die beiden folgenden Zwölftel und die dritte Klaſſe, diejenige der Niederſtheſteuerten, die übrigen 
neun Zwölftel der Wahlberechtigten umfaſſen follte. Dagegen wurde bei den Gemeinden mit 1000 und 
mehr Einwohnern die Klaffenbildung in der Weife bewirkt, daß die drei Klaſſen das erſte Neuntel, bezw. 
die zwei folgenden Nenntel und endlich die übrigen jechs Neuntel der Wahlberechtigten umfaſſen. Wei den 
Gemeinden von 500 und mehr Eimvohnern iſt cs bei der alten Stlafieneintheilung in das erite Sechstel, 
die zwei folgenden Sechstel und die übrıgen drei Sechstel der Wahlberechtigten geblieben. 

Es darf wohl wegen der Gründe, welche zu Diefer Abweichung von den Regierungsvorſchlägen bin- 
ſichtlich der Klaſſeneintheilung führten, auf den eingehenden Kommiſſionsbericht der zweiten Kammer ver» 
wielen werden. Das Beftreben ging im Allgemeinen dahin, daß der Mitteljtand der Bürger den Schwer— 
punkt in der zweiten Klaſſe bilden und daß derſelbe ansgleichend zwifchen den Höchſt- und Niederjtbeftenerten 
wirken folle, 

Die Klafjeneintheilung am und für fich wird nun auch in dem Echumann'schen Antrage nicht ange» 
fochten. Sie foll vielmehr auch nach Diefem Antrage bejteben bleiben, allerdings nur in der vor dem Nabre 
1890 in der Gemeindeordiumg enthaltenen Abſtufung. 

Es dürfte aber nicht tonfequent jein, wenn man diefe Stlafieneintheilung für dic Wahl des Bürger: 
ansichuffes beftehen, Dagegen den Bürgermeifter und die Gemeinderäthe durch ſämmtliche Wahlberechtigte 
dirett wählen laſſen will. Iſt es überhaupt richtig, dal; die Gemeinde im Wefentlichen als eine Interejien- 
armeinjchaft angejehen und behandelt wird, jo jollten die dehfalljigen Antereffen nicht bloß bei der Mahl 
der Gemeinde-Repräſentanz, jondern auch bei der Wahl des Gemeinderegimentd zum Ausdrud und zur 
Geltung kommen. Weicht man dagegen von dieſem Standpuntte ab und erklärt man bie direfte Wahl des 
Vürgermeiiters und der Gemeinderäthe Durch jümmtliche Wahlberechtigte für das allein Wichtiae, jo ift micht 
recht abzujehen, warum nicht ſchließlich der aleiche Grundiag auch bei den Wahlen in den Bürgerausjchub 
Anwendung finden joll. 

Die Gründe, weiche bei Erlaſſung der 1890er Gemeindeordnungsnovelle ala mahgebend angejehen wurden, 
ind nach Anficht der Mechrheit Ihrer Kommiſſion auch heute noch in vollem Umfange vorhanden, und cs ilt 
diefelbe der Meinung, daß eigentlich neue Sefichtspunlte in dieſer ganzen Frage Zeitens der Herren 
Antragſteller nicht beigebradyt wersen find, Alles Dasjenige, was in der Schumann'ſchen Begründung 
aciagt it, war ſchon anf dem letzten Landtage Gegenjtand eingehender Berathung. Es hat damals in diefem 
hohen Hauſe eine zweitägige Disluiſion Stattgefimden, im weldyer die Sache in longum et latum erörtert 
wurde. Es trat bei inem Anlab ganz der gleiche Segenjaß zu Tage, wie er aller Voransjitt nach auch jetzt 
wiedr ſieh ergeben wird. Die Einen erklärten cs für eine reaftionäre Maßnahme, da man daran benfe, den 
Bürgermeiſter und die Mitglied v Des Gemeinderaths in der Folge nicht mehr unmittelbar durch die Gemeinde— 
bürger, ſondern durch den Bürgerzusſchuß wählen zu Lajjen Sie meinten, es joe dieſe direlle Wahl micht 
nur beibehalten, jondera ann noch der Kreis der Wahlberechtigten ohne Weiters auf die ſtaatsbürgerlichen 
Simvohner ausgedehat werden. Die Anderen erflärten, jür ſie ſei die Verleihung des aktiven und pafliven 
Wahlrechts an die ſaatslbürgerlichm Cimvohner nur annchmbar, falls gleichzeitig die Wahl des Bürgermeiſters 
und der Gemeinderäthe dir Gemeindevertretung übertragen werde, 

Es handelt jich bier um einen (Nenemiog, der nach Sinführumg der 1890er Gemeindeordnungsiovelle auch 
draußen im der Bevölkerung vielfach zur Geltung gekommen iſt. Unſeres Erachteus wird zwar häufig die Uns 
zufriedenheit überjchätt, Die jich in tweiten Kreiſen unjeres Volles in Bezug auf die Beitimmungen des neuen 


eheges geitend gemacht haben joll, Namentlich in den größeren Yandgemeinden ijt man, ſoweit unjere er or 
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fahrungen veichen, mit der Novelle im Durchſchnitt keineswegs unzufrieden, und cs empfinden insbejonderc die 
vielen Taufende jtaatsbürgerlicher Einwohner, die durch das Geſetz die ihnen früher verfagten Rechte erliugt 
haben, dasjelbe als eine Wohlthat. Dagegen ift zuzugeben, dal; jpeziell aus den kleineren Gemeinden ab und 
zu Mlagen über das Geſetz Laut werden, die jich insbejondere gegen das Wahlſyſtem richten. 


Letztere Erſcheinung mag damit zufammenhängen, dat das Geſetz in einer Meihe von Gemeinden ein- 
geführt wurde, im welcher die Zahl der ſtaatsbürgerlichen Eimvohner eine verhältnißmäßig Heine geweſen 
zu jein fcheint. Bekanntlich ging der Vorſchlag der Großherzoglichen Negierung urſprünglich nur dahin, 
das Geſetz auf diejenigen, nicht ımter die Städteordnung fallenden Gemeinden anzuwenden, welche 1000 
oder mehr Einwohner zählten. Die Kommiſſion der zweiten Kammer hat dann aber aus an und für ſich 
durchaus beadhtenswertgen Gründen, die wejentlich darin gipfelten, daß man eine allzu große Verjchieden- 
artigfeit in der Organiſation unferer Gemeinden vermeiden wollte, vorgejchlagen, die erwähnte Zahlengrenze 
auf 500 herabzufegen, und das hohe Haus it diefem Worichlage beigetreten. Vielleicht hat nun aber gerade 
diefe Herabſetzung bewirkt, daß da und dort über das Bedürfniß, welches befriedigt werden jollte, hinaus- 
gegangen wurde, d. h. daß das Geſetz auch in folchen Gemeinden zur Einführung gelangte, in welchen nur 
jo wenige ftaatsbürgerliche Eimwohner vorhanden waren, daß es ſich ihretwegen eigentlich nicht zu lohnen 
jchien, fo weittranende Nenderungen durchzuführen, wie fie die Novelle mit ſich bringt. Ob im diefer Be- 
ziehung wirklich erhebliche Mißſtände vorhanden find, welche eine Intervention des Geſetzgebers nothwendig 
oder doch wünjchnswertb machen, läßt fich aber ohne ein zuverläſſiges und erjchöpfendes Zahlenmaterial, 
welches die in Wetracht fommenden Berhältnifje nach dem nenejten Stande darftellt, mit Sicherheit nicht 
heurtheilen. Immerhin empfehlen wir diefe Dinge der fortgefegten Aufmerkſamkeit der Großherzoglichen 
Regierung, die, falls in erwähnter Hinſicht in der That erhebliche Mißſtände ſich herausſtellen follten, zu 
erwägen haben wird, wie denfelben abzuhelfen und ob in&befondere jpäter eine Aenderung der fraglichen 
Geſetzgebung ind Auge zu faſſen jein dürfte. 

Derartige Aenderungen jet ſchon wieder bei einem Geſetze zu betreiben, welches noch keine genügende 
zeit hatte, jich einzuleben, jcheint uns dagegen nicht augängig zu jein. In vielen Gemeinden haben noch 
nicht eimmal die Vürgermeijter- beziehungsweiſe Gemeinderathswahlen nach dem neuen Geſetze ftattgefunden ; 
es jehlt daſelbſt alfo zur Zeit noch an Erfahrungen darüber, wie ſich die gefeglichen Vorjchriften in Der 
Praxis bewähren. An diefen Vorfchriiten aber zu rütteln, ehe fie nur recht in Vollzug getreten find, 
Icheint uns mit dem Intereſſe einer rubigen und gejunden Weiterentwiclung unjerer Gemeinden nicht ver- 
träglich au jein. 


Die Herren Antıaniteller fagen nun freilich, auf folche Erfahrungen brauche man nicht zu warten. Es 
ſeien ja in Baden ſchon durch die Geſetze von 1837 und 1852, die bis zum Jahre 1870 in Geltung ge— 
ölieben, ähnliche Einſchränkungen, wie man ſie 1890 hejchlojien, eingeführt worden; es hätten fich aber dieſe 
Einſchränkungen als ımerträglich erwiejen und man habe ihnen deshalb im Jahre 1870 ein wohlverdientes 
Ende bereitet. 


Bei dieſer ganzen Argumentation wird aber nicht genügend betont, daß es ſich damals noch um die 
alte Bürnergemeinde handelte, während jet im Wefentlichen die Einwohnergemeinde in Frage fteht. Wie 
ſich die Verhältniſſe unter der Herrichaft der Einwohnergemeinde geftalten, dafür fehlt es, joweit die der 
Städteordnung nicht unterfiehenden Gemeinden in Frage kommen, noch durchaus an den nöthigen Erfah: 
zungen. Man fonnte auch gewiſſe Kautclen, jo lange die engbegrenzte Bürgergemeinde in Betracht fan, für 
entbehrlich halte, die man jetzt als nothwendig anfieht, nachdem es fich um den Uebergang zur Ein- 
wohnergemeinde handelt. Gerade deshalb können aber auch die Zitate, welche in der Schumann’schen Be 
gründung aus früheren Kommiffionsberichten, beziehungsweife Auslaffungen einzelner Abgeoroneter aufgeführt 
jind, hier nicht ohne Weiteres Verwerthung finden. Damals waren eben ganz andere Dinge in Frage, als 
im Jahre 180, und es ift zum Mindejten ſehr zweifelh ft, ob Diejenigen, deren Aeußerungen von den 
Herren Antragftellern angeführt worden, fich in gleichem oder ähnlichem Sinne ausgelprochen haben 
würden, wenn es jich damals jchon um die Eimwohnergemeinde gehandelt hätte. 
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Daß aber fpeziell mit der Einwohnergemeinde Gefahren für die wirthfchaftlihe Entwidlung unferer 
kommunglen Gemeinweſen verbunden find, wenn die ſeßhaften, durch Tradition und Beſitz an dem geordneten 
Beſtand der Gemeinde vorwicgend intereſſirten Bevölferungstheile mehr oder weniger fluftuirenden Elementen 
weichen müſſen, dürfte denn doc, wenn man die realen Verhältniſſe in Betracht zieht und nicht lediqlich 
Theorien folgt, die an und für jich ganz ſchön umd ideal fein mögen, aber im praftifchen Leben keinen feſten 
Boden haben, unverkennbar jein. Es konnte daher der Sprung von der Viürgergemeinde in die Einwohner— 
gemeinde, ſollte er nicht ein Sprung in's Dunkle fein, nur gewagt werden, wenn man gleichzeitig Vorkehr 
in der Richtung traf, daß zwiſchen dem verichiedenartigen, in der neuen Gemeinde zur Geltung kommenden 
Elementen ein entiprechender Ausaleich bergeftellt wurde. 

Die Mehrheit Ihrer Kommiſſfon ift unter dieſen Umſtänden zu dem Antrag gelangt: 

„Das hohe Haus welle den Antrag der Abgeordneten Schumann umd 
Senojjen anf Abänderung der Gemeindeordnung von 1890 ablehnen." 
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Beilage zum Prototoll der 95. öffentlichen Sigung der zweiten Kammer vom 20. Juni 1892, 


Beridt 


der 


Geichäftsordnungs-Kommiffion der zweiten Kammer 
über Die 


Aufſuchung proviforischer Gejege. 


Erftattet von dem Mbgeordneten Lauck. 


Die genannte Kommi fion hat die in den Wegiftern der Ceicge?- umd Verordnungsblätter vom Jahre 
1890 und 1891 verzeichneten, in den Jahren 1590 und 1891 erlajienen, beziehungsweije befannt gemachten 
Staatöverträge und fonjtigen jtaatlichen Bereinbarungen, landesherrlichen Verordnungen und Verordnungen 
der Ministerien, fowie die Bekanntmachungen der denſelben unterjtellten Mittelſtellen, ſoweit dieielben nicht 
ausſchließlich den Wollzug von Meichögejegen hetrefſen, einer Durchficht und zum Theil einer Erörterung 
unterzogen und zwar in der Richtung, ob deren Beſtimmungen nicht in das Zuſtimmungsrecht der Yand- 
ftände eingreifen. 

Das Ergebniß diefer Erörterungen wird in zFolgendem zuſammengefaßt: 

1. Der $ 4 der Verordmung des Großherzoglichen Minifteriums des Innern vom 26. Mai 1890, die 
Farrenhaltung betreffend (Geſetzes- und Verordnumasblatt Seite 320), enthält folgende Bejtimmung: 

„Die Gemeindefarren werden auf Kujten der Gemeinde angelauft und Dürfen von der Ge- 

meinde nur im Fall eingetretener Zudtuntauglichfeit veräußert werden" x. 

Die hierin liegende Beſchränkung der Veräußerungsbefugniß der Gemeinden in Beziegung auf beweg- 
liches Gemeindevermögen hat eine gejegliche Bejtimmung zur Grundlage weder im Sejeg vom 20. Februar 
1890, die Verwendung von Zuchtfarren betreffend (Gejeges- und Verordnungsblatt Seite 123), noch im 
Geſetz vom 3. Auguft 1837, die Ablöjung der Fafelviehlajt betreffend (Negierungsblatt Seite 206), zu deren 
Vollzug die Verordnung vom 26. Mai 1890 erlofjen worden ift. 

Gedachte Beſchränkung verjtößt andererjeit3 direft gegen die Beitimmung des $ 138 der Gemeinde- 
ordnung, wornach der Giemeinderath über die Veräußerung und Vertaufchung eines beweglichen Vermögens 
uneingefchräntt bejchliegen lann. 

Wollte von diefem Grundjag eine Ausnahme jtatuirt werden, wie dies in der gedachten Vollzugsver— 
ordnung gejchieht, jo kann dies nur im Geſetzesweg herbeigeführt werben. 

Ihre Kommijfion ftellt unter Bezug auf $ 67 der Verfaſſung eriter Abjay den 


Antrag: 

Großherzogliche Negierung ſei zu erſuchen, die Beftimmung des $ 4 
der Verordnung dom 26. Mai 1890, infoweit den Gemeinden unterjagt 
wird, Semeindefarren, die noch zucdttauglich find, zu veräußern, außer 
Wirkſamkeit zu jegen. 
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2. Unter'm 13. Januar 1890 haben die Großherzogliche Steuerdireftion (verg!. deren Verorbnnngsblatt 
Seit: 12) und Großherzogliche Zulldiretion (Verordnungsblatt derjelben Seite 62) unter Bezug auf $ 21 
des Beamtengeſetzes und 5 2 Abſatz 2 der Gehaltsordnung gleichlautende Bekanntmachungen erlajien, 
wel e bejagen: . 

„Huch wo die Verwilligung einer Zulage von der zuftändigen Behörde bereits ausgefprochen ift, 
hat die Eröffnung hierüber zu unterbleiben, jobald inzwijchen ein Umſtand eingetreten iſt, welcher 
(nadı dem Vorftehenden) eine Zulageverwilligung zweifelhaft erſcheinen läht. Die Sroßherzoglichen 
Bezirkäftellen werden angewiejen, in Fällen diejer Art die Eröffnung der Zulageverwilligung zu unter- 
laſſen und alsbald hierüber entjprechend anher zu berichten. 

Eine ähnliche Bekanntmachung bat die Großherzogliche Generaldireltion der Badischen Eiienbahnen 
unter'm 20. Jannar 1890 erlajjen. (Vergleiche deren VBerordnungs-Blatt vom Jahre 1510 Eeite 15). 


Es jiel Ihrer Kommiffion auf, daß lediglich dem Großherzoglichen Finanzminiſterium unterzeordnete 
Erlen jolche Bekanntmachungen erlajfen haben, — dab bei den anderen Minifterien in jchriftlichen Erlaſſen 
ähnliches angeordnet worden it, ijt uns wwenigftens nicht befannt — und urjprünglich von der Meinung 
ausgehend, die Julagebewilligungen würden erjt ganz am Ende der Friſt bejchlofien und nach Ablauf der 
Frift eröffnet, nahm Ihre Kommifjion an, daß man im Nefjort des Finanzminijteriums vielleicht abweichend 
von dem Gebrauch bei den anderen Miniſterien beabfichtige, die durch befriedigende Dienitleiftung ımd tadel- 
freie Verhalten während einer Zulagefrift erdiente Zulage den dem Grofherzoglichen Finanzminifterium 
vnterjtellten Beamten in der Regel auch dann noch zu entziehen, wenn in der Zeit nach Ablauf der Zus 
lagefrift bis zur Eröfinung des Zulagevenvilligungsbefchluffes Beamte jich etwas zu Schulden kommen 
laſſen, was als nicht befriedigende Dienftleiftung, bezichungsweije tadelhaftes Verhalten bezeichnet werden 
Lnnte, während nach Anficht der Kommifjion ein folches Vorkommniß in der Regel erit für die neue 
ulagefrift, die zu Laufen eben begommen hat, von Bedeutung fein follte. 

Die Beſprechung mit der Grofherzoglichen Regierung hat aber ergeben, daß im Reſſort des Grofber: 
soglichen Finanzminifteriums die Bulagebewilligungen der Negel nach ſchon meijt in der Mitte des Leiten 
Monats der Friſt bejchlofjen werden und daß die Eröffnung nad) genereller Vorjchrift ſchon vor Ablauf 
ber Friſt gejchehen foll, jo daß die obigen Bekanntmachungen jehr wohl gerechtfertigt find, weil die Groß— 
herzogliche Regierung felbjtverjtändlich berechtigt ift, falls noch im legten Moment der Zulageftift das 
vienftliche umd fittliche Verhalten eines Beamten Anftände ergibt, eventuell die Zulage jür dieſe Friſt zu 
verjagen. 

Fälle, daß Beamte in der Zeit nach Ablauf der Zulagefriit, aber vor Eröffnung des Zulagever- 
willigungsbejchlufjes fich eine Verſehlung zu Schulden fommen liegen, die eine Zulage fraglich machen, jind 
bis jegt nicht zur Kenntniß Großherzoglichen Finanzminiſteriums gefommen, 

Sollten ſich ſolche ereignen, fo würde die Großherzogliche Negierung nad) ihrer Verficherung eingehend 
und forgfältig prüfen, ob der Einzelfall jo jchwerer Natur iſt, daß er fich rechtjertigen liehe, eine nach $ 21 
des Beamten - Gefeßes und 8 2 Abjat 2 der G.-D. erdiente Zulage nicht zu gewähren. Unter diejen 
Umjtänden muß von einer Beanjtandung der oben zitirten Bekanntmachungen Umgang genommen werden. 


3. Ihre Kommiſſion glaubte anlählich diefes Berichts auf einen Gegenjtand zurüdtommen zu jollen, 
der bereits im Bericht der Gejchäftsordnungstommifjion des legten Landtages, erftattet von dem Abgeordneten 
Freiherrn v. Buol, einer kurzen Erörterung unterzogen worden ijt, nämlich auf den Widerjpruch der Vorſchrift 
des $ 125 der Gejchäjts-Ordnung für die Amtsgerichte als Nechtspolizeibehörden vom 2, September 1889, 
Geſ.— u. B.:Bl. Seite 259 ff., mit den Beitimmungen des $ 4 des Einführungsgejeges zum Gerichtöver: 
faſſungsgeſetz. 

Die Geſchäftsordnungstommiſſion des legten Landtages glaubte der Großherzoglichen Regierung 
(Großherzogliches Juftizminifterium), welche fich mit der Beanjtandung des $ 125 genannter Gejchäftsord- 
nung für die Amtsgerichte einverjtanden erllärt hatte, die anderweite, nicht gegen ein Reichsgeſetz verjiogende 
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Regelung der Angelegenheit überlafien zu jollen und dieſer Ansicht ſchloß jich Dieies hohe Haus in der 
76. öffentlichen Eikimg vom 14. Juni 1890 ohne Disfuffion an. 

Diele anderweite Regelung it bis heute nicht erfolgt, was Ihre Nommillion veranlaht, Folgendes 
vorzutronen: 

Die Feitiegung der Erbichafts- und Schentungsjtenern, ſowie der Liegenichaftsacciie ging nach Aufhebung 
unferer Amtsreviſorate auf die Serichtänotare über. 

Die Serichtängtariatäordnung vom Jahr 1879 enthielt in S 3 Ablag 2 die Beſtimmung: 

„Die Öerichtänotare find ferner verpflichtet, die Liegenſchafts- Schenkungs- und Erbjchaftsacciie 
feſtzuſetzen. Für die Bejorgung diejes Geſchäfts bei den Amtsgerichten, denen kein Gerichtänotar beis 
gegeben iit, wird bejondere Anordnung getroffen werden.“ 

Man erwartete Damals in den betheiliaten Kreifen allgemein eine Anordnung dahin, daß bei den nur 
mi Nichtern bejegten Amtögerichten die Bezirtöfinanzbehörden mit der Konſtatirung bejagter Abgaben be: 
traut würden. 

Statt deſſen erſchien eine Bekanntmachung des Grofherzoglichen Juſtizminiſteriums vom 19. September 
1879, Geh u. V.Bl. Seite 729, wonadı bis auf weitere Verfügung die Feſtſetzung der Liegenichaftss, 
Schenkungs- und Erbſchaftsacciſe bei den Amtögerichten, welchen kein Gerichtsnotar beigegeben iſt, durch den 
Amtsrichter beiorgt werden ſoll, welcher die freiwillige Gerichtäbarfeit verwaltet. 

An die Stelle Iegterer Anordnung trat mit Erlaffung der Nechtöpolizeiordnung vom 2. November 1889 
die Beſtimmung des 8 125 dajelbit, weiche bejaat: 

„Den Amtdgerichten iſt bis auf Weitered auch die Keitiegung der Liegenſchafts-, Schenfungs- 
und Erbjichaftäaccife übertragen." 

Diefe Beitimmung entbehrt einerfeits jeder geicglichen (Srundlage auf dem Gebiet des badiichen Landes— 
rechts, und steht andererjeit3 ebenjo wie die angei. hrte Bekanntmachung des Großherzoglichen Juſtizminiſte— 
riums vom Jahre 1879 im Widerſpruch mit & 4 des R-E. G. zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz, welcher verfügt: 

„Durch die Vorichriften des Gerichtäverfafiungsgefeges über die Zuſtändigkeit der Behörden wird 
die Landesgeſetzgebung nicht aehindert, den betreffenden Landesbehörden jede andere Art von Gerichts— 
barteit, jowie Gejchäfte der Nuitizverwaltung zu überragen. Andere Gegenstände 
der Verwaltung dürfen den ordentlichen Gerichten nicht übertragen werden." 
Die Tragweite des S 4 geben die Motive zum Regierungsentwurf volljtändig mit den folaenden 

Worten: 

„Die Beitimmung in $ 4 iſt eine Konſequenz davon, daß das Gerichtsverfaſſungsgeſetz mur bie 
ordentliche ftreitige Gerichtäbarteit regelt und jich der Frage gegenüber, ob und welche Geichäfte font 
noch den Juſtizbehörden zu übertragen find, indifferent verhält. Der Entwurf (auch das Geſetz) bes 
ſchränkt jedoch die Verwaltungsangelegenbeiten, welche den im Gerichtäverfajjungsgeieg geordneten 
Yandesbehörden, d. h. den ordentlichen Gerichten und der Staatdanwaltichaft übertragen werden können, 
auf Geichäfte der Iujtizverwaltung und bringt hiedurch für die ordentliche ſtreitige Serichtäbarteit 
den Grundiag der Trennung der Juſtiz von der Verwaltung zum bejonderen Aus— 
drud. Dadurch ift nicht ausgeſchloſſen, daß auc andere Berwaltimgsjachen, zwar nicht den Juſtiz— 
behörden ala jolchen, wohl aber Mitgliedern diefer Behörden ausnahmsweise übertragen 
werden können.“ 

Die leptbezeichnete ausnahmsweije Uebertragung von anderen als Juftizverwaltungsaejchäfte an ein- 
zelne Mitglieder ordentlicher Gerichte wurde in der 119, Sigung der Juſtizkommiſſion des Neichdtags damit 
motivirt, dah auf den Kleinen jchleswig-boliteinischen Inſeln, welde im Winter nicht jelten ohne jede Ver— 
bindung mit dem Feſtland ſeien, die Berwaltungsgejchäfte den Amtsrichtern übertragen werden mülien, da 
man nicht auch noch einen Verwaltungsbeamten auf die Inſel jchiden könne, Für ſolche und ähnliche ganz 
ausnahmsweije Bedürfnikfälle wurde dann der legte Sat der Negierungsmotive zugeitanden. 

Der Vorbehalt rein perjönlicher Uebertragung von anderen Gegenditänden der Verwaltung, die nicht 
zur Jujtigverwalting gehören, ift auch von Seiten des Reichsſstags anerfannt worden. 

Verbandlumgen der 2, Kammer 1891/92, 41es Beilngeheft. v3 
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Um einen jolchen Vorbehalt handelt es fich indejien bier nicht, da $ 125 der Nechtspolizeiordnung 
den Juſtizbehörden (Amtsgerichten), als ſolchen das Aceiskonſtatirungsgeſchäft inftitutiv überträgt und 
nicht einzelnen richterlichen Beamten. 

Indejien wäre auch die llebertragung diefer Art von Gefchäften im Weg der Perſonalunion an 
beitimmte Amtsrichter nicht angängig, weil die VWorausjegungen, unter denen eine Uebertragung von 
Verwaltungsgeichäften an Richter zulälfig jind — ganz ausnahmsweiſe Bedürfnißfälle, wie fie die Juſtiz— 
kommiſſion des Reichstags bezeichnete — nicht vorliegen. 

Das; die Konſtatirung der Acciſe an jich kein Geichäft der Jujtizverwaltung ift, Liegt auf der Hand. 

Die betreffende Abgabe (Verkehrsjtener) kann weder theoretiich umter den Begriff der Nechtspolizei- 
gebühren jubjumirt werden, nod wird fie praftiich im Staatsvoranſchlag unter diejen Gebühren aufgeführt. 
Sie erjcheint vielmehr im Budget unter dem Titel der „indirekten Steuern" unter den Einnahmen der 
Steuerverwaltung, zu deren Verwaltung nicht blos die Erhebung, fondern auch die Feſtſetzung der Accije, 
als einer indirekten Steuer gehört. 

Demgemäh ericheint auch die Großherzogliche Stenerdirektion in Rückſicht auf dieſes Geſchäft als die 
den Amtsgerichten unmittelbar vorgeießte Dienftbehörde, welche in Einzelerlafjjen für den jpeziellen Fall In— 
ftruftionen, Aufträge und Anweiſungen ertheilt, und da und dort mac) erfolgter periodijcher Prüfung des 
Hcciökonftatirungsgeichäits bei einzelnen Aintsgerichten in ſehr umfaſſenden Bejcheiden Anordnungen wegen 
Nüderjag und Nacherhebung trifft, zu deren Vollzug manche Amtsrichter, wollten fie dieſe Anordnungen 
unterbrochen erledigen und daneben nur die allerdringenditen Justizgeihäfte beforgen, mehrere Wochen 
Zeit brauchen würden. ; 

Solche Beicheide der vorgejegten Finanzbehörde ermangeln nicht, dem Richter Nechtsbelehrungen zu 
ertheilen umd nehmen andererfeit3 jeine Dienite in Anjpruch, um der Steuerbehörde indirekte Steuern bei» 
treiben zu helfen. 

Ihre Kommiſſion war leider nicht in der Lage, bis zur FFertigjtellung dieſes Bericht3 und beziehungs- 
weife bis heute die längit und dringend durch Vermittlung des Großberzoglichen Juſtizminiſteriums er— 
betenen Alten der Großherzoglichen Steuerdireltion über einige derartige Dienitprüfungen bei größeren 
Amtögerichten erhalten zu lönnen, um Ihnen hierüber eingehendere Mittheilungen zu machen. 

Die Trennung der Juſtiz von der Verwaltung, welche jchon die badifche Gerichtöverfaffung vom 
Jahre 1864 proflamirt hat, und welche $ 4 des Reichs-Einführungs-Geſetzes zur deutſchen Gerichtsverfafiung 
janktionirt, ijt im diefer Hinficht bei uns nicht durchgeführt umd die verfaffungsmäßige Unabhängigkeit der 
Gerichte ift durch den $ 125 der Rechts-Polizei-Ordnung, weil er den Amtögerichten ein Gejchäft der yinanz- 
verwaltung auferlegt und damit die Amtögerichte nebenbei der Großherzoglichen Steuer-Direltion als einer 
unmittelbar vorgejegten Dienjtbehörde unterſtellt, alterirt. 

Seitens eined Mitglieds der Kommiſſion wurde darauf bingewiejen, daß Zwedmäßigfeitsgriünde für 
die Uebertragung der Acciſe-Feſtſetzung an die Amtsgerichte jprächen, der Umstand nämlich, daß Die 
Urkunden, aus denen fich die Steuerpflicht ergebe, bei den Amtögerichten aufbewahrt werden, daß die Amts— 
gerichte zudem die große Mehrzahl diefer Urkunden auf ihre Nechtserfordernifje zu prüfen hätten, wobei eine 
Prüfung der Accispflichtigkeit ohne Mühe nebenher gehen könne und daß zivilrechtliche Kenntnijje zur Au— 
wendung des Accisgejeges nöthig jeien. Allein Zwedmäpigkeitögründe können bei der Behandlung diejer 
Sache Angejichtd eined verbietenden Reichsgeſetzes abjolut nicht in Betracht kommen. 

Ebendeßhalb haben in den meisten und größten deutjchen Staaten die Gerichte mit der Feitjegung der 
Acciſe fich nicht zu befajien. Nur Württemberg, Sachjen-Weimar, Koburg, Reuß jüngere Linie, Schwarz: 
burg-Eondershaufen und Medlenburg- Schwerin bedienen ich bezüglih der Erbſchafts- und Schenkungs— 
jteuer der Mitwirkung der Gerichte. 

Was die augenblidliche Stellwig der Großherzoglichen Regierung zur Frage der Mcciskonftatirung 
betrifft, jo wurd: Ihrer Kommiſſion die jchriftliche Mittyeilung, daß zwijchen den beiden Minifterien der 
Justiz und der Finanzen in der Sache Meinungsverjchiedenheiten bejtehen, daß das Finanzminiftertum ins— 
bejondere ernitliche Zweifel darüber hege, ob es möglich jein werde, ohne eine dDurchgreifende, mit nicht un— 
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erheblichen Koiten verknüpfte Orgamilationsänderung einer Uebertragung des Accisanjaged von den Gerichten 
auf die Finanztehörden näher zu treten, und daß die Meinungsverichiedenheit zunächſt im Großherzoglichen 
Staatdministerium zum Nustrag zu bringen jein werde; die Erledigung der Sache jei nicht dringlich, da 
gegen den beitehenden Zuſtand, dem ähnliche Verhältniſſe in Württemberg zur Seite ftünden, Seitens des 
Neichsjuftizamts Bedenken bisher nicht erhoben worden jeien; die Regierung gedenfe bi zum nächiten Land» 
tag die Erörterung zur Entjcheidung zu bringen. 

Der von Grofherzoglichem Finanzminiſterium ausgejprochene Zweifel ericheint Ihrer Kommiſſion nicht 
gerechtfertigt zu fein. Wir verinögen nicht einzujehen, daß eine Organifationsänderung in der von und ans 
geftrebten Richtung mit nicht unerheblihen Koſten verknüpft jein follte, 

So gut wie die Aktuare der freiwilligen Gerichtöbarfeit neben ihren jonjtigen Dienjtgejchäften bei den 
Kauf und Taufchbriefen nad) Maßgabe einer Tabelle unter Aufficht des Amtsrichterd die Accife vermerken 
und in das Weccisregiiter eintragen fönnen, jo gut vermögen die die Finanzaſſiſtenten bezw. Gehilfen 
unter der Aufficht der Bezirksfinanzbeamten, welch' letztere nach ihrer alademijchen Vorbildung ſich die 
nöthigen zivilrechtlichen Kenntnifie erworben haben müfjen. 


Soweit die Erbichaftd- und Schentungsaccife in Betracht kommt, würden die Notare, wie feither, im 
Geſchäft jelbit die Accije berechnen, und dieje Berechnung zu prüfen würde für die fameraliftifch gebildeten 
Beamten der Bezirkäfinanzitellen feine fchwere Aufgabe jein. Bei jchwierigen Fällen können fie jih um 
Auskunft ebenjogut an die Großherzogliche Steuerdireltion wenden, wie dies bisweilen von den Amts— 
gerichten geichieht. 

Zum Zwed obiger Gejtäfte wären die betreffenden Aktenjtüde jeweild vom Amtsgericht beziehungs- 
weiſe Notar der Bezirksfinanzſtelle mitzutheilen, ehe fie der amtögerichtlichen Regiitratur einverleibt werden. 

Soweit bei Veränderungen in der Theilhaberichaft bei Handelsgejchäften eine Accispflichtigkeit im 
Frage fommen fann, wären den Finanzſtellen Auszüge aus dem Handelsregiſter beziehungsweife dejjen 
Beilagen zu übermitteln und es würde gerade in Iehterer Beziehung gewiß viel pafiender erjcheinen, daß 
die Steuerbehörde nachforſcht, ob anläßlich jolcher Veränderungen eine Accispflicht eingetreten ift, als das 
Gericht. ’ 

Bezüglid) des Anjages der Kaufe und Tauſchacciſe wollte ſchon die Juftiztommifjion diejes hohen 
Haufes vom Landtag 1877/78 eine geſetzliche Regelung herbeiführen, die der oben mitgetheilten Ansicht 
Ihrer Kommiſſſon entjpricht, indem dieſe Juſtizlommiſſion dem Gejegesentwurf, betreffend die Abänderung 
von Beitimmungen der Gejege über die Verwaltung der freiwilligen Gerichtsbarkeit und das Notariat den 
$ 3a einfügte, welcher bejtimmen wollte: 


„Die Kauf und Taujchbriefe werden von den Grundbuch führenden Behörden gefertigt, zur 
Prüfung und Anjegung der Kaufbriefsgebühr dem Amtsgericht vorgelegt, von dieſem behufs 
Erhebung der Accife der zuftändigen Finanzbehörde mitgetheilt, die jie dem 
Erwerber mit der Beurkundung des Accisanjfages zuftellt.“ 


In der Begründung hierzu wird bemerkt, man habe zur Erleichterung der Aıntögerichte den Accisanſatz 
den Finanzbehbrden zugewieſen, die an der Hand einer geeigneten Inſtruktion dieſes Geſchäft mit Sicher— 
heit und Leichtigkeit beſorgen können. 

Der betreffende $ 3a wurde indeſſen von der Juſtizlommiſſion ſelbſt im zweiten Bericht gejtrichen und 
es unterblieb jede gefegliche Regelung der Sache, 

Der Umftand, daß das Neichsjuitizamt bisher gegen die in Baden beliebte Praxis feine Bedenten erhoben 
hat, erjcheint Ihrer Kommiffion, nachdem auf dem legten Landtag die Beanftandung von Großherzoglichem 
Zuftizminiiteruem als zutreffend anerkaunt, Abhilfe aber nicht gefchaffen worden iit, vollitändig unerheblich. 

Nach Anjicht Ihrer Kommiſſion hat auch die zweite Kammer nach dem Geift der badijchen Berfajjung 
(8 67 BVerfafjungsurkunde) das Recht, ihrerjeits auf Abbeftellung eines Zujtandes zu dringen, ber nad) ihrer 
Anficht mit einer reichsgeſetzlichen Beſtimmung im Widerfpruch fteht. 
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Aus diefen Gründen gelanat die Geſchäftsordnungskommiſſien zu dem 
Untrag: 


Großherzogliche Regierung jei zuerſuchen, den $ 125 der Rechtspolizei— 
ordnung vom 2, November 1889 außer Wirfjamfeit zu jegen. 
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